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Aurie ber drei Stänbe. 


Inhalt: 
Die Petition in Betreff der Kölns Minden s Thüringer Berbintungdbahn; Meclas 
mation wegen einer in dem Berichte über eine frühere Sigung Seitens bes 
Sefretariats geftrichenen Aeußerung; Interpellation hinficgtlich der Nichtaufnahıne 
ber in der Derfammlung vorgetragenen Entwürfe ihrer Erklaͤrungen ober Bes 
flüfe in die durch Die Alig. Br. Ztg. zu veröffentlichenden Berichte; Fort⸗ 
fegung. ver Verhandlungen iber die Allerhöchſte Bropofition, die Berkälnifie des 
Juden betreffend; Berathung der einzelnen Paragraphen bed betreffenden 
Gefeh : Entwurfs. 


Die Sitzung begiunt um 10 Uhr, ander Borfiy des Marſchalls 
von Rochow, mit. Berlefung Des Protoloid der vorigen Sigung, 
weiches mad) einer kurzen Bemerlung angenommen with. 

Hs Secretaire fungieren bie Abgeordneten von Bodums 
Dolffe ud Aufchke I. 

ſandiogs Marſchall: Der Abgeordnete von Metternich hai 
das Wort, um eine allgemeine Bemerkung zu machen. 

Abg. von Metternich: Inter den Petitionen, die nach dem 
lehten Veſchluſſe der Vereinigten Kurien zur weiteren Bearbeitung 
m die Abtheilung ber Kurie der drei Stände zurücgelangt ſind, 
befindet fich eine, welche die Unterſtützung ber Köln Minden 
Thüriager Berbindunga⸗Bahn um Gegenfanve hat, von 
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der es überaus wunſchenswerth wäre, wenn dieſe vorzugsweiſe und 
vor Landtagsfchluß zur Berathung und Entſcheidung gebracht würde. 
Ich befcheide mich zwar gern, daß bei der außerorventlid großen 
Maſſe von Material, was uns zur Bearbeitung unerlebigt noch 
vorliegt, es ſchwierig ift, dasjenige herauszulefen, was der Befchleu- 
nigung befonders bedarf. Allein in Bezug auf die Petition, von 
der ich fpreche, hat e8 eine befondere Bewandniß; ed handelt ſich 
darin nicht fowohl um die Unterſtützung einer erft in Ausficht fies 
henden, noch nicht fonzeffionirten Eifenbahn, fondern um die Sub» 
ventionizung eines Unternehmens, was bereitß in der Ausführung 
begriffen ift, eines Unternehmens, das, wenn ihm von ber Regie 
rung nicht die längft gehoffte nöthige Unterftügung zu Theil wird, 
Gefahr Täuft, zu fcheitern. Es ift hier nicht der Ort und die Zeit, 
in die vielfachen Nachtheile näher einzugehen, bie daraus entfprins 
gen würden, wenn das Internehmen fiftirt würde. Aber eines 
Nachtheils muß ich doch erwähnen, jenes nämlich), der dem Lande 
daraus erwachfen mwirde, wenn bemfelben der Arbeits-Verdienſt, 
deffen es augenblidlich mehr ald zu irgend einer andern Zeit bedarf, 
entzogen werden möchte, 

Es if vielleicht Fein Theil der Monarchie, der fo fehr von ver 
Kalamitkt der Theurungsnoth heimgefucht if, wie gerade der SR: 
liche Theil von MWeftphalen, der durch dieſe Verbindungs - Bahn 
durdhfchnitten wird. Ich glaube, daß der hohe Landtag im Sinne 
des neulich zur. Abhülfe der Roth durch Beichaffuug von Arbeitöverbienft 
gefaßten Beſchluſſes wicht zweckentſprechender wirfen könnte, als wen er 
die eingebrachte Petition befürworten moͤchte, welche dahin geht, Se. 
Majeſtät zu bitten, dieſe Eiſenbahn vorzugsweiſe zu unterſtützen. 
Mein Erſuchen geht nun dahin, daß der Herr Marſchall die Ver⸗ 
ſammlung frage, ob es ihr nicht gefallen möchte, dieſe Petition vor- 
zugsweife zur Bearbeitung und Berathang vorzunehmen. 

Sandtage- Merkel: Ich kann darauf mur erwiehern, was id) 
im der geftrigen Sigung auf einen ähnlichen Antrag geantwortet 
‚babe und was in das heute verlefene Protokoll aufgenommen iM, 
nämlich, ‘daß ich, wenn bie jeßige Beratung zu Ende fein wir; 
"Wieienigen Gutachten, welche dann der: Reihefolge nad) au der Ta⸗ 


gesordnung find, bezeichnen werde. Werben alsdann einzelne Ans 
träge darauf gemacht, andere Gutachten früher zur Berathung zu 
beingen, wird dies gefihehen, fobald die hohe Verſammlung ſich da⸗ 
für entfcheidet.. 

Abg. son Metternich: Damit ftelle ich mich zufrieden; ich 
Habe aber nur bitten wollen, daß viefe Arbeit, die jebt an ben 
Ausſchuß zurädgelehrt iR, in dem Ansfchuffe vorzugsweiſe beſchleu⸗ 
nigt werde. 

Sanviags- Marſchall: Die Abtheilungen arbeiten, fo viel ich 
weiß, fehe fleißig; ich Babe ihnen aber Feine Borfchriften zu machen, 
wie fie ihre Gefchäfte einrichten follen; ich kann mich in biefelben 
nicht mifchen und muß es den Heren Dirigenten verfelben überlaflen, 
wie fie dieſelben ordnen wollen, fofern bie hohe Verſammlung nicht 
einen Beſchluß darüber faßt. 

Abg. Freih. von Vinche: ch wollte mir erlauben, in Bezug 
auf den ſtenographiſchen Bericht, der fich in der heutigen Allgem. 
Preuß. Zeitung befindet, eine. Beinerfung zu machen; es betrifft 
das Prototol der Sitzung ver Kurie der drei Stände vom 
Oten d. M. Es if damals ein Mitglied aus Weftphalen aufges 
Banden wab bat allgemeine Bernertungen in Bezug auf einen Bes 
ſchiuß, der in einer früheren Sitzung gefaßt worden ift, gemacht. 
Wergl. Bd. VII. Stänvelurie vom 9. Junt im Anfang.) Dieſer Beſchluß 
betraf die au Se. Majeftät den König zu richtende Bitte, ohne Zuftimmung 
des Vereinigten Landtago Teine Abänderungen in den Verfaſſungsgeſetzen 
vornehmen zw laſſen. Ich hatte mic; damals erhoben und, nachdem 
der Herr Marſchall einige Worte gefagt, mir einige zuſätzliche Ber 
merktungen erlaubt. Ich habe damals gefiigt, daß die Aeußerungen 
des Mitglieves aus Weſtphalen unparlamentarifih find und eine 
Beleidigung ver Berfammlung enthalten. Bei Durchficht des 
fenographifchen Berichts habe Ich das Wort Beleidigung nicht 
gefunden und bafielde am Nande zugefebt.‘ Sch finde aber in ven 
Zeitungen dies Wort nicht aufgenommen. Ich lege auf das Wort 
weiter feinen Werth, Ich muß mic namentlich dagegen verwähren, 
als 0b ich in Betreff jenes Mitgliedes, mit‘ dem ich bie Ehre habe 
genauer hekaunt zu fein, eine Aeußerung bimeinbringen wollte, wo⸗ 


durch für daſſelbe eine empfindliche Berührung entſtehen fünnte. Ich 
habe mir aber bei Durchſicht der flenographifcgen Berichte eins für 
allemal zur ſtrengſten Pflicht gemacht, es mir ſtets genmu au ver 
gegenwärtigen, weldye Worte id) gefprodyen, und das, was ich nicht 
geſprochen habe, zu flreichen, dagegen aber das, was ich gefprochen 
habe, hinzuzufegen, und hierdurch habe id, mich veranlaßt geſehen 
jene Worte binzugufegen. Ich gebe nun zwar zu, daß ben Secre⸗ 
tairen bie Befugniß eingeräumt worden ift, wenn fie verlehenbe 
Bemerkungen in den zu veröffentlichenden Berichten finden, birfelben 
zu ftreichen. Ich muß aber bemerfen: erſtens daß in den erwähn⸗ 
ten Worten nichts Verletendes enthalten ift, und daß ich vielmehr 
nur glanbe, dadurch die Rechte der Verſammlung und ber einzelnen 
Mitglieder gewahrt zu haben, Vom allgemeinen Stanbpunfte aus 
glaube ih dann ferner noch bemerten zu müflen, daß von der Mer 
funmlung bereits die Bitte ausgeſprochen if, jene Beftimmang in 
dem Gefchäfts-Reglement in Wegfall zu bringen, weil die Verſamm⸗ 
lung der Anficht war, daß es angemeflener wire, wenn Miles, was 
hier gefagt wird, mit der Berichtigung abgebrudt würhe, und es 
weit mehr im Intereſſe des angeblich Verlegzten liege, wenn es ge- 
beudt würde, als es zu fireiden. Da auch bei einer anderem 
Veranlafiung von dem Herrn Landtags⸗Marſchall ausgeſprochen 
worben if, daß, wenn dad Gehhäfts- Reglement eine Beſtiumung 
auch noch nicht enthalte, ver Grundſatz doch ſchon im Wege des 
Uſus in Anwendung gebracht werben koͤnnte, und bie Verſemmlung 
dies genehmigt hat, fo glaubte ich aunnehmen zu dürfen, daß im 
vorliegenden Galle eben fo verfahren werben würde. In der Di 
maligen Sitzung haben die Herren Abgeorbneten von Leipziger 
und Dittrich fungiert, und ich muß daher bitten, daß namentlich 
dieſe beiden Herren Serretaire, von denen wahrſcheinlich das Strei⸗ 
hen ausgegangen ift, wenn ich mich in biefer Beziehung nicht 
täufche, fich Fünftig fo etwas nicht wieder geftatten. Ich elle an⸗ 
beim, ob über diefe meine Bewertung weiter verhandelt werben fol, 
weil ich noch eine andere Bemerfung zu madıen habe. 

Abg. von Seipiger: Ich Habe dieſe Aeußerung weder in dem 
ſogenannten Mutter⸗Protokoll noch in dem andern ſtenogtaphifchen 
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Peotokolle gefunden, ich bin ber Rebe ves Herrn von Vincke 
ſehr genau gefolgt, ich erinnerte wid; aber dieſer Arußetung durch 
aus uicht und habe fie mie auch nicht nebirt, obgleich ich mic bet 
feine Rede mehrere Rotigen ‚gemacht hatte. Ich glaube, daß vie Se⸗ 
tretaire verpflichtet firn, Aeußerungen, vie nicht gefproden worden 
ſind, zu: ſtreichen, weun fle.von Den Mitglienern bei ver Korrektur 
Hneingefeht find; da ich nun die Ueberzeugung zu haben glaubte, 
daß die Worte wicht gefprochen waren, ſo habe ich mich für vers 
pflichtet gehalten, fie zu ſtreichen. Babe ich mich geiret, und find 
die Worte gefprodyen worden, fo muß ich mich befcheiven, baß fie 
nachträglich aufgenommen werben, glaube aber nicht, meine Befug⸗ 
niſſe als Secretair überſchritten zu haben. 

Abg. von Mache: Ich muß «8 durchaus in Abrede flellen, daß 
die Worte nicht geſprochen worden ſtnd, und ich würde mir nie 
erlauben eine Bemerkung ia ein Protokoll hinein zu korrigieren, wein 
sch nicht nur die Vefugniß, fondern au Die Verpflichtung hätte, 
die ſtenographtſchen PBeotofolle durchzuſehen, um Allde, was vor 
mir bier gefprodgen: Kt, genau darin niederzulegen, und ich Hätte 
wohl erwarten würfen, daß, wenn Hear don Leipziger Zweifel 
begte, er ſich erft, wie 26 auch früher ſchon einmal gefchelen: iM, 
mit mir in Verbindung gefeht hätte; dan wärde ich ſein Bericht 
niß haben fchärfen und zu dem. Ende allenfalls auf anver⸗ Mitgli 
der mid) berufen können. 

(Mißbilligung.. 

Abg. von Scpsigen: Ich muß bitten, daß die Verſammlung 
enticheide, ob der Gerretait dieſe BVeſagniß habe oder nid. Es IR 
möglich, daß ich mich geirrt habe. Die Befugmiß: fteht aber den 
Secretairen wohl unbedenllich zu, diejenigen won den Nevbnern ge: 
marhten Zufäge, welche Re nach ihrer Ueberzeugung micht geſprochen, 
wieder zu ſtreichen. Sonſt würde die vorgeſchriebene Durchſicht ber 
fſtenographiſchen Protobolle durch die Setretaire gar Sehnen Zweck 
haben; ſo viel Ich mich erianere, ſteht es andy Im Reglement. 

Abg⸗ von Vache: Habe. die Befngniß der Secretaire Im 
Augemeinen nicht beſtritten; ich habe aber ausdrucuich gewünſcht, 
vaß, wenn An: ſolchte ll eintriet, drinn Wie Secretaire die Ge⸗ 





neigcheit haben, ſich wit den Mitgliedern in Vernehmen zu feben, 
denn ich glaube, daß jedem Mitgliede die befle Erinnerung deſſen 
beiwohnt, was es geſprochen hat. Eo wäre gang unmöglich, wenn 
die Serretaite den Gang der Debatie fo verfolgen wollten, um fidh 
Rechenichaft zu geben, ob ein oder zwei Worte geiprochen worden 
find oder nicht. Das Einfachfle, wenn man Jemandem etwas 
ſtreicht oder berichtigt, iſt doch wohl, daß man erſt Ruͤckſprache mit 
ihm nimmt. Das ift die allgemeine Regel für das ganze öffent 
liche Geſchaͤftsleben, daß man Niemanden verurtbeilt, che man 
ihn hört, 

.Abg. son Feipziger: Y glaube kaum, daß den Secretairen in 
foldyen Fällen zugemuthet werben kann, bei allen den Mitgliebern, 
welche gefprochen haben, herumzugehen ober ihmen zu fahreiben, ob 
fie diefe oder jene Aeußerung gethan haben oder nicht. Das wäre 
eine Pflicht, die ich nicht übernehmen möchte, und ich würde dann 
bitten, wich des Amtes eined Secretairs zu emibinden. Wenn ich 
es gelegentlich thun kann, fo thue ich es, das Protefoll ift mir aber 
damals erſt fpät Abends zugeſchickt worden mit der Bitte, es ben 
andern Morgen zeitig dem Herrn Marſchall zuzuſchicken, wie es 
auch geichehen ik, und bielt ich mid) daher nicht für berechtigt, biefe 
Berichte deshalb länger zurückzuhalten. 

Abg. von Winde: Ich würde bitten, daß der Herr Marfchal 
die Güte haben möge, eine allgemeine Beitimmung zu erlaflen, da⸗ 
bin gehend, daß die Serreinire, wenn fie fich veranlaßt fehen, bie 
Bemerkung eines Mitgliedes zu ſtreichen, Rüdfprache mit ibm neh⸗ 
men, denn ed kann Riemandem erwünſcht fein, auf. diefe Weile 
fompromittirt zu werben. , 

Sandtags- Mängel: Jedenfalls muß angenommen werben, daß 
das, was der Herr Secreiair gethan hat, von ihm mit beflem 
Wiffen und Gewiflen gefchehen ſei. Außerdem hat er erilärt, daß, 
wenn er ſich bier geirrt haben folle, es ihm leid thue; ich glaube 
daher, daß in dieſem Halle Die Sache für abgemacht gehalten wer 
den fauı Was eine allgemsiue Beſtiumung barüber betrifft, fo 
babe ich meinerfeits den Grundſatz befolgt, mein Amt bei dieſer 
Gelegenheit als ein gang formelles zu betrachten und eins Super⸗ 
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reviſion der Kontrole der Herren Secretaire nicht vorzunehmen. 
Ich würde es für eine fehr fchiwierige Aufgabe halten, wenn bie 
Herren mit jedem einzelnen Mitglieve Hd) deshalb in Eommunica- 
tion feßen follten. In einzelnen Aällen Baben fie es gethan, aber 
als Regel wird ed von ihnen nicht vertaugt werben fünnen. Zu 
einer ſolchen Beitimmung möchte ich mir kaum die Befugniß zu⸗ 
trauen unb glaube vielmehr, daß es bei der bisherigen Berfahrungds 
weife werde verbleiben müſſen. 

Abg. von Pine; Sch erlaube mir zu dem zweiten Gegen⸗ 
ftande überzugeben. In einer der lebten Siguugen hat es der 
hoben Berfammlung beliebt, zu befchließen, daß die Erklärung der 
Kurie der drei Stände in Beziehung auf die Nichtübereinſimmung 
der früheren mit den jeßigen Gefeßen, welche von einem verehrten 
Abgeordneten der nltmärkifchen Ritterſchaft abgefaßt wurde, nicht 
mit in der Allg. Preuß. Zeitung abgebeudt werben fell. Es 
iſt darauf fpäter beliebt worden, daß den Herren. Secretaiten übers 
lafien werden follte, einzelne Bemerkungen, welche dadurch unver 
ftändlich werden, weil der Entwurf ſelbſt nicht abgebrudt werde, 
aus den Verhandlungen wegzulafien. In Folge deſſen iſt nicht ner 
der Entwurf, ſondern Alles, was über den Eutwurf gefprodgen 
wurde, geflrichen worden. Es fcheint mir aber Doch wünſchens⸗ 
werth, daß in Beziehung auf ſolche Verhandlungen ein allgemeines 
Prinzip aufgeſtellt und nicht in diefem Hall fo und in jenem anders 
verfahren werde. Ich babe nur flüchtig die Zeitungen durchgegan⸗ 
gen, habe aber darin eine. ganze Menge von Erklärungen gefunden, 
weldye hier in extenso verlefen worden find. Es find namentlich 
— und ich habe die Belege mitgebracht — die BVeſchlüſſe in Ber 
ziehung auf bie Erweiterung des ‘Betitionsrechts, ferner bie Ber 
fhlüffe in Beziehung auf den Nothſtand und auch der Beſchluß 
der in Beziehung auf die Aenderung der Geſchaäͤftsordnung gefaßt 
it. Die beiden lebten Beſchlüſſe find fogar in der Zeitung fpäter 
nachgetragen worden. Ich Tann auch Die Gründe, weiche Damals 
dagegen geltend gemacht wurden, durchaus nicht als richtig aner⸗ 
kennen. Es wurde gefagt, der Entwurf könne deshalb nicht abger 
Mudt werben, weil dann Se. Majeftät früher von den Beſclüͤſſen 


Kenntniß erhiekte, als ihm bie Erflärumng auf geſchäftsordnungs⸗ 
mwäßigem Wege zuginge. Se. Majeflät erhalten Kenntniß von allen 
Diskuffionen, welche hier vorkommen, alfo auch von den Befclüflen, 
das liegt in der Deffentlichkeit, welche uns gewährt worden iſt, und 
ich fann darin im mindeften nicht eine Verlegung der Ehrfurcht 
gegen bie geheiligte Perfon des Königs erkennen, um fo weniger, 
als ein ſolcher Entwurf formell nichts if. So lange bie Herren» 
Kurie nicht beigetreten ift, ift er nur ein Verfuch für das flänbifche 
Konkluſum, der möglicyerweife in ver Herren⸗Kurie fehr wichtigen 
Modificationen unterliegen fan, wie das namentlich bei einem fo 
wichtigen Gegenſtande, wie ver, um den es ſich damals handelte, 
nicht unwahrſcheinlich fein möchte. 

Ih fehe nicht ein, warum ein fo wichtiger Befchluß, der für 
das Publifum das höchfte Intereſſe bat, von der Deffentlichfeit aus⸗ 
gefchlofien fein fol, während andere Beichlüfle von minderer Impors 
tanz in bie Allg. Pr. Ztg. aufgenommen worden find. Ich weiß 
nicht, warum wenigſtens biejenigen Bemerkungen nit abgebrudt 
wurben, bie ſich mr auf die allgemeine Motivirung und nid auf 
die einzelnen Worte beziehen. Die früheren Zeitungen ergeben, daß 
auch, wenn bie Erklärungen felbft einmal nicht aufgenommen wur⸗ 
den, doch die Darüber gemachten Bemerkungen ſtets vollſtaͤndig aufs 
genommen worden find. Ich glaube darum, baß die Herren Serre- 
taire in dieſer Beziehung ihre Aufgabe nicht recht aufgefaßt haben; 
es ſcheint mir, daß ein gleichmäßiger Grundſatz in Beziehung auf 
die Behandlung der Sache nicht befolgt worden iſt. Ich hätte ſehr 
gewwinfcht, daß bei der großen Unparteilichkeit, womit das Mitglied 
ber alimaͤrkiſchen Ritterſchaft fich dem Meferate unterzogen hat, und 
bei der Anerfennung ver Bortrefflichfeit ver Kaflung, das Gutachten 
ano das von der entgegengefebten Fraction gezollte Anerfenniniß ver 
Oeffentlichkeit nicht entzogen worden wäre, um namentlich barzule- 
gen, daß ungeachtet der verſchiedenen politifchen Anfichten, bie hier 
Ihre Bertretung gefunden haben, der Geiſt der parlamentarifdhen 
Schicklichkeit, der Eimtracht und der gegenfeltigen Anerkennung ver 
Geſtunungen biefe Verſammlung befeelt. Ich will daher anheimges 
ben, ob der Herr Marſchall nicht vielleicht Veranlaffung nehmen 
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wit, eine Beftimmung zu treffen, daß nach gleichen Prinzipien in 
einem ähnlichen Falle verfahren werbe. | 

AMandtags -Marſchall: Meinerfeits hatte ich nicht das mindeſte 
Dedenfen gegen den Abdruck. Er ift bios darum nicht erfolgt, weil 
die hohe Verſammlung befchloffen hat, daß dies nicht gefchehen folk 
Die Regel ift, daß Alles, was bier verhandelt wird, gebrudt wird; 
nur wo die Verfammlung einen anderen Beſchluß faßt, unterbleibt 
ed. Das iſt das Prinzip, nach welchem bier verfahren werben muß. 

Abg. von Auerswald: Ich muß bemerfen, daß der Abdrud nur 
unterblieben ift, weil der Antragfteller fein Amendement auf ben 
Wunſch vieler Mitglieder zurüdgezogen hat... . . 

Sandtags- Marfhall: Ind die hohe Verſammlung damit einver⸗ 
fanden war. Hierin lag der Beſchluß. Uebrigens glaube ich, daß 
die Bemerkung des Herrn Abgeorpneten von Binde dadurch ihre 
Erledigung finden wird, daß feine heutige Aeußerung in den ftenos 
graphifchen Bericht der heutigen Sigung aufgenommen wird. 

Abg. Pimmermann: Ich muß mid) der Anficht des Redners, der 
vorhin geſprochen hat, infofern anfchließen, daß in dem Ball, wo ber 
Redner felbit eine Berichtigung im Protokoll vorgenommen hat und 
der Secretair eine Aenderung damit vornehmen will, eine vorherige 
Rüdfprache mit dem betreffenden Redner nothiwendig werben bürfte, 
wozu um fo mehr Gelegenheit geboten ift, als wir ja in unferen 
Sitzungen täglich zufammen fommen. 

Abg. Dittrich (vom Platz): Das Reglement beftimmt allerdings 
hierüber im $. 24: 

(Lieft vor.) 

„8. 24. Zur vollländigen Aufzeichnung ber Plenars Verhandlungen Merben 
vereibigie Stenographen angeſtellt. Die von denſelben abgefaßten Derichte über 
die Verhandlungen jeder Sitzung ſind durch den Secretair, weicher in berfelben 
das PBrotofoll geführt hat, unter Iuziehung eines zweiten Secretairs zu prüfen 
und nach PVefinden zu berichtigen, wobel biefelben jebe etwa vorgefommene vers 
lehende Aeußerung darans zu entfernen haben. Die Berichte gelangen ſodann 
an von Marſchall zur Gerehmigung, worauf fie, wenn der Voreinigte Tanbius 
die Beröffeutlihung feimer Derhaubiungen wünfdet, ohne weitere Eeufur, ut 
Nennung der Namen, durch vollfländigen Abbrud in der Allgemeinen Preuf 
Bifhen Zeitung zur öffentlichen Kenntnig gebracht werben. Es ſieht jedoch 
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dem Bereinigten Laudiage jeberzeit frei, diejenigen Berhandiungen, bei welchen 
er es für angemeflen erachtet, von der Veröffentlichung auszuſchließen. Gten fo 
iR Unfer Kommiflarius befugt, die Veröffentlidyung einzelner Verhandlungen zu 
unterfagen.” 

Abg. Fiegkried: Ich halte hiernady die Sache für erledigt und 
das zu befolgende Verfahren angedeutet. Wenn der Eecretair fin- 
det, daß das Protokoll durch den Mebner eine Berichtigung erhalten 
bat, fo prüft er felbige. If er im Zweifel darüber, fo wird er 
wit feinem Mitſecretair zu fonferiren haben. Und find Beide einig, 
daß die Verbeſſerung nicht gefprochen worden, fo ift er mit dem bes 
treffenden Redner nicht weiter zu verhandeln verpflichtet; anders ift 
ed, wenn bie beiden betreffenden Secretaire nicht einig find. Wenn 
es jedesmal geſchehen müßte, fo konnte ſich das Geſchäft eines Se⸗ 
cretairs in ſolcher Weiſe ertendiren, daß es zu Seiten unerfüll- 
bar würde. 


Differenzen, die bei angedeutetem Berfahren zwifchen Redner 
und Secretair entitehen, Fönnen nur von der Verſammlung entfchie- 
den werben. 

Abg. Hanfemann: Ich fchlage den Uebergang zur Tagesord- 
nung vor. 

(Bielfeitige Unterftügung erfolgt.) 

Sandtags- Marfhall: Ich muß den Gegenftand für erledigt 
halten. 

Es if der hohen Verfammlung anzuzeigen, daß auf Höchften 
Befehl Sr. Majeftät des Königs der Herr Geheime Regierungs- 
Rath Schröner in der vorliegenden Berathung das Minifterium 
des Innern vertreten wird. 


Deoor wir zur Berathung übergehen, babe ich zu bemerfen, 
daß fich bereits mehrere Redner gemeldet haben. Es fommt dies 
bei ſolchen Gelegenheiten oft vor; die hohe Verſammlung hat aber 
heftimmt, daß die Anmeldung der Rebner nicht eher angenommen 
werben foll, bis die Berathung ſelbſt eröffnet if. Alſo von biefer 
Zeit an können die Anmeldungen erſt erfolgen. “Die von geftern 
bleiben gültig. 

Ang. Mehr: Meine Herren! Wenn, wie wir annehmen bür- 
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fon, dieſe hohe ſandiſche Berſammlung der Ausdruck iſt des Geiſtes 
der im Volle lebt, daß, wie wir ebenfulls annehmen dürfen, die⸗ 
felbe feine Bedürfniſſe kennt und- feine Wünſche, wie feine Erwar: 
tungen, in ihrem Echooße hegt, alsdann, meine Herren, muß bass 
jenige, was wir geftern von den Bänfen, vor denen ich zu fichen 
bie Ehre babe, gehört haben, uns den Beweis aufbringen, daß das 
Gouvernement ſich außer der Richtung befinde, die jenem Vollsgeiſte 
entſpricht. Bern fei e8 von mir, den Nähen der Krone einen Bor- 
wurf machen zu wollen. Ich erfenne vielmehr an und die hohe 
Berfammlung ficherlich ebenfalls, daß diefelben einer innigen Lieber; 
jeugung folgen, und daß fie den eingefchlagenen Weg verfolgen, 
weit fie glauben, daß dadurch Fürſt und Bolk beglädt werde. Es 
fann um fo weniger ein Borwurf in dem, was ich fage, liegen, 
als in ver hohen Berfammlung flets ein Theil die Herren Mniſter 
anterflägt und ihnen nicht felten Beifall zollt. Aber, meine Herren, 
es Äft gut, von diefer Stelle aus jene Thatfache zu konſtatiren, zu⸗ 
mal fich auch dadurch manche frühere Erſcheinung erflären läßt. — 
Dies vorausgeſchickt, verfichere ich, mich der Iangen Reihe der Geg⸗ 
ner ded GBefeh-Entwurfs anzufchließen. Ich thue dies um fo mehr; 
als, von meinem Standpunfe aus, ſchon feit geraumer Zeit Aber 
den Geſetz⸗Entwurf das 2008 gefallen if, fo daß berfelbe für mich 
nicht mehr vorhanden ik. Schon in der Sitzung vom 13. Mal 
hat der Könige. Herr Kommiſſar erflärt, daß Wohltbaten durch vas 
Bouvernement nicht aufgedrungen werben follen. Damals: befaß ich 
ſchon feit drei Wochen ein Schreiben des Ifraelitifchen Konflkeriumd 
in Trier, wodurch ich aufgefordert werde, alle meine Kräfte: auf⸗ 
zubieten, daß diefe Verordnung nicht ins Leben trete. In dieſem 
Schreiben kommt unter. Anderem die Stelle vor: ‚Die hödhfle 
Schmach und Zurüdiegung für die Juden fei darin enthalten, und 
nimmer werbe die Indenſchaft verfelben freiwillig fidh unterwerfen.” 
Seitdem find noch eine Menge Eingaben an die Misglieder dev 
hohen Berfammiung eingegangen, unter anderen eine von 46 fühl 
ſchen Gemeinden aus Schieflen, von fdmmtlidhen judiſchen Gemein⸗ 
den ver Rein» Provinz und außerbem von 187 ber achtbarſten 
Männer mid. allen Küchen. Alle proteſtiren gegen. Has Geſcheut 
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welches ihnen durch bie nene Verordnung werben ſoll. Wie ges 
ſagt, ich ſehe daher von meinem Standpunkte ſeit dem 12. Mai 
die Verodnung als nicht mehr vorhanden au, 
(Heiterkeit.) 
und es handelt ſich in meinem Sinne heute eigentlich von einer 
Reſurrection derſelben, einer Reſurrection, wogegen ich mit allen 
Kräften ankaͤmpfe. Daſſelbe wird Jeder in der hohen Verſamm⸗ 
lung thun, welcher die volle Emancipation der Inden wüuſcht und 
dafjelbe an den früheren Landtagen ausgeſprochen hat. Sch hoffe 
— und ed täufcht mich gewiß nicht mein Vorgefühl, — daß auch 
noch viele, viele andere Mitglieder dieſer VBerfammlung in dem 
nämlichen Siune flimmen werden. Denn in ber That, meine Herren, 
wovon handelt ed fi) anders, als von einer fortgefehten, nur im 
eine neue Form gegoflenen religiöfen, bürgerlichen und politifchen 
Unterbrüdung eines Achtzigtheils der Staats» Angehörigen durch Die 
übrigen neunundſiebzig Achtzigkel, von ber Ausübung des Rechtes 
des Stärkeren? und eine ſolche Schuld wird ficherlich ver erſte Vers 
einigte Landtag nicht auf ſich laden. Meine Herren! Ich verwerfe 
alſo deu Geſetz⸗ Entwurf und hoffe, daß über nicht lange Zeit alle 
Stantebärger ohne Unterkhied des Glaubens, fo wie verhältniß« 
wäßig gleich verpflichtet, auch gleich berechtigt fein werden; und daß 
Wie, wie fie auch durch Geburt, dur Zufall, Durch eigene Kraft 
geflellt fein mögen, ſich um den Herb des Baterlandes en 
werben und nach Vermögen dazu mitwirken werden, daß die im 
demſelben ruhenden Klemente der Wohlfahrt und der Größe Hinz 
höchſten Entwidelung enigegeugeführt werden. 
(Bravo, Bravo!) 

Iandtags- Aammiffer.- Der geehrte Redner hat geäußert, daß 
os den vorliegenden Gefebentwurf feit dem 12. Mai nicht ehe ale 
erifiirend betrachte. Ich kann, was feine Individuglitaͤt beinifft, 
nichts Dagegen einwenden. ber das hätte ich erwarten Birken und 
glaube auch, daß We hohe Verſammlung es erwarien werbe, daß 
ex diefeibe mit ſeiner Anſicht über einen Geſetzentwurf, den er. ald 
wicht erxiſtirend betrachtet, verſchonen wird. Uebrigens exiſtirt der 
Geſehentwurxf allexdinge, mad zwar ſe lange, bis Sie. Majchät Sich 


etwa entfchließen fellten, denſelben zuruͤckzunehmen. Ich erwarte, 
das die hohe Verſammlung dies auerlenne: 
(3a! al) 

Zur Begründung feiner individuellen Anficht hat ſich der geehrte 
Redner darauf berufen, daß ich erflärt hätte, Wohlthaten pflegten 
nicht obtrabirt zu werden. Es kann fein, daß ich das gefigt habe, 
wierwohl Niemand unter ums fich befinden wird, ber nicht Achwliches 
irgend einmal geäußert hätte; aber gegen die daraus gezogene Kon⸗ 
ſequenz muß ich mich fchen deshalb verwahren, weil id) weder bie 
Zudenfchaft von Trier, noch bie übrigen jüdiſchen Korrefpondenten 
des geehrten Deputirten als kompetent zu ber Erklärung anerkenne, 
ob das Geſetz eine Wohlthat fei oder nicht. Uebrigens erkläre ich 
zum Ueberfluß, daß der vorliegende Geſetzes⸗Vorſchlag nicht blos 
eine Wohlthat für die Juden fein fell, fendern daß derſelbe im In⸗ 
texefie der geſammten Nation propenirt iſt. 

(Mehrere Stimmen: Bravo!) 
Ag. Mehr: Meine Herren! 

(Mehrere Stimmen: Mühe! Ruhr! Getroumel.) 

Der Königliche Herr Kommiſſar hat gejagt, | 
(Einige Stimmen: Lauter! Lauter!) : 
daß die hohe Verſammlung nicht zugeben werbe, daß ich ihr meine 
individuelle Anficht mitiheile. Meine Herren! Dazu find wir bien 
Ich kann nur meine Meinung ausfprechen, nicht bie Meinung «inet 
Anderen; aber meine Meinung auszuſprechen, :habe ich eben fo ſehr 
das Recht und die Pflicht, wie jeder Andere im biefer hoben Ber 
fanmlung. 
| (Bravo!) 

Was nun das betrif, ob es eine Wohlthat fei aber feine, fo ſcheint 
mir doch, daß derjenige, der. fie zu empfangen bat, am beßen wiſſen 
muß, ob e8 für ihn wirklich eine Wohlthat fei oder wicht. 

Sandtegs- Kommiſſar: Berichtigend habe ich zu bemerken, daß 
ich nicht gefagt habe, die hohe Verſammlung möge nicht Die indivi⸗ 
duelle Meinung des gechrien Deputicten hören; ich babe lediglich 
gefagt, daß meiner Anſicht nad die hohe Berfammlung erwarten 
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daͤrfe, daß er ſie micht mit feiner Anſicht über einen feiner Mei⸗ 
nung nad) nicht eriftirenden Gefebesvorfchlag unterhalten werde. 

Abg. Frhr. von Metternich: Ich befinde mich nicht in dem Kalle, 
für den Gefebentwurf, wie er vorliegt, mich ausfprechen zu können, 
und war aus dem einzigen Grunde nicht, weil er die viäparitäti- 
fche Behandlung der Juden in Abſicht weientlicher politiſcher Rechte 
zu verewigen droht. Nun ift aber nad; meiner Veberzeugung bie 
Aufgabe der Tommenden Zeit, der Gleichberechtigung der Juden in 
Bezug anf politifche Rechte den Weg anzubahnen. Es iſt dies meis 
ned Erachtens nicht allen eine Anforverung der Geredhtigfeit, fons 
dern in weit höherem Maße noch der politifchen Nothwendigkeit, 
weit, wie ich glaube, dies der einige Weg ift, fie zu nützlichen 
Siaatsbürgern zu machen. Die Juden haben ſich auch nach meiner 
Ueberzeugung um eine Berüdfichtigung dieſer Art im vollften Maße 
vervient gemacht, nicht blos durch ihren bewährten Sinn für Ge- 
feßlichfeit — fo wie durch die Hingebung und Duldung, womit fie 
beinahe taufend Jahre hindurch religiöfen Drud und Berfolgung 
ertragen haben, als endlich durch die trene Anhaänglichkeit an ein 
Befenntniß, was viele Jahrhunderte überdanert, und von dem Je⸗ 
dermann weiß, was davon zu halten. Der einzige Einwand, den 
man gegen die Maßregel der Gleichberechtignng der Juden machen 
fönnte, Täßt fi) aus dem Standpunkte. des chriftlichen Staates her- 
leiten ;. allein: nach meiner Ueberzengung verliert diefer Einwand feine 
praftifhe Bedeutung in dem Hinblid auf die geringe Zahl der Ju— 
bei, den Übrigen Einwohnern im Staate gegenüber, und durch die 
daraus fich ergebende Ueberzeugung, daß auch felbft bei der ausge⸗ 
dehnteften Theilnahme an der Verwaltung des Landes die Elemen⸗ 
tar⸗Grundlagen des Kriflichen Staates dadurch nicht alterirt wer: 
don würden. Ich muß mid daher der abweichenden Anficht derer 
anfchließen, die zu $. 2 des Gefeh » Entwurfs ein Amendentent an⸗ 
gefünvigt haben. 

‚Regierungs » Rommiffar Geh. Reg. Kath Brüggemann: Ich 
wũrde das Wort ſelbſt nicht für einige Minnten in diefem Stabium 
ber Berathung ergriffen haben, wenn nicht einzelne Beſtimmumgen 
des Geſetz⸗ Entwurfs, welche ich nöthigenfals zu erläutern und zu 
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vertreten verpflichtet bin, gerabe auf siner Grundanficht beruhten, 
bie in ven verſchiedenen Borträgen ber verehrten Redner vielfach 
berährt und angegriffen worden ift. Sch bitte daher, in dieſer Bes 
siehung and) meinerſeits einige allgemeine Bemerkungen jebt aus⸗ 
ſprechen zu durfen, um auf dieſelben bei ver weiteren Berathung 
und Disfufkon des Geſetzes zurückverweiſen zu können. Die Difs 
ferenz des dem Gefehentwurfe zu Grunde liegenden Prinzips zu den 
von den meitten Rebnern. vertretenen Anſichten betrifft, wie wir auch 
aus dan Munde des verehrten Redners gehört haben, der fo eben 
die Nebner- Tribüne verlafien bat, das Berhältniß des chriftichen 
Prinzips zum Shaate,. wie es in dem Ausdrucke chriſtlicher Staa“ 
feine Bezeichnung findet und geſtern bereits eine eben fo beredte ale 
Hare Vertretung gefunden hat, von den fpäteren Rebnern aber den⸗ 
noch in diefer feinen Bedeutung nicht anerkannt, vielmehr von neuem 
in Frage geflellt. worden ifl. 

Wenn von einem chriſtlichen Etaate gefprochen wird, fo hat 
das Wort nicht die Berentung, als follte dem Staate eine andere 
Aufgabe geitellt werden, als ihm nach feinem Wefen und feiner in- 
nerſten Bedeutung zukommt. Diefe feine Aufgabe bleibt darin be« 
ſtehen, die rechtliche Ordnung feitzuftellen und in aflen Beziehungen 
unter feinen Mitgliedern durchzuführen. Dem Staate fleht bei det 
Grfültumg biefer feiner Yufgabe ein anderes Prinzip, das chriſtliche, 
gegemwüber, welches darauf Anfpruch macht, ein abfolut wahres und 
allgemeines zu fein, ale Berhäftnifie zu burchbringen nnd, fie auf 
einen höheren Standpunkt erhebend, zu verflären. Bon ihm foll 
auch die rechtliche Ordnung des Staates durchdrungen werben, wor; 
ans ſich, va auch die rechtliche Ordnung goͤttlichen Urſprunges ift, 
bein Widerfſpruch, noch weniger eine Aufhebung des Rechts ergeben 
wirb, ſondern beide Prinzipe in inniger Gemeinſchaft fi in allen 
Berhältnijien auch des ftaatlichen Lebens einflußreic zeigen werden. 
Das Recht ſteht fer und unbeugſam in feiner Schärfe da; aber 
feine Starrheit wird Das chriftliche Prinzip der Liebe brechen, und 
wenn andy der Geſetgeber im Staate, gemäß feiner Aufgube, feine 
Geſetze nicht aus dem dyeifllichen. Pringipe ſelbſt, fondern aus dem 
Begriffe des Rechtes ableitet, fo ſollen eben die Iebendigen Drgame, 
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welche vie rechtliche Ordnung handhaben, non dem chriſtlichen Geiſte 
durchdrungen fein, um auch in ber verwaltenden, richtenden und er⸗ 
ziehenden Thätigkeit des Staates dieſen Geiſt durchblicken zu laſſen 
und in alle Lebensverhaͤltniſſe feine wohlthuenden Wirkungen einzu⸗ 
führen. Eine frühere Form des Staates iſt troß einer ind Unge⸗ 
heure wachfenben Sittenverberbtheit, weiche alle Früchte der lang 
gepflegten Humanität vernichtete, noch lauge erhalten worben, das 
mit der Keim des Chriftenthums möcht erfterbe und feine das geiftige 
Reben erfrifchende Kraft entwideln und für die Erzeugung teuer 
Rebensformen tüchtig machen fünne . 

Als dann auch jene Staatöform gerichlagen, das chriſtliche Prin⸗ 
zip aber erftarkt war, da hat die Kirche den neuen Staat an ihrer 
- Hand erzogen, und Keiner, der vie Geſchichte lennt, wird dieſe That⸗ 
fache leugnen oder in Zweifel ftellen fünnen. Unter ihrem Schutze 
hat die neue Ordnung des Staates fi gebildet, von ſchwachen 
Anfange aus mehr und mehr Boden gewonnen und dam, an ber 
Hand der erziehennen Kirche muͤndig und großjährig geworben, wit 
Recht der pflegenden Mutter gegenüber ihr Recht der Grofährigr 
feit und Selbftftänbigfeit in Anſpruch genommen. Es liegt in ber 
Energie menfchliher Kraft und ihrer Entwidelung, haß vie Mass 
fheidung eines biöher untergeorbuet wirkenden Prinzips und bie 
Feitftellung feiner Selbititändigfeit nicht ohne Kämpfe duxchgeführt 
werben faun, und die Sefchichte giebt Zeugniß von den Kämpfen, 
in welchen der Staat um feine Selbftitändigfeit gekämpft und gerun⸗ 
gen bat. Ich will nicht erwähnen, daß Dankbarkeit uie zurückge⸗ 
wiejen werden, der Staat audy die Danfbarfeit gegen die Kicdhe :mie 
vergeiten full; aber auc bleibende Rechtöverbältniie find and dem 
früheren engeren. Verbande ded Staates und der Kirdye für ve 
Staat hervorgegangen, und dieſe Rechtsverhältnie zu Icheigen, wich 
ebenfalls als eine Yufgabe des Staates, der Die rechtliche Drbuung 
zu verwirklichen hat, anerkannt werden müſſen. Diefe Rechtsver⸗ 
hältnitje find es, die wefentlich in Die Gegenwart herübergreifen und 
dem Staate zur Pflicht machen, bei der Löfung feiner Aufgabe den 
Blick hinzurichten auf jenen Urquell, aus dem der wahre Begriff 
bed Rechts hervorgegangen, und der noch beste nicht verfiegen bürfte, 


mu ven Staat in der Durchführung und Sicherung der rechtlichen 
Ordnung zu flärden und ihm vie rechte Weihe zu geben. Es hat 
fh ans jenem früheren Verhältniſſe des Staates zur Kirche ein 
neues Berhälmiß der gegenfeitigen Unterſtützung gebildet, indem vie 
Kirche den Geiſt des Gehorſams gegen göttliche und obrigkeftliche 
Sebste ven Staatsbürgern mittheilt, der Staat aber die Kirche in 
ihrem äußeren rechtlichen Dafein nad allen Seiten fchüst und ver- 
theidigt. 

Es if denen, welche den Geſetzenwwurf berathen haben, nicht 
in den Sinn gekommen, die Anſprüche der Juden, die als ſtrenge 
Rechts anſprüche nicht fo erheblich fen möchten, vom Standpunkte 
des Chriſtenthums aus nicht anzuerfennen; aber eben fo wenig ift 
e8 ihnen in den Sinn gefommen, den Rechtsanſprüchen ver Juden 
gegenüber die Rechtsanſprüche der Chriſten zu vergeflen, vielmehr 
haben fte beide neben einander fo abgerwogen, daß der ſteigende fitt- 
lichbeſſere Zuſand der Inden, von deſſen Anerfennung ber Geſetz⸗ 
entwurf und ſeine Motive Zeugniß ablegen, weitere Förderung und 
Pflege finde, jedoch das chriſtliche Prinzip ſelbſt, unter deſſen nicht 
abzuwehrendem Cinfinffe die Sitilichkeit auch in denſelben ſich hat 
entwickeln können, nicht aufgegeben oder in einzelnen Kreifen unwirf- 
fan gemacht were. Ich habe ans den Aeußerungen vieler der ge⸗ 
ehrien Redner entnommen, daß fie gerade vom Standpunfte des 
Ehriftenthums aus eine Erweiterung, eine volfommenere Anerken⸗ 
nımg der Rechte der Juden beantragt haben: darin zeigt fich eben 
die Kraft des Chriſtenthums, die ſich and) in ihnen zu erfernen 
giebt, während fie nun auf dem Gebiete des ftaatlichen Lebens die⸗ 
selbe Kraft. theilweiſe aufheben möchten. Das Chriftenthum ſpricht 
allerningd den Grundſatz der Liebe aus; aber es fordert dieſe Liebe 
nicht bis zu dem Grade, daß es felbft feinem eigenen Grundſatze 
Die Wirtfamfeit im Leben ſchmaͤlern und felbft nicht mehr im Stande 
fein follte, dieſe Liebe in allen Kreifen des Lebens walten zu laſſen. 
Ich habe bereits ausgefprochen, Daß das chriſtliche Prinzip die Be⸗ 
rechtigung in ſich ſchließe, alle Verhättnifle des Lebens zu durchbrin- 
gen; dieſe Berechtigung wirb aber aufgehoben, wenn man dad Rid- 
tes, Berwaltungds, Lehr⸗ nnd Erziehungs: Amt denen überträgt, 
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welche dem chriſtlichen Prinzip nicht. blos fremd, ſondern in mehuer 
sen Beziehungen fogar feind find und fein müſſen. Dies Verhält⸗ 
niß des Judenthums zu dem Chriſtenthum Iäßt ſich nicht verkennen 
und iſt bis vor nicht langer Zeit auch nicht vwerfaunt worden; es 
iR erft furze Zeit, ſeitdem eine andere Anſicht hier und da laut ger 
worden ift, daß man nämlid von den verichiedennrtigften Biuunen 
des Chriſtenthums und Judenthums auf dem Gebiete der rechtlichen 
Ordnung ded Staates gleiche Früchte erwarten dürfe. Einer ber 
verehrten Redner hat angeführt, die Juden und Ehriften hätten in 
den erften chriftlichen Jahrhunderten friedlich neben einauber gelebt; 
ich babe dieſe Anſicht aus der Geſchichte wicht gewonnen. 

Es ift natürlich, daß befonders bei ber erften Entwidelung des 
Chriſtenthums das: Beſtreben thaͤtig blieb, das Judenthum binüber- 
zuführen in das Chriſtenthum und die Juden theilhaftig zu muchen 
Der Segnungen defjelben. Als aber nach und mach dieſes Beſtreben 
geringeren Erfolg hatte und dad Judenthum fi mehr und mehr 
ſtarr gegen das Chriſtenthum abſchloß, trat ein anderes Verhaäͤlmmiß 
«in, und wenn Konftantin die Che zwiſchen einem Juden und einer 
Chriſtin, und der Koder Juſtinianeus überhaupt die Ehen zwiſchen 
Ehriften und Juden verbot, fo war das nicht ein Verſuch, erft Die 
fen Zwiefpalt in das Leben einzuführen, fondern es ſprach fich im 
ver Geſetzgebung nur das aus, was im Leben fich fchen feindlich 
einander gegenübergeftellt hatte. Es ift in ven Verträgen, bie wir 
gehört haben, viel von jüdiſcher Nationalität die Rede geweſen, und 
aus allen Henßerungen iſt gewiß nicht hervorgegangen, daß es feine 
jübifche Nationalität gebe. Ich will in diefer Beziehung nur auf 
Eins aufmerkſam machen: Sollen Juden in einem: dhriftliden Stante 
verwalten und regieren, fo muͤſſen fie, das verlangen felbft Die waͤrm⸗ 
ften Fürſprecher der Juden, dieſe ihre befondere Nationalität auf⸗ 
geben. Dies ift aber bei dem Verhältniß der jüdiſchen Religion zu 
ihrer Rationalität, welche in ihrem Ausfchließungs- Prinzip mit ihrer 
Religion identifch ift, nur infofern möglich, als fie den größten 
Theil ihrer religiöfen Anfihten aufgeben. Wenn ber Jude aber 
dadurch, daß er feine-Religion ganz oder theilweile aufgiebt, ohne 
ſich zu einer anderen Religion zu befennen, würbig werben foll, im 
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einem chriſtlichen Staate an den Staatsämtern Theil zu nehmen, 
dann führt man dem Staate Beamte zu, welche durch Berlehung 
ober Aufgebung ihrer Religion in das Amt eintreten, und ob ber 
Staat mit ſolchen Beamten gut verwaltet werde, daß muß ich der 
Erwägung einer hohen Verſammlung unheimgeben. Es ift hervor; 
gehoben worden, man folle die Religion nicht zur Parteifache Im 
State machen; die Kirche folle über dem Staate ſtehen. Sollen 
dieſe legten Worte einen Sinn haben, fo können fie nur beveuten: 
der Staat folle, feine rechtliche Ordnung feſthaltend, fich in der 
Berwirfiihung derſelben vom chriſtlichen Geifte leiten Taflen; aber 
wit dieſem Grundſatze ift es nidyt vereinbar, zur Ausübung ber 
Staatsgewalt Organe zu wählen, welche dieſem chriftlichen Geifte 
nicht zugethan find, und ich kann nur wicderhofen, das Prinzip des 
Ehriſtenthums mäßte in feinem WBerhältniffe zu dem Rechtsbegriffe 
des Etaates ein todtes und nichts vermögenves fein, ober ed muß 
and) im Staate im der geſetzlichen und rechtlichen Ordnung durch⸗ 
geführt und lebendig erhalten werden. Wenn wir auch keine Steine 
vom Monde holen, um auf der Erbe zu bauen, fo wollen wir doch 
gern chrifitiche Wahrheit und Segen vom Himmel empfangen und 
nicht der chriſtlichen Wahrheit und dem chriftlichen Geifte den Weg 
dadurch verfperren, daß Organen die Erziehung und Verwaltung 
im Staate anvertraut werde, die nicht in chrifklichem Geifte wirken 
tönnen. Hoc fleht ver Himmel über der Erde, und wie der Him- 
mel die Erde vedt, fo möge das Chriftenthum des Staates ſchir⸗ 
mendes Dach ‚fein und bleiben. Wie aber die Senne nicht wir⸗ 
fungölos am Himmel: fleht, fordern Strahlen des Lichts und ber 
Wärme ausſendet, daß die Erde Frucht trage, fo möge auch die 
Somne ded Ehriftenthums den Staat mit ihrer Kraft durchdringen, 
deren Frucht Die rechtliche Ordnung und der Gehorfam um Gottes 
nnd des Gewiſſens willen if. 
(Bon einigen Seiten: Bravo!) 

Abg. von Manteuliel II. Hohe Berfammlung! Nach bem, was 
wir am gefirigen Tage, und nad) dem, was wir fo eben von Der 
Miniftee-Bant: gehört. haben, order gern auf das Wort verzich⸗ 
ten, wann id; niche für meine Pfucht hielte, Hier ‚Öffentlich anzuer- 
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fennen und auszuſprechen, daß ich den von der Miniſter⸗VBank ans 
vorgetragenen Gründen meinerfeits durchweg beitrete. Es ift mir 
der Begriff des chriſtlichen Staates wollfommen Flar, und weil wir 
dieſer Begriff Har ift, ift eö mir ummögkich, zu glauben, daß das 
JIndenthum in dem vollen Rechte mit dem Ehriſtenthume in einem 
chriſtlichen Stante ſich entfalter dürſe. Es ift mir eben fo unzwei⸗ 
felhaft, daB das Judenthum für die Belenner deſſelben gleichzeitig 
eine Rationalität if, und fo lange das Judenthum von biefer Ten: 
denz nicht abgeht, ift es wicht berechtigt, die Anſprüche der chriſtli⸗ 
Gen Mitglieder eined chriftlichen Stanies in vollem Maaße geitenb 
zu machen. Sch verweife brittens auf die immer noch beftchenve 
Abfonderung der Belenner des Judenthums von den chriſtlichen Ger 
bräuchen des Staates, und ich fehe nicht ein, warum ber chriſtliche 
Staat den erften Schritt den Juden gegenüber machen foll, waͤhrend 
diefe fi) abfondern. Ic würde dieſe Anfichten weiter ausführen, 
wenn ich nicht für meine Pflicht biete, Die Zeit der hohen Ber- 
ſammlung zu ſchonen. Nur noch mit wenigen Worten möchte ich 
auf die Aeußerungen hinweiſen, die geflern gemacht worden find: 
Ein geehrter Renner aus der Rheinprovinz hat für biefed Thema 
mit Beifpielen gelaͤmpft. Ich verfenne nicht, daß Beifpiele beftchen; 
ih muß aber gerade um deshalb wünfden, daß das vorliegende 
Thema fern von Beifpielen gehalten werde. Wenn audere geehrte 
Redner ſich hierher ſtellten und Beiſpiele von ber Vortrefflichkeit ein⸗ 
zelner Juden aufführten, fo will ich nicht enigegengeiehte Beiſpiele 
anführen; es möchten aber allerdings auch Beiſpiele hier genanu 
werden fönnen, bie ich meinerfeitö im Gefühle der Gerechtigkeit un⸗ 
terprüde, | 
Ich wende mich zweitens an ein geehried Mitglied aus Weſt⸗ 
phalen. Daffelbe bat unter Anderem auch hingewieſen auf den In⸗ 
fammenhang des Glaubens im Judenthum mit dem Glauben im 
Ehriftenthum. Diefen Zuſammenhang ertenne ich an, allein nichts⸗ 
deſtoweniger halte ich mich für verpflichtet, noch auf eisen weſentli⸗ 
hen Gegenfab hinzuweiſen. Ich thue Died eigentlich ungern, dem 
ea iſt faft unmöglich, dieſe Auſicht ausgufükeen, ohne auf. den chriſt⸗ 
lichen Glauben hinzubeuten, und ich meinerſeits geflehe, ich gehe mit 


einer gewiſſen Zaghaftigfeit davan, in einer fo großen Berfammlung 
vom chriſtlichen Glauben zu Ipnerben, beſenders nach der Erfahrung, 
die ich geftern gemacht habe, wonad «ein Bortrag, den wir gehört 
baben, wir etwas zu weit zu. gehen fchten, namentlich infofern der⸗ 
felbe eine ‚Heiterkeit erneichte, bie wich ſchmerzlich berahrt hat. Sch 
weile barauf bin, daß das Indenthum mit dem Ghriflentbum in bis 
teitem Widerſpruch fteht, daß das Judenthum die Dffenbarungen der 
chrißtlichen Religion durchaus Iengnei, Ich bin der Anſicht, daß das 
Heidenthum noch lange nicht in fo direftem Miderfpruch ftebt mis 
vem Chriſtenthum, wie das Judenthum mit dem wejentlichfien ‘Theile 
des chriſtlichen Glanbens. Ich würde mich Dem Geſetz-Entwurfe in 
feinem Prinzipe hiernach durchweg anſchließen und mit wenigen Wor⸗ 
ten zugeſtimmt haben, wenn ich es nicht für Pflicht hielte, auf die 
Berhätswiile jener Provinz hinzuweiſen, der ich die Ehre babe anzu⸗ 
gehören. In dieſer Provinz find bisher nur ausnahmsweiſe Pie 
Bekenner des Judenthums zugelaſſen. Es iſt dieſe Zulaſſung flatuirt 
werben Durch eine höchſte Verordnung bes Landesherrn. Man-nennt 
fie dort Kammerjuden. Ich habe vie Ihre, einem Kreiſe anzugehös 
ven, wih einer Einwohnerzahl von 50,000 Seelen, in dem ſich ſechs 
Städte und hierunter Die Fabrilſtadt Finſterwalde befinden, In Dem 
ganzen Kreiſe domizilirt much nicht ein einziger Jude. Wenn nun 
anf dieſen Landestheil mit eineminale Die Spetulation Der Juden ſich 
wählt, wird dies eine Umaͤnderung aller dortigen Verhältniſſe her⸗ 
beiführen, vie für jene Gegend um fo bedenklicher iſt, als dieſer 
Landedthail gegemmärtig in einem Uebergange begriffen iſt, herbeige⸗ 
führt durch Die Gewerhefreiheit. Ich hoffe, Daß aus der Gewerbe: 
freihei heilſaune Früchte für jenen Landestheil hervorgehen werben; 
allein ich gloube, es würde einen ſchädlichen Erſolg haben, wenn, 
ehe dieſer Uehergang bewerkſtelligt iſt, ſchon ein zweiter erfolgen ſoll. 
Sch Pin des Dafürkaltens, daß das Geſetz nicht urplötzlich auf Die 
garze Monarchie Anwendung finden ſollte, und darum möchte ich 
bitten, daß der Beleg Einwurf für den Landestheil zuerſt nicht aus⸗ 
asführt werde, dan amaugehören. ih Die Ehre habe, Sch erftäre 
ofen, ich mirde ‚gegen den Geſat⸗GEntwurf ſtimmen, wenn ich nicht 
fündgtete, dadurch; zu ainem Mole beizutragen, das eine noch wei⸗ 
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tergehenbe Richtung nehmen könnte, während ich noch weniger wim⸗ 
ſche. Ich fürchte, es wird ſich meine Beſorgniß beſtätigt finden in 
den Aeußerungen, die wir aus dieſem Landestheile in 2 bie 3 Jah⸗ 
ren nad Ducchführung ver Maßregel vernehmen werben. Die 
nächfte Folge davon wird fein vie Begünftigung der Juden umd bie 
Benachtheiligung der Chriften in Dörfern und Städten, namentlich 
in vormals fächftichen Landestheilen. 

Abg. Hanfemann: Bei Erwägnng der vorliegenden Frage brängt 
fh abermals der Unterſchied auf zwifchen ver Gefehgebung vom 
Jahre 1812 und der heutigen. In großen Zügen ftellt das Edilt 
von 1812 das Staatsbürgerthum ver Inden an die Spige und macht 
nur die Ausnahmen, welche für vie damulige Zelt als nunerläßlich 
erachtet wurden, ftellt aber zugleich in Ausſicht, daß auch Diefe mit 
der Zeit fallen werden. Bon dem Staatsbürgerihinn And wir nach 
und nad in ver Geſetzgebung faft ganz abgekommen. Der Ausdrud 
Staatsbärgerthum wird fogar in der Geſetzgebung fehr geſcheut. 
Dagegen find wir allmälig dahin gefommen, eine gewiſſe Zerfplittes 
rung verſchiedener Klaſſen der Geſellſchaft als nüslich zu etachten, 
und dieſe Anſicht herrſcht andy in dem vorliegenden Geſetz⸗Entwurf 
vor. Schon darum allein kann ich mich mit dem Entwurf nicht 
einverſtanden erklaͤren, ſondern muß im Gegentheil dem großen Grund⸗ 
ſatz beiſtimmen, der in dem Amendement meines Freimdes and Ks 
feld enthalten iR, einem Grundſatz, ven ich ſchon bei dem Wet 
der 158 ausgefprochen habe. — Ich kann feinen Anfprud daruuf 
machen, dem geehrten Herrn von ber Maiſterdank in den Deduc⸗ 
tionen, wie wir fie fo eben gehört haben, gruͤndlich enigegenzutreten; 
es fei mir indeſſen erlaubt, wenige Bemerkungen über den von dort 
her fo eben gehörten Vortrag zu machen. Wahr ift es, die Kine 
hat allerdings den Staat groß gezogen. Unſere Civiliſation iR en 
Refultat der Erziehung der Barbaren, die unfere Vorältern geweſen 
find, durch die Kirche zu religidfen Menſchen. Aber was: ift denn 
min in dem Fortgang diefer Erziehung der Geift der ferneren. Ent 
widelung gewefen? Daß der Staat ſich unchhaͤngig von der Bow 
mundſchaft der Kirche machen wollte; daß der Staat das Siaatliche 
als unabhängig von der Kirche und nicht den Staat In die Krche 


hat Hinftellen wollen. Das ift der Streit vieler Jahrhunderte ge⸗ 
weien; der Streit der franzöftfchen Regierung mit der Hierarchie; 
der Streit, wodurch endlich das große Ereigniß der Neformation ents 
fanden ift; ein Ereigniß, das fortwährend auf die Elviliſation uns 
feger Zeit wirft, wenn es auch bazu beigetragen hat, bie yolitifche 
Zerfplitterung Deutfchlands zu verwirklichen. Dieſer Grundſaß der 
Nuabhängigfeit des Staates von der Kirdye, der namentlich im neues 
ren Zeiten ſich am die Spise geftellt Hat, ift nicht blos in proteſtan⸗ 
tiſchen, fondern and in tatholifchen Ländern vorherrſchend, wo die 
Menſchen fo gute Ehriften find, wie irgendwo. Die Anwendung 
diefes Prinzips Ift es, was ich unter dem verftehe, was der. Rebe 
ner von der Regiernngs-Bank am Schlufje feines Vortrags geſagt 
bat, daß unter dem Himmel und der Sonne des Chriftenthums vie 
Nationen gefhirmt fein müflen. Das Chriſtenthum ift die erſte Res 
ligion gewefen, die nicht auf den Staat begründet war. Mein Reich 
ift nicht von dieſer Welt, fagte der Stifter, und dieſen Grundſatz 
müflen wir bei der Frage der Gleichſtellung der Juden mit den Chri- 
ftien fefthalten. Wie Die Nechtsanfprüche der Ehriften verlegt wers 
den könnten, wenn wir den Juden gleiche Rechte geben, vermag ich 
nicht einzufehen. Wie thun ja nichts als Gerechtigkeit üben, erfül⸗ 
fen alfo eines der erften Gebote unferer Religion. Man hat gefagt: 
wie möchten wir wohl den Juden das Necht einräumen, Beamte zu 
. werben, fie könnien das nicht fein, ohne einen Theil ihrer Religions; 
Gebräuche aufzugeben. Ganz richtig; der Beamte, deſſen Beruf ihn 
zu Gefchäften am Sabbath; forbert, fann den Sabbath nicht feiern 
in der Art umd Weile, wie andere feiner Glaubensgenoſſen, die 
fteng daran halten. Barum follen wir aber deshalb ihm das Recht 
nicht erteilen? Iſt es nicht Sache des Juden felbft, mit feinem eis 
genen Gewiffen ſich zu berathen, ob er es damit vereinbar Kitit? 
Die Hegierung nimmt feinen Anftand — und fie thut Recht darau 
— den Faden zu zwingen, Militair zu werden. Als Soldut fann 
er den Sabbath auch nicht feiern und feine Gebraͤnche nicht halten. 
Diefe Raft wird ihm amfgelegt; wenn es fich aber darum handolt, 
daß er Rechte haben fei, fo fann man dann auch mitht fagen: wit 
geben dir keine Rechte, weit du fle nicht ausüben Dark. “Der Staat 


zwingt ihn, auf feine Gebräuche zu verzichten, wo es ſich von Leis 
flungen handelt, die er zu erfüllen hat; dagegen aber will er ihm 
da6 Recht nicht gewähren, nach feinem Ermeſſen won feinen Gebräu⸗ 
den abzuftehen, um Beamier fein zu können. 

Ich balte dies nicht mit der Gerechtigfeit umd niunenilid) nicht 
mit der chriftlichen Gerechtigfeit vereinbar. Der verehrte Redner, 
welcher vor mir an diefem Platze ftand, hat die Beſorgniß ausge⸗ 
forochen, fein bisher von Juden nicht bewohnter Provinztheil werke 
jeht durch die fpefulativen Juden überſchwemmt werden. Ich glaube, 
derſelbe kann ſich vollfommen beruhigen, es wird dies nicht zu fürch⸗ 
ten fein. Ohne daß Juden dort wohnen, können fie doch bort Ge⸗ 
fchäfte machen, und wenn alfo dort etwas zu verbienen ift, fo wer⸗ 
den fie nicht wegbleiben, wenn fie auch dort micht wohnen; ich habe 
die Ueberzeugung, daß ſie auch jebt wicht aus ber Laufig wegbleiben, 
wen dort etwas zu verdienen iſt. Die Erfahrung fpricht übrigen 
dagegen, daß fie bei Geftattung der Freizügigkeit num überall hingen 
ben, wo noch feine von ihnen find, wo alfo nad) ver Auffaſſung des 
verehrten vitterfchaftlichen Abgeorpneten der Lang ein weites Feld 
der Spekulation für fie noch umbeadert vorhanden wäre. Ich führe 
Ihnen ein Beifpiel an. In Eupen, drei. Meilen von Yen, find 
entwerer gar keine Juden oder doch nur einer ober zwei. Dieſes 
Feld liegt alſo unbendert von den Juden in gleicher Weile, wie Die 
Laufis, und nichtöneftoweniger haben fi) feine Juden Dont angeſie⸗ 
delt. Ich bin daher überzeugt, daß der verehrte ritterfchaftliche Ab⸗ 
georbnete der Laufiß, wegen des Ergießens der Juden über Die ger 
fegneten Felder dieſes Landes, ganz beruhigt fein kann. 

Minikerial-Kommiflar Geheimer Regierungs⸗NRath Prüggemans: 
Ich erlaube mir nur zwei Worte. Wenn der geehrte Redner, ber 
eben die Tribüne verlaflen, mir bat bie Anficht unterſchieben wollen 
als ließe ih den Staat in der Kirche aufgehen, ſo muß ich wich 
gegen eine folche Anficht entfchieden verwahren. Ich babe ausbrüds 
lich die Selbfilänpigkeit und Unabhängigkeit des Staates neben der 
Kirche anerfannt. Auf Nachbarſtaaten babe ich in dieſer Frage Nicht 
hinweiſen wollen, weil ich es nicht für angemeſſen Diele, mich auf 
einen Staat zu beziehen, der — es if noch nicht ‚lange her — wen 
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einem atheiſtiſchen Stanpyanfte aus in ber Umkehr begriffen, noch 
nicht zum Abſchluſſe feiner neuen Entwidelung gefommen if, wie 
die Konflikte beweifen, die dort noch vorliegen. 

Abg. Diergardt: Nach den vielen ſchönen ausfährlähen Meden, 
weiche hier gehalten worden find, würde ich es nicht wagen, den 
Rednerftuhl zu betreten, wenn ich nicht eine moraliſche Berantaffung 
dazu hätte. In einem mehr ald breißigiährigen Geſchäftsleben bin 
sch mit fo vielen wackeren Männern jüpifchen Glaubens zuſammen⸗ 
gefommen, daß id) es: für meine Pflicht halte, mich für bie voll⸗ 
Händige Emancipation der Juden anszufprechen. Ich Tönnte der 
hoben Verſammlung Ramen nennen, welche Taufenden von Chriften 
fowohl in biefer Provinz als in anderen Landestheilen lohnende 
Beichäftigung geben, fo fchon für fie forgen, daß ic, fie mit Freu⸗ 
den ale meine Koblegen begrüße. Man fanıı mie dagegen fagen, 
Daß dies Ausnahmen wären. Ich weiß bierauf feine beſſere Ant 
wort zu geben, ald die, was fann man von den Maflen erwarten, 
wenn man fie nicht gleichftelit mit ven übrigen Konfeſſionen? Wir 
haben überall gefehen, meine Herrn, daß, wenn fi) ein Volf un⸗ 
terdrückt fühlt, ver Gelderwerb das Hauptſtreben ift, indem dieſes 
das Mittel giebt, ſich eine Geltung zu verſchaffen, ein Streben, 
meine Herren, welches einen ſolchen Höhenpunkt erreicht hat, daß 
ed zu ernſtem -Rachvenfen Veraulaffung giebt, inden dadurch eine 
Macht geſchaffen worden ift, um deren Allianz fi) Könige um 
Fürſten bemühen. Wir haben bei den Griechen geſehen, daß ze 
Zeit, wo fie unter der türkiſchen Herrſchaft febten, dieſes einſeitige 
Streben bei ihnen ebenfalls vorhanden war. Ich habe ſelbſt vor 
der griechiſchen Revolution vielfach mit den Griechen vwerlehet, ich 
babe — ic) geſtehe es ihnen offen — bei ven Transaetionen, welche 
ih mit Juden und Griechen batte, Urſache gehabt, wit mein Bow 
ſicht bei den Griechen, als bei den Juden, zu verfahren. Die Ges 
fchichte lehrt, daß beſiegte Völker durd) ein humgnes Benehmen id) 
eher in den Verluſt ihrer Nationalität fügen, als durch ein eniges 
gengefehted. Ich glaube, meine Herren, wenn wir in vellgiäfee 
Hinficht Died auf die Juden anwenden, und wenn wir ber ſchönen 
Lehre folgen: „Was du nicht willſt, das bir geſchicht, das thus 





ach keinem Anderen”, die fegensreichften Folgen baraus entſtehen 
werden. Ich ſtimme daher für das Amendement des Herrn Abges 
ordneten von Krefeld. 

Abg. Wädter: Meine Herren! Nachdem ich erft heute das 
Wort erhalte und bereits am geſtrigen Tage mehrere der geehrten 
Herren Redner, welche fruͤher ſich um daſſelbe bewarben, lebendi⸗ 
geren, kraͤftigeren und beredteren Worten die hohe Wichtigkeit dieſer 
Angeilegenheit, die Emaucipation der Juden betreffend, darſtellten, ale 
ich es im Stande bin, fo fühle ich mich dennoch aus dem Innerſten 
meined KHerzend gebrungen und verpflichtet, diejenigen Wuͤnſche, 
Witten und Korberungen, weiche ich im Intererefie der ganzen Ra; 
don zu ftellen hate, auch bier offen und unumwunden in Worte 
zu Beiden umd auszuſprechen. Ich fühle mid) hierzu um fo mehr 
verpflichtet, als ich, ein Bewohner und Abgeorpneter einer im fern; 
fen Norden beiegenen Stadt der preußifchen Monarchie, nicht allein 
hei dem bier verfammelten Bereinigten Landtage, ſondern audy bei 
vem lebten ProvinzialsLaudtage eine ähnliche Bitte um Emancipa⸗ 
ton ber Juden geftellt habe; ich fühle mich um fo mehr dazu vers 
anlaßt, als der Geleb- Entwurf, der uns jebt zur Berathung vor⸗ 
Kegt, meinen Wünſchen, meinen Hoffnungen und Erwartungen nicht 
entfpricht; ich fühle mich ferner um fo mehr dazu veranlaßt, als 
verfelbe Diejenigen Rechte, weiche ihnen in Folge der früheren Ges 
fepgebung, durch das bekannte Edikt vom März 1812, verlichen 
worden find, mehr verfümmert und verkürzt, als erweitert. Ich 
wänfche und bitte für die Bekenner des jüdiſchen Glaubens Glau⸗ 
densfreiheit und völlige Gleichftellung mit den Ehriften in ihren 
bürgerlichen und politifcyen Rechten. Ich enthalte mich aller aus⸗ 
führtichen Motive, welche geftern ſchon angeführt find; ich glaube 
«ber dieſen Auſpruch auf das allgemeine Recht der Billigkeit, anf 
das Rechtsgefäht gründen zu fürmen und bin ber Anſicht, daß dem⸗ 
jewigen, der die Pflichten des andern Staatsbürgers erfüllt, auch 
dieſelben Rechte, viefelben Begünftigungen zugeeignet werden müffen. 
VWenn ich demnach wänfde, daß, wie vor Bott, auch vor den Ges 
eg alle Menfchen gleiczgeftellt fein mögen, fo halte ich vafür, daß 
es nicht darauf aufommen kann, zu welcher Religion man fich: bes 


fenne. Der Inde verehrt, wie wir, ein: hoͤchftes Weſen, er verchtt, 
wie wir, Gott, und es ſcheint mir, daß es nicht auf bie Form an | 
fommt, wie man glaubt, wenn man nur glaubt. Wir haben geflerk 

and aud) früher bei einer andern Gelegenheit gehört, daß ber 
Grundpfeiler ded Staats die chriſtliche Religion fei; aber, meine 
Herren, der Grundpfeiler und ber Grundſatz der chriſtlichen Relis 
gion iſt Duldung, und die Religion lehrt une, alle Menfchen, ohne 
Unterfchied des Glaubens, wie unfere Brüder zu lieben. So oft 
ich mir auch die Frage vorlegte, warum nicht drei Konfeſſionen im 
unjerem Stante befichen fünnen, warum nicht der jübifchen Religion 
neben ber evangelifchen, neben der Fatholifchen ein Platz eingeräumt 
werde, um fo mehr, als fie doch eine der geduldeten im Staate if; 
wie oft ich mir auch dieſe Frage vorgelegt habe, fo wenig bin ide 
zur Beantwortung derfeiben gefommen. Es iſt und früher, namem⸗ 
lich geftern, von einer anderen Seite her eine Debustion gemacht 
worden, daß die Bekenner des jüpifchen Glaubens in der Mebehelt 
fih noch nicht auf dem Stadium der fittlichen und geiftigen Bildung 
belännen, als es bei den Chriſten voriveg angenommen werben 
könnte. Ich geftehe, daß ich mich diefer Auſicht nicht anſchließen 
fanıı, und glaube, daß wenn man einen ähnlichen Maßſtab bei Dem 
Bekennern der chriftliden Religion anlegen würde, dieſer auch nicht 
aureicdyend gefinnden würde. Wenn ich aber auch alles dieſes theil⸗ 
weife einräumen und anerfennen würbe, fo glaube ich doch, Daß, 
wenn die Smancipation fo vollftändig verwirklicht fein wird, wie es 
bereitö in einigen anderen Staaten der Fall it, auch die ſittliche 
und geiſtige Heranbildung ſich im dem Maße in SBrogreflion fielles 
wid, als eben dadurch venfelben Gelegenheit geboten wird, eine 
würdigere Stellung: im Staate einzunehmen und sm behmepien, 
Boruriheile und Überglaube, wie fie von ber einen wie von der 
anderen Seite bis jebt noch ftattfiuden, werben Dann verſchwinden; 
Doch der letzte Reit davon wird erſt dann verfchwinden, wenn bie 
lepte Echeivewand, weiche zwiſchen Juden und Ehriften noch beſteht, 
gefallen fein wird. Werben die Mifch» Ehen geftattet und nicht, 
wie es bisher gefchehen ift, erfchwert, und, wenn fe ſtattgefunden 
haben, ‚getremnt, fo halte ich dafür, daß die lehte Scheidewand alas 
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dann wirklich gefallen ift, und daß die allmälige Berfchmelsung aller 
Religionoͤ⸗⸗Partrien flattfinden wird, und daß wir gerade darin das 
Heil für und Alle zu fuchen haben werben. Es iſt heute auch vor 
Sriten eines geehrien Redners der Miniſterbank der Satz aufgefteikt 
werden, baß die jüdiſche Religion die Mifh- Ehen verbiete. Ich 
kaun auf dieſes Feld dem Redner nicht folgen, es ift mir ein frem- 
des; ich glaube aber hier bemerfen zu müflen, daß der große Re 
formator der evungelifchen Kirche, Luther, die Miſch⸗Ehen zwiſchen 
Ghriften und Juden als nicht gegen das göttliche Gebot beſtehend 
anerfannt, daß er fie vielmehr befürwortet und gebilligt hat. 

Meine Herren! Ein Recht, Ein Gefeh, gleiche Pflichten für 
le Bewohner der preußifhen Monarchie, das find die Forderun⸗ 
gen, welche ich hier an den hohen Vereinigten Landtag ftelle. Ich 
te um Unterſtützung dieſer Anſicht; ich würde mir aber noch er- 
lauben, an diefe Bitte die anzureihen, daß der Zuzuͤgigkeit fremder 
Vuden, nämlich aus fremden Staaten, nad. Möglichfeit gewehrt 
werde. ' 

- Mg. AMeierenmitz; Nachdem fidy geflern mehrere Rebuer zu 
Sunften der Judenſchaft und fo ausgefprochen haben, daß ver Ger 
genftand, über welchen ich fprechen weite, völlig erichöpft wire, 
fo will ich nur mit ein Baar Worten ven zweiten Abſchnitt bes 
Gatwurfd berühren. Der Entwurf ſcheint mir nicht dem zeitlichen 
Fortſchritt und der öffentlichen Meinung Preußens gefolgt zu fen. 
Er enträdt die Judenfchaft des Großherzogthums ofen wiederum 
in die alten Grenzmauern, er nöthigt fie, fi noch mehr vahin zu 
Sonzentriren, um eine Eorporation zu bilden und fo in bie altem 
Religions⸗Gebräuche noch mehr zu verfinfen. Meine Herren! Die 
Jaden find nur durch die bisherigen Beichränfungen in dem gegen» 
wärtigen Zuftande Wir müſſen fie aber herausheben, fie uns 
wäher ftellen, ihr Ehrgefühl ftärfen, und fie werden das anerfennen 
und. befier werden. Der geehrte Redner aus Weitphalen hat geſtern 
für die Freiheit der Juden mit beredten Worten fid) ausgeiprochen, 
dem ich auch nar beitreten fan, nur in dem efnen Bunfte nit, 
saß er nicht Die Freizügigfeit der Judenſchaft haben wollte Ich 
glaube,. meine: Herren, wenn wie den Juden bie ganze Emancipa⸗ 





kon zugeftehen wollen, fo fönnen wir ilmen auch dieſe Kleinigkeit 
lafien, d. h. die Freizügigkeit; denn es koͤnnte fonit den Anſcheis 
sewinnen, ald wenn man ihnen zwar das Thor ber Freiheit öffne, 
ke aber noch an einem Faden dort anknüpfen wollte Meine Has 
en! Ich bitte daher, bei der Abſtimmung für das Wohl der Jar 
denfchaft zu ſorgen. Ä 

Abg. son Bismark (Schönhaufen): Wenn ich heute dieſe Steße 
betrete, fo gefchieht es mit größerer Befangenheit als fonft, da ich 
fühle, daß ich durch das, was ich fügen werbe, einigen nicht gamg 
ſchmeichelhaften Aeußerungen -geftriger Rebner gewijiermaßen in dem 
Wurf lanfe. : Sch muß öffentlid, befennen, daß ich einer Richtung 
angehöre, die der geehrte Abgeordnete von Krefeld geftern als fin 
fer und mittelalterlich bezeichnete, derjenigen Richtung, weldye es 
nochmals wagt, der freien Entwickelung des Chriſtenthums, wie fie 
ver Abgeordnete von Krefeid für Die einzig wahre hält, entgegenzu⸗ 
treten. . Ich lann ferner nicht: Icugrien, dag ich jenem großen Hau⸗ 
fen angehöre, weicher, wic der geehrte Abgeordnete and Mofen ber 
merfte, dem intelligenteren Theile der Nation gegemüberftcht und 
biefem intelligenteren Theile in, wenn mein Gedäachtniß mic) nicht 
taͤnſcht, ziemlich geringichägenper Art entgegengefeßt wurde, dem gror 
fen Haufen, weicher nody an Vorurtheilen flebt, bie. er mit ber 
Muttermilch. eingefögen bat, dem Haufen, welchem ein Chriſtenthum, 
bas über dem Stante fteht, zu hoch if. Wenn ich mich in ber 
Schußlinie fo. ſcharfer Vorwürfe ohne Murren befinde, ſo glaube 
auch ich die Nachſicht ver hohen Verſammlung in Anſpruch nehmen 
ju dürfen, wenn ich mit verfelben Offenheit, welche die Aeußerun⸗ 
gen meiner Gegner charafteriürt, beienne, daß es mie geflern im 
manchen Angenbliden von Arrjtreutheit nicht ganz gegemwärtig bitch, 
ob ich mich in einer Verſammlung befände, für veren Mitglisber 
dad Geſtetz Hinfichtlich der Wähibarfeit die Beringung ber Gemein⸗ 
fhaft mit einex der chriſtlichen Kirchen aufitelt. Ich gehe zur Sad 
felbft über. Die meiften Redner haben über das vorliegente Ge 
ſeß fih weniger ausgefprochen, als über die Emancipation im Als 
gemeinen. Ich folge dieſem Wege. Ich bin fein Feind der Juden, 
and. wenn fie meine Feinde fein follten, jo vergebe ich ihmuen. Ich 


liebe fte fogar under Lmftänden. Ich gönue ihnen auch alle Rechte, 
zur nicht das, in einem chriſtlichen Staate ein obrigfeitliches Amt 
zu befleiven. Ueber den Begriff eines chriſtlichen Staates haben wir 
von dem Herrn Mimfter des Schaped und von einem anderen 
Herrn auf der Miniſterbank Worte gehört, die ich faſt ganz unters 
fhreibe; Dagegen haben wir auch geftern gehört, daß der chriſtliche 
Staat eine mäßige Fiction, eine Erfindung neuer Staatsphilofophen 
fei. Ich bin ver Meinung, daß der Begriff des chriſtlichen Stans 
tes fo alt fei, wie das ci-devant heilige römifche Reich, fo alt, wie 
$änmtliche europäifche Stauten, daß er gerade der Boden fei, in 
welchem dieſe Staaten Wurzel gefchlagen haben, und daß jeber 
Staat, wenn er feine Dauer geſichert fehen, wenn er die Berechti⸗ 
gung zur Eriſtenz nur nachweiſen will, fobald fie beftritten wird, 
auf religiöfer Grundlage ſich befinden muß. Kür mich find bie 
Worte: „Von Gotted Guaden“, welche chriſtliche Herrſcher ihrem 
Namen beifügen, kein leerer Schall, ſondern ich ſehe darin das Be⸗ 
kenntniß, daß bie Fürſten dad Scepter, was ihnen Gott verlichen 
hat, nach Gottes Willen auf Erden führen wollen. Als Gottes 
Wille Tann ich aber nur erfennen, was in den cheiftlidden Evange⸗ 
lium offenbart worben iſt, und ich glaube, in meinen Rechte zu fein, 
wenn ich einen foldyen Staat einen chriftliden nenne, welcher ſich 
die Aufgabe geftellt hat, die Lehre des Chriſtenthums zu realifiren, 
zu verwirklichen. Daß dies unferem Staate nicht in allen Bezie⸗ 
Jungen gelingt, das hat geflern der geehrte Abgeorbnete aus ber 
Grafſchaft Mark in einer mehr fcharfiinnigen, ald meinem religiöfen 
Gefühle wohlthuenden Parallele zwiſchen den Wahrheiten ded Evan⸗ 
gelium® und den Paragraphen des Landrechtes dargethan. Weun 
indeß auch die Löfung nicht immer gelingt, fo glaube ich dach, die 
Realiſtrung der chriftlichen Lehre fei der Zwed des Staates; daß 
wir aber mit Hülfe der Juden diefem Zwede näher kommen follten 
wis bisher, kann ich wicht glauben. Erkennt man die religiöfe 
Grundlage ded Staates überhaupt an, fo, glaube ich, Tann biefe 
Grundlage bei und nur das Chriftenthum fein. Gntziehen wir dieſe 
peligiöfe Grundlage dem Staate, jo behalten wir als Staat nichts 
als ein zufälliges Aggregat von Rechten, eine Art Bollwerk gegen 


ven Krieg Aller gegen Alle, welchen die Ältere Philofophie aufge: 
ſtellt hat. Seine Gefebgebung wird ſich dann nicht mehr aus dem 
Urquell der ewigen Wahrheit regeneriren, fondern aus den vagen 
und wanbelbaren Begriffen von Humanltät, wie ſie ſich gerade in 
den Köpfen derjenigen, welche an der Spige flehen, geftalten. Wie 
man in foldhen Staaten den Ideen, 3. B. der Kommuniften über 
die Immoralität des Eigentbums, über den hohen ſittlichen Werth 
des Diebftahls, ald eines Verſuchs, die angebornen Rechte ver Men⸗ 
hen berzuftellen, das Recht, Hd geltend zu machen, beftreiten will, 
wenn fie die Kraft dazu in fich fühlen, tft mir nicht Harz Denn auch 
biefe Seen werden von ihren Trägern für human gehalten und 
war als die rechte Blüthe der Humanität angefehen. Deshalb, 
meine Herren, fehmälern wie dem Volke nicht fein Ehriftentbum, in- 
dem wir ihm zeigen, daß es für feine Geſetzgeber nicht erforderlich 
fl; nehmen wir ihm nicht den Glauben, daß unfere Geſetzgebung 
aus der Quelle des EChriftenthums fchöpfe, und daß der Staat bie 
Realifirung des Chriftenthums beswede, wenn er auch Diefen Zweck 
nicht immer erreicht. Ich gehe von der Theorie der Frage auf einige 
praftifche Momente über. In den Lanvestheilen, wo das Edift von 
1812 gift, fehlen den Juden, fo viel ich mich erinnere, Feine andere 
Rechte, als dasjenige, obrigkeitliche Aemter zu befleiden. Diefes 
nehmen fie nun in Anſpruch, fie verlangen, Lanpräthe, Generale, 
Minifter, ja, unter Umfländen auch Kultus Minifter zu werben. Ich 
geftehe ein, daß ich voller Vorurtheile ſtecke, ich habe fte, wie ger 
fügt, mit der Muttermildy eingefogen, und es will mir nicht gelin⸗ 
gen, fle weg zu bisputiren; denn wenn ich mir, ald Repräfentanten, 
der geheiligten Majeftät des Königs gegenüber, einen Inden dene, 
dem ich gehorchen fol, fo muß ic) befennen, daß ich mich tief nie 
dergebrüdt und gebeugt fühlen würde, daß mich die Freudigkeit und 
das aufrechte Ehrgefühl verlaſſen würden, mit welchen ich jeßt meine 
Pfuchten gegen den Staat zu erfüllen bemüht bin. Sch 'theile dieſe 
Empfindung mit der Maſſe der niederen Schichten des Volkes und 
fihäme mich dieſer Gefellfchaft nicht. Warum es den Juden nicht 
gelungen ift, in vielen Sahrhumderten ſich die Sympäthie der Der 
völferung in höherem Grade zu verfchaffen, das will ich nicht genau 
IX, 3 


unterfuchen; ein geehrter Renner aus der Grafſchaft Mark kat wie 
Gründe fchärfer herausgeſtellt, als ich fie hier wiederholen möchte. 
Nur eins iR mir nicht klar geworden, nämlich wie der geehrte Red⸗ 
ner diejenigen Leute, die er, wenn ich ihn richtig verſtand, als zu 
fchlecht für feinen Ilmgang bezeichnete, zu feinen vorgefebten Beau⸗ 
ten, felbft zu Miniftern haben möchte, wenn er es nicht braucht. 
Der geehrie Redner fprady die Ueberzeugung and, daß vie Juden, 
feien fie auch jetzt, was fie wollten, fich ändern Fönnten und wür⸗ 
den, und führte zum Berweife deflen an, was fie früher gewelen 
fein. Darauf muß ich erwiebern, daß wir es nicht mit den Maf- 
fabäern der Vorzeit, noch mit den Juden der Zukunft zu thun ha⸗ 
ben, fonvdern mit den Juden der Gegenwart, wie fie jebt find. Dar⸗ 
über, wie fie find, will ich mir in Paufch und Bogen Fein Urcheil 
erlauben. Ich geftehe zu, daß in Berlin und überhaupt in geößeren 
Stäpten die Judenſchaft fait durchaus aus achtungswerthen Leuten 
befteht; ich gebe zu, daß ſolche auch auf dem Lande nicht bios zu 
den Ausnahmen gehören, obgleidy ich fagen muß, daß ber entgegen: 
gefebte Fall vorfomme Wir haben geftern von der Milethätigfeit 
der Juden zur Unterſtützung ihrer Sade gehört. Nun, Beifpiel ge- 
gen Beifpiel. Ich will ein anderes geben, ein Beifpiel, in welchen 
eine ganze Gefchichte der Verhältniſſe zwiſchen Juden und Chriſten 
liegt. Ich kenne eine Gegend, wo die jüdiſche Bevölkerung auf Dem 
Bande zahlreich ift, wo ed Bauern giebt, die nichts Ihe Eigenthum 
nennen auf ihrem ganzen Grundſtück; von dem Bette bis zur Dfen- 
gabel gehört alles Mobiltar den Juden, das Vieh im Stalle gehönt 
dem Juden, und der Bauer zahlt für jedes einzelne feiwe taͤgliche 
Miethe; das Korn auf dem Felde und in ver Scheune gehört nem 
Juden, und der Jude verkauft dem Bauern das Brod⸗, Saatr und 
Futterforn mebenweis. Bon einem ähnlichen chriſtlichen Wucher 
habe ich, wenigftens in meiner Praris, nocd nie gehört. Wan führt 
zur Eutfchuldigung diefer Fehler an, daß fie and den gedrückten Ber- 
hältniffen der Juden nothwendig hervorgehen müßten. Wenn ich 
mir die Reden von geftern vergegenwärtige, fo möchte ich glauben 
daß wir in den Zeiten der Judenhetzen lebten, daß ſich jeder Jude 
taͤglich alles das müfle gefallen laſſen, was der ehrliche Shylock er⸗ 
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dulden wollte, wenn et nur reich würde; aber davon ſehe ich nir⸗ 
gends enwas, fondern ich fehe nur, wie geſagt, daß der Jude nicht 
Beamter werten kann, und nun iſt mir doch das eine ſtarke Schluß⸗ 
folge, daß, weil Jemand nicht Beamter werben fann, er ein Wucherer 
werden müſſe. Ciner der Abgeordneten der pommerfchen Ritterfchaft 
iR fo weit gegangen, zu behaupten, daß die Juden von jeder ebles 
rn Befhäftigung, mit Ausnahme des Handels, ausgeſchloſſen feien. 
Das einzige aber, woron fie ausgefchloffen find, ift ver Hafen der 
Düreanfratie, und ich appellire an den geehrten Redner felbft, ob er 
in feiner Behauptung nicht zu weit geht, indem barin liegt, daß nur 
08 Beamtenthum und der Handel edle Beſchäftigungen fein follen. 
Einem anderen Redner der fihlefifchen Ritterfchaft möchte ich mid) 
für die Folge feiner Reve eher anfcdhließen, wenn er nur den Schluß 
feiner Rebe als integrirenden Theil derfelben ſtets beibehalten will, 
Er will die Juden emanzipiren, wenn fie felbft die Schranfen nie- 
berreißen, die fie von uns trennen. Die hohe Verfammlung hat fich 
geftern einige Anekdoten vorlefen laſſen; fie wird alfo auch mir ge; 
ftatten, eine zu erzählen, durch weldye ich darzuthun fuche, wie wes 
nig die Juden geneigt find, von der Starrheit ihrer Gebräuche zu 
laſſen. 

Ein jüdiſcher Gelehrter von hohem Anſehen, den ich nicht nen⸗ 
nen will, den ich aber privatim Jedem der Anwefenden nennen werde, 
der es zu wiſſen verlangt, den Viele von und fennen, und der in 
einer der größeren Städte des Staats wohl angefehen ift, hält fo 
fer an den alten Sabungen, daß er es nicht wagte, am Sabbath 
ehvas zu tragen, nicht einmal ein Schnupftudy in der Taſche. Die- 
fer Mangel war für ihn mit Anbequemlichfeiten verfnüpft, gegen 
die er in den rabbinifchen Büchern nun folgenden Ausweg fand. 
Ich erzähle, wie ed mie ein Jude felbft mitgetheilt hat. Es ſoll er- 
laubt fein, etwas zu tragen am Sabbath an einem Orte, der dem 
Träger perſoͤnlich gehört. Berner flelit eine andere rabbinifche Lehre, 
wie ich gehört habe, den Grundfa auf, daß ein Beamter des Kö⸗ 
nigs denfelben fo weit verträte, daß Veränßerungen von Königlichen 
Eigenthum, welche ein foldyer Beamter vornähme, Gültigfeit hätten. 
Der gedachte Gelehrte Heß ſich alfo einen Linterbeamten der Polizei 

3* 





— 36 — 


kommen, kaufte von dieſem für einen Thaler im Scheinkauf die Woh⸗ 
nung des Beamten mit allen Ilmgebungen derſelben, auf welche ſich 
das Dispofitionsredht des Beamten ehva erftreden Tonne, alſo die 
ganze Stadt des Königs, und feitdem trägt er fein Schnupftudh mit 
gutem Gewiſſen in der Taſche. Wenn nun diefes am grünen Holze 
geſchieht, von einem ausgezeichneten Gelehrten, von einem verftänbi- 
gen, in der Welt lebenden Manne, fo frage ich, was haben wir 
von der großen Maſſe, der polnifchen Juden gar nicht zu gedenken, 
in diefer Beziehung zu eriwarten? Ic, für meine Perſon werde mein 
Botum ebenfalls gegen den und vorliegenden Geſetz-⸗Entwurf geben, 
weil ich von der Korporirung von Reuten, bie feine Korporation bil⸗ 
den wollen, feinen Vortheil erwarten kann, weil eine Storporation, 
wenn die ganze Korporirung von den Betheiligten mit Vorurtheil 
und Abneigung aufgenommen wird, ein tobtgebornes Kind bleibt. 
Ich für meine Perſon würde für die Ausdehnung des Geſehes von 
1812 auf fänmtlihe Provinzen ſtimmen, vielleidyt mit einem Bor- 
behalt, in Beziehung auf Pofen diejenigen erceptionellen Beftimmun- 
gen zu treffen, die der Grad der Sittlichfeit vieler dortigen Juben 
in Bezug auf Eigenthum nothiwendig machen könnte. Außerdem, 
wenn der Zuſtand der polnifchen Juden weſentlich verändert würde, 
fo Fönnte dies eine bedeutende Attractionsfraft auf die Millionen 
rufiiicher Juden ausüben, die in Rußland, meines Erachtens, ſich 
nicht fehr heimisch fühlen können. Ob aber eine Heberfievelung der⸗ 
felben wünfchenswerth ift, überlafle ich denen zu beurtheilen, welche 
das Glück gehabt haben, rufitifche Juden en masse fennen zu ler⸗ 
nen. Ich glaube auch, daß die in Pofen anfäffigen Juden, auch 
wenn ed ihnen erlaubt wird, nicht in bedeutenden Maſſen nad) ven 
deutfchen Provinzen auswandern werben, weil die vergleidhöweife — 
ich möchte nicht gern einen Ausdruck wählen, der verlehen könnte — 
Sorglofigfeit des polniſchen Charakters in Beziehung auf zeitliche 
Güter den Juden aus Polen ftet ein Eldorado gemacht bat. Ih 
glaube, daß das Geſetz von 1812 auch den Juden willfommen fein 
wird, ich muß fogar annehmen, nach dem, was ich hier von ber 
Tribüne öfter gehört habe, daß gerade viefes Geſetz su denen gehört, 
welche die damaligen Juden zur Theilnahme an dem vaterlaändiſchm 
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Kampfe begeiftert Haben; auch von dem jungen Manne von neun⸗ 
zehn Jahren, von dem geftern erzühlt wurde, glaube ich dies cams 
nehmen zu fönnen. Ich erwähne dieſen hauptfächlich deshalb, weil 
mir eine Aeußerung, weldye der verehrte Redner, der diefe Erzähs 
fung vortrug, geftern machte, fchmerzlich war und mit den vaterläns 
difchen Gefühlen, weldye ihn gewöhnlich beleben, nicht in Einflang 
zu fliehen fcheint. Er fagte, ed wäre ſchon genug, wenn nur ein 
einziges Menfchenleben vergebens gebiutet hätte. Nun kann ich nicht 
glauben, daß ein Blut vergebens gefloffen ift, welches für die deutſche 
Freiheit floß, und bisher fteht die Freiheit Deutſchlands nicht fo 
niebrig im Preiſe, daß es nicht ver Mühe lohnte, dafür zu flerben, 
au wenn man feine Emancipation der Juden damit erreicht. Pers 
ner haben mehrere Redner wieder, wie in faft allen Fragen, auf 
das nachahmungswerthe Beifpiel von England und Frankreich ver- 
wiefen. Diefe Frage bat dort weniger Wichtigfeit, weil die Juden 
nicht fo zahlreich find, wie hier. Ic möchte aber den Herren, die 
fo gern ihre Ideale jenfeits der Bogefen fuchen, eins zur Richtſchnur 
empfehlen, was den Engländer und Franzoſen auszeichnet. Das iſt 
das ftolge Gefühl der Rationalehre, welches fich nicht fo leicht und 
fo häufig dazu hergiebt, nachahmungswerthe und bewunderte Bor: 
bilder im Auslande zu ſuchen, wie es hier bei ung gefchieht. 
(Bravoruf!) 

Abg. Frhr. von Vinche: Der Vortrag des geehrten Mitgliedes 
der fächlifchen Ritterfchaft, welches vor mir auf diefem Plage ſich 
befand, hat und fo viel intereflante Seiten dargeboten, daß ich mid; 
fehr geneigt fühle, näher auf das Einzelne einzugehen, und ich uns 
enblich bebauern muß, daß er nur zu einer einzigen perfönlichen 
Bemerfung mir Beranlaffung gegeben hat, die mich jebt zum Wort 
bereihtigt. Wenn er früher ſchon meiner Berfon gedachte in Bes 
jiehung auf vie Nichtübereinftimmung feiner religiöfen Anfichten 
mit den meinen, fo ift dies Sache der inneren Weberzeugung, anf 
die ich eben fo wenig eingehen will, als auf das, was ein verehr- 
tes Mitglied für die Nieverlaufis in Beziehung auf den Eindruck 
meined Vortrages gefagt hat, welchen es als einen zu heiteren ber 
zeichnete. Das gehört zu den Gefchmadsfachen, über die ich mit 





Riemanden rechten will, Die eiugige perfönticdde Bemerkung, vie 
von dem geehrien Mitgliede in Beziehung auf meine ‘Berfon ges 
wacht worden ift, — fo viel ich bei genauer Aufmerffamfeit babe 
hören fünnen, — ift die, daß ich die Gefellfchaft der Juden für zu 
ſchlecht für mich gehalten hätte. Diefer Worte habe ic) mich nicht 
bedient, ich babe nicht geſagt, daß die Gefellfchaft der Juden ſchlecht 
wäre, und ich würbe Died um fo weniger zu widerlegen haben, als 
der geehrte Redner die Juden fogar als ehrenwerth bezeichnet und 
und Anefooten erzählt hat, die ihm von Juden binterbracht worden 
find, er alfo einer öfteren gefelligen Unterhaltung mit Juden füch zu 
erfreuen hat. Ich habe nur gefagt, daß nach den National- Eigen- 
fhaften der Juden, nad ihrem Charakter, nach der bisweilen 
fhmußig werdenden Habfucht, nach ihrer Kriecherei und nad) ihrer, 
trotz theilweife bewiefener Tapferfeit, gar nicht abzuleugnenden 
Feigheit, ich meines Theils Feine Sympathie für die Juden hätte 
Ich kann indeß für Jemand feine Sympathie haben, ich kann durch⸗ 
aus nicht geneigt fein, mich öfter in feiner Gefellfchaft zu befinden, 
ohne daß ich feine Geſellſchaft zu fchlecht für mich zu finden 
brauche. Wenn es duch das neue Geſetz dahin kommen follte, 
daß ein Jude Minifter oder, wie gefagt worden ik, Kultus: Minifter 
würde (welches Letztere ich nicht für wahrfcheinlicy halte), fo würde 
ich ihm diejenige Achtung zollen, die id) ihm als Beamten Sr. Mas 
jeftät ſchuldig zu fein glaube. Ich fann mir mauche Minifter den, 
fen, für die id) durchaus feine Sympathie empfinde und deſſenun⸗ 
geachtet werde ich ihnen gehorihen, fo weit es die Landeögefehe mir 
zur Pflicht machen, und ich würde nichtd Dagegen einwenden, wenn 
es Sr. Majeſtaͤt in Ausübung feiner Machtvollkommenheit gefallen 
follte, Juden in fein Minifterium zu berufen. 

Abg. von Pecherath: Es ift mir fehr intereffant gewefen, den 
engen mittelalterlihen Geift, deſſen ich geftern gebachte, heute leib⸗ 
baftig unter und erfcheinen zu fehen! 

CHeiterfeit in der Verſammlung.) 
Ich beforge nicht im mindeften, dadurch dem geehrten Rebner zu 
nabe zu treten, denn er hat ausbrüdlich erflärt, daß er von dieſem 
mittelalterlichen Geifte geleitet werde; ich bezweifle aber ſehr, daß 





ſich die geehrten Herren auf der Miniſterbank zu ber Eolidarität 
ber Anfichten, die der Rebner in Anfprud, genommen bat, befennen 
werden. Bas ich ala perfönliche Berichtigung vorzutragen hatte, 
betrifft die Darftellung, die der geehrte Redner von meiner Aeuße⸗ 
rung in Bezug auf den jübifchen Freiwilligen machte, der im Des 
feeiungäfriege gefallen ik. Ich babe nicht im jenem Sinne gefagt, 
daß diefed Opfer vergebens gebracht worben fei, id) habe aber ges 
fügt, daß es allerdings tragiſch ſein würde, wenn ein Menſchen⸗ 
leben geopfert, und wenn der Zweck, um deswillen dieſer Einzelne 
ed geopfert hätte, für ihn nicht erreicht, wenn er in feinen Hoff« 
nungen getänfcht würbe. Wenn aber überhaupt der geehrte Redner 
nach feinen Anſichten glaubt, daß man das Leben eined Menfchen 
in Anfpruch nehmen könne, ohne ihm geredjt zu werben; Daß man 
den Anſpruch machen könne, ein Anprer folle fein Leben opfern, 
ohne daß feine wohlbegrünbeten Hoffnungen erfüllt werden, wenn 
dies die Anficht des geehrten Rebners ift, fo gehört fie wohl zu ben 
Berurtheilen, die er mit ver Muttermilch eingefogen hat, und bie 
bier zu bekämpfen nicht meine Abficht ift. 

Abg. von Bismark-Schinhanfen: Es ift mir nicht erinnerlidy, 
davon geiprochen zu haben, daß es erlaubt fei, das Opfer eines 
fremden Menfchenlebens für andere Zwecke ale die des Baterlandes 
in Anſpruch zu nehmen. Ich habe nur dem Vaterlande und nicht 
bee Emancipation dieſes Opfer als eines vindizirt, welches ich für 
fo nothwendig halte, daß Ich es einmal nicht fehr body anfchlage, 
Im Gegentheil, die Abwefenheit der Kähigfeit, dieſes Opfer dem 
Baterlande ohne Rebenzwecke zu bringen, ift anie ein wefentlichen 
Fehler an jenem Manne und namentlid) an jedem Deutſchen. Wenn 
das eine mittelaltertiche Anſicht ift, jo befenne ich mich dazu. 

Abg. Sir: Ich enthalte mich aller Nebenfachen, auch einer 
Grdrterung der alfgemeinen philoſophiſchen, ethiſchen und anderen 
Metive für die Juden⸗Emancipation. Exempla trahunt. Ich bitte 
bie hochverehrte Verſammlung, mir zu erlauben, ein Beifpiel in 
etwas größerem Maßftabe vortragen zu dürfen. Sn ber Stabt, 
welche mir die Ehre der Hierherſendung erzeigt hat, beficht eine 
iſraelitifche Gemeinde mit eigener Synagoge und freier befonberer 
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Armenpflege, im Uebrigen in buͤrgerlicher und gemeinheitlicher Hin⸗ 
ſicht verſchmolzen mit der geſammten Bürgerſchaft. Sie hat mich 
erſucht, für ihre MWünfche und für ihre Rechte bei einem hoben 
Landtage Yürbitte einzulegen. Ich thue es nicht blos des Geſuchs 
wegen, fondern aus eigenem Antriebe und and innerer Ueberzen⸗ 
gung. Die Juden meiner Gegend wünſchen, daß fie gleiche Rechte 
und Pflichten mit ihren chriftlihen Mitbürgern behalten und bekom⸗ 
mer, und daß, wo jie noch nicht waren, den übrigen Glaubens 
genoflen fie ertheilt werden möchten. In ihrer Eingabe berufen Re 
fh auf ihren Wandel, infonverheit auf ihre treue Pflichterfüllung 
gegen König und Baterland, gegen das Land, welches fie als ihr 
Baterland betrachten, wo fie geboren und erzogen find. Aus eigener 
Erfahrung kann ich die Behauptung eines foldhen Wandels befkäti- 
gen und will varüber vor Ihnen, hochverehrte Herren, in Betreff 
meiner Gegend behufs geneigter Befchlußnahme Zeugniß ablegen. 
Ich erinnere mid) des wibrigen Zuſtandes, in welchem fich die Ju⸗ 
den befanden unter den alten, ftarren, reichsſtädtiſchen Bedrückungen 
und Zurüdfegungen; ich gebenfe ihrer bürgerlichen Gleichſtellung, 
die durch die weſtphaͤliſche Conftitutien im Jahre 1808 erfolgte. 
Seit der Zeit hat ihr Zuftand offenbar in jeder Hinficht ſich ver: 
befiert. Meine Gegend, Mühlhaufen, Norphaufen, Erfurt, Tann 
dies nur übereinftimmend bezeugen. Das Ober Landeögericht zu 
Halberftabt fagt Seite 47 der Beilagen der Denffchrift zum Entwurf der 
Judens Ordnung, (Vergl. Bd. VIII. Beil. I. B. b. Ant. ILL) daß in Bes 
teeff der Verbrechen und Unterſuchungen fein Mißverhältniß zwifchen 
der hriftlichen und jübifchen Bevölferung flattfinde, daß man viel 
mehr vermeinen müßte, die chriftliche Bevölkerung produzire in Zahl 
und Schwere der Verbrechen leicht den größeren und widhtigeren 
Theil. Ich ſelbſt habe in Bezug meiner Gegend Bergleichungen 
angeftellt, und die haben mich zu demfelben Refultate geführt, daß 
nach Berhältniß unferer Bevölferung man feineöwegesd den jübifchen 
Einwohnern Schuld geben Fönnte, daß fie mehr Verbrechen und 
Unterfuchungen veranlaßten, als die chriftliche Bevoͤlkerung. Sie 
zeichnen fich aus oder fiehen nicht zurück hinter den Chriſten in Be 
treff der Nüchternheit, der Mäßigfeit und Betriebſamkeit; höchft ſel⸗ 
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ten fommt eine Ehefcheidung unter den Juden vor; für die Gries 
bung ihrer Kinder thun fie das Mögliche, infonderheit haben fie 
neben der allgemeinen ftäbtifchen Armenpflege noch eine eigene für 
ihre Glaubendgenofien und bringen in diefer Hinficht, wie für ihren 
Kultus, beträchtliche Opfer. Bei uns haben fie fih zum Theil auch 
fchon den Gewerben gewinmet; es find in meiner Stabt Tifchler, 
Schneider, Uhrmacher, Yabrifanten jüpifchen Glaubens. Wie bei 
biefen Betrieben, im Amte und Verkehre, habe ich aud im Frei⸗ 
heitöfriege Juden fennen gelernt, die fich als tapfere Kameraden 
auszeichneten, von denen felbft einer nicht weit von meiner Seite 
mit dem eifernen Kreuze gefchmückt wurde. Died Alles führt mich 
me Beitätigung ber obigen Behauptung, und ich glaube, dieſes 
sünflige Refultat, dieſe erfprießliche Verbeflerung rührt lediglich vom 
Geſetze des Jahres 1808 und vom Geſetze des Jahres 1812 ber. 
Ohne diefe beiden Geſeße bin ich der Meberzeugung, daß diefe Er⸗ 
gebnifle nicht erfolgt fein würden. Deshalb fchließe ic mich vors 
zugoweiſe dem Ausfpruche an, den die verehrte Abtheilung unfered 
hohen Landtages Seite 35 des Gutachtens (vergl. daſſelbe Bd. VIII.) 
gethan hat, und der alfo lautet: 
„Dafür fpricht die Qrfahrung, daß, wie überhaupt bie Givilifation der Staates 
bürger mit der Breifinnigfeit der Gefepgebung Hand in Hand geht, auch bie 
Juden da auf einer allgemein höheren Bildungsftufe Reben, wo fle einer hu⸗ 
maneren Gefeßgebung fich erfreuen, und in derjenigen Randestheilen am we⸗ 
nigfien von ihren chriſtlichen Mitbürgern fich unterfcheiden, wo fie die Geſetz⸗ 
gebung den Letzteren am nächſten geflellt hat.’ 


Das Gnutachten der ftänbifchen Abtheilung erfcheint mir fehr 
gebiegen und annehmbar. Sich fchließe mich den Grundſätzen in ber 
Einleitung an und bitte die hohe Verfamminng, diefe Grundfäge zu 
billigen und darnach die Berbeflerungs > Borfchläge zu den einzelnen 
Baragraphen feftzuftellen, weil ich glaube, daß durchaus nicht irgend 
eine jübifche Sapung dem entgegenfteht, wohl aber vie göttliche 
Lehre unferes reinen Chriftenthums ein folches gebietet und bie 
Staatsweisheit zur Wohlfahrt unferes Baterlandes ein ſolches fordert. 

Ag. Graf sen Finkenſtein: Ich lege ein gewilles Gewicht 
darauf, in diefer Frage mein Botum bier von viefem Plage aus 
abzugeben; ich werde deshalb die hohe Verſammlung mit nur fehe 
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werig Worten infommobiren. Ich ſtimme gam und gar dem Haupt 
finne und der Abſicht des Geſetzes bei, nämlich ich wünſche eben: 
falls, daß die Juden ſich nach ihrer Stellung und nad ihrer Indi⸗ 
vidualitaͤt fo frei emtwiden möchten, ald es irgend möglich nad ihrem 
Kultus nnd ihren ganzen Berbättniffen gemäß if. Ich vwüniche, 
daß fie zu den Aemtern gelangen möchten, zu denen fie allen dieſen 
Verhältniſſen nach fommen können; aber ich flimme ganz und gar 
dagegen und werde immer bagegen fein, daß fie jemals unfere Rich⸗ 
ter und unfere Gefebgeber werben, alfo auch, daß fle jemals flän- 
bifche Rechte befommen. Diefe Art von Smancipation halte ich für 
einen großen Irrthum. Deshalb ſtimme ich auch gegen die Abthei⸗ 
Inng und balte ed fogar für gefährlich, daß die Begutachtung des 
ganzen Gefehed von dem Crundfage einer vollfommenen Emantipa⸗ 
tion auögegangen ilt. Ich fage dabei, daß Ich recht eigentlich im 
meinem Herzen überzeugt bin, daß ich ein größerer Freund der Ju⸗ 
den fel, als vie Abtheilung und die meiften der Herren, die fi für 
die Emancipation ausgefprocdhen haben. Ich wünſche eben, daß fie 
wahre Ghriften werben möchten; das wäre mein heißefter Wunſch. 
Das könnten aber die Juden nicht werben, die anf irgend einer Art 
zu der großen Zahl derer gehören würden, die ihren eigenen Claus 
ben verleugnet und auch feinen fremden angenommen haben und, 
um ed geradezu zu fagen, allein dem Mammon und der Welt dies 
nen. Uebrigens fchließe ih mich allem dem an, was bier, befon- 
ders geftern und auch heute, fo vortrefflih von der Minifterbanf aus 
gefagt worden iſt. Zür Diejenigen, die fo etwas verflehen können 
und wollen, glaube ich, ift es verftänblich gewwefen, und ich bin gang 
und gar derfelben Anficht. Es ift geftern ſchon gefagt worben, daß 
diefer Stuhl fein Katheber ift, alfo bin ich weit entfernt, mich auf 
die Gründe dafür und dagegen einzulaffen. Ich würbe auch weiter 
nicht die hohe Berfammlung aufhalten, wenn ich mich nicht, net 
Gefahr, eine perfönliche Bemerkung herbeizuführen, zu dem Vekennt⸗ 
niß veranlaßt fühlte, daß ich mich über den geehrten Reduer aus 
Weſtphalen, der geftern feine Rede biekt, fehr gefreut habe, wie er 
fein deutſch⸗weſtphaͤliſches Herz nicht verleugnen tönnte, indem er 
feinen Mangel an Sympathie für die Juden ausſprach, und daß 
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dieſe Ausſprache mir lieber war und bei mir ein ſchwereres Gewicht. 
hat, als alle die philantropiſchen Anſichten, die wir hier in ſo rei⸗ 
dem Maße hoͤrten. Sch glaube, ich habe mich in der Hauptſache 
auögeiprocken, und will nur ein mir ſehr wichtiges Faltum anfüh⸗ 
ren, was ich vor wenigen Minuten von einem Herrn gehört habe, 
ver früher dem polnifchen Reiche zugehörte. Dieſer bat verfichert, 
daß zur Zeit der Republif Polen vie Juden völlig emancipirt und 
frei paftanden mit dem anderen Volke. Wie wenig die Emancipa⸗ 
tion allein dahin führen fann, die Juden gleich zu machen mit dem 
Chriſten, Tann man deutlich an dem Beifpiele dieſes Landes ſehen — 
wenn nämlich dieſes Faktum, wofür ich nicht bürgen will, wahr iſt. 

Abg. von Pyla: Ich bitte als Korrefirent um das Wort. 

andtags Marſchall: Nur dem Referenten felbit ift es ver⸗ 
Rattet, feine Anſicht ſofort zu vertheidigen. 

Abg. von Pyla: Meine Bertheivigung betrifft die Anficht des 
anderen Theiles der Abtheilung, welche audy in dem Gutachten anf 
genommen tft, und dieſe Anjicht wünſchte ich gegenwärtig noch näs 
ber auszuführen. 

audtags -Marſchall: Dad Reglement erlaubt mir nicht im 
ſolchem alle, außer der Reihe das Wort zu geben, font würde ich 
ed mit Vergnügen thun. 

Adg. Frhr. von Manteunllel I: Ich wi auf das allgemeine 
Feld von dem chriftlichen Stante, welches bier verhandelt worben 
if, nicht zurückommen, mich vielmehr auf einige Bemerkungen be⸗ 
Khränfen, die fich ziemlicdy genau an das Geſetz felbit anfchließen. 
Es iR demſelben namentlich von dem geehrien Abgeoroneten für 
Aachen der Vorwurf gemacht worden, daß es im Bergleiche zu ve 
Geſetze von 1812 fid in einer gewifien Breite und Unbeſtimmtheit 
bewege, während jenes ältere Geſetz ſcharf und beftimmt vie Rechte 
der Juden hinſtelle. Run, meine Herren, ich glaube, daß der $. 1, 
wie er hier lautet, auch fehr beſtimmt ift und den Juden fehr wich⸗ 
tige Rechte gewährt. Wenn von einem anderen geehrten Rebner 
aus der Rheinproving angeführt worben ift, daß die Inden in Trier 
doch fo viel Sympathie für ihre Standeögenofien in den übrigen 
weiten Gauen des preufifchen Staates haben, daß fie denen, welche 
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noch nicht fo begünſtigt find als ſie, doch auch die Vorzüge, die der 
Geſetzgeber ihnen angedeihen laſſen will, gönnen, und dieſe Vorzüge 
find in der That für einen großen Theil der Judenſchaft ſehr erheb⸗ 
lich. Selbſt für diejenigen Juden, welche bisher unter dem Geſetz 
von 1812 geftanden haben, wird ein fehr bedeutend erweiterter Kreis 
der Riederlaffung, der Wirkfamfeit eröffnet. Derfelbe geehrte Ab⸗ 
georbnete aus Machen bezweifelt, daß bie Juden davon Gebrauch ma- 
chen würben; ich kann aber aus amtlicher Wiſſenſchaft anführen, 
daß, als aus dem Mißverftänpniß eines Paragraphen der Gewerbe⸗ 
Ordnung die Anficht hervorgegangen ift, die Freizügigkeit der Juden 
fei fchon begründet, die Folge davon war, daß theils eine große 
Menge von Anträgen der Juden, in den ihnen entzogenen Landes⸗ 
teilen fich niederlafien, hervortrat, andererfeitd von vielen Ortſchaf⸗ 
ten jener Landestheile Remonftrationen laut geworben find. Diefer 
erfte und wichtigfte Theil des Geſetzes ift vieleicht gerade feiner 
Kürze wegen weniger beachtet worben, dagegen haben die folgenden 
ausführlichen Paragraphen mehrfache Anfechtungen erlitten, und 
man bat namentlich vie Bildung von Korporationen gemipſbilligt. 
Da erlaube ich mir darauf aufmerffam zu machen, daß im Geſetze 
von 1812 ausprüdtich vorbehalten war, es follten die jünifchen Kul⸗ 
tu8-Verhältnifje noch geordnet werden. Ich glaube, daß die Regie- 
rung vielleicht fogar ein Vorwurf trifft, daß fie nicht fchon früher 
in irgend einer Weife in diefer Beziehung vorgegangen iſt; wenigs 
ftens ift eine Klage, die vielfach von Seiten der Vorfteher ber jü- 
difchen Genofienfchaft vorfam, in der That nicht unbegründet, bie 
Klage nämlih, daß es ihnen an Mitteln fehle, die einzelnen Ges 
meindes Mitglieder zu vermögen, die Abgaben zu zahlen, daß fie wes 
gen der rüdftändigen Schulgelder und wegen der Abgaben für bie 
Begräbniffe allemal auf den Weg der Klage verwiefen felen. Ich 
glaube, es liegt fogar in der Parität, daß, wenn man für bie 
chriſtlichen Konfeflionen die Kultus VBerhältniffe von Staats wegen 
feſtſtellt, ein ſolches auch für den jünifchen Glauben geichieht, und 
das ift es, was das Gefeb hat erreichen wollen. 

Sch bemerfe, daß ich mit den Beftimmungen des Gefehes nicht 
ganz einverflanden bin, welche den Zwed haben, bie jübifchen Glau⸗ 
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bensgenoſſen in politiſche Korporationen einzuſchließen, und ich be⸗ 
halte mir das Geeignete dagegen anzuführen vor. Daß man aber 
für den Kultus etwas ſtatuire, halte ich für eine Pflicht, welche die 
Staatsregierung zu erfüllen bat. Ich glaube, daß das, was bie 
Regierung ald Geſetz vorgefchlagen hat, für die Juden, die bei ihrem 
Glauben bebarren, von großem Werth, fogar unerläßlich nothwen⸗ 
big iſt; was dagegen diejenigen Juden betrifft, die feinen Glauben 
oder wenigſtens den jübifchen nicht mehr haben, dieſe find eben feine 
Juden mehr, und für ſolche, die feine Juden mehr find, Läßt ſich 
fein Judengeſetz geben. 

Ag. Hanſenana: Es iR mir eiwas in den Mund gelegt 
worden, was ich nicht gefagt habe. Ich babe nicht Breite umd 
Unbeftimmtheit dem Geſetze vorgeworfen, fondern nur getadelt, daß 
es Fleinliche Grunpfäge aufftellt, indem es die Unterthanen in ges 
wiſſe Klaſſen eintheilt. 

Abg. von Senden: Meine Herren! Ich betrete dieſen Platz 
immer mit dem Wunſche, fo viel als möglich perſönliche Angelegen⸗ 
beiten nicht zu berühren und in das Perfönliche nicht einzugehen. 
Ich werde darum auf die Bemerkungen des Abgeoroneten der Rit- 
terfchaft aus Sachſen nur zur Beleuchtung feiner Anfichten Einiges 
anzuführen mir erlauben. Hier in Berlin ift bei einer höheren 
Mititairfchule ein Lehrer mofaifchen Glaubens feit vielen Jahren in 
wirffamer Thätigfeit, weil unfere Militair- Verwaltung in freierer 
— richtiger Auffaflung der Zeitverhättniife ohne Vorurtheile den 
befonderen Yähigfeiten zum Nuben des Ganzen gern eine Wirkſam⸗ 
feit geftattet, und es ift erfreulich, daß unter allen denen, bie von 
diefem geachteten Stabes» Offiziere Unterricht erhalten haben, feiner 
die Vorurtheile hegt, welche der geehrte Abgeordnete aus Sachfen 
noch bewahrt, denn fonft wären bedauernswerthe Konflifte unver⸗ 
meidlich geweſen. 

Der geehrte Abgeordnete hat auch ein einzelnes Beiſpiel von 
dem noch herrſchenden Vorurtheile oder Feſthalten an allen Satzun⸗ 
gen ſogar bei einem gebildeten Juden mitgetheilt. 

Meine Herren! Da ſtelle ich ein anderes Beiſpiel entgegen. 
Es iſt die. Thatſache, daß in Königsberg in neueſter Zeit bie Juden 





den Sabbath auf den Sontag haben verlegen wollen, die Polizei⸗ 
Behörde dies aber nicht geftattet hat. 
(Große Senfation.) 

Wer hängt hier am Vorurtheil? Diefes Faktum flieht in ver 
Zeitung. Meine Herren! Ich wollte über diefe Angelegenheit nicht 
ausführlih ſprechen; es ift fchon vielfach gefchehen, und ich würde 
auch gar nicht das Wort genommen haben, wenn es mir nicht noth⸗ 
wendig fchiene, einige Punkte nur noch hervorzuheben. Zuerſt er- 
färe ich mich für die unbedingte Emancipation der Juden, 
und zwar aus dem Grunde, weil, wo gleidye Pflichten aufgelegt 
werden, auch die gleichen Rechte gegeben werben müflen, die da⸗ 
mit verfnäpft find, wenn feine befonderen Hinderniffe im Wege 
ftehen. 

Wenn ich der Debatte recht gefolgt bin, fo find nır zwei Um⸗ 
fände gegen die Emancipation angeführt, nämlich die -ulten Vorur⸗ 
theile und die Bedenken wegen Gefahr für den chriſtlichen Staat. 
Mas das erfte Hinderniß betrifft, fo habe ich geglaubt, daß das 
mächtige Schwungrab ber Zeit dieſes Vorurtheil längſt befeitigt ha⸗ 
ben würde und wir nicht mehr auf dem Standpunkte längft vergan- 
gener Jahrhunderte und befänden. Ich babe aber die Erfahrung 
gemacht, daß es bei Einigen noch anders ift. Ich habe ferner Bedenken 
und Gefahren anführen gehört, die file den chriftlicden Staat aus der 
Gmancipation hervorgehen könnten. Meine Anſicht von einem chriſt⸗ 
lihen Staat ift die, daß er auf der reinen Chriſtus lehre beruhen 
muß, die zu ihrer Grundlage hat Kiche und Duldung. Durd 
diefe beiden, das ganze Chriſtenthum tragenden Grundlagen foH alles 
Schöne, Erhabene und Edle zum zeitigen und ewigen Heil des Vol⸗ 
kes, zu feiner wahren Entwidelung geführt werben. Was diefem 
Streben entgegentritt, das möchte ich nach meinem Dafürhalten nicht 
als chriftlich erkennen. Wie, wenn 3. B. einzelne Anſichten, Wuf- 
faflungen, die weniger auf das Wort des Herrn und die Bibel, fon- 
dern mehr auf menfchliche Sagungen ſich fußen, hingeſtellt werben als 
Slaubensformeln in der Unduldſamkeit und Anmafung, daß vieſe 
Sapungen als die allein richtigen angenommen werden follen und 
Jeder, der fi) nur etwas davon entfernte, aus ber Krche geftoßen 
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wird. Diefe Anficht und dieſes Verfahren hat fchon manche große 
Berwirrung und bie traurigften Störungen über das Baterland ges 
bracht. Ich will die Fälle nicht alle aufzählen, ich erinnere nur an 
die Zuſtuͤnde in Königsberg, Halle, Nordhauſen und jebt in Mag- 
deburg und Halberſtadt. Ueberall liegen fo viele Beifpiele der Ber- 
folgung einer befonderen Richtung vor, daß man fagen kann, wenn 
man diefe zur Gründung und Erhaltung des chriſtlichen Staates 
als nothwendig anfehen fünnte, daß ich wenigſtens nicht diefe Maß⸗ 
nabmen dahin führend erfennen möchte. Und mir fällt ein, baß 
man in einem Staate, der der allerdhriftlichfie genannt wird, Inqui⸗ 
ftion und Auto da fe’s ‚hatte, und wenn dadurch das Prädikat 
„allerchriſtlichtt“ erworben wird, fo möchte ich fire den bewußten 
Staat auf das „chriſtlich“ ſelbſt verzichten. 

Meine Herren! Welche Rechte werden denn für die Inden, 
um amf dieſe Frage zurädzufommen, verlangt? Es find die Rechte, 
die jeder berliner Edenfieher bat. Das Recht, wenn des Einzelnen 
eminented Talent, ein hervorragender Geiſt, ale Schwierigkeiten, 
vie ſich entgegenflellen, au überwinden vermag, wenn er Vertrauen 
erweden und Zähigfeiten ſich anzueignen weiß, um einen Poften 
zum allgemeinen Beiten zu übernehmen: wollen fie ihm dieſes Recht 
nicht geben, weil feine Standeögenofien in der Allgemeinheit ed nicht 
verbienen? So, meine Herren, fehe ich die Sache an; ich muß be- 
fennen, ich babe mit wahrer Freude von einem Kollegen hier das 
Geſtaͤndniß gehört, daß in kurzer Zeit feine Anfichten über biefen 
Gegenſtand auders geworden find, und daß er den Juden mehr 
Rechte gern gäbe, nur noch Bedenlen trage in Beziehung auf die 
Ertheilung der ſtändiſchen. Fallen wir das Recht der Waͤhlbarkeit 
zum Abgeordneten ind Auge, fo gehört 1) dazu das Bertramen der 
Wähler; und wenn ein Sfraelit als Abgeordneter gewählt würde, 
fo gehört gewiß. ein Vertrauen in höherenı Grade dazu, da ja die 
Chriſten mitgeſtiumt haben, umd ihn ſonſt nicht wählen würden. 
Aber, meine Herren, wenn wir anch einen — ja zehn Sfraeliten in 
biefee Berfammlung hätten, in welcher ſich Männer von reiferem Alter 
und wisie darumter fchon mit greifen Haaren befinden, glauben Sie, 
daß Der Zuden Wort einen ſolchen Cindruck machen würde, daß fe 
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ein Uebergewicht erhielten? Und wenn ein folder Mann die Ma- 
jorität des Landtags für feine Anficht befäme, dann würde ich feine 
‚Stimme ald die Stimme der Wahrheit und fo gleichſam für Got⸗ 
tes Stimme erkennen und ihr Folge leiſten. Es ift ferner gefagt 
worden, die Juden taugen nicht zu Aemtern, weder zu richterlichen, 
noch zu Lehrämtern. Ich muß geftehen, bier fomme ich auf einen 
Bunkt, wo ich alle Achtung für die Juden habe. Es ift der Praukt 
wo fie ſich fern halten von aller Brofelytenmacherei. Während wir 
Bereine haben, die ſich zur Aufgabe flellen, die Juden zu Chriſten 
zu machen und zum Abfall vom Glauben ihrer Näter zu beivegen, 
it mir fein Beifpiel befannt, daß Juden darauf ausgegangen finw, 
bie Ehriften zu befehren, während fie doch einen mächtigen Hebel 
in der Hand haben. Das ik das Geld. Damit föunten fie wohl 
mehr wirfen, ald nit irgend ehwas Anderem. Aber auch nicht ein- 
mal in Beziehung auf die chriftlichen Dienſtboten ift ein Beiſpiel 
befannt oder wohl gar ein Beweis dafür da: im Gegentheil, wenn 
ein Jude zum chriftlichen Glauben übergeht, fo wird er darum nicht 
verfolgt, fondern in wahrhafter Toleranz bieiben die übrigen Fami⸗ 
liengliever in Freundſchaft verbunden und dies aud in Beziehung 
auf die Gefchäftsthätigfeit. Das iſt ein Grund mehr, warum ich 
tem Bedenken habe, ihnen alle Rechte zu übertragen. 

Wenn das Chriſtenthum nicht auf Liebe und Duldung gegrüns 
bet, hier feſt gewurzelt wäre, fo würde fich dem gefürchteten Vers 
falle auch in anderer Weiſe nicht ſichernd enigegentreten laſſen; es 
würde dann dem Untergang erliegen und ihn verdienen, denn für 
alle Zeit befteht und erhält fih nur, was in Waheheit aus Bott 
geboren ift. 

Run fomme ich auf die Gefahren, die ich fehe, wenn wir dieſe 
Emancipation nicht annehmen. Ich bin ein Feind jedes Zwangs, 
jeder Macht, die der Volksentwickelung entgegentritt. Die Geld⸗ 
macht, die Geld⸗Ariſtokratie iſt diejenige, vor der ich am meiſten das 
Volk zu bewahren und den nadhtheiligen Einfluß zu hindern wünfde. 
Ich will hier nicht weitläufig den wahrhaft häuslichen, moraliſchen 
Wandel der Juden beleuchten; aber fie find mäßig, fparfam und 
betriebfamer als wir, und ihr ganzer Fleiß -ift-mehr auf die Er⸗ 
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werbe gerichtet, als bei und. . Das erworbene Vermögen bes 
Baters geht in der Regel vermehrt auf die Kinder über und wird 
nicht nur erhalten, ſondern vergrößert, während bei ans nicht felten 
das angejanmelte Bermögen der Eltern durch vie Kinder wiedet 
eine fchnellere Cireulation exiilt und in andere Hände foınmt. Dia 
Felge davon ift, daß wenn wir fie nicht emancipiren, fie nad) einis 
gen Decennien durch ihren Fleiß die Maſſe des Geldes und fe Dis 
Macht in Händen haben, und daß fie fogar, was an einigen Orten 
fon ber Fall it, als Gläubiger zu dem Mitbeſitz der weilten 
Grundftäde fommen. Diefer Gefahr will ich jleuern. Beine Her, 
ren! Ich glaube, wir willen Alle, daß heutzutage faum woch ein 
Staat einem Krieg beginnen und lange führen fann, wenn er nid 
vorher das Haus Rothſchild für feine Sache gewonnen bat. Die 
Mehrzahl unferer Geſchaͤfte wird fchon jeht von ihnen geführt 
oder fie ‚find wenigitens dabei mitbetheiligt. Sollen wir auf eine 
fo gefährliche Weife den mädypigen Einfluß der Juden noch fteigern® 
Ih ſpreche vie Gefahr frei aus und habe auf dem Landtage Gele 
genheit gehabt, die Urtheile von foldyen Männern über dieſen gefähr⸗ 
lichften Punkt zu hören, die früher gegen die Emancipation waren. 
Sie überzeugen fid) von Tag zu Tag von der Nothwendigkeit, nicht 
bloo von ver Nüptichkeit berfelben. Der erfle Vertheidiger ber 
Emancipation ſprach dafür, und wir Alle fommen wohl zu dem Res 
feitat, daß wir die Suden mit dem chriftlichen Bolt verfchmelzen 
müflen. Die Rebe, die wir von dem Herrn Minifter des Schaged 
gehdet haben, bat ums überzeugt, daß das Staats«Minifterium über 
den Zuſtand dieſes Bolfes eine andere Anficht habe, als wir fte in 
der Mehrzahl Haben vürften. 

Er tat darauf hingewiefen, daß die Smancipation der Juden 
nicht zuläffig wäre, weil fie bei und ihre bleibenden Wohnungen 
doch nicht aufichlagen wollen, weil es fie mit ihrem Sehnen und 
Hoffen immer noch nach Paläftinn drängte. Ich weiß dies nicht 
und ich glaube, an und ift’ed, auszufprechen, ob dieſe Anſicht die 
richtige iſt oder nicht; Dies iſt um fo wichtiger, als die Rathgeber 
der Krone ihre Anfichten pflichtmäßig, wie fie fie hier geben, aud) 
unferem. „Seren und König darlegen, und wenn ber Königliche MI 
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nifter des Schatzes folde Anfkhtien bat, daß die Juden mil al? 
ihrem Streben und al’ ihren Weinfchen nur nad Ierufalem brän- 
gen, wo, beiläufig gefagt,. bereits ein Bischum für bie evangeliſche 
Kirche geftifiet iR — und daher im Geſetz andere Bekimmungen 
getroffen werben müſſen, fo bin ich der Meinung, daß ed unfere 
Phflicht ift, unfere Meinung, wenn fie entgegenfteht, klar und deutlich 
euszufprechen. Run noch ein Paar Worte: Im Güde der Familien 
ruht das Glück und die Sicherheit ded Staats. Stellen wir ım$ 
einmal bei den gegemvärtigen gefeblicyen Beftimmungen in die Lane 
eines jüdiichen Familien⸗Vaters: Bott hat ihm hoffnungsvolle Söhne 
gegeben, er fieht ihre Talente, ihre. befonveren Fähigfeiten, er fieht 
fe aber nicht mit Freuden, fondern er fieht fte häufig wit dem tief 
im Herzen nagenden Schmerz, daß er vielen Talenten nicht bie 
Entwidelung geben kann, die fle verdienen, daß fie in einen engen 
Kreid gebunden find, daß fie niemals können zu der Wirkſamleit 
und Geltung für die Menfchheit kommen, welche durch ihre Weiles 
gung Bott bervomufen wollte. Diefer Bater bat nun noch dabei 
vielleiht den Schmerz, das, was er in der Jugend mühfem 
niebergefämpft und fchwer überwunden bat, in allen feinen Söhnen 
no einmal durchzukaͤmpfen, und kann in folchen Beftimmungen nicht 
einen chriſtlichen, auf allgemeiner Liebe und gleichen Rechten. gegrües 
deten Staat erfennen. Unſer großer Meiſter fagt: An den Früchten 
ſollt ihr fe erfennen, er fagt ferner auch, nicht Mile, die zu mir 
Her, Herr fagen, werden in dad Himmelreich fommen, fenbern 
nur, die den Willen. shun meined Baterd im Himmel. Beine 
Herren! Wer. von und wagt es, nad diefem Ausſpruch noch as 
ein befonderes Bekenntniß die Seligfeit oder dad Wohl von nitferem 
Mitbrüdern Fnüpfen zu wollen? — Ich ſchließe wit den Worten: 
Richtet nicht, auf daß ihre nicht gerichtet werdet. 
(Bielftimmiges Bravo!) 

Abg. Müller: Meine Herren! Nachdem geftern und. heute fo 
viele brillante Reden und nocd dazu von den tulentvoliften, emintn⸗ 
teften Rebnern zu Gunften der Juden gehalten worden find, möchte 
e6 von mir, dem fo wenig begabten Mebner, wohl ſehr gewagt 
feinen, wenn ich mid jet gegen bie Gmancipativn ber Inden aus⸗ 
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fprechen wollte; indeffen fühle ich mich vweranlaßt, zu bemerken, daß, 
wie ich glanbe, in der Provinz Sachſen von einem großen Theile 
der Bevölferung noch Feine ganz günftige Stimmung für die Eman⸗ 
cipation vorhanden iſt; ob die Juden daran Schuld haben, weiß ich 
nicht; vielleicht find fie unſchuldig. Uebrigens werben die Juden 
bei uns fehr wohl gelitten, und in allen Gefellichaften macht man. 
feinen Unterſchied: ob Chrift, ob Jude. Wenn indeſſen gefagt wor: 
den ift, daß die Juden ſich darum nur dem Handel zumendeten, weil 
fie mit den Chriften hinſichtlich der bürgerlichen Rechte nicht gleich- 
geftellt wären, fo muß ich das beftreiten, denn Ich glaube, daß es 
dem Charakter der Inden eigenthümlich iſt, daß fie mehr Neigung 
zum Handel haben; außerdem glaube ih, daß fie eine große Ab- 
neigung gegen jede ſchwere Hand⸗ und Peldarbeit haben müſſen, 
denn es heißt im Talmud: Es iſt Feine ſchlechtere Handthierung 
als der Feldbau. — Mer 100 Rthlr. zum Handel anlegt, kami 
täglich Fleifch effen und Wein trinfenz wer aber daſſelbe Geld auf 
die Erde verwendet, muß fi mit Salz und Kraut begnügen. 

Ob die wenigen Juden, welche die lebten Kriege mitgemacht, 
fih tüpfer gehalten, oder ob fle fid) im Kugelregen an ihren Neben⸗ 
mann getehnt haben, das weiß ich nicht, und. darüber mögen dies 
jenigen urtheilen, die in der Schlacht neben Ihnen flanden. Bas 
aber weiß ich, daß die Juden im gewöhnlichen Leben, wenn ihnen 
verfönliche Gefahr droht, eher davonlaufen, als fich vertheidigen. 

Ich glaube nicht, daß mich die Herren Juden noch jeht bes 
ſonders fetiren und mit150 Dank-⸗Addreſſen beglüden werden, jedoch 
verzichte ich fehr gern darauf, auf ein mir vielleicht zugedachtes 
Diner; denn wenn id; an die Summen denke, um Vie die Meinigen 
und meine mächten Bekannte durch jüdische Falliffemente gefommen 
find, fo möchte mir der Appetit vergehen; nur das muß ich doch 
noch bemerken, daß die Juden, die fo hübſch verftanden, Banferott 
zu machen, das Sprüchwort, was geftern imehreremale für fie ges 
braucht If, nämlich: suum euique, nicht befonders lieb gehabt haben 
müflen. Nichtöveftoweniger habe ich den uns vorgelegten Geſetz⸗ 
Entwurf mit Freuden begrüßt und Bitte die hohe Verſammlung, 
ſolchen mit den etwa nöthigen Abänderungen anzunehmen, da wir 
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doch gewiß der Weisheit Sr. Majeſtät unferes Allergnädigſten Kör 
nigs, fo wie den hohen NRäthen der Krone, zutrauen fönnen, daß 
fie am beiten willen werden, was den Juden nüßt. 

(Ruf nad) Abftimmung.) 

Sandtags- Siarfhal: Meine Herren! Es giebt nichts abzu- 
ftimmen in dieſem Augenblide, es ift eine allgemeine Beſprechung 
über das Geſetz. 

( Heiterfeit.) 

Adg. Aldenhoven: Meine Herren! Wir haben fo oft jagen 
hören, daß Preußen ein chriftlicher Staat fei und bleiben müſſe. 
Dies hat mich) veranlaßt, die Tribüne zu befleigen, um Ihnen aud 
meine Anficht darüber auszufprechen, weil ich es für zweckmaͤßig er- 
achte, daß von recht vielen Seiten der Staatd-Verwaltung dargethau 
werde, daß fie in diefer Auffafiungsweife vom Etaate nicht im Ein« 
ange ftehe mit dem Zeitgeifte und mit den, nach meiner Auſicht 
gerechten Anforderungen au den Staat. Durch bag flarre Fefthalr 
ten dieſes Prinzips gehen ung viele, zum Glüde des Staats. zivedr 
mäßig zu verwendende Kräfte verloren, und wir fehen, Daß bie 
Staatd-Berwaltung zur Durchführung dieſes Prinzips viele Kräfte 
nutzlos verwendet, welche, nach meiner Anficht, zweckmäßiger in Au⸗ 
wendung kommen fönnten.- Dabei ift. nicht abzufehen, zu welchen 
Konfequenzen Diefed Prinzip uns führen wird. Wir feben die 
Staatö-Verwaltung zu Gericht fiten und den Mapftab anlegen an 
unfern Glauben, ob er mit dem chriftlihen Prinzip übereinftinmt. 
Wie gefahrdrohend ein foldher Zuftand ift, namentlich bei dem leb⸗ 
haften Auffchwunge, den in der leßten Zeit das religiöfe, das fons 
fefitonelle Element in unferem Staate genommen, halte ich für ‚übers 
flüjiig, Ihnen auseinanderzufegen. Wir fehen es an den Konflikten, 
worin die Staatd-Verwaltung mit den verſchiedenen Religions - Ges 
jelfchaften getreten iſt, und and welchen zulegt dad Toleranz Ebift 
hervorgegangen. Toleranz⸗Geſetze werden. aber, nach meiner Anſicht 
bie Intoleranz zur Regel und die Toleranz zur Ausnahme haben, 
Gerner joll unfere Gefepgebung vom chriſtlichen Elemente durchweht 
fein. Hier wird die von dem Staatömanne ſchwer zu Löfende uny 
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nad) meiner Anſicht Ihm nicht vorliegende Frage zu beantworten fern, 
worin dieſes chriftliche Element bei ver Geſetzgebung beftehen fol? 
Meine Herren! Die Geſetzgebung forge nur, daß das Gefeh den 
Anforderungen der Gerechtigfeit und den Berürfniffen der Zeit 
entfpreche, vor Allem, daß Jeder vor dem Geſetz gleich fei. u 

Um mich zu dem Gefepentwurfe hinzuwenden, will idy meine 
Anficht mit wenigen Worten darüber ausfprechen. Es ift die ewig 
wieberfehrende Behauptung der Gegner der Smancipation der Juden, 
daß die Juden erft befler werben, erft fi} ihrer würdig zeigen müß⸗ 
ten, ehe fie in ben Staatsverband aufgenommen werben Fönnten, 
während man gerade durch die Staatsgeſetze die Juden unterbrüdt 
and gerviffermaßen auf ihre morafifche Erniebrigung hinwirkt. Möge 
daher ver erfle Bereinigte Landtag einen Beweis der chriftlichen 
Liebe gegen feine jünffchen Mitbürger an ven Tag legen, möge er 
ihnen Muth geben, daß auch ihre Talente nicht nutzlos vermobern 
werden, und daß fie Theil nehmen dürfen an allem Edlen und Gu⸗ 
ten. Um dieſes Prinzip zu verwirklichen, feheint es mir zweckmaͤßig, 
daß wir dem vorliegenden Geſetz⸗ Entwurf unfere Zuſtimmung ver⸗ 
fügen, und daß wir den Paragraphen in der Art, wie er von 
dem Abgeordneien von Krefeld amenbirt it, einzig und allem 
annehmen. 

Ag. Greger: Geſtern umd heute find fo vielfach die Vorzüge 
ver Jiiben hervorgehoben worden; ‘aber ich glaube, man fchägt ihre 
Borzüge zu hoch. ie follen befonvere Talente befigen, befonderes 
Genie haben; das findet man auch bei und, und fie werben uns 
im Talente und Genie nicht befiegen. Man muß die Sache nicht 
zu hoch anfchlagen, denn fie find nicht fo aufrichtig gegen uns, als 
wir gegen fie. Das findet man im Kandel’ und Wandel; ‘ man’ 
wird field von ben Juden hintergangen, von den Chriften felten. 
Man fagt, fie feien unterbrüdt. Das ift nicht wahr: Sie fönnen 
ch frei bewegen, ihr Leben, ihre Ehre und ihr Vermögen iſt ger 
fügt, fie können Grundftüde kaufen, Handel und Wandel treiben, 
nur daß fie wicht die höchſten Etelfen bekleiden dürfen; dazu ‚find 
ie nicht weit genug vorgeſchritten, nnd das würde dazu fuͤhten, daß 


wir- unterbrüdt wiürben, wir würden die Juden umd bie Seen 
würden bie. Ehriften werben. 
(Sehr große Heiterfeit in der Berfunmlung.) 

Sie dominiren ſchon jetzt über uns, fie haben ven Belpmarkt 
in Händen, fie find nicht unterbrüdt, und durch wen anders find 
fie wohlhabend geworden, ald durch die Chriften? Man fagt, fe 
liebten das Vaterland fo fehr. I nun... 

(Allgemeine Heiterfeit. ) 
fie halten das Motiv fe; „„ubi bene ibi patria,“. Sie werben 
nit fo an das Vaterland halten, wie wir. Im Jahre 1813 famen 
Preußen aud dem Auslande zurüd und nahmen Theil an dem 
Kriege, um Preußen zu retten. Das hat Fein Jude gethan und 
wird es auch nicht thun. Dann fagt man, fie wären Haupfs 
Genied. Ja, Haupt⸗Genies darin, das Geld an ſich zu. bringen 
und in ihre Taſche zu ſchaffen. Man fagt ferner, fie feien mitlei⸗ 
big; ja, fie werfen mit dem Silbergrofchen nach dem Thaler. 
(Gelächter. ) 

Das erlangen fie auch; fie gebrauchen alle Mittel, um Gelb 
zu. erlangen, die der Chriſt verabſcheut. Ausnahmsweiſe mögen 
gute, brave Männer unter den Juden leben, aber die Zahl ift noch 
zu Hein im Berhältniß zu den Chriften. Wenn fonbirt werden 
könnte, die beften Männer unter ihnen herauszuziehen, um biefe zu 
emanzipiren, fo wäre ich dafür; aber das ganze Bolf zu emanziyi⸗ 
ren, dafür bin ih nicht. Man warte ab, bis fie reif dazu find, 
Mir würden ſchlecht berathen fein, iweun dem Jubenthume einge-⸗ 
räumt würde, hohe Staatd-Aemter zu befleiden. Unfere Nachkommen 
würden uns nicht dafür danken, ſondern fluchen. Alſo ich muß 
gefteheu, wir gehen zu weit, ihre gute Seite ift zu hoch veranſchlagt. 
Jede Sache hat ihre gute und böfe Seile, Hier überwiegen bie 
böfen Seiten noch bie guten, wan muß noch abwarten Das Ge 
feb IR gut entworfen; wir befinden und wohl und die Juden :cuch 
unter unferer Regierung, unfer Zuftand ift ein blühender. Sch muß 
daher bitten, daß Sie mich in meinem Antrage usterflügen. Das 
Rt nur das, was ich nicht unterlaſſen Eonute, zu. fagen. 
(Einige Stimmen: Bravo!) 


Ag. son: Mebing: Ic habe vom Haren Matrſchall verkumm 
wien, daß es nicht zur Abſtimmung fommen ſoll, ſondern daß eu ſich 
wur am eine vorlaͤufige Beſprechung handelt. Unter dieſre Voraus⸗ 
fſegung verzichte ich auf das Wort und wünſche, daß vie Beſprechnag 
wbgebrocyen werde, indem ich glaube, daß Alles, was zu einer jet 
den nothwendig iR, vollſtändig erfchöpft If. 

Sanvtags- Murtal: Ich‘ bemerfe, daß ſich noch 18 Deine 
um das Wort gemeldet haben. 

(Große Aufregung und lebhaftes Berlangen nad) den 

Echluſſe ver Debatte.) 

Inſofern aber vie hohe Verſammlung den Wunſch haben fothe 
sunmehr zu ben. einzelnen Paragraphen des Geſetzes überzugehen, 
fo sin ich damit gern einverftanven. Sch bin aber fo eben erinnett 
worden, daß der Herr Referent vor. dem Schluſſe der Debatte nech 
vn Wort haben möchte, und erfuche ihm daher, eine allgemeine 
Ueberſicht der Debate za geben, worauf zur Berathung Über die 
einzelnen Paragtaphen Kbergegangen werben koͤnnte. | 
Wenn die hohe Verſammlung dieſer Meinung iſt, Bitte ich, e 

durch Aufftehen zu erlernen zu geben. 
(Die große. Maiorität der Berfammlung erhebt fi.) 

Gs will noch der Herr Abgeordnete von Jaktzeweli Ma 
euer perſoͤnlichen Angelegenheit das Wort nehmen. 

Abg. von Dahrzenshi: Meine Herren! Der verehrte Abgesrd⸗ 
nete ber’ ſachſiſchen Mitterfchaft Mßerte, der Sorgloſigkeit des polnl⸗ 
ſchen Charulters in Bezug auf die zeitlichen Güter ſei zuzuſchreiben, 
daß die Inden fo zahlreich in dem Großherzogkhum Poſen ſeien, 
weswegen ſie auch von der Freizügigkeit leinen Gebrauch machen 
würden. Ich muß den geehrten Redner auf die Geſchichte hinwei⸗ 
fen. Der Grund, warum die Juden ſich in Polen ſo zahlreich arts 
geſtedelt ben, liegt in der polnifchen Geſetzgebung, welche ſich durch 
eine lobenowerthe Toleranz ausgezeichnet hat. Die gemachte Aeuße⸗ 
unng des geehrten Rebnereo haͤßt ieich zweifeln, daß derſelbe der ger 
ſchichtlichen Etwickelang dad polnticen Volles gefolgt If, aus weis 
cher Nar hersorget,; vaß die Polen ben Fremden immer Zuftucht 


gewährt und allerdings die mpraiifcer Güter hoͤher geitellt und ges 
Khäst. haben, als die zeitlichen. 

Referent Sperling: Ich gehöre zu denjenigen, welche für Ins 
erfennung der Rechte der Staatsbürger an bie Juden im weiteſten 
Sinne kimmen. Doch fürchten Sie nicht, Daß ich Ihnen alle vie 
Gründe, die mich zu diefer Anftdyt gebracht haben, darlegen werde. 
Ich müßte fürchten, zum großen Theile dasjenige zu wiederholen, 
was wir geftern und heute gehört haben, und das würde ‚ich wir 
felbft nicht verzeihen. Ich halte aber in der Stellung, bie ich bier 
einnehme, mich verpflichtet, auf einige Aeußerungen zurückzukommen, 
die geſtern und heute. gemacht worden find, um wo möglich Miß- 
verftänpnifle zu vermeiden. Ich erfläre im voraus, Daß ich perfüne 
liche Herjendergießungen, weldye wir bier gehört haben, übergehe, 
meil ich diefe nicht zur Sache gehörig betrachte, unfere Stellung im 
einer anderen Weile auffaffe, und namentlich es für nothwenbig er⸗ 
achte, Daß wir bei der Berathung über einen fo wichtigen Gegen: 
ftand gleihfam aus uns heraustreten und das bei Seite laſſen, 
was wir perfönlich für oder gegen die Inden fühlen. 

Ih komme zuerft auf eine. Bemerkung zurück, welche von einem 
Abgeorbneten, der mir. geſtern zur Seite ſaß, gemacht iſt und den 
Ammediat⸗Bericht des Koͤnigl. Zuftiz- Minifteriums nom Jahre 1841 
und die demſelben beigefügte Zahlenliſte ver Berbreiher betrifft <f. Bd. VIEL 
Beil. I. B.b.). Es ift diefe Lifte infofern von Erheblichkeit, als darnuf die 
Anſicht geftügt wird, daß die Zahl der Verbrecher im ;BVerhältuifle der 
Bevölkerung unter den Juden beveutend größer fei, als unter. Dem 
Chriſten, und daraus wieder der Schluß gezogen wird, daß die Ser 
den im fittlicher Beziehung auf einen niederen Stufe ..ald die Chriſten 
fi befäünpen. Ich bitte Sie, hochverehrte Herren, atıf dieſe Ver⸗ 
brecherliſte fein Gewicht zu legen. Denn, abgefehen davon, daß. wie 
Moraljiät fih nit nach Zahlen abzählen laͤßt, daß oft ein Ben 
brechen auf der Wange der Moralität viel: ſchwerer wiegt, als hau 
Dat audere, mache ich Sie darauf nufnerffam, daß einzelne: Arten 
von. Verbrechen in Diefe Lifte gar. nick aufgenommen ſiad, wie 
3 B. die Holzdiebftähle und Holz-Defraubationen, Es koöͤnnte wife 
Auslaffung gering erfcheinen; aber die Zahl diefer Vergehen ift fehr 
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bedeutend, und find dieſe nicht ummichtiger als die Steuer⸗Defran⸗ 
basionen, welche in jener Lifte mitgezählt ‚And. Es gereicht dieſe 
Mebergehung der Golgviebftähle den Juden infofern zum Nachiheile, 
als. ſolche meiſtens von ver ländlichen Bevölkerung verübt werben, 
weicher bie Juden nicht angehören. Es ift ferner darauf Bedacht 
zu nehmen, daß nad, den Berichten der Ober-Landeögerichte zu Ins 
ſterburg und Königöberg bei Anfertigung jener Lifte auf: vie natios 
nale Kerkunft ver Angeklagten nicht Rüdficht genommen iſt, daß 
aber ber größte Theil der dort angeflagten Juden fremde Juden ger 
weſen. Es giebt die Verbrecherliſte, wie ‚wir fie der Dentfchrift 
beigefügt finden, durchaus feine Andeutimg, um danach den ftttlichen 
Ssandpunft der Juden zu beuriheilen. Ob im einzelnen Gegenben 
wirklich ſolche Erfcheinungen hervortreten, daß man auf eine geringe 
Sittlähkeit. der dertigen Juden ſchließen könnte, laſſe ich dahingeſtellt 
Dann haben: ſolche aber gewiß auch in beſonderen Verhäaͤltniſſen ih⸗ 
ren Gruud, namentlich darin, daß Juden in größerer Zahl gerade 
derartige Sefchäfte betreiben, welche zu Lebertretungen des Gefetzes 
verleiten, und es entitänbe die Frage, auf welcher Seite, wenn man 
Chriſten, die daſſelbe Gefchäft treiben, mit ihnen in Verhältniß 
bringen wollte, die Zahl der Bergehen größer wäre: Ständen fie 
aber wirklich, auf einer geringeren Stufe der Sittlichkeit, wen träfe 
Die Schuß anders, als uns und den bisherigen Stand ber DBerfaf- 
fung? vie fehtere nämlich infofern, als bisher für die Bildung der 
jũdiſchen Jugend. nicht genügend geforgt if. Man verlangt, daß 
die Juden ihre Religion behalten und deren Wahrheiten in ſich auf 
nehmen; aber man befümmert fich nicht darum, vb fie Religions 
lehrer haben, und am wenigften ift davon bisher Die Rede geweſen, 
weiche Ausbildung die Religionstehrer befigen. Diefem Vedürſe 
niſſe foll erſt jebt durch das vorliegende Geſetz abgeljolfen werben; 
und ich bin überzeugt, daß in dieſer Beziehung Letzteres Die wohl⸗ 
thätigften Folgen äußern würde. 

Wir find im Laufe der Debatte. jo hänftg auf die Religion der 
Inden hiegewisfen:worven. Man iſt aber in der That übel daran; 
über etwas zu ſprechen, was man nicht kennt. Ich glaube, daß ale 
len demenigen ‚Herren, welche aus ber Religion der Inden Folge⸗ 


ruugen machten, zunaͤchſt ber Beweis obgelegen bäfte, daß auch ihre 
Brämiffen gegründet feien. Hiervon abgefehen, ſtehen mir eimige 
Momente zur Seite, die gegen bie angeführten Yolgerungen ſprechen. 
Ich beziehe mich auf die zahlreichen Beifpiele fehr ehrenhafter Juden, 
ih mache darauf aufmerkſam, daß der Staat die. religiöfen Geſin⸗ 
mungen feiner Unterthanen zu erforichen und zu erkennen nicht im 
Stande. ift, ſich mit ber äußeren Bekenutniß⸗Formel derſelben be 
gnägen muß, und daß es viele Ungeftellte im Staate giebt, die frü⸗ 
ber Juden geweſen find, welche die chriſtliche Befeuntniß- Formel ab⸗ 
gelegt haben, ohne daß man die Hebergengung ausfpredhen kann, 
baß fie die chriſtliche Religionsauſchauung wirklich in ſich aufgenom⸗ 
men haben. Dennech haben fie fih in allen ihren amtlichen Stel⸗ 
fungen zum Staate bewährt, und daraus läͤßt ſich Tolgern, daß im 
ihrer Mutter s Religion nichs Gefährlidyes für ben ‚Stant enthalten 
fein könne. Es ift auf einen Grundſatz ihrer Religion, auf: ven 
Spruch hingewielen worden: Zahn um Zahn, Ang’ um Auge. Dars 
über will ich hinweggehen, weil «8 zu offenbar ift, daß dieſer Spruch 
nur einen bilblichen Ausdruck des Prinzips höchſter Gerechtigleit 
enthaͤlt. Ea ift ferner auf ihren Meſſiasglauben hingedeutet wor 
" ven. Diefer mag befichen, aber gewiß befteht er bei ver größten 
Zahl, bei allen gebildeten Juden nur in ſymboliſcher Weile. Die 
Juden glauben an eine beffere, ausgleichende Zukuuft. Sie haben 
viefen Glauben. Den wollen wir ihnen laſſen. Wir haben ihn ja 
ebenfalls, nur in veränderter Form. Es iſt von einem geehtten 
Abgeordneten aus Schlefien geitern ausgefprochen, daß er vafür ſein 
" wärbe, den Juden alle Rechte der Chriften einzwräumen, wran fie 
mie ihrerfeitd die Hand dazu böten, fi deu Ehriften gleichzuſtellen 
end nicht fo flreng an der Sabbathöfeier halten wollten. In Bes 
zug auf dieſe Bemerfung weife ich darauf hin, daß fen der Ge 
fegentwurf über dieſes Vorurtheil hinausgegaugen iſt. Rach Tem 
Geſetzentwurfe follen die Juden zu gewiſſen Aemtern gewählt wer⸗ 
den können; das märve ihnen micht zugefkmpen fein, wenn noch bie 
Boransfepung beſtaͤnde, daß fie an ihren Sabbathhe, dem Gonns 
abend, nicht arbeiten koͤnnten. Es geht auch aus Der den Beilagen 
des Geſetzentwurſs beigefügten Denkſchrift des Koniglichen Miniſte 


riumoa des Innern in Bezug auf die Militaiepfliht der Juden hau 


vor, daß fie im Militairftande ihren Pflichten ohne Ausnahme nad 
gefommen find. Es lautet in diefer Denffchrift wörtlich: (Dergf, 
Bd. VIH. Beil. J. C.) | 

„Vaßt man den Inhalt diefer Ermittelungen zufammen, fo darf man. old 
erfahrungsmäßiges Nefultat anuehnen, daß die Juden des preußifchen Heeres 
von den Soldaten der chriftlichen Bevölferung im Allgemeinen nicht erfennbar 
unterfehieden find, dag fie im Kriege gleich den übrigen Preußen fi benährt, 
im Frieden den übrigen Truppen nicht nachgeſtanden haben; daß ferner insbefons 
dere die jüdifegen ReligianasBerhältniffe nirgend als ein Hinderniß beim Krieges 
dienfe hervorgetreten find. “' 

Ueberhaupt alfo dürfte au in Bezug auf ihr Ritual⸗Geſeh 
fein Grund vorhanden fein, ihnen Die Rechte nicht einzuräumen, 
auf weiche fie Anfpruch machen. 

Es fragt fi uun noch, ob bergleichen Gründe auf unferer 
Seite beſtehen. In dieſer Beziehung will ich über die Behauptung, 
daß bei einer großen Zabl Ungebildeter ein unüberwindliches Ber« 
urthejl gegen die Juden obivalte, hinweggeben, da dieſe Behanptung 
heute bereits ihre Widerlegung gefunden hat. Ich gehe nun auf 
dasjenige Argument ein, welches zu wiederholten Malen angeführt 
if, nämlich Die Ratur unferes Staates als eines dhriftlichen Staate. 
Wohin man gelangt, wenn man ben Staat nad) der Religion feis 
wer Mitglieder Eonftwuirt, haben wir vor, furzem wahrzunehmen Ge⸗ 
legenheit gehabt. Bis dahin war nur von einem chriftlichen Staate 
nie Rebe, bald wären- wir dahin gefommen, auch nody einen chrift« 
lichen Staat im Staate anzunehmen. Verfolgen wir diefe Idee in 
ihren Konſequenzen, fo gelangen wir gewiß ned) dahin, von einem 
evangeliſchen und einem fathelifchen Staate zu fprechen. Diefe Ihnen 
führt aber offenbar zu einer Separation, zu ESpaltungen im Staate 
und befeftigt nicht den Etant, fondern untergeäbt denfelben: ‚Staat 
ift ein Begriff, der unter feinem Merkmale die Religion nicht zäh, 
ein Verband, ver Jeden, der in denfelben aufgenommen iſt, als 
fein Mitglied anerkennt ohne Nüdficht auf die Religion, beu.er an⸗ 
gehört. Jeder ift ein tüchtiges Mitglied deſſelben, welcher feine 
Pflichten gegen ihn erfüllt, und erfüllt er fie, fo bat er auch auf 
alle Rechte eined Staatsbürger Anſpruch. Soll ein Staat ein 





dyeiftlichee genannt werden, fo kann es mur gefjehen, wenn die 
Mehrzahl feiner Mitglieder fich zu der chriftlichen Religion befeunt. 
Aber dann ift es nothwendig, daß diefe nicht nur äußerlich ſich dazu 
befennen und das, was der Meifter fprach, blos auf der Zunge 
führen, ſondern fe müffen andy im Leben bethätigen, vie Lehre, 
weldje Chriftus gab: „Liebe Deinen Näcften wie Dich ſelbſt“, 
wirflih üben. Dies laflen Sie und beberzigen, wenn wir zur Bes 
rathung des Entwurfs übergeben. 

Sandtags- Marſchall: Ehe wir num zu ber Berathung über 
die einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes übergehen, muß ich voraus⸗ 
ſchicken, daß Borfchläge darauf hingegangen find, an die Stelle des 
ganzen Geſetzes einen einzigen Paragraphen zu fielen, alfo das 
ganze Geſetz dadurch zu verwerfen. Diefe ganze jett vorzunehmenbe 
Berathung wird alfo nur eventuell fein für den Kal, daß ein fols 
ches Amendement nachher Unterſtützung finden und daffelbe von ver 
hohen Berfanmlung angenommen werben folte. 

Abg. Graf von Schwerin: Wenn idy recht verftanden habe, 
jo würde die Abſtimmung über das Grundprinzip des Geſetzes erſt 
nad) der Berathung ber einzelnen Paragraphen des Gefehes kommen. 

Sandtags- Marfhal: Ich will nicht fügen, über den Grundſah 
des Geſetzes, fondern Darüber, ob das ganze Geſetz, wie es amens 
birt werden wird, angenommen werden fol oder nit. Ih muß 
bemerfen, daß ich überhaupt gegen Abſtimmungen über Prinzipien 
bin, weit fich die aus benfelben hervorgehenvden Folgerungen nicht 
immer vollftändig überfehen laffen, wogegen ſich ein praktiſches Re⸗ 
fultat ergiebt, wenn die, aus den Prinzipien  felbft folgenden "Bes 
fimmungen zum Gegenftande der. Berathung gemacht werben. 

Abg. Graf von Schwerin: ch erkenne das vollfommen an. - 

Abg. von Maſſow: Wenn ich richtig verſtanden habe, ſo wi 
über $. 1 nicht abgeftimmt werben. 

Aandtags -Marſchall: Wir wollen erſt das ganze Geſetz in 
Berathung nehmen und dann erſt zu den $. 1 urutommen. 
Referent Sperling (lieſt): Zr 
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„Entwurf einer Berordunug, 
die Berhältniffe der Juden betreffend. *) 
Abſchnitt l. 
Weber die Berhältniſſe ver Juden in allen Landestheilen Unferer 
Monarchie, mit Ausfhluß des Großherzogthumée Poſen. 
Pr 


Die Juden, meldhe in den vorbezeichneten Landestheilen ihren Wohnſiß has 
ben, genirßen, fo weit diefes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, neben gleichen 
Pflichten gleiche bürgerliche Rechte mit Unferen hriftfichen Unterthanen und follen 
nad den für diefe daſelbſt geltenden geſezlichen Borfchriften behandelt werben. 

„Die Einleitung und die Üeberfchrift wurten bei Seite gelaflen, weil foldye 
eines Theils unweſentlich, anderen Theils durch den materiellen Juhalt des Bes 
feges bedingt find uud letzterer im logislatoriſchen Wege erit feſtgeſteilt wers 
den muß.” 

Sandtags-Nlarfhal: Es fragt fih, ob die hohe Verſammlung 
einverftanden ift, daß man über den Eingang weggehe, weil aus 
den Abänderungen, die an dem Gefege gemacht werden, fi) erft fin⸗ 
den wird, wie derſelbe gefaßt werden muß? 

(Einſtimmig: Ja!) 

Referent Sperling: 

„S. 1. 

Die Juden, welche in den vorbezeichneten Landestheilen itren Wohnfitz ha⸗ 
ben, genießen, ſoweit dieſes Geſetz nicht ein Auderes beſtimmt, neben gleichen 
Pflichten gleiche bürgerliche Rechte mit Unſeren chriſtlichen Untertbauen and ſotlen 
nach den für dieſe daſelbſt geltenden geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden.” 

Gutachten zu 8. 1. 
Daſſelbe fand in Betreff der Worte ſtatt, „welche in den vorbezeichneten sans 
destheilen ihren Wohnfig haben.“ 

Sandtags- Marfhall: Die ganze Faſſung des 8. 1 wird auch 
son dem abhängen, was fpäterhin befchloflen wird; wir werden alfo 
vorläufig darüber himveggehen, mit dem Vorbehalt, darauf wieber 
zurädzufommen. 

Referent Sperling (lieft): 

„S. 2. 

Die Juden follen nach Maßgabe der Orts» uud Bevölterungs : Berhäktuifle 
dergefialt in Judenſchaften vereinigt werden, daß alle innerhalb eines Juden⸗ 
fchaftes Bezirkes wohnenden Juden demfelben angehören. 


*) Das Geſet im Zuſammenhange nebft der minifteriellen Denkſchrift flche 
®%. VUIL ©. 10. 


ea — 
Gutachten zu $ 2. x 
Der Zweck, zu welchem bie Juden zu Indenſchaften vereinigt werben foflen, 
if in dieſem und den nächften Paragraphen, welche von ber Bildung ber Jus 


denfcyaften handeln ($$. 2—14) nicht ausgedrüdt. Man fünnte daher ih zu - 


der Annahme verfucht fühlen, daß er lediglich auf die KultussAngelegenheiten 

der Juden gerichtet if. Indeß ergeben die fpäter folgenden Diopoſitionen der 
$6. 15, 24 und 34, daß die Judenfchaften auch eine politifche Bedeutung bar 
ben follen. Welche Nachteile fie bei dieſem Charakter für den einzelnen 
Juden haben würden, if bereits oben angedeutet. Dem Staats: Iuterefle aber 
könnten fie fchon weshalb nicht förderlich erachtet werben, weil fle zu einer 
frhärferen Abfonderung der Juden von deu Ghriften führen würden. 

Sandtags- Marfhall: Ich ftelle diefen Punft zur Dishuffon. 

Abg. Graf von Schwerin: Meine Herren! Ich habe mich bei 
der allgemeinen Diskuſſion des Wortes enthalten, theils weil ich 
geftern nicht in der Verfammlung gegenwärtig fein fonnte und id) 
baher fürchten mußte, auf Argumente zurüdzufommen, die in der 
geftrigen Debatte bereitd zur Erörterung gezogen waren, theild um 
deswillen, weil es fi) mir nicht um Sympathieen und Antipathieen 
für oder gegen die Juden handelt, fondern um einen großen, ftaate- 
rechtlichen Grundfag, und weil ich diefen in dieſem $. 2 am präg- 
nanteften ausgeiprochen finde. Ich muß geftehen, ich glaube, auf 
den Grundfäßen der „Bildung der Judenſchaften“ ruht dieſes ganze 
Geſetz, und gerade in Beziehung auf diefen Grundſatz weicht es von 
dem Gefege von 1812 wefentlih ab. Das Geſetz von 1812 er 
fennt den Grundfag des Staatsbürgerthums an, erfennt 
den Juden als Staatsbürger an und giebt ihm eben als foldyem 
vollſtändige bürgerliche Rechte. Nur einige wenige Ausnahmen 
wurden noch gemacht, aus der Anficht, daß die Zeit vielleicht noch 
nicht auch die Anerfennung ded Grundfages in Beziehung auf biefe 
beftimmten Verhältniffe zu tragen vermöchte. 

Diefen Orundfag verläßt nun das Gefe im $. 2. Es fubs 
ſtituirt an die Stelle des Staatsbürgerthums den Begriff einer ge- 
duldeten Genoſſenſchaft innerhalb des Staatd-Verbandes, der es 
jene einzelnen Rechte zugeftehen will. Es iſt das nicht eine Aner⸗ 
feunung des Rechts, fondern ein Zugeftänbniß, was man ben Juden 
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macht; darin liegt nad; meiner Meinung ein wefentliher Rıids 
fhritt, und deshalb bin idy gegen ven Grundfag, den das Gefeh 
aufftellt, mit aller Enticdiedenheit. Das war ber große Vorzug 
jener Geſezgebung, von der eben auch das Geſetz von 1812 ein 
Theil ift, daß es große Grundſätze binftellte, an denen die Zeit fich 
heranzubifven im Stande war, bier der Grundſatz des Staatsbür⸗ 
gerthumd, Den wollen wir fallen laflen, indem wir die Geltung 
des Juden von der Mitgliedfchaft zu diefer Geuoſſenſchaft abhängig 
mahen? Das wäre, ich wiederhole e8, ein entichiedener Rückſchritt 
und veshalb unhiſtoriſch. Die Gegenwart ift das Probuft der Bers 
gangenheit und die Trägerin der Zukunft; laſſen Sie und baher 
nicht von der Grrungenfchaft der Jahrhunderte wieder rüdwärts 
ſehen, fondern vorwärts fchreiten auf dem Wege, den wir fchon 
befchritten haben! Das erfordert nicht nur der Begriff des Staats, 
das erfordert noch mehr der Begriff des Chriſtentheums. Es ift viel 
von dem chriflichen Staate gefprocdhen, es ift gefagt worben, bie 
Kirche Hätte ven Staat erzogen zur Mündigkeit. Wohlen, geftehen 
wir das zu! Zunächft ift allerdings im Mittelalter die Kirche Die 
Trägerin des Staats gewefen; aber weil der Staat mündig gewors 
den iſt, will er nicht wieder in die Stnechtfchaft, in die Vormund⸗ 
fchaft: ver Kirche zurüdigewiefen werden, darum will er felbfiftänbig 
veftehen, will feinen Begriff aus fich felbit weiter entwideln und 
das Staatsbürgerthum, das Leben des Staats, nicht der Kirche 
unterordnen, fondern neben der Kirche felbftftändig entwideln. Go 
werben beide die große Wufgabe der Weltgejchichte erfüllen, das 
Reich Gottes auf Erden zu bauen. Ich bin daher entſchieden gegen 
ben Paragraphen, weil er einen Grundſatz aufſtellt, ven ih vers 
werfe, weil er dem Grundſatze des Staatöbürgerthumsd ber Juden, 
ven Grundſatz einer geduldeten bürgerlichen Genoflenfchaft fabftituirt. 
Ich fürchte nicht, daß dieſes Geſeßz Geſetzeskraft erlangen wird. 
Geſchaͤhe es, fo bin ich aber auch der Ueberzeugung, feine Dauer 
wird nicht fange fein. Der Geift des 19ten Jahrhunderts wird 
darüber hinmwegfähreiten und feine Spur verwehen. Aber, meine 
Herren, bevenfen Sie, der Geiſt der Gefchichte figt auch über uns 
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zu. Bericht, und wenn ich für uns einen Wanſch habe, fo iſt eds 
ber, daß wir diefen Geift anerfennen, daß wir nicht rückwärts uns 
fere Blide wenden laſſen, ſondern nad vorwärts fchanen unver 
rügft. 

(Bielfaches Bravo!) 

Abg. von der Heydt: Ich theile ganz die Anſicht ver Abthei⸗ 
fung, die e8 nicht für zwedmäßig hält, die Judenſchaft nach bürs 
gerlihen Diftriften abzutheilen, und ftimme in diefer Beziehung allem 
dem hei, was der lebte Redner gefagt bat. Ich finde ed aber and 
bedenklich, daß eine Stände: Perfanmlung fi überhaupt in innere 
Kultud-Angelegenheiten der Juden milde. Es fönnte das zur Folge 
haben, daß dann auch Die Kultus- Angelegenheiten anderer. Kirchen 
bier berathen würden, und das würde mir fehr bedenllich erfcheinen: 
Es erinnert died auch an die Eingriffe, die Seitend des Staats in 
andere Kirchen gefcheben find, und nichts hat betrübender eingewirkt 
auf getreue Unterthanen, ald gerade die Eingriffe in ben..iımeren 
Kultus der Kirche. So iſt z. B. eine evangelifche Kirchen⸗Orduung 
und eine Agende zwangsweiſe eingeführt worden, worin zu "beten 
vorgefchrieben ift, daß der jedesmalige Landesherr als Vorbild der 
chriſtlichen Kirche ferner erhalten bleiben möge, was mit dhriftlichen 
Grundſätzen ganz unvereinbar iſt. Ich Halte ſolche Eingriffe des 
Staats in. die Kirche nicht für wünſchenswerth; aber idy bin der 
Meinung, daß auch eine Stände-Verſammlung ſich nicht :in die ine 
neren Ungelegenheiten der Kirche mifchen möge, weil dann die Kul⸗ 
hör Angelegenheiten der proteftautifhen und ber Fatholifchen Kirche 
eben ſo gut hier zur Erörterung gezogen werden fünnten, 

. Iandtegs-Sommifar: Der Grundfag, den der Redner fo eben 
ausgefprochen hat, wird von dem Gouvernement auf das vollkom⸗ 
menfte getheilt. Daß darüber fein Zweifel beftehe, glaube ih auf 
$. 16 verweiſen zu können, weldher jagt: 

„Die auf den Kultus begüglichen inneren Einrichtungen bleiben der Vereins 
barung jeder einzelnen Jubenfchaft, rejp. deren Vorſtehern und Mepräfentanten, 
überlaflen. Die Regierung hat von diefen @inrichtungen war infoweit Kennts 


niß zu nehmen und Entſcheidung zu treffen, als die öffentliche Ordnung ihr 
Binfchreiten erfordert.” 


Hlerand geht hervor, daß bie Indenſchaft von dem Gouver⸗ 
nement feine Agende zu erwarten hat. 

(Mehrfacher Ruf zur Abflimmung, nachdem der Abgeorduete 
von Manteuffel J. auf das Wort verzichtet hat.) 

Abg. Hanſemann: In dem, was der Herr Landtags⸗Kommiſſar 
geſagt hat, erfenne ich nicht eigentlich die Frage, die uns vorliegt. 
Diefe beſteht darin, ob die Stände-Berfammlung für angemeflen 
hatten wolle, darüber Beſtimmungen zu treffen, wie bie jüpifchen 
Korporationen, die für die Kultus⸗Angelegenheiten eingerichtet wer⸗ 
den tollen, zu organifiren find, oder ob dies eine Sache ift, die den 
Juden felbft zu überlaſſen fei, wobei fie etwa mit dem Staat näher 
fich vernehmen können; alfo, ob wir uns hier für befugt, oder ob 
wir es für Hug balten, Grundfäge hierüber feſtzuſtellen. Ich ſtimme 
der Meinung meines Kollegen aus der Rheinproviny und des ritiers 
fchaftlichen Abgeorpneten aus Pommern bei, daß es das Beſte fei, 
und darauf nicht einzulaflen. Die Wbtheilung bat bereits das Prin- 
zip der Indenſchaft als einer ‚politifhen Korporation einſtimmig ver⸗ 
worfen, und ich glanbe, daß in dieſer Verſammlung nur ſehr We 
nige fein werben, die nicht die Anficht der Berfammlung ebenfalls 
zu der ihrigen machen; es wird alfe vie Frage einer Meinunges 
Berichievenheit darin beftehen, ob wir die Storporationen für Kul- 
ms⸗Zwecke bier anordnen wollen. Ic für meinen Theil verneine 
dieſe Frage. | 

Sondtags- ismmifar: Sch habe, indem ich mid) vorhin ‚über 
die Aeußerung des geehrten Deputirten der Stadt Elberfeld aus: 
ſprach, feinesweges mic über die Zrage geäußert, ob jüdiſche Kor 
porationen für den Kultus für nüpkich zu erachten feien oder nicht; 
ih habe nur die Worte des geehrten Redners widerlegt, weldye bie 
Befürchtung ausfprachen, daß der Staat ſich in die inneren Kultuo⸗ 
Angelegenheiten miſchen wolle. Lediglich hierauf bezog ſich meine 
Heußerung, und die Widerlegung war, wie ich glaube, eine ſchla⸗ 
gende, indem ich die eigenen negirenden Worte des Geſetzes an: 
führte. Was aber die Frage anlangt, die der geehrte Redner, 
weicher zuletzt auftrat, aufgeworfen hat, ob überhaupt bie hohe 
Berikmmlung mit dem Theile des Geſetzes ſich befchäftigen. wolle 
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welcher die forperativen Angelegenheiten ber jüdifchen Gemeinde bes 
trifft, fo glaube ih nicht, daß dieſe bier überhaupt aufgeſtellt wer⸗ 
den fann. Das Gefeb ik von des Königs Majeftät der hoben 
Berfammlung vorgelegt, und hierin liegt die Verpflichtung, ed zu 
beratben. Außerdem mache ich darauf aufmerffam, daß im Geſetze 
von 1812 dieſer Theil ausprüdlicdy der künftigen Gefeßgebung vors 
behalten if. Wenn ber geehrte Redner bemerkte, daß dieſe Ergän- 
sung der Gefehgebung den Juden felbfiftändig tiberlaffen werben 
folle und möge, fo ift das freilich eine Anficht, aber eine Anſicht, 
pie fchwerlich haltbar fein dürfte. Denn da, wo es fi darum 
handelt, judiſche Korporationen wit rechtlichen Befugniſſen, mit ven 
Rechten juriſtiſcher Perfonen zu begründen, da genügt die Autor 
nomie der Juden nicht, fondern ver Gefebgeber allein bat das Recht 
ihmen vergleichen Rechte beizulegen, wie fie ihnen durch diefen Ge⸗ 
fed- Entwurf beigelegt werben follen. 

Davon verfchieden ift allerdings die Frage: Ob die hohe Ver⸗ 
ſammlung glaubt, daß dieſer Theil des Geſetz⸗ Entwurfes von dem 
anderen getrennt werben möge. Das ift eine Anficht, die allerdinge 
in der Abtheilung angeregt if, und über bie ſich bie hohe Verſamm⸗ 
lung and hier auszufprechen in ihrem vollen Rechte iſt. 

Meferent Sperling: Ich muß bemerfen, daß es nicht bios im 
Intereſſe des Staates liegt, fondern im eigenen Interefie der Juden, 
daß Korporationen in Beziehung auf Kultus Angelegenheiten gebil⸗ 
vet werden, denn fie haben in Beziehung darauf gewifle Jaftitute 
zu untecbalten; viele fünnen fie aber nicht auders unterhalten, als 

weun ihnen diefe Rechte beigelegt werden. 

Abg. Graf Schuerin: Ach habe mich eines -Werfehens nur 
Hagen. Als ich vorbin auf dieſem Plage find, habe ich unter⸗ 
laffen, ausdrücklich zu erwähnen, daß ich ver hoben Verſammlung 
den Vorſchlag mache, 8. 2. nicht anzunehmen, weit ich eben glaube, 
dag in dieſem Paragraphen der ganze Orundfag des Geſehes ent⸗ 
halten if, und alſo .mit der Nicht⸗Annahme des 8. 2 auch Dear 
Grundfah des Geſetzes nicht anerfannt wird. Bei diefer Meinung 
muß ih auch in dieſem Augenblide noch ſtehen bleiben, und zwar 
aus dem Grunde, weil ich es eben fo wenig vom ſtaatlichen Stand⸗ 
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punkte aus gerechtfertigt halte, daß der Staat bie religiöfen Angele⸗ 
genheiten einer innerhalb feiner Gränzen befindlichen Religions-&er 
meinkhaft ordne, als ich es, wie ich vorhin fehon bemerkt habe, 
nicht für gerechtfertigt halte, vie ſtaatobürgerlichen Rechte davon 
abhängig zu machen. Meiner Meinung nad) befteht das BVBerhält- 
niß ded Staates gu einer Religions⸗Gemeinſchaft einfach fo, daß 
ber Staat berechtigt iſt, die Kenntnißnahme der Grundfäbe ber 
Religions=Gemeinichaft, vie Kenntnißnahme der ſtatutariſchen Ber 
fimmungen, vie fie fih in Beziehung anf den gemeinfamen Kultus 
gemadyt hat, zm verlangen und ſich das Recht vorzubehalten, zu ver⸗ 
bieten, was er wider fein Intersfie hält. Eine weitere Macht aber 
ſteht grundfäglich dem Staate nicht zu; ich wünſche dieſen Grund⸗ 
fag aud anf die Juden angewendet zu fehen, und wünſche, daß 
man es ihnen überläßt, ihre Kultus-Angelegenheiten felb zu regu⸗ 
liren und ſich darnach zu organifiren. 

Referent Sperling: Hier thut ja der Staat meiner Anficht 
nach nichts weiter, als. was er auch bei einer chriftlichen Religions⸗ 
gemeinfchaft thut. Die Juden müflen Synagogen und Begräbnis 
Pläpe unterhalten, und das ift nicht möglich, wenn fie nicht in ei⸗ 
wm gewiſſen Bezirfe den Einzelnen vie Verpflichtung auferlegen 
fonnen, zu dieſen Inftituten beizufteuern. 

Sandtags -Marſchall: Die Berathung Tommt bier zu einer 
Trage, die in der Abtheilung nicht zur Sprache gekommen if. Die 
Abtheilung hat vorgeſchlagen, vergleichen Korporationen nur in Bes 
schung auf Kultus» Wngelegenheiten gelten zu lafien, wohingegen 
bier amendementöweife der Vorfchlag ‚gemacht wird, gar feine ſolche 
Korporationen zu bilden,. auch nicht für Kwlimd- Angelegenheiten. 
Wenn hierüber verhandelt werben foll, fo muß ſich erſt zeigen, ob 
ein ſolcher Vorfchlag hier Unterftühung findet; ich bitte daher bier 
jenigen, die das Amendement unterftüben, Died durch Aufftehen zu 
eriennen zu geben. 

(Ein Abgeordneter bittet ums Wort.) 

Es lann nicht eher darüber gefprochen werden . . . 

Eine Stimme: Nur zur Erläuterung bitte ich ums Wort. 

Sanstags- Marſchall: Es fana nicht eher etwas erläutern) wer: 
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ben, als bis die nöthige Anzahl von Mitglievern dafür ſtimmt, daß 
das Amendement berathen werbe. Sch bitte alfo diejenigen, welche 
. dafür find, daß Korporationen auch nicht für Kultus Angelegens 
beiten gebildet werben follen, dies durch Aufftehen zu erkennen zu geben. 
(Wird unterftügt.) 
Abg. von der Heydt: Wenn ich fagte, daß ich es bevenflidh 
finde, daß der Vereinigte Landtag Kultus» Angelegenheiten berathe, 
fo habe ich nicht blos den Kultus im engften Sinne, fondern über- 
haupt die Kultus-Augelegenheiten ver Kirche im Auge gehabt. Ich 
habe dabei erinnert an die zwangsweife Einführung ber evangeli- 
fhen Kirchen⸗Orduung und an den Eindrud, den fie hervorgerufen 
bat. Jede Kirche hat ihre befonderen Organe, die ihre Intereſſen 
pflegen und wahren, und man fann ber Kirche füglich überlaffen, 
ihre organifche Einrichtung felbft zu treffen. Ich finde es hart, 
wenn fie ihr aufgebrungen werden fol, und ich finde es gleichfalls 
hart, wenn. diefe organische Einrichtung in Kultus » Angelegenheiten 
den Juden zwangsweife gegeben werben fol. Ich würde ed viel 
angemeflener finden, wenn man ihnen dieſes felbft überließe. Wenn 
von dem Herrn Landtags⸗Kommiſſar gefagt wurde, daß man ver- 
pflichtet fei, die Propofition zu berathen, weil fie von des Könige 
Majeftät ausgegangen, fo verftehe ich vie Pflicht der Stände fo, 
baß fie die Propofition allerdings nicht ohne Antwort laffen dürfen, 
daß fie ſich darüber gewiſſenhaft auszufprechen haben, daß fie aber, 
wenn fie der Meinung find, daß es überhaupt beffer fei, in ſolchen 
Berathungen nicht näher einzugehen, fie auch dieſe Meinung Sr. 
Mojeftät ehrerbietigft vortragen dürfen. 
Ag. Aldenhaven: Ich wollte mir erlauben, um dem Soift vom 
Jahre 1812 dieſelbe Ausdehnung zu geben, um die Juden dahin gm 
bringen, wohin wir Ale wünfchen, daß fie fommen, ein Amende⸗ 
ment in Vorſchlag zu bringen, dahin lautenb; 
„Die Juden find befugt, nad Maßgabe der Orts: und Bevöllerungs s Dev 
bältniffe fi) in SynagogensGrmeinden gu vereinigen.‘ 
Dann wäre ihnen die Befugniß ertheilt, fie fönnten davon Gebraudy 
machen, ohne daß der Staat direft dabei einzuwirken habe. 
Geh. Regierungs-Rath Prüggemann: Der letzte Paragraph des 
. 1) 





Editts vom Jahre 1812 behält ausdrücklich die Regulierung der 
Kultus⸗ und Unterrichts» Angelegenheiten ver Juden vor. Darum 
find auch diefe ohnehin in einem näheren Zufammenhange ſtehenden 
Angelegenheiten gerade beim Geſetz⸗Entwurfe über die Forporativen 
Berbände der Juden ind Auge gefaßt. Außer ihnen berührt noch 
ein Paragraph die Armen, und Kranfenpflege. Andere Verhältniſſe 
werben, wie ſchon bemerkt worden ift, blos in den 86. 14, 15 und 
34 berührt. Sollte der Vereinigte Landtag dahin ſich ausſprechen, 
daß biefe drei. Baragraphen, die auch die bürgerlichen Verhältnifſe 
berühren, wegfallen mögen, fo würve ber übrige Theil des Geſeh⸗ 
Entwurfs die. Kultus⸗ und Unterrichtd-Gegenftände faft ansſchließlich 
umfaſſen. Es wird daher zu erwägen fein, ob die forporativen 
Berbände ſich blos auf Kultus⸗Gegenſtände befchränfen ober auch 
andere, inöbefenvere die Linterrichts » Berhältniffe, umfaſſen follen. 
Was die Theilnahme der Juden an der Regulirung der äußeren 
Form diefer Vereine betrifft, fo hat die Regierung wohl -erfannt, 
Daß es in diefer Beziehung des Beiraths der Juden bevürfe. Die 
Denkſchrift weit aber auch nad, daß dieſer Beirath wirllich ger 
pflogen worden iR. Sch felbft habe die Ehre gehabt, zu einer Ver⸗ 
handlung über dieſe Regulirung der Verhältnifſe der Juden mit 
einigen hiefigen jüdiſchen Glanbenögenoften fommittirt zu werden. 
Nachdem der Geſetz⸗Entwurf vollendet war, ift er den Ober: Präft- 
denten der Monarchie mit dem Auftrage mitgetheilt worden, einzelne 
Juden der Brovinz, die ein großes Vertrauen genießen, und denen 
man Einficht in die jünifchen Verhältniſſe zutranen könne, mit der 
Abficht des Geſetz⸗Entwurfs befannt zu machen, um ihr Wünfche 
zu vernehmen. Ich darf in dieſer Beziehung die hier anmefenben 
Dber-PBräfiventen zur Beftätigung meiner Angabe‘ auffordern. Alle 
Aeußerungen, die hierauf eingegangen find, geben mehr oder weniger 
ein Einverſtändniß mit dem Entwurf zu erfennen. Mit den Grunds 
fägen des Entwurfs haben ſich Alle einverfianden erflärt und es 
dankbar anerfannt, daß forporative Verbände für die Kuliuss Ders 
haltniſſe eingerichtet werben folln. Es iſt den zugezogenen Juden 
namentlich die Frage vorgelegt worden, ob es nicht hinreichend ſei, 
ven Faden bie Befugniß zu ertheilen, in foldye Korporativ⸗Verbaͤnde 
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sufammenzuiseten. Sit haben aber die bloße Befaguiß für wugus 
reichend erflärt und darum gebeten, daß ber Zwang zum Eintritt in 
dieſelben anuogeſprochen werben möge. 

Iendtegs- Marſchall: Sch bemerfe, daß das Amendement bes 
Abgeordneten Aldenhoven eigentlih zum $. 3 gehören mörhte, 
denn dort ift vorgelchrieben, wie diefe Verbände gebildet werben 
follen. Ich flelle anheim, das Amendement bis zur Frage über den 
9. 3 ruhen zu laflen. 

bg. Hauſemann: Im $. 2 ift ausprüdlich gefügt, daß es ger 
ſchehen ſoll; nad) der Abänderung aber ift vie Suche fafultatim 
Ich will mir erlauben, noch einige Worte binzuzufeben.. . . 

Iandtags-Marfhal: Wenn der Herr Antragfteller ven Wunſch 
dat, daß das Amendement beim $. 2 berathen werben foll, fo muß 
ie vorerk fragen, ob es bie erforderliche Unterftügung finbet? 

(Dies gefchieht. — Rad einer Baufe.) 

Es kann alfo nicht darüber gefprochen werben. 

Graf von Hellderti: Meine Herrn! Auch ih muß mich in 
jeder Beziehung gegen den 8. 2 erflären: nicht allein in einer 
poßktifchen Hinſicht, fondern auch in berjenigen Beziehung, welche 
das Gutachten der Abtheilung zugelafien dat. In erſterer Hinſicht 
ſtimme ich vollſtaͤndig demjenigen bei, was ber Herr Abgeordnete 
der Nitterfhaft aus Pommern entwidelt hat; ich habe aichts Bin- 
zugufügen, als wir würden nach Maßgabe des Geſetz⸗Entwurfs eine 
Menge Staaten im Staate erhalten. Aber auch in Beziehung auf 
vie KAultuss» Angelegenheiten muß ich beftreiten, daß man bie Juden 
zwingen fol, Synagogen sDBereine zu bilden, denn e6 könnte dies 
weiter führen, ats fie felbft wünfcen können und man überhaupt 
wänfchendwertb, fo wie angemeflen, finden fann. Ich meines Dris 
Halte für dringend nöthig, daß der Grundſatz, die Kirche fei unab- 
bängig von dem Staat, allgemeine Geltung erlange. Die Kirche 
kei es vom Staat und der Staat ven der Slirdhe. 

Abg. von Meding: Es ſcheint mir in der That, umd ‚ich glaube 
mich hierbei im Einverftännniffe mit dem Herrn Referenten m be 
finden, daß wir auf einen Punkt gefommen find, wo die Frage, 
was ‚wir eigentlich zu befchließen haben, gewiſſermaßen ins Unklerr 





— 1 — 


geraihen if. Es fdeint mir, Daß wir nur darüber Beſchluß Hi 
fallen haben, ob wir dem Antrag des Gonvernements dahin beir 
flimmen wollen, daß jüdiſche Korporationen gebildet werben follen, 
die ſich noch mit etwas Anderem, als mit bios firdjlichen Angeles 
genheiten zu hbeichäftigen haben. Ich erledige hierbei zugleich bie 
Aufferderung des Herm Kommiſſars aus dem Minifterium ber 
geiftlichen Angelegenheiten, indem er ſich auf die Verhandlungen ber 
rufen Bat, welche durch vie. Ober: Bräfiventen geleitet worden find. 
Diefe Berbandlungen haben fich allein auf die Bildung ven Syna⸗ 
gogen-Bezirten begogen. Der damalige Entwurf ift von mir mit 
den angefebenften Juden Berlins berathen worden, und er bat das 
mals bei allen Notadilitäten der Indenfchaft Die vollfte Anerkennung 
gefunden. Es if vollſtaͤndig anerkannt worben, bag ein Bedürfuiß 
zur Bildung von ſolchen Spnagagens Bezirken vorhanden fi. Rur 
einzelne Wuöftellungen find gemacht, und biefe Ausftellungen find 
auch bei dem und jebt vorliegenden Geſeßz⸗Entwurf berückſichtigt 
worden. Jetzt handelt es fi darum, ob die Eorporationen ber 
Juden auch noch für andere Zwecke gebildet werden fellen, als für 
die Kulius-Angelegenheiten, und auf die Bejahung oder Verneinung 
Diefer Frage möchte id) bitten, daß die Abſtimmung gerichtet und 
dabei dem Beſchluß der heben Berfammlung über die Bildung von 
Synagogen» Gemeinden nicht präjubizirt würde, und zwar dies um 
fo mehr, als ich nach den Aeußerungen der Herren Vertreter des 
Gouvernementd annehmen zu dürfen glaube, daß von dem Theil des 
Geſetzes, nach welchem bie Korporationen Der Juden ſich auch mit 
anderen, wie mit Kultus - Angelegenheiten, beſchaſtigen ſollen, viel⸗ 
leicht abſtrahirt werben würde. 

Da ich nun einmal an dieſer Stelle ſtehe, fo erlaube id) mir 
noch ein Wort über die Tendenz des Geſetzes überhaupt. Ich Tamm 
nicht finden, daß daſſelbe den ihm gemachten Borwurf des Rüds 
ſchrittes verdiene. Ich finde vielmehr, daß daſſelbe, und namentlich 
ach im Vergleich mit bean Edikt vom Jahre 1812, durchaus den 
Charalter des beſonnenen Fortſchrittes traͤgt. 

Eo werben alle weſentlichen Rechte, welche durch dad Gefeh 
som Jahre 1612 den. Juden gegeben waren, auf den fehr großen 
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Theil der Monarchie ausgedehnt, der bieher. dieſer Wohlthaten ſtch 
noch nicht erfreute, und ich finde nicht, daß an jenen Rechten ehvas 
Weſentliches genommen oder verfchränft wäre Wenn die Form der 
Yudenfchaft, welche in dem Paragraphen auögefprochen ift, über den 
wir eben jetzt ſprechen, in ber Art organifiet wäre, daß ver Verluſt 
der bürgerlichen Rechte, welche ven Juden fünftig allgemein zuftehen 
follen, davon abhängig gemacht werben follte, daß fie dieſer Korpo⸗ 
ration beitreten oder nicht, ja dann Fönnte ich ſolchen Borwürfen 
gegen das vorliegende Gefeh beitreten. Das if aber gar nicht der 
Ball, ſondern es find die Wohlthaten, welche den Juden buch das 
Geſet beigelegt werden follen, im Geſetz allgemein ausgeſprochen, 
vhue Daß etwas davon zurüdgenommen ifl. Ich finde infofern — 
und ich lege auf das Wort ein befonderes Gericht — ich finde 
einen Fortſchritt und einen befonnenen Kortfcheitt in dem gegenwärs 
tigen Geſetze. Der Hortfchritt liegt eben darin, Daß die Wohlthaten, 
weldye die Juden in den alten Landestheilen haben, ihnen auch in 
denjenigen fehr bedeutenden Landesſtrecken gewährt werben, welche 
unter einer viel befchränfenderen Gefehgebung fich befinden, und vaß 
ferner die Verheißungen jetzt erfüllt werben, welche das Geſetz vom 
Sabre 1812 in Aufehung der Regulirung der Kultus» Angelegen- 
Keiten den Juden gemacht bat. Und in biefer Beriehung ift von 
Sen Notabilitäten der Judenſchaft, mit denen ich verhandelt habe, 
die Bildung von Synagsgengemeinden als eine wahre Wohlthat ans 
erkınnt worden. 
Dazu aber, daB das Gouvernement den Juden nicht jeßt gleich 
alle und jede Rechte ber Ehriften zu gewähren für angemeflen erach⸗ 
tete, namentlicdy nicht die Theilnahme an der Stanbichaft und an 
dem Eintritt in den Staats-Dienft,. dazu konnten doch auch fehr 
gute Gründe vorliegen, und es iſt deshalb noch nicht gerechtfertigt, 
das vorliegende Geſetz als einen Rüdfchritt zu bezeichnen. 

audtags -Kommiſſar: Der geehrte Redner hat bemerkt, daß 
die Borlage, welche an die Ober: Präfldenten zur weiteren Berhaud⸗ 
lung mit den Judenſchaften gelangt fei, ſich Lediglih auf das Kul⸗ 
gu6: und Unterrichtswefen befchränft habe. "Das iſt vollkommen 
richtig und erlärt fi daraus, daß vie Verhandlungen über. die 
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Kultus⸗ und Unterrichtö- Angelegenheiten der Juden von denjenigen 
Aber ihre bürgerlichen Verhaͤltniſſe völlig getrennt und von verfchie- 
denen Minifterien behandelt worden find, und daß erft, nachdem 
beide Berhandlungen zum Schlufie geführt waren und erft, als bie 
Vorlage an die Stände-Berfammlung tedigirt werden follte, eine 
Zufammenfügung beider bis dahin getrennt gehaltener Geſetz⸗Ent⸗ 
wärfe finttgefunden hat. Bei diefer Veranlaſſung haben allerdings, 
wie ich ſchon bei einer früheren ®elegenheit bemerfte, die prinzipa- 
iter für das Kultus⸗ und Unterrichtsweſen zn bildenden Verbände 
einige Beziehungen auf die bürgerlichen Verhättniffe der Juden ers 
halten, weil man darin praftifche Vortheile zu erfennen glaubte. 

Für die Debatte über den vorliegenden Gefet - Entwurf würde 
68 meines Erachtens wefentlic) förderlich fein, wenn man bei Bes 
rathung derjenigen Paragraphen, welche fich über die Korporation 
fo wie über das Kultus⸗ und Unterrichtöwefen verbreiten, zunächft 
von der Vorausſetzung ausgehen wollte, daß dieſe Korporationen 
ausfchließlich für Das Kultus- und Unterrichtöwefen dee Juden ge: 
bildet werden, daß man dann bei benjenigen Paragraphen, welche 
Beriehungen auf die bürgerlichen Verhältnifie haben, ſich barüber 
auöfprechen möge, ob man diefe für wünfchenswerth halte ober 
richt, und dag man endlich, wenn der ganze Abfchnitt berathen ift, 
ſich darüber erfläre, ob man die Kombination der bürgerliihen und 
Kultus» Verhättniffe in Einem Geſetz wünfchenswerth oder die völs 
lige Trennung für dienlicher erachte. Ich glaube, daß, wenn bie 
hohe Berfammlung diefen Gang der Debatte annimmt, dann die 
vielen Unficherheiten ſchwinden und Niemand in feinem Voto präjus 
bizirt oder unficher werben fanı. 

Jandtags⸗Marſchall: In Beziehung auf die vworftehende De⸗ 
batte habe ich noch die Bitte an die folgenden Herren Redner zu 
richten, ſich zuwörberft möglihft an die vorliegende Frage zu halten, 
welche darin befteht, ob der Vorfchlag der Abtheilung angenommen 
werben foll oder beziehungsweife eines der beiden geftellten Amen- 
dementö, und wo möglich nicht wieder in die allgemeine Debatte 
überzugehen, welche geſchlofſen ift. 

Abg. Graf von Schwerin; In vollftändiger Anerkennung deſſen, 
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was der Here Marfchall eben gefagt hat, daß ein Zurückgehen in 
Die allgemeine Disfufiion nicht wünfchenswerth fei, verzichte ich 
Darauf, dem Mitglieve aus der Mark Brandenburg, bad vor mir 
hier fand, den näheren Nachweis zu führen, daß das, was ich 
vorhin bemerkte, richtig ift und allerdings ein Rüdfchritt von Dem 
Prinzip des Staatsbürgerthums in diefem Gefebe liege; ich ver- 
weife lediglich auf den $. 15 des Gefehes, der eben die Juden 
nur ald Juden und Bertreter der Judenſchaft in die Stadtverord⸗ 
neten = Berfammlung treten laſſen will, während fie bisher als Bür⸗ 
ger bineintraten. Ich will nur auf den $. 2 zurüdfonmen, der 
diefen Augenblid in Frage ift, und da erfläre ich, dag ich Dem 
Amendement, das von dem Abgeorpneten der Rhein⸗Provinz geftellt, 
durchaus beitrete, weil ed eben ben Grundſatz ausfpricht, dem ich 
zuvor entwidelt habe, den Grundfag, daß der Staat biefe Anger 
legenheit nicht zu regeln, fondern nur zu verbieten habe, was gegen 
feine Zwecke ift. 


Abg. Hanfemann: ch verzichte auf das Wort, ba der Herr 
Abgeorpnete Graf von Schwerin vollftändig das geſagt hat, was 
ich bemerfen wollte. 


Abg. von Vecherath: Die Abtheilung hat vorgefcdhlagen, den 
$. 2 fo zu amendiren, daß die nad) demfelben zu bildenden Juden⸗ 
fchaften ausfchließlih nur zu Kultuszweden beftimmt fein follen; 
von mehreren Seiten ift e8 aber mit Recht als bedenklich bezeichnet 
worden, daß die Kultuss Angelegenheiten irgend einer Konfeflion 
von den Ständen berathen werben. Diefem Bedenken gegenüber, 
fheint mir das Amendement des Abgeordneten aus der Rheinpro; 
vinz fehr zwedmäßig, und zwar aus einem weiteren, den Verhält- 
niffen der Nheinprovinz entlehnten Grunde. In der Rheinprovinz 
befteht zur Zeit noch die von der Fremdherrſchaft herrührende jüdi⸗ 
ſche Kofiftorial- Verfaffung, es beftehen in drei verſchiedenen Städ⸗ 
ten Konfiftorien, welche bisher auf die ſittlichen Verhältniſſe ber 
Juden einen fehr günftigen Einfluß ausgeübt haben, und auf deren 
Erhaltung auch, fo viel mir befannt ift, die Juden in ber Rheins 
provinz großen Werth legen. Wenn wir und nun in Die Lage vers 
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fegen, daß unſere eigenen konfeſſionellen Einrichtungen, ſei «6 auch 
nur inſofern fie mit dem Staate zuſammenhingen, ohne unfer Zus 
thun zwangsweiſe abgeändert werben follten, fo liegt fr mid) darin 
ein Grand, dieſe ganze Beitimmung nur fafultativ zn wünſchen, 
und ich fchließe mich daher dem Amendement des Abgeordneten aus 
der Rheinprovinz an. 

Abg. Fehr. von Alantenfiel I.: Ich muß geflehen, daß ich im 
dieſen 88. 2 bis 14 durchaus etwas von einer Agende oder Bes 
ſtimmungen über den Kultus nicht erfenne, Diefe fämmtlichen Pas 
ragraphen fcheinen mir Verhaͤltniſſe zu reguliren, die in der chrifts 
lichen Kirche wit dem Ausdrucke Parochial⸗Verhältniſſe bezeichnet 
werden. Parochial⸗Verhäaltniſſe bezeichnen die Äußere Seite ber 
Kirdye, wo fie mit dem bürgerlichen Leben in Berührung tritt. Es 
wird der hohen Berfanunlung wohl erinnerlich fein, bag über Die 
Parochial⸗Verhaͤltniſſe vielfach auf den Provinzial» Landiagen bes 
rathen worden if. Died warb nothwendig, weil dahin auch zum 
großen Theil Vermögensrechte gehören, und auch die vorliegenden 
Beftinmungen find nicht ohne Einfluß auf Die Vermögens⸗Verhaͤlt⸗ 
niffe der NRichtiuden. Es kommt nämlich dem Einzelnen, der mit 
der Judenſchaft fomtrahirt, weſentlich darauf an, ob fein Kontrahent 
ein moralifche Berfon ift, die fi) zu verpflichten im Stande iſt. Es 
ift gefagt, man müfle die Bildung der Korporationen fafultativ bins 
Rellen, ich glaube aber, daß man dapurd) gerade die Juden bes 
nachtheiligen würde. Abgeſehen von der Schwierigkeit, eine Kor⸗ 
yoration zu Stande zu bringen, würde dann das Verhältniß immer 
nad den Regeln von Gefellfchafts Verträgen zu beurtheilen fein. 
Es ift eine befondere Beſchwerde der bisher befiehenden Synagogen: 
Vorſtaͤnde, daß fie eben bei jeder Differenz auf den Weg der Pro⸗ 
jefle verwiefen werben, und fle wünfchen daher dringend, daß fie 
derfelben Vorzüge theilhaftig werden möchten, welche die chriftlichen 
Konfefltonen im bürgerlichen Leben haben. Diefe follen ihnen bier 
geboten werden unter Formen, mit denen ſich die Juden felbft ein, 
verftauden erftärt haben. Ich glaube alfo, wenn man im Sinne 
der Juden handeln will, fo barf man ihnen das nicht ftreichen, ich 
glaube, He würden darin einen fchmerzlichen Verluſt erbiiden. 
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Abg. von Gottberz: Ic muß mich in mancher Beziehung der 
Anſicht des verehrten Redners, der eben dieſen Platz verlaſſen hat, 
anſchließen. Ich bin nämlich vollſtändig gegen beide Amendements 
und ſtimme für das Gnutachten der Abtheilung. So viel ich weiß, 
ift es biöher den Juden, weil fie nicht in Korporationen verbunden 
gewejen find, unmoͤglich gewefen, ihre Äußeren Kultusverhältnifie zu 
ordnen. Die Bildung von Gemeinden ift alfo nothwendig und wird 
von den Juden ſelbſt gewünſcht. Auch die Ehriften find, um ihre 
Angelegenheiten zu ordnen, in Gemeinden verbunden. Wenn wir 
alfo den Juden fagen, ihr feid blos befugt, ihr Könnt es thun, ihr 
braucht es aber nicht zu thun, fo ſtehen fie befier als die Chriſten, 
und da muß ich aufrichtig geftehen, das wünfche ich nicht. 

Nein, es fol nicht blos die Befugniß, fondern die Verpflich- 
tung auögefprochen fein, eine religiöfe Gemeinde zu bilden, um bie 
äußeren religiöfen Berhäftniffe feſtzuſtellen. Ich flimme daher voll 
RKändig dem Gutachten ver Abtheilung bei. 

(Unter großem Lärmen wird auf Abflimmung angetragen, und 
dieſer Ruf wiederholt fi) fo lange, bis der Marfchall das Zeichen 
mit der Glode giebt.) 

Sandtags- Marfhel: Die Abftimmung kann nicht erzwungen 
werden. Es hat jet der Herr Abgeordnete Aldenhoven das 
Wort. 

Abg. Adenhosen: Ich Fann mid, dem vorigen Renner nicht 
anſchließen. Sch glaube, wir fämpfen für einen großen Grunvfap. 
Wir dürfen der Staatöregierung nicht das Recht einräumen, auf 
das religiöfe Gebiet einzugreifen . . . . » 

(Biele Stimmen: Oho!) 
Wir dürfen nicht geftatten, daß fie den Juden anbefiehlt: Ihr ſollt 
euch in Korporationen eintheilen. Was heute den Juden gefchieht, 
das geichieht morgen den Deutfchkatholifen und anderen Sekten, bie 
fi) bilden wollen, und wie müflen die freiheit für Seven erkaͤm⸗ 
pfen. Daher bleibe ich bei’ meiner Anſicht ftehen. 

Abg. Auſchke: Ich wollte nur die ganz kurze Bemerkung ma- 
en, daß Jeder, welcher mit den Angelegenheiten der Juden zu 
thun gehabt hat, wünfden muß, daß überall foldhe Korporationen 
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gebifvet werden. Die Juden wünfchen es felbft, und wenigftene 
wird das Bebirfniß in den alten Provinzen in jeder Stadt ſich eis 
gen, wo fich Juden befinden. 

Negierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Es ift die Behauptung 
des letzten Redners wohl nur deswegen auf die alten Provinzen 
befchränft worden, weil ein anderer Redner der Konfiitorial-Berfafs 
fung in der Rheins Provinz gedacht. Eine foldhe hat unter dem 
Kaiferreiche beitanden und beiteht zum Theil noch, fo weit fie näms 
lich fortbeftehen konnte. Sie bezieht ſich auf die frühere geographi- 
ſche Departements-Abgrängung, und es beſtand ein folches Konſiſto⸗ 
rium in dem Departement der Saar zu Trier, im Departement ber 
Sieg zu Bonn und im Departement der Roer zu Krefeld. Diefe 
Konfiftorien hatten einen doppelten Zwed: einmal in Betreff ver 
Leitung der inneren jüdifchen Kultus» Angelegenheiten, und darin 
waren fie verbunden mit dem großen Sanhedrin in Paris. Diefes 
Band ift zerriffen, und feitvem hat eine übereinftimmende Leitung 
der inneren jüdischen Kultus-Angelegenheiten aufgehört. Dann aber 
bezog fich dieſe Konfiitorial-Verfaffung auch auf Die Regulirung ver 
äußeren Angelegenheiten, und in diefer Beziehung ift ihr Zweck mit 
den eben jeht allgemein zu bildenden Forporativeu Verbänden über- 
einftimmend, nur mit dem Unterfchiede, daß dieſe Verbände fich nicht 
über eine Menge von Synagogen erftreden, fondern jede Synagoge 
ihren eigenen Verband bildet. 

Aandtage⸗Marſchall: Es haben noch die Herren Abgeordneten 
von Bila und Graf von Merveldt um das Wort gebeten. 
Wenn wir dieſe gehört haben, werden wir zur Abſtimmung über⸗ 
gehen koönnen. 

Abg. von Bila: Meine Herren, ich glaube, wir dürfen uns 
in dem vorliegenden Falle nicht allein von dem Prinzip der alls 
gemeinen Zreiheit leiten laſſen; es handelt ſich hier um die Frage: 
Legt ein Bedürfniß vor, die Regulirung von Seiten des Staates 
eintreten zu laſſen? Ich fage, es Hegt ein doppeltes Bedürfniß vor, 
Einmal erfordert es das allgemeine Staateinterefie, dann aber auch 
das fpezielle Intereſſe der Juden. Daß das allgemeine Stantein- 
herefie dies erfordere, ift fchon genügend dargethan, und eben fo ha⸗ 
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ben es diejenigen jüdiſchen Lehrer und Rabbiner, welche darüber 
von den Staatsbehörden befragt worden, als ein dringendes Ber 
dürfniß anerfannt. Ich glaube nicht, daß Die hohe Verſammlung 
diefen Ansichten widerfprechen wird, und es wäre gerade gegen das 
Interefie der Juden gehandelt, wenn man die Regulirung von Seis 
ten des Staates nicht geftatten wollte. 

Adg. Graf von Merveldt: Was die Verhältniſſe in meiner 
Gegend betrifft, fo muß ich bemerfen, daß die Juden dringend wuͤn⸗ 
fhen, der Staat möge die Ordnung ihrer Synagogen - Berhältnifie 
und ihrer übrigen Außeren Kultus-Angelegenheiten in die Hand neh⸗ 
men, und zwar die Leitung derfelben durch die Staatsbehörden übers 
nehmen, natürlicd nad) DVernehmung der Anfichten der Juden burdy 
geeignete Vertreter, wie es auch im Geſetze beabfichtigt ift. 

Sandtags- Marſchall: Bon den vorliegenden Borfchlägen geht 
einer dahin, den $. 2 ganz zu ftreichen, alfo von jeder Bildung 
son Korporationen ganz zu abitrahiren; ein anderer bahin, lediglich 
den Juden anheim zu ftellen, ob fie Korporationen bilden wollen, 
und der dritte ift der der Abtheilung, welche nur für Kultuszwede 
Korporationen haben will. 

Abg. Graf von Schwerin: Was meinen Antrag betrifft, fo 
würde davon jetzt abzufehen fein. 
| Sandtags- Sänrfchall: Der Herr Abgeorbnete von der Heydt 
hat den Antrag geſtellt, den Paragraphen ganz zu ſtreichen. Auf die⸗ 
ſen Antrag werde ich die erſte Frage richten, auf den Antrag, daß 
man den Juden die Befugniß einräume, Korporationen zu bilden, 
vie zweite, und auf den Abtheilungs-Vorſchlag bie dritte Frage. 

Abg. son Meding: Ich erlaube mir, auf das zurückzukom⸗ 
men, was ich eben bemerft hatte Ich bin zweifelhaft, ob wir bei 
dieſer Frageftellung diejenigen Punkte treffen, auf die es ba ber 
Entſcheidung der Frage wefentlid anfömmt. Mid, vünft, die Frage 


„ serfalle in verfchiedene Punkte, einmal: „Soll überhaupt eine Kor⸗ 


poration unter ben Juden durch den Staat gebilpet werben‘? und 
dann: „Sollen diefe Storporationen zugleid auf die bürgerlichen und 
Kultus⸗Verhältniſſe ſich beziehen?” Es find viele Redner dariiber 
gehört worden, ob die Bildung folder Korpovationen durch den 
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Siaat überhaupt wünſchenswerth ſei oder nicht; ich glanbe aber, 
daß der Punkt, welcher der allerwichtigſte iſt, näͤmlich der, ob für 
die Kultus⸗Angelegenheiten der Juden die Bildung von ſolchen Kor: 
porationen dringendes Bedürfniß fei, noch gar nicht erörtert ift und 
noch nicht hat erörtert werben können, weil er erft bei dem folgen; 
den Paragraphen vorfommt. Wenn wir alfo über $. 2 in der Art 
abftimmen, daß wir durch die Majorität der Verſammlung die Bil: 
dung von Korporationen ganz und gar verwerfen, fo würden wir 
der Frage wegen ber Nothwendigkeit von Korporationen fir die 
Kultus s Angelegenheiten präjubiziren. Ich komme auf den Antrag 
zurück, daß zuerft darüber abgeitimmt werben muß, ob die Korpo⸗ 
rationen lediglich für Kultuszwecke gebildet werben follen, was auch 
konform mit dem Abtheilungs⸗Vorſchlage ift. 

Graf son Schwerin: Mir fcheint, es kann feine andere Ord⸗ 
nung der Frageftellung zum Ziele führen, als diejenige, welche ber 
Herr Marſchall vorgefchlagen hat. Es ift doch nothivendig, daß 
jedenfalld zuerft gefragt werden muß, ob überhaupt feine Storporas 
tionen gebildet werden follen, dann, ob fie gebildet werden kön⸗ 
nen, und zuletzt erft, ob fie zu dem beitimmten Zwecke gebifpet wer: 
den follen, wie die Abtheilung vorfchlägt. Wenn wir den Antrag 
der Abtheilung annehmen, fo findet die Verbindung nur für die res 
tigiöfe Beziehung ftatt. Ich halte an meinem Antrage noch feft, ob⸗ 
gleich ich wenig Ausficht habe, die Majorität für ihn zu befommen; 
e8 iſt aber die vom Herrn Marfchall vorgefchlagene Frageftellung 
der einzige richtige Weg zur Crmittelung der Meinung der Vers 
ſammlung. 

Abg. Möwes: Es ſcheint nach dem Gehoͤrten nicht mehr zwei⸗ 
felhaft zu fein, daß die Verfammtung ihre Abſtimmung nur darauf 
richten will, daß fich die Vereinigung der Juden in SKorporationen 
mr auf die Firdhlichen Verhaͤltniſſe beziehen fol. Das ganze nody 
obwealtende Bedenken würde daher befeitigt werden, wenn man das 
Wort „ Synagogen- Gemeinde’ einfchöbe. Iſt dies gefchehen, fo 
kann kein Zweifel mehr darüber fein, daß das forporative Prinzip 
ſich nur auf die religiöfen Berhäftniffe der Juden bezieht. 

bg. von Meding: Ich bin ganz damit einverflanben, wenn 





über den Antrag der Abtheilung zuerft abgeftimmt würde. Wenn 
aber über eines der Amendements abgeftimmt würde und eines der⸗ 
ſelben die Majorität erhielte, fo würden wir uns für die nächte 
Frage präjudizirt haben, die wir noch nicht berathen und bisfutirt 
haben. 

(Lebhafter Ruf nad Abftimmung. ) 

Jandtags -Marſchall: Ich muß bei meiner Frageftellung blei- 
ben und frage alfo zuerft, ob — es verfteht ſich von ſelbſt, daß 
Se. Majeftät der König allerunterthänigft darum gebeten werben ſoll 
— $. 2 ded Geſetzes ganz wegfallen foll? 

Die, weldye für Bejahung der Frage find, bitte ich aufzuſtehen. 
(Nur eine ſehr geringe Zahl der Mitglieder erhebt fid.) 

Die zweite Frage ift, ob die Juden befugt fein follen, nad 
Maßgabe der Orts: und Bevölferungs- Verhältniffe fi zu Korpos 
rationen zu vereinigen? 

Abg. von Puttkammer: Schließt dieſe Frage die lebte aus? 

(Biele Stimmen: Nein! nein! Audere Stimmen: Abs 
ftimmung! während Abgeordneter von Meding ſich nodhe 
mald um das Wort meldet, der Ruf nad Abſtimmung aber 
immer dringender und lauter wird.) 

Abg. von Meding: Ich muß mir erlauben, nochmals darauf 
aufmerffam zu machen, daß, wenn die eben geftellte Frage von ber 
Berfammlung bejaht wird, dann über einen Punkt, und zwar einen 
höchſt wichtigen Punkt, für die Juden abgeftimmt wird, über den 
wir noch nicht disfutirt haben, nämlich über den — Iaffen Sie ihn 
mit einem unverfänglichen Worte mich bezeichnen — ob Sie für bie 
externen Angelegenheiten des jüdifchen Kultus eine zwangsweite Vers 
einigung oder nur eine freiwillige haben wollen. Ich muß es wies 
derholen, ich habe mit- angefehenen Juden, mit Notabilitäten berfel- 
ben mehrere Konferenzen gehabt; die Frage iſt weitläuftig befpro- 
hen worden, und biefe Herren waren einftimmig ber Meinung, daß 
die zwangsweiſe Bildung folder Synagogen⸗Gemeinden nothwendig 
ſei. Ich möchte bitten, daß nicht über eine fo wichtige Frage ab⸗ 
geftimmt wird, ehe fie nicht von allen Seiten beleuchtet iſt. 

Sandtags - Marſchall: Um die Sache recht deutlich zu machen, 
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würde ich mit Bewilligung des Herrn Antragſtellers noch etwas 
ändern und jagen: ‚Soll ven Juden lediglich die Befugniß ge 
geben werden nad) Rage der Orts⸗ und Beoötlerungs- Berhäleiffe 
fih in. Korporationen zu vereinigen?‘ 

Sandtags - Kommiſſar: Schueßt das Wort „lediglich“ den 
Zwang aus? 

Jandtags -Marſchall: Das würde dann jeden Zwang aus⸗ 
fchließen. | 

Abg. van Auerswald: Das würde die Frage meines geehrten 
Nachbars fein, weiche dahin ging, ob diefe Faſſung im Fall bet 
Bejahung die zweite Frage ausfchließe? 

Sandtags- Morfhal: Darum fchlage ich dieſe Fafſſung vor, 
weil man darauf deutlicher antworten fann. 

Abg. von Auerswald: Ich bitte, daß dies nicht geſchehe. ax 
würde bafür flinmen, daß zunächt über das Abtheilungs⸗Gutachten 
abgeftinmnt werde. 

(Biele Stimmen: Abtheilungs-Gutachten!) 

Abg. Graf von Schwerin: Meiner Meinung nad Tann das 
Amendement nur den Sinn haben, daß es, infofern Die Frage be- 
jabt wird, das Abtheilungs- Gutachten ausfchließt. Es handelt ſich 
nur darum, ob man den Grundfag aboptiren will, daß der Staat 
berechtigt fei, zwangsweiſe religiöje Gemeinfchaften zu organifiren, 
oder ob man den Juden überlaften will, nad) Gutdünken ſolche Ges 
meinfchaften zu organifiten, wobei dem Staate nur vorbehalten 
bliebe, das zu verbieten, was feinen Zweden widerſpricht. 

Abg. Mswes: Ich glaube, wir befinden uns noch immer In 
einem Mifverflänpnife, wenn wir davon fprechen hören, ob es gut 
gethan fei, die xeligiöfen Verhättniffe der Juden zu organifiren. 
Davon fheint gar nicht mehr die Mede zu fein, fonvern, wie ber 
geehrte ritterfchaftliche Abgeorbnete aus der Provinz Brandenburg 
ganz richtig bemerfte, es handelt ſich um bie externa der jübifchen 
Gemeinden als religiöfe Gefellfchaften, und fo wie die evangelifchen 
und Tatholifchen Gemeinden eine äußere Form haben, in welcher fe 
ihr Recht ausüben, ihre Vermögens Berhältnifie verwalten, fo ift es 
auch für die jübiichen Gemeinden nöthig, daß fie fo organiſtrt werden. 
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Denn fe Können gewährte Nechte wicht ausüben, ohne Korporations- 
echte zu haben, und ich muß aus eigener Erfahrung dem geebrien 
Abgeordneten aus der Provinz Brandenburg auch darin beiftimmen, 
daß in Berlin die jüdifche Gemeinde mit vielen Scywierigfeiten zu 
Köpfen gehabt hat, um. ihre Bermögensverkältnille und Rechte übers 
al nad außen hin und gegen dritte Perfonen zu vertreten. Um 
dies allein kann es ſich aber hier handeln, 
(Bielfaher Ruf zur Abftimmung.) 

Ag. von Auerswald: Ich wollte mir erlauben, darauf aufs 
werfam zu machen, daß, wenn zuerſt eine Frage auf dad Gutach⸗ 
ten der Abtheilung geftellt wird, dann das Prinzip beobachtet wird, 
was bisher namentlich von dem geehrten Herrn Landtags⸗Marſchall 
beobachtet worden if, daß naͤmlich durch die erfte Abſtimmung die fol- 
gende wicht Faptivirt wird. 

Eine Stimme: Ic erlaube mir nur zu bemerten, daß es ſehr 
angemefjen wäre, wenn bie Frage über dad Amendement in ber 
Art geftellt würbe: „Soll den jüdiſchen Gemeinden es anheimge- 
Belt bleiben?” 

Abg. son Pyla: ever Zweifel, glaube ich, wird dann weg- 
fallen, wenn in der Frageftellung gefagt wird: „Sind bie Juden 
befugt, aber nicht verpflichtet u. |. w.?“ 

Iaudings- Marſchall: Das iſt mit anderen‘ Worten daſſelbe 

(Ein Abgeordneter verfucht zu fprechen.) 
ich kann wich nicht unterbrechen laſſen, ich muß bafielbe Vorrecht, 
was jeder andere Redner für fich hat, für mich auch in Aufpruch 
nehmen. Es ift Died ganz daſſelbe, was in der Frage liegt, wenach 
die Biſdung der Synagogen-Gemeinden lediglich in die Befugniß der 
Juden geſtellt werben fol, und Jeder wir genau wiflen, was für 
Folgen aus der Beantwortung biefer Frage hervorgehen. 

Ag. Stapel: Mir ſcheint, daß die Frageſtellung dadurch 
ſcheierig wird und verſchiedene Meinungen darüber laut geworben 
fand, weil wir in beiden Kragen das Subjekt geändert haben.. Die 
Regierung wird in der erften und zugleich in ber zweiten Frage das 
Fubieft fee; müflen und: daher die erfie Frage lauten: „Soll bie 
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Regierung den Judenſchaften Korporationsrechte geben dürfen?“ 

Die zweite Frage wird fein: „Soll fie ihnen Korporatiousrecht 

geben?‘ 
(Wiederholter ſtürmiſcher Ruf zur Abſtimmung.) 

andtage ·Marſchall: Ich ſtelle die Brage fo, wie ich ſie vorher 
vorgeſchlagen habe: 

„Soll den Juben lediglich bie Befugniß zuftehen, fich nach Maßgabe des Orts 
und der Bevoͤllerungs⸗Verhaͤltniſſe zu Synagogen⸗Gemeinden zu vereinigen?“ 

Diejenigen, welche die Frage bejahen wollen, bitte ich aufzu⸗ 

ehen. 
’ (Nur wenige Abgeordnete erheben fi.) 

Wir fommen alfo zur dritten Frage: 

„Soll ver Borfchlag der Mbtheitung angenommen werben?” 

Die dafür flimmen, bitte ich aufzuftehen. SIR mit großer 
Majorität angenommen. Es fragt ſich nun noch, ob der Bor- 
flag der Abtheilung angenommen werben foll, daß «mftatt der 
Worte: „Judenſchaft und Judenfhafts- Bezirk”, gefagt 
werde: „Synagsgens®emeinde und SyaagogensBezirk.‘ 

Ang Iachmenn: Ich glaube, daß dad Wort Synagoge ein 
Wort if, welches von den Juden ih nie habe brauchen hören; fie 
Branchen mur das Wort Schule. 

(Rebhafte Zeichen des Unwillens in der Verſammlung.) 

Jandtags -Marſchall: Ich kann alfo den Antrag der Ab- 
theilung als angenommen betrachten. 

Referent Abg. Sperling: 


Die Bildung diefer Iudenfchaften erfolgt durch die Regierung nach Anhoͤ⸗ 
zung ber Betheiligten in der Art, daß jede Judenſchaft eine Stadt zum Mittels 
punft erhält, nach welcher jie benannt wird, und mit der die jüdifchen Einwoh⸗ 
ner der umliegenden Städte und Dörfer oder anderer ländlichen Befigungen vers 
bunden werben. 

In gleicher Weife find die Regierungen ermächtigt, nach dem Bedürfniß Ab: 
änderungen der Jubenfchaftss Bezirke vorzunehmen und die darauf bezüglichen 
Berhältniffe unter Zuziehung der Betheiligten, einfchließlich der etwa vorhande⸗ 
neu Glaͤubiger, zu orduen.“ 

Gutachten der Abtheilung: 
Bei der Bildung von Synagogens Gemeinden nad anderen Grundſaͤtzen zu 
verfahren, ald bei der Bildung der chriftlichen Kirchengemeinden, ift feine Ber; 
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anlaffung vorhanden, In dem einen Falle wird es vie Juden ber umliegene 
den Dörfer der Synagoge einer Stabt zuzuweiſen zwedimäßig, iu bem anderen 
die Geftattung mehrerer Synagogen an einem und demfelben Orte, wie 3. B. 
in Berlin, Breslau sc., uothwendig fein. In Betracht deſſen fchlägt die Ab⸗ 
theilung vor, ben erſten Abſat des $. 3 auf die Worte zu reduziren: „die 
Bildung diefer Syuagogens@emeinden erfolgt durch Die Megierungen nach Aus 
hoͤrung der Betheiligten. 

Der zweite Abſchnitt, welcher mit den Worten anhebt: „In gleicher Weiſe ıc.“, 

Tann unverändert beibehalten werben.‘ 


Iendtags- Marſchall: Berlangt Jemand das Wort! Wenn es 
nicht verlangt wird, fo frage ich, ob diefer Vorfchlag der Abtheis 
lung angenommen werben foll? Die den Borfchlag annehmen wol« 
Ien, bitte ich aufzuftehen. — Gr ift angenommen. 

Referent Sperling: 


„$ 4. 
Die einzelnen Judenſchaften erhalten in Bezug auf ihre Vermoͤgens⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe die Rechte juriflifcher Berfonen. Der Berband der Indenfchaften bezieht 
ſich Lediglich auf die ihnen durch diefe Verordnung ausdrücklich überwiefenen Ans 


gelegenbeiten.“ 
Outachten der Abteilung. 
Der zweite Gab: „der Berbanb der Iudenfchaften” u. f. w., muß um fo 
mehr wegfallen, da Solches fchon der Beſchluß zu $. 2 mit fich bringt. 
Sandtags-Starfchal: Wenn nichts dagegen bemerkt wird, fo if 
er angenommen. 
Referent Sperling: 
„$ 5. 
Jede Indenfchaft erhält einen Borftand und eine angemefjene Zahl von Res 
präfentanten. 
6. 6. 
Der Vorſtand beſteht aus mindeſtens 3, höchfens 7 Mitgliedern, welche ihr 
Amt unentgeltlich verwalten. 
6.7. 
Die Zahl der Repräfentanten der Judenfchaft foll mindeſtens 9 und höch⸗ 
ſtens 21 betragen.“ 
Gutachten der Abtheilung. 
Diefe Paragraphen geben zu feiner Griunerung Deranlaflung. 


Sandtags- Sissfhall: Iſt in der hohen Berfammiung etwas da⸗ 
gegen zu erinnern? Wenn nichts erinnert wir, fo find die Para 
graphen angenommen. 
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Referent Abg. Sperling: 
„8. 8. 

Sämmtliche maͤnnliche, volljaͤhrige, unbefcholtene Mitglieder der Judenſchaft, 
welche entweber ein Grundſtück befipen, oder ein Gewerbe ſelbſtſtaͤndig betreiben, 
oder fid) fonft ohne fremde Unterſtützung ſelbſtſtaͤndig ernähren und mit Entrich⸗ 
tung der Abgaben für die Iudenfchaft während der legten 3 Jahre nicht in Rüds 
Rand geblieben ſind, wählen die Mepräfentanten und diefe den Borfland der Ju⸗ 
Denfchaft anf 6 Jahre. Die Wahl iſt überali zugleich auf eine entfprechende 
Zahl von Stellvertretern zu richten.‘ 

Gutachten ber Abtheilung. 

Bei der Ausübung des Wahlrechts dürfte es wohl, wie in anderen Fällen, 
nur darauf anfommen, daß das Mitglied männlichen Gefchlechts, volljährig, uns 
Befcholten, ſelbſtſtaͤndig ſei und feine Berpflidytungen gegen die Gemeinde bis da⸗ 
Gin erfullt habe, Auf Grundbefig und Gewerbes Betrieb hinzuweiſen, evfcheint 
müßig, da weder das ine, noch das Andere die Ausübung des Wahl⸗Mechte bes 
Dingen full. Weshalb bei dem Juden, feines Gemeinde gegenüber, darauf geles 
ben werben foll, ob er fremde Unterfiigung genieße oder nicht, war der Abtheis 
fung nod weniger einleuchtend, Sie flimmte deshalb für die Weglaflung der 
Worte: „entweder ein Grundſtück befiten oder ein Gewerbe felbfiftändig betreis 
ben, oder fonft ohne fremde Unterflügung”, fo daß dann der Paragraph alfo 
lauten würde: 

Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder der Synagogen⸗Ge⸗ 
meinde, welche ſich ſelbſtſtändig ernähren u. ſ. w.“ 


Jandtags -Marſchall: Ich frage, ob dem Vorſchlage der Abs 
theilung beigetreten wird, uud bitte diejenigen, welche ihm beitreten, 
aufzuftehen. — Der Vorfchlag ift angenommen. 

Abg. von Auerswald: Ich muß bedauern, daß ich auf einen 
früheren Paragraphen zurüdfomme, nämlich auf den zweiten Theil 
des 8. 3, über den feine Erinnerung, aber auch Feine Abftimmung 
erfolgt if. E8 wurde das Gutachten der Abtheilung verlefen, in 
welchem fteht, daß dieſer Theil unverändert angenommen werben 
fann, der Theil felbft wurde nicht verlefen, und die Berfammlung 
bat ſich nicht darüber erflärt, da fie nicht befragt wurde. Er lautet: 

„In gleicher Weiſe find die Regierungen ermächtigt, nach dem Bedürfniß Abs 
änderungen der Imubenfchaftes Bezirke vorzunehmen und die hierauf bezüglichen 
Berbältuiffe unter Iuzichung der Betheiligten, einſchließlich der eiwa vorhan⸗ 
denen Gläubiger, zu ordnen.“ 

Wenn Gläubiger da find, die Rechte zu verfolgen haben gegen 
die Bereine, fo gehören fte natürlich zu den Betheiligten, und ich 





glaube nicht, daß es dem eigentlichen Sinne der Sache und, ich 
möchte fagen, der Würde des Geſehes angemelien if, daß dieſe 
Worte Rechen bleiben. Ic; fehe durchaus feinen entfchievenen Augen 
davon ein, denn die allgemeinen Rechts: Prinzipien behalten ihre 
Geltung, fie bedürfen nicht diefer fpeziellen Verflärfung, und der 
Richter wird den Gläubigen ihr Recht zuerlennen. 

Referent Dperling: Ich glaube im Namen: der Abtheilung Pies 
fem Borfchlage beitreten zu köͤnnen. Wenn in der Abtheilung nidyte 
monirt worben ift, fo hat e8 nur darin feinen Grund gehabt, daß 
man biefe Worte für müßig hielt. 

Sandtags- Aommiffer: Ich will mic zwar dem Wegfall dieſer 
Worie nicht beftimmt widerfegen, infofern aber muß ich mich ihrer 
enmehmen, als ich behaupte, daß fle allerdings eine Bebeuhmg ha⸗ 
ben. Unter „Betheiligten‘ find nur die Mitgliever der Syna- 
gogens®emeinden (wie die hohe Verfammlung fie zu nennen beliebt 
bat) verflanden. Daß aber dieſe als moraliihe Korporationen 
Schulden, alfo auch Gläubiger haben fünnen, ift eben fo gewiß, 
als daß diefe Gläubiger bei Abänderungen der Synagogen - Bezirke 
und Synagogens®emeinden intereffirt find. Die Vollſtändigkeit des 
Geſetzes dürfte daher eigentlich erfordern, daß die Worte ftehen 
bleiben. 

Referent Sperling: Wenn die Juden in Beziehung anf Kul 
tu8s Angelegenheiten Korporationen bilden, fo feßen diejenigen, die’ 
in dem Bereine bleiben, die juriftifhe Perfon fort, und an das 
Vermögen dieſer Perfon werden fi die Gläubiger halten. IR ein 
Mitglied felbft dem Gläubiger perfänlich verhaftet, fo wird er ihm 
perföntich verhaftet bleiben, auch wenn er aus der Gemeinde aus: 
ſcheidet. | 

Sandtags-Rommiffer: Ich bedaure nochmals, wegen eines fo 
unbeheutenden Gegenſtandes das Wort ergreifen zu müffen, aber 
ih kann die Richtigkeit der aufgeftellten Behauptung nicht anerkennen. 
Wenn eine juriftifche Berfon von dem Staate auepfannt ift, fo er- 
hält fie als folche eine beftimmte Umgränzung, und fie kann fowehl 
Glaͤubigerin als Schulpnerin fein. Wenn nun im gefeplichen Wege 
bie Circumſcription dieſer juriftifchen Perſon verändert wieb, fü ber 
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zicht ſich das Recht der Hänbiger auf die neue Circumſtription. 
Deshalb erſcheint es keinesweges überflüſſtig, zu beſtimmen, daß 
vergleichen Veraͤnderungen nur unter Zuziehung der Glaͤubiger ſtatt⸗ 
finden fünnen. 

Abg. von Auerswald: Ich muß doch glauben, daß die Worte 


Werflüffig find. 
(Murten in der Berfammlung. ) 

IH Bitte um Entfchuldigung, wenn ich denfelden Werth darauf 
lege, wie der Here Landtags- Kommiflar gethan hat, und deshalb 
das Wort ergreife. Ic glaube den Gründen des Heren Referens 
ten nur den praftifchen hinzufügen zum duͤrfen, daß in Beziehung auf 
chriſtliche Korporationen der Art ein ſolcher Paſſus nicht im Geſete 
ſteht. Mile diejenigen, namentlich die Herren Landräthe, deren Kol⸗ 
lege Ich früher war, bie it der Lage geweien find, Aenderungen 
von Kirdyens &emeinden einleiten zu müflen, werden mir zugeben 
mäflen, daß man einen viesfälligen Mangel im Geſetz nicht bemetkt 
bat. Sch trage daher wiederholt darauf an, daß viele Worte ges 
ſtrichen werben, und ich bitte den Heren Marfchall, darauf bie Frage 
zu fellen. 

Sunntags- Marſchall: Ich werde fragen, ob die Worte „ein⸗ 
fhtießlich der etwa vorhandenen Gläubiger” geftrichen werben follen 9 
Die diefen Borfchlag unterftügen, bitte ich aufzuftehen. 

(Mehrere Stimmen: Es ift fehon darüber abgeftimmt werben.) 

Ich muß beftreiten, daß diefer Abfchnitt des Paragraphen aus⸗ 
brüdiich angenommen worden iſt; es ift nicht darüber gefprochen, 
fondern darüber hinweggegangen worben. Ueberhaupt if aber noch 
nicht ermittelt, ob der Antrag die nöthige Unterftügung gefunden hat. 
(Mehrere Stimmen: Wir haben die Frage nicht verftanden. ) 

Ich habe gefragt: „Ob das Amendement Unterftügung findet?‘ 
ich wieberhole jet dieſe Frage und bitte diejenigen, welche e8 uns 
terftügen wollen, aufzuftehen. 

(88 iſt hinreichend unterſtützt.) 

Abg. von Meding: Da das Amendement Unterſtühung fand, 
fo muß ich mir erlauben, noch auf einen Punkt auſmerkſam zu 
machen, zur Widerlegung veffen, was von dem Abgeordneten aus 





Preußen angeführt worben if. Es Iäßt ſich das hier voellegende 
Verhältnis mit ähnlichen unter den chriftlichen Gemeinden deshalb 
nicht vergleichen, weil die jüdiſchen Korporationen biöher im Staate 
allgemein nur als Privat-Gefellfchaften anerfannt wurden, und weil 
e6 gerade ein fo außerordentlicdy wichtiger Fortſchritt if, den dies 
vorliegende Geſetz zu Gunften der Juden macht, indem ed aus bies 
fen Privat» Gefellfchaften öffentlich anerfannte Korporationen macht. 
Hier in der Provinz, fo viel ich weiß, fommen bie Verhältniſſe, 
daß die Judenſchaft mit bedeutenden Schulden beiaftet wäre, nicht 
vor; in den weftlichen Provinzen aber, fo viel ih weiß, in Wels 
folen, in Paderborn, haben die Judenſchaften ſehr bedeutende Schul 
ven; das Jutereſſe der Gläubiger der Juden hierbei iſt alfo dort 
ſehr groß, und auch dert find bie Judengeſellſchaften bisher. nur 
Privatgefellfchaften geweien. Sie follen fünftig öffentliche Korpora⸗ 
tionen werben, und da ift es natürlich, daß man mit ihnen micht 
ganz fo verfahren kann, ald man mit chriftlichen Geſellſchaften ver» 
fahren würde, die ſchon immer Korporationd Rechte gehabt haben. 
Ich glaube, daß das ein genügender Grund ift, daß man bei dem 
fiehen bleiben muß, was das Gouvernement proponiri hat, nämlich 
dabei, daß die Möglichkeit bleibt, bei einer neuen Abgraͤnzung von 
Korporatiouen auch die Gläubiger zu hören und ihre Intereffe mit 
wahrzunehmen. 

Abg. von Auerswald: Davon iſt aber hier gar nicht die Rebe, 
denn die betreffenden Worte beziehen ſich nicht auf das Verfahren 
bei der bevorſtehenden neuen Einrichtung, fondern bei etwaniger 
Binftigee Aenderung bereits eingerichteter Synagogen » Gemeinden. 

(Ruf zur Abftimmung.) 


Referent Sperling: Dem ift jedenfalls ſchon durch die allges 
meine Geſetzgebung profpizirt. Aber ich ſtelle anheim, darüber hin- 
wegzugehen, weil die angegriffenen Worte nie ſchaden Fönnen. 


Eine Stimme: Ich bemerfe, wenn im Abtheilungs » Gut: 
achten zu $. 3 am Schluß gefagt ift: „Der zweite Abfchnitt, wel 
her mit den Worten anhebt u. f. w. kann unverändert beibehalten 
werben‘, und wenn bie hohe Berfammlung bis zu dieſem Punkte 


was Gutachten angenommen hat, daß dann bie Diskufften gefchloffen 
fein dürfte. 
(Einige Stimmen: Ja!) 

Sandtags- Marfhal: Wenn wirklich Dies der Fall geweſen 
wäre, und es hätte ein foldye® Weberfehen ftattgefunden, fo würde 
es der hohen Berfammlung überlafen bleiben, dieſes Verſehen durch 
einen Beichluß auszugleichen. Das Amendement ift geftellt, iſt von 
einer hinreichenden Anzahl unterftäßt worden, und ich werde baher 
fragen, ob es angenommen, ob alfo die Worte „einſchließlich ber 
etwa vorhandenen Gläubiger” aus dem zweiten Satze des $. 3 ges 
ſtrichen werden follen? Die für das Streichen dieſer Worte find, 
bitte ich aufzuftehen. 

(Die Majorität erklärt ſich Dagegen.) 

Referent Sperling (lieſt vor): 


„9. 
Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abgeordneten der Regierung geleitet. 
Nach Ablauf der erfien 3 Jahre fcheidet die Hälfte der Borflandss Mitglieder und 
der Repräfentanten nad) dem Looſe, bemnächft jedesmal die ältere Hälfte aus.‘ 


Gutachten zu $. 9. j 
Ueber den erfien Gab, welcher die Worte enthält: „Das Wahlgefchäft wird 
durch einen Abgeorbueten der Regierung geleitet‘‘, waren die Mitglieder der 
Abteilung verfchiedener Meinung. Die Binen hielten viele Beſtimmung für 
zweckmaͤßig, weil die Anmefenheit eines Regierungs:Kommiflarins für die Ord⸗ 
nungsmäßigfeit der Wahl Garantie gewähre und es dahinfiche, ob nicht eins 
zelne Synagogen» ®emeinden auf einer fo niedrigen Stufe der Bildung fi 
beſinden möchten, daß fie eine Mahl felbfikändig auszuführen außer Stande 
wären. Die Anderen dagegen vermeinten, daß, wenn ein folder Ball, wie der 
eben gedachte, wirklich vorkommen follte, die Juden wenigſtens fo gebildet fein 
würden, einen zur Leitung der Wahl gefchickten Mann ſich felbf zu ermitteln, 
auf feine Weife ein fo vereinzelter Ausnahmefall aber hinreiche, eine läflige 
Belimmung für alle Synagogen: ®emeinden im preußifchen Staate zu moti⸗ 
viren. Bei Feiner ähnlichen VBerbinpnug von Ehriflen finde eine Cinmiſchung 
der Regierung, wie die in Rebe fiehente, flatt, und wenn iiberhaupt von Gleich⸗ 
flellung der Juden mit den Chriſten in ihren Rechten die Rebe fein fulle, fo 
müffe vor Allem eine Befchränfung ber erfieren in weniger erheblichen Punks 
ten, wie der vorliegende, nicht vorfommer. Die Abflimmung ergab für eine 
jede diefer beiden Anfichten eine gleiche Zahl von Stimmen. Es erflärten fidh 
acht Mitglieder für und eben fo viele gegen die Beibehaltung des qu. Satzes. 
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Sandtags- Marſchall: ES liegt bier alfo kein Vorſchlag ber 
Abtheilung vor. 

Abg. Hanfemann: Welchen Antrag macht denn der Herr 
Meferent? 

Sandtags- Marfhall: Es kommt hier nicht auf den Antrag 
des Herrn Referenten, fondern auf den der Abtheilung an. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich trete der Anſicht derjenigen 
Mitglieder der Abtheilung bei, die es nicht für angemeffen erachten, 
ben Grundfag beizubehalten, daß das Wahlgefchäft unter der Leis 
tung der Regierung gefchähe, und ich mache von diefem Standpunkte 
aus den Borfchlag, den erften Sab diefes Paragraphen, welchet 
die Worte enthält: 

„Das Wahlgefchäft wird durch einen Abgeorbneten der Regierung geleitet“, 
wegzuftreichen. Ich enthalte mich einer weiteren Entwidelung ber 
Gründe; fie find im Abtheilungs - Gutachten hinreichend entwidelt, 
fie beruhen auf dem Prinzipe, daß im Allgemeinen die Einmifchung 
der Regierung in allen foldyen Fällen nicht erwünſcht ift. 

Meferent Sperling: Ic, befenne, daß ich noch etwas nachho⸗ 
fen und meine perfönliche Anficht ausfpredhen muß. Ich war ber 
Anficht derer, welche gegen die Faſſung des Paragraphen ftimmten 
und den erftien Sat weggeftrichen wiſſen wollen. 

Sandtags- Marfhall: Der Antrag iſt von 8 Mitgliedern der 
Abtheilung gemacht und von einem Mitglievde in der Verfammlung 
unterftügt worden, ed müſſen fi .alfo noch mehrere Unterftügende 
finden, damit er zur Berathung fomme. 

(Die Unterfügung erfolgt hinreichend.) 

Abg. Graf von Merveldt: Nach meinen Erfahrungen muß 
ich entfchieden die Anſicht ausfprechen, daß ſich doch hin und wieder 
unter den Juden nicht die Männer finden fönnen, denen ed möglich 
wäre, eine ſolche Wahl zu leiten. | 

Abg. ven Ollers: Ich fann dem aus meiner Erfahrung nur 
beiſtimmen, und ich glaube, daß es nothwendig ift, den Paragras 
phen fo ftehen zu Iaflen, wie er im Entwurfe ift, indem dann viele 
Streitigkeiten vermieden werden fünnen. 


Abg. Mõwes: Ich muß mich aud dafür ausfprechen, daß bie 
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Beſticmung des Geſeth⸗ Entwurfs nicht geaͤndert werde. Sch glaube, 
daß wir nicht Alle befähigt ind, über den Gegenſtand ohne Wei⸗ 
teres abzuurtheilen. Es kommt hierbei ſehr auf die Verhaͤltniſſe dee 
einzelnen Juden⸗Gemeinden in den verſchiedenen Provinzen an, 
Wenn ih an das Verhältniß und die Qualification der hieflgen 
Iudenfchaft venfe, fo muß ich allervings befennen, daß bier die 
Leitung der Wahl durdy einen Regierungs- Kommilfar nicht nöthig 
fein wird. Sehe ich aber nad) anderen Provinzen hin, wo ſich 
das Berhältniß der Juden in geiftiger Beziehung nicht überall fo 
berausftellt, fo dürfte es dort vielleicht gewiß nothwendig fein, bie 
Wahl durch einen Kommiſſar leiten zu laflen. 

(Ruf zur Abfliimmung.) 

Abg. Graf von Schwerin: ch erlaube mir, auf die Aeuße⸗ 
rung des Abgeorbneten von Berlin zu bemerfen, daß jeht derjenige 
Theil des Geſetzes berathen wird, der fi) auf die Juden, mit Auss 
ſchließung der von Pofen, bezieht. 

Referent Sperling: Sollte fünftig an irgend einem Orte Dies 
fed Bedürfniß eintreten, fo würde die Regierung fchon felbft einen 
ſolchen Kommiffar beauftragen, zu einer allgemeinen gefeblichen Bes 
ſtimmung finde ich aber nicht die mindeſte Beranlaffung. 

Abg. Graf son Merveldt: Sch wiederhole, daß es im Wuns 
ſche der Juden jelbft liegt, und daß fie ed vermiflen würden, wenn 
man ihnen die Gelegenheit abfchneiden wollte, einen foldyen Kom⸗ 
miſſar die Wahl leiten zu fehen. 

Abg. son Bla: Ich gehöre zu den 8 Stimmen, die dafür 
And, daß eine Einmiſchung der Regierung ftattfinden müfle. Es 
ift von den Gegnern angeführt worven, bei feiner ähnlichen Ber 
bindung von Ehriften finde eine Einmiſchung der Regierung ftatt; 
es handelt fi higr aber von Kirchengemeinden, nicht von bürger; 
lichen Gemeinden, und bei Kirchengemeinnen leitet, fo weit mir bes 
Saunt, dergleichen Verhandlungen der Paſtor. 

(Einige Stimmen: Rein!) 

Allerdings leitet bei den Presbyterien in der Provinz Sachſen 
der Paſtor die diesfaͤlligen Verhandlungen. 

(Mehrere Stimmen durch einander: Nein! Ja!) 
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Was ich gefagt, kann ich von meiner Provinz mit Beſtimmi⸗ 
beit behaupten; wenn in anderen Provinzen der Paſtor die Ber: 
handlungen nicht Teitet, fondern der Patron, fo kann ich dem nicht 
widerfprechen; aber ich glaube dann, daß dieſes im vorliegenden 
Falle ganz gleichgültig. Bei den Synagogen» Gemeinden giebt es 
feinen Paſtor, auch feinen Patron, wer tritt alfo dann ein? bie 
Regierung. 

Eine Stimme: Der Rabbiner. 

Abg. von Meding: Ich glaube, daß auch ſelbſt für bie ges 
bildeten Judenſchaften in größeren Städten, die nad) ihrer geifligen 
Intelligenz wohl im Stande wären, unter fi Perſonen zu finden, 
die dem Wahlgefchäft mit Erfolg vorftehen könnten, es von biefen 
Mdenſchaften felbft gewünſcht werben wird, daß die Wahl durch 
einen Kommifiar der Regierung geleitet werde, und zwar deswegen, 
weil anerfannter- und notorifcyerweife gerade in der jeßigen Zeit in 
den Kultus» Angelegenheiten unter den Juden verfchiedene Parteien 
ftattfinden, die fich unter einander befämpfen und fehr von einander 
‚abweichen. Das iſt namentlih, wie die Herren Deputirten von 
Berlin beftätigen werden, auch bier in Berlin der Fall, und ich 
glaube gerade, daß der hiefigen Jubenfchaft, fo wenig ich ihr vie 
Fähigfeit abſprechen will, einen Kommiffar unter ſich zu ftellen, ein 
wefentlicher Dienft damit geleiftet wird, wenn ein Kommiflar des 
Gouvernements für ihre Wahlen beftellt wird. 

Referent Sperling: Zur Berichtigung bemerfe ih, daß mie 
von mehreren Borftehern der Judenſchaft gerade das Gegentheil ers 
Härt worden ift, daß fie gerade eine Zurädfebung darin finden, was 
eben als von ihnen gewünfcht angegeben wird. 

(Ruf zur Abflimmung.) 

Abg. von Aurıswald: Ich kann mir auf Feine Weiſe denken, 
daß in Körperfchaften, die auf zwedmäßige und angemeffene Weite 
in gehörigem Umfange von den Königlichen Regierungen gebildet 
find, unter einer Klaſſe von Leuten, die, wie die Juden im Allges 
meinen, geſcheidt und praftifch find, nicht ein einziges geeignetes Ins 
dividuum fich finden follte, um eine Wahl zu leiten; follte dies aber 
wirklich in feltenen Fällen eintreten, fo glaube ich, daß die Unan⸗ 


nehmlichkeit, die Schwierigfeit, der Nachtheil, der daraus entfichen 
könnte, in gar feinem Verhaͤltniß fände mit dem nachtheiligen und 
mit Necht nachtheiligen Eindrucke, den eine foldye allgemeine Maß⸗ 
regel machen müßte, die eine ganze Klaſſe von Staatsbürgern in 
ein fo erceptionelled Verhäͤltniß verweil. Wenn von einem Abge⸗ 
ordneten aus Sachſen gefagt wurde, daß der Paftor immer in ben 
Berfammlungen der Kirchenvorfieher den Vorſitz führe, fo glaube 
ich, ift das nur in der Beziehung richtig, als er zugleih Mitglied 
des Kirchenvorftandes, ift, alſo als erfter Kirchenvorſteher und nicht 
in der Eigenfchaft als Geiftlicher, in welcher ihm der geehrte Herr 
gewiflermaßen dad Amt eined Regierungd- Kommiflars für dieſe 
Fälle vindiziren wollte. 
(Zahlreicher Iauter Ruf zur Abſtimmung.) 


Abg. Graf von Saurma: Ich wollte mir erlauben, zu $. 9 
noch den Anhang vorzufchlagen, daß diejenigen Vorftands - Ditglies 
der, welche nach dem Looſe ausgeſchieden find, auch wieder gewählt 
werben bürfen. 

Sandtags- lerfhall: Wir fprechen aber jebt über einen ganz 
anderen Gegenftand, nämlich darüber, ob ein Regierungs-Kommiffar 
der Wahl vorftehen fol. 

Abg. Graf son Schwerin; Ich will nur dem Abgeordneten 
aus der Marf Brandenburg, der zugleidy diefer Provinz vorfteht, 
gegenüber bemerfen, daß er mir für den Paragraphen zu fprechen 
fhien, während er fich dagegen erklärt hat; eben weil inmitten bes 
Judenthums große Meinungs sDVerfchiedenheit herrfcht, weil baffelbe 
ſich in einer Entwidelung befindet, welche die Gegenfähe ſcharf ges 
genüberftellt, darum meine ich, daß es nicht im Interefle der Res 
gierung liegt, Partei zu nehmen, darum wünfche ich, daß fein Kom⸗ 
miſſar der Regierung Theil daran nehme. 

(Bon allen Seiten wird „Abſtimmung“ gerufen.) 


Abg. von der Heydt: Es ift von mehreren Rednern geäußert 
worden, daß der Wunfch der Juden fei, daß ein Regierungs-Koms 
mifjar zur Berathung bei den Synagogen-Bereinen abgeordnet werbe, 
Ich glaube, daß Niemand in diefer Berfammlung das Maubat hat, 
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als Organ der Juden deren Wünſche vorzutragen. Es fcheint mir, 
daß wir uns nur an das Prinzip zu halten haben, von dem der 
Entwurf ausgeht. 

Jandtags Fäurfhel: So wollen wir denn zur Abflimmung 
fommen. Die Frage if die: „Sollen die Worte: „Das Wahl 
gefchäft wird durch einen Abgeordneten ver Regierung geleitet‘, 
wegfallen?” Wer für den Wegfall ift, beliebe aufzuftehen. 

(Dies gefchieht.) 
Mir fcheint der Antrag die Mehrheit nicht zu haben. 
(Mehrere Stimmen: ‚Ia wohl! Sa wohl!” 
Run fo will ich Die Herren Ordner bitten, zu zählen. 
( Sefchieht. ) 
Das Refultat der Abftimmung ift folgendes: 
Für Fa haben fid) erklärt 204, 
für Rein - = : 9213. 
Die Worte bleiben alfo ftehen. 

Abg. Graf son Sanrma: ch trage darauf an, daß dem $. 9 
ein Anhang zugefügt werde, des Inhalts: ,, Die Ausfcheinenden 
find wieder wählbar.‘ 

Sandtags- Kommifer: Ich will hierauf nur bemerken, daß, 
wenn nicht dad Gegentheil im Geſetz angeordnet ift, fich dieſe Be- 
fugniß von ſelbſt verfteht. 

Jandtags -Marſchall: Der Zweifel wird alfo hiernach als er; 
ledigt zu betrachten fein. 

Referent Sperling (lieft): 

„$. 10. 

Die Wahlen ber Vorſteher unterliegen der ®enehmigung der Megierung, 

welche die ganze Wirkjamfeit des Vorſtandes zu beauffichtigen hat und befugt iſt, 
einzelne Mitglieder wegen vorfäßlicher Pflichtwibrigkeit oder wiederholter Dienks 
vernachläfftgungen durch Beſchluß zu entlaſſen.“ 

Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß dieſe Entlaſſung nur nach 
vorgängiger Unterſuchung und unter Vorbehalt des Rekurſes ſtatt⸗ 
finden kann. Daher wird e8 auch wohl fein Bedenken haben, die: 
pet noch ausprüdlich hinzuzufügen. 

Gutachten zu $. 10. 
Du vie Repräfentanten gegen die Synagogen⸗Gemeinde eine Bebentunges 
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solle Stelle einnehmen, indem fie dieſelbe ohne Kückſprache mit ihr in allen, 
aus den wichtigſten Nugelegenheiten, den Vorſtande gegenüber, vertreten, eß 
alfo im Interefle ber Gemeinde Fiegt, daß dazu nur vorwurfäfteie Männer 
gewählt werden, außerdem es aber auch nicht felten vorfommen bürfte, daß 
der Vorſtand in Äußeren Angelegenheiten der Gemeinde, bei denen er die Res 
präfentanten zuziehen muß, die Legitimation derfelben zu führen hätte, fo fand 
die Abtheilung es zwedmäßig, daB deren Wahl der Genehmigung der Megier 
zung ebenfalls unterworfen werbe, und ſchlägt diefelde vor, in der erſten Zeile 
hinter „Vorſteher“ einzufcyalten: „und der Repräfentanten.‘‘ 


Iandisgs- Slasfgal: Der Antrag ver Abtheilung geht dahin 
in der erſten Zeile noch einzufchalten: „und der Repräfentanten.‘ 

Abg. Mswes: Ich erfläre mich gegen den Vorſchlag der Abs 
theilung, daß die Repräfentanten der Genehmigimg der Regierung 
bedürfen. Rad meiner Anficht ift die Stellung und Wirkſamkeit 
der Repräfentanten eine ganz andere, als die der Vorkände Die 
Borfieher find die Beamten der Gemeinde, ihnen liegt die Verwal⸗ 
tung des Gemeinde-Bermögend wie aller inneren und aͤnßeren Ge⸗ 
meinde s Angelegenheiten ob. Sie find der Gemeinde dafür verant⸗ 
wortlich, fie müflen dafür Rechenfchaft geben. Auch werden fie 
nad; dem vorhergehenden Paragraphen nur von ben Repräfentanten 
gewählt, und find, wie gefagt, beauftragt, nicht nur die Angelegen- 
heiten im Innern der Gemeinde zu verwalten, fordern andy nad, 
außen hin die ®emeinde zu vertreten. Um dies mit gehöriger Autos 
rität thun zu lönnen, bebürfen fie, auch felbft der Gemeinde gegen⸗ 
über, wohl der Genehmigung und Beftätigung der Regierung. Ganz 
anders verhätt es fi) mit den Repräfentanten; dieſe find nicht 
* Beamte, fondern nur Vertreter der Gemeinde, fie find die Ders 
tranensmänner, welche gewählt werben, um die Verwaltung ber 
Vorſteher zu überwachen, dieſe durd ihre Befchlüffe zu leiten und 
der Gemeinde von der richtigen und orbnungsmäßigen Verwaltung 
Kenntmiß zu geben. Wenn in dem Gutachten gejagt ift, daß die 
Borftände in Außeren Angelegenheiten auch die Repräfentanten zuzu⸗ 
ziehen und deshalb fle ihre Legitimationen zu führen hätten, fo fcheint 
mir der $. 11 des Gefehentwurfs dem entgegenzuftehen, indem bie 
Wirkſamkeit der Vorſteher ausdrücklich darauf gerichtet it, daß viefe 
allein nur die Befchlüffe der Repräfentanten zur Ausführung zu 
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bringen haben, allein auch die Gemeinde nach außen hin und gegen 
dritte vertreten ſollen. Aus dieſem Grunde erklaͤre ich mich gegen 
den Vorſchlag und würde die Repraͤſentanten nicht der Genehmigung 
der Regierung unterwerfen, felbft auch um deswillen nicht, um ihre 
Stellung ald eine ganz unabhängige beftchen zu lafien. In Bezie⸗ 
bung auf den legten Abfah des 8. 10, daß die Regierung audy bes 
fügt fei, einzelne Mitglieder des Vorſtandes wegen vorfäßlicher 
Dflichtwidrigfeiten oder wiederholter Dienftvernachläffigungen zu ent- 
laſſen, bemerfe ich, daß die Faſſung diefer Stelle leicht die Deutung 
zulaſſen Eönnte, daß die Regierung ohne Weiteres die Vorſteher ent- 
Iafien dürfte. Ich glaube nicht, daß es Die Abficht der Regierung 
gewefen ift, auf diefe Weife zu Werfe zu gehen, und daß fie die⸗ 
felben nicht eher entlaflen fann, als bis fie fidy über die Richtigfeit 
der den Borftehern gemachten Befchuldigungen vergewiflert bat, Um 
diefe Mißdeutung zu befeitigen, erlaube ich mir vorzufchlagen, daß 
hinzugefügt werde, „nach vorangegangener Ermittelung der Ber 
hältnifie “. 

Dann bezieht ſich ein anderer Antrag meinerfeitd darauf, daß 
es zwedmäßig fein wird, die Vorſteher nicht zu entlaffen, ohne die 
Repräfentanten noch wenigftend gutachtlih zu hören, um auf dieſe 
Weife die Repräfentanten, welche ihrerfeits die Vorſteher wählen 
follen, in ihren Rechten nicht zu fränfen. Es können Mißverhäli⸗ 
niffe entitehen, wenn die Regierung ohne Weiteres einen Borfteher 
entläßt, ohne die Repräfentanten gehört zu haben, während die Re 
präfentanten immer diejenigen fein werben, weldye am beften beurs 
theilen fönnen, ob die vorgebrachten Beichuldigungen Grund haben 
oder nicht. Aus diefen Gründen würde ich das Amendement dahin 
zuſammenfaſſen: 

„daß die Regierung nur erſt nach vorangegangener Ermittelung ber Verhaͤlt⸗ 
niſſe und gutachtlichen Anhoͤrung der Repraͤſentanten eiuen Vorſteher zu ent⸗ 
laſſen befugt ſei“. 

Sandtage- Marſchall: Es fragt ſich, ob der Vorſchlag Unter⸗ 
ftügung findet. 
Fu (Es erheben fid) mehr als 24 Mitglieder.) 
dau 
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Kg. Zittrich: Was der geehrle Redner vor mir in Beziehung 
auf die Repräfentanien geſagt hat, unterftüge ich. Es findet hier 
zwiſchen ven Borftänden und den Repräfentanten daffelbe Berbält- 
sis fait, wie zwiſchen dem Magiftrat und den Stabtverorbneten, 
alſo bedürfen tie Bepräfentanten ber Beftätiguug der  Regiswung 
nicht. In Beziehung auf das, was der geehrte Redner vor mir im 
Betreff des Schluffages gefagt hat, glanbe sch, verfieht es ſich von 
ſeibſt, daß ohne vorangegangene Umerſuchumg die Entlaſſung nicht 
ſtattüͤnden fann. 

Abg. Senf von Adeirin: wurde nach den Grunbfägen, 
weiche ich mir vorhin bereits zu. entwicheln erlaubt habe, der Mei⸗ 
sung fein nüflen, Daß der ganze 8. 10 zu ſtreichen fein wuͤrde; ich 
glanbe aber, daß, nachdem wir die 88. 2 und 3 angenommen ba- 
ben, wonach dem Stant das Recht vorbehalten if, zwangsweiſe 
folshe Genoſſenſchaften zu ordnen, wir ihm auch das. Recht der Bes 
Rätigung der gervählten Vorſtände nicht werben ftreitig machen koͤn⸗ 
wen, und ich werbe daher .für den erfien Sab dieſes Paragrüuphen 
fein. Dagegen fcheint mie für den letzten Sat durchaus feine Bau 
anlaffung vorzullegen, nnd wenn die verehrten Mitglieder, welche 
vor mir gefprochen, namentlich der Herr Referent, der Meinung 
geweien find, ver Sag, die Dienftentlafiung durch Beſchluß fef- 
zuſehen, hieße daſſelbe, als nad) vorangegaugener Unterſuchung, fo 
glaube ich eben das nicht. Wenn die Feitfehung der Entlaffung 
durch Beſchluß der Regierung einen Sinn hat, dann kann fte feinen 
auderen haben, als daß in Beziehung auf die Entlaſſung der. Bor- 
Bände der Judenſchaft ein anderes Berfahren maßgebend fein fol, 
als das, was überhaupt file die Entlaffung der Beamten maßgebend 
geweſen iß, .d. h. die adminiſtrative Unterfuchung. Ich glaube, wenn 
wir die 86: 2 und 3 annehmen, wonach dieſe Korporationen unter 
Der Kontrole des Staats gebildete Korporationen find, wenn wir 
dem Staat oder der Regierung das Recht vorbehalten, die Anftel- 
lung zu genehmigen, dann werden auch die Vorftände in Beziehung 
auf. die Entlaffung in.keiner Weife anders zu behandeln fein, wie 
die übrigen Staatsheamten, d. h. fie können nur im Wege. den: ge- 
gen ſie eingaleiteten. adminiſtratzven Unterfuchung, kleinesweges ‚aber 
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durch einfachen Beſchluß der Regirrung des Dienfies entlaflen wer: 
ben, und ich wäre dann der Meinung, dieſen ganzen leben Say zu 
ſtreichen und nar die Genehmigung der Regierung beizubehalten. 

Abg. Aldenheven: Aus benfelben Gründen, ans weichen ber 
Medner bie Beibehaltung des Paragraphen beanfpeucht, erikäre ich 
mich file den Strich deſſelben. Gerade weil Die Regierung die 
Baht leitet, ſcheinen mir die Gründe nicht mehr obzumalten, dauß 
mn wo Die Borflände mid Repräfentanten genehmigt werden. 
Ich beanſpruche für die jüdiſche Gemeinde, die wir wem doch. cumal 
is Synagogen für rein :Birchlhe Berhätiniffe bilden wollen, eine 
Autonomie. Ich wohne in ber. Rhsinpreuin;, bort beftchen bathe⸗ 
liſche Kirchen⸗Vorſtuͤnde, weldye mit der Staatö«Regienung in gar 
beiner Eommemication ſtehen. In der. voten Autonomie ftchen ſie 
ha, ſobald fie nicht von der weltlichen Behörbe Geld⸗Beihutfe ver⸗ 
Inkgen, und wenn bie juͤdiſchen Gemeinden nicht welilicher Beihuͤlfe 
bebiüirfen, fo mäfiten fie ebenfalls gang im ihrem autenomiſchen Necht 
daſtehen. Darnum erklaͤre ich mich für den Strich des ganzen * 
vagtaphen. 

ſaudtage - Marſchall: Wir haben über ben Paragraphen fir 
verſchiedene Amendements. Das erſte geht dahin, benfelben. ganz 
zu ſtreichen ein anderes dahin, nur den erften Satz ſtehen zu Iaflen, 
der ba beißt „Die Wahlen der Vorflinde unterliegen der Geuch⸗ 
‚wigumg der Regierung; das dritte ſchlaͤgt eine Einkhaltung ver 
Horte: „Nach vorangegamgener Ermittelung der Verhältniſſe und 
gutachtlicher Anhoͤrnng der Repraͤſentanten“ vor. Der Antrag ber 
Abtheilung iR darauf gerichtet, der. Repruͤſentanten bier mit zu er⸗ 
wähnen, jo daß die Wahl derſelben der Beſtäügung der. Regierung 
anch unterliegen folle. Zuerſt wird man wohl wiſſen wüflen, ob 
der ganze Paragraph wegfallen foll, weil ed das am weiteſten ge- 
hende. Amenbement. ift. Diejenigen, welche ben. genen Paragraphen 
geſtrichen wiffen wollen, bitte ich aufzuſtehen. 
(E8 hat feine Matorität erlangt.) 

. Der yweite Antrag geht dahin, ven zweiten Sab des Para⸗ 

graphen au ſtreichen, fo daß nur die Werte ſtehen blisben:. „Die 
Wahlen der Vorſtaͤnde unterliegen ber Genchmigung der Regierung.” 





Sandtags- Asmmifer: Wenn einmal die Regierung die Wahl 
genehmigen fol, fo muß fle auch dad Recht der Entlaſfſung haben. 
Wenn bemerft wurde, daß der eine Entlaffung feftfegende Beſchluß 
fein willfürlicher fein dürfe, ſondern fih auf eine vorangegangene 
Unierfuchung gründen müfle, fo ift dies vollfommen richtig; es hat 
aber auch die Faſſung des Paragraphen feinen andern Sinn haben 
follen. Wenn nun der geehrte Redner, der den lebten Sab des 
Baragraphen zu freien vorgefchlagen hat, deſſen Wegfall wünfcht, 
weil er ſich von felbft verftehe, jo muß ich Doch zur Befeitigung der 
Zweifel auf die Beibehaltung autragen, während es unbedenklich ift, 
Die Worte: „mach verangegangener Unterfuchung” einzuſchalten 
ober vie Deftimmung zuzuſehen, daß die Vorſteher in ähnlicher 
Beife, wie andere Kommunal⸗Beamte, entlaflen werben koͤnnen. 

Ang. Graf Schwerin: Ich habe gefagt, es verftche fi, was 
der Paragraph) wollte, von felbft, unter der Vorausſetzung, daß nicht 
Der Beſchluß ver Regierung etwas Anderes heißen Sollte, als nad) 
voerangegangener Umterfuchung. Inſofern dies nicht Darunter ver- 
ftanden fein folkte und die Einfchaltung, wie fie der Herr Regie⸗ 
rungd-Rommiffar vorgefchlagen hat, gemacht wird, fo farin ich mein 
Amendement zurüdnehmen. 

Sandtags- Marfgal: Die Sache if alſo damit als erledigt 
anzufehen, daß ber zweite Sa des Paragraphen fiehen bliebe mit 
der Binkhaltung, die der Herr Regierungd « Kommiſſar ſelbſt hice⸗ 
zufügen vorgeſchlagen hat. 

Referent Sperling: Das geht noch über die Wanſche eines 
Jeden, der ein Amendement hier geftellt hat, hinaus, und ich bin 
gam Damit einverſtanden. 

audtage ·Marſchall: Dann feüge es fi, ob das Wort „Re⸗ 
präfentanten” in ven zweiten Satz mit eingeſchaltet werben ſoll. 
Dies ift ein Vorſchlag der Abtheilung, ih muß alfo darüber ab⸗ 
ſtimmen laſſen und bitte, daß biejenigen, welche für die Einfchaltung 
des Wortes „Repräfentanten” in dem erſten Sage and, bie Güte 
haben aufzuftehen. 

Er ſt niht angenommen. 
Referent Sperling. lieſſt den 5. 11 bes Gefe-Entune 008,2 
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„ll. 
‚De 8 Borland hat die _gemeinfamen Augelegenheiten ber Iadenſchatt u lei⸗ 
ten und die Beſchlüſſe der Repräſentanten zur Ausführung zu bringen. Er 
vertritt die Judenſchaft gegen dritte Perſonen, insbeſondere in allen Rechtsge⸗ 
ſchäften, fie mögen die Erwerbung von Rechten oder die Eingehung von Ver⸗ 

- binblicpkeiten' betreffen. Das Verhältniß der Borfieher und Mepräfentanten ges 

.. gen einander und gegen Die Judenſchaft ift, fo fange und fo weit nicht das 
Statut ($. 13) ein Anderes feſtſegt, nad den Beſtimmungen der revidirten 
Städte-Orbnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des Mas 
giftrats und der Stabtverorbneten zu beurtheilen.‘ 

Das Gutachten dazu lautet: 
8. 11. 

::. Die revidirte Stäbte-Orbuung vom 17. März 1831 gilt zur Zeit nur in eur 
verhaͤltnißmaͤßig geringen Zahl von Städten ver preußiſchen Monarchie. Gie 
da, wo fie nicht gilt, in Beziehung auf die Verhältuifle der Juden einzufüß« 
ren, ſcheint nicht nothwenbig zu fein. Es würde, wo ſolches geſchaͤhe, die 
Zahl der ſchon beflebenden Gefeßbücher und Belekfammlungen dem allgemeis 
nen Interefle zumider verntehrt werden und ben Wünfchen der Städte, welche 

ſich der Staädte-Ordnung vom 19. November 1808 erfreuen, geradezu entgegen 

‚fein. Die Abtgeilung hat nichts dagegen zu erinnern, daß die Beziehnugen 

des Borkandes zu den Mepräfentauten und der Lepteren zur Synagogen: Cigs 
meinde nach den bezogenen Befimmungen ber revidirten Städte-Ordnung nor 
mirt werden, fchlägt aber vor, diefe Beflimmungen einfach in dieſes Geſetz 
aufzunehmen, fo daß das Statut nur noch über folche Begenftände ſich verbreis 
ten dürfte, über welche in dieſem Geſetze Binweggegangen wäre, : 

Sandtags- Marfhall: Findet fi) dagegen etwas zu erinnern? 
Wo nicht, fo fann ich annehmen, daß der Vorfchlag der Abtheilang 
angenommen wird. 
Referent Sperling (lieſt): 
„8. 12. 
Ueber die Verwaltung des Vermögens der Hubenfihaften ficht den Renie- 
rungen das Merht der Ober, Mufficht in demſelben Maße. zu, wie nach der res 
vidirten Städte⸗Ordnung vom 17. März 1831 über bie Bermögenss Bermals 
tung der Staatsgemeinden.“ 
Gutachten zu $. 12. 
Hier gilt das bei dem unmittelbar vorhergehenden Paragraphen Befagte, 
und würde die Bezugnahme auf die revibirte Städte⸗ ‚Debmang ebenfalld m 
vermeiden fein. 
Saudtags- Marfhall: Aus dem vorigen Beſchluffe würde wohl 
folgen, daß auch hier der Abtheilung beigetreten wird. 
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Referent Sperling (lief wor): 

„8. 13. ' 

Ueber vie Wahl des Vorſitzenden in dem Borftande und des Vorfichere 
der RepräfentantensBerfantminng, fo wie üßer deren Befugniffe, ferner über vie 
Zahl der ‚Mitglieber des Borflandes und der Mepräfentanten s Berfommiang, 
der Stelivertreter derfelben, fo wie darüber, ob vie Wahl in den Borſtand auf 
fadiſche Einwohner der zum Mittelpunkt ver Iupenfchaft beſtimmten Stadt bes 
fchränft bleiben, und welche Reiſekoſten⸗Entſchädigung im anderen Falle den 
Gewaͤhlten gewährt werden fol, endlich über das Verbliltnig der Vorſteher 
und Repräfentanten gegen einander und gegen die Iudenfchaft find die erfor« 
derlichen Beimmungen in ein befonderes, der Veftätigung, des Obers Bräfidens 
ten unterliegendes Statut aufzunehmen. 

Die erſte Wahl des Borftandes und der Repräfentanten erfolgt nach Bors 
feheift der Regierungen. Diefe haben andy nach ftattgefundener Wahl wegen 
Abfeffung der Statuten binnen einer feftzufeßenden Frift das Erforderliche an⸗ 
zuordnen, Sofern vie Abfaflung innerhalb der geiepten Friſt nicht erfolgt, iſt 
von ben Regierungen über die dem Statute vorbehaltenen Beflimmungen ein 
die Iudenfchaft bindendes Reglement zu erlaſſen.“ 

Butachten des $. 13. 

Es fehlt an einer ausbrüdlichen Beſtimmung darüber, wer über das Sta; 
tut zu berathen hat.’ Des ganzen Gemeinde kam foldyes füglich nicht über: 
laffen werben, da fie dazu wegen der großen Zahl und zum Theil mangelhaf: 
ten Qualification ihrer Mitglieder nicht geeignet erfcheint. Die Abtheilung 
Halt es für zwedimäßig, daß Die Berathung des Statuts durch den Vorſtand 
und bie Mepräfentanten gemeinfchaftlich erfolge. 

Aaudtags ·Marſchall· Findet man dagegen etwas zu erinnern? 
Es wird nichts erinnert, und wird alfo der Paragraph als anges 
nommen. zu betrachten fein 

Referent Sperling (lieft vor): 

6,. 14. 

Der Borfland iſt das Organ, durch welches Antraͤge ober Beichwerben 
der Indenſchaft an die Staatsbehörbe gelangen. Er Hat über alle bie Inden 
betreffenden Angelegenheiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder den 
Staatds and: RonımunalsBehörden auf Erfarvern pfligtmäßig uub unter eigen 
ner Berautwortkichdeit Analnuft zu ertheilen.“ 

Gutachten des $. 14. 
. De Sinn der Worte „und über einzelne au. ihr gehörige Mitglieder" iſt 
nicht ganz Mar. Es konnten dieſe Worte auf ein gewiſſermaßen polizeiamtli⸗ 
ches Verhaͤltniß des Vorßandes zu den einzelnen Gemeinde⸗Mitgliedern gedeu⸗ 
‚Mt werben. Win ſolches liogt aber außer feiner Beſtimmung. Wenn Behoͤr⸗ 
‚rn ben Vorſtand der Synagogen: Gemeinde zu einge Auskunft über einzelne 





Mitgliener anfforbern, fo kaun ſolche, ver Ratur der Guche nach und Aanlic, 

wie e8 bei den Presbyterien der chriſtlichen Kirchen der Ball iſt, une Bezie⸗ 

- Yangen bes Binzelnen zur Gemeinde betrefien, und viefe int zugleich Angele⸗ 
genheiten ver Gemeinde ſelbſt. Wenn alſo ſchon außerbem angeorbnet worken, 
daß der Vorſtand über alle die Indenſchaft ( Synagogens@emeinde) betteffen⸗ 
- ben Augebsgenheiten den Staato⸗ und Kommunal: Behirden. auf Brforkers pflicht⸗ 

mäßige Ausfnuft zu ertheilen habe, fo erſcheint ſolches der Ahihelung genüs 

- gend, und fimmt fie bafür, die Cingangs gedachten Worte zu ſtreichen 

Snsbiage- Pünıfäek: Es wird auch hierin Einverſtaͤndniß 
herrſchen. 

Wir kommen nun zu einem Gegenſtande, über den eine längere 
Berathung nothwendig werben könnte. Sch fehließe alfo die heutige 
Sigung und bitte, fich morgen 10 Uhr hier wieder verfammeln zu 
wollen. 


(Schuß der Sisung nah 4 Uhr.) 





SerrensRurie, 


Inhalt; 

Nuchtraͤgliches zu der in der legten Gigung erhobenen Reclamation; Fortſehung 
der Verhandlungen über die Allerhoͤchſte Propofitien in Betreff der. Berkält: 
niſſe ber Juden; Beratinng der einzelnen Paragraphen des beizeffenten 
Befch : Entwurfs. 


"Die Sigung beginnt um 12%, Uhr unter dem Borfip des 
Marſchalls Fürften zu Solms. 
Das Protokoll der vorigen Sigung wird verlefen und ges 
nehmigt. | | 
Aandtags ⸗Marſchall; Ich habe zuerft ber Berfammlung Mit⸗ 
theilung eines Schreibens des Herrn Landtags⸗Kommiſſars zu mas 
chen, welches an mid) gerichtet iſt und folgendermaßen lautet: 
„Da die Kurie der drei Stände in der Sihung vom Öten d. M. beſchloſ⸗ 
ſen hat, eine Bitte an des Koͤnigs Majeſtaͤt vahin zu richten, bag in Crwar⸗ 
tung der Wiebdervereinigung des Vereinigien Landtages innerhald eines vier⸗ 
Jaͤhtigen Zeitraumes die Wahlen der Verkinigten Uusfchiffe und der Deputa⸗ 
tion firr das Staatsſchulbenwefen einſtweilen erlaſſen werden mögen, fo Wirb 
"auch die Wahl ver Ichteren fo lange ausgeſetzt bleiben niäffen, Bis Ach: Jer⸗ 
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anegmullt/ Set, oh bie Kerzen Ayrie ‚jener Bitte. ſich auſchliefen, mumimaliter 
bie des Könige Majeſtaͤt darüber entichieben haben wird. . 
Dei dem nahe heyorſtehenden Schluſſe des Bereiyigten Landtages wird 
aber die demſelhen vach 6. 8 her erſten Verordaugg vom 9, Februar d. J. 
. obliagende Abnahme der Rechnung der Haupt⸗Verwaltung dar Staqtoſchulbden 
welcht ich unter dem 26. v. M. mitzutheilen bie Ehre hatte, wicht füglich 
länger ausgeſetzt werben können, weshalb ich ergebenſt anpeimfglie, für dieſes⸗ 
mal die fragliche Rechnung ohne bie vorbereitende Prüfung der Landesſchul⸗ 
den⸗Deputation nach Vorſchrift des $. 37 der Geſchaͤfts⸗Ordnung zunaͤchſt 
an die Abtheilungen unb deamãchs an das Plenum der. beiden Kurien gefäls 
Hof ‚gelangen zu laflen. 
Berlin, den. Ih Juni 1847. . 
von Bodelſchwingh.“ 

Demgemäß werden alfo die erwähnten Rechnungen einer Ab- 
theilung und, zwar ber zweiten, zur Berichterſtattung an die Ver⸗ 
ſammlung übertviefen iverben. 

Wir kommen nun zur Fortfegung der geftern abgebrodyeuen 
Derathung. Ich bittte ben. Grafen von Itzenplitz, den Bericht 
weiter zu erftatten. 

Graf son Itzenplitz: Die Berathung war geftern bis zu 6. 14 
vorgerüdt. 

Der $. 14 des Geſetz-Vorſchlags Tautet: 

„S 14 
Der Borftand if das Organ, durch welches Anträge ober Befchwerben 
der Judenſchaft an die Stantsbehörbe gelangen. Er hat über alle die Juden⸗ 
ſchaft betreffeüden Uingelegenheiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitglie 
der den Staeto⸗ und Rymmuunis Behörben anf Grfarbern plichtmaͤßig und 
water eigener Verautworilichkeit Auskunft zu ertheilen.“ 
Das Gutachten lautet: | | 
Der Juhalt des $. 14 bat, fobald der Befehe Entwurf befanut geworben, 
bei den Juden viele Bedenken erregt und erhebliche Mißſtimmung heruerges 
rufen. — Man fürchtet, daß durch biefen Paragraphen den Worfiehern bes 
Beriins auch eine bürgerlichspolitifche Aufficht über feine Witglieber aufgebler 
Net werden falle und fje dederch verpflichtet werden mischen, eine Met Palizei, 
. vieleicht fogar eine ‚geheime, zu üben, um üher Zeheg Aysinuft gehen zu 
können. — Daß jede Korporation über Angelegenheiten ihres Geichäftss Bes 
reichs der vorgeſetzten Regierung Auskunft zu geben hat, beruht bereits im 
der allgemeinen Befepgebung. Dies Yier noch befonders zu wieberholen, er⸗ 
ſcheiut vieleicht nutzlich da dad Inſtikut ver Synagegen⸗Vereine «in acues 
in. Darum aber der Vorſtand über alle die Zudenſchaft betreffenden Angel⸗ 
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: genheften und fogar uber einzelne zu Ihe gehörige Mitglieder wir: wüter eige⸗ 
ner Berautwortung Auskunft geben fol, iſt faum abzufehen, und «6 Tann 
ſchwerlich in Abrede geftellt werben, daß vie Faſſung dieſes Paragraphen zum 

- den Beforgniffen, bie er herborrief, Beranlaſſung gegeben hat. 

Die Abkheilaug fehlägt daher vor, den. ganzen zweiten Eat des 9. 14 

wegjzulaſſen. Sollte vied aber nicht: beliebt werten, fo würden wenigfiene bie 
Worte des zweiten Sates: 
„und über einzelne zu ihr gehörige Ritglieber", 
und ferner: 
nn „pflichtmaͤßig und unter eigener Verantwortlichkeit“, 
wegbleiben Tönuen, indem jene in ber That bedenklichen JIuhakts und biefe 
überflüffig erfcheinen; denn bie Tflichtmäßigfeit verficht ſich bei jeder amtlichen 
Aeußerung von felbft. 

Der Haupt» Antrag geht alfo dahin, dem ganzen zweiten Saß 

des Paragraphen wegzulaffen; demgemäß würbe $. 14 fo lanten: 
„Der Vorſtand if das Drgan, durch welches Antraͤge oder Beſchwerden 
bes Synagogen-Vereins an die Staats-Behoͤrde gelangen.” 

Staats: Minifter Eichhorn: Dieſer Paragrap hat, wie id 
bemerfe, ein großes Mißverſtaͤndniß erfahren. Zuerſt habe ich aus 
dem Gutachten der verehrlicdyen Abtheilung erſehen, daß Furcht und 
Beſorgniß unter den Juden entſtanden, es ſei die Abſicht, mittelſt 
dieſes Paragraphen eine Polizei, ja vielleicht gar eine heheim⸗ Po⸗ 
lizei einzurichten. Man muß ſich billig wundern, wie bei den Ju⸗ 
den, die doch auch preußifche Staatsbürger find, ein folches Miß⸗ 
trauen hat entſtehen koͤnnen. Kennen fie fo wenig bie Geſinnung 
aud ihres Königs und Heren, um argwöhnen zu können, daß Seine 
Majeftät den Miniftern erlauben würde, Ihm ein Geſetz vorzufegen, 
welches dieſe Abficht und Tendenz hätte? Im Gegentheil hat ges 
rade der Paragraph eine wohlthätige Abdficht für die Juden. Wenn 
darin gefagt wird, der Borftand folle Auskunft geben auch über 
einzelne Berfonen, fo liegt die Abfiht fern, von Seiten ber 
Staatsbehörde nad Konvenienzen Erkundigungen über das -Be- 
nehmen und die Gefinnung biefer Einzelnen einzuziehen. Für Die 
Staatsbehörde um eines foldhen Zwecks willen iſt der 8. 14 
nicht vorgefchlagen, ſondern im Intereffe der Juden ſelbſt. Es follte 
ihnen nämlich ein Mittel gegeben werben, wenn ihnen baran- liegt, 
für Geſchaͤfte, die fie zu betreiben haben, ober bei Gelegenheit einer 


Anſtellung, die ſte wünfdyen, fidh eine Bürgſchaft zu verſchaffen, ein 
Zengniß zu erwerben, wodurch fie ſich darüber legitimiren konnen, 
daß ſie wirklich Maͤnner der Art ſind, um ihnen das Vertrauen 
gerade: für das Geſchäft, für dieſe Auſtellung zu ſcheuken. Es wird 
nad) dem Paragraphen dieſe Legitimation in die Hände eines Ber 
fiuhdes gelegt, ven fle ſelbſt wählen. Wie würde die Stantsbehörbe 
auf den Einfall kommen, wenn fie die Abſicht hätte, eine Polizei 
und vollends eine geheinte Polizei Aber die Juden auszuüben, einen 
Vorſtand zu benugen, welcher von den Juden felbjt gewählt. ift? 
Es fcheint mir, wenn man den Paragraphen im Zufammenhange 
anffaßt, daß eine ſolche Furcht ganz widerfinnig if. Mag die Faſ⸗ 
fung des Paragraphen, wenn man einmal mißtrauifch iſt, eine ans 
dere Deutung zulafien, die Beſtimmung hat aber, wie ich wiebers 
hole, nur den Zwed, den Juden ein Organ der Bürgfchaft zu vers 
ſchaffen. Wäre dieſe Abficht nicht geweſen, jo würde der Paragraph 
weſentlich überfiäfitg fein, und man könnte fi damit vollfommen 
einverflanden erflären, ihn lieber ganz wegzulaflen. Id ftelle ver 
hoben Berfummlung anheim, ob fie nad dieſer Erklärung es für 
nötbig Hält, daß der zweite Sad des Paragraphen ganz mwegbleibe, 
oder daß eine Faſſung gewaͤhlt werbe, welche die wahre Abficht ver 
Regierung beftimniter ausfpricht. 

son Kreſigk: Ich würde mir erlauben, wenn eine andere 
Baffung beliebt werben follte, folgenden Borkhlag zu machen. Hier 
iM gefagt: „Der Vorſtand iſt das Organ, durch welches Anträge 
over Beſchwerden der Judenſchaft an die Staatsbehoͤrde gelangen. 
Ich würde fagen: „Der Vorſtand Mt das Organ mwiſchen ver 
Staatsbehörde und dem Synagogen-Verein.“ 

Referent Graf von Itzenplitz: Dies dürfte im We ſentlichen 
mit dem eventuellen Vorfchlage der Abtheilung übereinſtimmen; ich 
erinnere daran, daß der prinzipale Vorſchlag der Abtheilung dahin 
geht, den zweiten Satz wegzulaſſen, wonach der Paragraph lauten 
würde: „Der Vorſtand iſt dad Organ, durch welches Anträge 
oder Beſchwerden des Synagogen⸗Vereins an die Staatsbehörbe 
gelangen.‘ 

Der eventuelle Antrag würde dahin geben, baß ber, erſte Sas 
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bieibe, wode ce vorgelefen, der zweite aber fo: lauten würde: „As 
hat über alle denſelben betreffenden Angelegenheiten den sr: 
und Rommunal-Behörden Auskunft zu ertheilen.”. 

- + a diefem gweiten Sache würbe wohl: pas legen, was der ver⸗ 
ehrte Redner zu meiner Linfen berührt bat. 

Graf von Yurghaus: Es will mir frheinen, als wenn bei’ vier 
ſem Borfchlage des Gutachtens die Abtheilung das Prinzip einiger 
maßen aufgegeben habe, welches in bem ganzen Geſetzvorſchlage 
voranf geftellt if, daß nämlich Die Synagogen⸗Vereine fih nur ut 
lirchlichen und Schul-Angelegenheiten zu befchäftigen haben. Durch 
das, was ber Herr Referent eben jest vorgeichlagen hat, nähen 
wir und dem einmal aufgeftellten Grundſatz wieder mehr. “Derfelbe 
proponirt, zu fagen, daß die Vorſtände der Synagogen-Vereine über 
alle ven Berein betreffenden Angelegenheiten Auskunft extheilen 
follen; wenn Died hineinfemmt, würde ich mich damit einverſtanden 
artlären Tonnen. Wenn ber Paſſus aber fo allgemein fliehen bleibt, 
wie er urfprünglich proponirt tft, fo ſcheint ben Juden baburd 
mehr gegeben zu werden, nid vie chriftlichen Bewohner des Staates 
haben. Wir Haben feine befonderen Behörden, die von Staats 
wegen eingelegt find, um alle unfere Anträge und Befchwerben bem 
Staate vorzutragen, und ich fehe nicht ein, warum bie Iuden mehr 
verlangen follten. Ä 

Meferent Graf ven Itzenylitz: Der Geſehentwurf hat es im 
Mögemeinen fo gemeint, wie der geehrte Redner, und wenn ich Ger 
fügt habe „Synagogen-Berein‘, fo. ift Died blos die Menperung, die 
wir geſtern beſchloſſen haben, mämlih: daß überall, we in wm 
Geſetz Judenſchaft fteht, Synagogen⸗Perein geſetzt werde, womit «6 
ſchaͤrfer deſtnirt wird, daß dieſe Vereine fih nur auf lirchliche und 
Schulangelegenheiten begiehen. Wenn es intereflant fein. follte, bie 
Motive zu diefem Baragraphen zu hörten, fo will ich ſie aus ” 
Denkſchrift vorlefen: 

„Zu $. 14. Es hat den Inden feither dem Staate gegenüber an einem 
Drgane gefehlt, duch welches fie ihre Intereſſen geltend 3u machen vers 
mochten, an welches die Behörben fich wenden Fonnten, um über allgemeine 
Angelegenheiten und einzelne Perſonen Auskunft zu ertheifen. Hierzu' wirb 
kanftig ber Vorſtand der Judenſchaften beſtimmt fein. Ihm ſoll Die Pflicht 
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obctegen, über AN Wegenflänbe, ke mögen die Srfanleil ober einzelne Bits 
Glieder der Judenſchaft betreffen, ven Behoͤrden bie erforberliche Austunft umer 
eigener Derantwortlicyleit zu ertheilen. Dies und die Befugniß, durch Anträge 
und im Wege der Beichwerbe die Interefien der Juden bei den Behörden zu 
vertreten, wird dem Borftande das gebührende Anfehen ſichern.“ 


Graf von Pyhen: Ich) verzichte auf das Wort, denn ich wollte 
nur das erwähnen, was das verehrte Mitglied aus Schlefien bes 
reits gefags hat. Es wird fi rein um vie Gültigfeit des Geſetzes 
handeln und nicht um etwas Politisches, und ba fcheint mir, daß 
der ganze Paragraph wegfallen Fann. 

von Mafenbah: Ic möchte mir die Frage erlauben, ob in 
dem 6. 14 gemeint: ift, daß die Erklärung, ob ein Jude im Groß« 
herzogthum Poſen naturalifirt: werden Eönne, auch von dem Vor⸗ 
ſtande abgegeben werden kann. Bis jebt lag ed in den Händen der 
Polizei-Behörden, und ich habe erfahren, daß bei den unteren Pos 
ligei-Behörden manchmal Menfchlichfeiten vorgefommen find, wodurch 
einer naturaliſtrt worden, der es nicht verdient ımb ein anderer zus 
rüdgewiefen ift, der die allgemeine Achtung ſich erworben batte. Ich 
glaube, daß dem Staate gegenüber eine größere Sicherheit gewährt 
würde, wenn der Vorftand zwar nicht entſcheide, aber bei ihm Nach— 
frage gehalten werden möchte, flatt die Beantwortung der Naturas 
liſations⸗Fragen allein in den Händen ber unteren PolhelsBehörben 
zu belaflen. 

Staats-Minifter Eichhorn: Es ift dies alerdings ‚die Abſicht, 
nomentlich traut man dem Vorſtande bie Faͤhigkeit zu, die game 
Stellung des Individuums am befien zu benriheilen. Es wird ‚ges 
wiß ohne beſondere Motive nichts Nachtheiliges von dem jübifchen 
Borftande gegen ein jüdiſches Individuum vorgebradht werben, 
und umgefehrt darf der Staat erwarten, daß er nicht getäufcht werbe, ' 
daß man einem Uswürbigen fein vortheilhaftes Zeugniß gebe, dar 
anf bezieht fi) der Ausdruck: „Berantwortlichfeit. 

Sandtags- Marfhall: Wenn weiter feine Bemerkung erfolgt, 
fo fommen wir zur Abftimmung. Die Frage ift gerichtet auf den 
Borichlag der Abtheilung, der dahin geht, daß der zweite Sap bes 
d. 14 gang wegialle, und bieienigen Mitglieder, weiche biefem An⸗ 





trage ber Abtheilung beikimmen, wornen dies pundı Aufſtehen zu 
ertennen geben. . 
Der Antrag ift angenommen. Wir fommen zum $. 18. 
Referent Graf von Itzenplitz 
(Lieft $. 15 des Gefeh- Entwurfs vor, bedgleichen die darauf 


bezügliche Stelle des Abtheilungs: Gutachtens.) 
„F. 15. 

„Wenn In einer Stadt, in welcher eine der beiten Stäple-Orbuungen gilt, 
ſich fo viele wahlberechtigte Bürger jübifchen Glaubens befikten, daß Fe mins 
deſtens diejenige Zahl der ſtaͤdtiſchen mahlberechtigten Bürgerſchaft erreichen, 
welche eine Theilung der Geſammtzahl der letzteren durch vie Zahl der Stadts 
derorbneten ergiebt, fo kann auf den Grund einer zwiſchen ven fläbtffgen Bes 
hörden und. dem Vorſtandeder Judenſchaft unter Zuſtimmung bes Mepräfentantek 
ſtattſindenden Binigung den jüdiſchen wahlberechtigten Bürgern geftattet werden, 
einen vder wach dem angegebenen PVerhältniffe auch mehrere Verordnete nebſt 
Stelvertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
fammlung in allen, nicht das chriſtliche Kirchens Schulweſen betreffenden Angeles 
genheiten Sik und Stimme Gaben; dagegen fchelden aldbann bie Juben bei ven 
Wahlen der übrigen Stadtverordneten, deren Zahl ſich nach Maßgabe der eins 
txetenden jüdifchen Verordneten vermindert, als Wähler und Wahl⸗Kandida⸗ 
fen aus. 

Das Ergebniß einer ſolchen Vereinbarung unterliegt der Beſtaͤtigung ber 
Hegierung und iſt in das flädtifche Ortsſtatut aufzunehmen. 

Bei der Seitens der Juden flattfindenden Wahl von Verorbneten ans ihrer 
Mitte finden die Vorſchtiften und Bedingnugen Anwendung, welche für hie 
Stabtverorbneten- Wahlen überhaupt an dem betreffenden Orte maßgebend find.” 

Gutachten zu $. 15. 

Der $. 15 Hat zu umfaflenden Grörterungen Beranlaffung gegeben. Ders 
6. bezieht ſich lediglich auf bürgerliche Derhältniffe der Juden, auf ihre Ber 
testung in der Stadtgemeinde, und es faun iu etwas Wunder nehmen, wie viche 
Bekimmung hier in das Geſetz fommt, wo fonft von Kultus⸗ und Schal Anger 
legenheiten gehandelt wird. Zunächſt iſt nun gu beachten, daß ſowohl nad ber 
alten, als nad der neuen Stäpte-Orbnung der jüdiiche Glaube weder die Aus⸗ 
ſchließung von der Stabtverorbneten-Derfammlung begründet, noch ein Recht, in 
derſelben zu erfcheinen und vertreten zu werben, verleiht. Eben fo verhält es ſich 
nach der rheinifchen Gemeinde: Orbuung, und nur darch bie weſtphäliſche Gier 
meinbesOrbnung werben die Juden von ber Gemeinde s Bertvetung. ausgefchloflen. 
Im Allgemeinen ſteht jetzt bie Sade fo, daß Juden, wenn fie das Dertrauen 
ihrer Mitbürger genießen, in die Gemeinde-Bertretung gelangen können, daß fie 
dann aber nicht als Juden, fonbern als Bürger hineinfommen, und daß fie nicht 
darin orſcheinen, wenn ſie das Dertrauen der Mitbürger noch nicht ia Tem Uran 


gewonnen haben, daß ſte gewählt werden. Dies Berhättnkß was wohl ei. wär 
türliches -umd gutes fein bifte, wird nun -zmar nicht durch den Inhalt dei 
$. 15 aufgehoben, es wird aber eine Durchlöcherung veffelben zugelaflen- und 
dadurch die Aufhebung angebahnt. Es foil zuläffig fein, daß die Juden Stadt: 
verordnete ale Juden in die BemeindesBertretung fenden. Wird eine foldhe 
Ginrichtung getroffen, fo haben dann auch Juden ein Recht, ald Juden in die 
StadtverordnetensBerfammlung zu gelangen, auch went fie dad Bertrauen der 
chriſtlichen Einwohner gar nicht beiigen. 6 liest ſehr nahe, baß fie fikh 
kann auch frz verpflichtet Halten werben, zunächft. das Intereffe ver Inden unb 
nicht das der Stadt zu fürdern, was dem Gemeinfinn gewiß haben wirb, 
Außerdem möchten, wenn einmal bies Prinzip Eingang findet, auch chriftliche 
Konfeffions: Verwandte eine befondere Bertrefung in ber Stadtverordneten⸗ 
Berfammlung verlangen: fo können wir denn feicht in einer großen Stabt die 
GhadirerorbnetenBerfanimlung in Bertretee zeligiäfer Körperfchaften getheikt 
und zerfallen fehen. 

Bine ſolche Scheidung in dem Weſen der StädtesÖrdnung fremd; fie will, 
daß alle Bürger und Vertreter der Stadt durch ein gemeinfames Band des Ge: 
meinfinnes für das Wohl derfelben vereinigt werden. — ine Binrichtung wie 
fle der $. 15 vorfchlägt, miderfpricht aber auch dem durch die Bundes: Afte beſtä⸗ 
tigfen Inden⸗dikt von 1812: - Nach dem F. 7 viefes Geſetzes follen Die Juden 
gleiche bürgerliche Rechte mit ben ‚Ehriften Haben, alfo nicht eine befondere 
BDertretung in der StabtwerorbneteusVerfammlung. — Jede faftenmäflige Abſon⸗ 
derung der Juden dürfte ihrer Fortbildung nicht fürderlich, fondern dazu geeignet 
fein, hergebrachte Anftchten, vielleicht Borurtheile, aufrecht zu erhalten. 

Ans allen diefen Gründen fchlägt die Maforität der Abtheitung mit 6 
gegen 1 Stimme vor, die Woglaſſung dieſes ganzen Paragraphen J beau⸗ 
tragen. 

Die Minorität der Abtheilung macht für ihre Anficht folgende Gründe 
geltend: 

Sie fieht in ber vorgefchlagenen Beſtimmung die Anficht der Regierung aus: 

geſprochen, autonomifche Rechte zu begünftigen; fle iſt überhaupt im Prinzip 

dafür, die Regierung gerade da zu unterflügen, wo es fich darum handelt, aub 
dem Vormundſchafte⸗Prinzip herauszutreten. Die Mingrität ſtimmt daher fhr 

Beibehaltung des $. 15, wenn zu demfelbem ber Zufag gemacht wirb: 

’ daß es den Juden jederzeit frei fteht, die Wiederaufhebung der getroffene 
Bereinigung unter Inftimmung der fläntifchen Behörden zu veramlaflen, 
ohne daß hiergegen der. Regierung ein Widerſpruchsrecht zuſteht. 

Bei der Derathung ber weiteren Paragraphen diefes Geſetzes iR bie Abthei⸗ 
fung in Uebereinflimmung mit dem Gefeb-Entwurf von der Anficht ausgegangen 
daß die Juden im gefeplichen Sinne zu den „geduldeten” Religions; Befells 
ſchaften gehören. Es entfpricht dies den Grundſätzen des Religions⸗Cdikts vom 
9. Jull 4788, den ſonſtigen geieplichen Verhaͤltniſſen der Inden in den meiſten 





Lanbettgeilen, in weidhen bes Neligiona⸗Gaitt vacht gelen uubchie, und ber. hia- 
herigen Praxis der Staat Derwaltung. Auch ans dem Grit vom 11. Maͤrj 
1812 iR ein anderer Grundfap wicht berzuleiten. us Laudrecht Il. IE 
it. 11. $. 20.) 

Staats-Minifter Eihhorn: Ich erlaube mir aus meinem geftri- 
gen Vortrage zu wiederholen, einmal daß Diefer ganze Vorfchlag, 
wie. der vorliegenne Gefebentwurf ihn enthält, darauf gerichtet if, 
eine fakultative Einrichtung zu begründen, indem nämlich eime 
Bereinbarung vorausgeſetzt wird zwifchen den fkäptifchen Kommunal: 
Behörden und den Juden; und zweitens ift es nicht die Abficht, daß 
die Juden ald Juden in die Stadtverorbneten- Verfammlung eins 
treten und dort nur Interefjen der Juden, deu übrigen Stade⸗ 
verorbneten gegenüber, wuhrnehmen follen. Died würde ver Fall 
fein, wenn die Judenſchaft eine ganz befondere politifhe Kom⸗ 
mune nad) dem Entwurfe fein follte, die das Recht hätte, eigene 
Deputirte in die Stabtverordneten: Berfammlungen abzufenden und 
nach Umſtaͤnden dort ein Veto einzulegen. Das ift nicht gemeint. 
Man dat hamptfächlic, bezwedt, daß die Juden, auch wenn ein ber 
fonderes Vertrauen der hriftlichen Gemeindeglieder fie nicht gu Stabt- 
verorbneten wählt, dennoch nie aus den Stadtverordneten-Berfamms 
Jungen ausgefihlofien werben. Befinden fie fi) aber einmal in der 
Verſammlung, fo fol man nicht unterſcheiden, ob fie Jiden fu 
oder nicht. Ein jeder Stadtverordneter hat die Pflicht, das Wohl 
der Gemeinde im Ganzen wahrzunehmen, und dies gemeinfame 
Wohl fol auch das jüdiſche Mitglied der Stadtrerordneten nad 
dem Vorſchlage des Gefep- Eutwurfed nicht aufhören, ind Auge zu 
gel en. 

Sraf von Burghaus: Ich muß meinerfeits erflären, daß ich 
mich dem Vorfchlage der Abtheilung anfchliege und zwar non dem 
ESiandpunkte ausgehend, daß ich zwar mit Freuden den Juden gleiche 
bürgerlige Rechte eingeräumt fehe, mit Ausſchluß Tiniger wenigen, 
die im Gefegentwurf vorbehalten find; aber ich kann nicht einfehen, 
warum Ihnen mehr Rechte eingeräumt werden follen, als die chrifl« 
lichen Einwohner ded Staats genießen, und es fcheint mir eben Dies 
fer Vorſchlag sin Mehr zu fein. Denm die Duden erhalten dann 
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Ruh ber Veſtimmung des $. 6 das Recht, daß immer ein Inde ge⸗ 
wäidt werden muß, fofern bie beſtimmte Zahl von jüdiſchen Ein 
wohnern in einem Orte vorhanden if. Es fcheint mir aber audy 
im Yutooche der Iuden ſelbſt zu Hegen, wenn dieſe Beſtimmung 
wicht Platz ‚greift, indem ein folchergeftuit gewählter jüdiſcher Abge⸗ 
vordneter in der Stabtverorbnieten - Berfammlung nicht eine fo güns 
flige Stellung einnichmen wird, als wenn er nit dem ganzen Ber 
trauen der ftäntifchen Einwohner gewählt ift, und ich halte es vaher 
wänfäenswerth,. daß dieſer Paragraph wegfalle. 

Fürſt Wilhelm son Kadziwill: Ich muß nur wiederholen, was 
ich geſtetn ſchon die: Ehre hatte zu ſagen, und mein Beraneri aus⸗ 
drücken, daß die Anſicht, weiche die Regierung bei der Faſſung die⸗ 
8 Paragraphen gehabt hat, nicht vollfländiger entwidelt worden 
iM, da bei einer vollſtaͤndigeren Entwidelung dee Idee ſich ein Ber: 
teanen der Beiheiligten zu dieſer Richtung bes Geſetzes würde has 
ben begründen laſſen. Es bat die Minorität die Reciprozität bei 
dem $. 15 vermißt, die durchaus nothwendig fchien, um ihn in je⸗ 
ver Beziehung gerecht zu ftellen, hat aber im Uebrigen die wohl- 
wollende Abſicht der Regierung nicht verfaunt, die darin beſteht, den 
Indenſchaften ihre Bertretung in den Stadigemeinden zur Sichern, 
wenn fe auch wicht aus den freien Wahlen ver Chriſten hervorge⸗ 
hen fellten. 

von Hochberg: Ich wollte mir nur eine kurze Bemerkung er⸗ 
Tauben, wodurch ſich die Anficht vielleicht anders flellen könnte. Gs 
M biser: in meiner Nähe und in ven Kreifen, wo ih wich be⸗ 
finde, vorgelommen, daß die Juden dort das Berteauen der Stadt⸗ 
bewohner gewonnen haben und als Stabtverorbnete und. Rathar 
männer in den Magiſtrat eintreten, und fie wurden gar wit von 
iheen veligidfen Standpunkte aus betrachtet, fonbern: als Mänker, 
dier das Vertrauen der Kommune genießen, und ich fühle mich ver⸗ 
pflichtet, ihnen das Zeugniß zu geben, daß fie fich dieſes Vertrau⸗ 
end ſtets wuͤrdig gezeigt Haben, unb daß man ivie Juden auch als 
@erichtöfdyreiber angenommen hat. Ich würde mich der Anficht an 
fliehen, vaß es in Zukunft in Beziehnng darauf bei don beſtehen⸗ 
den Berhältwiffen bleiben möge, obgleich bieſer aus meiner ‚Erfahr 
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zung geichöpfte Fall freilich ein einzeln beſtehender if usd ich auch 
nicht befugt bin, eine Anficht für die anderen Provinzen det Staats 
audzufprechen. a 

,Kelerent: Ich kann gleichfalls and meiner dieuſtlichen Erfaßr 
zung beflätigen, daß bei den Stabtverorbneten-Berfammlungen, na⸗ 
mentlich in Pommern, ich Juden gefunden babe, die ihre Stellung 
vollftaͤndig ausfällten, und ich glaube alfo, daß die bisherigen Ver⸗ 
haͤltniſſe im Wefentlichen gut waren, und es möchte wohl. Niemand 
wünfchen, daß fich die Stabtverorbneten + Berjammlungen, in fonfej- 
ftonelle ‘Parteien fonderten. 

Graf Vork: Id wollte nur bemerken, daß ich an ve guteh 
Abficht, die Se. Ercellenz ausgefprochen, den Juden einen außer⸗ 
ordentlichen Beweis der Gewogenheit zu geben, nicht zweifeln barf; 
ich kann ihn jedoch als ſolchen nicht aufnehmen, denn es iſt eine 
nothivendige Folgerung, daß, wenn ver Jude von der Juderſchaft, 
alſo von einer KKörperfchaft, gewählt wird, ſich auch ein Torporait- 
ves nterefie bei den Vertretern finden muß, und daß’ wir. einen 
Kampf zwifchen den Iniereſſen der chriſtlichen und jüdiſchen Bevöl⸗ 
kerung hervorrufen, der gegenwärtig nicht mehr exiſtirt. Es iſt mir 
noch nie zu Ohren gekommen, daß eine chriftliche Stadwerordneten⸗ 
Verſammlung die jünifhen Witgliever der Kommune nicht mit glei⸗ 
hen Augen wie den Chriften angefehen, und ed würde, wenk das 
gefchehen wäre, ein fchwerer Vorwurf geweſen fein für den, der 
gegen Pflicht und Gewiſſen gehandelt hätte, und es iſt mir. auch 
noch nie bekannt geworden, daß Juden über Stahtverorbuete eine 
dergleichen Klage geführt; ich ſtimme alſo dafür, daß der Paragraph 
wegfällt. | 
, Graf von Aönigsmark: ch kann mich dem nur anſchließen 
weil ich die Ueberzeugung hege, daß der Wunſch, ver Paragraph 
möge ivegbleiben, ‚mit ven Binjgen aller Inden im preußiſchen 
Lande übereinftimmt. 

Sendtags- Marſchall: Wenn feine weitere Bemerkung erfolgt, 
fo kommen wir zur Abftinmung, und zwar in der. Art, Daß diejeni⸗ 
gen, welche dem Antrage der Abtheilung, daß der Paragraph weg 
falle, beiftimmen, dies durch Aufſtehen zu erfenuen: geben. 








— 13 — 


Dem Antrage ift beigeflimmt, und wir fommen zu dem 6. 16. 


Welerent: Die folgenden Paragraphen handeln von dem Kul- 
tuöwefen. 


(Berlefung $. 16 des Geſetzes und des Gutachtens ad $. 16.) 


„$ 16. 

Die auf den Kultus bezüglichen — Cinrichtungen bleiben der Verein⸗ 
barung jeder einzelnen Judenſchaft, reſp. deren Vorſtehern und Repräfentanten 
überlaffen. Die Regierung hat von diefen Ginrichtungen nur infoweit Kenntniß 
zu nehmen und ntfcheidung zu treffen; als die öffentliche Orbnung ihr in: 
ſchreiten erfordert.” 

Zum $. 16 iR bei der Wötheilung nur ein Zuſatz in Anregung gelommen, 
welcher jedoch die Majorität nicht erhalten hat, ſondern mit 4 gegen 3 Stimmen 
abgelehnt worden if. 

Der Inhalt diefes Parapraphen entfpricht ganz den 66. 46 — 48, Tit 11 
Theil IL. des Allgemeinen Landrechts. Wenn alfo die Bereine Synagogen⸗Ord⸗ 
nungen annehmen und biefe die Genehmigung der Regierung infofern erhalten, 
daß ver Staat nichts gegen den Inhalt zu erinnern findet: fo haben dieſe Sy⸗ 
negsgensOrbuungen die Natur der Polizei⸗Geſetze. Hiernach iſt es zuläffig und 
and geraten, daß bie Spnagogen⸗Ordnungen zuweilen Gelbfirafen gegen 
Störungen des Gottesdieuſtes audrohen; es fragt fih, ob biefe von dem Vor⸗ 
Rande des Vereins over auf Antrag deſſelben von der Orts: Polizei: Behörde 
ſeſtgeſeßt und eingezogen werben follen, Die Borfleher der Juden im Bofenichen 
wünfgen oft Letzteres, um dem Vorſtande das Dbium der GStraffegung zu 
erfparen, und die Minorität hielt dies auch für paſſend, während bie Majorität 
eine ſolche Cinmiſchung des Polizeis Behörde, ſelbſt auf Antrag bes Vorſtandes, 
für bedenflich hielt. 

Sollte die Anficht der Minoriät bei der hohen Kurie Anklang finden, fo 
dürfte der beregte Zufap möglicher Weife dahin gefaßt werben Tönnen: 

„Auf Auſuchen des Vorſtaudes Kat die Bolizels Behörde nie Geldſtrafen feſt⸗ 
zufeßen und einzuzichen, welche durch eine gefehlich Tingeführte Synagogen⸗ 
Drbnung angebroht worden find.‘ 

Im Allgemeinen empfiehlt die Abtheilung ben $. 16 und eben fo auch ben 
$. 17 zur Annahme. 

Referent Graf son Itzenplitz: Ich bemerfe zunächſt, daß bie 
Minorität nicht blos aus meiner Perſon beftanden hat, fondern daß 
die Majorität 4 und die Minorität 3 Stimmen betrug. Ich bin 
auf diefen Antrag dadurch geführt worden, weil ich glaube, daß 
dazu ein praftifches Bedürfniß vorliegt. — Wenn bie Juden Syna- 
gogen-Orbnungen annehmen, fo werben biefe der Regierung zur An- 
erfennung vorgelegt, und diefe Außert fih den Geſehen entſprechend 

IX. 8 
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in der Regel dahin, daß fie fagt: „Wir finden gegen bie Synago⸗ 
gen« Ordnungen nichts zu erinnern.” Nun ift hervorzuheben, daß 
öfter die eine Partei, welche an den bisherigen Anordnungen hält 
und bei Annahme der Synagogen⸗Ordnungen in.ber Minorität ‚ger 
blieben ift, Diefe dadurch geltend zu machen fucht, daß fie den Gnts . 
tesbienft, wenn biefer in der neu vorgefchriebenen Ordnung vor fi) 
geht, zu flören fucht. In einem ſolchen Ball ift dann der Vorftand 
ermächtigt, die Strafen feftzufegen, welche die Synagogen - Orbuung 
androht. — Es fcheint wünfchenswerth, daß, wenn der Yall einer 
Störung eintritt, der Vorſtand befugt fei, der Polizeibehörde Anzeige 
u machen: „Ber N. N. hat gegen den und den Paragraphert der 
Synagogen⸗Ordnung verftoßen und ift daher zu betrafen.” Wenn 
derfelbe es nicht zugefteht, fo ift der Beweis zu führen, und wenn 
der Beweis geführt it, fo wird er befiraft. Ic habe Dies nur 
wollen zue Sprache bringen, weit ich weiß, daß es von vielen Bor- 
finden gewünfcht wird, der Straf-Feftfekung überhoben zu fein 
und foldhe der Polizeibehörde überlaffen zu können. 

von Maſſenbach: Ich erlaube mir eine Bemerkung Dagegen. 
Ich glaube, daß die Veränderung nicht eine Verbeflerung, ſondern 
eine Berfchlechterung ihres Gottesdienſtes ift, weil «8 nämlich vie 
jäpifche Partei ift, welche man zu den LKichtfreunden rechnen Pann, 
nnd ich fehe nicht ein, warum wir dieſe Partei unterftügen wollen. 
Ich würde mich dafür erflären, daß es bei den alten Einrichtungen 
in der Synagoge bleibe. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich glaube, es gebt über un⸗ 
ſere legislatoriſche Befugniß und Über die Stellung des Staates, 
den Juden als einer geduldeten Religionsgeſellſchaft gegenüber, hin⸗ 
aus, zu beurtheilen, was rückſichtlich ihres Gottesdienſtes ſchlechter 
oder beſſer iſt. Dem Staate kann es ganz gleichgültig fein, was 
befier iſt; allein für das, was die Majorität angenomnen Dat, 
fcheint mir Außerlid die Bräfumtion zu fprechen, daß es beſſet ſei. 

Graf Dihrn: Nach meiner Anfiht ift davon hier- nit die 
Rede, es ift hier von Störungen des Gottesdienſtes überhaupt: Die 
Rede. Daß diefe von einer gewiflen neuen Partei ausgehen föunen, 
war, fo viel ich verftanden habe, nur bie Privetanfiht des Herrn 
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Referenten. Die Störungen können von der alten Partei eben fo 
gut ausgehen, wie von ber neuen. Wir entſcheiden ‚bier gar wich 
über irgend eins Partei. Wenn wir überhaupt damit übereinftim- 
wen, daß bie Polizeibehörde Die Störungen ferafen foll, jo ſprechen 
wir dadurch nicht qus, Daß wir irgend einer Partei helfen wollen. 
Wir ſprechen blos von Störungen. Nach meiner Anſicht war «9 
ein DBeifpiel, welches der Herr Referent vertreien wirb; aber ed 
war nicht die Anficht ausgefprodyen, daß wir diefe Strafen einfühs 
ren follen, damit die neue Partei die alte nicht ftöre. 

son Maffenbah: Der Herr Referent hatte ſich in eben ber 
Art darüber ausgefprochen, und darum hielt ich mich zu meiner Be⸗ 
merfung verpflühtet. Ich glaube auch, wie der Herr Referent fagt, 
daß wir nicht darüber zu enticheiden haben, ob wir eine oder die 
andere Bartei an einer Verbeſſerung verhindern wollen; aber ich 
fehe auch nicht ein, warum wir and einmifchen wollen, und dadurch 
der einen oder der anderen Partei polizeiliche Hülfe gewähren. Ich 
glaube, daß gerade in religiöfen und kirchlichen Angelegenheiten, es 
ſehr ſelten die Majprität ift, von der man behaupten Fönnte, daß 
fie Recht habe. 

Landtags -Marſchall: Es muß bemerkt werben, daß es ſich 
nicht von Störumgen des Goitesdienſtes allein haudelt, ſondern von 
Uebertretungen überhaupt. 

Graf Bohren: Auch bei Störungen in chriſtlichen Kirchen muß 
die Polizei reqnirirt werden. Welchen Grund die Störungen ha⸗ 
ben, das ift ganz gleich. Es kann Jemand in einem unzurech⸗ 
nungsfähigen Zuftande in die Sirche fommen und Störungen ver: 
urſachen. 

Sandtags- Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung erfolgt, 
to kommen wir zur Abſtimmung und zwar in der Weiſe, daß die— 
ienigen Mitglieder, welche dem Antrage, wie er worliegt, beitreten 
wollen, viefes durch Aufſtehen zu erfennen geben. ° 

Referent Graf son Itzenplitz: Der Antrag lautet: „Auf Ans 
fuchen des Vorſtandes hat die Poligeibehörbe die Gelpftrafen feitzu- 
feßen und einzuziehen, welche durch eine beſebich eingeführte Syna⸗ 
gogen⸗ Ordnung angedroht worden ſind. 

8* 
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Graf York: Wenn Ich recht verſtanden habe, fo foll jetzt die 
Anficht der Minorität zur Abſtimmung fommen. 

Sandtags-Mlarfhall: Der Vorfchlag ift von ſechs Mitgliedern 
unterftügt worden, und dies iſt die Veranlaffung, weshalb ich ihn 
jest zur Abflimmung bringe. Es würden diejenigen, welche dem 
Borfchlage beitreten, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 


Die Maforität ift dem Borfchlage beigetreten. Wir fommen 
su $. 17. 


Referent Graf son Itzenplitz: (Lieſt vor.) 


„Ss. 37. 

Dem Statute einer jeden Judenſchaft bleibt bie Beſtimmung barüber vor: 
behalten, ob Kultusbeamte angeflellt und wie biefelben gewählt werben follen. 
Bis dahin behält es wegen dieſer Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen 
Indenſchaften Kerfömmtich if, und in Grmangelung eines feſten Herlommens bei 
den allgemeinen gefeglichen Vorfchriften wegen der Wahl von Gefellichaftsbrams 
ten fein Bewenden. Die gewählten Kultusbeamten dürfen in ihr Amt nicht eber 
eingewiefen werden, bie die Regierung erflärt hat, daß gegen ihre Annahme 
nichts zu erinnern ifl. Die Regierung hat bei diefer Erflärung außer den 
Sörmlichleiten der Wahl nur darauf Rückſicht zu nehmen, daß die gewählten 
Kultusbeamten unbefcholtene Männer find,‘ 


Das Gutachten hierzu lautet: 
Im Allgemeinen empfiehlt die Abtheilung den 6. 16 und eben fo auch 
den 6. 17 zur Annahme. 
6. 17 wird zur unveränderten Annahme Seitens der Abtbeilung empfohlen. 
SIandtags- Marſchall:. Der Paragraph if angenommen. 
Referent Graf von Itzenplitz: (trägt vor): 


„$. 18. 

Entſtehen innerhalb einer Judenſchaft Streitigfeiten über die inneren Kultus⸗ 
Einrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, fo find bie 
Minifler der geiftlichen ac. Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, auf dem 
Antrag der Interefienter. eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch 
eine zu diefem Zwecke einzufeßende Kommiſſton eintreten zu laſſen. Kann ducch 
den Ausſpruch der Kommilfion der Konflikt nicht ausgeglichen werden, fo Gaben 
die Minifter unter Benugung des von der Kommiffion abgegebenen Gutachtens 
darüber Anordnung zu treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Einrichtung 
eines abgefonderten Gottesdienſtes oder bie Bildung einer neuen Synagoge zu 
geftatten if; zugleich haben viefelben mit Ausſchluß des Mechtsweges zu beſtim⸗ 
men, welcher Theil im Befig der vorhandenen KuftussBinrichtungen verbleibt.” 
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Gutachten zu $. 18. 

Bei dem $. 18 find der Abtheilung die Worte: „ob und“ (in der vierten 
Zeile von unten) bedenklich erfchienen. Aus diefen Fönnte gefolgert werben, daß 
die Behörde auch das Recht habe, die begehrte Trennung pure zu verfagen. Es 
it dies wohl nicht die Abficht des Geſetzgebers, und der Staat Tann feinen Grund 
haben, foldye Trennung zu hindern; es fommt nur baranf an, die Modalitäten 
berfelben zu orbnen und feilzuftellen. Die Abtheilung beantragt daher einflims 
mig, die Worte: „ob nnd” wegzulafien, übrigens aber den Paragraphen anzu⸗ 
uchmen. In der letzten Zeile vefielben wird nach der Anficht des Königlichen 
Rathes, welcher den Berathungen der Abtheilung beimohnte, flatt: 

„Kultus-Einrichtungen‘ | 
beffer zu fagen fein: 

„Bermögen des Synagogen⸗Vereins.“ 
Die Abtheilung war hiermit ganz einverſtanden. 


Staats: Minifter Eichhern: Es iſt allerbings nicht die Abficht 
der Regierung, die Trennung in einer Judengemeinde zu verhin- 
dern, wozu in Folge der fih jebt Fundgebenden Beweguugen ein 
Theil der Gemeinde ſich entfchließen möchte. Darüber, ob eine 
Trennung ftattfinden darf, foll feine Frage entftehen können. 
Es fiheint, daß bios die Trennung an und für fih im Gutachten 
der Kommiffion ind Auge gefaßt wird. In der Befchränfung ver 
Frage hierauf erfcheint allerdings das Wort „ob“ ganz überflüffig. 
Der $. 18 ſpricht aber an der betreffenden Stelle nicht blos von 
einer Trennung, fondern and von der Errichtung eines neuen 
Gottesdienſtes und der Bildung einer neuen Gemeinde. Wenn in 
Abficht der Trennung an ſich nicht in Frage kommen kann, ob 
fie zuzulaſſen fei, jo unterliegt dagegen die andere Frage, ob die 
Getrennten als eine neue Gefellfchaft zufammentreten fönnen, eben 
fo einer Prüfung von Seiten des Staats, als fie angefiellt wird, 
wenn Mitglieder einer öffentlich anerkannten, oder auch einer geduls 
deten hriftlichen Religions-Gefellfchaft fich abfondern und eine neue 
Religions» Gefellfchaft bilden wollen. Wie nad) allgemeinen Vor⸗ 
fchriften "feine neue Religions- Gefelfchaft ohne Genehmigung 
des Staats ind Leben treten kann, fo kann auch feine neue jüdis 
ſche Religions-Gemeinfchaft aus der beftehenven hervorgehen anders, 
als mit Genehmigung ded Staats. 

Referent Graf von Itzenplitz: Der fo eben gehörten Anficht 
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dürfte es entſprechen, wenn bad Wort ob etwas fpäter in den 
Paragraphen eingefchaltet würde, wonach es dann heißer würde: 
„So haben die Minifter unter Benugung des von der Kommiſſion 
gegebenen Butachtens darüber Anordnung zu treffen, mit welcher 
Maßgabe die Einrichtung eines abgefonderten Gottesdienſtes ober 
ob die Bildung einer Synagoge zu geftatten jelt" 

Minifter Eichhorn: Vielmehr fo: 


„Mit weldder Maßgabe die Trennung von ber biöherigen Gemeinſchaft nu» 
ob die Bildung einer neuen Synagoge zu geflatten iſt.“ 


Referent Graf son Itsenplitz: Nachdem dieſe Erläuterung und 
Zufiherung des Herrn Staats-Minifterd ausgefpeochen worden 
ift, könnten wir, glaube ich, über die Sache binweggehen. 

Sandtags- Marſchall: So daß es alfe auf der vierten Zeile von 
unten hieße: „Mit welcher Maßgabe die Trennung ber biöherigen 
Gemeinſchaft und ob die Bildung einer neuen Synagoge zu ger 
ftatten fei. 

Referent Graf von Itzeuplitz erklärt fich Damit rinverftauden. 

Landtags- larfchall: Der Herr Referent hat ſich angeſchloſſen, 
und ich habe zu erwarten, ob eine entgegenftehende Bemerfung ger 
macht wird. | 

Fürft 9. Radziwill: Ich muß mir. dach nod eine beutlichere 
Erklärung über den Schluß des ‘Paragraphen ausbitten: 


„zugleich haben dieſelben mit Ausſchluß des Rechtsweges zu befiimmen, welcher 
Theil in Beſitz der vorhandenen Kultus⸗Einrichtungen verbleibt.‘ 

Beferent: Darauf bezieht fih das, was ich bereitd die Chre 
hatte zulegt vorzulefen: 
: In ver legten Zeile deſſelben wird nach der Anficht des Königlichen Rathes, 
welcher den Beratungen der Abtheilung beiwohnte, flatt: 
„Kultus: Einrichtungen!‘ 
. befler zu jagen fein: 

„Vermoͤgen bed Synagogen s Bereine.‘ 
Die Abtheilung war hiermit ganz einverflanden.‘ 


Denn die Worte „Kultus - Einrichtungen“ find unbeftimmt, aber 
wenn man fagt, bei der refpeftiven Bereinigung oder Trennung folle 
darauf Rücficdht genommen werben, was mit bem früheren Vermö⸗ 
gen der Judenſchaft gemacht werben fol, fo iſt kein Zweifel vor⸗ 
handen. 
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Für V. KNabziin Go frdgt:fih unr, 0b, fo lange darüber 
nichas beftimmit iſt, die Vermögens -Verhältniffe dem Älteren, dem 
urfprängtidyen Zweck gefichert bleiben. 

Graf Yrk: Ich muß mir nod) ein Bedenfen auszufpredhen 
erlauben, welches mir noch nicht gehoben iſt, warum ihnen nämlidy 
ver Recditeweg ‚verfchloften fein fol? Wenn man fich die jübifchen 
Berhuͤltniſſe recht ventlich macht, fo iſt diejenige Partei, die eine 
Trennung beabflöhtigt, vie der. neuen Richtung angehörende und, wie 
mie fcheint, ‚die rationellere. Es dürfte alfo vielmehr im Intereſſe 
ves Stwntes liegen, daß man eine foldhe Abänderung erleichtert, 
dem e8 iſt inımer wie die größere Zahl der, Mitglieder eines jüdiſch⸗ 
lirchlichen Verbandes, die auatreten will, fo auch viefenige, welche 
Die noch beſtehende Abfonberung mehr und mehr aufheben will. 
Run finde ich eine gewiſſe Beeinträchtigung für die Majorität, 
wenn vieleicht die fehr wenigen zurückbleibenden Ultgläubigen das 
ganze Synagogen» Bermögen behalten follen. Am wenigften möchte 
ih eo als Orundſad auoſprechen, daß ihnen das Rechtsmittel ver⸗ 
ſagt werde. 

Leberent: Darüber dürften uns wohl bie geehrten Herten Re- 
gierungo⸗Kommiſſarien die befte Auskunft geben fünnen. Nach dem 
wie ich mie aber als Referent die Sache gebacht habe, Liegt fie fo: 
Der geehrte Redner hat felbit geſagt, es möchte wünfchenswerth 
fein, eine: foldye Trennung gu erleichtern, er if aber bedenklich 
darüber, daß bei dieſer Trennung die Peftfekung über das Vermö⸗ 
gen von den Verwaltungs⸗Behörden außgehen und der Rechtsweg 
musgefchloflen fein fol. Ich glanbe aber, daß, wenn bie. Trennung 
erleichtert werben ſoll, eine verurtige Beſtimmung des Geſetzes noth⸗ 
wenbig ift, denn fonft würden die Intereſſenten vor Streitigkeiten 
über das Eigenthum ſehr ſchwer aubeinanderkommen. 

Graf Pyhra: Das waren Gruünde der Nuͤtzlichkeit, bie aber 
voch den Rechtsweg nicht verfchränfen können, denn hier handelt es 
fih um Mein und Dein, und fo halte Ich ed aus dem Prinzip des 
Rechts für durchaus nothwendig, dab die Worte: " mit Anoſchluß 
des Rechtswegeo“ geftrichen werben. Es wäre eine Verlegung 
unferes hochſten Prinzips, wenn bei‘ Eigenthums/⸗Fragen ber Rechts⸗ 
weg ausgeſchloſſen ſein ſollte. 


Staats Minifter Eichhern: Es heißt in dem vorliegenben Ge⸗ 
fe, die Miniſter follen mit Ausfchluß des Rechtsweges beftimmen, 
welcher Theil im Beſitz der vorhandenen Kultus, Einrichtung, oder 
richtiger, des Bermögensd der Synagogen⸗Gemeinde verbleibt? Wenn 
die Fragen, die im Falle des Ausſcheidens eines Theil der Ges 
meinde über das Verhältniß zu dem bleibenden Theile entſtehen, fo 
Har, fo einfach wären, daß fie unter beſtehende poſitive Rechtogrund⸗ 
füge gebracht werden könnten, fo würde es natürlich fein, ben 
Rechtsweg nicht auszufchließen; es giebt aber fehr viele Verhältniſſe 
die vom Rechtswege ausgefchloffen find, nicht beöwegen, weil man 
fie als ſolche anſteht, die willfübrlich beurtheilt werben Fönnten, 
fondern deshalb, weil die Verfolgung der Sache vor dem orden⸗ 
lichen Richter nicht zureicht, fehr oft fogar zu wmateriellem innen 
Unrecht führen würde, indem die beflehenven Richter angewieſen 
find, nur nad) beftimmt vorgefchriebenen Gefeßen zu urtheilen, Die 
Berhältniffe aber oft eine ſolche Mannigfaltigfeit von Momenten 
enthalten, die nicht unter ein beftimmtes poſitives Geſet gebracht 
werden können. Man venfe ſich den Fall, worauf es hier ankommt, 
genauer. ine jünifche Gemeinde ift anerfannt vom Staate, beſitzt 
Korporationsrechte und ihr eigenes Vermögen. Run fommt eine 
Anzahl von Individuen, welche jagen: Wir wollen uns trennen, 
wir wollen für die Zufunft eine neue Gemeinde bilden. ‘Das find 
fie aber noch nicht, fie find noch Feine Korporation; als getreunte 
Individuen haben fie, diefer beftehenden Korporation gegenüber, Fein 
befondere® Recht; nur fo lange fie bei der Korporation bleiben und 
Glieder verfelben find, haben fle ein Recht, gleich den übrigen, an 
dem Genuß des Vermögens der Korporation. Wenn fi) aber dieſe 
Individuen freiwillig von der Korporation trennen, worauf follen 
fie nun ein Recht auf das Korporationd »- Bermögen gründen? Ge 
ift gleichwohl möglich, daß die Trennung, das Ausfcheiden von In⸗ 
dividuen unter Umſtänden ftattfindet, wo man ſich überzeugt, daß 
Seitens ver älteren Gemeinde unnatürlicdye Prätenfionen gemadht 
worben find, die dem Weſen ver bisher beftebenden Gemeinde wibers 
fprechen. Wird nun eine foldye unnatürliche Anmuthung an dies 
jenigen, welche austreten wollen, gemacht, die ſich aus der Verfaſ⸗ 
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fung der befichenden Korporationen nicht rechtfertigen läßt, danm 
fönnten allerdings Momente vorfommen, die auf Seiten der Ver 
waltungesBehörde eine befondere Berückſichtigung nöthig machen. 
Weicher? das läßt fich nicht vorausfehen und hängt von Umftänden 
ab. Bor dem Richter find die ausſcheidenden Individuen, ſelbſt 
wenn fie die Hälfte der bisherigen Gemeinfchaft ausmachen, immer 
nme Individuen, eine Mafle von Einzelnen; fie haben der bleiben» 
ben Gemeinſchaft gegemüber fein pofitived Recht. Das iR in dem 
Paragraphen angedeutet. Wenn die Beflimmung im Geſetz auch 
nicht enthalten wäre, fo müßte der Rechtöweg für die vorgebadhten 
Berhältnifie dennoch ausgefchloflen werben. In das Geſetz wird 
oft etwas aufgenommen, was ſich von felbft verfteht, was aber 
dennoch, ausgeſprochen wird, um von vornherein alle Unflacheit zu 
befeitigen. Wefentlich zu dieſem Zwed iſt die Faſſung des Paras 
graphen gewählt worden. 

Graf Pıhen: Die Anfidhten Sr. Ercellenz find das punctum 
jaris, um das es ſich handelt. Wie dann aber entfchieven werben 
wird, das weiß ich nicht, denn ich bin Fein Juriſt. 

Wird ed zu Gunſten der Bleibenden entfchieven, fo werde ich 
mich ganz beftimmt dabei beruhigen; wirb es zu Gunften der Auss 
tretenden entfchieden, eben fo. Ich will nur bei einer ſolchen Sache, 
wo es fih um Mein und Dein handelt, nicht eine Verwaltungs» 
Entſcheidung, fonbern eben ein Urtheil des Gerichts haben. Wird 
mir num gefügt, daß darüber fein Geſetz eriftirt, daß feine Geſetze 
da wären, an bie fidh der erfennenbe und entfcheidende Richter hal⸗ 
ten könnte, fo muß ich eben bitten, daß dieſe Geſetze gegeben wer⸗ 
den. Sch verfenne gar nicht, wie ſchwierig es fein mag, darüber 
Geſetze zu geben, aber ich will nur, daß eine Entſcheidung über das 
Bermögen, wie die Entfcheinung einer Rechtsfrage, nicht auf Ber- 
waltungswegen, fonbern eben im Necdhtöwege erlangt werde. Wer 
Dabei gewinnt, wer babei verliert, ift, nad) meiner Auficht, bier 
gleichgültig, aber wir Fönnen unfere Vermögens⸗ und Rechts⸗Ver⸗ 
haͤltniſſe nicht auf dem Verwaltungswege entfcheiden laſſen. 

Staats» Minifter Eichhern: Inſofern wirklich Fragen vorkom⸗ 
men, die nach unſerer jeht beſtehenden Verfaffung auf dem Rechts⸗ 





wege zu erörtern find, if es nicht entfernt bie Abſicht, fie durch 
dieſen Paragraphen davon auszuſchließen. Aber, wie ich fchon Die 
Ehre hatte zu bemerken, es ift vorausgefeht, daß die Trennung in 
Der Regel unter Umſtänden gefchieht, wo die anzworbnenden Moda- 
Htäten nicht folche Fragen berühren, vie Gegenſtand richterlicyer 
Entſcheidung fein fünnen. Glaubt die hohe Verſammlung, daß leicht 
ein Mißverftändnig entftehen könnte, fo voäre ber Zufag wegzulaſſen; 
#8 wird dennoch dabei bleiben, was der Ratur der Suche nach in 
Anwendung zu bringen ift. 

Belerent:; Ich babe dem geehrten Mitgliede aus Schleften 
Einiges gu erwiebern, und ımn mie gewillermaßen fein Vertrauen 
gu erwerben, muß ich vorausfchifen, daß ich ein Feind von unnd⸗ 
ahiger Einmifchung der Verwaltungs Behörden bin; aber es können 
Berhältniffe vorfommen, wo man mit dem Rechtswege nicht zu 
Stande fommt. E83 find dies namentlich folche Verhaͤltniſſe, wo et⸗ 
was Neues gefchaffen werden fol. Es ſoll z. B. ein Berein ge- 
icennt und zwei daraus gemacht werben; ber Verein Bat Berpfikb- 
tungen gehabt, er hat Vermögen, Bedürfniſſe, Utenfltien gehabt; 
wie follen dieſe getheilt: werden? Es ift dies ein ähnlicher Fall, 
ald wenn man eine Schule trennen will. Dabei handelt es ſich 
Häufig weniger um bie Entſcheidung des Rechtspunktes, als zugleich 
um die Entfcheivung des Ruͤtzlichfeitspunktes. Die Leute find zu- 
frieden, wenn ihnen die Trennung feinen Nachtheil bringt. Soll 
die Trennung aber durch die Juſtiz erfolgen, fo Tommt man damit 
nie zu Stande. Es bat fidh dies in vielen Yällen gezeigt, nament⸗ 
lich auch in ſolchen Angelegenheiten, weldye die General⸗Kommiſſton 
veſorgt. Es hat fich früher feit Iangen Jahren das Kanmergericht 
bemübt, zu fepariren; aber faft alle diefe Verfuche waren vergeblich 
"und: führten nicht zum Ziele. Es war dies natürlich, weil die Ge⸗ 
richtshoͤfe für den Ruͤtzlichkeitspunkt Keinen Anhalt haben. Deshaib 
hat man, um die Separationd-Gefchäfte zu Stande zu. briwgen, ehe 
Bcehörde fliften müffen, welche zugleih Jufliz- und Verwaltungs⸗ 
“ Behörde ift, und welche da einfchreitet, wo es darauf ankommt, neue 
Einrichtungen gu ftiften. — Die Actionäre über Theilnehmer an ans 
deren Umernehmungen fchließen oft ausprädlih die Inftg aus; fie 
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wollen nur Schiedsrichter haben, kurz, wo es auf nette Einrichtun 
gen ankommt, die erft gefhaffen und geftaltet werden follen, ‚Mi. die 
Juſtiz⸗ Behörbe felten am reiten Ort. — Wenn ber geehrie Rebner 
gefagt hat, es fetten fchleunig die Gefebe gegeben werben, bie dem 
Richter zur Norm dienen könnten: fo ift dies ein Ding der Unmög- 
tichfeit. Ein Gefeb zu geben, wie ſich ein neuer Synagogen - Bar 
ein von dem beftehenden trennen ſoll; wer für den bisherigen Rab- 
biner die Penflon bezahlen, wer einen neuen befolden foll; wie das 
Bermögen zu heilen ft, pie fünftigen Laſten zu tragen find, das 
Alles find Dinge, die fih in unendlicher Mannigfaltigfeit darſtellen 
und fiber weldye glerhartige Regeln zu geben unthunlich iſt. Sollte 
die hohe Kurie Bedenken tragen, es bei der Feſtſetzung durch bie 
Berwaltungss Behörde zu laffen, fo wire das Meußerfte, wad man 
zugeben könnte, daß die Verwaltungs» Behörde ein Interimiftifum 
feſtſetzen fönne. Aber ich halte es für befier, es bleibt rein bei der 
Feſtſetzung durch die Verwaltung, und id) glaube, daß auch die Ju 
den mit dieſer Feſtſetzung ſehr zufrieden fein werben; wenn wir aber 
den Richter hineinbringen, fo muß diefer die Sache lediglich nach 
dem Rechtspunft entfcheiden und kann auf Einigungen, die theilweiſe 
anf Näglichkeits-@ründen beruhen, nicht eingehen. Damit kann mar 
Aber nicht zu Stande fommen, wo nene Einrichtungen gefratuet wer⸗ 
den ſollen. 

Fürſt zu Salm — Neytterſcheidt - Dyh: Zur Untertcümget der 
Anftcht des Referenten will ich bemerklich machen, daß gerade in 
der katholiſchen Kirche ſolche Fälle oft vorfommen, daß eine Pfarre 
getrennt wird und zu gleicher Zeit das Vermögen und bie Kultus- 
Gegenftände getrennt werden. Darüber entſcheidet der Biſchof mit 
Genehmigung der Regierung; die Entfcheidung erfolgt aber nicht im 
Wege Rechtens. 

Fuͤrſt Sthnswshy: Ich will mie erlauben, eine Frage an ven 
Königlichen Kommiſſur Äber den lebten Sag des $. 18 zu richten; 
im dem es beißt: „Welcher Theil im Beſitz der vorhandenen Aul⸗ 
tuo⸗Cinrichtungen bieiben wire.” Mir fcheint, daß biefer letzte Sup 
ein Prinzip in ſich enthaͤlt, und es würde mir lieb fein, an erfahren 
ob ed: von Yer:Wegierung als allgemeines Brinzip ungeichen wird, 
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daß, wenn in irgend einer Konfefion ſich ein biffentirender Theil 
biſdet, diefem Theil irgend ein Recht auf das Eigenthum der bes 
treffenden Kirche, von der er ſich losgeriſſen, verbleibt. 

Staats-Minifter Eichhsern: Ich hatte fchon Die Ehre. . . 

Fürſt Sihnemshy: ch weiß es wohl, wünfche aber, es für 
mich nochmals zu hören. 

Staats⸗Miniſter Eichhern: Wenn von einer anerkannten Kir, 
chen⸗Geſellſchaft ein Theil ſich abfondern will, fe kann er dies thun, 
er darf nicht daran verhindert werben; aber diejenigen, welche fich 
abſondern, haben als Einzelne dann fein Recht. Sie können alfo 
von den Kultus Einrichtungen der anerkannten Kirche gemeinfchafts 
lich nichts forbern. 

Fürft Sihusmshy: ch kann nun refumiren, was mein geehr⸗ 
ser Kollege aus der Rheins Provinz bemerkt hat, Der Fall if ganz 
flar, ob «8 fich von Juden ober Katholifen handelt. Wer ausſchei⸗ 
bet, bat auf das Gut der Bleibenden fein Recht. 

Für Wilhelm von Nadsiwill: Ich fühle mich gedrungen, bie 
Abiheilung gegen die Bemerkungen meines Bruders und des geehr- 
ten Rebnerd vor mir, die ganz gegründet find, dahin zu vertreten, 
daß ich den bezüglichen Paſſus aus der Denkfchrift, weldye vem Ent, 
wurf zum Grunde liegt, vorlefen werde. Diefer Paſſus bat auch 
die Bedenken befeitigt, die ſich in ver Abtheilung gerade Be diefen 
Punkt erhoben hatten. Diefer Paſſus Tautet: 

„Das vorhandene Bermögen gehört unzweifelhaft der fortdauernd beſtehenden 
jurififchen Perfon; es kommt alfo nur darauf an, dieſe zu ermitteln und als 
folche zu bezeichnen. Iſt hierüber Beſtimmung erfolgt, fo iſt mit derſelben au 
der Befitzſtand feſtgeſtellt. Dem ſich abtrennenden Theile muß es überlaflen 
bleiben, neue Rultuss@inrichytungen zu treffen, wenn dazu die Grlaubniß der 
Staats:Behörbe ertheilt worden if.‘ 

Graf York: Ich wollte mir ein Bedenken erlauben. Wenn 
son der Fatholifchen Kirche gefprodyen wird, fo bat .piefe ein fehr 
feſtſtehendes Belenntniß, und Jeder, der fich nicht zu dem tridenti- 
num beiennt, hört auf, Katholif zu fein. So hat die lutheriſche 
Kirche in ihren fombolifchen Büchern ein feftflehendes Bekenntniß, 
und wer fich nicht mehr zu diefen ſymboliſchen Büchern befennt, ger 
hört nicht mehr zur Iutherifchen Kirche. Ganz anders if es bei 
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den Juden. Bei einer Trennung, wie fie jest ftattfinvet, behaupten 
beide Theile, fie feien rechte, wahre Juden, und es ift alfo in dem 
Sinne von einem Ausfcheiden aus der Kirche bet den Juden nicht 
die Rede, wie died bei den chriftlichen Konfefflonen der Fall fein 
kann. Sn einer chriftlichen Konfeffion fteht feft, wer die moralifche 
Perſon dieſer Kirche ift; dem ift aber in dem vorliegenden Yalle 
nicht fe. 

Beferent: Ich wollte mir nur die Bemerfung erlauben, daß 
das, was der geehrte Redner über die Trennung der jüdifchen Ges 
meinden gefagt bat, auf die chriftlichen Kirchen jedenfalls ohne alle 
Beziehung if. Wir haben es hier mit einer gebuldeten Reli⸗ 
giondgefellichaft zu thun; die Fatholifche und evangelifche Kirche find 
aber anerfannte Kirchen. 

Graf York: Ich habe es auch nur der Analogie wegen an: 
führen wollen. 

Staats⸗Miniſter Eichhern: Ich wollte nur dem geehrten Mits 
gliede aus Schleſten Einiges erwiedern: 

Die Juden find eine geduldete Geſellſchaft und haben einen 
beftimmten Schutz von Seiten des Staates; als geduldete Gefell- 
fhaft follen fie auch Kerporationen bilden Fönnen, und ed finden 
auf dieſe Korporationen diefelben Grundfäge Anwendung, ale auf 
geduldete chrißliche Kirchengenofienfchaften. Bildet ſich unter den 
Ehriften auch eine Trennung, fo kann die Frage zur Erörterung 
fommen, weldye Partei ift als diejenige anzufehen, der man als bie 
bisher eigentlich gebildete oder orthodore Partei den Beſitz als ihr 
Recht zuerkennen muß? Soll die Prüfung, ob etwas das orthobore 
Judenthum fei oder nicht, vor das Gericht gewiefen werben? In 
welcher Lage würden ſich die Gerichte befinden? Der Richter würbe 
außer Stande fein, zu entfcheiden. Die Behandlung der Sache 
muß der Verwaltungs⸗Behoͤrde überlaffen bleiben. 

Fürft Lichnsewsky: Ich habe nicht daran gedacht, die Streite 
im Judenthum mit denen chriftlicher Konfeflionen zu vergleichen. ' 

Die Geheimnifie des Talmub und der Tora will ich unerörtert 
laften; ich Babe aber, wenn ich nicht irre, von dem geehrien Wit 
gliede aus Schleſien gehört, Daß die einen und bie anderen Juden, 
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bie Alten wie vie Reformers, glauben, fie ſeien die echten. Pa 
muß ich num befeunen, fo jehr ich es bedaure, daß es fid ebenfalls 
ſtets gezeigt hat, wie die einen oder anderen chriſtlichen Sekten fich 
auch ſtets im Rechte glaubten, für allein orthodor hielten. Ich habe 
nie gehört, daß bie Alt-Rutheraner fich nicht für vie echten Lutheraner 
und die Fatholifhen Difjidenten ſich nicht für echte Katholiken ger 
halten hätten; wir allerdings halten fie nicht dafür. Aber ich babe 
wicht theologifche Krörterungen über Die verſchiedenen Seften vor- 
- zutragen; ich wollte nur aus den Munde des Königlichen Kommiſ⸗ 
fars hören, ob das, was hier über das Verhältnig der Güter jü⸗ 
bifcher Gemeinden ihren Difiidenten gegenüber gefagt ift, als all⸗ 
gemeines ‘Prinzip angefehen wird, oder ob ed nur ausſchließlich 
für diefen Ball, d. i. für die Juden Anwendung findet. 

andtags -AMarſchall: Wenn weiter feine Bemerkung gemacht 
wird, fo fommen wir zur Abjtimmung. Die Frage iſt gerichtet auf 
den Antrag der Abtheilung, daß der Paragsaplı, wie er vorliegt, 
beizubehalten fei; und diejenigen, weldye dieſem Untrage beiſtimmen, 
würden Died durch Aufftchen zu erfeunen geben. 

(Die Majorität erhebt fich dafür.) 

Der Paragraph ift angenommen. 

Beferent: Der 8. 18, den die hehe Kurie eben nugehört 
bat, fteht im genauen Zufammenbange mit ven folgenden 86. 19, 
30, 21, 22, und die Wbtheitung bat daher biefelben bei ihren 
Beurtheilung zufammengefaßt. Wir werden fie. daher jeht bintez 
einander hören, und dann wird bie Beurtheulung der Abtheilung 
folgen. 

Graf non Königomark (lieft vor): 

„$. 19. 

Diefe Kommiſſion foll, fo oft das Bedürfniß es erfordert, unter der Anke 
fiht eines Regierungs-Abgeorbneten in Berlin zufammentreten und aus neun 
Kultus⸗-Beamten oder anderen Männern jüdiſchen Glaubens beſtehen, die das 
Vertrauen der Judenſchaft, welcher fle angehören, beſitzen. 

20. 

Die Mitglieder dee Kommiffion ab einer angemeflenen Zahl von Stellver- 
tretern werden von den Miniſtern ber geiſtlichen se. Angelegenheiten und bes In⸗ 
nen anf hen Vorſchlag der Qber⸗Praͤſidenten, welche dabei hie Muftäge der Ian 
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heufshaften ihees Bermeitungd- Bepikes befonders zu verüuckſichtigen ae ART 
die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 
& 21. 

Die duch den Zuſammentritt der Kommiſſion erwachfenden Koſten werden 
‘non den fäumıtligen Imdenfcheften des Staate nach Verhältniß des Koſerbetr⸗ 
ges ihrer gefammien Bedürfniſſe (6. 33) aufgebracht. 

$. 22 

Die Kommiſſion beſchließt über die ihr jur Begutachtung vorgelsgten Bes 
genſtaͤnde wach abfoluter Stimmenniehrheit und hat die zu erflattenden Gutachten 
unter Beifügung von Gründen vollſtändig auszuarbeiten.“ 

,Ueterent (lieſt aus dem Abtheilungs⸗ Gutachten ad 86. 48 
bis 22% vor): 

Abgefehen von diefen mehr die Form beireffenden Benerfungen Tann ſich 
die Abtheilung mit dem Inhalt der 88. 18— 22 (einfchließlich) im Allgemei⸗ 
nen nur einverflanden erflären. Die religiöfen Angelegenheiten der Juden will 
ber Staat biefen feldft anheimgeben, und ex thut ale weltliche Obrigfeit Alles, 
was die gebuldete Religions-Gefelffihaft begehren kann, wenn er zuerft die res 
ligiöfe Korporation von anfen ber zn Recht beftindig Fonftitwirt, und dann 
auch wieder den gefeßlichen Weg eröffnet, anf welchem eine Trennung ber res 
Tighöfen Korpvration eintreten fann, wenn diefe von den jübifchen Vereinsge⸗ 
noffen gewünfcht wird oder fonft erforderlich erſcheint. Dieſer Weg it dur 
die 65. 18— 223 angebahnt, und es if der Inhalt derſelben auch — ſo viel 
befannt — von den Juden nicht ungünſtig anfgenommen worden, Nar das 
fibien der Abtheilung wünſchenswerth, daß die Mitglieder der puachtenden 
Kommiſſion zum Theil aus der Wahl der Synagogen sBereine hervorgehen 
möchten. Da ber $. 20 ſchon anordnet, daß die Obers Pröfidenten bei ihren 
DVorichlägen die Anträge der Juden beachten follen, fo ſcheint es noch befiex, 
daß ein Theil der Mitglieder aus der Wahl der Juben und ein anderer Theil 
frei aus den Borfchlägen des Ober: Präfidenten hervorgehe. Die Abtgeilung 
beantragte daher einftimmiy: 

dag die Ober Präfidenten verpflichtet werden möchten, zwei Drittel 
der Mitglicder der Kommiſſion aus den von den SynagogensBereinen 
bezeichneten Berfonen In Vorſchlag zu bringen und die "betreffenden 
Minifterien gehalten fein möchten, zwei Drittel der Mitglieder der 
Kommiſſtion aus den Perſonen zu wählen, welche die Bereine ge: 
nannt haben. Diefe Abficht wird durch einen furzen Zufaß zum $. 20 
zu erreichen fein.’ 

Fs. 19—22 werden angenommen. 

Graf von Königsmark (lieft vor): 

„d. 23. 
‚Die Roten dea Kultus und der übrigen, bie Jubenfchaft betreffenden 86 
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darfniſſe, zu welchen auch bie Cinrichtung und Unterhaltung der Begräbnigpläge 
gehört, werden nach den durch das Statut einer jenen Jubenfchaft näher zu bes 
ſtimmenden Grundſätzen auf die einzelnen Beitragspflihtigen umgelegt und, nad: 
dem bie Heberollen von der Regierung für vollſtreckbar erklärt worden find, im 
Berwaltungswege eingezogen. Der Rechtsweg iR wegen ſolcher Abgaben und 
Leitungen nur infoweit zuläfflg, ale Jemand aus befonderen Rechtstiteln vie 
gänzliche Befreiung von Beiträgen geltend machen will oder in ber Beſtimmung 
feines Anteils über die Gebühr belaftet zu frin behauptet. 

Ob und inwieweit einzelne, zerfiteut und von dem Bittelpunfte der Jaden⸗ 
ſchaft entfernt wohnende Inden zu ben von der Judenfchaft anfzubringenden Kos 
Pen, insbeſondere zu den KultussBebürfniffen, beizutragen haben, iR von ben Res 
gierungen nach Maßgabe ver Vortheile feſtzuſehen, weiche jenen Juden durch bie 
Berbindung mit der Judenſchaft zn Theil werben. 

Don neu anziehenden Juden darf ein fogenanutes Bintrittsgeld von der Ju⸗ 
denfchaft auch an denjenigen Orten, wo ſolches bisher üblich gewejen, künftig 
nicht mehr gefordert werben.‘ 

Referent (lieft $. 23 des Abtheilungs-Gutachtens vor): 

Der $. 23 wird von der Abtheilung zur Annahme empfohlen. Daß vie 
Juden die Koflen ihres Kultus tragen, entipricht dem Recht und ver bisherigen 
Berfaflung, und daß bie betreffenden Umlagen von der BerwaltungssBehörke für 
vollſtrecbbar erflärt werden, fann für die Orbnung im Haushalt bes Vereins, und 
elfo für die Juden ſelbſt, nur fehr angemeflen und wünfchenswerth erfcheinen. 

$ 23 wird angenommen. 

Weterent (lieft vor): 
„S. 24. 

Weber die der befonderen Armens und Krankenpflege jüblfcher Glaubensge⸗ 
noflen gewinmeten Bonds und Anftalten flieht dem Vorſtande der Judenſchaft, fos 
fern ihm nicht die Verwaltung bereits fliftungsmäßig übertragen ift, die Aufſicht 
zu, vorbehaltlich jedoch des DbersAuffichtsrechts der Regierungen.“ 


Das Gutachten lautet: 
$. 24. 
Der $. 24 will dem Verein die Berwaltung aller für Juden beflimmten Ars 
mens Bonds Übertragen, auch wenn bies nicht durch die Stiftung oder Verord⸗ 
nung des Wohlthäters befonders angeorbnet if. Würde dies beibehalten, fo ers 
hält der Verein wieber theilweis die Bunctionen einer weltlichen jübifchen Obrig⸗ 
keit, wodurch die Abfonderung befördert wird, welde gewiß nachtkeilig if. 
Denn ein Teflator ein Legat zu Bunften 3. B. der in Münfter wohnenden Ars 
men Tatholifcher Konfeffion ausfept, To wirb dies zweifelsohne vom Magiftrat 
und der ArmensKommiffion verwaltet werben; wenn aber ein anderer Teftator 
für die in Münſter wohnenden armen Inden forgt, fo würde nad $. 34 vie 
Legat nicht vom Magiſtrat, fondern von bem jübifchen Verein verwaltet werben. 
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Ee IR wicht abzufehen, wozu für die Juden ein ſolcher Valarſchieb flipmlirt weis 
den foll, und die Abtheilung Tann ihren einfimmig beliebten Vorſchlag am bes 
ken deutlich machen, wenn fie es ſich geftattet, ihn in Worte zw faflen, welche 
möglicherweife ſtatt des $. 24 in das Belek eingerückt werben fönnten. Diefe 
wärben fo lauten: : 
Neber vie der beſonderen Armen⸗ una Kranbenpflege der Juben gewitmeten 
Fonds und. Anfalten ſteht dem Vorſtande des Vereins die Verwaltung uud 
Aufficht nur dann zu, wenn der Stifter dies ausbrüdlich beſtimmt Hat. — 
Diefelbe verbleibt ihm jedoch auch in Rückſicht von dergleichen Bonds, ‚welche 
ſchon bisher von den jegigen und früheren Synagogen: und Juden⸗Vorſtaͤnden 
verwaltet: uud Beauffichtigt worben find. 


Sitaats⸗Miniſter Eichhorn: Diefer Vorſchlag der Wblheilung 
weicht allerdings von der Ider des $. 24 ab. Nach 8. 24 follen 
auch Lnterftügungen, Legate, die blos den jüdifchen Armen gegeben 
werden, dem Borftande ober den jäpifchen KRorporatisnen des DOris, 
wofür fie. vom Teftator beſtimmt find, überlafien werden. Man 
würde nicht darauf gefommen fein, wenn fi nicht überall fände, 
Daß, wo $üpifche Korporationen eriftiren, dieſelben ganz befonderd 
ih ihrer Armen annehmen. Dies iR ein fchöner Sinn, ver ſich | 
bei ihnen fundgiebt. 

Die jüdiſchen Gemeinden zeigen ih für ihre Armen oft ber 
forgter als hriftliche Gemeinden. Run ift bei der Armenpflege mit 
Rückſicht anf die Erfahrung, die auch im neuerer Zeit faft überall 
Anerkennung gefunden bat, nicht bios darauf zu fehen, daß der vor- 
übergebenden Noth der Armen abgehoffen werde, fondern mehr dar⸗ 
auf, ihnen dauernd zu Hülfe zu Fommen, einmal dadurch, daß man 
ihnen Mrbeit und Mittel zum Erwerb fhafft, und zweitens daß man 
ihnen mehr und mehr einen folchen moralifchen Halt giebt, ver fie 
fähig macht, ven vorübergehenden Druck zu erirägen, obne zu un- 
terliegen, und ihre Kraft: zufammen zu nehmen, um fich feldht ans 
ver fchlimmen Lage aufzurichten und ihren Zuſtand nachhaltig zu 
verbeſſern. Staats⸗ und Kommunals Behörden find am allerwenig- 
fen im Stande, nad; ihrer ganzen Organifation und Beſtimmung 
für dieſen Zweck ſich wirkſam zu ermeifen. Das Berfchaffen von 
Arbeit und die Bemühungen, einzelnen Individuen moralifhen Haft 
zu geben, geht wefentlidh Aber die Beftimmung ber Polizei und Kom⸗ 
sunals Behörden hinaus. Yür dieſen Zwech bildet man jeht Bers 
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eine, und zwar nidht blos im Baterlande, ſondern überall. Wenn 
wir num bei unferen jünifchen Gemeinden jebt fchon diefen Gelft und 
dieſe Fürforge für die Armen in genügendem Umfange finden, 
warum wollen wir Summen, die ausdrücklich für jüdiſche Armen 
beftimmt find, lieber den Kommunal⸗ und Stants-Behörden übertge⸗ 
ben, als den Vorſtehern der Judenſchaft, die jetzo ſchon fo vorzäg- 
lich für die Armenpflege ihrer Genoſſen beforgt find?! Das ift vie 
Anſicht, von welcher bei dem Gefeg-Entwurf ausgegangen iſt. Die 
verehrliche Adtheilung bringt die Sache in Verbindung wit der Ten- 
denz, die Judenfchaft zur yolitifchen . Korporation zu machen, umb 
um in dieſem Zuſammenhang jünifche Kommunglrechte in Bezichung 
auf Armenpflege einzuräumen, welche die gewöhnlichen Kommunen 
haben. Es ift aber gar nicht nöthig, daß man die. Sache in bier 
fen: Zuſammenhang bringt; man gebe nur von dem Gefihtepenait 
aus, den ich eben eutwidelt habe. 

Graf von Purghaus: Der Borfchlag in dem z. 4 iR gewiß 
won der mohlmeinendften Abſicht ausgegangen und mag ach viel⸗ 
leicht wohlthätige Folgen herbeiführen; er weicht aber von den all 
gemeinen kirchlichen Einrichtungen ab, und ich würde mich deshalb 
für ven Vorſchlag der Abtheilung erklären, denn er führt die Iaben- 
fchaft auf denfelben Stanpyunft, wie die chriſtlichen Gimwohnen, um 
das iſt eben unfere Abſicht und unſer Bemühen. ' 

Graf von Belms-Barath: Die Abtheilung if von dem Ge 
fichtöpunfte ausgegangen, daß bie Fonds, welche etwa ber judiſchen 
Gemeinde gehören, wie 3. B. die, welche ihr durch Stiftung zuſte⸗ 
ben oder zufallen follten, auch nur von Juden verwaltet werben fels 
len und nad) den Beſtimmungen des Stiflere verwendet werben 
müflen. Die Abiheilung hat nicht geglaubt, daß, werm neue Bonds 
von Juden zur Unterftügung für Arme überhaupt beftiuunt würden, 
diefe von Juden an ihre Glaubensgenoſſen allein vertheilt werben 
ſollten; befondere Stiftungen aber will man ihren Zweden nad) ver 
wandt willen. Ich glaube, daß die fehr anerfennensweribe miler 
thaͤtige Tendenz, die ſich bei den Juden geigt, für ihre Armen zu 
forgen, nicht durch den Vorſchag der Abtheilung beſchränkt wird, 
und daß die MWohlthätigfeit, die die Juden für ihre @faubensgenofs 
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fen fo ſchoͤn zeigen, andy ferner fortdauern und ihre Mirffaufeis 
finden kann. Der Teßator hat nur die Beſtimmung feſtzuſetzen, fo 
wird von dem Synagogen⸗Verein, alfo von Dem jüpifchen Vor⸗ 
Runde, die Verwendung zu Gunften der jübiichen Glaubenögenofien 
vorgenemmen werben; für Den Gall, daß eine befondere Beflimmung 
nicht gegeben ift, wirb die Verwendung nad Der vorgeſchlagenen 
Sattaug erfolgen, BBB 

won Krsſiga: Ich kann mich nur gegen den Antrag ber Ab⸗ 
iheilung erflären. Ich fehe vorans, Daß nicht bie gewöhnliche Kom⸗ 
munah-Ürmenpflege verkanden fein kann, der der Synagogen⸗Perein 
umierworfen bleibt, mie ſich von felbit verficht. Die Juden haben 
iger Beiträge zu den Ortsarmen⸗Kaſſen zu leiten, eben fo wie vers 
aruste Juden Anſpruch auf bie gemöhnlihe Ortsarmenpflege haben; 
Die von Juden und für Juden befonders gefifteten Fonds möchten 
aber ihrer eigenen Berwaltung überlafien bleiben. 

Braf von Doims-Barnik: Sofern die Beſtimmung dabei ges 
macht wird, daß die Bonds von einem jübifchen Vorſtande verwal- 
tet werben, fo würde ein Unterfchieb zwilchen den Juden und Cheiften 
einteelen, aber. man würbe die Verwendung ber Behürbe, die wit 
ner Berweltung beauftragt if, überlaffen; es iſt wicht anzunehmen, 
baß reine nicht gewiſſenhefte Beuwendung fnttfindet, Ich ſehe fein 
Bebeiien, warum ‚nicht einer Behörde etwas anzuvertrauen ift, und 
dem jüviicgen Teſtator bleibt es ja unbenommen, au fügen, wer es 

- um Auefi: Ich glaube, daß die Armenpflege überhaupt als⸗ 
daun ihren: Zweck am beften erreicht, wenn fie mit Dex Kirche in- 
Berbinvung fieht, bagegen aber die Ausführung um fo fchwieriger 
wird, je mehr man fie centraliſtrt. In dieſer Stadt, wo Pie Ar⸗ 
mewpflege mehrere Hundertiauſende erfordert, wird der Zweck den⸗ 
noch nicht erreicht, vorzugsweiſe, weil fie gu ſehr centraliſirt iſt, und 
weil chen dechalb die Mitglieder, die an der Spibe fliehen, nicht fo 
in die Immerfien Berbältnifle ber einzelnen Gemeindeglieder eindrin- 
gen Fümuen, ald wenn Re ben einzelnen Armen näher werbunden 
find, wie ſolches ‚gerade bei einer liechlichen Armenpflege ftatifindet. 
Es hat fih daher in neueſter Zeit das Bedürfniß gezeigt und iſt 
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namentlich im lebten verhäängnißoollen Winter mit größten (Erfolge 
zur Ausführung gefommen, kirchliche, von der Central⸗Armen⸗Ver⸗ 
waltung völlig wnabhängige Urmenvereine zu bilden. Im Intereffe 
der Inden ſelbſt, deren bisherige mufterhafte Armenpflege ſo ſche 
anerkannt wurbe, kann ich mich baher nur der wabstingten A 
nahme des Paragraphen anſchließen. 

Relerent: Ich theile zwar die Anſicht des geehtten —— 
nicht, und ich weiß aus praktiſcher Erfahrung, wie die Kommungl⸗ 
Behörden finden: daß ihnen die Armenpflege erſchwert und faft .um« 
möglidy gemacht wird, wenn biefelbe theilweis in die Hand der 
firchlichen Behörden gelegt wird, benn dieſe vertheiten nicht nach den 
Grundfägen der gefeglichen Armenpflege, fonbern nad chriſtlicher 
Milde, und diefe giebt oft mehr, als nach gleichmäßigen geſetzlichen 
Grundfägen gegeben werden darf, ımb wenn daun bie Fonbe, die 
der Verwaltung der Hrchlichen Behörde übergeben waren, erichöpft 
find, fo tritt Die geſetzliche Verpflichtung der Stadt ein, mb Die 
Kommune muß dann Rath fchaffen. Dies kann fie aber am been 
dadurch, wenn fie den Armen Beſchäftigung in geordneten Ans 
ftalten giebt, und diefe werden von der Kirche wohl ſchwerlich 
ausgehen und beauffichtigt werden können. Dec, dies nur beiläufig. 
Im vorliegenden Fall fehe ich nicht ad, warum wir für die Jubden 
etwas Anderes feſtſezen wollen, wie für die anberen. Unter 
thanen; dies gefchieht aber durch dieſen Paragraphen ned Geſetz⸗ 
Entwurfs. Wenn Jemand fein Vermögen einer Synagoge vermacht 
fo wird der Synagogen-Berein es auch verwalten; «ben fa; wenn 
Jemand eine Summe den Armen einer Pfarrei vermacht, fo wirb 
dieſe es verwalten, vermacht er fie aber den evangeliſchen Armen 
eines Ortes, fo wird es Niemandem einfallen, zu glauben, daß 
fih eine andere Behörve, als die Armen: Kommiflton ves betreſſen⸗ 
den Ortes, darum zu bekümmern habe. 

Vermacht aber ein Anderer eine Summe an bie in einem Orte 
wohnenden armen Juden, fo würde nad dem Paragraphen des 
Geſetzentwurfs dieſe Summe von dem Vorſtande des Eynagogen⸗ 
Vereins zu verwalten fein, und alſo für bie. uber etwas ⸗Ande⸗ 
res gelten, als für die Chriſten. 
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- Gür Wilhelm von Madsiwill: Ich wollte nur eine Bemerkung 
machen wegen der Kaflimg des Paragraphen, und ich glaube dab 
erreicht, was der Herr Kultus-Minifter als Zweck des Paragraphen 
bezeichnet hat; ed werden die einzelnen Teftatoren nicht fo feft ges 
bunden, aber diejenigen, welche die Abſicht haben, Theile ihres Ver⸗ 
mögend zur Dispofiion der Synagogen Borftände zu legiren, wer: 
den duch die Fafſung aufmerkfam gemacht, daß in ben letztwilligen 
Beſtimmungen, in den Fundations-Beftimmungen, fpeziell angegeben 
werbe, daß der Synagogen-Borftand der Verwalter fein fol. 

Mekerent: Der Antrag würbe alfo fo lauten: 

Tritt Die Berfammlung dem Borfchlage bei, flatt des $. 31 zu fagen: 
„Ueber die der befonderen Armens und Kranfenpflege der Juden gewidmeten 
Fonds und Auftalten flieht dem Vorſtande des Vereins die Derwaltung und 
Anfficht nur dann zu, wenn der Stifter dies ausdrücklich beflimmt hat. Dies 
felbe verbleibt ihm jedoch auch in NRüdficht von dergleichen Sonde, welde 
ſchon bisher von ben jeßigen und früheren Syuagogens und Judens Borfländen 
zerwaltet und beauffichtigt worden find?‘ 

ndtaseMaxſcholl: Wir kommen zur Abſtimmung. Diejeni- 
gen, die vem Antrage der Abtheilung beiftimmen, würden das durch 
Auffichen zu erfennen geben. 
(Majorität.) 
Nelterent (verlieft): 
„$. 25. 


- In Berug auf den öffentlichen Unterricht gehören die fehulpflichtigen Kins 
der ver jüdischen Olaubensgenoffen ven ordentlichen Elementarſchulen ihre Wohn⸗ 
td um, 

$. 26. 

Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen find ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen 
Theilnahme an dem Unterrichte in der Ortsſchule während des geſetzlich vorges 
ſchriebenen Alters anzuhalten, fofern fie nicht vor der Schulbehoͤrde ſich auswri⸗ 
4en, daß ihre Rinder anderweitig durch Häusliche Untermeifung oder durch orbent: 
lichen Beſuch einer anderen vorfchriftsmäßig eingerichteten öͤffentlichen ober Pris 
vat⸗ Lehr: Anfalt einen regelmäßigen und genügenden Unterruht in den Elemen⸗ 
tartenntniffen erhalten.“ 

Gutachten der 58. 25. und 26. 

Gegen die 58. 25 und 26 findet die Atthellung nichts zu erinnern und be⸗ 
ern⸗⸗ vie Annahme derſelben.. fZ 

- Diele Paragraphen ‚werden vhne Distuffion angenommen, 
und der Referent: lieſt: den $. 27 des Gefep-Entwurfs: 
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„Beiden ſich au einen Orle mchrete eikilige. Birmiutniähiek,. fü Bleibt 
den Megierungen überiaffen, die jübifchen Binwohnes nöthigenfalls nad Maßgabe 
der Ortöverhältniffe entweder einer von biefen Schulen ausfchlieglih zuzuweiſen 
oder unter diefelben nach einer beflimmten Bezirks⸗Abgränzung zu vertheilen.” 

Sodann das Gutachten ad $. 27: 

Der Inhalt des 8. 37 Hat die ledhafteften Merlamationen der Juben Vers 
vorgerufen; fie finden barin eine Wieberherſtellung des Shetto, Indem, Weuk 
3 B. bier am Orte alte Kinder von Iuben verpflichtet würden, in eine Schole 
zu geben, welche in der Kochſtraße liegt, nothgedrungen auch die Meltern wis 
den dahin ziehen müflen, ba die Kinder nicht täglich Amal allzu weite Wege, 
z. B. vom Oranienburger: Thor nach der Kochftraße, würden gehen fönnen; fle 
finden fi anferdem dadurch verlegt, daß durch viefen Paragraph rückſfichtlich 
der jũbiſchen Kinder der Schulbehoͤrde größere Nacht und Befugniffe zugeſtan⸗ 
ben werben ſollen, als rückſichtlich der anderen Kinder. 

In der That iR auch nicht abzufehen, warum dies. nöthig M. Die all; 
gemein gültige Regierungs-Infiruction vom Jahre 1817 $. 18 Litt. K. (Bes 
ſetzſamml. pag. 260) legt der Schul⸗Abthellung der Regierung das Kecht bei, 
Schuls Sozietäten zu bilden und zum trennen, wo es enfweber gewürnſcht wird 
oder nothwendig erfcheint. Mit dieſer Beſtimmung iR biober ausgereicht wors 
ben und fantı auch wohl Fünftig auögersigt werben. Daß die HhbfEEn Kins 
ber auch außer diefen Fällen des Wunfdges oder der Nothwendigkeit, and 
MWohlgefallen der Regierung follen verteilt und untergeſtedt werben fünnen, 
erfcheint alferdinge für die Juden verlegend, und die Abtheilung trägt daher 
einftimmig darauf an, 

den $. 27 ganz wegzulaſſen, 
indem bie allgemeinen Geſetze bereits alles Nothige enthalten. 


Prinz Piren von Aurland: Ich wollte mir erlauben, an den 
Königlichen Herrn Kommiffar die Frage zu richten, da aus Der ib 
theilung die Ausficht eröffnet worben, dag wir im Kaufe der nädy 
ften Jahre eine neue Schulorbnung erhalten würden, ob bei ber 
Abfaflung derfelben auf die jüdifchen Gemeinden Rüdficht genom- 
men iſt oder die neue Schulordnung in allgemeinen Pringipien alle 
Schulen in ſich ‚begreift? 

Minifter Eichhorn: Bekanntlich M für die Provinz Preußen 
bereitd eine Schulorbnung unter Beirat; der Provinzial: Stände zu 
Stande gelommen und publigirt worden. In gleicher Art find Ents 
würfe von Schulordnungen für alle übrigen Provinzen ausgearbei⸗ 
tet und würden ben Pryvvinzial⸗Ständen Ideen in dieſem Iuikke vor- 
gelegt worden fein, wenn fit zufummengefommen wären. =. 


Dieſe Schulordnungen find: fe .ahgefaßt, daß alle Konſeſſtonen 
dabei berũckſichtigt ſind, doch ſteht es den Provinzial» Ständen frei, 
Abänderungen für ihre Provimg zur Sprache zu bringen, vie fie für 
wänfchenswerth ober notbwenbig halten. Finden fie es insbeſordere 
angemefien, für die Juden Vorfihriften aus Rüdficht auf eigenthüm⸗ 
liche Berhältuiffe der Provinz norzufchlagen, fo wirb die Königliche 
Regierung folche erwarten. In der jegigen Verordnung find Die 
allgemeinen, Grundſaͤtze aufgeftellt,. Die für dem ganzen Staat 
and nicht blos für eine eingelne Provinz Anwendung finden follen. 

Es mag allerdings diefer Paragraph für fich ohne die Er, 
läuterungen, die von dem Kommiſſar des Minifteriumg auch einer 
verehrlichen Abiheilung gegeben worven find, fo mißverftanden wers 
den fönnen, wie die Juden ihn mißverftanden haben follen, nämlich: 
daß die Kinder der Juden in Gemeinden, wo mehrere chriftliche 
Schulen beftehen, willtührlih einer oder der anderen biefer Schulen 
zugewiefen werben. Es follte jenoch in Beziehung anf. die Juden 
durchaus nichts Anderes vorgefchrieben werden, als was weſentlich 
jet noch in Beziehung auf die chriftliche Bevölkerung in Fällen, wo 
mehrere chriftliche Schulen neben einander an einem Orte beftehen, 
zur Anwendung kommt. So wie es in der Kirche Parochisen giebt, 
fo find auch hinſichtlich der Schulen Schulbezirke feitgeftellt. Dies 
iſt beſonders im größeren Orten nöthig. Dermöge dieſer Feſtſtel⸗ 
lung find die Aeltern verpflichtet, ihre Kinder vorzugsweiſe in dieſe 
over jene Klementarfchule zu fchiden. Jede Elementarſchule iſt in 
Beziehung auf Lokal, auf Lehrers Perfonal ꝛc. für eine geweifle Zahl 
von Schülern eingerichtet. Wollte man es in Faͤllen dieſer Art le⸗ 
diglih der Willfür der Aeltern überlaffen, in welche der einzelnen 
beftehenden Elementarſchulen fie ihre Kinder ſchicken wollen, fo Tönnte 
leicht zu einer Schule eine Zuftrömung von Kindern eintreten, daß 
nee Schulräume befchafft und auch mehr Lehrer angeltelli werben 
müßten. Das freie Zufterömen zu einer Schule Fönnte oft von vor, 
übergehenven, zufälligen Umſtänden veranlaßt werden. Daher ift 
feftgefeht, daß die Bewohner eines beftimmten Bezirkes ihre Kinder 
in eine, heftimmte Schule fihiden müſſen. Es if van der. Abtheis 
lung bemerkt, daß, wenn auch ber Paragraph wegbliebe, hen in 
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Yolge der Reglerungo⸗Inftructien vom Jahre 1817 wegen Feſtſtel⸗ 
kung der Schulbezirke eine angemeſſene Maßregel getroffen werben 
Tönnte. Dies iſt im Allgemeinen richtig, und infofern ift es gerabe 
nicht ein dringendes Berürfniß, daß desfalls eine ausbrüdlicdhe Ber 
fümmung in das Geſetz aufgenommen werde. 6 erleichtert jedoch 
die Ausführung der Maßregel, wenn die Juden felbft voraus dar⸗ 
auf aufmerffam gemacht werden. 

Referent Graf von Rtzenplitz: Es bürfte vielleicht der Kurie 
intereflant fein, vie Motive zu dieſem Paragraphen aus der Denk⸗ 
fchrift zu hören: 

Zur Erläuterung des 6. 37 if Folgendes zu bemerfen: 


„88 könnte fraglich fein, ob in einem folchen Falle, wo an einem Orte 
ſich mehrere chriftliche Elementarfchulen befinden, es überhaupt erforderlich fei, 
“ eine Beftimmung über die Zutheilung ber jübifeken Glaubensgenoſſen zu einer 
beftimmten Schule zu treffen, ba die Intheilnng der Einwohnerſchaft eines ges 
vwiſſen Bezirks zu einer Clementarſchule als deren Schule geſetzlich niemala zur 
. Wolge Hat, daß die Kinder nur in diefe Schule geſchickt werben dürfen, es 
vielmehr den Aeltern, fobald fie nur überhaupt ihre Pflicht wegen eines or⸗ 
dentlichen Unterrichts ihrer Kinder erfüllen, freigeftellt bleibt, ob fie fi dazn 
des Mittels des häuslichen Unterrichts oder des Schulbeſuchs, und im letzteren 
Falle, welcher der ordnungsmaͤßig beſtehenden Schulen fie ſich bedienen wollen. 
Nach der Wahl, welche die Aeltern zwiſchen den Schulen in ober anfechaib 
ihres. Wohnortes treffen, richtet ſich auch die Zahlung des Schulgeldes, fo 
weit auf folcyes die Schulen überhaupt oder in Betreff ber nicht zu ihnen ge; 
“ Hörigen Kinder angewiefen find. Erſteres, die Zahlung von Schulgelb aus 
der Gemeinde ſelbſt, foll aber nach der Beltimmung ver 88. 9. 33 Thl. TE. 
Tit. 18 Allgem. Landrecht eigentlich gar nicht Rettinden,, fondern die Schule 
durch firiste Beiträge aller Hausvaäter unterhalten werben, und auch wo bie 
;. Binzichtung des Schulgelves noch beſteht, müſſen bie Hausväter doch mit jenen 
allgemeinen Beiträgen infoweit binzufreten, als der Schulgeld:Ertrag für das 
Beduürfniß der Schule nicht ausreicht. In dieſer Beziehung bleibt es daher 
allerdings nothwendig, ben Regierungen vie Befugniß beizufegen, erforderlichens 
"falls vie jüdifchen Aelkern einer beſtimmten Schule zuzaweiſen ober’ unter meßs 
rere zu vertheilen, da bie jübifchen Einwohner ſich fonfl, wenn an einem Orte 
‚ mehrere Schulen zunähft für verfchiebene chriſtliche Konfeſſionen und infoferm 
. ohne TerritorialsAbgränzung errichtet find, den Unterhaltungs-Beiträgen zum 
Nachtheil der hriftlichen Binwohner ganz würden entziehen koͤnnen, oft aber 
auch eine einzelne Sarie allein die Rinder ber Suben aufzunehmen ‚wit 

I. vermag.” 
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Graf van Purghans: Ich weiß in der That nicht, wie ohne 
bie Beſtimmung, weidhe $. 37 enthält, darüber hinwegzukomen if. 
‚Gerade die Zutheilnng der Kinder zu den Schulen, ſcheint mir fehr 
nothwendig und muß in die Hände der Verwaltung gelegt werden, 
weit, wie der Herr Konmiflar hervorgehoben hat, der Nebelftand 
eintreten kann, daß, wenn Eltern eine beſondere Vorliebe für ben 
einen Lehrer haben, fie alle ihre Kinder in jene Schule fenden wer 
den, und es werben dann bier die Räume nicht ausreichen, während 
in einer andern Schule vielleicht übrige Räume find. Es müfn 
Daher die räumlichen Einrichtungen berüdfichtigt werben. Uebrigens 
immer von dem Geſichtspunkte ausgehend, daß den Juden das, aber 
auch nicht mehr, geboten werbe, was wir Chriften befißen, fo fcheint 
mir diefe Beſtimmung gerade dem ganz analog. Bei chriſtlichen 
Kindern wurde derſelbe Fall eintreten. Ich febe den Fall, daß an 
‚einem Orte zwei fatholifche Schulen ſich befinden, und die evangell⸗ 
ſchen Einwohner des Ortes, die für ihre Kinder eine eigene Schule 
nicht begründen fönnten, wollten nun viefe ihre Kinder alle in bie 
eine dieſer beiden Schulen fenven, diefe aber dadurch überfülten, fo 
wärbe ſich die Berwaltungs-Behörbe ins Mittel ſchlagen und ven 
Schulbeſuch diefer evangelifchen Schullinder mit Rüdfiht auf die 
vorhandenen Räumlichkeiten ordnen müflen. Derfelbe Fall würde 
es nım and) bei den Juden fein. 

Referent Graf sen Itzenplitz: Die Regierung hat das echt 
and die Pflicht, dafür zu forgen, daß alle Kinder Elementar⸗Unter⸗ 
richt erhalten, und die Kinber, wie man fagt „einzuſchulen“. Dazu 
if, wie ich Die Ehre gehabt abe vorzuteagen, in ber allgemeinen 
Regierungd-Inftenftion die nöthige Befugnis bereits ertheilt. Die 
Regierung bat im Yale des Wunfches oder auch ohne Antrag, ww 
die Nothwendigkeit vorkiegt, einer gewillen Anzahl Schullinder, 
fei es evangelifcher over Fatholifcher Religion, Linterricht zu ver: 
ſchaffen, das Recht, die Kinder einzufchulen. Deshalb glaube ich, 
daß es einer befonderen Erwähnung in diefem Geſttze nicht beianf, 
um m bewirten, daß die Kinder der. Zuden eben fo behandelt 
werben follen, wie bie bee Chriſten. Es fei dem, baß die Juden 
ſich eine befonderr Schule geſtiftet haben. Dies war. ber Grund 





zer Absbeilung, nud ich finde eine Beſtaäugung teffelben. in bem, 
was der Herr Minifter geſagt hat, nämlich: daß ein ausbrüdtiches 
Bedürfnis zu einer ſolchen Beſimmung, wie fie 5. 27 enthält, 
nicht vorläge. 

Graf von Pyhrn: Ich verzichte auf das Wort. Der Herr 
Referent bat bereit6 das ausgeſprochen, was ich jagen wnliie. Ich 
Pimme für den Wegfall des Paragraphen. 

Graf York: Ich kann nicht leugnen, obgleich ich bie Denk 
ſchrift mit Aufmerkſamkeit gelefen habe, daß es mir bei Betrachtung 
des Paragraphen wie den Juden ergangen ifl. Ich bin bedenklich 
geweien und muß gefehen, daß viefe Bedenklichkeit durch die Mit⸗ 
theilung Sr. Ercelleng nicht gehoben worben if. Die Gründe, 
welche durch den verehrten Redner vor mir angeführt worden find, 
überheben mich der Nothwendigkeit, fie nochmals anzuführen. Ein 
Beifpiel aber, welches Se. Excellenz anzuführen fo gütig waren, um 
ans für Annahme des Paragraphen zu beftimmen, bat gezeigt, daß 
die Juden in größeren Stäpten ſehr zerftreut wohnen, wodurch ber 
aothwendige Umſtand eintreten müßte, daß die Kinder ſeht weite 
Gaͤnge nach einer einzigen Schule machen muͤßten, wenn eine ſolche 
won ben Juden gewählt würde. Es müſſen dann alſo beſondere 
Beranlaflungen dazu mitwirkend fein, wenn ſie ihre Kinder in dieſe 
eine beftimmte Schule ſchicken follten; Beringungen, die ich nicht in 
Erörterung ziehen Tann. Es hat alfo allerking® gerabe viefer Um⸗ 
ſtand in mir die Meinung erregt, als fei es mehr ober weniger 
der Wunfch gewefen, die jünifchen Kinder zu vereinigen, und dies 
ſcheint mir für die Erziehung der Kinder eben fo nachtheilig, als es 
für die fpätere Entwidelung derfelben ungänfig wirfen fann. Denn 
fe würden ſich leicht von Kindheit an daran gewöhnen, fidy abzu⸗ 
fondern, währen» ich file wünfchenswerth halte, daß fie fo frikh 
wie möglich unter die chriſtliche Bevölkerung gemifckt werden. 

Sendtags- Marie: Wir Tommen nusmehr zur Abſtinuuug 
und zwar, ba ensgegengelehte Bemerkungen flattgefunben. haben, durch 
— Wer alſo dem Antrage ver Abtheilung beiflinunen wi, 

wird es durch Aufichen zn erkennen geben. 

(Es wich dem. Anixage der Abtheiluug heigekimmb) 


= 
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NVebereat (verlieft): 

4 28. 

Zur Theilnahme an dem chriſtlichen ReligionssUntersrichte find die judiſchen 
Kinder nicht verpflichtet; eine jede Judenſchaft ift aber verbunden, ſolche Cinrich⸗ 
tungen zn treffen, daß es feinem jhdifhen Kinde während des fchufpflichtigen Als 
ter an dem erforderlichen HeligionssUnterrichte fehlt. 

ls beſoadere Retgiousielwer können uwe ſolche Perſonen zugelaflen wen 

Ben. Kai jur Ausubung eined Semi vom Giaate die Erlaubniß erhalten 


Das Gutachten lautet: 

Mit $. 28 if die Abtheilung und um fo mehr einverflanden, als fie vens 
felben fo auslegt, daß die Kinder der Juden zwar nicht „verpflichtet“, aber mit 
Genehmigung ihrer Heltern und Bormünder wohl befugt find, dem chrifligen 
"Weligions:Unterticht deizuwohnen; fie ſtellt uur anheim, ob dies vielleicht bei der 
Üechartion noch dentlicher anszuiprechen fein möchte. Die Kinder der Zuden 
awangsweife von dem chriſtlichen Religious-Unterriht anszufchließen, Tann offens 
bar die Abficht des Geſetzgebers nicht fein. 

Shen fo if die Abtheilung mit dem Inhalt diefes Paragraphen dahin eins 
verſtauden, daß den Juden nicht gerade vie Anflellung eines beſonderen Keli⸗ 
gas s Behrens als ein Bmang aufertegt werben fol, wenn nur (wie der Bares 
graph angiebt) dafür geforgt wird, daß es den, Kindern nicht am nöthigen Hies 
ligions⸗Unterricht fehle. 

Eben fo iſt es gewiß angemeflen, daß die Religionsstehrer vom Staate ges 
prüft werden und bie zum Lehramt im Allgemeinen nöthigen Kenntniffe nachwei⸗ 
fen whflen. Vin Mehreres, namentlich ber Nachweis der Kenntniſſe in jübifchen 
Gianbensfahen, wiry. der Gtnat zwar nicht begehren, aber gewiß oft von den 
Zaren wrmänidt werben. 

- Um. nun in diefer Bezichung, wenn ſolche Wünfche vorliegen, zur Grfüllung 
verfelben eine Gelegenheit zw geben, an welcher es bisher in den meiften Fällen 
fehlt, ſchlügt die Mbtheilang einſtimmig vor, zn beflimmen, daß die vorfichend 
ad $. 18-32 Monftituirte Kommiflen dergleichen Prüfungen jüpifcher Religionds 
Lehrer auf deu Wunſch der Gyuügogen s Bereine verzunchmen und über den Ce⸗ 
folg derſelben Beſcheiaignugen zu extheilen befugt fein fol. Solche Beſcheini⸗ 
gungen werben dann felbfiredend Feine offizielle Bedeutung baten und Feine 
StaatssApprobation befunden, dagegen aber doch vielleicht durch die Autorität 
der Mitglieder der Kommifflon für den Verein von großem Werth und Beden⸗ 
tang fein. 

Ru einem bierauf beregliqe⸗ Zufaßg wird der J. 36 von der Abtheiluug 

gu Annahme empfohlen. 


&6 wird alfo der Paragraph pure zur Annahme empfehlen. - 
: Beat. Pethe zu; Aolbeng: Im Ganzen Hin ich, weit dem Sn 
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achten einverftanden, es ift mir aber aus dem Outathtes.ber an⸗ 
deren Kurie ein Paſſus aufgefallen, der mir, modifiziert, wünſchens⸗ 
werth erfchlen. Ich wünfce zwar nicht, daß die Schulen der Ju⸗ 
den durchaus abgetrennt werden, es ift auch ausgeſprochen worden, 
daß fie Religions-Unterridht befommen foßen, es fchien mir aber 
zwedimäßiger, wenn durch eine Mobification des Antrages der ans 
deren Kurie die größeren Spnagogen- Gemeinden verbunden wir 
den, einen Religionslehrer anzuftellen, bamit fie nicht ohne einen 
folchen verbleiben. Wäre dies letztere der Fall, fo möchte dadurch 
der religiöfe Inpifferentismus befördert werben, und dies wünfche 
ich unter allen Umſtänden zu befeitigen. 

Welerent: Zunächſt fcheint es mir bedenklich, auf den Inhalt 
des Gutachtens der Abtheilung der andern Kurie einzugehen, 
da wir nicht einmal wiffen, ob nicht jene Kurie das Botum der 
Abtheilung verworfen hat. Zur Sache ‚aber glaube idy, daß der 
Abficht des geehrten Redners durch den Inhalt des Geſetz⸗Entwurfs 
genügt ifl. Der Staat verlangt nach diefem, daß für den Retigions- 
Unterricht aller jüdiſchen Kinder Seitens ber Synagogen⸗Gemeinden 
geforgt werde, das wird bei den größeren Gemeinden ganz entfchie- 
den von ſelbſt dahin führen, daß fie audy einen eigenen Religions 
Ichrer haben müflen, fchon wegen der Zahl der Kinder. Wollte 
man cd aber blos für die größeren Gemeinden fefehen, dann müßte 
man eine gewiffe Seelenzahl annehmen; dadurch würde denn aber 
ausgefchloffen, was doch fehr wohl thunlich erfcheint, daß ein Leh⸗ 
rer in wei nahe gelegenen, wenn auch größeren Orten unters 
richtet, 3. B. in Elberfeld und Barmen, deshalb möchte ich vors 
ſchlagen, e8 bei der Beſtimmung des. Geſetzes zu laſſen. 

 Sandtags- Marfhall: Findet der Vorſchlag die Unterſtützung 
‚von ſechs Mitgliedern ? 
u (&8 geſchieht. ) 


Referent: Die Abtheilung ift in Betreff des Zufahes der Mei⸗ 
mung, den Grundſatz feſtzuhalten, daß bie Juden eine geduldete 
Religions-Geſchellſchaft ſind. Der Staat verlangt alſo nur, daß 
der Religionolehrer überhaupt die allgemeine Qualifitatien / eines 
Lehrers habe, ob er im Talmud und dergleichen Dingen dewan⸗ 
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dert iſt oder nicht, IR dem Staate gleichgültig: Die Abtheilung hat 
nur geglaubt und Nacheichten darüber erhalten, wie Die Juden ſehe 
wänfcden, daß ihnen Gelegenheit geboten werde, ihre Religionsleh⸗ 
rer prüfen lafſen zu können, auch in Beziehung anf die Kenntuife 
ie ihrer Religion, und ba nun durch bie Weisheit des Geſetzgebera 
sie Kommiſſton angeordnet ift: son. jüdiſchen Gelehrten, fo fragt.es 
ſich ob dieſe nicht, auf den Wunfch der Bereine,. much in jenen 
Kenniniſſen examiniren und über den Erfolg ein Atteſt ausſiellen 
fonnen. 

Minifter eiäker: Gegen dieſen Borfihlug findet. fein. Bebenden 
ſtatt; es ift allerbings, der. Wımfdy.aller. grögeten jübifchen Gemein; 
den, daß ihnen Gelegenheit gegeben werde, befondere Religiensleh⸗ 
rer für ihre Jugend anzuftelln. Hier in Berlin ift ver Anfang 
damit ſchon gemacht, es ift ein Privat-Seminar gegründet, woran 
ein ſehr waderr Mann thätig ift. In diefem jüdifchen Seminar 
wird nur darauf gefehen, jünifche Religionsiehrer zu bilden. Was der 
Staat feinerfelt® in Beziehung auf die Religionslehrer verlangt, ift 
weiter nichts, als bie allgemeine didaktiſche Qualification; auch die 
jüdifhen Religionslehrer werben ihm dieſe nur nachzuweiſen ha⸗ 
ben. Wenn dagegen der Wunſch der Juden dahin geht, daß eine 
befondere Behörbe eingerichtet werde, um Ihre Lehrer in Beziehung 
auf Religions-Kenntniffe und die Fahigfeit, Religlons⸗Unterricht zu 
ertheilen, zu prüfen, fo iſt nicht Das geringſte Bedenken Seitens bes 
Staates dagegen vorhanden; die preußiſche Regierung erwartet je⸗ 
doch, daß ein ſolcher Vorſchlag von den Juden gemacht werde. Die 
verehrliche Abtheilung glaubt, daß das geeignetſte Prüfungsorgan 
die Kommiſſton waͤre, die nach dem Vorſchlage des Geſetzes fuͤr ei⸗ 
nen anderen Zwed eingerichtet werden ſoll. Bei Berathung ber 
Sache Seitens der Regierung hat man nicht daran gedacht, diefe 
Kommiſſton noch für andere Zwecke, als ven im Geſetzentwurf an⸗ 
gegebenen, einzurichten. Da die Kommiflion weſentlich aus der 
Wahl Ber Jüuden ſelbſt hervorgehen fol, fo wird nichts im Wege 
fiehen, daß man bie letzteren bei Organifation der Kommiffton auch 
auf dieſen Gefichtöpunft aufmerffam macht. Die Sache ift übrigens 
noch wicht vorbereitet. Der Vorſchlag dev verehrlichen Abtheilung 





wärde daher jedenfalls von ber Berwaltung näher su prüfen mi 
ſedann würden die Juden felbit näher darüber su hören fein. 

Sandtags- Süarfhall: Die Abtheilung bat feinen befiimemhen 
Borfchlag gemacht, fondern nur den Beitritt zu ihrer Auſicht empfahr 
len, und die Faſſung der fpäteren Redaction des Geſehes vorbehals 
tn. Bir Tommen zur Abfimmung Der Paragraph ſelbſt ‚bei 
keine Bemerkung veraulaft und iſt daher ald angenommen ange 
fehen, nur in Bezug auf den weiteren Borſchlag ift noch eine Abr 
fiimmung erforderlih. Diejenigen alfo, die ver Anficht der Abchei⸗ 
lung beitreten, werben dies durch Aufſtehen zu erkennen gebe. 

(Der Vorſchlag wird angenommen.) 
Uelerent lie vor: sn 


Zur Unterhaltung der Ortofchulen haben die jüdiſchen Glaubensgenoſſen in 
gleicher Weiſe und in gleichem Verhältniſſe mit den chriſtlichen Gemeindegliedern 
den Geſetzen und beftehenden Berfaflungen gemäß beigutragen.” 

Gutachten des $. 39. 

Gben fo der $. 39, defien Irhalt allgemsin gültigen und. geneigten Prinu⸗ 
pien entſpricht. 

(8. 29 wird angenommen.) 

Fürft 9. Radziwill: Der folgende $. 30 geftattet dem Juben 
eigene Schulen anzulegen, $. 29 hingegen läßt fie zu den Orts⸗ 
fchulen beitragen und ich möchte alfo willen, ob, im Ball eine folche 
jübifche Schule fich bildet, die Gemeinde dennoch zur Beiſteuer tür 


bie Ortsſchule verpflihtet fei. 
Belerent: Das wird der folgende Paragraph ergeben. 


„8. W. 

Eine Abfonderung von ben ordentlichen Ortsſchulen lönnen bie indiſq;v 
Olaubensgenoſſen ver Regel nach nicht verlangen; doch iſt den Juden geftattet, 
in eigenem Intereffie auf rund diesfälliger Vereinbarungen unter fih mit Bes 
nehmigung der Schulbehörben Privat s Lehranftalten nach den darüber beſtehenden 
allgemeinen Befimmungen einzurichten. IR in einem Orte ober Schulbezick⸗ 
eine an Bahl mad Wermögensmitteln hinreichende chriſtliche und jühiäie MWewäßs 
Isrung vorhanden, um auch für bie jünifchen Cinwohner ohne deren Ucherbiws 
Dang eine befondere öffentliche Schule aulegen zu fönnen, fo Jann, wenn fonf 
Im allgemeinen Schuls Interefle Gründe dazu vorhanden find, die Abſonderung 
der Jüdifehen Olaubensgenoſſen zu einem eigenen Schulverbande auf den Antrag 
00. Borfiaudes der Indenfchaft angeurbnet werben.” . 8 
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Gutachten ad $. M. Be 
Das, es den Juden, welche in ber Regel dem allgemeinen Souloerhanns 
unterliegen, da, wo fie es wünſchen und Mittel bazu haben, geflattet werde, nr 
auf ihre Koflen eigene Schulen zu fliften,. entfpricht den Grundfägen der Billig, 
felt and der Barität, und die Abtheilung empfiehlt dbager diefen Paragraph, fo 
beie die 58. 31 und 82, zur Unnahme; fie ift aber and einfimmig der Anſicht 
wa eine foiche Biluung ‚von beſonderen Schulen flets dem freien Willen arheimn⸗ 
gegebeu bleiben folle, und beantragt daher, daß den Juden durch das Geſeß auf 
die Beingnig vorbehalten werben folle, die Sonderſchule jeder Zeit wieder aufs 
zugeben und fi) der oder den allgemeinen Drtsfchulen wieder anzuichließen, ſo 
bald auch nur die andererſeits Betheiligten damit einverſtanden ſind, und ohne 
daß der Regierung dagegen ein Widerfpruchsrecht zugeflanden wird. 

Für Boguslaus Wedzimil: Es ift hier gefagt worben: Eine 
Abſonderung von den ordentlichen Ortéſchulen koͤnnen die jübifiien 
Glaubensgenoffen ver Regel nad) nicht verlangen. Ich würde der 
Anficht fein, daß fie e6 in dee Regel verlangen können, wenn fe 
von Nachweis Führen, daB ihre Vermögens» Berhältuiffe es ges 
Ratten. 

Graf York: Es fcheint ein Mißverſtändniß zu Grunde zu 
Hegen; denn es ift ja ausdrücklich in dem folgenden Satze geſagt, 
daß es geſchehen könne, wenn hinreichende Mittel vorhanden find 
und 23 der Wunſch der Synagogen: Gemeinde ift. 

Für B. NRadziwill: Dann begreife ich nicht, warum es vor 
ber anders fleht. 

Graf HYork: Es iſt Die allgemeine Verpflichtung ausgefprechem, 
die für Juden und Ehriften gleih gilt, d. 5. daß die Juden den 
übrigen chriftlichen Staatsbürgern gleichgeſtellt find. Es if Ihnen 
hier nur. Die Berechtigung zugeſtanden worden, daß fle nicht geben 
den bleiben follen an die chriftlichen Schulen, wenn fie die Mittel 
zur Errichtung einer eigenen haben. Aehnliche Rechte haben vie 
chriſtlichen Staats-Unterthanen, fo viel mir bekannt it, Te Errich⸗ 
tung Tonfeflionellee Schulen. 

Graf von Purghaus: Ueber ein Bedenken, weldyes ſich mir 
in diefem Augenblick herausgeftellt hat, möchte ich um Erläuterung 
bitten. Es ift nämlich gefagt, daß eine eigene Schule auf deu Ar 
trag des Vorſtaudes der Judenfchaft angeorpnet werden könne. Es 
IR damit noch nicht ausgebrüdt, daß ſaͤmmtliche Mitgfieer der Ger 
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meinde damit einverſtanden ſind; ich kann mir aber den Fall wohl 
denken, daß die Vorſteher es im jüdiſchen Intereſſe dringend wün- 
ſchen, eine eigene Schule für ihre Judenſchaft zu erhalten, ohne Rüd: _ 
ficht darauf, daß die Mitglieder nicht bemittelt genug find, die Schule 
zu gründen, und daß auf den Antrag des Vorſtandes gegen den 
Willen der einzelnen Einwohner eine Schule errichtet wuͤrde. Ich 
ſtelle anheim, ob das Bebenfen fo wichtig erfcheint, um eine Ergän- - 
Jung hinzuzufügen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich glaube, daB dies Beben: 
fen durch bie bereits acceptirte und im Gefeb enthaltene analoge 
Auwenbung der Städtes Ordnung erledigt if. Der Borftand vers 
haͤlt fich zu den Repräfentanten, wie der Magiftrat zu den Stadt⸗ 
verorbneten, Dritten Perſonen gegenüber wird bie Stadt durch den 
Magiſtrat vertreten; daß er hierzu die. Zuftimmung der Stabiver- 
orbneten haben muß, verfteht ſich deshalb von ſelbſt, weil dieſe bie 
Mittel bewilligen müflen. Auch hier liegt die Bewilligung der Mit 
tel in der Hand der Repräfentanten. Der Vorſtand faun daher 
nur auf Errichtung einer eigenen Schule antragen, wenn bie Rer 
präfentanten damit einverfianden find und die Mittel bewilligen, 
und da Borftand fowohl, wie Repräfentanten aus der Wahl des 
Synagogen» Bereined hervorgehen, fo dürfte ihnen wohl daſſelbe 
Bertrauen zu ſchenken fein, wie dem Magiftrat und den Stadtver⸗ 
ordneten in den Städten. 

. Graf York: Ich werde mir die Bemerkung erlauben, daß es 
micht blos darauf ankommt, daß es der Wunfc if, fordern 28 müß- 
fen auch die Mittel dazu vorhanden und nachgewieſen fein. 

Sandtage - Marihall: Es iR, wenn feine weitere Bemerkung ge 

macht wird, zum nächtten Paragraphen überzugehen. . 
Lelerent (lief vor): i 
„$ 31. 

Die Regierung bat in ſolchem Falle über bie beabfichtigte Scpultzennung 
und den bazu entworfenen Binrichtungsplan die Kommunal: Behörde des Orts 
und die übrigen Interefienten mit ihren Grllärungen und Anträgen zu vers 


nn. $. 32. 
Ergiebt Ri Hierbei ein allſeitiges Cinverſtaͤndniß über die, Biperlmäßjgkeit 


= 15 — 


ver Schul⸗Abtremmung und über die Bedingungen ber Ausführung, fo if bie Her 
gierang befugt, die ensfprechenben Fehfepungen und Ginrichtungen unmittelbar zu 
treffen. 

Im Falle obwaltenber Differenzen bleibt bie Entiepeibung dem Minifter ber 
geiftlichen »c. Angelegenheiten vorbehalten.‘ 

$. 31 und 32 werben ohne Erinnerung zur Annahme em- 
pfohlen. 
(Es wird Dagegen feine Bemerkung gemacht, und find deshalb 
die Paragraphen als angenommen zu betrachten.) 
Relexent verlieft: 
„d 3. 

@ine folde, na $. 30 — 32 errichtete jũdiſche Squle, in welcher die Un⸗ 
tervichts⸗Sprache bie deutſche fein muß, hat die Eigenſchaften und Bechte einer 
öffentlichen Ortoſchule. Ünöbefondere gelten dabei folgende nähere Beſtim⸗ 
mungen: ’ 

a) Die Errichtung und Unterhaltung dieſer Schule liegt in Ermangelung 
einer anberweitigen Bereinbarung den jüdiſchen Binwohnern des Schuls 
Bezirks allein ob. Die Aufbringung der erforderlichen Koflen wird nad 
Maßgabe der Beſtimmung des $. 23 bewirkt. 

b) Wo die Unterhaltung der Ortss Schulen eine La der bürgerlichen Bes 
meinde ift, haben die jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Yalle der Errichtung 
einer eigenen öffentlichen Schule eine Deihülfe aus Kommunalmitteln zu 
fordern, deren Höhe, unter Berudfichtigung des Betrages der Kommunal: 
Abgaben der jäbifchen Binwohner, der aus den KRommunalsKaffen für das 
Ortaſchulweſen fon gemachten Berwendungen und ber Grleichterung, wel⸗ 
ge dem Rommunal-Schuimwefen aus ber Bereinigung der jüdiſchen Kinder 
in eine befondere jüdifche Schule erwächft, zu bemeflen und in Ermange⸗ 
Iung einer gütlichen Vereinbarung von den Miniftern der geiftlichen ac. 
Angelegenheiten und des Innern feſtzuſetzen iſt. 

e) Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen werden, wenn fle eine öffentliche jüͤdiſche 
Scule unterhalten, fowohl von ber Autrichtung des. Schulgelves, ala auch 

von,allen anmittelbaren, perfönlichen Leiftungen zur Unterhaltung der or⸗ 
dentlichen Ortoſchulen frei. 

d) Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf die jübifchen 
Kinder beichränft.” 

Das Gutachten lautet: 
$. 33. 

Der Inhalt des 8. 33 ergiebt fi) aus allgemein gültigen billigen Grund⸗ 
fägen, und fchlägt die Abtheilung vor, denfelben unverändert anzunehmen, 

Die Abtheilung ift auch damit einverftanden, daß — ($. 33 ad d) — 
vie fasifchen Schulen nur von Kindern diefer Konfefflon befucht werden bürfen. 


IX, 10 
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Prinz Yiren van Kurrlaud: In den Motiven zu 8. 33 heißt eb: 
Ke folgt biegens, daß die au oͤſſentlichen Schulen fungirenden jndiſchen Leih⸗ 
rer auf diejenigen Vorrechte, welche den chriſtlichen Lehrern zuſtehen, wie auf 
die Befsefung von her Zahlung der Klaſſen⸗Stener und von den Kommunal: 
Laſten, feinen Anfpruch zu machen haben. Wines befunderen Vorbehaltes bes 
darf es indeß in dieſer Beziehung nicht, weil die jadiſchen Lehrer, auch wenn 
fie an öffentlichen jüpifchen Schulen angeftellt And, nicht den Gharakter als 
mittelbare Staatsbeamte haben. Dagegen verftcht es fich von ſelbſt, daß die 
an öffentlichen jübifchen Schufen angefteliten Lehrer nicht willkürlich entlaſſen 
werben dürfen, fondern fo lange als Sffentliche Clementarlehrer anzuſehen find, 
bis die Regierung ſich veranlaßt ficht, ihre Entlaffung im verfeffungsmäßigen 
Disziplinarwege anszufprechen. 
G6 fragt ſich, 

ab her jünifge Religiono⸗Unterricht in den Lehrplan ber öffentlichen 

jünifchen Schulen aufgenommen werben darf, ober ob derſelbe den jü⸗ 

bifchen Gemeinden zur befonderen Beranftaltung überlaflen bleiben fol ? 
Streng genommen, iR die Ausfchliefung des Religions s Unterrichts von dem 
Lehrplan der für jüdiſche Glaubensgenoſſen beftimmten öffentlichen Ortsfchufen 
lediglich eine Folge des allgemeinen Grundſatzes Kber das Verhältniß ter Ius 
ben als einer blos gebnldeten Meligtouss @efelifchaft, von welchem Grundſatze 
as abzumeichen [deint, wenn in ber Glementarfchnie, als einer zu öffentlichen 
Rechten beſtehenden Anſtalt, auch der jüdifche ReligionssUnterricht ertheilt wird. 
88 war hierbei indeß fchon immer vorausgefept, daß die Juden fich des Los 
kals und des Lehrers Berfonals der EClementarſchule auch zn den Privat: Lehr: 
Runden in der Religion, in einer praftifch ſonach ziemlich auf daſſelbe hinaus⸗ 
gehenden Art, bedienen fönnten und würden. lm fo weniger ſcheint es einem 
Bedenken zu underliegen, daß, nachdem inmittelſt auch in einem Spezialfalle 
mit einer Abweichung von jenem Grundſatze vorgegangen if, die Aufnahme 
des Religionss Unterrichts in den Lehrplan einer öffentlichen jüdiſchen Schule, 
ohne ausbrüdliche Beſtimmung bierkber in dem zu erlaſſenden Geſetze, nachge: 
geben werbe. 

Endlich iR nach zu bemerken, daß bie befonderen ſübiſchen Schulen, nas 

mentlich auch in Betreff des Schulzwanges, biefelbe Behandlung wie bie chrifts 
lien Schulen werden zu erwarten haben.‘ 


Ich wollte den Antrag ftellen, ob nicht den jüpifchen Lehrern 
auch Die Rechte zugeftanden werben bürften, die ben chriſtlichen Leh⸗ 
rern zuftehen. Ich habe mich im der Abtheilung mit meinem An- 
trage in der Minorität befunden, ein verehrter Freund war mir da- 
mals beigetreten, und ich vermifle leider in dem Gutachten der 
Abtheilung bie Erwähnung dieſes Pafſus. Ich glaube, es liege in 


4 


der Gerechtigkeit, DB den MWdiſchen Lehrern andı vie Vorrechte zu 
Theil werden, welche vie chriſtlichen Lehrer zu beanfprudhen berech⸗ 
tigt find. Ich trage demmady darauf an, daß die jüdiſchen Lehrer 
von der Kiaffenkeuer und den Kommunallaſten gleich den anderen 
Lehrern befreit fein möchten. 

Sandtege- Maexſchall: ES fragt fich, ob der Antrag Unter⸗ 
Räpung findet? 

(Wird hinreichend unterftäßt.) 

Rekerent: Der Antrag iſt alfo gerichtet? Wenn ich bitten 
würfte, ihn nochmals vernehmen zn Bunen. 

Prinz Piren son Curlaud: Auf Befreiung der jüldifchen Leh⸗ 
rer von der Aafſenſteuer und den KonnnunalsRaften gleich den ans 
Deren Lehrern. 

Minister Eihhorn: Ich muß bemerken, daß das Prinzip der 
Gleichſtellung hier nicht in Anwendung fommt. Dem auch bie ges 
duldeten hriftlichen Religionds Gefellichaften haben das Recht, 
Peivat: und äffentlihe Schulen anzulegen, ohne daß bie jegt ihre 
Lehrer viefelben Vorrechte genöffen, wie die Lehrer der anderen df- 
fentlichen Schulen der anerkannten chriſtlichen Religiond- Parteien. 

Graf York: Ich erlaube mir darauf zu erwiedern, daß dar⸗ 
über fein Berathungs⸗Gegenſtand vorliegt. Fallo bei den chrifts 
lichen Lehrern der gebuldeten Kirchen Bedenfen obwalteten, würde 
ich, falls ed der Berathung anheimgegeben wäre, dafür ſtimmen, 
daß aud) die nur geduldeten chriſtlichen Sekten diefelben Rechte hät⸗ 
ten, wie bie anerfannten Konfeffionen. Ich Tann mich jedoch hier 
nur cm das halten, wad der Kurie jebt vorliegt, und dies betrifft 
wer die jübifchen Lehrer. Sch habe ſchon im ver Abtheilung meinen 
verehrten fürkliyen Freund aus Schleften unterflügt, und Ich muß 
auch jest dafür flimmen, daß den jüpifchen Lehrern viefelben Vor⸗ 
rote zu Theil werben, wie den chriftfidhen, da ed, wenn auch von 
nicht erhebticher materieller Wichtigkeit, doch der Rechtögleichheit . 
halber: bedeutend M. 

som Kroſigk: Es iſt nicht von Lehrern hriftficher Diſſtdenten 
die Rebe, fondern von den Privatiehrern chriſtlicher Konfeffionen. 

19%» 
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Graf York: Ich bitte um Entſchuldigang; es war bie Rebe 
von den Lehrern der gebuldeten Selten. 
Staats-Miniſter Eichhern: Allerdings meinte ich die chriſtli⸗ 
chen geduldeten Religions⸗-Geſellſchaften. So wie die Geiſtlichen 
der geduldeten chriſtlichen Religions⸗-Geſellſchaften nicht die Vor⸗ 
rechte haben, wie die der anerkannten Religions » Partei, fo haben 
auch die Schullehrer diefer blos gebulbeten Sekten diefe VBorrechte nicht. 
von Arsfigh: Aber die Privatlehrer der herrfchenden Kirche 
baben fie auch nicht. 

Beferent: Ich habe, gegen den Borfchlag des Prinzen Biron 
nichts zu erinnern, ich bemerfe nur, daß, wenu auch hier nicht bie 
Rede ift von ben Scäullehrern der Difliventen - Bemeinden ober der 
nur gepuldeten Religions sGefellichaften, wie der Herrnhuter ober 
Mennoniten, doc die Folge davon unbevenklich fein wird, daß biefe 
diefelben Anſprüche machen würden, wogegen ich freilich auch nichts 
zu erinnern hätte. Danach würde ich mie den Vorſchlag erlauben, 
daß wenn bie Kurie den Antrag annimmt, derfelbe fo geflellt würde, 
daß die jüdiſchen Lehrer die beregten Begünftigungen nur infoweit 
und fo lange genießen follen, als die chriſtlichen Lehrer gleiche Vor⸗ 
rechte befiten. Denn wie wir aus dem Entwurf zur Einfommen- 
ftener erfehen haben, geht die Tendenz dahin, aud) den chriſtlichen 
Lehrern diefe Vorrechte zu entziehen. 

von Maſſenbach: Ic, wollte mir die Bemerkung erlauben, daß 
bie Mennoniten und Herrnhuter nicht zu den geduldeten, fondern 
anerfannten Selten gehören. 

Beterent: Ich beziehe mich auf das Religions⸗Edikt von 1788. 
. dendings- Klarihall: Wir kommen zur Abflimmung, und zwar 
zuerft über den Antrag der Abtheilung, welcher dahin geht, ven Pa⸗ 
ragraphen bes Gefeh-Entwurfs anzunehmen. Es ift feine entgegen» 
ftehende Bemerfung gemacht, und der Paragraph wird alfo als an⸗ 
genommen zu betrachten fein. Es wird nun bie Abſtimmung er» 
folgen über den Vorfchlag, der von dem Pringen Biron gemacht 
ift, und diejenigen, die diefem Vorſchlage beitreten wollen, würden 
dies durch Aufftchen zu erfennen geben. _ 

(Es erhebt fih feine Majorität dafür.) 
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(Ein Mitglied bittet ums Wort.) 
Wir find in der Abftimmung begriffen, und ber Vorſchlag iſt 
nicht angenommen worden. Wir kommen nun zum nädıften 


Paragraphen. 
Beferent (lieft vor): . 
„8. 34. 


Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Vorſteher 
der Iudenfchaft unter eigener Verantwortlichleit dafür zu forgen, daß jeder Knabe 
ein nützliches Gewerbe erlerne oder fi auf wiflenfchaftlichen .Lehranftalten einem 
höheren Berufe widme, und daß Feiner derfelben zum Handel oder Bewerbebetriebe 
im Umherziehen gebraucht werde. Sie haben fich deshalb zunächft mit den Vaͤ⸗ 
tern oder Vormimdern zu vernehmen; wenn aber anf biefem Wege der Zweck 
nicht erreicht wich, fo haben fir ihre Anträge an den betreffenden Magiftrat, reſp. 
an den Kreio⸗Landrath zu richten, welcher die Väter ober Bormüuber, Lepiere 
unter Vernehmung mit der oberen vormundfchaftlichen Behörde, anzuhalten bat, 
daß den Knaben die erforderliche Vorbereitung für einen willenfchaftlicyen ober 
fünftferifchen Beruf, oder für ben Betrieb des Landbaues oder eines anderen ſte⸗ 
henden Gewerbes zu Theil werde.” 

Gutachten zu 8. 34. 

Gegen die nach dem Gefeh- Entwurf beabficktigte Faſſung des $. 34 haben 
ſich wiederum vielfache Bedenken erhoben. Man findet darin wieder eine Heran⸗ 
siehung des Vorſtandes der Vereine zu bürgerlichen, faft polizeilichen Gefchäften 
und eine Berlekung der Rechte der Aeltern, über die Zukunft‘ ihrer Kinder zu 
befinmen. Mau glaubt, daß die Vorſtaͤnde biefe Verpflichtung boch ohne Liebe 
erfüllen werden, und daß dann ein. erheblicher Erfolg nicht zu hoffen ſei. 

Diefe Grunde Haben auch die Minorität der Abteilung veranlaßt, anf Weg⸗ 
lafjung dieſes ganzen Paragraphen anzutragen. 

Die Majorität von 5 gegen 2 Stimmen hat fidh jedoch diefem Antrage nicht 
angeichloffen; fle Hat erwogen, daß das Gefe von 1833 für das Großherzog⸗ 
tham Bofen, $. 13, eine aͤhnliche Beſtimmung enthält, und Gelegenheit gefuns 
ven, ſich darüber zu informiven, daß dieſe Beſtimmung bort gimſtige Brfolge ges 
habt hat; fie bat ferner erwogen, daß diefer Paragraph von dem Vorſtande des 
Vereins doch eigentlich nichts als Rath und moralifche Ginwirfung verlange, 
welcher von einer Stelle, welche religiöfe und Schul: Intereffen verwalte, wohl 
begehrt werten Tonne; fie hat fich aber freilich auch nicht verhehlt, daß die beab⸗ 
fihtigte Jaffung dieſes Baragraphen Feine ganz glückliche fei, und theilweis zu 
den Erinnerungen Veranlafſung gegeben habe, welche diefe Geſetz⸗ Stelte bervor⸗ 
gerufen hat. 

Die Majoritaͤt der Abtheiluug ſchlägt daher vor, dieſen Paragraphen zwar. 
beizubehalten, deſſen erſten Sab aber möglicherweife dahin zu faflen: 

„Nach vollendeter Schulbildung der judiſchen Knaben haben die Vorſteher des 
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Bereins durch Math unk Bufpru dahin zu wirken, Daß jeher Knabe ein nkhs 
. lies Gewerbe erlerne ober ſich auf wiflenfchaftlichen Lehr⸗Auſtalten einem bös 
beren Berufe winme, und daß feiner derfelben zum BewerbesBetrieb im Ums 
herziehen gebraucht werde.“ 
Sie haben ſich (u. ſ. w.)“ 

Fürft Wilheln Nedziwill: Ich fühle mich verpflichtet, die An⸗ 
fit der Minorität zu vertreten, da aber auch mein Kollege aus 
Schleſien in diefer Angelegenheit fprechen will, fo will ich ihm das 
Wort überlafien. 

(Straf Dort verzichtet auf das Wort zu feinen Gunften.) 

Wir haben Beide gegen den Paragraphen geſtimmt, weil wir 
eine bedenlliche Ausdehnung des Bevormundungs⸗Primips in dem⸗ 
ſelben erkanmt haben, gegen welche wir das Innere der Familien 
jedenfalls gefchügt wiflen wollten. Ich glaube auch nicht, daß bie 
Beſtimmungen des Paragraphen von praftifcher Bedeutung fein würs 
den, wenn fie beibehalten würden. Denn wenn ber Vorſtand ver 
Synagogen sBereine dazu verpflichtet wird, fo läßt fi) erwarten, daß 
er den Peragraphen gar nicht oder nur mit üblem Willen zur Aus⸗ 
füheung bringen were. 

Graf nen York: Ich wollte doch bemerken, daß, wenn auf 
die Wirkung des Gefehes vom Jahre 1833 auf die Juden im 
Großherzogthum Pofen Berug genommen wird, wies infofern für 
vie Juden in den anderen Provinzen der Monarchie etwas vielleicht 
Berlependes, doc, gewiß Zurüdfegendes hat, da ed anerfannt wor: 
den ift, daß die größere Zahl ver Juden im PBofenfchen noch auf 
einer fehe niebrigen Stufe der Kultur ſteht. Man hat daher ge 
glaubt, bier zu Hälfe fommen zu müflen, und eine GBeringfchägung 
der weiteren Erziehung abftellen wollen. Ich glaube, daß dies bei 
den anderen Juden nicht nöthig fcheint, denn fo viel mir befaunt 
iR, find fie in der Erziehung ihrer Kinder fehr forgfältig. 

Graf von Faber: Ic kann mich ande nur der Winerität ans 
ſchließen und wärbe glauben, daß eine ſolche Bevormundung zu 
weit in die Familie einpringt, wenn bie Kinder durch die Polizei⸗ 
Behörde ihrem Beruf zugewiefen werben follen. Denn es if in 
dem fraglichen Paragraphen nicht nur ber Vorſtaud ber Judenge⸗ 
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meinbe gemeint, welcher einſchreiten Toll, fondern Ihm die Macht 
gegeben, die Beltzel-Behärbe zum Cinfhreiten aufgurnfen. 

Für zu Syuar: Wach ‚ich ſchließe mich der Anſicht der Mir 
norität an, weil ich in Religionsfragen dem Prinzipe der ‘Barität 
allerwärts Geltung zu verfhaffen münfce und ich nicht einzufehen 
vermag, weshalb die Juden hier anders geftellt werden follen, als 
ihre cheiftlichen Mitbürger. Jede Bevormundung felbftfkinpiger Men⸗ 
ſchen ift Berlegung. 

Welerente Da die Mitglieder der Majorität in der Abtheilung 
nicht das Wort ergreifen, fo fehe ich mich genöthigt, die Anſicht 
ver Majorität zu veriheidigen. Es handelt fi) um einen wichtigen 
Gegenſtand und nicht blos darum, daß die Zubenfinder ſorgfam er: 
jogen werden, denn in diefer Beziehung würbe den Juden fein 
Borwurf zu machen fein, fondern darum: Dahin zu-wirfen, daß die 
Juden mehr vom Handel ablafien und Gewerbe betreiben, Grund» 
flüde erwerben oder eine Kunft eriernen, und in dieſer Beziehung 
M eine Einwirkung auch außerhalb des Großherzogthums Poſen 
wicht überfläffig, namentlich in den Landestheilen, wo ſich biäher 
auch außer dem Großherzogthume Poſen die Juden bis auf ven 
heutigen Tag in gebrüdten Verhältnifien befanden, und da glaube 
ich, Daß es nothwendig und praktiſch ift, auch dort darauf hinzu- 
wirken, daß fie Gewerbe treiben und Grunbflüäde erwerben. Run 
begehrt der Vorſchlag, daß dies von dem Vorftande der Synagogen» 
Bereine gefchehen fol, weiter nichts als eine rathende und gütfiche 
Einwirkung, und wenn dieſer Rath feine Einmwirfung hat, fo foll 
der Polizei⸗Behoͤrde Anzeige gemacht werden, damit fie weiter das 
für forgen kann. Wie dies gefchieht, ergiebt der Paragraph. (Lief't 
bie betreffende Stelle vor.) Ich glaube, daß eine foldye Einwirkung, 
Die fih in Bofen praftifch nüplich ermiefen hat (denn der Gewerbe⸗ 
Betrieb hat dort unter den Juden fehr zugenommen, wenn auch noch 
nicht in gleihen Maße der Aderbau), wohl allgemein zu em⸗ 
pfehlen ifl. 

Graf zu Bsims-Baruth: Der größte Theil der jüdiſchen Ve⸗ 
völferung befchäftigt ſich mit dem Handel, und es hat der Majos 
ritat vorgeſchwebt, daß es mur erfreulich umd erſprießlich für bie 
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Bildung der Juden fein würde, wenn ſie mehr und mehr ven die⸗ 
fem Hange abgezogen und zu den übrigen Beichäftigungen hinüber⸗ 
gezogen würden. Da aber die eltern ſelbſt ſich mehrentheis mit 
diefem Gewerbe befchäftigen, fo liegt e6 fehr nahe, daß fie. auch die 
Kinder demfelben zuwenden. Ich glaube aber, daß es nur wohl- 
thätig fein kann, wenn, wie gefagt, bie jübifche Jugend fich einem 
anderen Beruf zuwendet und namentlid) vom Kandel im Umher⸗ 
ziehen abgeleitet werde, und es ift die Majorität von dem Geſichts⸗ 
punkte ausgegangen, daß eine Ermahnung der eltern durch ven 
Vorſtand der SypnagogensBereine fehr wohlthuend und ganz am 
feinem Drte fein wird, damit die Kinder zu anderen Beichäftigungen 
angehalten werben. Bon biefem Gefichtöpunfte ausgehend, gimubte 
man, daß ein wohlmeinender Rath vortheilhaft amd überzeugend für 
die Weltern fein wird, weil in neuerer Zeit bier und da die Kinder 
bee Juden angefangen haben, fich anderen Gewerben zuzuwenden, 
dies ſich aber nur vortheilhaft zeigen wird; man glaubte der Fünf- 
tigen jübifchen Bevölferung einen größeren Sporn zu geben, wenn 
man fie auf biefe Weife zu anderen Gefchäften veranlaßte. Dies 
ift der Gefichtöpunft, aus welchem wir biefe fcheinbare Befchränkung 
befürwortet haben. 

Geh. Regierungg-Rath Schröner: Es wird zu beachten fein, 
daß in einzelnen Landestheilen noch ähnliche Verhältniſſe obwalten, 
wie 3. B. im Großherzogthum Pofen, 3. B. in Preußen, in Weſi⸗ 
phalen, wo die Juden fich theilweife noch in einem Zuflaude befins 
den, der es dringend wünfchenswerth macht, fie vom Handel im 
im Umberziehen abzuziehen, wie der Gefeß- Entwurf beabſichtigt. 
Die dem Gefeß »Entwurfe beigefügte Anlage B. ergiebt aber auch 
im Allgemeinen, daß ſich unter den Juden bereit der 58fte dem 
Handel im Umberziehen hingiebt, während unter den übrigen Eins 
wohnern nur ehva der 1000fte fih dieſer Beſchäftigung widmet. 
Daß der Handel im Umbherziehen der fozialen Verbeflerung ber 
Juden entgegenfteht, nehmen die Landes» Juftiz- Kollegin in ihren 
Aeußerungen, weldje in der Beilage B. der Denffchrift mitgetheilt 
find, übereinftimmenb an. Auch die Regierungen haben dies in 
ihren Berichten bemerkt. Selbſt in dem bereits früher vom Herr 
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Geafen York in Bezug genommenen, in ber hiefigen Boſſiſchen 
Zeitung Nr. 106 dv. I. abgebrudten Wuffape zur Vertheidigung ber 
Juden gegen etwa nachtheilige Kolgerungen aus den Brozeß- Tabellen 
it hervorgehoben, 
daß die verfchiedenen Berufsarten auch einen ungleichartigen Reiz 
zum Verbrechen bevingten, daß bie chriftliche Bevölkerung zu Drei 
Biertheilen aus Lanpbauern beftehe, die Juden dagegen faſt 
ſaͤmmtlich den gewerbtreibenden Klaſſen angehörten, 
woran die Frage geknüpft wird: 
welchem Stande die Verſuchung näher liege, als dem Kaufmann, 
dem Krämer, dem Handwerker, deren Eriftenz von ihrem Wig, 
von ihrer Erfindungsgabe abhänge, die das Veraͤnderliche, Flich- 
tige-zu beforgen hätten, während der Landmann auf das Blei- 
benve, Unveraͤnderliche geſtellt fei. 

Dem Geſetz⸗Entwurfe liegt eine fo weit gehende Vorausſetzung 
nicht zum Grunde; derfelbe beabfichtigt Kauptfächlich nur, die Juden 
vom Handel im Umherziehen abzulenfen. Jene Gründe möchten es 
aber jedenfalls raͤthlich machen, daß den Juden felbft die Mittel 
dargeboten werden, auf die jüngere Generation einzuwirfen und 
folche von ‚dem überwiegenden Hange zum Hauſirhandel abzuleiten, 
wie dies in der Provinz Poſen erzielt ift, wofelbft Die Juden unter 
dem Einflufie der Verordnung vom 4. Juni 1833 ſich bereits zahls 
reich anderen Gewerben zugewendet haben. 

Graf von York: Ich wünfche fehr lebhaft, daß die Juden fidh 
einem anderen Gewerbe ald dem Handel im Umherziehen widmen, 
ich habe auch nicht Dagegen, daß fie davon möglichft abgelenft wer- 
ben, fondern ich habe mich nur gegen das Mittel, weldyes dazu ans 
gewendet werben fol, nämlih das Einmiſchen der Polizei in bie 
innerfien Yamilien- Berhältniffe, ausgefprochen. Wenn aber ven 
Juden größere Freiheit zugeftanden wird, alsdann wird es fich auch 
von felbft verftehen, daß fie fich mehr und mehr dem Gewerbe und 
dem Aderbau zuwenden werben, was jebt freilich nur in geringem 
Maße der Fall ift, indefien wer ba weiß, in welcher fchiwierigen 
Lage ein Jude ſich befindet, der jetzt ein Aderftüd anfauft und bes 
wirtbfchaftet, der wird es begreifen, warum fie ſich zur Zeit von 
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dieſer Beſchaftigung noch zuruͤchziehen. In zu gewähsenber groͤßerer 
Freiheit und Anerkennung iſt die beſte Abhülfe zu ſinden. 

Graf von Bieten: Wenn durch ven $. 34 die Kinder armer 
und ungebildeter Juden, denn von diefen fann natürlich nur die 
Rede fein, von dem Lieblingsgewerbe ihrer Bäter, vom Handel ober 
vom fogenannten Schacdher, abgeleitet werben follen, um te den 
chriſtlichen Gefchäften zuzuführen, fo würde dieſer Paragraph ges 
rade die entgegengefebte Wirkung haben, indem man im Allgemeinen 
immer mit Wiverwillen das thut, wozu man durch Zwang ange 
halten, vorzüglich wenn diefer von der PBolizeis Behörde ausgeübt 
wird, und ich würde demnach den Wegfall diefes ganzen Para⸗ 
graphen beantragen. 

Belermt: Die Anficht des letzten Redners hat die Erfahrung 
im Pofenfchen gegen fih. Ich kann auch nicht zugeben, daß, wie 
der Reduner fagte, die Anordnung des Gefep-Vorfchlaged Fein Ges 
winn fein würde. Diefelbe würde der Behörde oder dem Amt⸗ 
mann doc immer Beranlaffung geben können, den Borfland des 
Bereins kommen zu laſſen und ihn zu fragen: „Wie kommt es, 
bag eure Kinder faft alle noch Schacher treiben, ihr werdet mir 
Bericht darüber erſtatten“; ift eine ſolche Beflimmung, wie das 
Geſetz vorfchlägt, nicht sorhanden: fo Tann der Vorſtand antworten, 
daß dies nicht zu den Gefchäften des Vereins gehöre; tft aber eine 
ſolche Beftimmung vorhanden, fo kann eine dergleichen Antwort 
nicht erfolgen, und der Vorſtand ift gehalten, dariiber Auskunft 
zu geben und Bericht zu erflatten. | 

Iandtage- Marfhell: Wir fommen zur Abfkimmung. Dies 
jenigen, weldye dem Antrage der Abthellung beitreten, würden vies 
durch Aufftehen zu erfennen geben. 

(Eine Majorität entfcheidet fih für die Annahme.) 

Beterent: Der nächſte Paragraph führt uns auf ein weites 
Feld, welches wir heute faum zu Ende bringen werden. Gr betrifft 
die Zulaffung der Juden zu öffentlichen Aemtern. 

„$. 35. 

Zu unmittelbaren StaatssAemtern follen die Juden infoweit zugelaffen wer⸗ 
den, als fie ſich Yırch den Dienf im fichenden Beere verfaffungemäßig Civil⸗ 


Derforgungts Unfpriche erworben haben und wett den ihnen zu Kberiragenden 
Givii⸗ und Mititeirdienfen nicht die Ausübung einer obrigkeitlichen Antorität 
verbunden if.’ 

Gutachten zu 8. 35. 

Der 6. 35 des Geſetzes iſt wohl der wichtigfte, aber auch zugleich beftrits 
tendſte umd vielleicht ſchwierigſte des vorliegenden Geſetzes. Derfelbe fpricht aber 
von mehreren Begenftänden, welche befonders abgehandelt werben müſſen. 

1) Bon der Zulaflung der Juden zum Gtantedienft (abgefehen von Lehr⸗ und 
Schul⸗Aemtern); 
3) von deren Sulaffung zu mittelbaren Staats⸗ und Kommunal⸗kAemtern; 
3) von deren Beſtellung zu Schiedsmännern und Juſtiz⸗Kommiſſarien; 
4) von deren Zulaſſung zu alademifchen Lehr⸗Aemtern 
und endlich 
5) von deren Ernennung oder Wahl zu Lehrern bei Gymnaſien und Schul⸗ 
Anftalten. 

Es wird nothwendig fein, bei der Erörterung diefer Segenftände die Beſtim⸗ 
mungen des Soifts vom II. März 1812 zu vergegenwärtigen. 

Die 88. 8 und 9 vieſes Geſetzes lauten: 

$. 8. Sie (die Juden) Tönnen daher akademiſche Lehr: und Schul⸗, auch 
GemeindesYemter, zu welchen fie fi gefickt gemacht haben, vers 
walten, 
und 

8.9. Inwiefern die Juden zu anderen öffentlichen Bebienungen und Staates 
Aemtern zugelaflen werden können, behalten Wir uns vor, in ber Folge 

der Seit gefeßlich zu beſtimmen. 

Hieraus ergiebt ſich zunaͤchſt: 

ad 1. Mücdfichtlich der unmittelbaren Staats sMemter, daß in Beziehung 
auf diefe das Weitere vorbehalten und den Juden befiimmte Zus 
fagen nicht gemacht worden find. Der Geſetzgeber hat hier freie 
Hard. Der Geſetz⸗-Vorſchlag fichert den Juden die Anftellungen 
gu, für welche der Anſpruch durch Militair⸗Dienſt und Civil⸗Ver⸗ 
forgungsanfprüche verfaffung mäßig erworben wird, infofern mit 
diefen Aemtern nit „obrigkeitliche Autorität” verbunden if. Ein 
Refkeipt der Königlichen Minifterien des Innern und der Finanzen 
vom 21. März 1846 hat hierüber andy fchon die Behörden mit 
Anweiſung verfehen und näher und wohl beflimmter und beffer 
gefagt, daß die Juden in Bolge von Milltair: Berforgungs Ans 
ſpruchen zu foldgen Aemtern augelaffen werden könnten, mit wels 
chen eine richterliche, polizeiliche odererefutive Gewalt vers 
bunden iM. Diefe Beſtimmung iſt wohl ein Korrelat der Anordnung, 
daß die Juden jegt allgemein zum Militairdienft verpflichtet worden 
: And. Da wan Ionen die Geerespflicht auferlegte, wollte man auch 





— 156 — 


ben invalide gewordenen ober ſonſt durch langen amb treuen Mi⸗ 
litairdienſt verdienten Juden nicht die Momter vorenthalten, welche 
in der Regel verdienten Soldaten ale GivilsBerforgung gegeben 
werden. Welpe Aemter dies find, iR im Allgemeinen befaunt, es 
find dies Secretair⸗ Schreiber, Schirrmeiſter⸗, Botens und ähns 
liche Stellen, fe alle aufzuzählen, würde in die Kafuiftif verfallen; 
dem preußifchen Staatsbeamten und auch dem Publikum find ſolche 
genugfam befannt, und dieſe den Juden nicht vorzuenthalten, ers 
fheint ſchon als Korrelat der Heerespflicht billig, auch ſind davon 
Mißſtaͤnde nicht zu befürchten, und die Abtheilung theilt infoweit 
ganz die Anficht und den Inhalt des Geſetze Entwurfs. 

Wenn dabei Aemter mit ricgterlicher, polizeilicher und exeku⸗ 
tiver Gewalt ausgefchloffen worben find, fo führt Dies auf die Er⸗ 
örterung über, in_wie weit überhaupt Juben zum höheren Staates 
dienft zugelaffen und ihnen Aemter gegeben werden können, buch 
weiche fie zur Obrigkeit über Chriſten befellt werben. 

Die Anfichten find hierüber in der Abtheilung getheilt geweſen; die Minori⸗ 

tät ift der Anficht, daß bie Juden zu allen Militairs und Civil» Aemtern junges 
laſſen werben könnten und follten, infofern folche nicht die chriſtliche Kirche fans 
giren; fie begründet dies dadurch, daß im legten Freiheitskriege befanntlich einige 
Juden zu Offizieren befördert worden find nnd theilweife noch jegt als folche in 
der Armee dienen. Die Minorität folgert hieraus, daß, wer zum Offizier im 
Kriege tauglich fei, auch zu allen Aemtern befähigt erfcheinen müfle; fie behanp⸗ 
set ferner, daß es vom fittlihen Stanppunfte aus nicht gerechtfertigt erfcheine, 
einen Staatsbürger von der Ansübnng feiner Rechte, feines Glaubens wegen, 
auszufchließen. 
.. Im Gegenfaß diefer Anfiht Hält es bie Majorität der Abtheilung nicht für 
thunlich, den Juden, abgefehen von ben Militair-DBerforgungssPoften, Staates 
Aemter, und namentlich folche mit zichterlicher, poligeilicder oder. erefutiver Bes 
walt, zu übertragen. 

Der ganze preußifche Staat und deſſen Berwaltung beruht auf Grundſätzen, 
welche unverfeunbar aus dem Chriſtenthum hergeleitet find; an diefer Regierung 
Männer Theil nehmen zu laffen, welche einer Religionss Partei angehören, beren 
Gruudſäte der Mehrzahl der Cinwohner des preußifchen Staates fremd find, ers 
ſcheint nicht thunlich; die chriſtliche Bevölferung möchte ſich auch ungern eine 
jüpifche Obrigkeit gefallen Laffen. Alle Handhabung der Obrigkeit muß wohl in 
unferem Lande, welches neben 206,000 Juben von circa 15,900,000 Ebriften bes 
wohnt wird, auf der Grundlage ber chriſtlichen Lehre und Moral beruhen, auf 
der Lehre: daß man auch dem Feinde vergeben und ihm wohlthun fol. — Ob 
die Juden fich auch zu die ſer Lehre befennen, if Nanchen zweifelhaft, noch 
Mebreren unbefannt. 

Außerdem ſtehtt jeht bei uns bie Staats-Werwaltung noch im vielfacher un⸗ 
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mittelbarer Beziehung zur evangeliſchen ober katholiſchen Kirche, und die Ver⸗ 
bältniffe der konfeſſionellen Elementarſchnlen fliehen mit der Kirche in enger Bers 
bindung. Au den Bunctionen diefer Art kann doch wohl ein Jude nicht Theil 
nehmen; ein jüdischer Landrath würde bei allen Aufträgen in Kirchen: und Schuls 
fachen eines Vertreters bevürfen, ein jüdiſcher Regierungsrath faR in jeder Eis 
hung wegen des Vorkommens von Vorträgen diefer Art das immer verlaflen 
oder fich des Stimmens enthalten müſſen. Noch Höhere jüdiſche Beamte könn⸗ 
ten möglicherweife ihr Anfehen dazu brauchen, die Interefien des jüdifhen 
Glaubens zu fördern, und damit möchten die 15 Millionen chriftlicher Un: 
terthanen ſchwerlich zufrieden fein. 

Ferner bleibt zu beachten, daß in ber jetzigen preußiſchen Monarchie keine 
Bürean s Herrfcaft mit abfeßbaren Beamten befleht, die unbebingt ben, Befchlen 
der Vorgeſehten gehorchen müflen. In smnferen richterlicheu und abminikrativen 
Kollegien entfcheivet das Votum, was fich kaum immer von perfönlicgen Anfiche 
ten frei erhalten Täßt. | 

In Nord: Amerifa if die Berwaltung des Staats gänzlich von den kirchli⸗ 
den und Schul⸗Verhaͤltniſſen gefondert, im preußifchen Staate verhält fich dies 
anders, und kam fo leicht nicht geändert werden. 

Unter den obwaltenden Verhältniſſen muß ed baber unthunlich erfcheinen, 
bier bei uns die Chriſten durch Juden xegieren zu laflen. 

Zieht man die Verhältnifle des Heeres in Erwägung, fo find alle Befördes 
sungen in diefem lediglich Sache des Landesherrn. Hat diefer in einzelnen Fällen 
tapfere oder verdiente Juden zu Offizieren befördert, fo ſteht es ihm ſelbſtredend 
frei, dies auch künftig wieder zu thun, ein Zufap zu vorliegendem Geſeß fann 
hierüber nicht beitimmen, weder Anſprüche geben, noch nehmen, 

Aus vieſem Grunde fcheint ed nad) der Anficht der Majorität der Abtheis 
lung am beiten, wenn das Geſetz über die Beförderung von Juden zu Militair- 
Chargen weder pofltiv noch negativ etwas enthält. Es erfcheint der Abtheilung 
außerdem ber Ausdruck: 

„Ausisbung einer obrigfeitlichen Autorität”, 
zu unbeftimmt und gu weitgreifend, und es fchlägt diefelbe baber vor, den Gab 
wegen Zulaſſung von Juden zum Stantsdienfle fo zu fallen: 
„Bu unmittelbaren Stants-Aenıtern follen die Juden nur infeweit zus 
gelaflen werden, als fie fich durch den Dienft im ftehenden Heere ver 
faſſungsmäßig Civil-VerforgungssAnfprüche erworben haben und mit 
den ihnen hiernach zu übertragenden Aemtern nicht die Ausübung 
einer richterlichen, polizeilichen oder exefstiven Bewalt-verbunnen iſt.“ 


Jendtags Marſchall; Die Beratung wird fi zunaͤchſt auf 
biefen erfien Sag zu beichränfen haben. | 

Beterent: Ich habe etwas hinzuzufügen: Es ift öfter gefagt 
worden; Wenn man dem Juden auch Anftellungstähigfeit zugeftcht, 
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fo iſt es darum noch nicht nochwendig, daß er auch wirkliche Ss 
ſtellungen erlange, die anſtellende Behoͤrde behaͤlt ja die Sache in 
der Hand. Darauf iſt meine Antwort die: Wenn die Beſtimmung 
des Geſetzes ſo gemeint wäre, daß man ſie nicht anſtellen will, und 
ihnen durch das Gefep nur Hoffnungen erweden, die man nicht ex» 
füllen will, fo würbe ich biefen Grumbfägen nicht beitreten und es 
für befler halten, auch ſolche Hoffnungen nicht zu geben. Wenn 
das Gefeh den Anfpruh auf Anftellungen enthält, fo glaube ich, 
dag man fie auch wirklich anftellen muß, und bin aud der Mei- 
nung, daß jene Vertröftung praftiich und wirkſam fein wird. JR 
den Juden die Anftellungsfähigkeit zugeſtanden, fo werben fie auch 
Mittel und Wege finden, um dergleichen wirklich zu erlangen. 
Fürft Syuar: Indem ich mich auf den leitenden Grundſatz des 
Geſetz-Entwurfs berufe, naͤmlich auf den: „gleiche Pflichten, gleiche 
Rechte” — kann ih mich nur zu der Anficht befennen, daß — ba 
mein Antrag auf vollfonmene Emancipation zurüdgewiefen worben 
iſt — wir den Juden, vorläufig wenigftens, einen Theil der poli- 
tifchen Rechte zu gewähren haben und wir und damit einverftanven 
erklären müflen, daß fie auch zu Aemtern, mit welchen eine obrig⸗ 
feitlihe Gewalt verbunden ift, befähigt fein follen. Ich weiß, daß 
die Zufammenftellung der Worte: „Juden und politifhe Rechte‘, 
vielen Widerſpruch finden werde, daß man bei Nennung berfelben 
bie Juden im Geifte ſchon vor ſich fieht ald Magiftrats-Mitglieder, 
Richter, Landräthe, ja fogar ald Landtags» Deputirte, oder als bie 
höchften Staatöbeamten, welche ihren Sig anf ber hochverehrten 
Miniſterbank, mir gegenüber, einnehmen; allein ich gebe zu beden⸗ 
fen und wieberhole, was der verehrte Herr Referent bereitd geſagt 
hat: wie dadurch, daß wir den Juden politifche Rechte einräumen, 
folhe noch nicht zu Richtern, zu Landräthen, zu Deputirten oder 
fagar zu Miniftern gemacht werden, daß hierzu eine Wahl, aus dem 
Vertrauen ihrer Mitbürger hervorgehend, eine ganz befondere Bes 
fähigung ober der Allerhöchſte Wille des Monarchen erforverlich fei. 
Unter foldyen Borausfegungen aber kann ich nicht einfehen, wie 
jetbft die höchſte Stellung, weldye ein Jude einnehmen: koͤnnte, dem 
Laude nachtheilig werben duͤrfie; ja ein Jude, der ſich zu dieſet 





Höhe emporſchwaͤnge, wäre gewiß ein fo ausgezeichneter Menſch, 
daß felbft das Borurtheil ihm Anerkennung nicht verfagen würde. 

Denfen wir ıms den Fall, daß ein Nathan ver Weiſe in 
diefer Zeit erftände, das Vertrauen unferes Königs ihm einen Pla$ 
auf ver hohen Miniſterbank anwieſe und er uns in einer Toleranz, 
Frage von dieſer Stelle aus Die ſchöne Fabel von den drei Ringen 
erzählte: würden wir ihm nicht mit begeiftertem WBohlgefallen zuhö- 
ren, würde es dem Lande Gefahr bringen, wenn diefer Weiſe dert 
KRathgebern der Krone ingefellt würde? 

Geh. Regierungs-Ratly Schröner: Ich wollte mir die Bemer- 
fung erlauben, daß nad) dem Vorſchlage des geehrten Herrn, wel: 
cher fo eben gefprochen hat, es den Anfchein gewinnt, al8 wenn 
davon andzugehen fei, daß bei der Anſtellung im Staatsbienft im- 
mer noch ein befonderes Vertrauen hinzufommen müffe. Ein Ber- 
trauen wird allerdings vorausgeſetzt. Nach der Verfaffung aber, 
welcher gemäß die Beamten bei und zu Aemtern gelangen, geht ein 
ever, der unbefholten ift, deſſen Führung feine Veranlafjung zu 
Tadel gegeben hat, nach genügenver Vorbereitung und feftgeftellter 
Befähigung ohne Weiteres m eine amtliche Stellung über, ohne daß 
annoch ein befonderes Vertrauen hinzufommen müßte. Sonad) würde 
beifpielsweife ein Jude, welcher fein Referendariats- und fein Ailef- 
foriats- Cramen beftanden hat, bei untavelhafter Führung in ein 
Richter - Kollegium eintreten, ohne daß es eines obwaltenden befon- 
deren Bertrauens bebürfte. 


Fürſt hnar: Sollte ein Jude zum weiteren Fortſchritt 
im Stagtödienfte zugelafien werden, fo müßte er fih (was als alls 
gemeine Bedingung gelten muß) in feiner bisherigen Stellung als 
durchaus tüchtig bewiefen haben, und nur ein hierauf gegründetes, 
Vertrauen würde ihn zu einer höheren Stellung berufen ober 
doch feine Zulaffung zu derfelben bedingen. 


Grat Pahrn: Ich glaube, wenn ich den verehrten vorleken 
Nenner verſtanden habe, daß er hier ſchon vorgegriften hat. Es iſt 
bier blos von Staatsämtern die Rede. Bon den Aemtern, welde 
fie durch das. Wertrauen ihrer Mitbürger befommen haben, wird erfl- 
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weiter unten die Reve fein. Ich frage, ob dieſe Trennung nich 
gemacht worden ift. 

Iandtags- Marſchall: So ift ed. Der erſte Sab des Para; 
graphen ift zur Berathung geitellt. 

Graf Poren: Ich habe Alles vernommen, was gegen bie 
Zulaſſung der Juden zu Staatsämtern gefagt werben kann, fchließe 
mid) aber doch der Minorität vollfommen an, und ganz furz blos 
darum, weil ich nicht zugeben kann, daß, wie felbit im Gutachten der 
Abtheilung, wenn auch noch fo leife, doch angedeutet wird, fidh 
15,000,000 vor 206,000 je zu fürchten haben follten. Ich glaube, 
daß der Jude, welcher in den Staatödienft eintritt und ordentlicher 
Staatsdiener deffelben fein will und fein muß, — worauf fchon gehalten 
werden wird — ich fage, daß ein folcher wenigftens infoweit nicht 
mehr Jude bleiben fann, als eben die jüdiſche Religion ihn daran 
hindern wird. Es ift aber feine Sache, und ich habe nichts darüber 
zu enticheiven, ob er Außerlidh noch Jude bleiben will. Der Staat 
fteht fo hoch, daß ſich die Privat» Anficht jedes einzelnen Beamten 
unterorbnen muß. ine Einwirkung auf dieſes Staats- Prinzip räume 
ih faum den Allerhöchften Stellen ein, und die Beſetzung diefer 
Stellen gefchieht durch das Vertrauen Sr. Majeftät. Hat nın Se. 
Majeftät das Vertrauen zu einem Juden, ihm eine foldye Stelle zu 
übergeben, fo. bin ich feit überzeugt, daß dann für den chriftlichen 
Staat gar nichts zu fürchten if. Was die untergeorbneten Stellen 
anlangt, fo find fie in unferem Staate fo feft in die büreaufratifche 
Hierarchie eingereiht und ihre Wirkfamfeit fo genan beftimmt, daß 
ich als Ehrift nicht in Sorge bin, dem Juden ein Amt zu übers 
geben, fondern daß es, nad) meiner Anficht, vielmehr die Frage ift, 
ob der Jude nicht vielleicht mit feinem Gewiflen in Kollifion komme, 
das Amt zu übernehmen. Dies ift aber feine Sache, über die ich 
nicht zu entfcheiden habe. Dann ift im Gutachten gefagt: Es follen 
den Juden alle Aemter, welche feine erefutivifche Gewalt hätten, 
übergeben werden. Sehr viele der Aemter, welche alten Militairs 
übergeben werben, haben aber erefutive Gewalt, und wird biefer 
Grundſatz feltgehalten, fo fragt es fidh fogar, ob der Jude Unter- 
offigier werden faun? Denn ein folcher bat oft auch exefutive Ge⸗ 
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walt, 3. B. wenn er eine Wache kommandirt, wobei er feine Feine 
erefutive Gewalt gegen allerhand Ghriften bat. Alſo auch biefe 
Stellen müßten ihm genommen werden. Es wäre aber eine fehr 
große Unbilligfeit, wenn fie zum Militairdienſte zugezogen wuͤrden 
und ihnen dabei alle Ausſicht auf Avancement genommen werben 
follte, namentlich), ba fie jetzt ſchon im Beſitz weit höherer Militatr- 
Steben find. Ich feibft fenne einen Stabs⸗Offizier in Berlin, der 
heute noch Jude IR. Diefe Frage alfo fcheint mir abgemacht zu 
in. Können nun die Juden im Militair fo hohe Ehargen errei- 
dien, fo muß ich geftehen, weiß ich wir nicht zu erflären, warum 
fie im Civil nicht vie gleiche Stellung befommen follen. Die Stels 
hingen, welche mit unferer kirchlichen Berfaffung zuſammenhaͤngen, 
werden die Juden ſelbſt nicht übernehmen; obgleich ich gar nicht 
einfehe, warum diejenigen, welche es nur mit den ganz Außeren 
Berhättuifien ſelbſt in diefer Berwaltung zu thun haben, nicht eben 
fo gut von Juden als von Ehriften verwaltet werden fönnen. Denn 
wenn wir auf dieſe Sonderung fommen, wenn wir bei Ertheilung 
eines Amtes auf die Motive, aus denen ed übernommen worden, 
auf die Einwirkmg, die ed gewähren kann, Rüdficht nehmen, wenn 
wir überhaupt gelten laſſen wollen, daß der Jude feine Gewalt als 
Staats s Obrigfeit zu Gunſten der Juden und zum Schaben ber 
Chriften anwenden wird, nun, meine Herren, dann öffnen wir jeder 
konfeſſionellen Feindſchaft Thor und Thür, dann würbe auch bei uns 
ein PBarteisRampf beginnen, vor dem wir und zwar nicht zu fürch⸗ 
ten hätten, dann aber nicht mehr gefagt werben könnte, daß es bie 
Aufgabe unferes Staates iſt, daß alle Konfelfionen und Parteien 
gleichen Zutritt zum Staatsbienft haben. Ich Tann mid alfe nur 
der Anficht der Minorität der Abtheilung anfchließen, und ich fehe 
weber eine Gefahr, noch irgend einen anderen Grund, wenn wir 
die Juden zu allen Stantedienften zulaflen. Zuletzt flimme ich für 
eine vollſtaͤndige Gleichftellung der Juden mit und auch aus Tole⸗ 
ranz! Dieſes oft verhöhnte Wort wurbe vorhin in jener Beden⸗ 
tung ausgeſprochen, in ber es jeht oft für Inpifferentismus, @leich- 
gültigfeit gebraucht wird. Aber dieſe Toleranz iſt nicht die meinige. 
Nach meiner Erklärung des Wortes beſteht fie überhaupt nicht darin, 
IX 11 
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das man alle möglichen Meinungen in ſich aufkchme, weil man ei- 
gentlich gar Feine bat, alle Meinungen friedlich um ſich herum gel- 
ten läßt und fie anerfennt, weil man eben feine eigene Meinung zu 
vertreten, mit Wort und Schwert zu vertheidigen hat. Leber bie 
Zeit Diefer Toleranz find wir, Gott fei Dank, weg. Die Tolerams, 
der ich opfere, if ihr gerades Gegentheil, Re iſt das Zeichen der 
Siegesgewißheit, der Wahrheit. Wenn ich innerlich über 
zeugt bin, daß die Wahrheit fiegen wirb, ſteis fiegen muß, Dann 
faun ich, ohne meine eigene, innerlichſte fefte Ueberzeugung aufzu⸗ 
geben, eben tolerant fein; dann kann id; die anderen Meinungen 
wicht nur gewähren laſſen, fondern in ihrer Berechtigung anerkennen, 
denn ich weiß, daß die Wahrheit zuleht Doch fiegen muß, und dies 
um fo eher, je mehr, je freier und umgeftörter ſich bie enigegen- 
ſehenden Meinungen, fei es in ber Religion, fei ed in der Politit, 
entwideln dürfen. Denn nur im Kampfe kommt die Wahrheit zur 
Grfdyeinung. Laſſe ich aber die eine Meinung gar nicht zur Er⸗ 
fheinung, zur Gmtwidelung fommen, baun zeige ich, daß ich Die 
Siegedgewißheit noch nicht habe, daß ich jene Meinung fürdyte und 
einen Kampf mit ihr vermeide. Es giebt eben zweierlei Fanatiker, 
die nicht tolerant fein können, weil fie diefer Siegeßgewißheit ent- 
behren. Die einen, die etwas begehren, was noch nicht an ber 
Zeit ift, und weil fie fühlen, daß fie noch feine Unterflügung der 
Gegenwart finden, ſich anbere Bundeögenofien holen müflen; vie 
anderen, die etwas vertheibigen, was die Zeit bereits erübrigt hat, 
end diefe müflen ſich andere Bundeögenoffen holen, müflen bie Idee 
durch die Materie unterflügen und ftüben wollen, weil fie fühlen, 
daß derfelden das innerfte Leben entfloffen il. Wenn ich aber Die 
Ueberzeugung habe, daß es der alleinige Bang der Weltgeſchichte 
iR, die Wahrheit zur Erſcheinung zu bringen, dann kann id, ohne 
meine Meinung im geringften aufzugeben, wahrhaft tolerant fein, 
dann kann ich aber alien Meinungen um mich berum Raum geben, 
damit in ihrem Kampfe die Wahrheit erfiche uns zur Erfcheinung 
fomme. Darum glaube ich, meine ‚Herren, Bönnen wir gan ohne 
Furcht gegen die Juden in dieſem höheren. Siune des Wortes tele: 
rant fein; wir Eönnen ihnen Raum geben, daß fie mit und auf 
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gleidyem Felde, mit gleichen Waffen den Kampf beftchen, und ich 
wenigftens, meine Herren, bin gar nicht zweifelhaft, wen ber Sieg 
gehören wird! 

‚ Mehrere Stimmen: Schön! Schön!) 

Generals &ientenant son Esfel: ZH habe mir die gehorfame 
Bemerkung erlauben wollen, daß ven in der Armee dienenden Juden 
ſchon gegenwärtig das Necht gegeben worden ift, zu Umteroffigieren 
ernannt werden zu können; zu Dffigieren bürfen fie nicht befoͤrdert 
werden, da ihnen das Recht zu Staats⸗Aemtern im Givildienft bis 
jetzt auch wicht zuſteht. Sollte dieſe Gchranfe fallen, dann dürfte 
allerdings fein triftiger Grund obwalten, fie von der Offizier⸗Lauf⸗ 
bahn auszuſchließen. Ä 

Graf son Purghaus: ch kann mich nur gegen die Zulaflung 
der Juden zu Staats⸗Aemtern erflären, und zwar midht, weil ich 
glanbe, daß bie 15,000,000 chriflichen Einwohner vie 206,000 
Juden zu fürchten hätten, fondern weil ich glaube, daß wir, die wir 
berufen find, ein gewiflenhaftes Gutachten abzugeben, wohl vie Mei- 
nungen und Anſichten dieſer 15,000,000 Einwohner zu berüdficdh- 
tigen und zu ehren haben werben. Ich glaube aber, daß es in 
diefem Augenblicke noch einen fehr ungünftigen Gindrud machen 
würde, wenn, nachdem fo viel für Emancipation der Juden gefchieht, 
wir fie auch noch zu Staats⸗Aemtern zulaflen wollten. 

Ich glaube, daß, wie ich vorhin fchon äußerte, es in vielem 
Augenblide einen ungünfigen Eindruck machen würde, wenn bie 
Juden, nachdem viel für ihre Emancipation gefchieht, auch noch zu 
den bezeichneten Stantö-Memtern zugelaffen wärben. Ich werde mic) 
freuen, wenn, nach Berlauf einiger Jahre, vie Wahrnehmung ſich 
uns auforängt, daß bie Juden fo viel Vertrauen und fo viel Ach⸗ 
tung begründet haben, daß wir fie dann zu dieſen Hemitern befdr- 
dern kännen, aber ich bin ber Anficht, daß bei ſolchen Maßregeln 
Immer Schrit ver Schritt vorgegangen werben muß. Hat und dann 
die Erfahrung belehrt, daß die Juden auf den Stanppunft gefommen 
find, ihnen das leute noch zu geben, dann werben wir ed mit Freu⸗ 
vigfeit. thun Tünnen. 

Fürk Synar: Ich bewundere die treffliche Rede meines ver, 
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ehrten Freundes nnd Kollegen aus Schlefien, ich bewindere ben 
Standpunkt ver Toleranz, auf welchem er flieht, und bevanere nur, 
mich nicht an feiner Seite auf denſelben ftellen zu könuen. Ich bin 
nicht fo tolerant wie er, ich möchte das Judenthum befeitigen, aber 
ich wünfchte, e8 mit ven Waffen der Liebe zu vernichten. Aus dem 
Borne der Liebe möchte ic) fchöpfen, um den Juden die Taufe zu 
geben; denn wenn es möglich wäre, diefen jo ausgezeichneten Vollo⸗ 
ſtamm und zuzuführen, fo fönnte es nur dadurch geichehen, daß wir, 
von dem Grunds und Lebensprinzip des Chriſtenthums auägebend, 
den Juden Liebe und Berfühnung darbrächten. 

Ich wiederhole, was ich bereitö geftern geſagt habe: Tauſend⸗ 
jährige Verfolgung hat es nicht vermocht, das Judenthum auézu⸗ 
löfcyen. Verſuchen wir nun, die moſaiſchen Glaubensgenoſſen durch 
Liebe und Bertrauen nach und nach zu und herüberzugichen. 

Graf Selms-Baruty: Wir leben in einem chriftlichen Staat, 
und ich glaube, es ift unfere Pflicht, von dieſem Gefidhispunft aus 
den Gegenftand zn betrachten. Wenn auch wirflich die größte Tor 
leranz geübt wird, fo ift dennoch wohl zu erwägen, daß man bei 
Derüdfichtigung derſelben mit zu großen Sprüngen nicht in dieſen 
Zuftand hinübergeht. Bis jetzt haben die Juden in ſehr beichränt- 
ten Verhäaltniſſen rüdfichtlich ihrer politifchen und rüdfichtlich ihrer 
bürgerlihen Verhaͤltniſſe gelebt, ver Geſed⸗Entwurf räumt ihnen 
größere bürgerliche Rechte ein, und die Abtheilung bat ſich bemüht, 
diefe Rechte mit dem fittlichen Zuſtande der Juden in Einklang zu 
bringen. Sie hat es wenigftens geglaubt, und iſt Schritt vor Schritt 
gegangen, um ihnen größere Rechte einzuräumen, als fie bis jegt 
hatten. Sie jebt den Chriſten aber fchon völlig gleichzuftellen, das 
bat die Abtheilung wenigftens in ihrer Majorität nicht für verträg- 
lich mit dem Zuſtande der Ginilifation der größeren Maſſe der Ju⸗ 
den gehalten. Aus dieſen Rädfichten möchte ich ver hohen Ver⸗ 
fanmlung auch nur anrathen, langſam vorwärtd zu gehen und den 
Inden für jept nur diejenigen Rechte zu extheilen, bie bier gerabe 
die Abtheilung vorgeſchlagen hat und weiche gleichfam ben Ueber⸗ 
gang bilden gu einer weiteren Gleichftellung mit den Ehriften. In⸗ 
dem alfo die Abtheilung bie Juben nur zu gewiflen Aemtern für 
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befähigt erflärt, glaubt fie gerade, daß nur dieſes Anbahnen gefche- 
ben könne und daß ein ylögkides Niederreißen der beſtehenden 
Schranken weder in der allgemeinen Meinung, noch auch im Zus 
ftande der Civitiſation der Inden ſich rechtfertigen laͤßt. Ich glaube 
aber, daß dieſer Schritt, der hier vorgeſchlagen worden und der dem 
ganzen Geſetz zu Grunde liegt, wohl ein geeigneter fein dürfte, 
dieſen Zuſtaud allmälig für die Juden vielleicht fpäter vorzubereiten, 
und aus diefen Grunde würde ich für die Zulafjung ber Juden nur 
m bedingter Art zu alien bier in Rede ſtehenden Staats- und ans 
deren Aemtern meine Zuflimmung geben. 

Graf Aielmannsegge: Ich wollte nur fagen, daß ich die Be⸗ 
tebfamfeit des geehrten Mitgliedes aus Schlefien zwar bewundere 
and fein Gefühl hochſchäße, mich aber dem, was er ausgefprochen 
doch nicht ganz anfchließen kann; im Gegentheit habe ich fehr häufig 
vie Wahrnehmung gemacht, daß alu große Milde, eine gewifie 
Lauheit in kirchlichen Grunpfägen für den chriſtlichen Staat nicht 
erfreulich if. Ich meine, man fol an den Lehren des Chriſten⸗ 
thums in ernften wie in guten Tagen halten, denn chne dem ift 
jede Sicherheit im Leben benommen, und ich meinerfeitö firebe we⸗ 
nigftens danach, daran zu halten und nicht davon abzugehen. Uebri- 
gend find die Begriffe, die Anfichten und das Gefuͤhl varüber fehr 
verfihieden, aber ich muß mich denn doc entfchieden für das chrift- 
liche Element im chriſtlichen Staat ausfprechen. Deshalb möchte ich 
aber niemals intelerant gegen wie Juden fein, im Gegentheil wird 
es mich ſehr freuen, wenn bie Juden foviel ald möglich zum Chri⸗ 
ſtenthum herangezogen und duch Toleranz von Vorurtheilen, wie 
fie mir erſcheinen; :zurüdgebradht würden. Sch will fie in jeber 
Weife in Schub genommen, ih will fie auf Feine Weife angefochten 
wiſſen, aber wenn ein chriſtlicher Staat von ben Lehren abgehen 
will, die ihm als Stütze und Halt dienen follen, fo fehe ich nicht ein, 
warum wir überhaupt irgend einen Glauben haben, dann kann fuͤg⸗ 
lich ein Jeder nad) feinem inneren Gefühle gehen und, was ihm 
dieſes fagt, als gemügend erfennen; einen feſten Halt aber kann und 
nar die hriftiche Lehre geben, und daher müflen wir meiner Leber: 
zengung noch in vollem Umfange un dem Bofltiven, Durch die chriſt⸗ 
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lidge Lehre Gegebenen fefhalten, weiches bei Yiefer Diskuſſion freis 
müthig auszuſprechen ich mich gebrungen fühlte, 

Graf Wabern: Ich babe auf die gehörte Rede nichts Anderes 
zu erwiebern, als daß es mein Prinzip if, die verſchiedenſten Ger 
fühle über diefe Sache zu achten. Mur gegen einen einigen Aus⸗ 
deu des geehrten Redners muß ich mich wahren. Sch muß durch⸗ 
aus die Abſicht nicht erreicht haben, welche ich darch meinen Vor⸗ 
trag erreichen wollte, ich muß mic ſehr unbeuilich ausgebrüdt haben, 
wenn in meiner Rede auch nur ein Tropfen von Lauheit gelegen 
hat, ich habe vielmehr in eben dieſer Rede gegen dieſe laue Tole⸗ 
tanz proteftirt, habe gegen biefe die wahre Toleranz hinftellen wollen. 
Es ſcheint mir nicht gelungen zu fein. I weiß von dieſer Lauheit 
nichts, ich hänge mit Begeifterung und aller Feſtigkeit an meinen 
Primipien, ich bin bereit, überall und jeder Zeit für fie zu kͤmpfen; 
aber indem ich eben über den Prinzipien noch die Siegeogewißheit 
der Wahrheit habe, fo Tann ich die anderen Prinzipien anerkennen 
und die meinen mit biefen allen, als vollfommen berechtigten, im 
den Kampf führen. Darm möchte auch ich allen Religions, und 
politifchen Parteien mit dem großen Dichter zurufen können: 

„Hier ift der Bogen 
„Und bier it aud zum Kampf der Raum.‘ 

Graf York: Ich glaube, dag mein Standpunkt dem werehrien 
Mebner, der früher als mein Freund aus Schlefien ſprach, befier 
zufagen wird, denn ich bin nicht tolerant in Glaubensfadhen, in 

religiöfen Anfichten. Meiner Anſicht nach, iR aber das Religiöfe 
vom Staate fehr zu fcheiden. Der Staat ruht, meiner Ueberzen⸗ 
gung nach, auf dem flttlichen Prinzip, aber nicht auf dem religiöfen. 
Er ift bafirt auf dem Prinzip der Gerechtigkeit, und darum will ich 
meinen jüdifchen Mitbürgern jedes Recht gewähren, deſſen Die chriſt⸗ 
lichen Unterthanen theilhaftig find. Ich wünſche, daß bie heutige 
Oefepgebung fih an das Geſetz von 1812 anſchließe, von dem aus 
id) wieder weiter gehen will, was auch, nad) der Berficherung bes 
Königl. Herrn Kommiſſars, die Abſicht der Regierung if. Jenes 
Geſetz Hat damals fchon vellfommene bürgerliche Freiheit ausge⸗ 
ſprochen, und die Juden haben fie auch in ziemlicher Ausbchuung 
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668 jeht genoſſen. Es handelt ſich jet darum, daß die 88. 8 und 
9, die Paragraphen der Hoffnung waren, durch das neue Geſet 
erfüllt werben ſollen, und bier muß ich bekennen, daß mir dieſe Er⸗ 
fülung eine zu geringe iR. Ich Fnüpfe hieran eine Bemerkung 
über einen Ausfpeucd, des Herrn Referenten, welcher dahin ging, 
daß, wer ein preußiſcher Offizier werden fönnte, befähigt fei, jedes 
andere Ami zu befteiden. Das heißt natürlich, er kann nicht, wenn 
er auch ein tüchtiger Offizier wäre, zu jedem anderen Amte ges 
ſchickt fein; aber die Befähigung, der Anſpruch an jedes Amt muß 
in Preußem Jedem bewilligt. werden, der Offizier werben fann. 
Ich weiß wohl, daß jede Ernennung zum Öffigier nur ein Aus 
Auf ver Königlihen Machtvolllommenheit und Gnabe ik, und es 
kann fi alſo nicht barum handeln, irgend in bie Ausübung biefer 
Machtvolifommenheit und Gnade befihränfend eingreifen zu wollen, 
fondern ich will nur anführen, daß ich auch für die Juden das 
Recht in- Anfpruch nehme, der Gnade Seiner Majeftät des Königs 
empfohlen zu werben. 

Wenn es ſich nun aber darum handelt, daß ber Jude gar nicht 
zum Offizier vorgefchlagen werben darf, fo ift pas ein Mafel, der 
auf ihm haftet. Wenn nun aber in den großen Kriegsiahren nicht 
einige, ſondern verhältnigmäßig viele Juden ſich zu Offizieren geeig⸗ 
net zeigten unb es wirklich geworben find, fo muß ich Daraus fchlies 
fen, daß, wer im Kriege Offizier werben konnte, auch die Möglidy 
keit haben muß, es im Frieden zu werben, und daß alfo das Recht 
ihm bleiben muß, was ee früher mit den chriſtlichen Unterthanen 
teilte, und deſſen er ich fehr würbig erwielen hat. Bon diefem Stand» 
punkte aus habe ich auch die Berechtigung zu Civil⸗Aemtern anges 
fehen, ich habe mich bei einer früheren Gelegenheit dahin ausge⸗ 
ſprochen, daß ich eine Gleichftellung ber Ehrenhaftigfeit zwiſchen 
Militair und Givil in Anſpruch nehme, habe aber zugleich ausprüds 
ih ertlärt, daß ich es anerfenue und nothwendig finde, daß ber 
yreußifche Offizierſtand als ein befonders Außerlich geehrter daſtehe. 
Daher werde ich mich auch dafür ausfprechen, daß ich den Juden, 
wie ich ihnen die militairiſche Audzeichnung ertheilt wünfche, auch 
vie unbedingte Anfellungs » Fähigkeit für Civil⸗Aemter zuerkenne. 
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Es handelt fih wur noch darum, ob Jemand zu einer Obrigkeit 
über Chriſten gemacht werben könne, ver ſelbſt wicht Chriſt ift? und 
ich fage ja, denn es handelt ſich hierbei nicht um den Glauben, 
fondern um rechtliche Staats» Berhältnifie, und in ſofern fann ber 
Jude wohl obrigleitliche Perfon fein, denn er bat dieſelben ſutlichen 
und MechtssAnfichten vom Staate, bie die Ehriken haben. Rur 
da, wo es ſich um das eigentliche Religiöfe oder Kirchliche haudelt 
und fo weit dieſes nah außen hervortritt, wird ein chriſtliches 
Glaubens⸗Bekenntniß erforderlich fein, und Riemann wird auch nur 
entfernt daran benfen, daß dazu Juden berufen werben könnten, 

Es handelt fi) bei dem in Rede ſtehenden Punkte alſo nicht 
darım, etwas ganz Neues für fie von der Gnade Sr. Majeſtät zu 
erbitten, fondern vielmehr nur darum, bie beſtehenden Rechte noch 
weiter auszubehnen; wie weit diefe Ausbehnung möglich erfcheinen 
wird, das kann ich von meinem Stanbpunft aus nicht beurtheilen. 
Aber ich kann nur von meinem Standpunkt aus das Recht, wie ich 
ed erfenne, für die Juden in Anfprudy nehmen und dies ber höhe- 
ten Beachtung empfehlen. 

Staate-Minifter Eichhern: ch habe geitern allervings gefagk, 
daß ed die Abficht des Gouvernements fei, den Zuſtand der Juden 
immer mehr zu verbeflern. Diefe Tendenz hat das Gouvernement 
fon vor dem Jahre 1812 gehabt, wenngleich es früher feine Ab⸗ 
fit nur unvollfommen erreichen fonnte. Bei Abfaffung des jept 
vorliegenden Gefegentwurfs ift die Tendenz geweien, wo möglich 
über die Zugeftänbniffe binanszugehen, die das Gefeb von 1812 
wirklich hat ind Leben treten laſſen. Ich habe geftern vergefien, 
hervorzuheben, worin bie Erweiterungen beftehen, welche ber Geſetz⸗ 
Entwurf enthält: fe beireffen einmal eine Aufhebung. ber Beſchraͤu⸗ 
fung, welche für vie Juden noch hinfichtlich gewifler Gewerbe bes 
fiehen; ferner die Kraft der von Juben geleifteten Zeugeneide; end⸗ 
lich auch die Zulaffung zu gewiſſen Kategorieen des Staaddienſtes. 

Das Edikt von 1812 hatte in Beziehung auf ihre Anſtellungs⸗ 
fähigfeit im Staatsdienſte gar nichts Beſtimmtes verheißen. In⸗ 
dem es das Prinzip ausſprach, fe follten ver chriſtlichen Bevoͤlkerung 
in Beziehung auf die bürgerlihen Rechte gleichgeſtellt fein, hat es 
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zugleich auedrucklich im 6.9 Hinzugefügt: „Inwiefern die Ju⸗ 
ben zu anderen Öffentlien Bedienungen und Staates 
Amteen zugelaffen werden können, behalten Bir uns 
vor, in der Folge der Zeit geſetzlich zu beffimmen.” Es 
iſt alſo Keine VBerheißung gegeben, daß fie zu den Staatsäntern 
zugelafien werden follen, fonvern dieſe Frage ift im Geſetz gang 
ſchwebend gehalten. 

Der geehrte Redner hat von neuem darauf aufmerkfam gemacht, 
daß der Staat, indem er nur auf einem fittlichen Prinzip berube, 
fharf zu trennen fei von der Kirche, die ein ganz anderes Prinzip 
zum Fundament hat. Während er in Beziehung auf den Glauben 
fa intolerant fei, wolle er in Beziehung auf den Staat, weil die 
fee eben nur auf dem fittlichen Prinzip beruhe, die freiefte Toleranz 
zuleflen. Dagegen glaube ich von neuem darauf aufmerffam machen 
zu dürfen, daß der Staat bei der gegenwärtigen Berathung nur fo 
in Betracht zu ziehen ſei, wie er ſich im Leben finde, und wie dies 
fein Leben ſich gebildet hat, alfo in feinem gefchichtlichen Zuſammen⸗ 
bange. Betrachten wir nun den Staat, worin wir leben, wie er 
iR und wie er geworben, fo ftellt es ſich uns Mar bar, daß ber 
germanifche, von feiner erften Entftehung an, hauptfächlich unter fte- 
tiger Einwirkung des Chriſtenthums fi) gebildet hat und in allen 
feinen Theilen vom Chriſtenthum durchdrungen ift. 

Als neue Bolfögenoflenfchaften fi) vorfanden, trat das Chriſten⸗ 
tum ıumter fie und half ſo den Staat bilden. Die zunächſt fich 
bildenden Momente und Kräfte traten mit dem Ehriftenthum in uns 
zertrennliche Verbindung, empfingen von dieſem Geift und Richtung, 
und viefe in einer weit zurüdgehenden gefchichtlichen Entwickelung 
wurzelnde @emeinfchaft zwifchen Etaat und Chriſtenthum hat nicht 
aufgehört, fo daß der Staat, worin wir leben, nicht anders aufzu⸗ 
faften ift, als ein chriſtlicher Staat. 

Das Gouvernement bat nicht die Abſicht, abfolute Gränzen für 
die Verbeſſerung des Zuftandes der Juden zu ſetzen. Es iſt aber 
file daſſelbe noch nicht der Zeitpunkt gefommen, wo es ſich fagen 
Böernte: „Wenn ich dem Juden die politifchen Rechte gebe, fo 
handle ich in Uebereinftimmung mit dem Geiſte des ganzen Bolles.’‘ 
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Die Koͤnigliche Regierung würde vielleicht etwas thun, was 
der Auffaffung einzelner, vortrefflicher Männer entfpricht, die ſich auf 
dieſem Gebiete ihre befondere Anſicht gebildet haben. Sie würde 
aber glauben im Widerſpruch mit dem zu handeln, was das Belt 
will usb bevarf. Sie würde glauben, ihm etwas aufzubringen, was 
es nicht wünfdt. 

Graf son Kielmannsegge: Ich wollte mir nur die Freiheit 
nehmen, auf das, was von den verehrten Mitgliedern aus Schlefien 
bemerkt worden ift, zu eriwiebern, daß wir und, meined Erachtens, 
lieber nicht in Erörteruugen über Lauheit in Firchlichen Dingen, über 
Toleranz oder Intoleranz einlaflen wollen; Died würde uns in theo⸗ 
logifche und dogmatifche Streitigkeiten verwideln, vieleicht ſelbſt auf 
den Talmud zurüdführen, vworanf einzugehen ich mid) wenigſtens 
nicht gewachfen finde. In mir ift die Ueberzeugung zu tief gewur⸗ 
zeit, daß nur bie chriflliche Lehre dem chriftlichen Staate eine bes 
fimmte Stüsge geben fann, und ed würde für mich, ich leugne es 
nicht, ein unangenehmes Gefühl fein, einem nicht dem Chriſtenthum 
angehörigen Richter oder Beamten gegenüberguftehen; fonft bin ich 
gewiß gern gegeu bie Juden tolerant, und will fie gern in ihren 
bürgerlichen Verhaͤltniſſen mit den anderen Staatobuͤrgern gleich, 
geftellt willen, aber fie zu höheren Beamten ernannt und obrigfeit- 
liche Functionen ausübend zu fehen, ift ein Gefühl, mit dem ich mid 
nicht vertraut machen Fann. 

Mekerent: Ich höre die Reden des Herrn Grafen von Dyhen 
beſondero gern, mich erfreut der Geiſt und die edle Geſinnung, bie 
darin vorwalten, und der geehrte Rebner wolle mir glauben, daß 
ih beide auch heute in feiner Rede mit Vergnügen durchgefuͤhlt 
und wahrgenommen habe. — Ich glaube aber, daß der geehrte Reb- 
ner heute theilweis gegen Feinde gefämpft hat, welche ich nicht babe 
entdecken können, indem er von Gegenftänden geſprochen hat, vor 
weichen vorher in der Berfammlung gar nicht die Rede war. Wenn 
der geehrte Redner nämlich bemerkte, dag 15 Millionen Chriften ſich 
nicht vor den 200,000 Juden zu fürchten haben, fo muß ich ber 
merken, daß ich weder in dem Vortrage der Abtheilung, noch in 
den früheren Reden, etwas von dieſer Furcht gehört habe. ch 
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glanbe aber, daß es bei dieſer Frage zunüchft Darauf ankommen 
möthte, die Dinge und Verhaältniſſe im Staate fo aufufaflen, wie 
fie wirflich liegen. Es ift eine Thatfache die fich nicht leugnen läßt, 
daß der preußifche Staat in enger Verbindung mit der Kirche — 
fowohl der Fatholifchen als der evangeliihen — fteht. Ich weiß 
wohl, daß die Anſichten darüber weit auseinander gehen, ob biefe 
Verbindung fehler zu ziehen, over zu löfen iſt. Es find Wiele, bie 
davon ausgehen, daß es gut fei, dieſe Verbindung zu löfen und 
ven Staat möglich wenig mit der Kirche in Verbindung zu brin⸗ 
gen. Auch ich fan mich mit diefem Gedanken ſehr wohl vertramt 
machen. — Wenn es fich aber um ein zu erlaflennes Geſetz hans 
deit, fo müßte der Zuftand doch anderer Art geworben fein, bevor 
bie Juden in den höheren Staatöbienft aufgenommen werben koͤnnen. 
Für jetzt ift aber unfer Staat nicht fo geftaltet wie in Amerika, 
wo Staat und Kirche getrennt find, und wenn man es hier eben⸗ 
dahin bringen wollte, fo würde doch dazu noch eine bedeutende Zeit 
erforderlich, fein. So lange dies aber nicht gefchehen ift, find die 
Geſinnungen der 15 Millionen Ehriften bei den Gefegen, die wir 
beraihen, wohl zu beachten, und ich glaube, daß fie ſich in ihrer 
Majorität nicht damit gufrieden erflären werben, unter einer judi⸗ 
fchen Obrigkeit zu Reben. Der preußifche Staatsbienft, namenilich 
m Givil⸗Verhaltniſſen, hat bei der Anflellung übernies bisher eine 
liberale Obfervanz beobachtet. Nach dieſer ift eine eigentliche Ges 
nehmigung, ob Jemand angeftellt werben ſoll over nicht, nicht nö⸗ 
thig; wenn Jemand feine Stubien vollbracht und das Eramen ges 
macht und beſtanden hat, fo kann er eine Auftellung erhalten, und’ 
wird auch in Folge veifen gewöhnlich angeflell. Will man num 
die Juden gefeglich zu allen Aemtern zulafien, fo kann man nicht 
fagen (wie ein geehrter Redner angedeutet hat), daß man es in jes 
dem einzelnen Yalle erwägen und enticheiden möge, ob man fie an⸗ 
fiellen will oder nicht, oder man müßte die bisherige liberale Ob» 
ſervanz verändern, dadurch, dag man auch bei Leuten, vie ſich gut 
geführt und ihre Studien mit Erfolg gemacht haben, noch erſt über, 
legen fol, eb man fie in Dienft nehmen will oder nicht. Dies if 
der bisherigen Obfervanz, bei welcher fih ber Staat wohlbefunden 


’ 


- 19 — 


bat, fremd. Weun ferner das verehrte Mitglied aus Schleſien von 
Exelutio,Yemtern gefprochen, umb es getavelt hat, daß bie Juden 
vergleichen wicht erhalten follen, fo will ich auf das erefutinfte aller 
erefutiven Aemter zurüdgehen, nämlich das eines Erekntors, und 
va möchte ich einem Inden nicht wünſchen, daß .er als Erefutor ans 
geftellt würde. Der Exekutor ift nirgend ein erwünſchter Gaft, und 
es ift nicht in Abrede zu ftellen, daß vielfach ned, gegen die Iuben 
Borurtbeile beftehen, — welche id) meinerfeits -table und beklage, 
weiche aber doch einmal noch vorhanden find. — Wenn demnad) ein 
Inde ald Erefutor in ein Dorf käme, fo möchte er fdywertich die 
Aufnahme finden, die er nach dem Geſetze verlangen kann. Ich kann 
alſo aus dieſen Gründen nur dem Borfchlage der Abtheilung inhäs 
riren. — Wenn es fich endlich um die höheren Stant6änter hans 
delt, fo ift wohl zu berüdfichtigen, am welcher Religiou bie große 
Mehrzahl der Einwohner fi befennt. Wollte man dies ganz außer 
Acht laſſen, fo könnte man andy fragen, warum nicht der Kultus⸗ 
Miniſter ein Jude fein kann, und es giebt Meinungen, bie dies eruft- 
haft ausſprechen. Wil man einmal den Juden alle Staatsämter 
eröffnen, fo muß auch zugegeben werben, baß dies, da der Kultus⸗ 
Minifter nicht Geiſtlicher if, — weder evangelifcher noch Fatholifcher 
— an fih nicht als unthunlich bezeichnet werben kann. Ich glanbe 
aber doch, daß unter den 15 Millionen chriftlichen Einwohnern bie 
Mehrzahl eine folche Amtshbertragung fehr übel aufnehmen und 
daß «6 allgemein einen fehr ungünftigen Eindruck machen würde, 
wenn wir vielleicht bald einmal einen jüdifchen Kultus, Mini: 


fer hätten. 
(Heiterkeit in der Berfaniinlung.) 

Graf von Bieten: Um mich kurz zu faſſen, will ich den lirch⸗ 
lichen ‚und fittlihen Boden verlaflen und mich nur auf den praftis 
ſchen Standpunkt fielen, und ba fehe ich nicht ab, warum die Zus 
den zu unmittelbaren Staatsämtern zugelafien werden follen, fo lange 
fi) unter den 15 Millionen Ehriften noch binlänglich taugliche Sub- 
jefte zur Befehung dieſer Aemter vorfinden. 

Graf York: Es iR mir der Borwurf gemacht worden, als 
Hätte ich einen wialektifchen Scherz mit der Berorbnung treiben wol⸗ 





len; dies iſt aber nicht dee Fall Ich gehe ganz auf das Praktiſche, 
und wenn ich zugebe, daß nicht allein unfer Staat, fonbern alle euro⸗ 
päifchen, mit Ausnahme der Türkei, durch das Ehriftenthum gewach⸗ 
fen finp, fo muß ich doch fagen, daß fid aus der Bermifchnng, We 
nothwenbig war, fehr traurige NRefultate ergeben haben. Man if 
fogar bis dahin gefemmen, zu fagen: ein Jeder fol erſt durch ein 
konfeſſionelles Bekenntniß nachweiſen, ob er Mitglied des Staates 
werden kann. Es if dad Produkt der neuen Bildung, zu einer hoͤ⸗ 
beren geifligen Freiheit gelangt zu fein und vergleichen beengenve 
Schranken niederzuwerfen. Ich muß mich alfo dagegen verwahren, 
dag ich eine Abſtraktion ausfprechen wollte, vielmehr fommt viefe 
fogenannte Theorie jetzt mehr und mehr zu praftifcher Geltung. Ich 
will hierbei nicht einmal Frankreich erwähnen, wo die Juden Mits 
glieder der Deputirtens Kammer werben können, fondern nur von 
Defterreich fprechen, einem Staate, dem man gerechter Weife nicht 
den Vorwurf machen fann, daß er dem Fortichritt in zu großen 
‚Sprüngen huldige, und doch find dort Juden Öffigiere, und ich 
möchte die Schlußfolgerung wohl ziehen, daß fie auch zu anderen 
Staatsämtern befähigt find. 

Regierungs« Kommiffar Schröner: Daß in Defterreich Juden 
in Offizierſtellen vorfommen, ift mir als Thatfache befannt, aber 
nicht, daß fie gefeglich zu öffentlichen Aemtern zugelaffen find. Hins 
ſichtlich der praftifhen Ausführung bei Anlaffung der Juden zum 
Richter-Amte möchte noch darauf aufmerffam zu machen fein, vaß 
es eine nicht wohl zu befeitigende Schwierigfeit haben dürfte, wenn 
ein Richter jüdifchen Glaubens einem chriftlidhen Zeugen den Eid 
mit der chriſtlichen Bekraͤftigungs⸗Formel abnehmen follte. 

Graf non York: Es ift von dem Referenten bemerft worben, 
daß, wenn wir den Juden große Rechte ertheilen würden, dies nicht 
allgemein gebilligt werden würde; ed ift mir aber erinnerlidh, daß 
von mehreren PBrovinzialsLandtagen des Jahres 1845 bereits auf 
völlige Emancipation angelragen wurde, und id) glaube, daß, wenn 
ein Provinzial-Landtag auf dergleichen entſcheidende gefegliche Maß⸗ 
regen anträgt, er fi) auch vorher genau unterrichtet haben und ber 
allgemeinen Meinung verfichert halten muß, um nichts zu thun, was 
gegen die allgemeine Anficht und den allgemeinen Wunſch fpricht. 
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Prinz Piron von Aurland: Da die Zeit ſchon fo vorgerädt 
iR und die Berfammiung eine Bertagung zu wuͤnſchen ſcheint, fo 
will ich die hohe Kurie nicht mit einer weitläuftigen Entwickelung 
meiner Anfichten aufhalten, fonvern begnüge mich, zu erlären, daß 
ich mich in dem Ausſchuſſe in der Minorität befunden und wit den 
Gründen meines verehrten Freundes übereingeftimmt habe. Was 
jeboch die Erklärung des Herrn Miniſters des Kultus im Laufe der 
heutigen Debatte über feine Anfichten von einem chriſtlichen Staat 
betrifft, fo bebaure ich recht ſehr, daß ich denfelben nicht beifim- 
men faun und behalte mir bei einer anderen Gelegenheit meine Er⸗ 
wieberung vor. 

Sandiegs- Marſchall: Der Antrag der Abtheilung geht dahin, 
daß der $. 35 angenommen werde mit der Abänderung, daß flatt 
der Worte „obrigfeitlidhen Autorität‘ gefagt werbe: „richterlichen, 
polizeilichen oder erefutiven Gewalt”. 

(Der Referent verlieft die Faſſung noch einmal.) 

Es würden alfo diejenigen, die dem Antrage der Abtheilung 
beiſtimmen, dies durch Aufftehen zu erkennen geben. 

(Der Antrag wird durch Majorität angenommen.) 

Die Fortſetzung der Beratung wird zur naͤchſten Sieung zu 
verfchieben fein, vweldhe morgen um 10 Uhr flattfinden wird. Die 
heutige Sihung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 4%, Uhr.) 


Emundvierzigfte 
Fieung des Vereinigten Landtags 


am 16. Zunt. 





Surie der drei Stände. 
Inhalt: 


Nachträgliched zu der in der Ichten Siuung erhobenen Reklamation, betreffend 

die Abänderung flenographifcher Berichte durch das Sekretariat; Fortſetzung ber 

Verhandlungen über vie Allerhöchſte Propofition in Betreff ber Berhältniffe der 

Juden; Allerhöchfter Erlaß wegen einer Berlängerungsfrift der Verhandlungen 
des Vereinigten Landtages. 


Die Sitzung beginnt um 10 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls 
von Rochow mit Verleſung des Protokolls der geſtrigen Sitzung, 
welches von der Verſammlung genehmigt und anerkannt wird. 

Abg. Frhr. son Vinche; Ich befand mich geſtern in ber un⸗ 
angenehmen Nothwendigkeit, die verehrte Verſammlung mit einigen 
Bemerkungen behelligen zu müſſen, die ſich auf das Verfahren eines 
geehrten Mitglied des Sekretariats bezogen. Die hohe Berfammlung 
bat meinen Vortrag mit Ungunft aufgenommen; ich habe mich, wie 
immer, ihrer Entfcheivung gefügt, erlaube mir aber, heute darauf 
zurädzufommen, jedoch nur in der einzigen Abſicht, um mich per⸗ 
fönlich gegen den etwaigen Borwurf ber Vlebereilung zu rechtfertigen. 
Was zunähft die Thatfache betrifft, welche von dem betreffenden 
Herrn Sefretair, den ich in dieſem Wugenblide zu meinem Bedauern 
nicht gegenwärtig febe, in Abrede geftellt wurde, fo habe ich ge- 
glaubt, jenes Faltum noch näher Fonftatiren zu müffen, und glaubte, 
das nicht beſſer thun zu fönnen, ald wenn ich mich zunaͤchſt au den 
Abgeerdneten aus meiner Provinz wendete, auf welchen ſich meine 
betreffenden Worte bezogen hatten. Diefer hat mir nun verfichert, 
daß er meine Worte eben fo gehört babe, wie ich fie geſprochen. 
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Um aber audy aus dem entgegengefehten Theile des Saales ein Zeugniß 
dafür zu erhalten, babe idy mit dem Herrn Sefretair zu meiner 
. Rechten darüber Rüdfprache genommen, der doch auch ohne Zweifel 
. das Ohr eined Sefretaird hat, und von diefem ebenfalld die volle 
Betätigung meiner Behauptung erhalten. Daher muß ich alfo vors 
ausſehen, daß, wenn meine Worte in den beiden entgegengelehten 
Theilen des Saales vollftändig fo verflanden worden find, wie ich 
fie auch gefprochen habe, fie audy dem Ohre des in der Mitte figen- 
den Sefretaird verftändlich hätten werben fünnen. Dies zur näheren 
Konftatirung des Faktums, weldye ich nur deshalb für nöthig ge⸗ 
halten habe, weil ich mit einem Beaniten ber hoben Verſammlung 
in Meinungsverfchiedenheit gerathen war und mich beöhalb ver- 
pflichtet hielt, durdy konkludente Thatfachen meine Behauptung nochs 
mals zu begründen. 

Es ift ferner von der Verſammlung feftgeftellt worden, daß es 
feine Pflicht der Sefretaire fei, fi) mit den Mitgliedern in zweifel- 
haften Fällen in Kommunikation zu fegen, fondern daß ed nur ber 
Berftändigung zwifchen den beiden fungirenden Sefretairen dazu be⸗ 
dürfe; es lag alfo für mich in dem vorliegenden Kalle Veranlaffung 
vor zu der Frage, ob der Herr Sekretair Dittrich in dem vorlies 
genden Falle zugezogen worden, worauf diefer mir jedoch verfichert 
bat, daß er zur Berichtigung jenes Zufages zu dem ftenograpfifchen 
Bericht nicht zugezogen worden if. Da aber die Gefchäfts-Orbnung 
ausdrücklich vorfchreibt, daß zwei Sefretaire die Berichtigung vor: 
nehmen follen, da diefe Beftimmung ferner der Herr Marſchall in 
dem Regulativ wegen Berichtigung ber ftenographifchen Berichte 
wiederholt hat, fo kann ich nur dann die Meinung eines Sekretairs 
als eine amtliche anerkennen, wenn er fi) genau nach den für fein 
Amt vorgefchriebenen Formen gerichtet und alfo feinen Kollegen zu: 
gezogen hat. Da das nun diesmal nicht gefchehen if, fo kann ich 
nur Mes, was der Herr Sefretair mir geftern entgegengefept hat, 
als nicht gefprochen anfehen und die gehorfamfte Bitte an den Herrn 
Marſchall richten, dem betreffenden Herrn Seftetair, der ſich nicht 
in der Ausübung feiner Pflicht befunden hat, die Infteuftion zu er⸗ 
theilen, ſich künftig nach den Beftimmungen des Reglemente und 
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nad) den Beſtimmungen des Regulativs des Herrn Marſchalls zu 
richten. 

Eandtags- Marfhal: Da der betreffende Herr Sekretair nicht 
anweſend ift und fi) gegen das Gchörte nicht vertheidigen Tann, 
fo will ich nur für ihn anführen, daß er geantwortet hat, er habe 
nach beftem Willen und Gewiflen die Etreihung des angeregten 
MWorted vorgenommen, daß er aber, wenn er geirrt haben. folle, 
was er eventualiter anerfannt hat, dies bedaure. Sch halte aber 
biefe Sache für erledigt und erfenne fonft an, daß in ver Regel 
beide Eefretaire in vergleichen Fällen fich vereinigen müffen, um 
dergleichen Aenderungen vorzunehmen. 

Abg. Frhr. von Pinhe: Ich erfläre mich hiermit für beruhigt 
und Faun übrigens nur wiederholen, daß ich nur habe bebauern 
können, von der Perfon des verehrten Mitglieded des Sekretariats 
reden zu müffen, während daſſelbe ſich noch nicht im Saale befand, 
weil der Herr Marfhall mich aufrief. Ich bin übrigens bereit, 
dem geehrten Mitgliede das, was ich gefagt habe, privatim zu wieder⸗ 
holen, und werde dazu gleich jegt übergehen. 

Sandtags- Marfhall: Wir gehen nunmehr zur Fortfegung ber 
gefteen abgebrochenen Berathung über, und ich erfuche den Herrn 
Referenten, den Vortrag wieder aufzunehmen. 

Belerent: 

„ „8 13. 
Dertretung der Judenfchaften in Stadtgemeinden. 

Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiden Städte-Örbnungen gilt, 
fih fo viele wahlberechtigte Bürger jüdifchen Glaubens befinden, daß fie mins 
deftens diejenige Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerfihaft erreichen, 
welche eine Theilung der Geſammtzahl ber Tegteren durch vie Zahl ber Starts 
verorbneten ergiebt, fa fann auf ben Grund einer zwifchen den ſtädtiſchen Des 
hörden und dem Vorſtande ber Judenſchaft unter Zuflimmung der Repräfens 
tanten flattfindenden Ginigung den jüdifchen wahlberechtigten Bürgern geſtattet 
werden, einen oder nach dem angegebenen Verhältniſſe auch mehrere Verord⸗ 
nete nebft Stellvertretern aus Ihrer Mitte zu wählen, welche in der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung in allen, nicht das chriftliche Kirchen⸗ und Schulweſen 
betreffenden Angelegenheiten Sig und Stimme haben; dagegen fcheiden als⸗ 
dann die Inden bei den Wahlen der übrigen Stadiverorbneten, deren Zahl fi, 
nach Maßgabe der eintretenden jüdifchen Verordneten vermindert, als Waͤhler 
und Wahl⸗Kandidaten aus. 

IX. 12 
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Das Grgebniß einer ſolchen Vereinbarung unterliegt ber Belätigung ber 
Regierung und iſt in das ſtädtiſche Ortsſtatut aufzunehmen. 

Bei der Seitens der Juden flattfindenden Wahl von Derorbneten aus ihrer 
Mitte Auden die Vorſchriften und Bedingungen Anwendung, melde für bie 
Staptverordneten- Wahlen überhaupt an dem betreffenten Orte maßgebend find.” 


Gutachten der Abtheilung. 

Denngleih es den ftädtifchen Behörden und Vorſtänden der Juben nur 
anheim gegeben und in deren freien Willen geſtellt ift, Vereinbarungen zu trefs 
fen, nach welchen die Inden in Beziehung auf die Verwaltuug der fläptifchen 
Angelegenheiten ihren chriftlichen Mitbürgern gegenüber eine befondere Korperes 
tioa bilden würden, fo iR doch auch dem Gedanken au die Möglichkeit der Hin⸗ 
wirkung Königlicher Behörden auf die Bildung folcher Korporationen nicht aller 
Raum abgefchnitten. Wenn nun ſchon oben in der Einleitung und bei $. 1 zur 
Sprache gekommen, daß Vereinbarungen, wie fie der In Rede flehende Baragraph 
Ratnirt, zu offenbaren Rechtsfränfungen der einzelnen Juden führen und dem fe 
fentlichen Intereſſe entgegen fein twirrben, fo mußte ſich bie Abtheilung hier noch 
befonders vergegenwärtigen, daß in dem Falle folcher Vereinbarungen in der Bür⸗ 
gerſchaft eine Judenſchaft beflehen, in der Stadtverorbnetens Berfanımlung nicht 
blos Repräfentanten der Vürgerfchaft, fondern auch Repräfentanten der Juden: 
fchaft fißen und vie Städte-Ordnung in ihren wejentlichen Beſtimmungen aufge: 
hoben fein würde. Diefe Betrachtung führte zu dem einflimmigen Beichluffe: 

daß der $. 15 ganz und gar zu fireichen fei. 

Die Dispofition dieſes 8. ift zwar nur als eine fakultative hin⸗ 
geftelit, indeſſen kann diefelbe durch Interpretation auch bald einen 
verpflichtenden Charakter annehmen. Was das Gouvernement hier 
als zuläffig ausgefprodyen, hat daſſelbe auch für zweckmäßig erachtet, 
und was von ihm als zweckmäßig erachtet iſt, darauf Fünnten bie 
Unterbehörden fich leicht verpflichtet fühlen, hinzuwirfen. Immerhin 
mag bei dem Entwurf dieſes 8. die befte Abficht obgewaltet haben, 
ſowohl in Bezug auf die Juden, als auch in Beiehung auf das 
allgemeine Staatswohl. Aber das Mittel, welches zu deren Er- 
reihung gewählt worden, iſt ſolchem Zwecke nicht entſprechend, denn 
ed führt zu einer Separation der Juden von den Chriften, über 
weldye oft geflagt worden und gewöhnlich den Juden Schuld gegeben 
if. Im Laufe unferer Debatte find wie zu der Ueberzengung ges 
fommen, daß ein Theil diefer Schuld uns felbft trifft und den bis⸗ 
herigen Stand unferer Verfaffung und Gefepgebung. Sind wir zu 
biefem Schlufje bisher nur indirekt gekommen, fo finden wir in dem 
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vorliegenden Befeh- Paragraphen die fo oft beffagte Separation direkt 
ausgeſprochen und fanktionirt. Abgeſehen hiervon ift noch ein Um⸗ 
ftand ind Auge zu faffen. Rach der bisherigen Verfaffung der Städte 
hatten die Juden, und zwar von allen in dem preußifchen Staate 
lebenden mehr als die Hälfte derfelben, das Necht, einzeln für ihre 
individuelle Perfon an der ftädtifchen Verwaltung Theil zu nehmen. 
Diefes ihe individuelles Recht, an der Verwaltung ber ftäptifchen 
und ihrer eigenen Angelegenheiten Theil zu nehmen, fol ihnen Fünftig 
darch einfeitigen Befchluß ihrer Borftände und Repräfentanten, durch 
deren Bereinbarung mit dem Magiftrat, entzogen werden koͤnnen 
Dies wiberftreitet dem Rechtöprinzipe, und bie eben gemachten Be 
merkungen werden hinreihen, um die hohe Verfammlung für bie 
Annahme des Vorfchlages zu Aimmen, der von der Abtheilung ge⸗ 
macht worden iſt. 

Abg. Merkens: Der geftern von der Minifterbant gehörten 
teefflichen Rede wirb ohne Zweifel verbanft, daß die 88. 2 bis 14 
des vorliegenden Geſetzes mit jo großer Majorität von und anges 
nommen vwoorden find. Wir haben dadurch unfer Beſtes gethan, 
am wit echt chriftticher Liebe dem Judenthum in kirchlicher Hinficht 
Form und Geftalt zu geben und auf diefe Weife die Verheißung der 
heiligen Schrift zu erfüllen, Die uns die Unzerſtörbarkeit dieſes Volkes 
Bottes verfändet Ist. Vom Standpunfte des chriftlichen Staats 
aus betrachtet, mag dies recht fromm, aber mehr noch infonfequent 
fein. Denn wenn beim $. 15 diefem allzu gutmüthigen Wirken min 
aud) eine politifche Richtung gegeben werden wollte, fo würde der 
politifche Staat im Gegentheil fo unchriſtlich ftaatöflug fein und dem 
chriſtlichen Staat gegen feinen Willen den guten Dienft erweifen, 
das Judenthum als ſolches nicht Hirchlich zu organifiren, ar der 
Reparatır ſeines hinfälligen Tempels nicht mitzuarbeiten, ſondern 
an demfelben den Zahn der Zeit ungeftört fortnagen zu laſſen. Dee 
politifche Staat würde ferner die große Beifälligkeit Seitens der Juben- 
ſchaft, weiche der Herr Ober-Präftvent von Potsdam ums fo gerühmt 
bat, bedenklich und für eine Aufforderung gehalten haben, ſchaͤrfer 
ae die Konfequenzen nachzudenken. 

(Stimmen: Richt abgelefen.) 
12% 
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Der politifhe Staat würde vielmehr alsbald erfannt haben, 
daß auf Diefem Wege die unerwänfchte Abſonderung und iſolirte 
Nationalität der Juden immer Mehr gefördert werde unb neue Nah⸗ 
rung erlange; ja, daß auf diefem Wege das Chriſtenthum die Amme 
werde, an der das neue Judenthum ſich nähre und fo zu erneuten 
Lehen groß gezogen werde. Der politifhe Staat würde die Juben 
ala ſolche ignoriren und ihnen eben ald bezuhlende Mitglieder des 
Staats alfe politifhen Rechte ungefränft einräumen. Ic muß daher 
gegen ven Iöten Paragraphen ftimmen, weil er auf Diefem Wege 
fortfährt, Das politifh zu thun, was kirchlich ſchon gethan if: 
abſondern. 
ſkteg.Kommiſſar Rrüggemann; Es iſt mir zwar nicht völlig ger 
fungen, Die Anſicht des geehrten Redners, der fo eben Die Tribüne 
verlafien hat, aufzufaflen; wenn ich mich jedoch uidht irre, fo hat 
er eine Infonfequenz darin finden wollen, daß der chriftlide Staat 
die veligiöfen Verhättniffe der Juden ordne und durch die Feitftellung 
ihrer, äußeren Verhältniſſe ihnen zugleich die Möglichkeit gewähre, 
ſich weiter zu entwickeln, während nad) dem Ausfprudy des Etiftere 
des Chriſtenthums dieſes Volk in feiner Zerftreuung dem Zahne der 
Zeit überlaflen werben folle. ine foldye Anfidyt würde aber fowohl 
dem Nechtöbegriffe des Staates, als dem von mir geſtern entwidelten 
chriſtlichen Prinzip widerfpredhen. Das Redhtöprinzip gewährt auch 
anderer als chriſtlich religiöfer Webergeugung Schuß, indem es Pie 
Gewiſſensfreiheit ficherftellt, das chriftliche Prinzip verlangt Duldung. 
Der. hriftliche Staat glaubt nicht durch Verlegung des Rechts und 
her,Liebe der Vorjehung in der Ausführung ihrer Beichlüffe zu Hülfe 
fommen zu müflen; wenn er feine Pflicht erfüllt bat, überläßt ex 
jener höheren Haud, welche äber den Echidfalen der Meufchen waltet, 
in welcher Weife fie ihre Rathſchlüſſe zur endlichen Erfüllung bein 
gen will. 

(Bon einigen Seiten Bravoruf.) 

Abg. non Auerswald; Ich erlaube mir, den Gründen, welche 
bereitö gegen die Beibehaltung des $. 2. entwidelt find, und welche 
in der Hauptfache mir diefelben fcheinen, welche jeht auf $. 15, 
Anwendung finden müflen, wenige Worte hinzuzufügen. Der $. 15 
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enthaͤlt werner Weberzeugung nach ein gefährliches Geſchenk für Die 
Juden, eine Beitimmung, welche einen Heinen Staat im Staate; 
minbeftend eine Fleine Stadt in der Stadt bildet und, wie ſchon von 
ber Abtheilung richtig bemerkt‘ tft, ber Städteordnung wiberfpricht, 
aber auch den Juden theilweife die Stantöbürgerredhte nimmt, die fie 
bereits haben, theilweife die bejchränft, auf die fie Anſpruch machen 
dürfen. Ich glaube, daß viefes Geſchenk nur nuchtheilig für fie fein 
kann und daß fie wohl ein Recht hätten, uszurufen: ı Timeo Da+ 
naos es dona ferentes! Vom Gefihtöpunfte des Staates betrach⸗ 
tet, kann ich aber auch für diefe Beftimmung feine andern Gründe 
erkennen als diejenigen, welche bier bereits ‚angeführt ſind, die ich 
aber allerdings nicht theilen kann, daß nämlich die Vereinigung: bex 
Juden und Chriſten in bürgerlicher und politifcher Beiehung für 
die Chriſten nur nachtheilig, ja gefährlich ſei. Ich muß beferinen, 
baß mir vom Standpunkte gerade derjenigen, welche eben das Princip 
des Chriſtenhums verfechten, diefe Anficht vollfommen unbegreiflich 
if, vom Standpunkt derjenigen, welde in der Erfenntniß des Chri⸗ 
ftentfums die alleinige Erkenntniß der Wahrheit finden. Ich ges 
böre zu denfelben, ich gehöre ferner zu denen, bie einen. jehe wer 
fentlihen Unterſchied zwifchen dem Gittengefe der Juden und dem 
der Chriſten finden, und fchließe mic in dieſer Beziehung gern den 
Worten des Nedners aus Sachſen an, weicher fagte: Wenn dies 
die Ueberzeugung des großen Haufens if, jo gehöre ich. germ. zu dem 
großen Haufen; ich bin aber weit entfernt, ihm beizuftunmen, wenn 
er eine ſolche Ueberzeugung möglicherweife für em Vorurcheil hätt, 
Ich bin von der Nichtigkeit dieſer Mebergeugung durchdrungen, ferner 
davon, daß die Wahrheit jederzeit fliegen wird und muß; ich kann 
mir aber den Kleinmuth derer nicht erklären, ‚welche fich Ghriften 
wennen und doch beforgen, daß der Einfluß von 280,000. Juden 
auf die ſittliche Tendenz der Gefehgebung eines Staated.von 16 Mils 
tionen Chriſten bevenklich werden fünne. ch lebe der entgegengen 
fepten Neberzeugung, ich glaube feifenfeft, aß, wenn auch das Ber: 
hatniß umgekehrt wäre und ımter 16 Milionen Juden 200,008 
Chriſten wohnten, dennoch fo fiber, wie die Some, der Tag het“ 
anbrechen würde, wo:das moſaiſche Gefeß dem ſittlichen Brincip 
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des Chriſtenthums weichen müßte. — Daß ich von ſolchem Stand⸗ 
punkte aus eine jede Befchränfung der Juben, ja jede Geſtaltung 
einer: Abſonderung, die ſich über die Vorhalle des Tempeld hinaus 
eeftrestt, unnöthig halte, wird Har fein. Ich muß fie aber auch zu: 
rüdwelfen und mich jeber Entſcheidung widerfegen, welche der 
Srundregel alles Staatslebend und alles Geſellſchaftslebens: ‚‚gleiche 
Pflichten, gleiche Rechte,” wiverfpricht, einer Entſcheidung, weiche 
ſich auf Beforgniffe gründet, die dem Prinzip des Chriftentiumus 
nicht entfprechen, für die Chriften meiner Ueberzeugung nach nicht 
geziemend find. Es liegt mir fern, mich in den mofteriöfen Streit 
über den Begriff des chriſtlichen Staats zu miſchen, aber die Der 
merfung muß ich mir erlauben, daß ein Staat von 16 Millionen 
Menſchen, der fih im Prinzip und der Tendenz feiner Gefehgebung 
durch 200,000 Juden gefährdet glaubt, in dieſer Beziehung nicht 
fefter fände, ald die Staaten der Inkas von Peru und Merxifo 
den gebredhlichen Caravelen eines Pizarro und Cortez gegemüber. 
Ich glaube nicht, daß unfer Staat alfo auf tbönernen Füßen 
fteht; ich glaube mich daher ‚gegen eine jede Maßregel erklären 
zu müflen, welche aus einer fo wahrhaft undhriftlichen Beſorgniß 
füeßt, und ich fchließe mich entichieden dem Abtheilungs⸗Gutach⸗ 
ten an. | 

Abg. Krüger: Weil ich der vollftändigen Emancipation der 
Auben hold bin, kann ich nicht zugeben, daß wieder eine Abſonde⸗ 
zung eintrete; ich kann es im Betreff des $. 15 um fo weniger, 
als verfchievene Gründe dagegen ſprechen, und ftimme daher vol; 
fommmen mit dem Antrage der Abtheilung überein. Erſtens, weil 
ſchon $. 73 der Städte⸗Ordnung ausprüdlich feſtſetzt, daß bei Stabts 
verorbneten: Wahlen alle Stimmfähigen lediglich als Mitglieder der 
Stadtgemeinde, ohne Beziehung auf Korporation und Sekte, theil⸗ 
zunehmen haben; zweitens weil ſchon nady 6. B4 auch jeder Inde 
ſtimmfähig fein kann, und weil man micht wollen Tann, daß den 
Juden größere Rechte bei den Stadtveroebneten- Wahlen elugeräumt - 
werben follen, ald den Ehriften. Das würde ‚aber unbewingt ges 
fchehen, wollte man den Juben geflatten, als Sekte Stabtverorbnete 
zu wählen, und ed würbe dann dahin kommen, daß aud bie chriſt⸗ 
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beiten Religions Parteien das Anverlangen ſtellon wärben, kon⸗ 
feſſtonelle Vertreter in die Stadtverordneten⸗Perſammlung zu ſchicken. 
Das darf aber nicht ſtattſinden und darf es um fo weniger, ba den 
Zuden. die Vertretung in den Stadwerordneten⸗Verſammlungen ſchon 
ſpeziell eingeräumt ist, indem jetzt ſchon faſt in allen größeren Städten 
Juden zu‘ Stadtverordneten gewählt;werben. Derjelbe Fall wird 
aber, wenn .ihre Zahl diejenige Höhe erreicht, welche 9. 15 ver ges 
geuwärtigen Verordnung vorausſetzt, um fo mehr eintreten, und fle 
werben vollftändig in den Stabtverorbneten-Berfammlungen vertreten 
fein. Weil nun $. 15 eine Aenberung ver beftehenden Paragraphen 
der Städte⸗Ordnung vorausfegt und verlangt, muß ich jedenfalls 
gegen benfelben ſtimmen und ihn verwerfen. - 

bg. Sommerbeodt (vom Platze): Obgleich ich mich für die 
&maneipation der Juden erfläre, da ich in ihre nur einen Aft ver 
Gerechtigkeit .erblide, ven wir denjenigen ſchuldig find, bie mit ung 
gleidye Pflichten und Lajten tragen, To kann ich mich Doch nicht mit 
dem vorliegenden Paragraphen einverftanden erklären, indem ber; 
felbe den Juden mehr Rechte einräumt, als wir Chriſten befigen; 
ja ſelbſt in die Prinzipien der Städte-Ordnung eingreift, “Die 
&Sründe dafür find von dem verehrten Redner vor mir bereits aus⸗ 
führlich entwidelt, dieſelben leiten auch mich, fir ven Wegfall des 
Daragraphen zu ſtimmen. 

Abg. Mmes: Schon bei Gelegenheit Der Veſprechung des Ge⸗ 
fe, Entwurfes im Allgemeinen habe ich mich gegen das Abſonde⸗ 
zungs» Prinzip ansgelaflen, das in :piefem $. 15 hauptſaͤchlich her 
yortritt. Es ift mir unerklärlich, wie man in ımferer Zeit auf ſolche 
Prinzipien geräth, während umfere Geſetzgebung es ſich ſchon längſt 
zur Aufgabe gemacht hat, alle Verſchiedenheiten zu beſeitigen und 
zu verſchmelzen, die zwiſchen Suben und Ehriſten in bürgerlichen 


Beziehung befichen. 
CLauter! ! 


Mir iſt nicht bean, daß daraus ſchon ein Nachtheil hervor⸗ 
gegangen. wäre. Ich befürchte aber, daß, wenn ſolche Grundfäge 
wieder Play greifen, man zu ner Zeit zurüdfonmen wird, in wel⸗ 
der den Inden ein beftimmtes Stadt⸗Revier yur Wohnung anges 
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wiefen wurde. Ich frage, ob men nicht mit Bedauern auf folde 
Städte. hinbliden muß, in welchen ſolche Befchränfungen verfafiungs; 
mäßig noch finttfinden, ob man nicht bevauern muß, daß bie Bun; 
bed-&efepgebung, die ſchon Längft den Juden eine Berbefierung ihrer 
Lage verſprach, noch nicht Bedacht darauf genommen bat, jene Ver⸗ 
beißung zu erfüllen und baranf hinzuwirfen, daß in den Juden das 
Menſchenrecht geehrt wird. Abgeſehen davon, erachte ich dafür, 
daß dieſe Beſtimmung des $. 15 der bisherigen Gefehgebung voll« 
fländig widerſpricht. Ohne allen Zweifel follen. bie Juden nad) 
biefen PBaragraphen nur in ihrem Verhältniſſe ald Stabtbürger. bei 
trachtet werden. Sie find daher auch nur nach der. Berfafluug der 
Ortfchaften, wo fie ſich wiebergelafien haben, zu bewrtheilen: In die 
fer bürgerlichen Beziehung jchreibt aber fihon die Städte «Drbnung 
vom 19. November 1808 vor, daß die jüdiſchen Bewohner der 
Städte mie nach der Städte-Orduung beurtheilt werben follen, 
Dieſes Gefeß hat längſt alle Verſchiedenheiten zwiſchen Juden und 
Chriſten aufgehoben. Es kennt keine Judenbürger und keiue Chri⸗ 
fienbürger. Es würde daher dad Grundprinzip der Städte⸗Ordnung 
wnftoßen beißen, wenn man wieder Verſchiedenheiten zwiſchen Juden 
und Chriften in bürgerlicher Beziehung wollte eintreten Taffen und 
dem vorliegenden Grundſatze Geltung zu verfchaffen geneigt were. 
Die Einleitung der Städte» Ordnung giebt fchon zu erfenuen, daß 
der: Gefepgeber die Abſicht gehabt hat, jede Verſchiedenheit, nicht 
allein vie aus den konfeffionellen Unterſchieden hervorgehende, fondern 
überhaupt alle das Bürgerthum angehende Verſchiedenheiten aufzu⸗ 
heben, fie mögen einen Grund haben, welchen fie wollen. Die 
Staͤbte⸗Ordnung hat in der. Bürgergemeinde einen feſten Bereinis 
gungspunft bilden wollen, in welchem alle Intereſſen zu vereinigen, 
und um welchen. ſich alle Bürger zu ſammeln haben, um Theil zu 
nehmen an der gemeinfamen Verwaltung der ſtadtiſchen Angelegen⸗ 
beten 

Der $. 5 der alien Städte, Drimung vom Fahre 1808: theilt 
Die Einwohrer der Städte nur in Bürger und Schugverwandie und 
macht - feinen: Unterſchied, ob fie Juden oder Ehriften find. Im $. 6 
wird, wie vorher gefagt, auodruͤcklich feſtgeſetzt, daß alle Bürger, 
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vhne Unterſchied ver. Religion, nach ver Städte: Orbmung und nad 

der Berfafiung des Drieß, in welchem fie wohnen, behandelt werden 

ſollen. Der 8. 16 ſetzt ausbrädlich feit, daß ed nur ein Bürger 

reiht geben fol; Er lautet dahin: 
„Is jeder Stadt giebt es Fünftig nur ein Bürgerrecht. Der Unterfchieb zwi⸗ 
hen Groß⸗ und Klein: Bürgern und jede ähnliche Abtheilung der Bürger in 
mehrere Orbnungen wird daher hierdurch völlig aufgehoben.‘ 


und der. fo eben an dieſer Stelle erwähnte $. 73: | 
„Die Wahl der Staptverorbneten nach Ordnungen, Zünften und Korporatios 
nen in den Bürgerfchaften wird dagegen hierdurch völlig aufgehoben. :&g 
: wehren an den Wahlen alle ſtimmfaͤhigen Bürger Antgeil, unb es wirft Zeder 
lebiglich als Mitglied der Stadtgemeinde, ohne alle Beziehung auf Jünfte, 
Stand, Rorporation und Sekte.“ 

Die revidirte Städte: Ordnung läßt in Beziehung auf biefen 
$. 73 zwar zu, daß die Bürger nad Klaffen zu Stabtwerorbneten 
gewählt werben fönnen, aber ich, bezweifle, daß man hierbei die Ab: 
ficht gehabt hat, eine konfeſſionelle Verſchiedenheit eintreten zu Laffen, 
ich glaube, vielmehr, daß man nur die Klaffen im Sinne gehabt 
hat, die aus der gewerblichen Befhäftigung oder fonftigen Verhält- 
niffen der Bürger hervorgehen. Der 8. 110 der alten Stäbte-Drb- 
nung ſetzt endlich) ausdrücklich feft: 

„Die Stadtverorbneten find im vollten Sinne Vertreter der ganzen Bürs 
gerfchaft,"mithin fo wenig Vertreter des einzelnen Bezirks, ber ſie gemähkt 
Bat, noch einer Korporation, Zunft a. f. w., der fie zufällig angeheren.“ 

Dies u. f. w. bezieht fich natdrlih auf den Ausdruck Sehe, 
der im $. 73 gebraucht ift. “ 

Aus allen. diefen Beſtimmungen glaube ich Die Behauptung her⸗ 
leiten zu müſſen, daß dieſer Paragraph des Geſetz⸗ Entwurfs ohne 
Aufhebung, ohne Gefährdung des Prinzips der Städte-Ordnung 
nicht ſtehen Bleiken kann. Jedenfalls fragt man ſich, wie man zu 
einer ſoichen Beſtimmung kömmi und welche Vortheile fie gewähren 
fol. Es iſt mie in der That nicht möglich geweſen, mir dieſe Frage 
zu beantworten, und dies um fo weniger, als wir vielfach We Er⸗ 
fahrung gemacht Haben, daß auch bie Bürger jüdiſchen Glaubens ſich 
auf das thätigfte Der ftübtifchen Angelegenheiten annehmen. Beſon⸗ 
ders haben wir in unferet Stabt noch immer die Erfahrung gemacht, 
daß bie: Mitglieder der Judenſchaft, Die fich in der Stadtverordne⸗ 
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den: Verfammlung befunden haben und noch beſinden, es ſich nicht 
zur Aufgabe geſtellt haben, vie Intereſſen der Juden zu beförbern, 
fondern fih auf das Eifrigfte aller ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten anzu: 
nehmen, und redlich bemüht find, bie allgemeine Wohlfahrt zu be 
fördern. Ich kann daher in dieſem Paragraphen wahrlich feinen 
Fortſchritt in der Geſetzgebung erbliden. Rückſichtlich derjenigen 
Provinzen, in welchen das Edikt vom Jahre 1812 geltend ift, möchte 
das Unternehmen, den Gegenbeweis zu führen, gewiß die Ueberzeu⸗ 
gung hervorrufen, daß durch diefen Paragraphen ein Rüdfchritt ges 
macht werden würde. Diejenigen ftaatsrechtlichen und moralifchen 
Grundſaͤtze, welche 1812 zuerft Anlaß gaben, eine Beſeitigung aller 
Verfchiedenheiten zwifchen den Ehriften und Juden in bürgerlicher 
Beziehung zu bewirken, und die darauf berechnet waren, die Ent: 
wigfelung der Letzteren ald Staats» Bürger zu befördern, aber auch 
alle nationalen Eigenthümlichfeiten moglichſt aufzulöſen, dieſelben 
Grunpfäge, füge ich, müſſen auch heute noch vorwalten und veran- 
laffen mich daher, mich gegen die Beftimmung des Gefeh - Entwurfs 
zu erflären. 

| (Ruf zur Abftimmung.) 

Abg. Grabow: Ich will mich dem Abfchluß der Disfufften 
nicht entgegenfepen, weil die Rechts⸗, Nuͤtzlichkeits- und inneren Noth⸗ 
wendigkeits⸗ Gründe von dem geehrten Redner vor mir fo volftändig 
amdeinandergefebt find, daß ich glaube, der Paragraph wird ein- 
fiimmig verworfen werben. 

Iandtags- Marſchall· Der Herr Abgeordnete Kanitz bat noch 
das Wort, ich weiß nicht, ob er darauf verzichtet. 

(Abg. Kanitz verzichtet aufs Wort.) 
Die Abtheilung hat vorgefchlagen, den 8. 13 wegfallen: zu laffen. 
Ich bitte Diejenigen, weiche dem Antrage beittimmen, aufzuſehen. 
: (Die Antrag wird faſt einffimmig angenommen.) .ı 

' Referent Bperling: Ich werde mir erlauben, bie 88. 16 bis 
23 sorzulefen, weil fie im genauen Zufammenhange Reben. 

. (Berlief't): 

„S. 16. 
- Die cf den Kultus. beguglichen inneren Binrichtungen Pieiben der Garn 
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barung jeder einzelnen Judenſchaft, rpelt. Deren Vorſtehern und Mepräfentanten 
überlaffen. Die Megierung Bat von diefen @inrichtungen nar infoweit Kenntniß 
zu nehmen und Buifcheibung zu treffen, als bie öffentliche Ordnung ihr Cinſchrei⸗ 
ten erfordert. 

$. 17. 
Dem Stafute einer jeden Judenſchaft bleibt die Behimmuug vorbehalten, ob 
Kultus: Beamte angeſtellt und wie diefelben gewählt werben follen. Bis vahin 
behält co wegen diefer Wahlen bei demjenigen, was im den einzelnen Judens 
ſchaften herkẽmmlich if, und in Grmangelung eines feſten Herfommens, bei den 
Allgemeinen geießlichen Borfihriften wegen der Wahl von Befellfchafte: Beamten 
fein Bewenden. Die gewählten Kultus: Beamten dürfen in ige Amt nicht eher 
gingetwieten werden, bie die Regierung erklärt bat, daß gegen ihfe Annahme nichts 
zu erinnern if. Die Regierung hat bei diefer Brflärung außer den Förgeliggfeis 
tey. ver Wahl nur darauf Rudficht zu nehmen, daß die gewählten Kultus Beams 
ten unbefcholtene Männer find. u 

$. 18. 

Entfteben innerhalb einer Judenſchaft Streitigfeiten über die inneren Kuls 
tus» Einrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, To find 
die Minifler der geiftlichen 2c. Angelegenheiten und des Innern ermädtigt, auf 
den Antrag der Imtereflenten eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen 
durch eine zu dieſem Zweck einzufeßende Kommiſſion eintzeten zu laflen, Kann 
Durch den Ausfpruch der Kommiſſion der Konflikt nicht ausgeglichen werben, fo haben 
die Minifter unter Bennpung des von der Kommiffion abgegebenen Öntachtens darüber 
Anorbnung zu treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Binrichtung eines abgefonderten 
Gottesdienſtes oder die Bildung einer nenen Synagoge zu geflatten if; zugleich 
haben diefelben mit Ausſchluß des Rechtsweges zu beflinnmen, welder Theil im 
Dein der vorhandenen Kultus-Einriäytungen verbleibt. I 

6. 19. .r 

Diefe Kommiſſion fol, fo oft das Bedürfniß es erfordert, unter ber Aus 
ſicht eines Regierungss Abgeorbneten in Berlin zufammentreten und aus neun 
Rultus: Beamten oder anderen Männern jüdifchen Glaubens beftehen, bie dad 
Vertrauen der Imdenfchaft, welcher fie angehören, beſitzen. 

6. Ww. i 

Die Mitgliever der Kommiſſton mit einer augemeſſenen Zahl von Stellyen 
freiern werben von ben. Miniſtern der geifllichen sc. Angelegenheiten und des Zug 
nen auf ben Vorſchlag der Ober: Bräfidenten, welche babei bie Anträge ber Iur 
denfchaften ihres Verwaltungs-Bezirkes befonders zu berüdfichtigen haben, auf 
die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 

g. 21. ü 

Die durch den Zufammentritt der Kommiffion erwachfenden Roften werben 
von: ven ſaͤmmntlichen: Buvenfhaften des Staats nech Verhältaiß des Kopsnbeizus 
ges ihrer gefammten Berürfniffe (5. 23) aufgebracht. 
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Die Kommiſſion befchkießt über die ihre zur Begutachtung vorgelegten Ge⸗ 
genfände nach abfohuter Stimmenmehrheit und hat die zu erſtattenden Gutachten 
unter Beifagung von Gründen vollſtändig auszuarbeiten.“ 


Outachten: 
Der Abſchnitt, welcher hber das Kultusweſen handelt (FF. P6— 22), 
: Wallt in feine der Kategorien von Geſetzen, zu deren Berachung die Stände 
verfaffungsmäßig berufen ſind. Deshalb glaubte Die Abtheilung auch, in Be⸗ 
" giehung auf denfelben zunächſt bie Frage anregen zw müflen, ob er der Beta⸗ 
thung des Vereinigten Landtages unterliegen dürfe? Für den Ball, daß dieſe 
Stage in pleno bejaht werben fullte, was bie Abtheilung um deswegen anzu⸗ 
nehmen geneigt war, weil es fi) um eine Königliche Propofition Handelt, war 
im 98. 26 und 17 nichts zu erinnern. 
Sandtags- Marfheil: Findet fich gegen die ausgefprochene Met: 
nung der Abtheilung ehvas zu erinnern? 
(Es wird feine Bemerkung dagegen gemadht.) 

Hier ift der 8. 16 übergangen worden, der Herr Abgeordnete 
Bruft wünſcht jebody über denfelben zu .fprechen. 

Es iſt nicht die Meinung, daß der Paragraph wegfallen fell, 
fondern die Verſammlnng hat befchloffen, ſich damit zu befchäftigen. 
Haben Sie alfo gegen denſelben etwas zu erwähnen, fo wiltde ich 
bitten, es vorzutragen, 

.Abg. Rruſt: Meine Herren! Als im Jahre 1815 .... 
(Lauter! lauter!) 
bie Rhein- Provinz mit der Krone Preußens vereinigt wurde, befan⸗ 
den fich die Juden im vollen Bei der politifchen Rechte, faft wie 
bie übrigen chriſtlichen Unterthanen der Provinz. Sie glaubten, das 
Beſitznahme-Patent, welches der König damals erlafjen hatte, To wie 
auch fpäter die Bundes«Afte, würben ihnen diefe Rechte ſichern. Das 
mals beftanden für alle ihre Kustus-DVerhältniffe Konftftorien, Di⸗ 
firiktö » Konfiftorien und. ein Generals onfikterium in Paris. . Die 
erfieren ' Ronfifterien find bisher in der Rheinprovinz verblieben. 
Meder bie birgerlihen Verhättniffe der Juden will ich mich nicht 
iveiter auslaffen, da fie ſchon weitfäuftig hier erörtert, worden find, 
Ich muß nur fagen, Daß die Juden in der Rhein» Provinz in dem 
Arctifel 16 und dem folgenden des Geſetz⸗ Vorſchlages eine Beein- 
Isächtigung: ihrer bio herigen Rechte und ihres Kultus to wie im 
In. 


2 IE. . i 


a .* 
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plicite in den Artikel 16 und folgenden eine-Aufhebung ihner Konz 
fiftorien erbliden. Diefe Konfiftorien find für ihren Kultus, meinen 
Meinung. nach, durchaus nötbig, weil. jede Religionspartei auch eine 
Behörde haben muß, die. ihre Neligionsverhäliniffe regelt, und Die in 
dieſer Beziehung nothwendige: Einheit vermittelt. Mit. der Abthei⸗ 
lung werde ich daher dafür ftimmen, daß $. 16 und überhaupt 
alle Artikel, die ſich auf Die Kultus; Berhältniffe beziehen, geftrichen 
werden. 

Sandtags - Marſchall: Ich muß fragen, ob das Amendement, 
daß der $. 16 wegfalle, Unterftügung findet? | 

(Es erhebt ih Niemand dafır.) 

Das Amendement ift nicht unterftübt, und es kann alfo- feine 
Diskufiion darüber ftuttfinden. 

Abg. von Prünnech: Die Abtheilung hat fich in ähnlicher Weiſe 
geäußert. 

elerent: Die Abtheilung war der Meinung, bap ed bei $. 16 
verbleiben koͤnne. 

Abg. von Brüuneh: Aber im Allgemeinen über 56. 16 
und 22 ..... 

Referent Sperling: Die Anficht der Abtheilung ging dahin, 
daß das Material, welches die 86. 16 — 22 enthalten, nicht Gegen⸗ 
fand der Verhandlung auf dem Landtage fein dürfte, da es aber 
demfelben Allerhöchſt proponirt ift, feine Veranlaſſung vorhanden 
fei, damit ſich nicht zu befchäftigen. 

Iandtags- Marfhall: Dem ift die Verſammlung beigetreten. Es 
iR beantragt worden, den $. 16 zu ftreichen. Dieſer Antrag. ijt 
aber nicht unterftügt worden. Ich muß daher vorausfegen; daß 
derfelde angenommen ift. u | 

(Biele. Stimmen: Ja!) 7 

Es fragt ſich, ob gegen 8. 17 etwas zu bemerken iſt? 

Abg. Hauſemann: In Beziehung auf 8. 17 verſteht es ſich Doch 
von ſelbſt, daß, wo das Wort, Judenſchaft“ vorkommt, dafür — 
nagogen⸗Gemeinde“ geſetzt werde? 

(Biele Stimmen: Ja wohl!) 

Dann ift noch für mich ein Bedenken in biefem Baragrupfen 
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darin, daß eine Kommiſſton ..... nein, tch irre mich, dies iſ im 
folgenden Paragraphen. 

Sandtags- lache: Wenn weiter nichts bemerkt wird, u 
der 8. 17 ald angenommen zu betrachten. we 

Belermt (verlieftt Seite 12 u. 13 bes Sutachtens mu.$. 18: 


$. 18. . 
Die Abtheilung ift mit dem in der Denfichrift pag. 24. (S. Bd. VII, 
©. 50) ausgefprechenen, von der Etantöregierung bisher befolgten Grund⸗ 
faße, daß eine Ginmifchung der Staatsbehörben In die Differenzen, welche un⸗ 
ter den Juden über ihren Kultus eniſtehen, nidt Ratthaft und es ihre zigeme - 
Sache fei, fich derhber zu einigen, was dem Seite ihrer Religionsfahungen 
angemeſſen if oder nicht, ganz einverflauden, da folder die Glaubens⸗ und 
Gewiffensfreiheit der Juden garantirt. 
Ehen fo fann diefelbe es nur gutheißen, daß da, wo die vorbemerfte 
@inigung unter den Juden nicht fiattfinnet und es fi um die Bildung neuer 
Kultus: Binrichtungen in befonderen Synagogen handelt, den Diilehtirenden, 
: weis über Glaubens-Angelegenheiten bir Meinung der Majvrität nicht enticheis 
dend fein fann, um Gewiſſenszwang zu vermeiden, eine Abfonderung und Ber- 
einigung zu einer eigenen KultussBerbinbung zu geftatten ſei. Pag. 25 und 
36 ibid. (S. Br. VII. ©. 53.) 
Diefen Grunpfägen if aber der Inhalt des vorliegenden Paragraphen In: 
. fofeen nicht ganz entfprechend, als nach temfelben in dem Falle ausbleibender 
- gätlicher Bereinigung den Miuniſtern die Cutſcheidung zuſtehen foll, ob bis 
GVinrichtung eines abgefonderten Gotteödienftes 2. zu gefatten fr. Die Maß⸗ 
gaben feftzufiellen, unter denen dieſe Abfonderung gefchehen kann, ohne daß 

das DBeflehen der bisherigen Synagoge gefährdet wird, mag immerhin und 
muß der Staatsbehörbe im Intereffe der legteren vorbehalten werden. Die 
Abſonderung fehlt aber darf deshalb nicht in Frage fommen, daher die Ads 
theifung dahin ſentirte, in ber asien Zeile die beiven Worter „ob. und‘‘ zu 
fireichen. 

Reg. -Kommiffar Prüggemann: Es wird gegen die anelafung 
dieſer Worte um fo weniger ehvas zu erinnern fein, als es die Ab⸗ 
fiht des Gouvernements nicht geweſen ift, in Frage zu flellen, ob 
eine Abfonderung des Gottesdienſtes ftattfinnden folle ober nicht, 
vielmehr follte fih die Disjnnction darauf beziehen, ob. die Sarich⸗ 
tung eines abgefonderten Gottesdienſtes oder bie Bildung einer neuen 
Synagoge zu geftatten fei. Der Ausdruck wird ſebenfalle ſcharfer, 
wenn die Worte „ob und“ wegfallen. 








—- m — 
Iewtesr- Moarſchall: Es fragt fich, ob von der. Berfamatlung 


gegen die Weglafjung diefer Worte etwas einzuwenden ift? 
(Dies, geſchieht nicht.) 
Die. Worte werden alfo wegfallen. 
Beferent. lief’t das Abtheilungs » Gutachten zu 8. 18 weiter: 

Richtig iſt ferner In der Denkſchrift S. 97 (Br. VII. ©. 54) ausgeführt, 
daß das Vermoͤgen der befichenden juriſtiſthen Perſon angchöre und berfelben 
auch bei einer erfolgenden Abtreuuung verbleiben müfle, Dies ift aber in dem 
vorliegenden Paragraphen nicht ausgefrrochen, uud würde derfelbe demgemäß 
noch dahin zu ergänzen fein, daß hinter den Worten „vorhandenen Kultus⸗Ein⸗ 
richtungen“ noch eingeſchaltet werden die Worte „und des Vermögens der Sys 
nagogen » @'emeinde.* a 

Regierungs » Kommifjar Brüggemann: Es wird in dem Ab- 
theilungs » Öutachten dem Gefeg-Entwurf vorgeworfen, er habe nicht 
ausgefprochen, daß das vorhandene Vermögen den beftehenden jus 
riftifchen Perfonen angehöre und auch bei erfolgender Abtrennung 
verbleiben müſſe. Ich erlaube mir jedoch zu wiederholen, was 
bereits bei den Berathungen der Abtheilung angeführt habe, daß nüt 
aus Berfehen in der lebten Zeile des $. 18 die Worte: „der vor: 
handenen Kultus-Einrichtungen,“ ftatt der Worte: „das Vermögen 
des Synagogen⸗Vereins“ ftehen geblieben find; man fonnte ſich aus 
den Motiven zu dem Gefeß-Untwurf überzeugen, daß von dem Ver— 
mögen des Synagogen-Vereins die Rede fein folle, und ic) habe 
ausbrüdlich gebeten, man möge den Paragraphen fo Iefen, als wenn, 
diefe Worte darin ftänden. 

Abg. Wodiczka: Ich muß dies auf Grund des in der Abthei⸗ 
lung von mir am 7. Mai d. J. aufgenommenen Abtheilungs⸗ Pro⸗ 
tokolls beſtätigen. 

VLelerent: Ich möchte doch dafür fein, daß die Worte: „Kul⸗ 
tus- Einrichtungen‘ nicht weggelajien werden, fondern flehen bleiben, 
da fie etwas bezeichnen, was die Worte: „und des Vermögens ver 
Synagogen⸗Gemeinde“ nicht fo beitimmt ausdrücken. 
 Senbtegs- Marſchall: Es if von dem Heren Regierungs⸗Kom⸗ 
miffar gegen die Einfchaltung der Worte: „und des Vermögens der 
Synagogen-Gemeinde” nicht erinnert worden. Inſofern auch von 

oHalle 
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ver Verſammlung wichts dagegen einzuwenden: iſt, würbe dieſe Ein- 
fchaltung angenommen fein. 

Ang. Hanfemann: Es iR in diefem Paragraphen beftimmt, 
daß eine von dem Minifterium zu ernennende Kommiſſton gebildet 
wird. Gegen den Grundfag habe ich nichts einzumenpen, ich wüns 
fhe aber, daß hinzugefegt werde, daß in biefer Kommiſſion auch 
Die verfchiedenen Meinungen der Diffentirenden vertreten fein müſſen. 

Regierungs- Kommiflar Brüggemann: Es giebt allerdings eine 
Menge fehr verfchiedener Anfichten unter den jübifchen Glaubens 
genoflen; ed möchte aber für die Regierung fchwer fein, immer dieſe 
einzelnen Richtungen und Anfichten auszumitteln, fo daß das Gous 
vernement die Verpflichtung übernehmen fönnte, jeder ſolchen Rich⸗ 
tung in der Kommifjion eine Vertretung zu geben. ‘Der Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf beftimmt, daß bei der Zufammenfegung der Kommifjton auf 
die Vorschläge und Anträge der einzelnen Synagogen-Vereine Rück⸗ 
fihht genommen werben foll; daburd) aber, daß dieſe Vereine felbft 
die in die Kommiſſion aufzunehmenden Männer bezeichnen, werden 
auch alle Hauptrichtungen ihre Vertretung finden. Ob es möglidy 
fein wird, in dem Geſetz⸗Entwurf noch weiter zu gehen, gebe ic) der 
weiteren Erwägung anheim. 

Sandtags- Marfhall: Es fragt fid), ob das von dem Herm 
Abgeordneten Hanfemann gemachte Amendement Unterftügung findet, 
welches dahin geht: in den einzuſetzenden Kommifftonen die diffenti- 
renden Meinungen vertreten zu fehen. 

Abg. von Auerswald: ch verftehe das Amendement und bie 
Aeußerungen des Herrn Kommiffarius nicht recht. Wenn ich recht 
veritanden habe, fo Tag es in der Abficht der Regierung, in den 
Kommifftonen die Meinung der Synagogen- Gemeinden zu hören. 
Es fteht dies aber in dem Entwurf nicht deutlih. An jeden ein- 
zelnen und unbebeutenden Fall hat auch wohl der Antragftellee nicht 
gedacht, fondern an bie Fälle, von denen es im 8. 18 heißt: 

„Entſtehen innerhalb einer Indenſchaft Efreitigfeiten über ‚die inneren 

KultussGinrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abgielen, fo 
. find die Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten und des Junern ermäch⸗ 
tigt, auf den Antrag der Interefienten eine Begutachtung ber obmwaltenden 


Differenzen durch eine zu dieſem Zweck einzufeßende Kommifſton eintreten zu 
laſſen.“ 
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Wenn e8 hier hieße, durch eine „von der Gemeinde zu wäh- 
lende“ Kommiſſion, fo würde dadurch die Meinung des Herrn Kom⸗ 
miffarius ausgedrüdt fein, wenn ich dieſelbe recht verſtand. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich verweiſe auf den 
$. 20, welcher beftinimt, daß die Mitglieder der Kommiſſion auf 
den Vorſchlag der Ober» PBräfidenten ernannt werden follen, welche 
bei ihren Vorfehlägen die Anträge der Zudenfchaften zu berüdfichtigen 
haben. Indem hinzugefügt wurde, daß die Anträge der Judenſchaft 
dabei berückſichtigt werben follen, glaubte man bad Mittel gefunden 
zu haben, die Kommiſſion fo jufamterffegen zu können, daß alle 
Anflibten - vertreten werden. 

Iandtags- Marfchell: Ich frage nochmals, ob das Amendement 
des Herrn Mbgeorbneten Hanſemann die nöthige Unterftügung findet, 
damit zur Diofuſſton über daſſelbe gefchritten werben kann. Ich er⸗ 
ſuche— diejenigen, welche demſelben beitreten, aufzuſtehen. 

(Niemand erhebt fi.) 

(Mehrere Stimmen: Der Sinn des Amendements ift nicht 

| verftanden.) 
(Andere Stimmen: Er ift hinlänglid) verftanden.) 

Es foll noch einmal vorgetragen werben. ' 

Abg. Hanfemann: Das Bedenfen meinerfeits befteht darin, daß 
es ſich von dem Falle handelt, wenn in Beziehung anf den Kultus 
in einer Gemeinde Differenzen entfiehen. Es kommt dann darauf 
an, daß eine Entfcheidung über den Streit zwifchen den verſchiedenen 
Mitgliedern der Gemeinde erfolge, mit anderen Worten, daß bie 
viſſentirenden Juden⸗Gemeinden, weldye entftehen, vertreten werben; 
und da ſcheint e6 mir nöthig, daß in einem folchen Falle die vers 
ſchiedenen Anfihten und Intereffen in der einzufegenden Kommiffion 
vertreten fein müflen. Das ift mein Bebenfen und nicht, wie ber 
Herr Kommiffarius angeführt hat, daß auf jene Meinungs-NRüance 
Nuckſicht genommen werben folle. 

" Meg.sKommiflar Brüggemann: Jetzt hat allerdings der Vor: 
fihläg einen anderen Sinn, indem die Abflcht zu fein fcheint, daß 
Me Kommifiion jedesmal dann erft gewählt werden fol, wenn Dif- 
fevenzen eintreten. Nach dem Entwurf foll fte aber auf ſechs Jahre 
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gewählt werben, mithin ein permanentes Organ bilden, um vie Re 
gierung bei ihren Entſcheidungen zu unterſtützen. 

Sandiags- Marſchall: Ich miß nochmals muf Die Frage zurück⸗ 
kommen, ob der Vorſchlag die nöthige Unterkügung findet? 

(Geſchieht hinreichend.) 

Abg. Graf von Schwerin: Was der Herr Regierunge Rap 
miffar fo eben hervorgehoben hat, iſt auch das, was bei mir Ber 
denfen erregt hat. Mir ſcheinen Die 86. 18. 19. 20 und 21 nid 
im rechten Zufammenhange zu einander zu ſtehen. Was mid ber 
ſtimmt hatte, gegen den 8. 18 feine Einwendungen zu machen, iß 
das, daß allemal nur auf den Antrag ber Intereffenten bie 
Begutachtung durch dad Minifterium von ber Kommiflion eimgefor- 
dert werben fann, und zwar ad hunc zetum, oder für einen ber 
fimmten Zwed; für einen vorliegenden Fall ift vorgefehen, daß Das 
Minifterium durch ſolche Kommilfton ein Gutachten über eine Streit 
frage einfordern fann. In den SS. 19 und 20 wird aber von einer 
anderen Art von Kommiſſion geſprochen, dort find ſtändige Kom⸗ 
miſſionen, gewiſſermaßen Konſiſtorien gemeint, und inſofern ſtehen 
beide Paragraphen nicht im Einklauge. Ich würde zu 8. 16 ſehr 
gern meine Zuſtimmung geben, weil ich, wie geſagt, für die Iutrreflen 
des Judenthums feine Gefahr finde, wenn der Minifter eine Begut⸗ 
achtung eintreten läßt, weun bie Intereſſenten es wünſchen; wohl 
aber würbe ich ed als eine ungerechtfertigte Einmiſchung des Staates 
in die inneren Religiond s Angelegenheiten erfenuen, wenn eine bes 
fländige Kommiſſion eingefept wird, auf deren Gutachten Entſchei⸗ 
Bungen des Staats eintreten müßten, ohne Antrag der Jutereflienien, 
Dies veranlagt mich zu dem Wunſche, daß der $. 18 beibehalien, 
dagegen die 96. 19. und 20 geftridhen werden ‚möchten. , ’ 
Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: Es hat vieleicht der von mir 
gebrauchte Ausbrud „perinanentes Organ“ Beranlafjung gegeben, 
in diefen Paragraphen einen Widerfpruch zu finden. Die Kommiſſtyno⸗ 
Mitglieder follen allerdings auf 6 Jahre gewählt werben; fie ver- 
einigen fich aber nicht zu einer ftändigen Kommiflion, etwa hier in 
Berlin, um ald Organe der betreffenden Minifterien zu vienen, ſon⸗ 
dern fie. fellen zwar für dieſe ſechs Jahre Die erwählten Mitglieher 
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ver Kommiſſton bleiben, ihre Thaͤtigkeit britt aber erſt daun ein, 
wenn in einzelnen Fällen die Begutachtung Über eingetretene Kon: 
te gewünfdt wird. Diefe Anordnung hat auch getroffen werben 
möffen, weit eime in jedem einzelnen alle zu erneuernde Wahl der 
Mitglieder erft nach Iängerer Zeit würde zu Stande fommen fünnen, 
eine hier ſtets verfanmelte Kommiſſton aber in Beziehung auf den 
Ainanziellen Punkt befondere Bedenken hervorrufen muͤßte. Es hat 
die Anficht obgewaltet, daß vie einzelnen im Laufe des Jahres vor⸗ 
Vommenden Differenzen, über welche eine Begutachtung gewünſcht 
worden, zu einer beflimmten Zeit der zufammentretenden Kommiſſion 
vorgelegt werden fönnten, während das Zufammentreten für jeden 
einzelnen Fall Schwierigkeiten veranlafien würde. Es ift mithin 
nur für die Dauer der Mitgliedſchaft ein beftimmter Jeitraum feſt⸗ 
geheilt, die Thätigfeit ver Kommiſſton fängt aber er dann an, 
wenn fireitige Fälle ihrer Begutachtung vorgelegt werben. 

. Abg. Graf von Helldori: Ich habe geglaubt, in unferem Staate 
habe’ der Grundſatz Geltung, daß der Rechtsweg Riemandem bes 
fchränft werben fünne 

Sandtags- Marſchali Cunterbtechend): Wir ſind noch nicht über 
den Borfchlag hinweg und wollen vorläufig bei der Diskaſſton des⸗ 
Gelben flehen bleiben. 

| {Graf Hellvorff tritt ab.) 

Es fragt: fi, ob Jemand über den Vorſchlag des Heren Ab⸗ 
geordneten Hanfemann das Wort verlangt. 

Abg. son Auerswald: Wenn der Abgeordnete von Aachen ers 
wägt, was in dem Paragraphen ſelbſt über den Zweck der nieder, 
zuſetzenden Kommiſſion geſagt ift, fo wird er finden, daß das bes 
ons darin liegt, was er winfcht, und daß, wenn er fi) dem Vor⸗ 
ſchlage des Abgeorbneten von Pommern anfchließt, der Zweck beffer 
erreicht werden würde, wobei ich noch bemerfe, daß durch Das, was 
der Herr Regierungs-Rommiflar angeführt bat, viefe Streichung 
noch notwendiger geworden zu fein fcheint. 

Abg. Henftmans: Ich ſchließe mid dem Amendement des vers 
ehrten Abgeorbneten von Pommern an, weil der Zwed, den ich bei 
meiner Vemerlung beabſichigte, —* erfuͤllt wird. 
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Sanbtege- Marſchall: Das geitellte Amendeiment bat Bezug anf 
bie Faffung des $. 18, wird alſo, wenn es Unterſtühung finbel, 
berathen werden. Ich frage daher bei der hoben Berfammlung an, 
ob der Vorſchlag, Die 88. 19 und 20 zu ftreichen, unterſtügt wird? 

(Geſchieht hinreichend.) 

Betezent: Ich eriaube mir, den geehrien Herrn, welcher den 
Antrag geftellt hat, aufmerkſam zu machen auf bie Beilagen md 
namentlich auf die Gutachten der Mitgliever der hiefigen Juden⸗Ge⸗ 
meinde, welche darin enthalten find. In folchen ift ver Wunſch 
ausbrüdtich ausgefprochen, daß eine Kommiſſion ind Leben trete, 
die nicht permanent if. 

Abg. von Pyla: ch muß das Gutachten der Abtheilung ver 
theidigen. Meine Herren! Berüdfichtigen Sie, daß nicht immer 
folche großartige Differenzen, wie der Herr Abgeordnete aus Aachen 
fie im Sinne hat, obwalten. Sie müflen auch annehmen, daß 
häufig kleine Differenzen vorkommen, beren fofortige Ausgleichung 
wünfchenswertb exrfcheint, und da dürfte es gewiß im Intereſſe 
der Juden liegen, daß eine foldye Kommiſſion permanent befteht, 
d. h. für den Zeitraum von 6 zu 6 Jähren, um ihr Gutachten 
fofort abgeben zu können. Dan muß außerdem berüdfichtigen, 
daß diefe Mitglieder nad) Anhörung der betheiligten Judenſchaften 
auf den Borfchlag des Obers Bräfidenten durch den Minifter ernannt 
werben; fie gehen alfo ms dem Wertrauen der Betheiligten hervor, 
und ich glaube, daß deshalb von feiner Seite irgend ein Mißtrauen 
fiattfinden kann. 

Abg, Graf von Schwerin: Ich habe auf die Bemerkung des 
Herrn Referenten, daß die Vorſteher der hiefigen jübifchen Gemeinde 
fh für Die Kommiſſion ausgefprochen haben, einige Worte hinzuges 
fegen. Ic kann auf dies Uriheil fein Gewicht legen, weil dieſe 
Vorſteher der Kommiſſton wahrfcheinlih angehören würden, uns 
weil ich glaube, daß die Vorfteher der berliner Gemeinde Die Inte⸗ 
tefien der Juden im Allgemeinen nicht vertreten koͤnnen. Eine im 
dige Kommiſſton zu bilden, die über Glaubensſtreitigkeiten zu Gericht 
figt, würden wir für gerechtfertigt in irgend einer Religions⸗Geſell⸗ 
ſchaft nicht anerfennen können; ich bleibe daher dabei, daß bie Par 
ragraphen nicht gerechtfertigt find, und ich bitte, fie zu freichen. 
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Mg. von Gottherg: Ic muß mich gegen bas Amendement 
effären, und für bie Paragraphen, wie fie bier ſtehen, konform mit 
dem Abtheilungo⸗Gatachten flimsmen. Wenn ich auch im Allgemels 
wen dagegen bin, daß wir Beftimmungen über die inneren Kultus« 
Angelegenheiten der Juden treffen, fo glaube ich Doch, daß es im 
Intereſſe der Juden ſelbſt liegt, wenn nach gleichmäßigen Prinzipien 
verfahren witd, und das fiheint mir nur dann möglich, wenn bie 
Ausgleichung ver verfihiedenen Differenzen einer Kommiſſion oder 
vielmehr einer Behörde übergeben, oder, mit einem Wort, wenn fie in 
eine Hand gelegt wir. Ich glaube eben fo, daß es zwedmäßig ift, daß 
eine ſolche Kommiffion, weldye ja nur aus Juden befteht, unter Die 
Leitung der Staatöbehörven geſtellt wird. Eo viel id den $. 18 
verfiche, fo beziehen fi) die Worte „auf Antrag der Intereſſenten“ 
wicht darauf, daß in dem Falle von Streitigfeiten auf Bildung einer 
Kommiſſton angetragen werben foll; fonbern die Kommifſion ift ſchon 
da, und es foll mer, wenn Streitigfeiten vorfömmen, auf Begutach⸗ 
tung durch dieſe Kommiſſton angetragen werben. .&8 fcheint mie 
daher nicht von nterefie zu fein, daß hier von biffentirenden Stim⸗ 
men gerebet wird, denn der ganze Paffus bezieht ſich darauf, daß 
man die Entfcheidung der Kommiflion übergebe, und ed Tann von 
biffentirenden Stimmen nur infofern die Rede fein, als Einige fa 
gen: wir wollen die Ausgleichung einer Kommifſion überweifen, 
und Die Anderen wollen bas nicht. Ic glaube aber, daß, wenn 
Streitigkeiten entftehen, bie Ausgleichung durch diefe Kommiſſion ges 
ſchehen muß. Ich fchließe mich daher dem Gutachten ber Abthei⸗ 
inng an. 

bg. Steinbeh: Ich vertheidige die Paragraphen und bes 
haupte, daß fie durcheus, wie fe angeführt worden find, nothwendig 
Beben bleiben mäflen. Zuvörderſt bemerfe ich, daß ein Mitglien 
vorher des Musöruds Konſiſtorien ſich bebient hat. Die Staates 
Regierung ift weit entfernt, ſich in das Innere der. jäbifchen Melis 
giond; Berhältniffe und der damit verbundenen Kıltas - Einrichtung 
miſchen zu wollen. Sie würde im Gefahr gerathen, werm fie nach 
dem Beifpiele der franzöſiſchen Regierung ımter Napoleon jübifche 
Eenſiſtorien bildete,. Daß dieſe eine. hähere Gewalt anfpredien und 
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einen Einfluß ansüben Tünmien und vielleicht bio much ausüben 
würden, und wenn man ihnen auch ben Cinfluß auf Die inneren 
Berbältnifie entzöge, fo würben fie doch einen bie Frriheit der Ge⸗ 
meinben gefährdenden auf die äußeren Angelegenheiten haben. Aus 
ders verhält es ſich mit einer Kommiflion. Der $. 18 bezeichnet 
Deutlich dieſe Kommiſſion ald eine beratheude, und ver %. 19 
drückt es ganz deutlich aus, daß vie Kommiſſionen nicht. permanent 
find, fondern nur gefragt werben, wenn ihre Muötunft nothwendig 
ift; fie find alfo eine begutachtende Behörde und eitte Behörbe, bie 
hervorgegangen iR aus der freien Wahl der Iuwenfcheft oder bes 
jüdifchen Gemeinde. In der Lage, wie fie ſich bierbei befinden, 
find zugleih die Difientirenden geſichert durch die Geſtaltungsart 
diefer Kommifjionen; denn wenn allju orthodoxe Juden gegen eine 
Kommiſſton fprächen, fo würde das Miniſterium durch den betrefs 
fenden Ober» Präfiventen wilfen, welde Meinung ber Waͤhlenden 
als die der wahren Majorität zu betrachten, un welches Gewicht 
darauf zu legen. Es ift ausgebrüdt worben, daß bie Mitglieder ber 
ſtommiſſion mit Stellvertretern verfehen werben, und ed werben auf 
diefem Wege auch denjenigen, welche glauben, daß die eine oder aus 
dere Bartei dee Juden durch eine Majorität unterjocht werden Tine; 
Hülfsmittel an die Hand gegeben, um ihre Rechte wahrnehmen zu 
fönnen, und fie darauf bimwirken, daß ihre Vorſchläge bei den 
Wahlen Mit-Berüdfichtigung finden. Died geht daraus hervor, daß 
ſolche Vorſchlaͤge durch ven Ober  Präfiventen an bas :Dlinikteriain 
gelangen, welches erſt über die Berufung ber Gewählten eutſcheidet. 
Gerade dadurch fcheint die innere Freiheit des Kultus der Inden 
und die Einwirkung der Staatögewalt, bie nicht waberührt Meiben 
faun, anf bie paflendfte Art geordnet. Es tritt. nod) etwas hervor, 
was der Here Abgeordnete and Aachen hätte. berüdfichtigen ſollen 
Es iſt nämlich im g. 18 gefagt, unter welcher Maßgabe vie Eins 
richtung eines abgefonderten Gottesdienſtes ober die Errichtung einer 
neuen Synagoge geſtattet iſt. Auch ſchützt dies die Juden beider 
Parteien gegen den Zwang einer feindlichen Majoritaäͤt; denn wenn 
fie eine newe Synagoge bilden Tännen, fo wird‘ dad Diiniferium 
keinen Anſtand nehmen, fie ins Leben treten zu laſſen, eben weil ſich 
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nn tele: gan: nicht am die inmertn Berhättniffe bei Inden 
AMmmert. Es ſcheinen mir alle. dieſe Paragraphen volkändig ihren 
Iwed zu erreichen. 

Abg. Hanſemaun: Die Fruge: it eigentlich die: Soll He Nom: 
miſſion anf 6 Jahre oder fol ſie jedesmal ernannt werben, wenn 
die Regierung fie zufammenbernfen will? — und da fcheint mir das 
Retstere beſſer zu fein. Denn eine auf 6 Jahre ernannte Kommiffton 
fann vielleicht wicht mehr diejenigen Anfichten in ſich aufgenomitien 
haben, die gerade vie beachtenswerthen find; im 6 Jahren verändern 
ſich ie kirchlichen Anfichten oft ſehr beventend. Mir fcheint es alſo 
befier zu fein, die Kommiliton jedesmal ernemen zu laſſen, wenn bie 
Regierung fie zuſammenkommen Tafien will, und dies um fo mehr; 
weit ich hoffe, vaß dies Sufanımentreten wicht ſo oft vorkommen 
werde. 

Sendtage Maſchal Der Vorſlag geht zunächſt abi: die 
9. 19 und 20 wegfallen zu laflen, und ich frage, ob dies Rattfins 
ven fol? Diejenigen, bie. dafür ſtimmen, bitte ih, aufzuſtehen. 

(Es ift feine Majprität vorhanden.) oe 

Es wird fi nun um die Modikcation handeln, ob hinzuzu⸗ 
Fügen fei, daß die diſſentirenden Meinungen in ver Kommiſſion ver⸗ 
treten werben follen. Der Here Antragfteller nimmt fen Amende⸗ 
ment zurüd. 8. fragt füch alſo, ob die Verſammlung varüber hin; 

weggehen wii? 

Abg. Ktocpel Wom Bag): Es ſcheint mir ein Mißverſtanv⸗ 
niß dariu. 
edie Verſammlung wanſcht, daß der Redner vie. Tribüne beileige.) 

‚Sendtage- Marfhall: Es iſt bereite abgeftimnt und eine Di. 
fuffon darüber nicht weiter zuzulaſſen. 

Abg. DBtsepel (vom Pla): Ich mußte erſt die Abſünmung ab⸗ 
warten, ehe ich meine Bemerkung machen konnte, da die Abſtimmung 
fo ausfallen mußte, wie Fe ausgefallen F um den "Stoff zu der 
Demerlung zu liefern. J 

(Bon der Teirtine: N) ' 

Ich finde nämlich, daß ein jedes Mißoerftänmiß verſchwindein 

wire, wenn eine Aendernug In der Redachon eintritt. An -dem 


9. 48 heißt es: „Durch eine zu dieſem Zwei eingefehenne‘: Kam⸗ 
miſſion“; wenn num Dagegen gefagt wird: „Durch die zu dieſen 
Zweck beftehenve Kommiflion 88. 19 und 20°, ſo würde fein Zwei⸗ 
fel obwalten fünnen, welde Kommiſſion gemeint if. 

Sandtags- Sönıfhall: Wird diefem Amendement ‚beigeireten? . 

(Es geſchieht nicht.) 

Abg. Graf von Heide: Es ſteht in unferem Staate * 
ch feſt, daß der Rechtsweg Niemandem abgeſchnitten werben dürfe; 
daher find die Verwaltungs⸗Behoörden auch nur befugt, bei enifler 
henden Konfliften ein Interimiftifum, mit Vorbehalt des Redhteweges 
feſtzuſtellen. Dem entgegen aber ift für ven Zall, das innerhalb 
einer Judenſchaft Streitigkeiten über Die inneren Kultus⸗Einrichtun⸗ 
gen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, entfchen 
follten,. in dem Schlußfag des $. 18 beftimmt, daß die Miniſterien 
der geiftlichen Angelegenheiten und des Innern ermächtigt fein, mit 
Ausſchluß des Rechtsweges zu beftimmen, welcher Theil im Beige 
der vorhandenen Kultus-Einrichtungen, mithin auch des Dermögeme 
der Synagogen⸗Gemeinde, verbleibt. Ich muß geftehen, ich finde ed 
ſehr bedeullich, daß man im Widerſpruch mit dem, was zur Zeit 
gültig iſt und beſteht, durch Die Gefepgebung Beitimmungen ine 
Leben rufen will, welde zu verfchiedenen GExemplificationen führen 
fönnten, und welche den Chefs der Verwaltungso⸗Behörden eine: dis⸗ 
eretionaire Gewalt in die Hände legen, deren Umfang nicht zu:be⸗ 
meſſen if. Ich habe mir daher erlaubt, ein Amendement einzureichen 
des Inhalts, daß ich vorfchlage, ftatt der Worte: „mit Ausfchlaß 
des Rechtsweges“, zu fagen: „eiuftweilen und mit Vorbehalt deo 
Rechtsweges“, und verfehle ich nicht, ſolthes ver Erwägung bet 
hohen Verſammlung anbeimzugeben.. | 

Sandtags - Marſchal: Ich frage, ob dieſes Amendement unter: 
ſtüht wird? | nn 
(Es ift hinreichend unterſtützt) 

Regierungsd: Kommiffar Brüggemann: Der Fall, welchen Dt 
$. 18 berührt, und auf weldyen fidy die betreffende Bemerkung be 
zieht, tritt alddann ein, wenn in einer Synagogen: Gemeinde eine 
Differenz eintritt, welche dahin führt, daß das von der Kommiſſten 
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Folge jener Differenz ein neuer Synagogen-Berein gebildet und nun 
die Frage aufgeworfen wird, wen dad Vermögen bed bisherigen 
Synagogen: Vereins zugehöre. Es wird wohl nicht zweifelhaft fein 
fonnen, Daß es demjenigen Theile des in Differenzen geratijenen 
Verrins gehört, welcher als die fortpauernde juriftiiche Berfon zu 
betradjten iſt. Die Frage aber, welcher Theil diefe juriftifche Bars - 
fon fet, möchte wohl nicht von der Gerichtsbehörde, fondern unter 
Berüdfichtigung des Kommiffions-Butachtens von der Verwaltungs: 
Behörbe zu entfcheiden fein. IR dieſe fortbeftehenbe juriftifche Pers 
ſon bezeichnet, jo iſt auch über den fortdauernden Beſitz des Ders 
mögene entſchieden, mithin in diefer Beziehung ein Gegenftand für 
eine richterliche Entſcheidung nicht mehr vorhanden. 

Mndtage - Marſchall: Verlangt noch Iemand das Wort über 
das. Amanbement? — Da ed nicht geſchieht, jo werde ich es zur 
Abſtimmung bringen. Es geht dahin, am Ende des $. 18 figtt dex 
Worte „mit Ausfchluß des Rechtsweges“ zu fagen: „einftweilen und 
mit Vorbehalt des Rechtöweges.” Diejenigen, welche dafür fiub, 
bitte ich aufzuftehen. 

(Es bat feine Majorität erhalten.) 
Die 88. 19 und 20 find bereit angenommen. Es fragt fick 
nun, ob enwas zu den 68. 21 und 22 zu bemerfen if. — Es fcheint 
nicht ver Fall zu fein, daher find fie angenommen. 
Meferent Sperling: $. 23 des Gefep-Entwurfes lautet: 
„% 23. 

Die Koften des Kultus und ee ktiom, tie Judenſchaft betreffenden Bes 
bürfniffe, zu welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Begrübnigpläge 
gehört, werden nach den durch das Statut einer jeben Iudenfchaft näher zu bes 
fimmenden Grundſätzen auf die einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt und, nadhs 
dem bie Heberollen vou der Regierung für volifiredbar erflärt worden And, im 
Berwaltungswege eingezogen. Der Rechtsweg ift megen ſolcher Mbgaben und 
Leiſtungen nur infoweit zuläffig, ald Jemand aus beſonderen Rechtstiteln bie 
gaͤnzliche Befreiung von Beiträgen geltend machen will oder in der Beſtimmung 
feines Antheils über die Gebühr belaſtet zu fein behanptet. 

Ob und inwieweit einzelne, zerftreut und von dem Mittelpunfte ber Juden⸗ 
fchaft entfernt mohnende Juden zu den von der Audenfchaft aufzudringenden Kos 
Ren, insbefondere zu den Kultus s Bebürfniffen, beisutragen haben, iM von den 





Megieruugen nach Meßgebe der Bortheile ſeſtzuſehen, welche jopen Yuben vr 
die Berbindung mit der Judenſchaft zu Theil werben. 

Don neu anziehenden Juden darf ein fogenanntes Gintrittsgelb von der 
Zudenſchaft auch an denjenigen Orten, wo ſolches bisher üblich geweſen, künftig 
nicht mehr gefordert werden.“ 

Bon Seiten der Abtheilung iſt nichts zu erinnern geweſen. 

andtags -Marſchall: Es fragt fi, ob von der heben Vers 
fämmlung etwas dagegen zu bemerfen if? 

Abg. Sucanns: Ich halte es fiir fehr bevenflidy, den Schluß⸗ 
faß des 8. anzunehmen. Ich kenne mehrere Judenſchaften, welche 
bebeutende Stiftungen und großes Vermögen haben, ımb dieſe Ju⸗ 
den, weldye den Bortheil genichen, würden von den anderen übers 
ſchwemmt werben, wenn fie Fremden, ohne von denſelben Eintritis⸗ 
geld zu empfangen, ihr Vermögen mit preisgeben follen. Ich glaube, 
daß in demjelben Maaße, wie das Eintrittögeld in mehreren Städten 
für die Aufnahme zum Bürger bezahlt wird, es auch für die Juden 
feftgeftellt werden müſſe. 
 Meferent Abg. Sperling: Don einem Cinzugögelde willen bie 
Städte der öſtlichen Provinzen nichts. Das Bürgerrechtögeld Hat 
eine andere Bedeutung. Es wird bezahlt für die Befugnis, befons 
dere Rechte in der Etadt auszuüben, die mit dem Anfäffigmachen 
an und für fid) nicht zufammenhängen. Es findet ein Eintrittsgeld 
in ähnlichen Verhältniffen bei Bekennern chriftlicher Konfeſſion nicht 
flat, und es ift fein Grund abzufehen, weshalb es bei den Juden 
der Fall fein fol. 

Sundtags- Marfhall: Das Amendement geht dahin, den Ieh- 
ten Saß des $. 23 zu ftreichen, und es fragt ſich, ob es Unter⸗ 


ſtüzung findet? 

(Es iſt nicht unterſtutt.) 
Referent Sperling: Der g. 24 des Geſetz⸗Entwurfs lautet: 

„s- 24. 

WUeber die der befonderen Armen und Kranfenpflege jüdiſcher Glaubensge⸗ 
noffen gewidmeten Fonds und Anftalten ſteht dem Vorſtaude ber Jubenfchaft, fos 
fern ihm nicht die Verwaltuug bereits fliftungsmäßig übertragen if, die Aufſicht 
zu, vorbehaltlich jedoch des Ober: Auffichtsrechts der Regierungen.“ 


Hierbei Mt ebenfalls nichts zu erinnern gewefen. 
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Mierndtegs⸗Marſchal: dindet Jemand gegen Dielen Perageaphen 


eſwas zu erinnern? 
Da es nicht gefchehen ift, fo ift er als angenommen zu ber 
trachten. 
Referent Sperling (trägt vom 8. 25 bis 27 des Geſet / Ent⸗ 
wurfs vor): 
„8. 25. 

In Bezug auf den äffentlichen Unterricht gehören die fchulpflichtigen Kinder 
der jüdiihen Blaubensgenoffen den ordentlichen Elementarſchulen ihres Mohn: 
orte an. 

8. 26. , 
. Die fübifgen Blaubrusgenofien find ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen 
Theilnahme au dem Unterrichte in der Ortsfchule während des gefeblich vorge 
Ichriedenen Alters anzuhalten, fofern fie nicht vor der Schulbehärde ſich ausweis 
fen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Unterweifung oder durch ordent⸗ 
lichen Beſuch einer anderen vorfchriftsmäßig eingerichteten öffentlichen over Bris 
vat-Rehramfalt einen segelmäßigen und genügenden Unterricht in den Glenientar⸗ 
Ichniniffen erhalten. 
$. 27. 

Befinden fih an einem Orte mehrere chriflliche Glementarfchulen, fo bleibt 
den Regierungen überlaſſen, die jüdiſchen @inwohner nöthigenfalls nach Maßgabe 
der Ortoverhaͤltniſſe entweder einer von dieſen Schulen ausſchließlich zuzuweiſen 
oder unter dieſelben nach einer beſtimmten Begieie-Abgrinmg zu vertheilen 

Im Gutachten heißt es: 

In Beziehung anf den nächſten Abſchnitt machte ein Mitglied darauf auf 
merffam, daß dos Gouvernement hinfichtlich des Unterrichtswefens ber Inden in 
neuerer Zeit offenbar eine andere Anficht gewonnen habe, ale ihm folche früher 
eigen gewefen. Dies fei ſchon ans einer Zufammenhaltung der in dem zweiten 
Hefte der Beilagen zur Denffchrift S. 60 und 66 (Vergl. Bd. VIII. Beil. II) 
cathhaltenen MinifterialsReftipte zu entnehmen. Waͤhrend in dem erfleren Re⸗ 
ffripte die allgemeinen gefeplichen Beſtimmungen über ben Unterricht auch für 
die Juden als maßgebend erflärt und die Behörden zu deren Beobachtung nnd 
Ausführung angewieſen feien, gehe bie Tendenz des Tegteren Reffriptes dahin, 
Glaubensſchulen ins Leben zu rufen und die jüdiſchen Kinder aus den Schnien, 
welche von Kinder chrifflicher Meltern beſucht werden, zu verbannen. Der Geiſt 
uisfen Reflriptes finde ſich in dem Gefetz⸗ Catwurfe nad deſſen Motiven wicher) 
88 ſej in den letzteren, namentlich &: 30 der Denffchrift, die Zuweiſung der jüsg 
diſchen Kinder zur chriſtlichen Schule nur als Ausweg bezeichnet und die Grridye 
tung eigener Schulanflalten für die jüdifchen Kinder geravehin für zweckmaͤßig 
erklaͤrt. Dieſe Bemerkungen riefen gegen das Gonvernement lebhafte Reklama⸗ 
FHonen herdor. Die Abiheilung bekannte ſich zu einem entgegengefepten Prin⸗ 
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giye, weil bie Teoenmung ver jidiſchen von bes chriftlichen Bihuliugenb ebenfalls 
zw einer fchärferen Abfonderung ber Juden von den Ghriften überhaupt führen 
würde und die Erfahrung eine folche Trennung nicht gebiete, vielmehr lehre, 
daß die Theilnahme der jüdifchen Kinder an dem Unterrichte der chriftlichen bies 
fen nirgends gefchadet, auf jene dagegen nur vortheilhaft einnewirft habe. 

Wenn daher auch die 95. 25 und 26, ala den allgemeinen geſetzlichen Bes 
flimmungen entſprechend, zu feiner Erinnerung Beranlaffung gaben, fo fand bed 
die Beflimmung des $. 27 Teinen Auflaug, indem dagegen Folgendes bervorges 
hoben wurde: 


Sandtags- Marfhall: Ich frage, ob gegen den $. 23 und 26 
etwas zu bemerken ift? 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: Rad) dem eben verlefenen Gut⸗ 
achten hat ein Mitglied der Abtheilung darauf aufmerffam gemacht, 
daß das Gouvernement in neuerer Zeit offenbar hinſichtlich des Unter- 
richtöwefend der Juden eine andere Anficht gewonnen habe, als ihm 
früher eigen geweſen ſei. Ich würde auf diefe Auficht eines ein⸗ 
zelnen Mitgliedes der Abtheilung nicht zurüdfommen, wenn nicht 
Kolgerungen daraus abgeleitet würden und weiter ber Vorwurf 
gegen das Gouvernement dadurch begründet werden follte, als gehe 
bejien Tendenz dahin, befondere jüdiſche Glaubenoſchulen ind Leben 
zu rufen und die jübifchen Sinner aus den Schulen, welche von 
Kindern chriftlicher Aeltern befucht werben, zu verbannen, eine Tens 
den der Abfonderung, die ſich überhaupt in dem Gejeg- Entwurf 
und den Motiven wiederfinde. Ic finde hinreichende Veranlaffung, 
der Verfammlung Einiged über den Gang mitzutheilen, den das 
Gonvernement in feinen Beitinunumgen über das jünifche Unterrichts⸗ 
wejen befolgt hat. Bielfach und andauernd wurbe die Erfahrung 
gemacht, daß die Juden nicht geneigt waren, Ihre Sinder in den 
öffentlichen Schulen unterrichten zu laſſen. Es fann dazu die Bes 
forgniß Veranlaſſung gegeben haben, die Kinder möchten durch den 
Heſuch chriſtlicher Schulen dem Chriſtenthum zugeführt werben. 
Eine eben fo wirkſame Beranlaffung fcheint aber darin gelegen zu 
haben, daß die Privatfchulen nicht Teicht mit der Strenge, mit der 
fortbauernden Wachſamkeit beauffichtigt werden fönnen, wie öffent: 
liche Schulen. Diefe in der Natur der Sache begründete geringere 
Strenge der Beaufſichtigung der Privatichulen machte es Den Juden 


leichter, die Kinder dem Schulunterrichte zu entziehen und fie für 
ihre befonderen Interefien, für den Handel, zu benugen und übers 
haupt die Borfchriften hinſichtlich des Schulzwanged zu umgehen 
Ein dritter Grund lag darin, daß fie eine Privatichule, dea wohl⸗ 
feitften Lehrer und einen folchen annehmen fonnten, welder in ſei⸗ 
nem abhängigen Verhaͤltniffe minder fireng auf regelmäßigen Schul 
beſuch halten würde. Diefe Wahrnehmungen veranlaßten das Gays 
vernement, darauf hinzuwirken, die jüpifhen Kinder, ven allge 
meinen Beftimmungen gemäß, ven öffentlichen Schulen zuzuführen, 
zugleich aber auch die Privatfchulen und insbefondere die Annahme 
der Lehrer an venfelben fchärfer zu fontroliren. Die Aufnahme der 
jüdiſchen Rinder in die shriftlichen Schulen fonnte aber auch vor 
Seiten der chriftlihen Aeltern Schwierigfeiten finden und beskaih 
die Foridaner des Privat⸗Schulweſens der Juden Begünftigung finden. 
Wir haben von einem Redner aus der Mitte der hohen Verſamm⸗ 
fung gehört, daß eine nähere Berührung mit Juden, ein naͤherer 
Umgang mit benfelben unangenehm fein fönne; auch chriftlichen Aelters 
mag der nähere Verkehr ihrer Kinder mit den in die Elementars 
fchuien eintretenden jüpifchen Kindern nicht angenehm gewefen un» 
deshalb die Aufnahme derſelben eben nicht erleichtert worden fein, 
Unter diefen Berhältniffen war eine Hinweifung der jüdiſchen Kinder 
in Die hriftlichen Schulen, welche häufig auch nicht einmal den ers 
forderlichen Raum darboten, nicht von dem gewünfchten Erfolge, 
und da in jener Zeit den jüdiſchen Glaubensgenoſſen das Recht zur 
Errichtung öffentlicher Schulen nicht zuftand, fo blieb: nur übrig, 
das Privat⸗Schulweſen derfelben möglichft zu verbeſſern. Mehrere 
Verordnungen follten darauf hinwirken, insbefondere die Beftims 
mungen, daß die mit den PVrivatlehrern abzuſchließenden Kontralie 
der Aufficht der. Regierung unterworfen würden, um dem willkür⸗ 
lichen Entlaffen verfelben wenigſtens einigermaßen vorzubeugen: 
Diefer Zuftand hat fortgenauert bis in die neueften Zeiten und immer 
von neuem beflätigt, daß, fo lange ven chriſtlichen Schulen gegen- 
über jüpifche Privatſchulen beitehen, es nicht möglich fein werde; 
genügenden Erfolg des Linterrichts für Die jüdiſchen Kinder zu 
ſichern. Es wurde dadurch von ſelbſt der Weg. zur Erreihung 
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beſſerer Erfolge angedeutet, nämlich neben der Foͤrderung der 
Aufnahme jüdischer Kinder in Die allgemeinen Öffentlichen Schuien 
das Privatſchnlweſen durch Beftattung öffentlicher jüdifcher Schulen 
zu beſchraänken, zumal viele jũdiſche Gemeinden dies ſelbſt als das 
Beſſere anerfannten und wegen der in den Privatſchulen fortdauern⸗ 
den Unordnung wiederholt die Bitte ausfprachen, öffentliche Schulen 
errichten zu dürfen, wie dies in der Provinz Poſen feit der Verord⸗ 
mung vom Sahre 1833 ſchon geitattet war, ber Geſtattung ſolcher 
Schulen mithin nicht eine erft in neuerer Zeit hervorgetretene Ien- 
denz untergefchoben werden fann. Bei den oͤffentlichen jiloifchen 
Säulen fonnte die Anſtellung und Entlaſſung der Lehrer, die Erhe⸗ 
bung des Lehrer- Gehalts, die Regelmäßigfeit des Schulbefuches voll⸗ 
kommen gelichert werden. 

Aus dieſem Grunde und weil bie jübifhen Gemeinben ſelbſt 
darauf antrugen, erftattete der Miniſter Eichhorn im Jahre 1842 
fiber das jüdifche Schulmefen an des Königs Majeſtät Bericht und 
dat um die Erlaubnis, an denjenigen Orten, wo bie Verhältniſſe 
ed vwünfchenswerth erſcheinen ließen, unter befonderen Bedingungen 
vorläufig im Wege der Dispenfation, bis der Gegenftand in: Wege 
der Geſetzgebung regulirt fein würde, die Errichtung Öffentlicher fü; 
diſcher Schulen zu geftatten. Dadurch follte der allgemeine Grund⸗ 
ſatz, die jüdiſchen Kinder den chriftlidhen Schulen zuzuführen, nicht 
befchränft werden, mır dem ungeordneten Privat: Schulmefen. wollte 
man ftenern, und die befondere jüdiſche öffentliche Schule ſollte nur 
da eintreten, wo der jüdifche Schulunterricht in anderer 
Weile nicht gehoben werben fünne, wie die Verfügung vom 
14. März 1842 ausdrücklich vorſchreibt. Und wie ift Die dem Gou⸗ 
vernement von dem Abtheilungs- Mitglieve untergefhobene Tendenz 
verfolgt worden? Die hohe Verfammlung mag ſich felbft hiervon 
duch, die Angabe überzeugen, daß feit 1842 bie heute in der’ gan⸗ 
zen Monarchie 3—4 ſolcher Schulen entſtanden find. 

Ein anderes Motiv, die Errichtung öffentliger jüdiſcher Schu⸗ 
len zu geftalten, Tag noch in dem befonderen Verhältniß des jüdi⸗ 
fihen Religions -Unterrichte, deſſen Ertheilung man erleichtern 
wollte. Die jüpifchen Kinder, die in chriſtlichen Schulen untertichtet 
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warben, erhielten in biefen feinen Religions» Tinterricht; bie Juden 
waren mithin in der Lage, neben ben Koften des gewöhnlichen Ele⸗ 
mentar⸗Unterrichts noch die Befoldung eines befonderen Religions: 
lehrers amfzubringen. Den Religionsiehrer als ſolchen konnte der 
Staat wicht prüfen; er verlangt aber, damit der Unterricht nicht 
mugebiideten Maͤnnern übertragen werde, von dem jüdiſchen Melis 
giondlehrer den Standpunkt der Bildung, der von jedem Elementar⸗ 
lehrer verlangt wird. Wurde ein foldyer jüdiſcher Religionsichrer 
gewählt, fo Tag es nahe, daß die frischen Gemeinden ven Wunſch 
begten, demſelben den Glementar- Unterricht auch anvertrauen zu 
dürfen, wogegen bei. der nachgewieſenen Qualifcation auch gewiß 
nichts zu erinnern iſt. Wenn nun der Geſetz⸗Entwurf pofitiv ans 
fpricht, daß alle. jüdiſchen Kinder den öffentlichen: Ortsfchulen anges 
hören, und negativ feſtſtellt, daß bie jüdiſchen Glaubensgenoſſen in 
ber Regel eine Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen wicht 
verlangen Tonnen, die öffentlichen jünifchen Schulen mithin nur als 
befondere einzelne Ausnahmen geftattet find, dies Recht dazu aber 
den Juden nicht verweigert werden darf, wenn fie den Chriften foweit 
als möglich gleichgeftelit werden follen: fo überlafle ich es vertrau⸗ 
ungevoll ber Enticheinung einer hohen Verſammlung, ob das Gefeg 
den Vorwurf verbient, daß es die jüdischen Kinder aus den öffent 
lichen Schulen habe ausfondern und jüdiſche Glaubensſchulen habe 
befördern wollen. 

Meferent Bperling: Was der Redner eben gefprochen hat, kann 
ih nicht für richtig erfennen. In Beziehung auf das, was er über 
Beivatidyulen geäußert hat, gebe ich zu bebenfen, daß daſſelbe auf 
alle, aud) die Privatſchulen der Bekenner chriſtlicher Konfefiton, Au⸗ 
wendung finden könnte und man bergleichen Privatſchulen überhaupt 
nicht beſtehen laſſen würbe, wenn fie dem Zwecke nicht entfprechen 
fönnten. Wenn einzelne Schulen ihre Zwecke nicht. volfländig er⸗ 
füllen, fo liegt ed geroiß oft auch an einem Mangel der Beaufſich« 
tigung Seitens der Behörde. Diefes ift e8 aber auch nicht, worauf 
es bier anfommt. Es ift das Gutachten der Abtheilung angegriffen 
werden, iufofern als es auf zwei verfchiedene Reffripte Bezug nimmt. 
In dem. ölteren Refkripte find die Juden⸗Kinder den gewöhnlichen 
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Detoſchulen zugewieſen. In dem neueren Reſkripte geht man davon 
ab, und leitet die Sache dahin ein, daß für fie beſondere Konfefſtono⸗ 
ſchulen eingerichtet werden. Die Tendenz des Iehteren Reſkripts iſt 
wffenbar, wenn auch die ganze Dispofitien deſſelben nur fakultatio 
bingeftellt if. Das König Minifterrum der geiftlichen Angelegeñ⸗ 
heiten bat wirklich die Abſicht, für jede Konfeſſion beſondere Schulen 
ind Leben zum rufen. Es hat folche bereits in mehreren Fuͤllen durch 
Aufhebung der Simultanfihulen bethätigt. Es hat der Minifterials 
Kommiſſar, welcher eben das Wort hatte, in der Abtheilung erklärt, 
daß fortan niemals der Fall vorkommen foll, daß bei einer katholi⸗ 
ſchen Schule ein evangeliſcher Lehrer und umgefehrt angeftellt. wer⸗ 
den fol. Diefe Richtung des König. Miniiteriume beffage ich aufs 
lebhafteſte, denn die Stärke des Staates beruht auf der innigften 
Verbindung feiner Mitglieder, und nirgends wird das Band zwi⸗ 
ſchen ihnen inniger geknüpft, als in der Schule. Stimme ich man 
aucd, von Herzen für bie Parität ver Konfeifionen, fo finde ich doch 
andbererfeitö wahre Parität nur darin, daß die Schulen fo einge; 
richtet werden, daß jeder Lehrer, ohne Unterſchied feiner Religion, 
nach Maßgabe feiner wiſſenſchaftlichen Bildung an derſelben Anſtel⸗ 
kung finde, ein jeder Schüler, ohne Unterfchien ver Konfefkon, darin 
feinen wiflenfchaftlichen Unterricht erhalten fann, und nur in Bestes 
bung auf die Religion das befondere Bedürfniß jedes Einzelnen bes 
rüdjichtigt wird. In diefem Sinne will ich Paritkt gelten laſſen, 
und fo wird fie gewiß auch von Anderen gebilligt werben. Werben 
bagegen für bie einzelnen Konfeſſionen befonbere Schulen eingerich⸗ 
tet, fo wird jene innige Bereinigung der Staatsbürger nicht nur 
gehindert, fondern auch eine Sonderung derfelben geradezu herbeiges 
führt, md dieſe liegt nicht im Intereſſe des Staates. Sie ift ihm 
nachtheilig und fann ihm, wie die Gefdjichte lehrt, fogar gefitwlich 
werben, weil fie auf dem Gebiete der Religion ftattfinvet. Hiernach 

bitte ich das Gutachten der Abtheilung zu beurtheilen. 
(Bravo!) | u 
Regierunge ⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich bitte nur Wenigeo 
bemerfen zu dürfen. Ich habe in der Abtheilung nicht ausgeſpro⸗ 
den, was Ffünftig gefchehen folle, fordern nur ven beſtehenden 





Brunvfap audgefprodgen, wonach alle Elementar⸗Schulen : einen cheifts 
lichen konfefkonellen Charulter Haben und Simultan⸗Schulen mr. ie 
Fällen der Noth geflattet fein follen. Ich füge mm noch in Bezug 
auf die judiſchen Schulen hinzu, daß den Juden ja, wie .man and 
über ben konfefftonellen Charakter der öffentlichen Schulen denken 
möge, dieſelben Rechte wie den Ehriften gewährt werben ſollen und 
26 doch ficherlich ven Evangelifchen, wie den Katholifen, geſtattet iR, 
befondere oͤffeniliche Konfefkons « Schulen zu errichten. 

Referent Dperling: Der: geehrte Herr irrt von dem Gegen 
ande ab. Wenn er glaubt, daß ich in Beziehung auf ihn nick 
Die Wahrheit gefagt habe, fo berufe ich mich auf ein geehrtes Mit⸗ 
glied der Rhein⸗Provinz, welches ein Beifpiel von einer Schule aus 
führte, an der ein Lehrer anderer Konfeſſion angeftellt iR, und durch 
feine Bemerkung. den Herem Miniſterial⸗Kommiſſar gerade zu jener 
Kflärung veranlaßte. 

Regierungs⸗Kommiſſar Srüggememn: Ich bemerfe, daß es ſich 
hier nur um Elementar⸗Schulen, nicht um Gymnaſten handelt. 

. Gimme Stimme (vom Blabe): Auf meine Bemerkung, daß an 
dem Gomnafium in Koblenz ein Lehrer anderer Konfeſſtion angeſtellt 
fei, hat der Herr Regierungs- Rommiflar erflärt, daß dies forium 
nicht geſchehen werbe. 

Regierungd» Kommiffar Prüggemann: Ich wienerhole, daß bier 
von den Elementarichulen die Rede ift, nicht aber von den Gym⸗ 
nafien. Das Faktum ift übrigens richtig; ich habe dem Abgeord⸗ 
neten der Stadt Koblenz, als meine Behauptung, daß alle Gymna⸗ 
fien einen beftimmten konfeſſionellen Eharafter hätten, :ihm zu ber 
Frage veranlaßte, wie ed denn gekommen fei, daß an dem Gym⸗ 
nafum zu Koblenz ein evangelifcher Lehrer angeftellt fei, geſagt, daß 
ich ihm bie Verſicherung ertheilen könne, es werde bei eintretenver 
Erledigung der Stelle, dem fliftungsmäßigen Charakter ded Gymma- 
Rums gemäß, ein Fatholifcher Lehrer angeflellt werben. 

Hg. Maumann: Die Grundfäge, welche die Abtheilung durch 
von Referenten entwidelt bat, muß ich überall theilen. Ich erkenne 
es wohl an, daß es wicht die Abſicht if, die Juden in eine andere 
Rage als vie Ehrifen in Berishung auf ihre konfeſſionellen Beduͤrſ⸗ 

IX. 14 
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niſſe zu ringen. Ich beıiupte aber, daßder Beieh -lukuuuf: in 
feinen Behimiungen, die bien von der. Sihsheilung angegriffen wer⸗ 
ven, dei) von Dem Grunbfabe abweicht, der in Bezichung auf. bie 
Meiftlichen Schulen gegenwärtig gilt. Allerdings ift es den chrifi⸗ 
lichen Kirchen⸗ Gemnrinden gefattet, beſondere Eonfeffiondle Schulen 
ju errichten; vie Geſehe verpflichten aber: die Schulverbaͤnde wicht 
za ben Koſten für dieſe ſpeziell⸗konfeſſionellen Schulen beizutragen. 
Es kann allerdings eine katholiſche oder evangeliſche Gemeinde bes 
ſondere Schulen errichten, es foigt aber daraus nicht, Daß die allge⸗ 
seinen Schulverbänbe zu den Koſten beituagen. Die Beſtimmungen 
wie ſte ver Gefetz⸗ Entwarrf enthält, And aber .anbere. Hiernach fell 
die Stautd- Regierung die Orts⸗Schulbehörden unter gewiſſen Bes 
Binguagen verpflichten kännen, für ein .tonfeflonelied Bedͤrfniß ber 
Juden duch Gewährung von Geibmitteln zu fargen, ‚Gegen biefen 
Grundfag, glaube ich, muß man fi ausfprehen. Man imun. den 
Konfellionen geſtatten, befondere Schulen zu errichten; mar faın 
aber nicht geflatter, daß die Juden befondere Schulen errichten, bie 
ans dem Charalter der öffentlichen allgemeinen. Schulen, aus dem 
SEchulverbaude heraustreten und dennoch gu. den Koſten sine Beihilfe 
os dem Fonds des allgemeinen Schulverbandes erhalten. 

Regierungs⸗Kommiſſar Prüggemann: Cs iſt überſehen workm, 
daß es im $. 33 b. ausdrücklich heißt: 

„MWo die Unterhaltung der Ortsſchulen eine Laſt der bürger⸗ 

lichen Gemeinde iſt.“ 

Wo dies nicht der Fall iſt, legt auch der a · aumrurj der 
bürgerlidgen Gemeinde diefe Laft nicht auf. 

Abge Waumenn; Ich bemerfe, Daß ich dies gevabe im Kuge 
gehabt habe, nämlich, die Schulverbände, in weichen die Koſten aus 
allgemeinen Lommmal- Mitteln aufgebracht werden: In foldgen 
Schulserbänden ift es biöher nicht üblich geweſen (wenigſtens meines 
Wiſſens nicht), für eine beſimmte Wrſeſſonsſchube eine Beihüfe 
(bewilligen za müſſen. 

Ang. Schr, von Winde: Ich glaube, wen und ber Here Ri 
serial Kommitfar hier allgemeine Beſtimmungen wor Blugen: ges 
führt hat, wonach von Minifterium in andeven. Fullen verfahren 
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wirt, dieſe zwar nicht hierher gehären, daß aber jedramal, wenn und 
ein Geſetz⸗Entwurf zur Begutachtung vorgelegt if, wir dadurch Ver: 
anlaffung erhalten und die Verpflichtung erkennen müflen, die allge 
meinen Grundſaͤe zu bezeichnen, welche wie als zweckmäßig erfannt 
baden. und, deshalb allgemein feftgeftelt zu fehen wünfchen müflen. 
Nun möchte ich im Einflange mit dem, was die hohe Verſammlung 
vor kurzem befchloffen hat, bei einem Antrage, weldyer auf die An⸗ 
ftellung fatholiicher Lehrer in den Kanettenhäufern binauslief, das 
allgemeine Prinzip zur Anerfennung gebracht wiflen, daß eine Trens 
nung nad) Konfeflionen in Bezug auf den rein wifienfchaftlichen 
Unterriht durchaus unſtatthaft jßf. Der Religions s Unterricht 
muß natürlich beſonders ertheilt werben, für fatholifche Kinder 
you lfatholiſchen Beiftlichen, für evangelifche Kinder von evan- 
galiſchen Geiſtlichen und für die jüdiſchen von jüdiſchen Geiſt⸗ 
lichen. Aber daß in anderen Unterrichtsfächern eine Scheidung 
nach Konfeſſionen ftattfinden fol, if, glaube ich, nicht die Meinung 
der hohen Verſammlung geweſen, und ed würde mur bazu führen, 
Mißtrauen unter die Konfeſſionen zu ſaͤen. Ich kaun mich nicht 
dafuͤr anefprechen, dag die konfeſſionellen Schulen Regel und bie 
Simmltan » Schulen Ausnahme fein follen. Ich bin vielmehr ber 
Meinung, daß die Simultan-Schulen Regeln und die fonfefionellen 
Schulen Ausnahmen fein müſſen. Wenn ferner hier gefagt if im 
Bezug auf einen folgenden Paragraphen, dag, wenn eine Kommune, 
eine politiche Gemeinde, ihre Schule zu unterhalten verpflichtet iſt, 
für den Fall einer Eonfeffionellen Sonderung fie dann auch verpflich⸗ 
tet wäre, dieſe lonfeſſionelle Schule aus Kommunalmitteln zu unter⸗ 
halten, jo glaube ich Dem aus Rechts⸗ und Billigfeitägründen wider⸗ 
Sorerhen zu müſſen. Die Kommune bat die Berpflichtung, Kommu⸗ 
nalfchulen zu unterhalten, nicht aber Eonfeflionelle. Wenn es alfo 
eine Konfeſſion in ihrem Jutereſſe findet, eine befondere Schule zu 
errichten, wenn ihr dies von den Staats- Behörden geftattet wird, 
fo bat fie. jedenfalls feinen Rechtsanfpruch an die Kommune, dieſe 
befogdere, Schule zu dotiren, weil die Verpflichtung der Kommune 
nur davguf gerichtet fein Tann, eine Schule für die politifche Ge⸗ 
Ä 14% 
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meinde zu tnterhaften. Aus viefen Gründen muß ich mich gegen 
das erflüren, was von der Minifterbanf bemerkt iſt. 
(Eine Stimme bittet ums YBort.) 

Sandtage- Marſchall. Bei diefer allgemeinen Veſprechung find 
wir ſchon auf $. 30 gefoınmen. Zuvörverfi handelt es fi um 
98. 25 und 26, gegen welche nichts erinnert ift, und es würbe im 
Vortrage auf $. 27 überzugehen fein. 

Eine Btimme: Ich wollte um das Wort bitten wegen eis 
ner perfönlichen Widerlegung, Die doch Bis jetzt immer geſtattet 
worden. 

Jandtags-⸗Marſchall: Jetzt hat der Herr Abgeordnete von Foc 
das Wort. | 

Abg. von Sch: Der ganze Abfchnitt über das Schulmefen 
fheint mir im engen Zufammenhange zu ftehen mit ben beiden frü⸗ 
heren Abfchnitten, welche auf Sonderung der jüdiſchen Gemeinden 
binzielen. Mein Wunſch if, daß diefer Paragraph ganz wegfalle. 
Sollte er zur Ausführung fommen, fo würden bie 66. 25 und 96 
. müßig baftehen, denn die fprechen nur Grunpfäße aus, welche für 
alle übrigen Einwohner des Staates bereitd gelten. Wenn ber 
Wegfall dieſes Paragraphen nicht jebt ſchon befchloffen werden follte, 
fü würde ich beantragen, daß die Beflimmung vorbehalten bliebe, 
diefe Paragraphen bis 8. 33 zu flreichen, da gerade die Beſtim⸗ 
mungen, welde für die Ehriften gelten, aud für die Juden voll 
fommen ausreichend find. Die Ehriften Fönnen ihren Kindern Privat 
Unterricht ertheilen laſſen, fie können befondere Schulen erridyten. 
Ich fehe alfo nicht ein, warum wir diefe Beſtimmung beſtehen laſſen 

follen, wenn wir den Grundfag der Trennung fallen Tafien nıüffen. 
Sendtags- Marſchall: Der Antrag geht dahin, bie Paragraphen 
bis zu 38 wegfallen zu laſſen. 

Abgeordn. von Sch: Mein Antrag geht jetzt nur auf 9. 2 
und 26. 

andtags -Mactſchall: Er ift aber bis auf $. 33: auögebehnt. 
Ich muß bemerfen, daß die Diskuffien Bis zu $: 33 nur eine even⸗ 
tuelle fein würde. Dann werde ich fragen, ob ber Ankag, bie 
Paragraphen, wie fle auch abgeändert fein mögen, wegfallen zu 
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— Unterftäung Anbei, und ob der Begfall beſchloſſen wer⸗ 
den fol? 

Hat Jemand eine perföntiäe Bemerkung zu machen? Wie e6 
ſchien. wünſcht ein Mitglied dort das Wort zu haben. 

- Graf Merveldt: Zur Aufkidrung eines anſcheinenden Miß⸗ 
berſtũndniſſes muß. ich bemerken, daß nicht von wiſſenſchaftlichen 
Schulen, ſondern von Elementar⸗Schulen die Rede waär, mit denen 
der Religions⸗Unterricht ſo unzertrennlich verwebt iſt, daß der Lehrer 
auch zu der Konfeſſion ſich belennen muß, welcher die Schule an⸗ 


gehört. 

Sandiags⸗ Marſchall: Es iſt dies bereits bemerkt worden. 

Alſo eventuell und mit Vorbehalt des Antrages, der gemacht 
worden iſt, die Paragraphen bis zu 33 wegfallen zu laſſen, war 
gegen $$. 25 und 26 nichts zu erihnern, und wir fommen baher 
auf $. 27. 

Meferent Syerling cieſ vor): 

Wo eine Schule nach 5$. 29, 33 Tit. 11 Th. IE, Allg. Landrecht var 
Beiträge der Hausväter unterhalten wird, Töunen diefe Beitrͤge auch van jr 
bifchen Hausvätern erhoben werben, und wo die Schule aus. Rommanalfonds 
fuftenutirt wird, if es um fo mehr recht und billig, daß die jüdifchen Ortsein⸗ 
wohner an der Schule gleichen Theil haben wie die Chriſten, weil fie gleich 
'biefen zu den Kommunalfonds beifleuern. Tritt der Ball ein, daß bie an einem 
Drte beſtehenden Schulen ’vem Bebirefniffe nicht entfprechen, fo iſt es ‘gefeplidhe 
Bit der Kommune, für deren Erweiterung oder Errichtung neuer Gchulen 
zu forgen. Diefe Laſt anf ihre jüdiſchen Mitglieber zu wälzeg, iſt rechtlich 
unzuläffig. Eben fo wenig läßt fi eine Befchränfung der jübifchen Ginwohs 
ner in der Wahl unter mehreren Ortoeſchulen rechtfertigen, wenn fle zu allen 

beitragen, da der Grundſatz „gleiche Pflichten, gleiche Mechte” dadurch verlegt 
werben wurde. Wenn es ver Regierung. frei ſtchen follte, die Kinder der Ins 
ben nach einer befimmien Schule zu verweilen, ‘fo fünnte Daraus, men bee 
an große Städte, auch für die eltern wohl die Nothwendigfeit. hervorgehen, 
ihre Wohnungen nad dem Bezirke der Schule zu verlegen, und ein mittelals 
terliches Ghetto fein‘ Dafein erhalten. Diefe Betradytungen führten zu bem 
einftimmigen. Befchkufte, ver Wegfall des In Rede ſtehenden Paragraphen zu 
‚beantragen, Nur infofern ‚waren bie Anfichten verſchieden, als von den aus 
weſenden zehn Mitgliebesn fünf: es einfad bei deſſen Wegfall belaflen wollten, 
weil dann, wenn mehrere Schulen an einem Orte beRehen, die Freiheit ber 
Mahl unter Senfelben für bie Zuden ſich wie biöher von ſelbſt verſtehen würde, 
die anderen fünf Mitglieder dagegen dies!noch ausdrücklich auogeſprochen unv 
der vorliegenden Dispofition des Befepentwurfs folgende Beftimmung: 
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„Beſinden ſich au einem Orte mehrere Elementarſchulen, fo ſtehen den 
jüdiſchen Cinwohnern hinſichtlich der Wahl der Schulen dieſelben Mer 
fuguifle zu, wie ben chriſtlichen Cinmohnern des Ottea“ 

fub ſtitnirt au fehen wänfdten. 

Geh. Regierungsrat Prüggemam: Ich wil- wien nar die ve⸗ 
merkung erlauben, daß ich in ber Abtheilung, als ih die Dentung 
pernahm, die man Yen vorliegenden Paragraphen geben wollte, {vs 
gleich den Borfchlag machte, die Faſſung dahin zu ändern; Eo folk 
den jüpifchen Aeltern eben fo wie den chriſtlichen die Wahl der Orts 
fhule unter mehreren vorhandenen freiftehen, fo lange nicht Hebel 
fände daraus hervorgingen,. weiche ein infcgreiten erforderlich 
machten. 

Es ift nämlich) lediglich der Fall ind Auge gefaßt worden, wenn 
in einem Orte zwei ober mehrere öffentliche ſtädtiſche Schulen 
und die jüdiſchen Kinder auf mehrere Schulen vertheilt fl, 
aber nicht in einer allein hinreichenden Raum finden, wirb bamit 
aicht wegen der gerabe anf eine Schule gerichteten Wahl der jü- 
piihen Weitern bei biefer eine Erweiterung des Raumes ober eine 
Vermehrung der Maffen nothwendig werben, währenn bie anderen 
Schulen nach dem obwaltenden Gefammtbebürfniffe genügen fönnen. 

,VUeterent: ch weiß nicht genau mich zu erinnern, welcher Vor⸗ 
ſchlag gemacht ift, indeß ging er nur von dem Herrn Regierungs⸗ 
Kommiſſar ans, und fein Mitglied ver Abtheilung machte ihn zu 
dem feinigen, weil durch den Nachſatz, den er enthält, daſſelbe aus- 
gefprochen wäre, was in dem 8. 27 fteht. 

Abg. Graf son Schwerin: Ich wollte nur daſſelbe anführen, 
was ber Referent bemerkt hat. Der Borbehalt des Herrn Kom 
miffars würde feinen anderen Sinn geben,‘ ats der 8. 27 in feiner 
jetzigen Fafſung. 

Abg. von Pecherath: Ich habe mit wenigen Worten ſagen wol⸗ 
len, daß, wenn es ſich bisher immer nur darum gehandelt Kat, 
die Juden in bürgerlicher Beziehung zu befchränfen, die vorliegende 
Beſtimmung felbft ein Eingeiff in die Rechte des Familientebens fein 
würde, denn es IR ein heiliges Recht des Vaters, zu beſtimmen, 
wer feine Kinder unterrichten fell. — 
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Abg. non Ancrinals: Ich glauhe, daß wer Vorbehalt, der in 
dem von dem Herrn Kommiſſarins angeführten Abänderungs⸗Vor⸗ 
ſchlage euihalten: if, keinen auberen Iweck und Sinn: haben kann, 
als die Schulen vor der Ueberfüllumg zu: hätten; dies ſcheint aber 
vmberflůſſig, dena in den allgemeinen Beſtiuenuntgen,welche auch 
für is chriſtlichen Kinder maßgebend ſind, find ſchon geuügende Abs 
wendungs⸗Maßregeln :onthnlien: - Hat der Vorſchlag aber. einen: ums 
deren Sinn, und will er. bie Sonfefiionellen Schelnungen: -bestähren, 
dann würde er fchädlich ſein und ich mich dieſem Verſchiage ent⸗ 
ſchieden widerſehen. 
Ruf zur Werkmstmng.) 

Sandtiage- Marfhell: Der einftimmige Vorſchlag der Abtheilung 
geht dahin, diefen Paragraphen ganz wegfallen zu laffen. Ueber das, 
was an die Stelle deſſelben zu fegen wäre, hat fich die Abtheilung 

wicht vereinigen lbönnen. Bevor wir über Diefen letzteren Bunft die 
Dislufſton eröffnen, will ich an die hohe Berfanmfung bie Brage 
ſtellen, ob der Paragraph; wegfallen fol? 
(Majorität für die Verwerfung.). u 

Die Majorität hat den Paragraphen verworfen, Nun fragt 
es ſich, ob die Verfammlung ven fünf Mitgliedern ber Abtheilung 
beitreten will, welche den Vorſchlag gemacht haben, eine andere Be⸗ 
ſtimmung an die Stelle dieſes ausfallenden Paragraphen zu ſetzen? 

Referent Sperling: Dies fcheint ganz überflüfftg. 

Abg. Graf un Schwerin: Auch meiner Anficht . nadı ſcheint 
es überflüſſig zu fein. Nachdem ber erſte Vorſchlag angenommen 
worden iſt, daß der ganze Paragraph wegfallen ſoll, ſcheint es laum 
wche möglich zu fein, andere Beſtimmungen au deſſen Stelle zu 
om. | 


Santingı- Marſchall: Kine Möglichkeit möchte wohl vorhanben 
fein, etwas Anderes an die Stelle zu fegen, es ſcheint aber der Bew; 
flag dazu feinen Anklang in der Verſammlung gefunden hu haben 
ma: darüber weggegangen werden zu können, 

Abg. Pte : Da. die Ebrichung dieſes Marageaphen Des 
sehlofien iſt, ‚jo ſcheint «6 zweckmuͤßig, wrun nei 5:26 pugeſchht 
wirbe::,,in: einex ver Intekchulen.. . °. | EFT TE: Bu Fa 
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. Setstags- Marie: Wird dieſem Vorſchlage beigetreten? 
(Mehrere Stimmen: Nein!) 

Mg: von Slafew: Ich erlaube mie, darauf aufmerffen gu 
machen, daß der Antrag noch nicht umterfkügt worden iſt. 

audtags · Marſchall: Ic Habe vie desfallſige Frage an bie 
Berfansmiung gerichtet, der Vorſchlag if jedoch nicht unterftägt, wes⸗ 
Halb ich ihn auch nicht zur Abſtimmung bringe, 
Lelcrent (lielt ad 6. 28 des Gutachtens vor): 


$. 38. " 

In der Denkfchrift ik ©. 32 (Bergl. Br. VIII. ©. 59) bemerit worben, 

daß es im Intereſſe des Staates Liege, daß feine Unterthanen ohne Ausnahme 

. in der Weligion, zu welcher fie fich befennen, erzogen werben. If dies ber 

Fall, fo muß der Staat fi auch deflen vergewiflern, daß ſolches geſchieht, 

“und Anfalten treffen, daß es gefchehen fanı. Zu Bunflen ver Juden Tann 

es nun nicht ausgelegt werben, wenn es, wie in den WBorten „eine jede In⸗ 

denſchaft 20.” beabfigtigt worden, lediglich Ihnen anheimgegeben wird, wie fie 

- ihren Kindern den Religions Unterricht beibringen wollen. Den meiſten Fa⸗ 

milien würde folches wegen Beichränftheit ihrer Verhältniffe bei dem beſtes 

Villen nicht möglich fein, wenn ihnen der Staat dabei nicht zu Hülfe käme, 

Deshalb entſchied fich die Abtheilung einftimmig dahin, daß In Stelle des ans 

_ gebeuteten Ballns, ven eigenen Münfchen ber Juden entſprechend, vie Beſtim⸗ 
mung zu treffen ſei: 

daß eine jede Synagogen: @emeinde verbunden fein ſoll, wenigfend 

einen Religionslehrer anzuftellen und zu befolden, welchem ber Unter 

richt der Kinder in den jüdiſchen Religionswahrheiten zu übertragen if, 

indem fie es dabei als ſich von ſelbſt verfichend anfah, daß, wenn an einem 

Orte mehrere Synagogen⸗Gemeinden beftehen follten, venſelben es unbenom⸗ 

men bliede, ſich in Beziehung anf einen gemeinſchaftlichen Religionglehrer zu 

vpereinigen. 


Regierungs⸗Kommiſſar Prüggemann: Blos weil es beſondere 
Schwierigkeiten zu haben ſchien, für jede einzelne Synagoge bie Berr 
pflichtung zur Anſtellung eines befonveren jüdiſchen Religionslehrers 
auspuſprechen, glaubte man den Weg offen laſſen zu muͤſſen, daß 
auch auf andere Weile, 3. B. durch die Aeltern felbft, für die Er⸗ 
tbeilung des Religions-Unterrichtd geforgt werben könne. em 
aber die Berfamımlung ed angemeften hält, daß jede Synagoge vers 
pflichtet werde, einen eigenen Religiono⸗Lehrer auzuftelen, und were 
fie den einzelnen Bereinen die finanziellen Mittel zuivaut,; um die 
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Koflen vieſer Anſtellung aufzubringen, fo wird gegen eime: ſolche Ber: 
pfihtung nichts zu erinnern fein, da dem Stuate basjenige Mittel, 
welches Die Unterweiſung in der Religion am beſten ſichert, auch Bao 
erroünfchtefte fein muß. 

"bg. Graf ven Schwerin: Ich würde mich dem $. 28 wiber- 
fegen; infofeen er wieder den Grundſatz .aufftellt, den ich nicht aus 
ertennen: kann, daß dem Gfaate die Befugniß zußehe, darüber zu 
nutheiten, ob Jemand als Religions⸗Lehrer zuzulaſſen fei oder: nicht, 
und in dieſer Beziehung würde ich für bie Weglaffung des icpten 
Satzes im 6. 283 flimmen. - 

Aandtags -Marſchall: Dieſer Gegenſtand wird ned) beſonders 
vorkommen, für jetzt iſt zur Frage geſtellt, ob vorgeſchrieben werden 
foll,- daß jede Synagogen⸗Gemeinde verbunden fei, wenigſtens einen 
Religiond-Lehrer anzuftellen und zu befolden. Ich bitte Diejenigen; 
welche fich für diefe Beſtimmung erklären wollen, aufzuflchen. 

(Beinahe einftimmig angenommen.) 

Referent (lieſſt in dem Abtheilungs- Gutachten weiter): 

Legt aber der Stgat ben Synagogen s Gemeinden diefe Verpflichtung auf, ſo, 
meinten einige Mitgliever, müfle er andy bafür ſorgen, daß biefelben folder 
genügen fönnen, daß e6 an qualifizixten ReligionssLehrern nicht fehle. Hierzu 
feien befondere BildungssAnftalten, gewiflermaßen Seminarien, nothmwenbig. 
Mie der Staat Anftalten zur Heranbildung der Lehrer der chriftlichen Reli: 

gion ind Leben rufe und unterhalte, fo fei es auch feine Sache, zu Buntes 
der Lehrer jübifcher Religion es zu. thun, da die Inden zu feinen Beblsfnäfien 

. eben fo beifteuern, wie die Chriften, und im Wege der allgemeinen Beftenerung 
felbft zur Unterhaltung der Anftalten für die Lehrer der chriftlichen Religion 
beitragen. 

Dem wurde von den übrigen Mitgliebern widerfprochen, indem einzelne 
Verſelben unter Hinweifung darauf, daß bie jübiſche KReligion nur «ine gedul⸗ 
: Bst fei, ſchon die Derpflichtung des Staates, überhaupt ſich darum zu lüm— 
. mern, wie die Juden fich ihre Religions:Kehrer beranbilden, Andere wenigfteng 

die Obliegenheit deſſelben, die Koften folcher Bildungs: Anftalten herzugeben, 
in Abrede ftellten. 

As es zur Abſtimmung fam, erklärte fich daher bie Abtheilung mit feche 

Stimmen gegen vier zwar bafür, 
daß es überhaupt zweckmäßig und nothwenbig ſei, Anfall ae Aus: 
‚bildung jübifcher Religions-Lehrer einzurichten, 

in gleichem Stimmen-Verhaͤltniſſe aber dagegen: 
daß dies auf Koften des Staates gefchehe. 





Mudtage · Slerkipl: Wenn jeht ber Herr Abgeorduete af 
yon Schweris Gelegenheit. nehmen will, feinen früßeren Verſchlag 
vorzutragen, fo ift vemfsiben hierzu das Wort geſtattet. 

(eſchieht nicht.) 

Verlangt ſonſt Niemand dis Won? Der Geupt «Werft 
ber 2 Wbtheilung geht dahin, daß Anftalten zur Ausbildung in: ber 
judiſchen Religion eingerichtet werben ſoben, und dies hildet nie all⸗ 
gemeine Frage. Ob dieſe Einrichtungen auf Keflen des Giants 
awsgeführt werben ſollen, ift demnächſt die zweite. Zuwächft werte 
ich über die erfte Frage abftimmen laſſen und bitte Diejenigen, welche 
Diefelbe bejahen wollen, aufgnftehen. 

(Dies gefchieht.) 
" Das Ergebniß der Abſtimmung ift nicht mit Gewißheit zu über, 
jehen, ich bitte Daher die Herren Orduer, zu zählen. 

Das Ergebniß der Abftinmung ift folgendes: bie Frage if mit 
213 gegen 177 Stimmen bejaht, und hiernach fleht fefl, daß An⸗ 
falten für Die Ausbildung jüdiſcher Lehrer eingerichtet werden follen. 
Aun ift noch die Frage, ob die Einrichtung auf Koften Des Staa- 
tes flattfinden fol. Die Abtheilung hat fich Dagegen erflärt und es 
fragt fich, ob ſich Jemand darüber Außern will. 

Abg. Wodiche; Ich gehöre zu den Mitgliedern, die der Ans 
dt ſind, daß die Anflalten zur Ausbildung jüdiſcher Lehrer nicht 
auf Koften des Staats eingerichtet werben, denn ed giebt Fatholifche 
Seminarien, die nicht volftändig auf Koften des Staates, fondern 
größtenteils aus Fonds der Karholifen eingerichtet werben, und id 
fehe nicht ein, warum die Juden bevorzugt werben follen. 

Sandtags- Sierfhal: Wenn Niemand mehr dad Wort vers 
fangt, fo foınmen wir zur Abſtimmung, und ich frage, ob die Ans 
falten zur Ausbildung der fübifchen Lehrer auf Koſten des Staateo 
errichtet werben follen? Die Bejahenven bitte ich, aufzuftehen. 

» (&8 erheben fi nur fehr wenig Mitglieder, und die Frage ift 
verneint): 

Nelereat (lieft wor): 

Gine Prüfung der jüpifchen Religionslehrer in Betreff ihrer Kechtglaͤu⸗ 
bigkeit und des Naßes der ihnen beiwohnenden Religionskenntnifſe kann füge 





“ — 19 — 


AUch nicht Rattfinden, weil dus Iuvenikum eine geiitidhe Uintenität Aderhaupt 
wicht, anerkennt, Jedoch darf: deshall dem Staate ⸗9 nie gleichgidtig -feke, 
welche wiſſenſchaftliche Bildung der Religionslehrer außerdem befipt. Da von 
einem Manne, welcher einen gewiſſen Grad allgemeiner wiflenfchaftlicher Bils 
dung firh angeeignet hat, mit Grund auch eine gefundere Auffaflung ber Res 
ligionswahrheiten zu erwarten ift, fo fehlen es der Abtheilung zweckmäßid, 
von einem jüdiſchen Religionsichrer wenigſtens bie allgemeinen wifienfhhflit 
gen Kenutniſſe eines Clementarlehrere zu fordern und in vielen, Begichneg 

‚ihm ‚einer Staatsprüfung zu unterwerfen. Sie wünſcht demnach einfimmig, 
daß hierüber noch eine ausdrückliche Feſtſetzung crfolge, und würde ihrem 
Bunfce genügt werden, wenn in dem zweiten Abfchnitte des vorliegenden 
Baragraphen hinter „zugelaflen werten, welche" die Worte: „in einer mit 
ihuen anzuſtellenden Bräfung vie allgemeinen wiflenfikaftlichen Kenutniſſe eines 
chriſtlichen Elementarlehrers nachgewiefen und’ eingefchaltet winken, fo. da 
dann diefer Abſchnitt dahin lauten möchte: 

„Als befondere Religionslehrer Fönnen nur ſolche Berfonen zuges 
laffen werben, welche in einer mit ihnen anzuftellenden Prüfung bie 
allgemeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe eine® chriſtlichen Elementar⸗ 
lehrers nachgewieſen und zur Ausübung eines Lehramtes dam Staate 
die Erlaubniß erhalten haben.‘ 


Regierungs⸗Kommiſſar Prüggemann: Ich wollte mir die Be⸗ 
merkung erlauben, daß das, was die Abtheilung wegen der Pruͤfung 
der Religionslehrer wünfcht, bereits befteht; denn es wird fein fü- 
diſcher Lehrer zur Ausübung ded Amtes eines Religionslehrers zu⸗ 
gelafien, der nicht die allgemeine Bildung und bie Kenutniffe ‚eines 
chriſtlichen Elementarlehrers nachgewieſen und zur Ausübung eines 
Lehramtes vom Staate die Erlaubniß erhalten hat. Die Ertheilung 
der Erlaubniß zur Ausübung eines Lehramtes ſetzt die nachgewieſene 
Qualification dazu voraus. 

Abg. Graf von Schwerin: Eine Bemerkung den Herrn Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſar gegenüber bitte ich mir zu erfauben. Ich möchte 
es für zweckmäßig halten, wenn e8 bei der Faffung bleibt, welche bie 
Abtheilung vorgefchlagen hat. Mit Berüdfichtigung deſſen, was der 
Herr Regierungs-Rommiffar uns gefügt Bat, daß es die Tendenz 
ver StaatsRegierung fei, daß Fonfefflonelle Schulen eingerichtet 
werben follen, würde der Paragraph; fo verſtanden werben, als wär 
Wiefe Landen; auch hier ausgefprochen, und es wird daher bie Faſ⸗ 
fung; wie fe vie Abtheilung vorgeſchlagen Hut, bie beſſere fein. 
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. :  Wegierungd- Kommifler Seliggemens: Der Staat hat ſeiner⸗ 
feits eine Prüfung ver judiſchen Religiomsiehrer nicht anordnen kön⸗ 
nen, weil er fidj eben in den inneren fjüpifchen Kultus nicht ein⸗ 
miſchen will. 

WVLelerent: Nach meiner Anſicht würde ſich die Prüfung nur 
darauf beichränfen, von welcher moralifchen Qualiication er if. 
nf vie wifienfchaftliche Ausbildung des Lehrers värfte fte ſich wicht 
behnen, und um in dieſer Beziehung jedes Bedenken zu heben, if 
es nothwendig, daß der Zufag zu dem 8. 28 fo gefaßt wirb, wie 
die Abtheilung ihn gewünfcht hat. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Dagegen würde ich nichts 
za erinnern haben. 

Sandtags- Marfhal: Wenn Niemand das Wort verlangt, fo 
frage ich, ob der Antrag der Abtheilung angenommen werden fol? 
(Wird von der Berfammlung angenommen.) 

Kelerent (lief't vor): 

Um den Lehrern jüdifcher Religion feine Gelegenheit abzufchneiden, ſich 
biefe Kenntniffe anzueignen, ſchien es einigen Mitgliebern zwedmäßig, benfels 
ben auch die Aufnahme in die Seminarien des Staates für chriftliche Lehrer 
zu geflatten. Dies wollten andere Mitgliever bedenklich finden, weil der Uns 
terridyt in ben Seminarien mit der Religion im innigftlen Zujammenhange 
fiehe und die ganze Erziehung der Zöglinge in ben jegigen Seminarien auf 
chriſtlicher Lebensanſchauung beruhe. Indeß blieben jene Mitglieder bei Ihrer 
Anſicht, weil den geiftlichen Böglingen bie Anweſenheit von Juden in den Se⸗ 

. miuarien fo wenig gefährlich werben fünne, als in Gymnafien ober anderen 
Schulen, die aufgeworfenen Bebenfen alſo höcftens auf Seiten ver Juden 
beftänden und denfelben dadurch begegnet werbe, daß die Juden zum Gintritt 
in die Seminarien für Ehriften nicht gezwungen werben, ihnen folcher nur, 
"wenn fie es wünfchen, geftattet werben ſolle. Mit 9 Stimmen gegen 6 ents 
ſchied ſich die Abtheilung für den Borfchlag, alfo dafür, das den jübifchen 
Lehramts-Afpiranten bie Aufnahme in die Seminarien für chriſtliche Lehrer zu 
gewähren fei. 

‚Ib glaube, es ift eine Konfequenz des erften Sapes, und wir 

haben ihn aufgeſtellt damit die jüpifchen Lehrer die Kenutniffe ber 

chrißlichen Elementar⸗Lehrer ſich aneignen. 

Agg. son Augsswaln: Ich erkläre mich entſchieden gegen · den 

Vorſchlag ‚ver Abtheilung, weil der Vergleich, der hier gerecht iſh 





anf die Sentinarien, die. keinesweges nur Unterrichto⸗Anftalten find, 
hidyt paßt. Iweitens und hauptfächlid, aber aus dem Grunde, weil 
ich bereits gegen einen früheren Borfchlag, der eine birefte Einmi⸗ 
fung in die Verhältnifie einer geduldeten Religiond-Gefellichaft ber 
zweckte, geftimmt habe, weil ich eine ſolche Einmilchung im Intereſſe 
derfelben nicht geeignet halte, umd aus demſelben Grunde glande 
ih, daß and) bier feine Einmiſchung flattfinden dürfe. 

Abg. Gtaf von Schwetin: Ich habe geglaubt, daß «8 nicht 
nothwendig fein würde, noch etwas zu den Gründen der Abtheilung 
hinzuzufügen, da fich aber eine namentlich für mich fehr gewich⸗ 
tige Stimme: dagegen erhoben Bat, fo bitte ich, das Abtheilungs⸗Gut⸗ 
achten noch einmal vertheidigen zu dürfen; ich bin für Dafielbe, in⸗ 
dem ich file die Seminariſten eines chrifllichen Seminars, wenn Juden 
Theil nehmen an dem Unterricht, feinen Nachtbeil fehen kann. Daß 
bie. Tendenz des Unterrichts nicht geändert werben fol, verfteht fidh 
von ſelbſt. Wenn alfo die Juden feinen Anftoß daran nehmen, fo 
IR auch nicht abzufehen, warum etwas von und dagegen gethan wers 
ben fol. Ich halte es für das Intereſſe des Chriſtenthums fogar 
wünfchenswerth, die Juden zu dem Unterrichte in vemfelben heranzu⸗ 
sieben, da ihnen dadurch die Kenntniß des Chriſtenthums möglich 
wird, und je mehr man dus Ehriftenthum kennen lernt, deſto mehr 
wird man fich demfelben anzufchließen geneigt fein. 

Abg. Behr. von Winde: Ich fchließe mi dem an, und ich 
glaube, daß von dem Standpunkte des chriftlichen Staates aus, der 
und von ber Minifterbanf proflamirt worden iſt, es als eine ger 
wiſſe Schwäche erfiheinen würde, wenn man das Chriſtenthum durch 
die Zulafjung der Juden gefährdet halten. wollte. Dagegen möchte 
ih doc) das Gouvernement verwahren. - . 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Es ifl teineowege dos 
Ehriftenthum durch die Aufnahme jünifiher Schulamts-Mfpiranten in 
die chriſtlichen Seminarien für gefährdet gehalten worden, fordern 
der Grund, weshalb die Aufnahme In die-Seminatien bei der 
in einzelnen Fällen nachgelaffenen Theilnahme an dem Unterricht 
verfagt werben ift,, Hegt in der chriftlidhen Lebens⸗Gemeinſchaft, in 
weicher die Seminarifkten verbunden find, und nach weldyer ihe gan⸗ 








zes Leben in ben Geminarien geregelt if; in diefe Beneiufchaft ke 
diſche Aſpiranten aufzunehmen und biefelbe dadurch zu trüben ober 
von den jüdifchen Afpiranten eine Theilnahme zu verlangen, fehlen 
wicht zulaͤſſtg. 

Abg. Ditirich: Ich ſchließe mich der Abtheilung am und glaube, 
daſß es in der Konfequenz beruht, daß nad) dem, was über bie 
Schulen beſchloſſen worben iR, Die Lehrer auch in die Seminarien 
aufgenommen werben müſſen. Auch aus dem, was der Königliche 
Herr Kommilfarius gefagt hat, finde. ich feinen Grund, um gegen 
den Antrag zu flimmen; weil ven Juden überlaflen bleibt, die Auf⸗ 
nahme zu beantragen; ich glaube, daß eine folde dem chriſtlichen 
Prinzipe ficher nicht ſchaden würde. 
. Abg. son Maſſew: Ich bemerie, daß die Aufnahme in bie 
Seminarien, falls fie beſchloſſen würbe, in Folge unferes früheten 
Beichlufies jedenfalls auf Koſten der Judenſchaft gejchehen würbe.. . 

Ubg. son Auerswald: Ich muß wiederholt und aus dem Grunde, 
den ich bereits anführte, daß es nämlich nicht geeignet fei, fich im 
die Inneren Verhaͤltniſſe einer geduldeten Religions» Gefellichaft zu 
milchen, Dagegen ſtimmen. Ich muß bebauern, daß ich mich ben 
beiden geehrten Mitgliedern, welche eben fprachen, nicht anfchließen 
faun; ich Tann weder dem Nbgeorpneten der Grafſchaft Marf auf 
den Gelichtspunft des chriſtlichen Staates folgen, noch bie Tendenz 
anterftügen, die dee Abgeordnete der Bommerfchen Ritterfchaft mir 
ws, unerwartet ausſprach, und hätte geglaubt, daß ex der Letzte 
fein würde, der ſich von der Proſelytenmacherei Vortheile verfpricht, 

Abg. ehr. von Vinke: Ich muß. mich vorerk auf's Aller 
ensichiedenfte gegen die Borausfegung verwahren, ald ob ed mir 
jemals in den Sinn hätte fommen Tünnen, ben fogenannten chriftlis 
den Staat zu veriheidigen. Ich habe wich ſo vollſtändig Dagegen 
anageſprochen, daß das geehete Mitglied dies wohl nicht voramds 
feinen, fonnte. Ich habe gefagt, daß ich nichts dagegen au errin⸗ 
yorn haben würde, die Juden in ben Seminarien zuzulaſſen. Ich 
habe dahei ſo wenig, wie dad Mitglied der pommerfchen Ritter 
fhaft, sm. Brofelptenmacherei gedacht, aber mohl daran, den Ju 
ben Gelegenheit. zu ‚geben, fich die Kenminiß der hoben Vorzüge has 


Cheiſtenthums zu erwerben. Wenn ich dem Mitgliede weiter feige, 
fo. fehe ich darin feine Einmiſchung in die Verhäliniffe einer ger 
duſdeten Religion, wenn ich ihren Bekennern geftatte, freiwillig dem 
Unterricht. in den Semmarien beizuwohnen. Es IR ja falultativ 
und ganz im bie Freiheit der Juden, geftellt; von Zwang iR nicht 
bie Rebe. Gegenüber dem Königl. Commilfae muß id) dann nod 
bemerken, daß ich nicht habe verftehen tönnen, was unter Ge⸗ 
meinfchaft Des chriſtlichen Lebens gemeint if. Diefer Aut 
druck iR für mich eben fo myſtiſch und unverftänblich, als der Bes 
griff des chriſtlichen Staates. Wenn die Inden feinen Aw 
fand finden, an chriſtlichen Tiſchen zu eflen, dann fünnen fie * 
veiftimbig in die Seminarien zugelaſſen werben. 

Faudtags ·Kemmiſſar: Nachdem der Kommiflar des geiftichen 
Minifteriums .erfiärt hat, daß die Aufnahme der jüdiſchen Schals 
Aſpiranten in ben Unterricht der chriftlidren Seminarien feinen Nm 
Roß fime, fie feither zugelaflen fei und ferner jugelaffen werben 
würde, fo ſcheint es mir doch faum an der Zeit zu fein, daß fa 
die Verſammlung noch länger mit der Trage beichäftige, ob berglei- 
den Aſpiranten auch im den Seminarien effen, trinfen und fchlafen 
ſellen. Es ift dies eine Frage, die in ben Haus⸗Ordnungen bet 
Seminarien zu entfcheiden fein wird, nicht. aber in dem Geſetze äber 
die Juden. Möge man über die Frage denfen, wie man wilk 
hierher fcheint die Entſcheidung nicht zu gehören. 

Referent Sperling: Es handelt ſich hier um Zugeftehung ver 
Rechte der Staats Bürger an die Juden fo weit als irgend möglich. 
Ben dieſem Geſichtspunkte mäfen wir ausgeben. Wenn von dem 
Küöniglichen Herrn Kommiſſar gefagt worden, es würde für die Juden 
auszeichenn fein, werm fie nur am Unterricht theilnehmen, fo faım ich 
dieſer Anficht nicht beiſtimmen. Es lkommt auf Feſtſtellung des Prin⸗ 
gipo an. So wie die Chriſten aus Rückſichten der Konfeſſion von 
dem intritte ind Seminar im Allgemeinen nicht ausgeſchloſſen ſtud, 
eben fo hoͤnnen wir konſequenterweiſe auch den Jaden nicht davon 
möfchtießen. Die Brofeintenmacherei, weicher ein. geehrtes Mitglied 
gedacht hat, feht eine pofitise Thätigfeit voraus. Don folcher Tome 
bier nicht die Mede fein, ‚va «6 non dem freien Willen des Iuben 
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abhängen fell, ob er im das Seminar Aufucchme fuchen will ober 
nicht. Eben fo find die Bedenken, weiche ber. Königlide Herr Kom⸗ 
miſſar anfgeftelt Hat, nur foldye, die auf Seiten der Juden befichen 
Könnten, nie aber auf. Seiten der Chriften. Ich glaube, daß Das 
Buitachten ver Abtbeilung nicht geſchwäaͤcht und aufrecht zu erhal 
ben if. 

Abg. Graf von Dchwerin: Ich wollte nur fagen, daß es nach 
dem, was der Herr Königl. Kommiffarins zugeſtanden hat, für uns 
von feinem Intereſſe ift, die Sache ferner zu verfolgen, ob bie In⸗ 
ven ala Zöglinge in die Seminare aufgenommen werben können. 
Ich. muß mir aber die Bemerkung geftatten, ba ver Herr Regie 
rungs⸗Kommiſſar ed war, der und anf bie prinzipielle Grörterung gefähet 
bat, indem er den Grundfag auffiellte und vertheidigte, fie aufzu- 
nehmen und Theil nehmen zu laflen am Leben ber chriklichen Se 
minariften, fei im Prinzip nicht zu rechtfertigen. Nachdem er dies 
aufftellte, haben wir Beranlaflung gefunden, diefen Grundfag zu be⸗ 
Rzeiten, | ZZ 
Abg. Hanfemenn: Auf die Bemerkung. ded Herrn Landtages 
Kommiſſars, daß die Sache eigentlich hier nicht zur Berathung ge 
höre, babe ich zu erwiebern, daß, nachdem das Gouvernement und 
verschiedene Beſtimmungen über den Kultus vorgelegt bat, nichts 
natärlicher und folgerichtiger it, als daß auch andere hierher ges 
hörige Beſtimmungen bei biefee Gelegenheit zur Sprache gebracht 
werben. 

Abg. von Bauen: Es ift fchon Mehreres, was ich fagen 
wollte, von den Abgeordneten aus Weſtfalen und Pommern erörtert 
worden, dem ich mich anfchließe. Wenn aber davon geredet weich, 
xo wütde durch die Aufnahme in die Seminarien Profelstenmadhersi 
getrieben. werben, fo muß ich ‚bemerfen, daß die Juden gezwungen 
ſind, Soldaten zu werben, mit den chriflichen Waffenbrüdern zu 
Sen, zu trinken und Alles mit ihnen gemeinſam zu..than, uud doch 
sehrb. dies. Niemand für Brofelgtenmacherei halten, um fo weniger 
kann dies dafuͤr exfannt werben, wenn man ihnen nur das Recht 
gieht, freiwillig am chriſtlichen Unterrichte Theil zu nehmen usb die 
Aufnahme in Die Seminarien nachzufuchen. - .. 
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Ag. von Maſſew: Ich habe nur eine kurze Bemerkung 
zu machen zu dem, was ber Referent gefagt hat, nämlich dag wir . 
nirgend im Staate EimultansSeminarien haben. Wir haben nur 
Seminarien für evangelifche oder Fatholifche Schulamts-Afpiranten. 

Referent Sperling: Ich kann dies weder zugeben, noch bes 
fireiten. Es kommt auch hier nicht in Betracht, da hier nur von 
Juden die Rede ift. 

Abg. son Merchel: Ich wollte mir die Anfrage erlauben, ob 
yon Seiten der Abiheilung überhaupt hier ein ſolches Amendement 
geftellt if. Aus dem Gutachten Tann ich es nicht erfehen, wenigſtens 
nicht mit Beſtimmtheit. Ich bitte, daß ſich die Abtheilung hierüber 
ausfpredhe, ob-fie den beftimmten Antrag ftellt. 

Referent Sperling: Ich bitte, deshalb die lebten Worte des 
Gutachtens zu leſen. 

Abg. Graf von Finkenſtein: Ich muß mich im Namen der 
chrifttichen Religions - Freiheit, der geiftigen Freiheit, gegen vie Aus⸗ 
fprüche der Abgeordneten von Weſtphalen und Pommern erflären. 
Den Juden fol alle Freiheit geftattet werden; aber offenbar wird 
dadurch die chriftliche Religions Freiheit angetaftet, wern in bie 
Häufer, welche dem chriftlichen Kultus in Leben und Lehre gewidmet 
find, Leute aufgenommen werden, welche dieſem Bekenntniſſe ent- 
gegenftchen. . 

(Ruf nad Abftimmung.) 

Sandtags- Marfhall: Die Frage ift zunächſt, ob die Aufnahme 
jübifcher Lehramts - Afpiranten in Seminare für chriftliche Lehrer ges 
Rattet werden fol? Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich, 
aufzuftehen. 

Ich werde bitten, zu sählen. 

Die Frage ift mit 206 gegen 183 Stimmen bejaht worden. 

Meferent Sperling: 


Zur -Unterhaltung der Orteſchnlen Haben: vie jübifchen Olaubensgenoſſen in 
abeicher Weite und in gleichen Berhältniffe mit den chriſtlichen Gemeindegliedern 
den Belegen und befichenden Verfaſſungen gemäß beizutragen.‘ 

Er blieb unangefochten. 
IX. 15 








[U } 236 DU 3 
\ . 


Abg. von Soh: Ich beantrage den Fortfall von 8. 29 aus 
demfelben Grunde, wie den der 88. 26 und 27, weil danach Das 
Verfahren daffelbe fein fol, wie nach den beftehenden Geſetzen, weil 
ed alfo dieſes Paragraphen gar nicht bevarf. 

Jandtags - Marſchall: Wird diefer Antrag unterſtüßzt? Abge⸗ 
ſehen davon nämlich, daß über 85. 31—33 noch abgeſtimmt wer⸗ 
den wird, ſoll dieſer Paragraph wegfallen. 

(Der Antrag wird unterſtützt.) 

,Kelerent: In Beziehung auf dieſen Paragraphen erlaube ich 
‚mir die Bemerkung, der hoffentlich die ganze Abtheilung beiftimmen 
wird, daß nämlid wir den Wegfall des Paragraphen nur deswegen 
nicht beantragt haben, weil die barin enthaltene Beftimmung ben 
Juden vortheilhaft werden könnte, indem in Beziehung auf fie etwas 
Anderes bisher beobachtet worden if. Das ift der einzige Grund, 
warum die Abtheilung fih für feine Beibehaltung entfchieden hat. 

Senttegs- Marſchall: Ich frage nun: Soll $. 29 wegfallen? 
Diejenigen, welche für den Wegfall find, bitte ich aufzuftchen. 

(Es erhebt fih feine Majorität.) 

Nelerent: 


.$. 20. 

Gine Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen können die jüdiſchen 
Glaubensgenoſſen der Regel nach nicht verlangen; doch ift den Juden gefattet, 
in eigenem Intereſſe auf Grund diesfälliger Vereinbarungen unter fi mit Ge⸗ 
nehmigung der Schulbehörden Brivat-Lehraunftalten, nach den darüber befichenden 
allgemeinen Befliumungen, einzurichten. SIR in einem Orte oder Schulbezirke 
eine an Zahl und Bermögensmitteln Ginreichende chriſtliche und jübifche Vevol⸗ 
ferung vorhanden, um auch für bie jüdifchen Ciuwohner ohne deren Meberbürbung 
eine beſondere oͤffentliche Schule anlegen zu können, fo fann, wenn fonft im all 
gemeinen Schulinterefle Gründe dazu vorhanden find, die Abfondernug ber jäbls 
fhen Blaubensgenofien zu einem eigenen Soulderbande auf ven Antrag des 
Borkandes der Indenſchaft augeorbnnet werben.‘ 

Gutachten der Abtheilung. _ 

Nach der Faflung diefes Paragraphen könnte es den Anſchein gewinnen, 

ale wenn es Lediglich von dem freien Entſchlaſſe des Vorſtändes Der Juden⸗ 
ſchaft abhängen fell, ob eine beſondere öffentliche Schule für die Rinder der 
jüdiſchen Orts⸗Cinwohner einzurichten fei oder nicht. Geht man aber auf die in ber 
Denkſchrift S. 34 (Vgl. Bd. VIIL ©. 57.) aufgeführten Gründe zurück, welche zur 
Errichtung einer folchen Schule Veranlaffung bieten follen, fo findet man, daßz ſplche 
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von der Art ud, Laß fie aberall eintreten fünnen, uub daß daſelbſt, wo fe geltend 
gemacht würden, der Borftand der Judenſchaft gezwungen fein würbe, die Er⸗ 
richtung einer eigenen jüdifchen Schule in Antrag zu bringen. Hiernach dürfte 
ed auch faum einem Zweifel unterligen, daß die Tendenz des Befch- Entwurfs 
geradezu dahin gerichtet fet, auf die Errichtung eigener, jüpifcher, fogenaunter 
Giaubens⸗ Schulen Hinzumirten, und dies muß, wie ſchon zu $. 17 bemerkt 
worden, nicht allein dem Staats⸗Intereſſe widerſprechend, fondern auch mit den 
beſtehenden allgemeinen gefeglichen &rundfäßen unvereinbar eradytet werben. 
Nach diefen if es lediglich Sache der bürgerlichen Rommuuen, Slemestarfchns 
len, fo weit es das Bebürfniß erfordert, einzurichten; und wie hierbei auf bie 
verfchievenen Bekenntuiſſe der chriftlichen Kirche nicht gefehen wird, eben fo 
wenig fann dabei dad Blaubensbefenntniß der Juden in Bretradyt fommen; fo 
wenig don einzelnen Gelten der chriſtlichen Kine, wenn fie auch nur zu den 
geduldeten gehören, gefordert wird, daß fie für ſich eigene Schulen anlegen 
und unterhalten, eben fo wenig. fann daſſelbe van ben Juden gefordert werden, 
da fie eben fo Mitglieder der Kommunen jind, wie die Chriften. Selbſt nur 
In Vorm einer Bergimftigung es ihnen zu überlaffen, für ſich befondere öffents 
Tide Schulen zu errichten, würbe eine Ausnahme von ver Regel fein, welche 
beurnilich wäre, weil es au Beſſimmungen nicht fehlt, nach weldgen, wenn ein⸗ 
mal dergleichen öffentliche Schul⸗Auſtalten beſtehen, dieſelben auch unterhalten 
werben müßen. Daher fam die Abtheilung zu dem eiumüthigen Beſchluß, ben 
Wegfall des in Rede ftehenden Paragraphen, mit alleiniger Ausnahme des 
erftien Sapes, und aller übrigen bis $. 33 incl. zu beantragen, aber auch im 
erſten Sate des 8. 30, um Zweifel zu vermeiden, noch die Worte „der Regel 
nach" zur Leſchung zu empfehlen, fo daß fich dieſer Paragraph auf Die Worte 
beſchraͤnken würbe: 

„Gine Abfonderung von den ordentlichen Ortsichulen können bie jüdiſchen 
Blaubensgenofien nicht verlangen; doch if es den Juden geſtattet, in eis 
genem Intereſſe auf Grund diesfätliger Bereinbarnngen unter fich, mit Ges 
sehmigung der Schuls Behörden, Privat: EchrsAnflalten nach den darüber 
beflehenden allgemeinen Beſtimmungen einzurichten.‘ 

Für den Ball, daß anf dieſen Vorſchlag von dem Plemum nicht ringegens 
gen werben ſollte, vereinigen ſich die Mitglieder der Abtheilung zu bem eins 
fimmigen Wunſche, daß wenigftene 

. 30 am Schluffe Hinter dem Worte: „Borftand”, die Worte: ‚und ber 
Repräfentanten”, eingeſchaltet werden möchten, da der Antrag auf Errichs 
tung einer beſonderen öffentlichen Schule zu bebeutungsvsu fhr die Ger 
meinde fei, ale daß er dem Vorſtande allein überlaffen werben Kännte. 


Sandiege- Marſchall: Es fragt fih, ob Iemand das Wort 
über. den Antrag der Abtheilung begehrt? Wenn wicht, ſo frage id, 
? ot 15 en 








ob dem Antrage beigetreten werben foll, wonad ber Paragraph 
alfo lauten würde: 

„ine Abfonderung von den ordentlichen Ortsfchulen können bie jüdiſchen 

Slaubensgenofien nicht verlangen; doch iR es deu Juden gefattet, in eigenem 

- Snterefie auf Grund diesfälliger Bereinbarungen unter fih, mit Genehmigung 
der Schul⸗Behoͤrden, Privat⸗Lehranſtalten nach den darüber beſtehenden allges 
meinen Beilimmungen einzurichten.” 

Dann würde natürlich alles Uebrige wegfallen. 

Regierungs- Kommiffar Brüggemann: Dad Motiv, das dahin 
geführt hat, auch den jüpifchen Glaubensgenofien das Recht zu ger 
flatten, in befonderen Fällen ausnahmsweiſe Öffentliche Schulen zu 
errichten, habe ich bereit vorher erwähnt, als die Verhandlung über 
8. 25 an der Reihe war; daher will ich nur kurz nochmals baranf 
hindeuten, daß es nicht beabfichtigt worben ift, durch das Geſet 
das Entftehen ſolcher Schulen zu befördern, fondern nur unter bes 
fonderen BVerhälinifien die Berechtigung jüdifcher Glaubensgenoſſen 
eintreten zu laſſen, auch öffentliche Schulen einzurichten, wenn fle 
als zweckmäßig erfannt und ein allfeitiges inverftänpniß darüber 
vorhanden fein ſollte. 

Wenn im Abtheilungs⸗Gutachten gefagt ifl, daß bei der Anle⸗ 
gung der Ortsſchulen auf die verfchiedenen Bekennmiſſe der chriſt⸗ 
lichen Kirchen nicht gefehen würde, fo fann ich, da ich mich auf 
eine weitläufige Wiverlegung nicht einfaffen will, nur anführen, daß 
died allerdingd der Yal iſt. In der Nheinprovinz 3. B. ift zwar 
die Unterhaltung der Elementar-Schulen in Folge der Gefehgebung 
der Fremdherrfchaft eine Laſt der bürgerlichen Gemeinde; aber deſſen 
ungeachtet hat dieſe Beſtimmung nie dahin führen fönnen, den kon⸗ 
fefiionellen Eharafter der Elementar Schulen zu verwilchen; vielmehr 
find neben ven beftehenden fatholifchen Schulen bei eingetretenem Bes 
bürfniffe auch evangelifche Schulen auf Koften der bürgerlichen Ge⸗ 
meinde errichtet worden, und in anderen Faͤllen in gleicher Weile 
katholiſche Schulen. Ä 

Der erfte Kall der feit der Berfafung vom Jahre 1842 ers 
folgten Einrichtung der Öffentlichen jͤdiſchen Schule iſt in der Stadt 
Aachen vorgefommen, wo, im Einverflänpniß der fläbtifchen Ge⸗ 





meinde und ber jüpifihen GSlaubensgenoſſen eine ſolche Schule ent⸗ 
ſtanden iſt. 

andtags-Marſchall. Der hohen Verſammlung iſt der Vor⸗ 
ſchlag der Abtheilung verleſen worden. Ich werde ihn alſo zur 
Frage ſtellen, und bitte, daß Diejenigen, bie dafür ſtimmen wollen, 


anfſtehen. 
(Es erhebt ſich eine Majorität dafür.) 

Wir kommen nun zu dem Vorſchlage, der gemacht iſt, auch die 
übrigen Paragraphen bis 33 wegfallen zu laſſen. 

Referent Sperling: Das wiirde nicht gut gehen; fämmtliche 
Paragraphen würden: nicht fortfallen können, namentlich fchon wegen 
defien, was wir bei $. 28 befchlofien haben. Solches mußte ftehen 
bleiben. Es berührt die Juden ganz allein, 

Sandtags- Marfhall: Ich will fragen, ob der Antrag Unter 
Küyung findet, und bitte Diejenigen, die ihn unterftügen, aufzuſtehen. 
(Der Antrag wird nicht unterftügt.) 

Referent (verlieft): 


„Ss: 3. 

Nach vollendeter Schulbildung der jürifchen Knaben haben die Vorfteher der 
Indenſchaft unter eigener Verantwortlichkeit dafür zu forgen, daß jeder Knabe 
ein nützliches Gewerbe erlerne oder fich auf wiflenfchaftlichen Lehranftalten einem 
höheren Berufe widme, und daß feiner berfelben zum Handel oder Gewerbebetriebe 
im Umherzichen gebraucht werde. Cie haben fich deshalb zunächft mit den Vaͤ⸗ 
tern oder Bormündern zu vernehmen; wenn aber auf dieſem Wege der Zweck 
nicht erreicht wird, fu Haben fie ihre Anträge an ben betreffenden Magiftrat, tefp. 
an den Kreis: Landrath zu richten, welcher die Väter oder Vormünber, Letztere 
anter Bernehmung mit ber oberen vormundfchaftlichen Behörde, anzubalten hat, 
daß den Knaben die erforherliche Vorbereitung für einen wiflenfchaftlichen uber 
fünftlerifchen Beruf, oder für den Betrieb des Landbaues oder eines anderen ſte⸗ 
henden &ewerbes zu Theil werde.‘ 


Ueber diefen Paragraph fpricht ſich die Abtheilung in folgen: 
der Weile aus: 

Nach ver Dispofiion dieſes Paragraphen foll ber Borland dafır forgen, 
daß vie jabiſchen Anaben had) vollendetet Schulbiſdung einen gemeinnügigen 
Lebensberuf erwählen und ſich nicht dem Handel oder einem anderen Gewer⸗ 
bedetriche im Umherziehen ergeben. Diefe Verpflichtung des Borflandes kanu 
ihre guten Folgen haben, To wie jede Vormundſchafk dieſelben hat, wenn fie 
gewiſſenhaſt verwaltet wird. Javbeß iſt es angenfällig, "daß ber Vorſtaud bei 


foinen fonftigen Geſchaͤften derſelben, wegen ihves Umfanges vollkänbig gu ga 
nügen außer Stande if, und wenn in Bofen diejenigen günftigen Erichelunn« 
gen eingetreten find, welde man beabfichtigte, als man in ber Berorbuung 
vom 1. Juni 1833 dem dortigen Judenſchafts⸗-Vorſtande eine gleiche Verpflichs 
tung anferlegte, fo koͤnnen foldye auch wohl in anderen Beſtimmungen ber ges 
dachten Berorbaung und in anderen Berhältuifen, als gerade in dieſer dem 
Borfländen angewiefenen Thätigfeit, ihren Grund gehabt haben. Abgeſehen 
von der Zweifelhaftigleit des Grfolges vdiefer in Rede fichenden Beſtimmung, 
führt viefelbe zu Gingriffen in tie. väterliche Gewalt, welche dem Vater zus 
naͤchſt das Mecht giebt, auf ben Rebensberuf feiner Kinder einzumwirken. Außer⸗ 
dem erfcheint es auch als Hart, vie Vorſteher dafür, daß jeder jüdiſche Knabe 
ein Bewerbe erlerne oder ſich auf wiffenfchaftlichen Lehhranſtalten einem böße- 
ven Berufe widme, verantwortlich zu machen, da ibm, um biefen Zweck zu exs 
reichen, fein anderes Mittel zuſtehen foll, als Nadfprache mit deu Vätern ober 
Bormündern und Anträge bei dem Magiſtrat und Kreis:Landrath. Aus vor: 
flehenden Gründen erklärten einzelne Mitglieder eine Umarbeitung dieſes Pas 
ragrapfen für nothwendig, fo daß vie Vorſteher nur eine moralifche Berpflich: 
tung (ohne beſondere Berantworttichkeit) träfe, auf bie Wahl des Lebensberu⸗ 
fe& jüpifcher Knaben einzuwirken, und auch dies ifuen nur in Beziehung auf 
ſolche Kinder zur Pflicht gemacht würde, deren Aeltern ber fortichreitenden Bes 
fittung gerabezu eutgegenfiteben. 

Andere Mitglieder gingen aber weiter, indem fie anführten, die allgemeis 
nen Geſetze gäben fchon hinreichende Mittel an die Hand, die heranwachſende 
Jugend zu nützlichen Stantsbürgern heranzuziehen. Sei der Bater nicht am 
Leben, fo Hände es bei der vormundichaftlichen Behörde, tüchtige Bormünder 
zu beſtellen und viefelben in Erfüllung ihrer Pflichten zu überwachen. Lebe 
der Bater, fo fei es allgemeine Dbliegenheit der Polizei-Behörde und jebes 
sechtlihen Mannes, fobald der Fall eintritt, daß der Bater feine Oblirgenheis 
ten gegen feine Kinder vernachläffigt, der vormmundfchaftlichen Behörde davon 
Anzeige zu machen und biefelbe zur Beſtellung eines Kurators für die Kinder 
zu veranlaffen. Die in Rede fiehende Beſtimmung würde mit der Stellang 
des Vorſtandes, welche fi auf die Kultuss Angelegenheiten beichränfen fol, 
unvereinbar fein. Durch diefelbe werbe er gewiſſermaßen zu einem polizeilis 
hen Organ des Staats geftempelt. Indem die Beftimmung allgemein laute, 
und jeden jübifchen Familienvater ohne Ausnahme ber Ueberwachung des Vor: 
Handes in Betreſſ der Kindererziehung unterwerfe, kraͤnke fie. zugleich dad Urs 
gefühl ber Juden, welche durd ihren Bilpungszufland weit über die Nothwen⸗ 
bigfeit eines ſolchen Ueberwachung hinaus find, una füuse in ihuer Allgemein; 
heit nur ſchaͤdlich, nicht vortheilhaft wirlen. Sie fei gerabehin reine Schwach, 
weldye den Juden neu angethan merbe, Ratt daß fie dem Beitgeifle unb ber 
allgemeinen Boltsftimme gemäß derjenigen Feſſeln, in welchen fie verrofiutes 
Vorurtheil bisher gehalten, entledigt werben ſollen. Die gedachton Miiglier 
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ver bieltin den gänzlichen Wegfall Biefes-PBeragmyhen für noechwendig, nu 


bei der vorgenommenen Abjtimmung erklärten fig von zwölf Anweſenden für 
dieſe ihre Anficht fieben, für die oben angebeutete, bloße Umarbeitung bes Pas 
tagraphen nur fünf Stimmen. 


Abg. son Donimiershi: Yc kann mich bei dieſem Paragraphen 
nur für die Minorität erklären. Es iſt nicht zu verkennen, daß bex 
Referent und Die Majorität der Abtheifung ſich mit vieler Wärme 
für die Ausbehnung der Rechte der. Juden ausfprechen, aber m 
biefem Punkte gehen fie zu weit, wenn fie behaupten, baß die Ehre 
der Juden durch diefe Beſtimmung gefränft werden würbe. Ich 
glaube, daß in manden Gegenden diefe Vorſchrift nützlich und wohl« 
thätig: wirken fünue. Die Worte, „daß feiner derfelben zum Handel 
oder Gewerbebetrieb im -Umberziehen gebraucht werde,“ verftehe ich 
nur fo, daß die Knaben nicht zum Echacher der ſogenannten Bündel⸗ 
juden verleitet werben follen. In den weftlichen Gegenden, wo 
vielleicht diefe Art son Juden gar nicht vorhanden iſt, mag biefer 
Paragraph überflüflig ericheinen, wo fie aber in. großer Mafle noch 
vorkommen, würde er gewiß fehr wohltbätig wirken. Es iſt von 
mehreren Rednern ſchon bei ber Diskuffien über den allgemeinen 
Theil gang richtig erwähnt worden, daß die Schattenfeite des Cha—⸗ 
ralters der Juden gerade in dieſem Schachergeift liege, und ich meins, 
daß diefer Paragraph. gerade den Zweck hat, dieſen Geift zu wen 
tilgen und die Sache an dem rechten Ende anfängt, nämlich : mit 
ber Jugend. Darum würde ich nicht dafür ſtimmen, dieſen Para⸗ 
geaphen zu ftreichen, fondern mich der Mingrität anſchließen, Daß er 
anders gefaßt würde. Denn id kann mich mit den Worten, „unter 
eigener Berantwortlichfeit” nicht einverſtanden erklären; man kann 
den Vorfichern nur eine moraljjche Verpflichtung aufexlegen. Seben- 
falls kann aber dieſe Vorſchrift zur fittlichen Hebung deu-ärmeren 
Klafie ver Juden beitragen, aus dem Grunde bin ich für bie vei⸗ 
behaltung dieſes Paragraphen. | 

Abg. Dittrich: Kür den Wegfall des Paragraphen Almen; 
führe ih al Grund an, dab er eiwas Abnormes beſtimmt was 
in Bezug auf die dyriftlichen Einwohner nicht Rattfinder, und da in 
Bezug auf die Chriften eine ſolche Bevormundung mit nöthie iſt 


weil die Beſtimmungen des Landrechts ausreichen, fo bebarf es eines 
Partikular⸗Geſetzes für die Juden hierüber eben fo wenig. 

Referent Sperling: Ich fchließe hieran die Bemerkung, daß der 
Paragraph nicht nur etwas Abnormes, fondern auch etwas Unnüges 
enthält. Denn wenn auch der Borftand, die Erziehung: zu übers 
wachen, verpflichtet werben follte, fo werden wir doch nicht die Hoff« 
nung begen Tönnen, daß er bei feinen übrigen Geſchäften jedem 
Knaben nachgehen und zuſehen würde, ob ihm eine moraliſche Er⸗ 
ziehung wirflich zu Theil wird. Es würde außerdem dieſe Beaufs 
fihtigung eine Kränfung für den gebilveteren Juden fein, und, 
wenn wirflid) die Juden in einer Provinz im Allgemeinen nur eine 
geringe Bildung haben follten, fo ift dies doch keineswegs in ven 
übrigen Provinzen der Fall; um fo allgemeiner dieſe Kraͤnkung. 

Eine Stimme (vom Plap): 

(Konnte,wegen der großen Entfernung nur in abgebrocdhenen Sätzen 
von den Stenographen verflanden werben.) 

Abg. son Puttkammer: Ich halte dafür, daß der Zweck, den 
die Minorität erreichen will, auf ganz anderem Felde zu erreichen 
wäre, und dies liegt in dem Haufir-Reglement. Wenn die Des 
fimmungen des Hauflrs Reglemente befchränft würden, würde bie 
Reigung der Juden zu biefem Handel befchränft werben fünnen. 
Das ift freilich ein Gegenſtand, ver jetzt nicht vorliegt, aber da 
legt der Punkt, wo man einfchreiten müßte. ' 

Abg. Graf osu Bchwerin verzichtet auf das Wort. 

andtago - Marſchall: Der Borfchlag der Majorität der Ab⸗ 
theilung geht dahin, den Paragraphen wegfallen zu laſſen. Die 
jenigen, die für den Wegfall flimmen, bitte ich aufzuftehen. M 

(Es erhebt fihh eine Majorität dafür, jedoch iſt micht erſichtlich 
ob es zwei Drittel der Stimmen find.) 

Ich bitte Die Ordner, zu zählen, da, wenn es nicht zwei Drittel 
der Stimmen find, auch die Gründe ber Minorität angeführt wer; 
den müffen. 

.ı Das Ergebniß der Abkimmung iſt folgennes:  . 

+ Die Frage ift mit 254 gegen 127 Stimmen bejaht, es find alfo 

die nötbigen zwei Drittel der Stimmen gerade vorhanden. 
(Bravo !) 


Velssent (lieſt vor): 

" „8. 35. 

Zu unmittelbaren Staatsämtern ſollen die Inden inſoweit zugelaſſen wer⸗ 
ven, als fie fi durch den Dienft im flehenden Heere verfafungsmäßig Civii⸗ 
Berforgungs s Aufprüche erworben haben und mit ben ihnen zu übertragenden 
Tivil⸗ und Militairdienften nicht die Anskbung einer obrigleitlichen Autorität 


verbunden if.“ 
Gutachten zu $. 85. 

Abſchnitt 1. Was der Ansdruck: „obrigkeitliche Autorität‘, bedenten ſoll, 
IR wicht ganz Mar. Im Allgemeinen iſt man geneigt, ein jedes Staotsamt für 
ein odrigfeifliches und als mit einer obrigfeitlichen Autorität verbunden anzufes 
hen. Doc ergiebt der ganze Inhalt des in Mede ſtehenden Abfchnitts, daß ber 
Ausdruck in einer engeren Bedeutung zu verfiehen fei, und biefe lernte die Abs 
theilung aus einem von dem Minifterial: RKommiflarins ihr mitgetheilten Minis 
ſterial⸗Reſkripte vom 21. März 1846 kennen, welches ad pass. concern. dahin 
lautet: „Daß unter der ausfchließenden obrigfeitlichen Autorität jedes richterlidye 
oder polizeiliche und jedes mit einer exefutiven Gewalt verbundene Amt verflaus 
den werben muß, vermäge befien der Beamte mit dem Publifum in unmittelbare 
perfönliche Berührung tritt. Eo werden fonach Juden zu den Gtellen der Re 
giſtratoren, Kanzliften, Kalfulatoren und Boten, fofern Leptere nicht etwa zu 
gleicher Zeit als Grefutoren fungiren und dergleichen Stellen nicht ven Rilitair⸗ 
Invaliden ausfchließlich vorbehalten find, zugelaflen werden können.‘ 

Am Mißpentungen zu vermeiden, fchien es der Abtheilung wünfchenswerth, 
daß der Ausdruck nach Inhalt dieſes Refkrivts in dem Geſetzentwurfe erläntert 
würde, wenn leßterer zum Geſetze erhoben werben follte. 

Was vie Beitimmung felbft anlangt, fo fehlte es nicht an Mitgliedern, 
welche fie für angemeflen erflärten. Diefelben hielten dafiir, daß ber im $. 9 
des Edifts vom 11. März 1812 ansgeprädte Vorbehalt: 

„Juwiefern die Juden zu anderen oͤffentlichen Bedienungen und Staatsämtern 
zugelaffen werben koͤnnen, behalten wir uns vor, in ber Folge der Beit gefeh⸗ 
ld zu beſtimmen,“ 
durch folge feine Erledigung erhalte und, fie auszudehnen, bei dem zur Zeit noch 
niedrigen Standpunkte der Sittlichkeit, auf welchem fich ein großer Theil der Ju⸗ 
den befinde, nicht raͤthlich erfcheine. 

Diefer Anficht konnte der Übrige größere Theil der Mitglieder nicht beitre⸗ 
ten; vielmehr wurde von deren Seite Folgendes entgegnet: ob und inwieweit 
die Juden ſich auf einer niedrigen Bilpungsftafe befinden, fei gleichgültig, weil; 
wenn auch ihre Zulaſſung zu Stantsämtern allgemein ausgeſprochen werben ſollte, 
darans noch nicht folgen würde, daß jeder Einzelne von ihnen bazu gelangen 
shßte; Dies vielmehr nur unter denfelben Beringungen und Vorausſetzungen 
höherer Bildung gefchehen würde, unter welchen Chriſten zu Staatsämtern ges 
langen. Was der Gefehentwurf den Juden in Beziehung auf ben Givil⸗ und 





Militairdienſt gewähre, würde vielleicht nnmittelber mach ben Erfſcheinen bes 
Cdifts genügt Haben, könne aber jept, nach Verlauf eines mehr als dreigigiäbs 
rigen Zeitraumes, nicht mehr genügen, nachdem bie chriſtliche Beuölferuug fi 
daran gewöhnt bat, die Inden in verichiedenen praftifchen Bädern thätig zu 
fehen, nachdem die Grfahrung gelehrt hat, das Inden in Gemeinde⸗Aemtern, zu 
beuen fie durch bas Vertrauen ihrer Mitbürger berufen wurden, gleich jedem 
Chriſten fi tüchtig gezeigt, daß fie im Breiheitsfampfe von 1813 bis 1948 
gleidy diefen für das Baterland gefochten und geblutet haben. Jetzt würde bie 
Beſtimmung des Cutwurfs ein Rückſchritt gegen beſtehende Zufände fein, Da bie 
Zuden der in der Deufichrift S. 38. gemachten Angabe entgegen Staatsämter, 
mit denen obrigfeitliche Autorität unzweifelhaft verbunden if, wie 3. B. das Amt 
eines Königlichen Banu⸗Juſpektore und eines Gendarmen, bereits befleidet haben 
uud im ſteheuden Heere zur Zeit noch ale Offiziere zur Zufriedenheit ihrer Bors 
gefepten dienen. 

Daß überhaupt des Militairbienfles in dieſem Geſetze nur fo beiläsfig 
gebacht worden, war hen Bertretern der vorfiehenden Anfichten nicht anders ers 
Härliy, ale daß ſolches nur der Konformität wegen geſchehen. Diefelben. glaubs 
ten ſich der Dorausfehung Hingeben zu dürfen, daß, wenn die in Rede fichende 
Beſtimmung des Bntwurfs in Beziehung auf des Civildienſt aufgehoben würde, 
ia Betreff des Militairdienfles es bei den darüber befiehenden, feine Beichräns 
fung für die Juden enthaltenden allgemeinen Geſetzen von ſelbſt verbleiben würde, 
und gingen zur Erörterung ber Frage über, in welchem Umfange den Juden bie 
Givils Staatsämter zugänglich zu machen fein? Ju diefer Beziehung theilten 
he ſich in zwei Parteien: die Einen behaupteten, daß die Juden in Beziehung 
anf die Stäatsämter ſelbſt noch nicht eine völlige Bleichkellung mit den Chriſten 
forderten, vielmehr zufrieben wären, wenu in bieler Hinficgt vorerſt ein Meber- 
Hang zur Gleichſtellung vermittelt würde, und mit Rückſicht auf die Vorurtheile, 
die unter den Ghriften gegen Juden bin und wieder noch befländen, es angemefs 
fen exfcgeine, diefelben nicht nur von den Aemtern, welche mit Kultuss und Ins 
"terrichtös Angelegenheiten der Chriſten in Verbindung fließen, fondern auch von 
den Dirigentenflelien der Derwaltungsbehörben und dem Richteramte auszuſchlie⸗ 
Ben, das Letztere hauptfächlig wegen der vorkommenden Cidesabnahmen, welche 
einem jũdiſchen Richter, einem Chriſten gegenäber, nicht füglich überlaſſen wer⸗ 
den koͤnnten und Verlegenheiten herbeifühhren müßten, wo nicht. eingerichtete Rich⸗ 
ter⸗ Kollegien erifirten und eine Subſtitution ſtattſinden koͤnnte. Die Anderen 
hielten dieſe Ausnahme nicht für motivirt, weil es dem Gonvernement immer 
freiſtehen würde, in jedem einzelnen Falle die obwaltenden iudiyibuchen und Ina 
kalen Verhaͤltniſſe zu berudfichtigen und Juden ba nicht hinzuflellen, wo fie Cin⸗ 
zelurichter fein, oder als Dirigenten mit Erfolg nicht würden wirlen fünnen. Dies 
ſelben glaubten vielmehr, dag er dem Gemeinwohle des Staates entſprechend 
fein möchte, alle in dem Kreife feiner Untertganen ſich entwickelnden Kräfte, auch 
die der Juden, zum Triebwerde des Ganzen, wo es nur irgend möglich, heran⸗ 
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zuzießen und mirwirken zu laſſen um fanden, von diefem Geläitspunfie aus 
gehend, für die Zulaffung der Juden zu Staatsämtern feine andere Schraufe, ala 
welche fich, wie bei den Kirchens und deu mit diefen in Verbindung ſtehenden 
Aemtern, aus ihrer Religion unmittelbar ergebe. Sie wünfchten, daß Juden zu 
allen Staatsämtern zugelaffen werben, welche nicht ihrer Natur nach das chriſt⸗ 
liche Glaubens⸗Bekenntniß vorausfegen, indem fie dem Einwande, daß die Bir 
ſimmung in dieſen Ausdrhden zu allgemein und für das Gonvernement zu we⸗ 
nig feitend fein werde, um fo weniger Raum geben zu fönnen glaubten, als Yie 
Praxis in anderen Länderu längf darüber entfchieden babe, inwieweit bie Ders 
waltung eines Amtes mit dem Blauben zufammenhänge. | 
Demnach waren über den in Rede ftehenden Abfchnitt überhaupt drei vers 
fhledene Anfichten Tant geworden, und bei der Abflimmung erflärten fich dafür, 
daß vie Dispofition des Geſetzentwurfs, wie fie lautet, beizubehalten fet, ' 
vier Kitglieder; »afür: 
daß die Juden zu allen Staatsäntern zuzulaſſen feien, mit Ausnahme ber 
Aemter, welche mit den Kultuss und Unterrichtsangelegenheiten der Chriften 
in Verbindung flehen, des Richterantes und der Dirigentenftellen der Verwal⸗ 
tungs- Behörden, 
fünf, — und für die Beſtimmung endlich: 
daß die Juden zu allen Staatsfämtern zuzulafſfen feien, welche nicht ihrer Ras. 
tur nach ein chriftliches Glaubensbekenntniß vorausſeten, 
wiederum vier Mitglieder. | 


Ich gehöre zu denjenigen, welche ſich dafür ausgeſprochen haben, 
wap die Juden zu allen Stantsämtern zugelaffen werden, welche nicht 
ein. chriſtliches Glaubensbekenntniß vorausfegen, und bin daher ge- 
gen bie Beibehaltung des verlefenen Paſſus des 6.35, und zwar jetzt 
um jo mehr, als ich mich bei näherer Erwägung überzeugt habe, daß 
den Juden darin eigentlich gar nichts oder nur fcheinbar etwas bes 
willigt würde. Es ift nämlich aus bem beigebrachten Miniſterial⸗ 
Reſkripte zu erfehen, in welcher befchräntten Ephäre die Juden m 
den Benmtenftellen zugelaiien werben follen. Es würden nur foldye 
Juden, die fich auf ben unteren Stufen der Ausbildung befinven, ſich 
zu den ihnen vorbehaltenen Aemtern überhaupt melden, nicht bie Ges, 
bildeten, die es eben ihrer Bilbungsfiufe zuwider halten möchten, eis 
nen folhen Poften zu befleiven. Gerade biejenigen Juden alfo, 
welche dem Staate vorzugsweiſe nützen fönnten, find von den Aemtern 
ausgeſchloſſen. Außerdem ift aber noch ind Auge zu faflen, daß 
auch die wenigen gebildeten Juden in der ihnen angewiefenen bes 





ſchraͤnkten Sphäre me dann eine Anſtellumg erlangen follen, wenn 
fie ſich Durch den Militairdienſt Anfprüche anf Civil» Berforgung er- 
worben haben, und ich glaube, daß Fein Jude es dahin bringen 
werde, dieſe Ansprüche zu erwerben, weiles bazu gehört, daß er 12 
Sahre im ftehenden Heere dient. Er foll weder im Militair noch 
im Civil ein Amt bekleiven bürfen, mit welchem eine obrigfeitliche 
Gewalt verbunden if. Iſt aber die Schildwache nicht ein ſolches 
Amt? Ein Jude würde alfo nicht im Stande fein, Schildwache zu 
ſtehen und dadurch fein Ehrgefühl fo gefränft werben, daß er 12 
Sabre beim Militaie nicht aushalten, und alfo auch nicht Eivil-Bers 
forgungds Anfprüche fi) erwerben würde. Daraus ziehe ih eben 
den Schluß, daß den Juden in diefem Abfchnitie nichts gewährt iſt. 

Sandtags-ECommiffer: Ich will mich feinedwegs auf eine weis 
tere Erörterung der Frage einlaſſen, die anderthalb Sigungen bins 
durch die Verſammlung befchäftigt hat, ich meine die Frage über volls 
fländige Emanzipation der Juden, durch deren Bejahung die Juden 
befähigt fein würben, alle Staatsämter ohne Ausnahme zu bekleiden. 
Nur der von einem Theile der Abtheilung ausgefprochenen Anficht, 
dag der Gefeh- Entwurf in Beziehung auf die Anftelungsfähigfeit 
bei Etaatsämtern feinen Foriſchritt, fondern einen Rüdichritt ent⸗ 
halte, muß ich entfchieden widerſprechen. Nach dem Geſetze vom 
Jahre 18123 war die Beftimmung vorbehalten, inwiefern bie Juden 
zu Staatsämtern zugelaflen werben follten; bie Praris aber bat ſich 
dahin geſtellt, daß fie zu feinem fulchen Amte zugelaflen find, wo⸗ 
bei nicht beftritten werben foll, daß im ven Freiheitskriegen einige 
Juden zu Dffigieren avanciert fd. Ob wirklich, wie behauptet 
worden, eimmal ein jüdifcher Bauinfpeetor eriftirt hat, weiß ich nicht; 
zuverläffig aber ift e8, daß ber Negel nad) feiner eine flaatsamts 
kidye Stellung erhalten fonnte, bis Se. Majeftät der jeht regierende 
König in neuefter Zeit zu beftimmen geruhte, daß die Juden, wenn 
fie ſich durch den Militairdienſt Anſpruͤche auf Civilverſorgung ers 
worben haͤtten, ſie dieſer theilhaftig werden ſollten, unter dem Vor⸗ 
behalt jedoch, daß mit einer ſolchen Anſtellung feine obtigkeitliche 
Function verbunden fein dürfe. Dieſen Grundſatz hat das neue 
Geſetz aufgenommen und alfo einen offenbaren Fortſchritt gegm den 
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Zuſtand gewaͤhrt, der von dem Jahre 1812 bis zum Erlaſſe der 
neueſten Beſtimmungen beſtanden hat. Wenn aber dieſer Fortfchrikt 
als illuſoriſch bezeichnet wird, ſo iſt auch dies irrig. Es haben be⸗ 
reits Juden als Unteroffiziere fo lange gedient, um ſich Aeſtellungs⸗ 
Anſprüche zu erwerben, und werden jetzt, wo ihnen bie Anſtel⸗ 
lungs⸗Anſprüche verliehen find, gewiß mehrere den Verſuch ma⸗ 
den, ſolche zu verwirklichen. Die Sphäre, in ver fie angeſtellt 
werden fönnen, if allervings befchränft, aber fie umfaßt doch ven 
größten Theil der Aemter, worauf Unteroffiziere- nach zwölfjaͤhriger 
Dienfizeit überhaupt Anfpruh haben. Wenn nun hervorgehoben 
worden ift, daß nach dem Gefep- Entwurf Juden nur durch den 
Heereövienft zu foldyen Memtern gelangen fönnen, fo muß ich dies 
anerfennen, aber bemerfen, daß hierin eine fehr wefentlicdhe Bes 
ſchraͤnkung nicht liegt, weil die Aemter diefer Art überhaupt der 
Megel nach den Militair⸗Anwärtern vorbehalten find und nur in 
einzelnen Ausnahmefällen audy. auf anderem Wege dahin au ger 
langen if. 

Welches demnach aud die Wünfche der Verſammlung in Ber 
ziehung auf die Ausdehnung der Anftellungs- Befähigung fein mös 
gen, fo bitte ich doch die Anficht feR zu halten, daß die Beftims 
mung des Gefeh - Entwurfs auch in diefem Punkt feinen Rückſchritt, 
fondern einen Zortfchritt in Beziehung auf die Verhältniffe der Ju⸗ 
den enthalte. 

Abg. von Gakron: Ich will mid) in Beziehung auf diefen Pa⸗ 
ragraphen der Faflung anfchließen, welche von fünf Mitgliebern 
beantragt worden ift, nämlich: daß vie Juden zu allen Memtern zus 
gelafien fein würden, mit Ansnahme u. f. w. 

(Lie vor. Vergl. vorhin S. 235.) 

Was die mit dem Kultus verbundenen Aemter anlangt, fo 
fpricht die Ausnahme für ſich felbft, für die Ausnahme des Rich⸗ 
ter» Amtes find die Gründe in dein Gutachten entwidelt, und was 
die Dirigentenftellen anlangt, fo glaube ich, daß dieſer Borbehalt 
dadurch motivirt wird, daß im Allgemeinen ein großer Theil unſe⸗ 
ver Bevöllerung, und zwar ein höchft achtbarer, ſich noch nicht dar⸗ 
an gewöhnt hat, die Juden in höheren amtlichen Stellungen zu fe 
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ben, und wenn nicht ein ſucceſſtver Uebergang ſtattgefunden, fo 
möchte dieſer plögliche Liebergang im Bolfe Mißfallen erregen. Sch 
werbe jest nicht weiter darauf eingehen, aber fpäter, wenn von 
sen ſtaͤndiſchen Befugniflen die Rebe fein wird, auf dieſen Gegen⸗ 
fand zurüdfommen. 

Abg. Wodiczka: Ich gehöre zu denjenigen Mitgliedern der Ahr 
theilung, welche der Auficht find, daß bie Juden zu allen Staate- 
Aemtern zuzulafien feien, mit Ausnahme ver Aemter, welde wit 
den Cultus/ und Unterrichts - Angelegenheiten der Chriften in Ber: 
bindang fliehen, des Richter⸗Amtes und der Dirigentenftellen ber 
Derwaltungsbehörden, und daß ihnen auf Univerfitäten das Defa- 
nat, Rectorat oder Prorertorat nicht überiragen werben lönne 
Diefe Anfiht fügt fi auf das mofaifche, auf das geoffenbarte 
Geſetz der Juden felbft, und mehrere Beftimmungen vieles Geſetzes 
find feinedwegs als Aberglaube zu erachten, wie ein Abgeorbueter 
der fchlefifchen Ritterfchaft anführte, namentlid find dies die Ber 
ſtimmungen wegen der firengen Feier des Sabbaths und wegen Der 
reigisfen Beichäftigungen und Wafchungen u. |.w. Es legen viele 
Redner und Juden darauf Gewicht, daß einzelne Juden, wenngleich 
3u ihrer Zahl in einem fehr geringen Berhältniß, Kriegsdienſte ge: 
keiftet und fogar am Sabbath gefochten haben, Died haben fir 
aber nur in Folge eines “Dispenfes gethan, weldyen ilmen ihre Sy 
nagoge und Rabbiner gegeben haben. Diefer Dispens kann aber 
widerrufen werben, und ein Dienft, der widerzufen werben Tann, 
iſt prefär und eigentlih, da ihn das göttliche Gefeh verbietet, une 
fittlih. Uebrigens weiß ich ganz genau, daß ein Dispens zur Der 
. waltung von @ivil-Stagtöämtern gar wicht vorhanden if, und 
wenn man auch annehmen kaun, das der Staat Kriegsdienſte zu 
verlangen berechtigt ift, fo folgt daraus noch) nicht, daß bie Juden 
Civil - Dienfte in Anfprudy nehmen fünnen, zu denen fle aud) gar 
nicht einmal fähig find, wenn man bedenkt, daß die Juden der 
Sabbath fireng feiern follen und die meiften Juden auch fo fireng 
ſind, daß fie am Sabbathe nicht einmal ein Licht anpimsen, ſon⸗ 
dern es von einem chriftlichen Dienſtboten anzünden laſſen, were 
fie es brauchen. Die Waſchungen und die Abrigen Gebraͤuche ner 
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wen dem gewillenhaften Juden fo viel Zeit weg, baß Y, bed Jah: 
res gewis darauf hingeht, fo daß fie diefe Zeit nicht für den 
Staatsdienſt würden benupen koͤnnen. Es giebt zwar einige Juden, 
‚sie ſich um dieſe Gebräuche nicht fümmern und den Sabbath nicht 
vorſchriftsmaͤßig feiern, aber was thun biefe? fie thun weiter nichts, 
als daß fie ein göftliches Beleg übertreten. Kann aber ein Jude, 
der ein göttliche Geſetz übertritt, ein ruhiges Gewiſſen haben? 
Wird er die weltlichen Geſetze halten? Ich, für meinen Theil, würbe 
“einem ſolchen Menfchen, der ein göttliches Geſetz des Privat - Bors 
theild wegen übertritt, fein Amt anvertrauen, und der Staat wird 
wohl baran thun, ben Juden folche Aemter zu entziehen, welche 
fie veranlaffen oder verpflichten fönnten, die göttlichen Gebote zu 
übertretn. Was insbeſondere das Richter- Amt anbetrifft, fo Fön» 
nen bie Juden, befenderd fo lange noch Eingel- Richter beſtehen, 
folches nicht verwalten. Wie fann bei einem Bormundfchafts » Ge- 
richte ein Jude ein Amt erhalten, wo er mit darauf zu achten hat, 
daß die Kinder chriftlih erzogen werden? Wie kann er bei einer 
Ehefcheivung, die zwiſchen chriftlichen Eheleuten ftattfinden foll, ein 
Urtheil fpredien, wenn er die Prinzipien der chriſtlichen Religion 
richt in fich bat? Daß ein Jude einen chriftlidhen Eid abnehme, 
balte ich ebenfalls für bevenflich, obgleich Viele von ver Anficht 
auögehen, daß es gung gleich fei, wer den Eid abnimmt, und baß 
+6 nur auf die Geſinnung desjenigen anfomme, welcher ihn leißet. 
Wenn ein Jude das weltliche Geſetz bei Verwaltung eines Amtes 
vollſtaͤndig erfüllen würde, fo würde er nur dem Scheine nach ein 
Zube fein, denn ein Jude, welcher das moſaiſche, göttliche Geſetz 
ganzlich aufgiebt, wenn es dem bürgerlichen hiudernd im den Weg 
tritt, iſt nur ein Schein⸗Jude. Diefer ift aber, glaube ich, ta⸗ 
delnewerther, als der zum Chriſtenthume getretene Jude. Dieſer 
wird von den meiften Juden nur für einen Scheiu- Ehrilten erflärt; 
‚aber. hiejenigen, welche ic; Tenne, die von dem Judenthume zum 
Aöhriftentiume übergegangen find find mir, als ehrenwerthe Män- 
ae befnmnt und find feine Schein» Ehriften. Ich wiederhole meine 
Meinung, daß den Juden nicht alle Aemter übertragen werben 
fonnen 
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Abg. von Porries: Meine Herren! Wenn wir bei der Beur⸗ 
theilung der vorliegenden Frage die Gefühle und Anfichten des Bol⸗ 
kes zu Mathe giehen, fo werben wir und ſchwerlich für pie unbedingte 
Zulaffung der Juden zu Staats-Aemtern ausfprechen fünnen. Dem 
felbft nach demjenigen, was mehrere Emancipations- BRänner Klier 
vorgetragen haben, unterliegt es wohl feinem Zweifel, daß bei ber 
großen Maſſe des Volkes Feine Sympathieen für die Juden vorhan⸗ 
den find, daß vielmehr zwifchen beiden Theilen ein Mißtrauen bes 
fteht, weldyes ſelbſt ein Tangjähriges Zufammenwohnen nicht zu ver. 
wiſchen vermag. Dies gilt insbefondere für den Landestheil, dem 
ich angehöre, für Weſtphalen; hier hegt namentlich der Landmann ein 
ſolches Mißtrauen gegen die Juden, daß ein unparteilfcher Beurtheis 
fer fich nicht verhehlen kann, daß zwiſchen der chriftlichen und jüdi⸗ 
ſchen Bevölkerung noch eine große Kluft, eine große Scheidewand 
befteht, welche ſich nicht Durch einige Federſtriche befeitigen läßt. 
Beifpielsweife führe ich nur an, daß der Landmann bei uns den 
Juden nur mit „Jude“ und „Du“ anredet. Diefes „Du“ ik 
aber nicht das zutrauliche, Du“ inniger Gemeinfchaft, — denn das 
„Dutzen“ ift bei unferen Landleuten im Allgemeinen nicht gebräudy- 
lich — fondern es ift der fprechende Beweis, daß dic Juden noch 
«is eine befondere Menfchentafte angefehen werden. 

Ich bin jedoch weit entfernt Davon, die vox populi- ſteis als 
eine vox dei anzufehen, und kann namentlich für ven vorliegenden 
Fall die Volksſtimme nicht als eiue Gotteöftimme anerfennen; ich 
glaube vielmehr, daß die gegen bie Juden herrfchende Antipathie zum 
Theil auf angeerbten Vorurtheilen beruht, wenn ſich gleich anderer⸗ 
feitö Teider nicht verkennen Mt, daß dieſe Untipathie zum großen 
Theil auch ihren Grund hat in dem Trafien Separatismus, den bie 
Juden in der Regel in allen Lebensverhältniffen gegen Nichtnuden 
beobachten, und in der Art und Weife, wie namentlich die Landleute 
An ihrem Handelsverkehre mit Juden von letzteren behandelt werben. 
Ich räume Indeffen, wie gefagt, gern ein, daß die Antipathie gegen 
die Juden zum großen Theil auf Vorurtheilen beruht. Wenn ich 
nun auch keinesweges die Anficht hege, daß wir, die Vertreter bes 
Volkes, bei unferen Berathungen in allen Fällen den Anfichten des 
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Volkos Folge zu leiſten haben, vielmehr glaube, daß wie uns über‘ 
Vorurtheile, welde etwa noch im Wolfe herrfchen, erheben, und 
durch weiſe Geſttze und Einrichtungen dieſe Borurtbeile nach und 
nach zu befeitigen fuchen müflen, fo .werven Sie mir doch gewiß 
einräumen, daß wir bei dieſer Prozedur mit großer Vorficht zu 
Werke gehen und uns fehr hüten müffen, mit dem Volksgeiſte nicht 
in direften Widerfpruch zu treten, indem wir alsdann nicht allein 
des Vertrauen des Volkes verfcherzen, fondern auch leicht Uebel 
würden herorrufen können, welche bei weiten ſchlimmer find, als 
biefenigen, gegen weldye wir kämpfen. Es ift eine alte befannte 
Rechtsweisheit, daß die Gefehgebung fih auf den Kulturzuſtand des 
Volkes gründen muß, und daß Gefehgebungen, welche nicht in den 
Sympatbhieen und Gefühlen des Volkes wurzeln, welche nicht volfs- 
mhumlich And, nicht als zweckmäßige und nüßliche erachtet werben 
fönnen. Die Geſchichte liefert insbeſondere viele Beiſpiele, daß Ge⸗ 
fee, welche den Kulturzuftand des Volkes nicht gehörig beruͤckſichtig⸗ 
ten, fonbern ihm voraneilien, mehr geſchadet als genutzt und ben 
Veabfichtigten Fortfchritt für Tange Zeit fogar unmöglih gemacht 
haben. Wir werden daher bei Beurtheilung der vorliegenden Frage 
forgfälttg zu prüfen haben, ob die gegen die Juden herrfchende An- 
twathie fchon jetzt die unbebingte Zulaffung derſelben zu Staats⸗ 
Aemtern geftattet. 
.Dieſe Frage muß aber, fo gern ich mich auch dem allgemeinen 
Rechtsprinzipe anſchließe, daß im Staatöverbande gleiche Pflichten 
auch gleiche Rechte zur Folge haben müflen, indem fonft gewiſſer⸗ 
maßen eine societas leonina beftehen würde, meines Erachtens vers 
neint werden. Denn fo lange noch eine ſolche Scheidewand, aufs 
gebaut aus gegenfeitigem Mißtrauen und Antipathieen vielerlei Art, 
zwiſchen der chriftlichen und jübifchen Bevölkerung befteht, wie fie 
wenigftens in meiner Heimat noch vorgefunden wird, muß ich ei: 
nen Schritt für fehe bedenflich halten, welcher, die Gefühle und 
Anſichten des Volles verlebend, die gegen die Juden beftehenven 
Annipathieen leicht noch würde verfchärfen Tonnen. Die nächſte 
Felge - einer unbedingten Zulaffung der Inden zu Staats» Aemtern' 
wird ohne Zweifel fein, daß fich eine Menge Juden der Beamten⸗ 
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Carriere voiamen, daß ſehr bald ſowohl in die. Bawalumg, aid in 
den Richterſtand jüdiſche Beamte einräden werden, Denn ich Tour 
nicht einem verehrten Redaer vor mir beiftimmen, Daß zwiſchen Zu⸗ 
Iäffigfeit und Zulaffung zum Staatepienfte ein großer Unterſchied 
ftattfinde. Vielmehr wird Die Zuläfligfeit. die Zulaflung immer. note 
wendig zur Kolge haben. Denn ſohald die Juden einmal anſtellungs⸗ 
fähig geworden find, würde es eine offenbare Ungerechtigleit fein, 
wenn man fie bei nachgewieſener Qualißcation zum Stantölsienie 
nicht zulaflen wollte. Bei den Antipathieen und dem Mißtranm, 
weldyes im Allgemeinen uoch gegen die Juden herrſcht, würde aber 
durch Die Zulaftung derfelben zu Staats⸗Aemtern dad Vertrauen 
des Volkes zum Beamten⸗Stande ſchwerlich vermehrt werben. Ib 
bin vielmehr überzeugt, daß in vielen Ballen, z. B. bei ber Uns 
ftellung eines jübifchen Einzeln⸗Richters auf dem Lande die größten 
Mipftände hervorgerufen werden würden, indem fie bei dem. Wolke 
nicht das zu einer gebeihlichen Wirkſamkleit noͤthige Vertrauen ber 
figen würden. Deshalb glaube ich, mich gegen ‚eine unbedingte 
Zulaffung der Juden zu Staate-Aemtern und für ben vorliegenden 
Geſetz⸗ Entwurf ausfprechen zu müflen. 

Es ift zunächſt Sache der Juden, ihren Partikularismas und 
Separatismus aufzugeben und durch ein wäheres Anſchließen au bie 
chriſtliche Bevölferung die Autipathieen der letzteren nach und nach 
zu befeitigen. Erſt wenn fie hierdurch bewielen haben, daß ihnen 
wirllich eine innigere Verſchmelzung mit der chriſtlichen Bevölleraug 
am Herzen liegt, wirb weiter darüber zu berathen fen, oh ihnen 
bie höchiten politischen Rechte eingeräumt werben können. 

Abg. Graf von Schwerin: Der Königliche Kommiſſar bot den 
allgemeinen Gefichtöpunft der Frage noch einmal ins Ange gefaßt 
und die Behauptung aufgeftellt, durch die Beſtimungen des Gefet⸗- 
Entwurfes feien die Juden gegen den früheren Zuftand nicht ‚dete- 
rioris canditionis geworden; es fei alſo in dem Gefeh Entwurfs 
fein Rückſchritt. Ich habe mir geftern erlaubt, hie Anficht. anager 
ſprechen, daß ich darin nur einen Rüchſchritt exrbliden fünute, und 
ih muß zu meiner Rechtfertigung mir geſtatten, dies näher au 
motioiren. 


— Mi — 
0. 7, 8 und 9 des Geſetes von 1813 disponiren: | 
od T. Die.für Inländer zu achtenben Inden Hingegen follen, inſofern vieſe 
Bererdunng nichts Abwrichendes enthält, gleiche bürgerliche Mache und Freihei⸗ 
ten wit den Chriflen genießen. 

$. 8. Sie können daher afademifche Lehr⸗ und Schul⸗, auch Gemeinde: Aem⸗ 
ter, zu weichen ſte ſich geſchikt gemacht haben, verwalten. 

$. 9. Inwiefern die Inden zu anderen öffentlicyen Beblenungen und Staats⸗ 
Aemters zugelaflen werben können, behalten Wir Uns vor, in der Yolge ver zeit 
gefeplich zu beſtimmea.“ 

Diefer Borbehalt ift jebt verwirkticht worden, aber in einer 
Weile, die den Hoffnungen, die die Juden beredjtigt waren, zu he⸗ 
gen, nicht entfprechend iſt. Die Juden durften hoffen, nachdem fie 
fir Staatsbürger erffärt wurden, daß man, in weiterer Anerfen- 
nung diefed Grundfatzes, fle im Laufe der Zeit auch zu allen Staats⸗ 
Hemtern zulafſen werde; während der Gefeh- Entwurf ausfpridt: 
fie find zu feinem Amte befähigt, welches eine obrigfeitliche Auto⸗ 
vide in ſich begreift. Die Abtheilung hat aber bereits ausgeführt, 
dag ihmen faſt alle Befähigung abgefprochen if. Es ift nur ein 
ſehr enger Kreis, in welchem fie ſich bewegen Fönnen. 

Indem alfo der Geſetz⸗Entwurf die Erwartungen nicht erfüllt, 
ju denen das Gefeg von 1812 berechtigte, ja, eine ganz andere 
Balls Iegt, muß ich dabei fliehen bleiben, Daß die Juden dadurch bes 
deutend deterioris conditzonis geworden find. Hiernad und nad 
dem, was ich. früher als meine Meinung ausgefprochen habe, wird 
ed der Berfammlung wohl nicht zweifelhaft fein, daß ih derjenigen 
Anſicht mich zuyähle, die den Juden alle Staatsämter zubilligt, weldje 
nicht mit dem Kultus in nothwendigem und unmittelbarem Zuſam⸗ 
menhange ftehen, aus dem einfachen Grunde, weil id) :für die Bafis 
des Staates nur Geſetz und Recht anerfenne, und weil ich glaube, 
daß ein Jude ſich innerhalb der Schranken des Geſetzes eben ſo be⸗ 
wegen kann, wie der Chriſt, infofeen er ſich den gleichen Bedingun⸗ 
gen zu unterwerjen bereit iR. Der Staat fann fein anderes Recht 
gelten laffen, als: daß er von einem Jeden die nach dem Geſetze er⸗ 
forderliche Befähigung verlangt, und daß er fi den Bedingungen, 
unterorbuet, die die Ausuͤbung des. Amtes nur möglich machen. Wie. 
er ſich in dieſer Beziehung zu feinen rReligionsſabunsen ſtellen will, 
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if feine Sache. Der Staat IR nicht der Wächter der Gewiſſen der 
Juden. Aus diefem Brunde bin ich dafür, daß wie Inden zu allen 
Aemtern sugelaffen werben, die nicht in ditefter Verbindung mit dent 
Kultus ſtehen. Ich bin aber nicht für die Kaffung, welche die Mi⸗ 
noritätd-Mitglieder angenommen wiſſen wollen, weil mir darin eine 
Unbeflimmtheit gelaflen zu fein fcheint. Es heißt: 

„Die Juden follen zugelaffen werden zu allen Gtaatöämicen, welche widyt ihret 

Natur nach ein chriſtliches Glaubensbekenntniñ vorausiehen.‘‘ 


Ja, meine Herren, das ift die Verſchiedenheit der Meinungen; 
eben diejenigen Mitglieder, die von der Idee des chriſtlichen Staats 
aus die Befähigung der Juden zu den Aemtern befteiten, thun dies, 
weil fie annehmen, es fei chriftliches Glaubensbekenntniß zu jedem 
Staatsamt mit obrigfeitliher Autorität erforberlih. Wir würben 
daher hier wieder feinen beftimmten Boden haben, ed würde eine 
Definition hinzutreten müſſen, wir würden fagen müflen, welches 
Amt iſt ein foldyes, das Die chriftliche Religion nöthig macht? Ich 
wärde aus diefem Grunde den zweiten Sag für viel prägnanter. 
halten, wenn man fügte: 

„daß Juden zu allen Staatsämtern zuzulaſſen feien, mit Ausnahri⸗ derjenigen, 
die mit den Kultus⸗ und Unterrichts: Angelegenheiten ber Chriſten in Verbin⸗ 
dung ſtehen.“ 

Dies heißt, meiner Meinung nach, ganz far auegehprochen: ſie 
dürfen nicht Geiſtliche, nicht Lehrer der chriſtlichen Religion an Schu⸗ 
len und nicht Miniſter des öffentlichen Unterrichts‘ und der geiſtlichen 
Angelegenheiten fein. 

Abg. Graf son Helldorf: Meine Herren! Ich sin and einem 
Lande, wo feine Juden find. Ob dies ein Vortheil ober Nachtheil 
fei, dies will ich meinerfeits nicht entfcheiden, und glaube ich weht, 
daß hier in der Verſammlung Mehrere find, die es gründficher zu 
benrtheilen verftehen, als ich. Jedenfalls ift e8 aber meine Anficht,- 
daß es die Pflicht unferes Jahrhunderts fei, die Unbill früherer 
Jahrhunderte zu fühnen. Wenn ich audy nicht der Anfldyt bin, daß 
die Juden zu allen Aemtern jest ſchon zuzulaften feien, fo möchte 
ich doch mein Einverftändniß mit derjenigen Fraction der Abtheilung 
erflären, weldye die Juden zu allen Staatsämtern zulaffen will, mit 
Ausnahme der Aemter, weiche mit den Kultus⸗ und Unterrichts⸗An⸗ 
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‚peegenhichten' der Chriſten in "Berbiusund fliehen, bes Richter Wertes 
mad der Ditigenten-Bitellen ver Berrwaltungs- Behörden. Ich möchte 
mir orlauken, diefen Aemtern noch «ine einzige Kategorie hinzuzufü⸗ 
gen, dies waͤre die der Landraͤche. 

Abgeſchen Dawson, daß bie Dandraͤthe doch fo manche ſtandiſche 
Fanctionen auszuſben haben; wozn ich die judiſche Devölferung aus 
fo: manchen triſtigen Grunden zur Zeit noch nicht geeignet‘ halte, 
müſſen wir doch? auch, wie ſchon von einem Abgeordneten aus Weſi⸗ 
falen erfläct :worben MR, die Anſichten und Meinungen der großen 
Mifie der: Devötferung, — feiert dieſe auch wirklich als vorgefaßte 
and von Borurtbeilen nicht ganz freie.zu bezeichnen, — billigerma⸗ 
den Werudiichtigen. Ich halte es übrigens much gar nicht für eine 
fo: firingente Zuruͤckſezung der jüdiſchen Berölferung, wenn fie nidyt 
auf eimmmi in deu Beſitz aller Rechte kommts fie möge fich jetzt der 
ihre. zu Shell werdenden Begänftigungen. würdig machen, fie möge 
ihre Auſpruͤche auf: noch höheres Hinanſſteigen und noch weiterge- 
hende imtancipation wahrhaft begründen, und ſie wird dann derſel⸗ 
ben zweifelsohne tm Fortſchreiten der Geſetzgebung auch theilhaftig 
werden. ES heißt: „ohne Kampf. fein Sieg’, und fo: wünſche ich 
on Genen, daß die Judon in bieſem Ruınyfe fiegreich bleiben 
abgen. 

Aöðg⸗ Bing: Dem Antrage der geehrten Abgeordueten aus 
Bonmmerh mich anschließend, ven Say ber Fraction der Abtheilung 
von fünf Miitgkievern, mie Auönahme ves lebten, welcher wegzu⸗ 
laſſen ſein duͤrfte; anzunehmen, erlaube ich mir, einige Einwendun⸗ 
gen, :die gegen die. Zulaſſung der Juden zu Staateämtern gemacht 
worsen Ad, in. Folgendem zu beantworten. Zuerſt fagt man, es 
fei nur ein alimälige® Fortfchreiten notwendig; nun find aber feit 
35 Zaren ullmälige Fortſchritte eingetreten, und es fragt ſich 
ab tie Juden die ihnen Bis jetzt übertragenen Wemter ſchlecht ver- 
water: Haben ?. wenn das nicht ver Kal, wie ich Doch annehmen muß, 
fo folgt wur, daß wir noch eine Stufe weiter gehen mällen, Daß 
wir ihnen nach den Subalternen⸗Aemtern, zu denen mun fie bis jebt 
verRattet hat auch 'Aı "ven höheren und ebleren ben-Weg erichließen, 
um Alles Unwilrvige in ihnen zu: ertödten, ‚namentlich fie von dem 








ungkädiicen Spacer algnbringen, welcher, haibkfig erochut, duech 
das allzuweit zulaͤſſge Haufiren begünfligt wird, weiche Haufen 
jedenfalls der Einfdmäntung zu bedürfen ſchein. Wenn ich ale 
dafür flimme, daß die Juden zu den Höheren Western zwgelafien 
werden mögen, fo muß id; noch einige Einwendungen widerlegen, 
die fi in Bezug auf dieſe Aemter geltend gemnacht hahen. Die 
Haupt⸗ Cinwendung ift, daß ihnen Die Richter⸗Aenner und insbeſon⸗ 
dere die Functtionen, welche unmittelbare Beziehung auf die Religion 
haben, nicht übertuagen werben fönnten. Ich fine damit überein, 
daß foldye Functionen ihnen nicht übertragen werben; aber ber Einst 
kanun fehr wohl Yürforge treffen, daß da, wo Einzel⸗RNichter ſtud 
die Juden wicht in foldyen Bezielungen fungiren Dürfen. Sebaflen 
hindert das wicht ihre Befähigung zu Richter⸗Aemtern im Allgeme 
nen, eine Nichtbefähigung folgt daraus keineswmeges. Außerdem if 
noch der frühere Einwanb wiederholt werben, daß wir den Auſichten 
bes Molfes nicht enigegenireien müßten, daß ch gegen und einen 
üblen Gindeud bervorbringen würde, wenn wir für bie Emancipation 
der Juden in Bezug auf die Zulaſſung su Staats⸗Aemtern ſimmen; 
ich habe mir aber fchon früher erlaubt, Dagegen zu erwirbern, Daß 
Borurtheile von uns nicht begünftigt werben dürfen, was ſelbſt vom 
Gouvernement in der Denkſchrift in Bezug auf Zulaffung der Zuden 
um Give anerfannt worden ifl. Wenn alfo Berurtheile im viefer 
Desichung herrichen, fo Tönnen und mäüflen fle gerade durch wie 
Herauziehung des Juden zum Ederen widerlegt werben, wozu es 
iegt an ber Zeit ift, nachdem ſolche Vorurtheile in Bezug auf die 
Zulaſſung des Juden zu Aemtern feit fo langer Zeit befanden haben. 

Abg. Ansblauh: Da ich als Mitabgeorbister von Berlin die 
Ehre habe, zugleich eine zahlreiche jüniiche Gemeinde: zu vertreten 
die ſowohl in dieſer Hauptſtadt al® im ganzen Rande zu den gelil- 
beiten gehört, halte ich mich für verpflichtet, ‘in. dieſer Deyehuug 
ebenfalls meine Meinung zu äußern. Wie wenig ich auch gemeigt 
bin, auf Spezialien einzugeben, fo Kann ich Doch nicht uuhin mit ein 
oder zwei Beifpielen anzuführen, von weicher Bedeutang Die biefige 
jüdifche Gemeinde überhaupt ifl, abgeſehen von der alibeilmmien- gro, 
fen Dereitwilligfeit, melche fie bei jeder Gelegenheit zeigt, me .e 
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gat Wohlthaigkeit zu Aben. te drauchen eigentlich me einen Vlick 
in ihre Hofpitaͤler und Armenhaͤuſer zu thun, um uns zu überzeugen, 
mit welchem Geift wahrer Liebe fie verwaltet And. Ich ſchicke mım 
ausdrũcklich voran, daß ich mir die folgende Mittheilung zu einem 
ganz anderen, ala: dem vorliegenden Zwecke, wämlid jur Berathung 
des Gbenergeſehes, erbeten und Iebigtith dazn Die: betreffenden Noti⸗ 
zen erhalten habe, Außer allen andern Abgaben giebt nämlich die 
hieſige judiſche Gemeinde zur Beſtreitung ihrer beſonderen Bedürfniſſe 
fo nanthafie Beiträge; daß dieſe klaffenweiſe von 2 Thalern an uud 
det eier Familie fogar dis zu 750 Thalern jährlich fieigen. Wie 
ſorgfultig mb: zwertmäßig dieſelben aufgebracht werben, das zeigen 
etwa MU Beittags⸗Sinfen von 2 bis 200 Thalern, über weldye hin⸗ 
mis. dus Höhere Maaß ganz unbekhräntt iſt und bis auf die ebenge- 
dachte beträchtliche Summe fleigt. Roc) ein anderes an ſich gering: 
fügigereö Beifgiel it ein Beweis Dafür, weicher Geiſt in der hieſigen 
jüsifchen Gemeinde waltet. Ich will nur des befannten berliner 
Verrind zur Unterſtuͤzung des kölner Dombaues gebeufen, deſſen 
biefige Mitgtiever, wie mir genau befannt Hit, etwa zum vierken 
Tyhälle der Hiefigen Judenſchaft angehören. (&6 ift dies imfofern ein 
'Weratterififches Beiſpiel, als ſich Darin nicht nur Kunſtſinn nud 
Aeilnahme an gemeimmäpigen Zweden, ſondern uud ein lebhaſter 
Sinn Fir großartige, geſchichtliche Werle deut ſther Bauluuſt und 
Retionatttät ausſpricht. Wenn der Geſetz⸗ Entwurf ſich beſonders 
bemüht, it privatrechtlichen und gewerblichen Verhuͤltuiſſen ven Iu⸗ 
den volle Freiheit zu gewaͤhren, ſo muß man doch eingeſtehen, daß 
damit im Weſentlichen nut dem Beduͤrfniß der unteren Kiaſſen ber Zus 
denſchaft Benüge geleitet, keinesweges aber dem gebilgeten und höheren 
Theile derſelben ihr Recht und ein Erſaz für die Anferberungen, welche 
an fie gemacht werden, dargeboten wisd. Dies IR wur dadurch 
möglich, daß ver Staut ihnen den Zutritt zu Den höheren Ehren bes Bf: 
fentlichen Lebens eröffnet. Denn wie fol id) Jemand aus Den höheren 
Aicfien der yänifihen Geſellſchaft eutſchließen, in andere als gewerb⸗ 
liche Bertsiitindffe, zu treten, wenn er einen hoͤheren Beruf tm Staats⸗ 
teen eatweder gar wicht ergreifen kaum, ober in feiner Laufbahn anf 
nhalbem Wage Reben bleiben wauß. In weicher Gefchrämften Urt man 
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rihnen überhaupt Beinguöfle clagurönmen geneigt ſchaiet, durſte us 
‚ver Gefehgebung der jüngften Zeit in einem ſehr bedeniſamen Bei⸗ 
Spiele hervorgehen, indem fie von ber Mitgliedſchaft an den erſt * 
lich begründeten Handelegerichten ausgeſchlotfen morden finh, wnge 
achtet ſich jüdiſche Handeltreibende, als Aelteſte der —— * 
für ſolche Geſchaͤfte ats vorzuglich geeignet ‚bewährt haben. Auf 
dem Wege des Gefch-Emimurfs kann ich: mir nicht denlen, daß der 
‚große Zwech den wir berathen, wirllich erreicht wird. Meine Neber⸗ 
sengung iſt vielmehr, daß man zur Erreichung großartiger Zwede 
‚much durchgreifende Maßregeln einführen muß. Wie ſehr ich. mich 
indeſſen bemüht habe, in dieſer Beziehung gewine Grerzen zu Fiuken, 
ſo iſt mir dies doch nicht gelungen, und deshalb erfiäre ich weich 
mit. voller Ueberzeugung für den Vorſchlag des Ausſchaſſes, ie 
Zuden zu allen Staats-Memtern zuzulaſſen, welche nicht, ihrer 
Natur nad), ein chriſtliches Glaubensbekenniniß vorausfenen.. Auch 
son meigem Privat⸗Standpunkte habe ich wahl erwogen, ob ſolche 
‚neue und ausgebehnte Maßregeln nicht die höheren. geiftigen Intereffen 
des chriſtlichen Volkes felbft beeinixädtigen Tönnten; indeſſen hin ich 
gerade bei der Betrachtung, vom chriſtlichen Staudpunlte aus, beein 
heſtaͤrft worden, daß auf ſolche Weiſe das Chriſtenthum, bei. ſeiner 
‚iuneren Wahrheit und feiner weltüberwindenden Kraft, unmoͤglich 
gehemmt werben kann, und man ſich vielmehr auf den größten B⸗ 
aeg begeben würde, wenn men glauble, durch Alte der Unduſo⸗ 
ſambeit und Rechtöbeichränfung das Ghriftenthum zu förbern. 
(Bielfeitiger Besveruf.) - 

Abg. van Werel: Ich ehre die Juden, bie ſaſhalten au. — 
Glauben, den ſie von ihren Vaͤtern ererbt haben; dennoch kann ich 
mich. nicht dafür ausſprechen, daß die Inden in Bezug auf die. SheniB- 
Aemter ben Ehriften völig gleichgeftellt werben. Das würde wahl 
zeitgemaͤß fein, wenn fein Vorurtheil gegen vie Juden mehr ‚exittinte, 
And wenn ber größte Theil des preußiſchen Volles wünſchte, daß 
die Juden den Ghriften in dieſer Beziehung gleichgeſtellt merken. 
Ich glaube aber, das ift nicht anzunehmen. Bei dem ſehten ſaͤchſi⸗ 
schen Provinzial⸗Landiage Fam die Suche. zur Erörterung ‚aber vom 
:6B Deputirten erllaͤrten ſich nux 4 für bie Gleichſellung der Durban 
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mt dan Bieten. : Das iR erñ vor anderthalb Jahren geſchehen, 
und idy glaube annehmen zu miüllen, daß noch icht mehr als 9 
‚Saheibeile den Besölferung der Provinz Sachſen und. iiberhaupt der 
grſte Theil Der Unierthanen des preußifchen Staates nicht wunſchen, 
idiſche Schulzen, judiſche Landrache, jñdiſche Rider und jüdiſche 
Finanzbeamte angeſtellt zu ſehen. Sch glaube aber auch, daß in dem 
Landes henie, wo bereits ſeit 1812 eine freiere Judenverfaffung he 
Beht, noch Vorurtheile gegen die Juden exiſtiren. Ich weiß, doß 
fogar in einer der erſten Hauptſtaͤdte des Tauded, wenigſtens noch 
von einen Jahre, eine kaufmaͤnniſche Korporation beſand, deven 
Ommobedingeng es iſt, daß nur ſolche Kauflente als Mitglieder anf 
genemnun werden, bie ſich zum chriſtlichen Glauhen bekennen, die 
deidxiſaichen Kanfleuten gelernt und das Bürgerrecht erlngt haben. 
Ich weiß, daß dieſe Korporation ſich eniſchieden geweigert hat, weil 
habende nud gebildete Juden in ihre Gemeinſchaft aufzunehmen, ja 
DAB fie: ungeachtet vielfacher Bemühungen der Regierung bis voriges 
Fahr nicht dazu zu bewegen war. Was feit der neuen Gewerbe 
Ordnung eingetreten iſt, in noch gu nen und mie unbefannt. Wenn 
noch ſolche Beruribeile ſelbſt unter den. gebildeten Kiafien Des Bolles 
befteben, fo fann ich ed nicht an der Zeit halten, jüpifche Beamte 
anzsfsiien,; vie; mit: dem Wolfe notwendig in unmitelbere Berdhrung 
fommen. . 

. Man wird. mir inwenden, das Voruriheil ſei mir. gerichee 
gegen die ungebildeten Juden; dies kann ich aber wmicht zugeben. 
Das gamcze üdiſche Volk hat dieſes Vorurtheil noch gegen ſich. Die 
Juden find in der Regel fing, aber auch meiſt vitell. Wird nun 
den Juden der Weg zu den Staats-Yemtern eröffnet, fo "werben 
wielr Zuden die Bedingungen, weiche dazu gehören, raſch und Leicht 
exfüllen, viel leichter gewiß als mancher Chriſt, und fo werben viele 
Juden in die.Biße der Beamten⸗Kandidaten kommen; ſtehen fie einmal 
in dieſer Lite, fo müflen fie auch, wenn nicht ungerecht verfahren 
werden fol, wie :die chriſtlichen Kandidaten, der Anciennitaͤt nach 
angeſtellt werden, und Da Tann. es leicht kommen, deß wir ſtatt der 
chillen. eine judiſche Bürsanfentie en ” Ries vehats 
fie: den Geftb⸗atwurf. 
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"Weg. Acauns: Wh bitte ums: Wort wegen einer perſonlichen 
Bemerkung. IAh möchte mich naͤmlich Namens der. Provinz Sach⸗ 
fen verwahren gegen das, was heute von einem ritterſchafttichen 
Adgeordneten und geflern von einem Abgeorbneten für mehrere klri⸗ 
‚nere Stäbe geſagt worven iſt, da dad Borurtheil gegen die Juven 
ei weiten nicht fo groß if, als es von den Rednern dargeſtellt 
worben iſt. Sso iſt namentlich auch ſchon auf dem vorigen Laud⸗ 
tage Tür die Emantipation der Juden petitionirt. In vielen geb- 
deren Staͤdten befinden fid Juden unter den Mitglievera der Stabi: 
werordneten, und Die größte Stadt der Provinz, nämlich Magdeburg, 
bat einen Juden Bereits in den Magiſtrat aufgenommen. Ich glaube 
auch, daß ſich eine große Zahl findet, die, wie ih, für vie Emun- 
cipation der Juden, fo wie auch für deren Anftellungstäsigteit im 
allen Staato⸗Aentern, ftimmen würde. 
(Biele Stimmen: Das -ift feine perfünliche Bemerkung.) 
(Eine Stimme bittet ums Wort wegen einer verfantiche⸗ ve⸗ 
merfung.) ' 
Sandtags- Marfhall: Ich möchte jedoch bitten, daß pr etwas 
perfoͤnlicher ſei, als bie, welche wie fo eben gehört haben. 
(Gelächter.) 
I ueg wen Wedell: Zur Rechtfertigung meiner Behauptung, 
daß die Stimmung in Sachſen nicht für die Juden iſt, Tamm ich, 
wenn die Berfammiung es wünfchen follte, den ganz furzen Veſchluß 
des leuten ſachſtſchen Provinzial⸗Landtags vorleſen. 
«4Biele Stimmen: Nein, nein! Er iſt in der Dentjcheift ſchon 
abgedruckt.) | 
: . Damm babe ich micht nöthig, ihn vorzuleſen. 
Albg. von Puttkammer aus Stettin: Ich wollte mie dor Allem 
erlauben, eine Frage, worüber ich noch nicht klar geworden bin, m 
deu Heren Vertreter des Kriegs⸗Miniſters zu richten. Dürfen wie 
Juden Offiziere werden? 
General von Uryher: Rein, es IR bis jept nicht erlaubt e, 
Yen jur Beförderung zam Dffniex in Vorſchlag zu bringen. 
bg. won Putthkeumetr aus Okettin: Wenn alfo die Yen: in 
dem Freiheitö-Kriege, den fie mit und durchgemacht Haben, haben 
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Mfſtziere werden "können und jetzt nicht mehr, fo wuͤrde vies ein 
Mackfchritt ſein. Wenn der Jude Unteroffizier werden kann, fo ſteht 
eo zu denwinen Soldaten in: demſelben Dioziplinar⸗Vorhältniß be 
der Offizier zum Unteroffizier, denn der Soldat IR deſem Subor⸗ 
dination ſchuldig. Wenn der Jude alfo Unteroffizier werden Kuda, 
fo verſtehe ich nicht, warum hier die Graͤnze gezogen werben fs, 
eb er wit Offizier werben kann. Könnte er uber Sübaltern⸗ 
Offgier werden, fo könnte er. auch noch höher ſteigen; da, muß ich 
jagen, faun ich mir gar feine rechte Idee machen, was das Sou⸗ 
vernement will; wenn es aber der Fall if, daß ein Jude nick 
Dffigier werden fann, fo wirve allerdings ein Theil veflen, :wons ich 
fayen weilte, befeitigt fein. Dem wenn er Offizier werben Fhrnite, 
fo würbe ich nicht ven Alnterfchied abfehen Sönnen, welcher zwiſchen 
ven Stellungen im Militair⸗ und Gisitvienft gemadt wird. Yayt 
ſreilich bin ich eines Anderen beichet worden. Ich will auf vie 
Sache ſelbſt eingehen und mit Berug auf das, was das Miglied 
ver Anklauſchen Ritterfchaft und der Abgeordnete von Deslin geſagt 
haben, mich dahin erflären, daß ich mich ber Anſicht auſchließe 
weidge bie Juden zu. alien Stants-Memtern zulaffen wii, mit Aus⸗ 
ſchiuß derer, die, wie in dem Amendement gefagt worden if, Vezug 
auf Kaltus⸗ und Interrichtö-Angelegenheiten Haben, denn’ Bas ver⸗ 
ſacht ſich von feibf, Daß von kekteren keine Reve fein kam. 

ſandtegze Maxſchall: Der Kerr Abgeorduete Ride wo 
eine perfonliche Bemerkung machen. 

Gelaͤchter.) .n 
abg. Kin: Ich wollte mir eine ganz farze Bewertung et 
ianben auf as, was daß geehrte Mitglied cusgeſprochen, welches 
ala vorbepter: Mebner hier geſtanden. Derfelbe bat in feiner Nebe 
Baug: genommen auf die Kaufmannſchaft einer großen Gabe, in 
welcher ich eine Korporation nach den von ihm gegebenen Auden 
tungen erbliden mußte, der ich wie Ehre habe anıngehören. Dirſe 
Korporctien als foldye beitcht fei dem Ende bed 14len oder 6 
fig :de6 .‚Iösen Jahrhunderto und bat ein fehr bedentendes Werk 
mögen: zu werwiekten, welches, legixt von chriſtlichen Grblaffern zur 
Vcerſtũung verarmter chriſtlicher Kaufleute, id. den Aplinven det 


Vorſteher Diefer Korporatien fi) befindet und unten -Aonteole der 
Geſammtheit ihrer Mitglieder zu ven beftimmten Zwecken verwondet 
wird. Dieſe Kaufmannſchaft ik indeſſen feine geſchloſſene Komorn⸗ 
den, ſondern nimmt Jeden auf, der in Bezug auf jene ben: Bis 
gliedern zu gewahrenden Bortheite befähigt If, dieſelben entgegen 
In nehmen. Die früheren Berhäkinifie der Stadt wuren der Art, 
daß eine Juden geduldet wurden, und vie Melteften Der Korporatien, 
melde die Kaufmannſchaft nach anßen ‚hin zu vertreten hatten wäh, 
rend ver oſſerreichiſchen Zeit. fuhren fort, feit der preußiſchen Occu⸗ 
pation vafielbe gu thun,; und Die Behörben korreſpondirten mit dieſen 
Vorſtehern in alien die Kaufmennſchaft betreffenden Augelegenheiteit, 
wie früher. Seit den emanipirenden Geſeten für bie. Freigügigkeit 
we das Anfälligmachen der Juden und nachdem ein großer Theil 
Der in. Vreslan Handel treibenden Kauflente dieſe Religion bekau⸗ 
sen, hat Die chriftliche Kaufmanrſchaft eisen ‚foldeen Zuſtaud für. fer 
wer als nicht angemeffen gehalten, und fie hat ſich Deshalb wieder: 
belt an die Behörden gewendet, nicht, daß ihre chriſtliche Korpora⸗ 
don aufgelöſt, wohl aber, daß das Geſetz ber die Handels⸗Kammern 
beiundglihk emanirt werbe, damit aud denjenigen Theilen ber 
Handeltreihenden, welche noch feine Repräfentation nach außen. und 
ned, oben: hie gegenwärtig haben, Gelegenheit gegeben würde, eine 
foldye zu erlangen. Es liegt, wie ich vernemmen habe, auch dieſes 
Befeg in den letzten Stadien der Berathung vor, fo-Daß wir hoffen 
Können, binnen kurzem daſſelbe emanirt zu fehen. Gegen den Ben 
wurf aber, daß diefe Korporation einen Mangel an Toleranz als 
Sorparation. bekundet habe, wollte ich midy verwahren, und. will mir 
we erlauben, das Faftum anzuführen, daß, entgegen dem, was ‚ber 
verehrte Redner zu; glauben ſchien, die Börſen⸗Verſammlung von 
Selennern bei jüdifchen Religion allerdings befucht werbe; ja daß 
in nesefler Zeit. als einer der bewegenden Gründe, wur weahalk: pie 
Breslauer Kaufmannfchaft die Handels⸗Gerichte nicht anneheen fümme, 
ber. fei, weil ein großer Theil achtbarer Kaufleute durch das nor 
Regende Geſet Yon dem Richterfiande der Handels Derichte uypger 
ſchloffen winden, inbem. daſſeibe fage:. daß wur felıhe Perſonen "zu 
Bihtern bei ven Handels⸗ Gerichten ‚gewählt werden koͤrnen, woelch⸗ 
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auch zu. anderen obrigfeitlichen Arnnern geſetzlich quallſizirt feien: 
Der Korporation ver bresiauer Kaufmannſchaft fehien Dies allerbings 
nicht: allein ein Uebelſtand zu fein, daß man einen ehrenwerthen 
Theil der Kaufmannſchaft von vem Richterſtande geſetzlich auoſchließt, 
ſondern man glaubte darin auch eine mit den Ideen der Zeit nicht 
zu vereinbarende Härte in einer ſolchen Ausſchließung zu erblicken. 
So viel zur Aufflärung einer Angelegenheit, welche vielfach nach 
außen. hin unrichtig aufgefaßt, weil man die Natur und vie Ber 
pffichtungen der beſtehenden Korporation nidyt anerfannte ober aner⸗ 
kennen wollte. 

Neferent Dperling: Ein paar Redner haben fi; für den eis 
ten Autrag der Abtheilung ausgeſprochen; ih erlaube mir die Ber 
merkung zu: machen, daß dieſer Antrag zu weit gehend iſt. Er bes 
trifft zugleich die Lnterrichts- Angelegenheiten, und. Infofern greift 
derſelbe unferer Berathung vor, welche hierüber erſt bei. ven letz⸗ 
ten Abſchnitt, bei S. 35, ſtattſinden wird, naͤmlich baräser, inwie⸗ 
weit Die Zuben zu Schul⸗Aemtern zugulaffen fein. Es wird alfe: 
jevenfalld der Antrag eine andere Faflung erhalten mäflen. Auch 
erlaube ich: mir noch eine Bemerkung. auf. das, was von dem Herrn 
Bertreter des Kriegs: Minifterd gefagt if. Ich habe Fein Befep ge⸗ 
funden, durch welches der Jude vom Offuierfiande ausgeſchloſſen fei. 
Go iſt natũclich, daß: ed Sr. Majeftät vorbehalten bleibt, fie awans 
ehren zu: laſſen ‚oder nicht. Mir ift jeboch Feine geſetzliche Beſtim⸗ 
mung erinnerlih, welche jene Ausſchließung feſtſetzt. Ich Ienme we; 
die Verordumg vom Dezember v. J., welche nichts Anderes aus: 
fprißt, als daß die Juden zu Unteroffizieren befördert werden fännen. 
Durds Aunslegung kann man freilich dazu gelangen, anzunehmen 
daß eine: Berneinung für die Frage, ob fie zu Offigieren befördert 
werden fönnen, darin enthalten fei. Indeß glaube ich ‚amsererfeils: 
auch, daß, wenn Solches die Anficht des Gonvernemene geweſen, 
legtereö. beſtimmt ausgeſprochen wäre. 

General von Neyher: Se. Majeftät ver Konig haben bis jeht 
nit geſtattet, Juden zur Beförderung zum Offizier in Vorſchlag 
zu bringen, und da dies feſtſteht, fo find. audı Keine bergleichen 
Borfhläge gemacht worden. Durch die Kabinets⸗Ordre vom 31. 


‘ 


- MM — 


Derenber 1845, iR nachgegeben werben, ba bie Yuben zu Linder 
ofßateren befördert werben duͤrfen; ed war auch dies bie dahin micht 
zulaͤſſſg. Jetzt wird in jebem Kal an das Miniſterium berichtet 
und ein QDuakificationd - Zeugniß eingereicht. Alsdann kann das bes 
tgeffende Individuum zum Lnteroffizier beförbert werben. 

Referent Sperling: Es iſt alfo Feine geſetzliche Befimmung, 
ſeundern nur eine Inſtruction für bie vorfchlagende Behirbe? 

Sandiags-Esmmifar: In Bezug auf die letzte Bemerkung muß 
ich euigeguen, daß es eined Gefehes darüber, wen Seine Meirkät 
zum Offizier befördern wollen, gar nicht bedarf; viefe .‚Behärberum- 
gen gehen allein von Seiner Majeftät Allerhöchkfeibk aus, und 
Seine Mojeftät brauden Sich darüber feine Gelee vorgefigeefben. 

Referent Sperling: In diefem Sinne babe ich es me verſte⸗ 
hen können, Seine Majeſtät haben Sich auch vorbehalten,. we 
Käthe zu ernennen, dennoch haben Seine Majeftät allgemeine Ge⸗ 
feh- Beftimmungen caufgeftellt, unter denen überhaupt ein Anſpruch 
auf Rathsſtellen erhoben werben fann, und in biefer Begichung 
gaube ich, daß ed auch in Form eines Geſeges ausgeſprochen wer 
den fannte, ob die Juden Hoffnung anf Beförderung zum: Offtüer⸗ 
ſtande haben. 

Abg. von Medins: Ich glaube, die Geſetz⸗ Veſtimmung liegt 
in der Beſtimmung des Edifts vom Jahre 1812, worin geſagt if, 
das fe zum Staatsdienſte nicht zuzulaſſen find, und dazu gehirt 
tech uch, daß fie nicht Offiziere werden können. 

Abg. Feeiherr von Winde: Ich muß mir eine Unuterhung x 
Betreff der Anwendung der Gefchäßtß- Orbnung erlauben. . Dem 
Mitgliede für die Jüterbogfer Rüterfcheft iſt das Wort. zugeſtanden 
werben, ohne daß er an ber Reihe geweien wäre, aber ein perſon⸗ 
liches Factum zu berichtigen hatte. 

Sandtagı- Maxrſchall: Es iſt bio jeht damit fo genaunicht genemnten. 
worden, denn wenn die vorherigen perfönlichen Yalta «ld ſolche zu⸗ 
gelafien worden find, fo wird auch. gegen dieſe kurze Bemerkung 
nichts zu erimnern fein. Wenn bie Verfammlung jedoch wünſcht, 
deß ich im dieſer Hinſicht ſtrenger ſein fol, fo will ich bad ge 
wiß them. . — 

(Viele Stimmen: Ren, Ren!) 
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Abg. Freiherr von .Windke: Ich wollte mir zu ‚meiner: Mecht⸗ 
fertigung bie Bemerkung ‘erlauben, daß «8 ſich in vem einen Fall 
me etwas hambelte, was vie. Provinz Sachen betraf und: von ei- 
nem Mitglied viefer Provinz widerlegt wurde. Der andere Kalk 
beſcas Die breslauer Kaufmannſchaft, welcher der betreffende Abge⸗ 
ordnete als Mitglied angehörte. Hier aber handelt ed ſich mm ein 
Prinzip für den ganzen Staat, und ich kann doch nicht recht ein- 
ichen, wie das Mitglied ver Jüterbogfer Ritterfchaft die Vertretung 
des Bouvernements als ein perfönliches Yaktum betradkten faun. .: 

(Belädter. Bravo!) 

Abg. aon Pyla: Schon bei der aligemeinen Beraihung des 
vorliegeuven Cutwurfs habe ich mich dahin ausgeſprochen, daß ich 
eu :beineämegs für rathfem evuchte, fofort eine gaͤnzliche Gleichſtel⸗ 
lung ber Zuben mit den Chriſten herbeizuführen, und am allerwes 
nigſten kann ich won dieſer Anficht in dem vorliegenden Kalle ablafs. 
fen, wo ed ſich von der Zulaflung ber Juden zu Staatsämtern' 
handelt. Das größte Glück, Die größte Ehre, die größte Macht, 
die der Beamte befist, ift offenbar das Bertrauen ber Einfafken: 
ſcines Bezirks; dadurch allein faun er nützlich für. feinen Bezirk, 
mitzlich für den ganzen Staat werden. | 

Nun, meine Herren, fo viel fteht fe, daß in manchen Thei⸗ 

Im des: Monagrchie noch große Vorurtheile gegen die Juden eriſtiren 
weiche auch ſchwer zu beſeitigen ſein würden; dies wird gewiß nicht 
in Abrede geftellt werben können. Wie ſchwer dürfte es alſo einem 
Jnden, weichem ein. Stautsamt übertragen wird, fallen, das allge⸗ 
meine Intrauen feiner Bezirks: Kinfaflen ſich zu verſchaffen. Mit 
Ruclſicht hierauf mar ich in ber Abteilung der Meinung, daß eint 
jofentigt ımbebingte. Gleichſtellung der Juden mit ben Chriſten ft. 
diefer Hinſicht durchauo nicht rathſam exfchiene. Ich erfaumte aber 
and) wohl. au, wie ſchwer es auf ber andern Seite, beſtimmie Aus⸗ 
nahmen ter vorliegenden Falle geltend zu machen. Es ift mir in⸗ 
dei gelmugen, der Mbtheilung einen Borfchlag zu machen, weicher 
neh. dem Gutachten von fünf Mitgliedern unterftügt if, naͤmlich: 
daß die Inden zu allen Staatsämtern zugulafien ſeien mit Auo⸗. 
nahme. ber. Memser, welche mit den Kultus, und. Unterrichto⸗ Au⸗ 


gelsgenheiten der Chriſten im Verbinbang ficken, des Richter⸗ 

Amtes und ber Dirigentenſtellen der Berwaltungsbehörben. 

ſandtageMarſchall: Ich muß bemerfen, das noch eine große: 
Anzahl von Rednern, namentlich folche, Die zu ben beliebteften gehö⸗ 
ren, fid) gemeldet haben; ich ftelle daher anheim, ob viniken e ange 
hört werben follen. 

(Wieverbolter Ruf zur Abſtimmung.) 

. Abg. Werner: Inſofern alle übrigen Redner anf des Wert 
verzichten, verzichte ih aub..... 

(Mehrere Stimmen: Jal Ja!) 
enigegengeiehtenfalld würde ich das Wort nehmen. Ich glaube übri- 
gend, daß dies der widhtigfte Theil bed Geſetzes iſt, und bag wir 
nicht fo ſchnell darüber hinweggehen dürfen. Ich: bin, wie much 
meine Petition bereits gezeigt hat, für wie vollfehnbige Emancipa⸗ 
tion der Juden und fann mid, alfo nur mit dem Siune derer einwer«. 
fanden erklären, nämlich der vier, welche für die Beflimmung waren, 
daß die Juden zu allen Aemtern zugelafien werben, welche nicht mit 
den Kultuss und Unterrihts-Angelegenheiten der Ehrifden in Berbin-. 
dung fielen. Ich muß fagen, ich ſtimme mit dem Sinne vieſer 
Beitimmung überein, allein ich glaube, daß für bie Juden aus der. 
im Gutachten vorgefchlagenen Art der Krageftelfung: „ob fie zu allen 
Stanteäntern zuzulaſſen feien, welche nicht ihrer Ratur nach ein 
chriſtliches Glaubensbekenntniß vorausfegen? etwas gefährliches ers 
wachen würde und fchließe mich daher dem Borfchlage des geehrten- 
Mitgliedes aus Pounmern an, welches den ziveiten Vorſchiag bean⸗ 
tragt bat, jedoch mit Weglaffung des zweiten Theils deſſelben: des 
Richteramtes und der Dirigeutenftellen der Berwaltungs  Behörben.” 
Ich glaube, daß hierauf die Abſtimmung wird erfolgen: Iönnen, 
und frage den Herrn Marſchall, ob vieſer Vorſchlag als ein 
Amendement anzufehen fein diirfte. In dieſem Yale: wire I 
glauben, daß die ‚vier Mitglieder, welche dem dritten Antrage bei⸗ 
getreten find, ſich hiermit vereinigen wärben. Was die Cinzelahei⸗ 
ten anbetrifft, fo will ich nur etwas nody: winerlegen, was gegen 
die Emancipation angeführt ii. Es iſt geſagt worden, Daß noch 
Vorurtheile gegen die Juben. herrſchen. Ich begreiſe nicht, wir: aan 
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Borurihelfen, und ſelbſt wenn fle in der gebilbeten Klaſſe flattfin- 
ven, dad Wort reden Fänn, und wenn fie auch in ber Kaufmann⸗ 
ſchaft fich finden, fo würde ich dafür fein, daß wir fie bekämpfen, 
aber nicht Ihnen das Wort reden. Wir wollen Vorurtheile, wo fie 
vorfummen, bei Seite fegen, und darum glaube ich, daß es nöthig 
iR, Alles zu thun, daß derlei Vorurtheile befeitigt werben, und ich 
bitte daher, daß die Verfanmlung in ihrer Majorität für den zweis 
ten veränderten Sab des Gutachtens ftimme. 

(Ruf zur Abftimmung.) 

Sandtags- Marfhall: Ich muß die hohe Verſammlung erft 
fragen, ob fie den Schluß der Debatte wünſcht, und bitte Dieje- 
nigen, welche dies wünfchen, aufzuftehen. 

(Majorität für den Echluß der Debatte.) 

Wir fommen alfo zur Frageflellung. Ich werde wieder ben 
Grundſatz befolgen, daß zuerft diejenigen Vorfchläge zur Abftim- 
mung Eommen, welche ſich am weiteften von dem Entwurf entfers 
nen, und daß dann erft zum Entwurfe felbft übergegangen werde. 
Der zumächft zur Abflimmung fommende Vorfchlag der Abtheilung 
if fo formulirt: Sollen die Juden zu allen Staats + Aemtern zuge: 
laſſen werben, welche nicht ihrer Natur nach ein chriftliches Glau⸗ 
bens » Befenntniß vorausfeßen? - | 

Es iſt bemerft worben, daß dies eine zu weite Faſſung fei, 
und es fft daher eine andere vworgefchlagen worden; ich ftelle daher 
anheim, ob über diefe Faſſung oder über die vorgefchlagene abgeän- 
derte abgeftimmt werben ſoll? | 

Abg. Graf Schwerin (vom Platz): Ich bitte um's Wort we: 
gen eines Verſehens, weiches ich in meinem Borfchlage gemacht 
habe. 

Welerent: Um die Sache fo bald wie möglih zu Ende zu 
bringen, bin ich geneigt, mich mit dem leßteren Vorſchlage einver- 
flanden zu erflären, wonad ver Paragraph fo zu faflen fein würde, 
dag Die Iuden zu allen Staats⸗Aemtern zugelaffen werben follen, 
mit Ausnahme derjenigen, mit welchen eine Auflicht oder Leitung 
der chriſtlichen Kultuss Angelegenheiten verbunden find. 

IX. 17 
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Abg. von Mantenffel II.: Dieſe Frage ſchließt aber auch die 
Kommunagal⸗Aemter aus, und darüber iſt noch nicht abgeſtimmt. 

,Reterent: Ic habe nur Staats⸗Aemter gemeint. 

Sandtags- Marfhal: Wenn die Berfammlung damit einver- 
flanden ift, fo würde die erwähnte Trage zuerſt zur Abſimmung 
fommen; fodann die Frage: ob Juden zu allen Staats» Asmtern 
zuzulaſſen find, mit Ausnahme ber Aemter, weldye mit den Kultus 
und Unterrichts Angelegenheiten der Ghriften in Verbindung fle- 
hen, des Richteramts, der Landräthe u. |. w., und wenn biefe beiden 
Fragen verworfen werden, fo bleibt nur der Gefeh- Entwurf übrig. 

Abg. v. Platen: Ich trage auf die Abſtimmung durch namens 
lichen Aufruf an. 

(Mehrere Stimmen: D bo!) 

Marſchall: Es it auf mamentlide Abſtimmung angetragen 
worden. 

Abg. Frhr. ven Winde: Ueber die Frageflellung wollie ich mir 
- noch ein paar Worte erlauben. Es ſcheint mir, als ob die weis 
tefte und zugleich die befriedigenpfte Faſſung der Frage Die wäre, 
welche von dem Mitglieve für vie anklamſche Ritterfchaft vorgeſchla⸗ 
gen ift, ich glaube aber verftanden zu haben, daß eine andere Frage 
zuerft zur Abftimmung kommen foll. 

Sandings- Marſchall: Es wird dies die zweite Frage bilden. 

Abg. Graf von Schwerin: Weber den Unterfchied der Frage 
wollte ic mir noch das Wort erlauben. Es war allerdings ein 
Verſehen von mir; wenn man den Sat gan fliehen läßt, wie ex 
ftebt, fo könnte man vielleicht annehmen, es follten die Juden von 
afademifchen Rehrämtern ausgeſchloſſen fein. Dies ift jedoch nicht 
meine Meinung, fondern fie follen nicht Elementar-Lehrer an chriſt⸗ 
lihen Elementar» Schulen fein, und Died mag in dem Vorſchlage 
des Heren Referenten noch mehr ausgedrückt fein, weshalb ich 
demſelben beigetreten bin. 

Secretair Maumann (Lieſt den Vorſchlag noch einmal vor): . 

„Sollen die Juden zu allen Staatsämtern zugelaſſen werben, mit Ansnchme 


derjenigen, mit welchen eine Leitung ober Beauffichtigung der chriſtlichen Au 
tuo⸗ und Unterrichte- Angelegenheiten verbunden iſt?“ 


‚Bmiäage - Mstipeli: Es wird nunmehr bei dieſer Frageſtel⸗ 
kung verbläben mäflen Be iſt auf die namentlide Abſtim⸗ 
mung angetragen worden. 

(Mehrere Stimmen: Ren! Rein!) 

Auf diefe Weife kann die Frage nicht entichieven werben, ich 
muß. vielmehr ermitteln, ob der Vorfchlag auf namentliche Abftim- 
mung unterſtütt wirb? 

ie hinreichende Unterſtuͤzung durch Aufftchen findet ftatt.) 


Secretair Wenmenn: (Lie noch einmal die vorige Frage vor, 
und der namentliche Aufruf Andet fatt.) 


Sandtegs- Marfchall: (muß fich wiederholt der Glocke bedienen, um 
die zur namemslichen Abftimmung erforderliche Ruhe hervorzubringen) 
Der Herr Secretair wird die Frage noch einmal vorlefen. 

Secretair Manmann (verlieft Die Frage): 


„Sollen vie Juden zu allen Staate:Hemtern zugelaflen werden, mit Ausnahme 
derer, mit weldgen eine Leitung oder Beaufſichtigung der chriftlichen oder Kuls 
tu6-Angelegenpeiten verbunden iſt?“ 


Es wird mit dem Buchſtaben M. angefangen. *) 


Sandtags- Marſchall: Das Ergebniß ver Abflimmung if 
folgendes: die Frage ift mit 220 gegen 215 Stimmen bejaht. 


Bor dem Schluß der Sipung ift der Berfammlung noch ein 
Alerhöchfter Erlaß mitzutheilen. 


ine Stimme: Da die vorftchende Frage nicht mit einer Ma⸗ 
foritt son zwei Drittel angenommen worben iſt, fo verfteht es ſich 
doch von ſelbſt, daß die Gründe ber Majorität und Minoritat in 
dem Bericht angegeben werden. 
(Mehrere Stimmen: Ja wohl!) 


*) Es folgt nun In der Allg. Pr. Zeitung der Abbdruck der namentlichen 
Abſtimmung. Wir verweifen anf unferer Abfiimmungstabelle am Schluß dee 
Werkes. Anm. des Herausg. 

on 174 
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Secretair Heumann (lift die Allerhoͤchle Cabineis⸗Orbre wer 

gen Ausfegung des Schluffea des Landtages am 19. d. M. ven): 

Wir Friedrich Wilhelm, von Bottes Gnaben, König von Pteußen 1. x. 

entbieten Unferen zum Grfien Bereinigten Lanblage verfammelten getreuen Gtius 
den Unferen gnädigen ruf. 

Da ſchon jegt mit Sicherheit vorauszufehen iſt, daß bie von der Kurle der 
drei Stände in Bezug auf Unfer Patent und tie Berorbnungen vom 3. Februar 
d. 3. befchloflenen, gegenwärtig der Herren⸗Kurie zur Berathung vorliegenden 
Anträge bis zum 19ten d. M. ihre Erledigung nicht finden werden, fo wollen 
- Bir für diefe Berhandlungen bes Erſten Vereinigten Landtages hierdurch ned 
anf fo lange Frit erteilen, bis bie Berathungen Unferer getreuen Gtände über 
jene Anträge beendigt und die Befehle, zu denen Wir Uns buch dae Befaltat 
diefer Beratgungen bewogen finden möchten, von Unferen getreuen Ständen ers 
ledigt fein werden. Wir haben Unferen Landtags⸗Kommiſſarius beauftragt, Une 
anzuzeigen, au welden Tage biernach bie Schließung des Erſten Bereinigten 
Landtags wird erfolgen können. 

Uebrigens bleiben wir Unferen getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Sangfouci, den 16. Juni 1847. 
(gez.) Friedrich Wilhele 
An 
die zum Vereinigten Landtage ver⸗ 
ſammelten Staͤnde. 


Aandtags-Marſchall: Da es doch möglich wäre, daß nach dem 
Schluſſe der Berathung über den gegenwärtigen Gegenſtand Mor⸗ 
gen noch Zeit übrig bliebe, fo will ich die Gegenſtände ankün⸗ 
digen, welche dann an die Tagesorbnung fommen, nämlich: zuerft 
das Gutachten über die Aufhebung des Geleitzolles auf ruffi- 
ſche und polnifche Juden; ſodann die acht Gutachten, welche neu⸗ 
ih bereit6‘ an ber Tagesordnung waren, jedoch wegen ber 
Berathung der Allerhöchften PBropofition über die Verhältniſſe 
ber Juden audgefept wurden. Es fei denn, daß die Verſamm⸗ 
lung wünfcht, daß andere Gutachten. den Vorzug haben. 

(Einige Stimmen: Vielleicht das über die Preßfreiheit.) 

Es ift früher ſchon gewünfcht worden, daß das Gutachten 
wegen der Krebit- Anftalten für bäuerliche Befiger den Vorzug ha⸗ 
ben möge. 

Abg. von Msthhich: Zu dieſer Angelegenheit würde eine be- 


” 
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ſonvere Sihung nöthig fein; benn ſie iſt zu wichtig, als daß fie, ſo 
zu ſagen, übers Knie gebrochen werben ſoll. 

Sandtags - Marfhall: Da doch morgen fehr wenig Zeit übrig 
bleiben wird, fo ftelle ich anheim, ob fidy ‚vie Verſammlung nicht 
mit der Berathung über die angegebenen kleineren Sachen begnügen 
will, und fliege die heutige Sigung, bemerfe auch noch, daß 
die fenographifchen Berichte bi8 Morgen früh 10 Uhr ausliegen 
werden. 

(Schluß der Sigung 3 Uhr 50 Minuten.) 


Serren: Kurie, 


Inhalt: 


Berlefung einer Mitteilung an die andere Kurie; Bortfegung der Verhandlun⸗ 
gen über die Allerhoͤchſte Propoſition in Betreff der Verhältniffe der Juden; Bes 
rathung der einzelnen Paragraphen des Geſetz⸗Entwurfs; Mitteilung der Aller: 
höchſten Botfchaft in Betreff einer DBerlängerungsfrigt der Verhandlungen des 
Pereinigten Landtags. 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr unter Vorſitz des Mar- 
falls Fürſten zu Solms, 

Das Protofoll der vorigen Sitzung wird verlefen und ges 
nehmigt. 

Saudtags- Marfhal: Wir kommen zur Berlefung der Mitthei: 
lung an bie andere Kurie über den Antrag des Grafen Burghaus 
auf Aufhebung der unentgeltlichen Verpflichtung zum Schneeräumen 
auf Chauſſeen. (Bergi. Bd. V. ©. 307.) 

-(Diefe Berlefung erfolgt durch den Grafen von Sierftorpff.) 

Wenn feine Bemerkung erfolgt, fo ift diefe Mittheilung geneh- 
migt. Wir kommen zur Kortfehiumg der geftern abgebrochenen Bera- 
thung, und zwar zum zweiten Abſatz des 9. 35. Ich bitte ben Gra- 
fen Idenplitz, feinen Platz als Referent einzunehmen. 


Referent Graf sen Itzenplitz: 9. 35 des Geſetzes IR geſtern 
verlefen worden, ich werde alfo in dem Gutachten zum zweiten Ab⸗ 
ſchnitt des 8. 35 fortfahren: 

3) NRüdfistlih der mittelbaren Staats⸗ und reſp. Kemmmal⸗Nemter liegt 
die Sache etwas anders. 
Das Edift vom 11. März 1812 ſagt deu Juden der damaligen preu⸗ 

Bifchen Monarchie Gemeinde⸗Aemter zu, und mas dieſe beanfpruchen koͤnn⸗ 

ten, wird der Landesherr, inſoweit es das Wohl des Staats geflattet, ges 

wig gern auch feinen anderen jüdifchen Unterthanen gewähren wollen. Es 
liegt bier wohl alle Veranfafımg ver, zu Bunfen ner Juden fo weit zu 
gehen, als es die Verhaͤltniſſe und die vorher entwidelten Brundiäge irgend 
geftatten.. Die Minorität der Abtheilung will daher audy den Juden bie 

Zulaſſung zu allen Gemeinde⸗Aemtern zuerkennen und glanbt, daß dies 

aus dem Erift von 1812 hergeleitet werden müfle und nicht befchränft wers 

den koͤnne. — 

Der Geſetz⸗ Entwurf verweiſt auf bie darüber ergangenen befonberen Bes 
flimmungen; dies hat auch die Majorität der Abtheilung nicht gut zu heißen 
vermocht. Binmal ift eine folche Berweifung unbeftimmt, und es find rück⸗ 
fichtlich der Inden endlich feſte und gleiddartige Normen zu wünfchen. Zwei⸗ 
tens aber würden nad dieſer Baffung und dem Inhalt der angezogenen Bes 
fee die Juden in Schwelm (in Weſtphalen) nicht &emeinde s Vertreter fein 
fönnen, während ſie jenfeit des nächften Berges, in Barmen, nach der rheis 
nifchen Gemeinde⸗Ordnung, welche nur wenige Jahre nad der weſtphäliſchen 
erging, dazu befähigt And. Wohl muß es überall einmal irgendwo eine 
Graͤnze geben, mit welcher ſich auch die Geſetgebung ändern fann. Gewiß iR 
aber wünfchenswerth, daß ein folcher Unterfchieb irgend eine innexe oder hiſto⸗ 
rifche Begründung habe, welche zwifchen dem Rheinlande und der Graffchaft 
Mark —— geſucht werden moͤchte. 

Die richterlichen, polizeilichen und exekntiven Functionen müſſen nach der 
Anficht der Maforität der Mbtheilung freilich aucy Hier (ans den oben ein⸗ 
widelten Gründen) den Juden Yerfagt bleiben, wo alfo mit den Kommunal⸗ 
Aemtern foldye Functionen verbunden find, da fönnen die Juden auch dieſe 
nicht erhalten. Jene Functionen werden von ben Gremeinbes Beamten auch 
in Delegation des Staats ausgeübt, und in biefen ſind auch vie Gemeinbe⸗ 
Beamten als Staats-Beamte zu betrachten. Es paßt alle auch hier, wait chem. 
über den Staatsdienſt angeführt worden if, und has Built von 1812 
bat mit vem Ausdruck: „Gemeinde⸗Aemter“ auch wohl ſolche Zunctionen nicht 
gemeint. Eo wird dies um fo wahrfcheinlicher, ba. ber folgende Paragraph 
rückfichtlich der „anderen öffentlidgen Bedieuungen und Giants: Kemter“ Bis 
weitere geſetzliche Beſtimmung verbehält. ; 
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Dird aber von dieſen antenen öffentlichen Bedienungen (mit welchen rich⸗ 
terliche oder polizeiliche oder erefutive Gewalt verbunden iſt) abgeſehen, jo if 
dann auch fein Grund vorhanden, den Juden die eigentlichen Gemeinde⸗Aemter 
(ohne ſolche Gewalt) zu verfagen.. Es wird Fein Rachtheil daraus entflehen, 
wenn z. B. ein Jude duch das Vertrauen feiner Mitbürger zum Gemeinde⸗ 
Bertreter, Stabtveroxbneten, Rathsherrn, Kämmerer oder StadtsGerretair bes 
rufen ⸗der fonf beflellt wird. 

Die Majorität dev Abtheilung mit 4 gegen 3 Etimmen fchlägt daher 
vor, das Geſetz rüdfichtlich der Gemeinde-⸗Aemter in folgender Weiſe zu faflen: 

„Die Juden können folche mittelbaren Staatss und Gemeinde⸗Aemter be: 

fleiden, mit denen feine Ansübung einer richterlichen, polizeilichen oder 

erefstiven Bewalt verbunden if.‘ 

Sanbtags- Marfhall: Wenn Feine Bemerkung erfolgt, fo iſt 

dem Antrage der Abtheilung beigetreten. Zum nächſten. 

Referent Graf von Itzenplitz lieft: 

3) Der $. 35 will die Juden ale Schiedsmäͤnner nur für ihre Glaubensge⸗ 

.noflen zulaflen. &s if zu dieſer Befchränfung ein Grund in der That 

nicht abzufehen. Die Schiedsmänner haben belanntlich Feine richterliche 

Gewalt; fie werben gewählt und vermitteln und regifteiren nur Vergleiche ; 

Niemand iſt aber verpflichtet, vor ihnen zu erfcheinen; ja der Citirte 

beaucht fich, wenn ihm der Schiebsmann fein Bertrauen einflößt, nicht ein: 

mas zu entſchuldigen, fonvern er bleibt lediglich weg. Geuießt aljo der 

Jude kein Bertranen, fo wird man ihn nicht wählen und noch weniger 

Semand feine Hülfe nachfuchen oder vor ihm ericheinen; genießt er aber 

Bertrauen, fo kann er nügen, aber nie ſchaden. Die Abtheilung ſchlägt 

daher einftimmig vor, den Paflus fo zu faſſen: 

„die Zuben konnen zu Schiedsmaͤnnern gewählt werden.“ 

Graf zu Pohna- auch: Ich wollte mich dafür erflären, die 
Veſtimmung des Gefeges beizubehalten. Denn wenn das Schieds⸗ 
mannsant auch für den Augenblid noch ein jolches ift, womit eigent« 
lich feine richtertiche Function verbunden ift, fo ift dies doch für die 
Zufunft möglich, ja ich glaube, ed wird fogar ziemlich allgemein 
gehofft, daß das Schiedsmannsamt noch weiter entwidelt werde, und 
daß es möglicherwehfe fi der Stellung des Briebensrichters in an⸗ 
deren Aüoten annähern fann. In diefer Voransfegung einer moͤg⸗ 
lichen weiteren Entwidelung des Schiedomanndamtes, glaube ich, 
daß es unzwedmaͤßig fein würde, vie jüdiſchen Einwohner des Staa⸗ 
tes zu dem Schiedsmannsamte zuzulaſſen. Gerade, wenn dieſes Amt 
DM weiter entwiceln ſollte, unb infofern richterliche Buncttonen das 
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mit verbunden würden, würde man dann genöthigt ſein, eine Be⸗ 
willigung, weldye man den jübifchen Einwohnern gegenwärtig ges 
macht hat, wieder zurüdzunehmen, und fie zu den Schiedsämtern 
dann nicht mehr zuzulaſſen, oder das Schiedsamt würde nicht einer 
vollflommenen Entwidelung entgegengeführt werben fönnen. Ich muß 
mich aus biefem Grunde gegen den Antrag ber Abtheilung erflären 
und trage darauf an, daß es bei der Beſtimmung des Geſetes fein 
Bewenden behalte. 

Geheimer Regierungs - Rath Schröner: Allerdings find die 
Funftioner der Schiedsmänner feine richterlichen im engeren Sinne, 
allein auf Grund eines Vergleiche des Schiedsmannes kann Eres 
fution nachgefucht und volifiredit werden. Deshalb iſt biöher ange⸗ 
nommen worden, daß die Juden zu dem Amte eines Schiedsmannes 
nicht zugelaffen werden fönnten. 

Fürft zu Kynar: Kine Erefution würbe jebenfalld nur erft in 
Folge einer fhiedsrichterlichen Verhandlung eintreten können; feis 
nesweges aber wäre der Schiedsrichter felbft berufen, als Erefutor 
aufzutreten, welches Amt ganz andere Perfonen zu verwalten hätten. 
Aus der Möglichkeit, daß eine fchiebsrichterliche Verhandlung zu ei- 
ner Erefution Veranlaffung geben fönne, ift daher fein Grund ab- 
zuleiten, die Juden vom Schiedsrichter-Amte entfernt zu halten. — 
Ich muß ferner bemerken, daß, follten den Schiedsrichtern Fünftig 
obrigfeitliche Funktionen übertragen werden (was zur Zeit noch ganz 
problematisch ift), die Juden in dieſem Falle in Gemäßheit des Ges 
feßes nicht ferner wählbar fein würden, und ich glaube Daher, daß 
gegenwärtig eine biesfallfige Bürforge noch ganz überflüffig fei. 

Graf York; Wenn man auf Eyentualitäten der Zukunft, auf 
das, was möglicyerweife daraus entftehen Tönne, fchon jegt Ruͤckſicht 
nehmen und ſchon darum, weil in Zukunft fi) einmal etwas nad 
der Meinung des Redners Schädliches entwideln könne, deu Juden 
jegt ein fo kleines Recht verfagen will, jo find, wir auf dem ‘Bunfte 
angelangt, daß wir ihnen alles und jedes Recht verfügen müffen. 
Es ift nicht abzufehen, wie fich in der Zufunft irgend einmal etwas fo 
entwideln könnte, daß daraus eine Bedenklichkeit für die Herren, 
weiche einer fo frengen Anfiht hulvigen, eutſtaͤnde. In Berichung 





— ii — 
auf das, was der Herr Regierungs⸗Keommiſſar anführte, muß ich 
noch in Erinnerung bringen, daß, wenn aus einem fchiebsrichter- 
lichen Vergleiche ein Urtheil und dann Exekution erfolgt, der Schieds⸗ 
richter diefe nicht zu volftreden hat. 

Graf Pothe zu Stelberg: Darauf muß ich bemerken, daß es 
doch fehr nahe liegt, daß, wie gefagt worden ift, die Schiedsrichter 
richterliche Funktionen befommen fönnen. | 

Graf Dahan- San: Ich muß darauf erwiedern, daß es bie 
Pflicht der Geſetzgebung if, darauf Rüdjiht zu nehmen, was in 
Zufunft fich aus einzelnen Snftitutionen entwideln könne, zumal wenn 
diefe Entwidelung nicht als fo fehr fern liegend, fondern als nahe 
liegend gebucht werben kann. Ferner muß- ich ermwiedern, daß baraus 
noch Feineswegs folgt, daß man der jüdiſchen Bevölkerung jebes 
Recht verfagen müßte, ich glaube, eine ſolche Folgerung ſteht damit 
nicht in gennuem Zufammenhange. 

Geh. Regierungsrat) Schrener: Wenn der Antrag nad) dem 
Vorſchlage der Abtheilung angenommen werden follte, fo dürfte von 
der hohen Berfammlung in Erwägung zu ziehen fein: 

inwieweit etwa für das Großherzogthum Pofen eine Ausnahme 

erforderlich fein möchte. 

Die jüdische Benölferung ift dort zahlreich; namentlich in den Stäbten 
würden die Juden auf die Wahlen der Scyiebsmänner nicht felten. 
einen wefentlicdyen Einfluß ausüben. In dem vorliegenden Berichte 
eines Ober⸗Landesgerichts⸗Direktoriums im Großherzogtum Poſen 
fund die Nachtheile hervorgehoben worden, welche ſich bei ben 
durch Schiensmänner aufgenommenen Vergleichen, bei denen Juden 
als Parteien betheiligt find, für die dortigen bäuerlichen Wirthe 
berausgefielt haben. Diefe Nachteile würden daher bort in noch 
weiterem Umfange beforgt werben, fofern die Juden daſelbſt zum 
Amte der Schiedsrichter zugelaſſen würden. 

Graf Reichenbach: Ich glaube, dag in der chriſtlichen Religion 
vorzugsweiſe das Prinzip der Duldung und Milde vorherrſcht und, 
inſofern als bei dem Schiedsrichter⸗Amte nicht immer das ſtrenge 
Rechtoprinzip entſcheidend iſt und dieſes hauptſachlich berückſichtigt 
werden müßte, bie Juden nicht zu dieſem Amte geeignet fein möchten, 





Graf Piethen: Die Wahl eines Schiebsmamnes iſt Brivats 
Eigentum eines jeden Menfchen; ihn in diefer Wahl befchränfen 
zu wollen, wäre eine Beichräufung des Privatredjtes des Menſchen. 
Es muß nad) meiner Anficht daher Jedem überlaffen bleiben, wen er 
zum Schiedsrichter wählen will, und es wird von feiner Wahl abs 
hängen, ob ein Jude oder ein Chriſt Schiedsrichter werben fol, 
und demnady wünſche ich, daß den Juden nicht die Berechtigung 
entzogen werde, auch dieſes Recht ausüben zu fünnen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich mäßte doch vorſchlagen, 
es bei dem Anırage der Abtheilung zu laſſen. Wenn man fchon 
darin Bedenken finden wollte, die Juden zu Schiensmännern zu 
nehmen, fo ift es noch viel bevenflicher, ihnen KoınmunalsYemter anzu⸗ 
vertrauen. Die geehrte Berfammlung hat befchlofien, daß die Juden 
zu Kommunal= Beamten und ®emeinde- Vertretern gewählt werben 
fönnen. Alle Tage kann jedes Magifirats- Mitglied den Auftrag 
erhalten, Leute in Stabtangelegenheiten zu vernehinen, und barüber 
ein Protokoll aufzunehmen, fie haben alfo fo viel fides, daß fie ein 
Protokoll richtig auffaflen und niederfchreiben fönnen. Bertraut mar 
nun den Juden Kommunal⸗Aemter an, bie Doch viel wichtiger find, 
als das Schiedsmannsamt, fo kann ich nit einfehen, warum man 
fie von dieſer letzteren Funktion jest ausfchließen will. Demn möchte 
ich auf das, was das geehrte Mitglied aus Preußen angeführt hat, 
bemerfen, daß man in der That nicht Rüdficht auf eine Inſtitution 
nehmen kann, welche noch gar nicht eriftirt, von der man vielleicht 
nur hofft, daß fie einmal eingeführt werden möge, und beten 
Modalitäten, unter welchen fie eingeführt wird, man noch gar nicht 
beurtheilen kann. So viel mir befannt, haben die engltfchen Friedens; 
richter — und bier liegt die Beziehung nahe — ein konkurrirendes 
Forum. Wenn man in Königsberg oder Liverpool, — das iſt Hier 
gleih, — zehn Friedensrichter wählt, fo iſt es nicht beftimmt, welcher 
Bezirk Jedem angehört, ſondern Jeder fucht fein Recht bei dem 
Friedensrichter, welcher ihm gefällt. Wenn es bier nun eben fo 
eingerichtet würde, fo wäre gewiß feine Gefahr dabei, auch hierzu 
Juden zugulaften. Hieraus will ich indeffen nur debuziren, daß aus 
einem Inſtitut, welches noch gar nicht exiſtirt, nicht ſchon vorher 


Mafregeln abgeleitet werben Fönnen, nad weichen Jemand zu nicht 
Funftionen gewählt werben tünne, die noch nicht geichaffen find. 
Außerdem, meine Herren, haben wir doch auch billige Rüdfichten 
den Juden gegenüber zu nehmen und ihnen ihre billigen Anſprüche 
zu gewähren. “Der Jude wird Schiedsrichter fein für die Glaubens⸗ 
genoſſen und für die Leute, weiche ihm Bertrauen ſchenken, und das 
gehährber wahrlich feinen Menfchen. Die Erefution vollftredt ühri 
gens nicht der Schiedsmann, fondern wenn das Protokoll richtig 
gefaßt iR, fo wird ed an den Richter gebracht, und dieſer vollftredt 
nach defien Inhalt die Exekution. 

Sanbtags- Marſchall: Wir werden zu Abftimmung kommen 
fönnen. Es werben Diejenigen, weldye dem Antrage der Abtheilung 
beiflimmen, dies durch Aufftehen zu erfennen geben. Die Majorität 
bet fich für den Antrag der Abtheilung ausgeſorochen, und wir 
kommen zu den weiteren Anträgen der Abtheilung. 

Referent: Graf von IAtzenplitz (lieſt vor): 

Aehlich vürfte es ſich mit den Juſtiz⸗Kommiſſarien verhalten; auch fe 
haben weder richterliche, noch polizeiliche, noch exekutive Functionen, und bie 
Abtbeilung ift daher, um auch dieſe Derhältniffe fefzuftellen, einſtimmig ber 
Meinung, an diefer Stelle hinzuzufügen: 

„Gben fo können biefelben auch zu Juſtiz⸗Kommiſſarien beſtellt 
werden.“ 

Dagegen hält dieſelbe fie zur Beſtellung als Notarien wegen ber Stan 
bigung der Alte der freiwilligen Gerichtabarkeit nicht geeignet. 

Graf Iandsberg: Da fönnen fie alſo wicht au Notarien 

werden? | 

Referent Graf Itzeuplitz: Das ift feineswegs nothwendig. Es 
giebt fehr viele Juſtiz⸗Kommiffarien, die Rotare find, aber auch 
viele andere, bie eö nicht find. Beide Aemter gehören nicht noch⸗ 
wendig zn einander. 

Graf Doims-Yurnty: Ich habe noch erwähnen wollen, daß: 
bie Hemter der Rotare und Juſtiz⸗Kommiſſarien keineswegs zuſammen⸗ 
gehören und getrennt beftehen, fie vielmehr unabhängig von einander 
find. Eo find viele Juſtiz⸗Kommiſſarien, die gleichzeitig Notarien 
find; aber dad Amt der Notare hat man nidyt für die Juden ges 
eignet gehalten, ‚weit fie zur Aufnahme von derartigen Verhandlungen, 








die duvch Notare bewirkt werden, nad) den angenommenen Beſchlüſſen 
nicht für befugt erachtet worden find. 

von Praudt: Ich glaubte, dieſes Bedenken würbe leicht erle⸗ 
digt, wenn man hinzuſetzte: „Sofern fie nicht Notarien ſind.“ 

Graf Herk: Das iſt die Meinung der Minorität der Abthei⸗ 
lung geweſen, daß ausgeſprochen werden ſoll, Juden können nicht 
Notare werden, und es iſt dies ganz conſequent nach dem erſtge⸗ 
faßten Beſchluſſe, daß fie keine richterlichen Functionen ausüben ſollen. 
Geh. Regierungs⸗Rath Schräner: Cs dürfte auf die Schwie⸗ 
rigkeit aufmerffam zu machen fein, welche zur Zeit die beſtehende 
Juſtiz⸗Verfaſſung im größten Theile der Monarchie darbietet. Dies 
jenigen, weldje zum Amte eines Juſtiz⸗Kommiſſarius gelangen wol⸗ 
len, müffen überal, wo die Allgemeine Gerichts - Drvnung gilt, 
zuerft Ausfultatoren und Referendarien werden, ehe ihnen das Amt 
eines Juſtiz⸗Kommiſſarius übertragen werden fann. Mit biefer 
Vorbereitung ift alfo der Eintritt in ein Staats⸗Amt verbunden, 
worin richterliche Functionen ausgeübt werben, und die Juden würs 
den daher, wenn man fte zum Juftiz- Kommiffarius für fähig ers 
klaͤrt, durd) Aemter, zu denen fie nicht zugelaffen werden follen, bins 
durchgehen müffen, um zu den ihnen geflatteten Aemtern zu ges 
langen. 

Referent Graf Itzenplitz: Alfo wird eine neue Art der Vor⸗ 
bereitung erforverlich fein. Sch fehe auch darin Fein Hinderniß, 
ich fehe nicht ein, warum 3. B. nicht ein Jude bei einem bekann⸗ 
ten Juſtiz⸗Kommiſſarius fo lange arbeiten könnte, bis er vollſtän⸗ 
Dig zu dem betreffenden Eramen vorbereitet ifl. 

Sch. Regierungs Rath, Bchräner: Man würde den Juden bie, 
Ausfiht, zum Amte eines Zuftiz- Kommiffarius zu gelangen, füglich 
nur unter gleichzeitigen Abänderungen in der Juſtiz⸗Verfaffung ers 
öffnen können. Ich habe die hohe Verſammlung wur auf die zur 
Zeit beftehende Schwierigkeit in der Ausführung aufmerffam machen 
zu müſſen geglaubt. 

Referent Graf Itzenplitz: Ich kann nicht abfehen, warum dee⸗ 
halb eine Veränderung in der Juſtiz⸗Berfafſung vorgenommen wers 
den fol. So wie 3. DB. in ber Regel Jeder, der auf bie Umiver⸗ 
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tät gehen will, zuvor das Examen auf einem Gymnaſium gemacht 
haben und ein Zeugniß von diefem Gymnaſium über das beflan- 
dene Examen mitbringen muß, Andere doch aber au, obne ein 
Gymnaſtum befucht zu haben, ihr Eramen vor einer Prüfungs 
Kommiffion ablegen Fönnen, fo wird auch ein Jude, der Juſtiz⸗ 
Kommiffarius werden will, feine Prüfung beftehen fönnen, ohne 
vorher Referendarius geweſen zu fein. 

Graf Poths zu Btsiberg: Ich halte mich an den Beichluß uns 
ter Iflens, worin die Aemter ausgefchloffen find, mit denen bie 
Ausäbung einer richterlichen, polizeilichen oder erecutiven Gewalt 
verbunden it. Nun hat allervings der Juſtiz⸗-Kommiſſarius feine 
eigentlichen richterlichen Functionen, aber er hat einen foldyen Ein- 
fluß in den @erichten auf den Richter, daß mir feine Stellung ive- 
nigſtens eben fo wichtig erfcheint, als die eines Richters. Ich für 
meinen Theil muß erflären, daß ich einen jüdiſchen Juſtiz-Kommiſ⸗ 
farius, der gegen mich zu ſprechen hätte, von Haufe aus perhors 
resciren wuͤrde. 

son Quaft: Was ich fagen wollte, ift durch das, was ber 
Herr Regierungs⸗Kommifſar gefprochen hat, im Wefentlichen er- 
ledigt, und ich kann mich dem nur volfändig anfchließen. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Ich kann nicht begreifen, weswe⸗ 
gen bier für die Juden eine Ausnahme gemacht werden foll, wo⸗ 
buch ihnen Dinge erleichtert werden, die die Chriften auf dieſe 
Art nicht erlangen können. Ic glaube, der Weg, der von dem 
‚Herrn Referenten vergefchlagen ift, daß die Juden vielleicht bei 
einem anderen Juſtiz-Kommiſſar fid) ausbilden und das Gramen 
machen könnten, würde auch von vielen Ehriften gern betreten wers 
den, weldye jeßt erſt die anderen Stadien bei den Gerichten durch⸗ 
sugehen haben. 

Graf York: Aus viefer Bemerkung des geehrten Redners 
fchließe ich, daß er dafür flimmen würde, die Juden zu Juſtiz⸗ 
Kommiffarien zu ernennen, falls fie den vom Geſetz vorgefchriebe- 
wen Weg gehen dürfen. Bon dieſem wünfchte ich felbft, daß er 
ihnen geſtattet wäre, er ift ihnen aber verfügt. Es handelt fidy 
mithin darum, ihnen einen anderen Weg zu eröffnen. Denn wenn 
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wir bei 6. 34 den Wunſch ausgeſprochen haben, daß juͤbiſche Aa⸗ 
ben anf wiflenfchaftlihen Lehr» Anfalten ſich einem höheren Berufe 
widmen follen, fo frage ich, welcher viefer höhere Beruf ſein ſol 
wenn man den Juden die Moͤglichkeit verfchränkt, zu irgend einem 
Amte von Bereutung, welches dabei auf Bertrauen allein beruht, 
zu gelangen. Ich muß geflehen, daß, da ein Juſtiz⸗Kommiſſar, 
nichts Anderes ift, ald Einer, der mein Recht vertheidigt und meine 
Rechts-Anſicht unterflügt oder berichtigt, ich nicht einfehe, warum 
man einen jüdifchen Zuftiz- Kommiflar nicht wählen ſollte. Jun Be 
genfaß gegen einen früheren geehrten Redner würde id; mir geraie 
gern einen foldhen wählen, um fo mehr, als die Verſammlung 
die große Befähigung und geiftige Begabung der Juden allgemein 
anerfannt hat. Sollte aber ver jehige gefehlihe Weg für ben 
Staatedienft für fie vorgezogen werben, fo würde ich mich bem 
außerordentlich gern anfchließen. Ich will mie nme noch hinzuzu⸗ 
fügen erlauben, daß, infofern ich einen Juden für beſonders geeig- 
net halte, um ibm meine Gefchäfte und rechtlichen Verhaͤltniſſe ans 
juvertrauen, es auch eine Befchränfung des Rechtes der chriſtli⸗ 
hen Staats⸗Unterthanen ift, wenn fie behindert werben, einen tädye 
tigen jübifchen Rechtskundigen zu ihrem Anwalte zu erwählen. 

Fürk zu Iynar: Ich erlaube mir, dem erlauchten Rebner aus 
Sachſen zu erwiedern, daß ich die Ueberzgeugung habe, ‚wie bie 
preußifchen Richter fo unabhängig daſtehen und vie chriſtlächen Iu⸗ 
ſtiz⸗Kommiſſarien fo intelligent find, daß ein jübifcher Juſthz⸗Kom⸗ 
miſſar ſchwerlich, ihnen gegenüber, ein gefährliches Uebergewicht 
gewinnen würbe. 

Graf son Purghaus: Che ich im Stande bin, mein Votum 
mit voller Ueberzeugung abzugeben, würbe ich mir eine Erläuterung 
von dem Herrn Referenten oder dem Herrn Regierungs⸗Kommiſſar 
erbitten. — Iſt es ein geſetzlich feſtſteheuder Weg, daß ein junger 
Mann, fei er Jude oder Ehrift — das muß bier gleichgültig ſein, 
warum follten die Juden einen Borzug haben — auf irgenb eime 
andere Weile nicht Juſtiz-Kommiſſar werden kann, als wenn er er 
duch die Stadien durchgegangen if, die richterliche Sanktionen. tar 
polviren ? 
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Beh, Regierungs ⸗Gath Achröner: Für jetzt iſt Dies noch der 
vorgeſchriebene Weg. 

Graf von Yurghaus: Dann würde ich mich auf das beſtimm⸗ 
tee dagegen erllären, zu geflatten, daß Juden fi auf einem er 
osprionellen Wege zu Juſtiz⸗Kommiſſarien ausbilden fünnen. Würde 
den Ehriften diefer Weg nuc eröffnet, dann würde ich mich dafür 
ansſprechen; aber niemals fann ich mich, bei der größten Bereit 
willigfeit, Die Juden mit den Ehriften moͤglichſt gleichzuftellen, dazn 
hergeben, ihmen einen erceptionellen Weg zu gewähren, durch ben 
fie ſehr einträglidye Stellungen im Staate erlangen. 

Referent Graf son Itzenplitz: Allerdings iſt es jebt ber ge⸗ 
wöhnlihe Weg, daß ein Zuftiz- Kommiflarius vorher Referendarius 
wird, und es ift auch richtig, daß ein Referendarius bie richterliche 
Amorituͤt hat; er kann ein Untergericht verwalten. In der Regel 
haben die Referenvarien, vie ſich ausbilden, die richterlihde Dualis 
fication; fie richten aber nicht, fie üben jene Qualification nur aus, 
wenn te auf Kommifiion an Untergerichte geichiet werden. Es iſt 
. ao möglich, daß Einer Referendarins ift und feinesweges richter⸗ 
Kche Funktionen ausübt. Da aber die Juden von der Stelle eines 
Staate-Beamten ausgefchloflen find, fo dürfen fie auch nicht Refer 
zendarien werden Run ift aber zu berüdfichtigen, daß wir jegt 
»abei find, bie Berhältnifie der Juden feftzuftellen für eine längere 
Zukunft; während das Inſtitut der Referendarien in der nächſten 
Zukunft, nicht blos hoffnungsweiſe, wie mit dem der Schiedsmänner, 
fondern fait nothiwenbigerweife eine Veränderung erleiden muß, da 
die Juffiz⸗Verfaſſung eine foldhe erlitten hat, wozu dieſes Inſtitut 
und die biöherige Beichäftigung der Referendarien nicht mehr paßt. 
Wenn wir aber feftießen, daß die Juden nicht Juſtiz⸗Kommiſſarien 
werden follen, dann iſt ihnen die Sache ganz abgefchnitten; wene 
wir aber feitfegen, fie können Juſtiz⸗Kommiſſarien werben, fo ift das 
mit wicht ausgeſchloſſen, daß fie fich natürlich auf einem geſetzlich 
angebahmten Wege dazu vorbereiten müſſen. Che fie nicht dieſen 
beftimmien Weg betreten Föunen, fönnen fie audy nicht zu biefer 
Stellung gelangen. Ich glaube aber nid, daß es Schwierigkeiten 
hat, ihnen biefen Weg anzubahnen; ich glaube nicht einmal, daß es 
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Dazu einer gefeglichen Beſtimmung bebarf, ſondern nur eines Reffripts 
des Yuftiz - Minifters. 

Graf von RPurghaus: Wenn das Inftitut der Referenparien 
fünftig eine Veränderung, erleiden foll, jo wird ed dann Zeit fein, 
aud) Rüdfiht auf die Juden zu nehmen, bie, wenn fie Juſtiz Kom⸗ 
miffarien werden wollen, nicht durch die Stellung der Referendarien 
ducchgehen. Das liegt aber in der Zufunft, und fo wenig, wie id 
damals diefen Beforgnifien in Bezug auf die Schiebsmänner mid 
angeſchloſſen habe, kann ich in Bezug auf diefes Inftitut meine Mei⸗ 
nung ändern und bin entfchieden dagegen, daß die Juden zu Juſtiz⸗ 
Kommiffarien zugelaffen werben. 

son Auaft: Ich fchließe mich der letzteren Anficht des geehrten 
Redners um fo mehr an, als auch im $. 30 das Inftitut der Juſtiz⸗ 
Kommiffarien nicht genannt wird, dies alfo ein neuer Zufap über 
eine Sache wäre, die wir gegenwärtig nicht zu entfcheiden haben, 
da ed der Zufnnft vorbehalten bleibt, ob eine andere Einrichtung in 
Bezug auf die Juſtiz⸗Kommiſſarien flattfinden folle ober nicht. | 

Beh. Regierungs» Rath) Schesner: In Bezug auf die Bemer⸗ 
fung des Herrn Referenten muß ich mir einen Widerſpruch erlauben, 
infofern er gefagt hat, daß der Juſtiz-Miniſter befugt fein würde, 
durch ein Reffript über die Vorbereitung und die Art der Eramina 
anders zu Disponiren. Da die Gerichts Ordnung die Vorkhriften 
enthält, wonad) die Vorbereitung zum Amte eines Juſtiz⸗Kommiſſars 
edlangt werden und wie die Prüfung erfolgen fol, fo wird es das 
bei fo lange bewenden müffen, bis Se. Majeftät der König eine 
anderweite Anordnung zu treffen geruben. 

Graf von Kielmannsegge: Ich würde mich) dem Gutachten! der 
Abtheilung vollkommen anſchließen, da ich auch die Juden als ſehr 
befähigt zu Juſtiz⸗Kommiſſarien erkenne und es in dem freien Willen 
eines Jeden liegt, fidy an fie zu wenden oder nicht: indeflen, glaube 
ih, fteht gefeglich feft, daß in jedem Gerichtöbezirfe eine gewiſſe 
Anzahl Juſtiz⸗Kommiſſarien angeftellt find, weldye dort ihren Wohn⸗ 
fig haben; es wäre alfo der Ball wohl denkbar, daß in einem ge⸗ 
wifien Bezirke durch einen Zufall fih nur jübifche Juſtiz⸗Kommiſſa⸗ 
rien nieberließen, und die Bewohner der Umgegend alfo gezwungen 
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wären, fi an fle gu wenden, und dagegen konnten doch Bedenken 
einteeten. Daher halte ich es für wünfchenswerth, daß noch irgend 
ein Zuſatz gemacht werden möge, wodurch auf die eine ober andere 
Weiſe den moͤglicherweife daraus heroorgehenden Uebelſtaͤnden bes 
gegmet würbe. Ich meines Theild würde mich übrigens vorzugs⸗ 
weife einem geehrten früheren Redner anfchließen, da ich die In⸗ 
telfigenz der Juden fehr hoch ftelle und ich viefelben auch individuell 
als fehr rechtliche Männer erfenne; aber für einen Uebelſtand müßte 
ich es doch halten, wenn in einem Gerichtsbezirke durch einen Zu⸗ 
fall lediglich jüdiſche Inftiz-Kommiſſare angeftellt würden. 

Graf Yerk;: Zur Berichtigung deflen, was eben gefagt wurbe, 
muß ich hinzufügen, daß fich diefe Beichränfung nur auf has No- 
tarist bezieht, daß alfo nur eine gewille Anzahl Juſtiz⸗Kommiſſarien, 
die zugleich Rotarien find, in einem gewiſſen Bezirke oder Sprengel 
wolmen müflen. Da wir nım fchon ausgefprochen haben, daß ein 
jüdifcher Juſtiz⸗-Kommiſſar nie Notar werden fann, fo ift das Bes 
venfen, daß nur:jüpifche Juſtiz⸗Kommiſſare in einem gewiſſen Be⸗ 
zirke ſich finden könnten, gehoben. — Dem geehrten Redner aus 
Schleſten würde ich mir noch einzuwenden erlauben, daß, wenn man 
in der Natur der Bermaltung des Amtes feibft Feine Schwierigfeit 
für die Uebertragung deſſelben an einen Inden findet, ein folches 
ihm alfo zuerfannt werben müßte, infofern es nicht ein unmittelbares 
Staats⸗Amt if, ich dann wicht fehe, welch ein anderer Ausweg zu 
ergreifen wäre. Wir haben uns dahin ausgefprocdhen, daß die Ju⸗ 
den zu wnntittelboren Staats + Aemtern nicht zuzulafien feien, wohl 
aber zu anderen, ‘die nicht unmittelbare Staate-Aemter find. Wenn 
nm fein anderer Weg gefunden werben kann für fie, um zu einem 
ſolchen Amte zu gelangen, als durch ein unmittelbare Staats-Amt, 
fo wärden fie von. den erfieren Memtern ausgefchloffen bleiben. Es 
ſcheint mir daher im der Billigfeit und im Rechte begründet, daß 
für diejenigen Aemter, in deren Verwaltung durch Juden an fd 
fein Bedenken obwaltet, ein Modus gefunden werden müfle, in wel- 
chem fie zur diefem Amte gelangen förmten, fonft wärbe biefe Be: 
fimmung unmöglich und unausfährbar. 

Graf Dirtgen: Die Anforderungen an einen Juſtiz⸗Kommiſſar 
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fub: 1) gruͤndliche Kenniniſſe, 2) Fleiß. Ih bin weit entfernt, den 
vielen Inſtiz⸗Kommiſſarien unſeres Staats Kenntmifle abzuſprechen; 
im Gegentheil, ich weiß ſehr wohl, daß fe deren in vollem Maße 
beflgen; allein ich appellite an das allgemeine Ucihell, ob wir wicht 
bier und da ſchon die bittere Erfahrung gemacht baben, daß umfere 
hriftlichen Juſtiz⸗Kommiſſarien Wochen, Monate, ja Jahre lang auf 
isre Arbeiten haben warten laflen. Der Jude aber zeichnet ſich au⸗ 
fer durch penetranten Verſtand auch durch ungehenren Fleiß umb 
Mühfeligkeit in allen Lebensverhaͤltniſſen aus, und Daher glanbe. ich, 
daß Jeder, der einen jüdiſchen Juſtiz⸗Kommifſſar zu feinem oigemen 
machen würde, die Weberzeugung haben könnte, nicht nur einen tüch⸗ 
tigen, der Sache gewachienen Yuftizs Kemmiflar zu haben, ſondern 
daß auch feine Sadje einen fchnellen und daher envänfchten Forigang 
baben würbe. Ich bitte demnach, ven Antrag der Abcheilung beizu⸗ 
behalten, den Juden zu geftatten, auch Juſtiz⸗Kommiſſarien werden 
zu fönnen. 

Referent Zuenplitz: Die Belehrung des Herrn Kemmiſſars, 
daß eine Aenderung der Gerichts⸗Ordnung nothwendig fein würde, 
aeceptire ich dankbar; indeſſen iſt, wie Allen hefaunt, von der alten 
guten Gerichts⸗Ordnung nun ſchon viel mehr aufgehoben, als noch 
dauon gil. Wenn nun noch etwas mehr aufgehoben würde, fa 
würde das nichts Ungewöhnliches fein, ſondern nur den Gang ber 
Geſehgebung fortießen, der fchon feit zen Jahren auf. das Allerbe⸗ 
ſtimmteſte und Durchgreifenpfte beobadytet worden if. Ich würde Das 
der dabei bleiben, den Antrag ver Wbtheilung zu befürworten. Sch 
glaube aber, diefer Antrag der Abtheitung kann in einer Begehung 
und muß fogar verbeffert werden. Nämlich, bier ift bios gefagt: 
„Juſtiz⸗Kommiſſare“; infofern Died die Annahme der hoben Karie 
erfährt, würden damit die Advolaten in der Rhein Provinz nicht ges 
meint fein, die, fo viel ich weiß, nicht Sal Lommifre geuaumt 
werben. 

(Eine Stimme: Ren!) . 

Ich würde alfo, und ich Hoffe, daß die hohe Kurie dies accepti⸗ 
ten wird, einſchalten: „und Advokaten“, bamit. feine Unſicherheit fei, 
und ich acceptire auch das, was bad verehrte Mitglied fiir das Dom⸗ 
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fapitel zu Brandenburg bemerkte, fo daß man auch noch hinzuſetzen 
Könnte: „inſofern Diefelben nicht zugleich Nofarien find.’ Es iR das 
nur, um bie Abficht des Gefeges klarer zu machen. Allerdings ift 
haun vorauszufegen, daß ihnen auch derjenige geſetzliche Weg mög- 
lich gemacht werde, auf dem fie. fih die gehörigen Kenntnifie vers 
ſchaffen können. 

Graf Ioims-Baruty: Ich fchliege mich dem Antrage an und 
glaube, daß es eine formelle Schwierigfeit veranlaffen würde, hier 
den Weg vorzufchreiben, auf welche Weile fie ſich die nöthigen 
Kenntniſſe verſchaffen müflen. 

Sandtage- Marſchall: Wir werden zur Abſtimmung kommen füns 
nen. Es handelt fi) darum, ob die Verſammlung dem Antrage 
ber Abtheilung beiftimmt, welcher dahin gerichtet if, Daß die Juden 
iu den Stellen von Juſtiz-Kommiſſarien und Advokaten zuzulaffen 
feien, infofern nicht das Amt eines Notard damit verbunden ift, und 
diejenigen, welche diefem Borfchlage beiftimmen, würden das durch 
Aufftehen zu erfennen geben. 

(Nachdem die Stimmen abgezählt waren, bemerft der Marfchall:) 
Es ift der Fall eingetreten, daß Gleichheit der Stimmen vorliegt; es 
wird alfo, da ich mich für Annahme des Antrages erklärt babe, ver 
Antrag der Abtheilung für angenommen anzufehen fein. Wir kom⸗ 
men zum nächften Abfchnitt des $. 30. 

Reterent (lieft): 

Mas nun 

4) die Inlaffung der Iuben zu alabemifchen Lehr⸗Aemtern betrift, ſo ſagt in 

dieſer Beziehung das Edikt von 1812 8. 8: 

Die Juden können akademiſche Lehr⸗Aemter, zu welchen fie ſich ges 
ſchickt gemacht haben, verwalten. 
Das auf Allerhoöchſter Anorbnang beruhende Publikandum vom 4. Der 
zenibor 1833 (Befepfammi. Seite 224) Hat dieſe Behimmung, 
„wegen der bei ber Wusführung fich zeigenden Mißverhältniſſe“, aufges 
oben. 

Ob vi Bablilandum des Staato⸗Miniſteriums ohne Mit: Abdrud und Bus 
blication der angezogenen Allechächften KabinetssDrdre für ein Geſetz zu erach⸗ 
ten iR, was die Durch Die Bundes: Afte garantirte Befehgebung ven 1812 aufs 
heben konnte, Tönnte zweifelhaft erfcheinen. — Auf der anderen Seite können die 


bloßen Worte des Goilte won 1842 hier auch kaum entfcheiden. 
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Der Geſetz⸗ Entwurf will die Juden auf den Uniserfitäten, deren Statuten 
es geftatten, nur als Privat: Dogenten und außerordentliche Profefloren in mas 
thematifchen, naturwiflenfchaftlichen und medizinifchen Lehrfächern zulaffen. 
Die Abtheilung hat ſich Hiermit nicht einverfianden erflärt und iſt der An⸗ 
ficht, daß die Juden in ben geeigneten Fakultäten auch ale ordentliche Profefforen 
angeftellt uud zugelaflen werden müſſen, wenn anders nidıt Misfkinmung unb 
Kränfung fat unvermeidlich herbeigeführt werden fol. Man verfepe fi in bie 
Lage eines folchen außerorbentlichen Profeſſors, der ſich mit Auszeichnung ber 
Wiſſenſchaft gewidmet hat, lehrte und Beifall fard, und dann nie ein wirflicher 
Brofeflor werben foll, und man wird fagen müffen, daß gänzliche Ausſchließung 
befier, ale eine folche ungenugende Bewilligung iſt. Es handelt fich dabei nicht 
blos um das Gehalt; da ließe fih nachhelfen. Der Staat fönnte die außeror⸗ 
deutlichen. Vrofefforen jüpifchen Glaubens auskömmlich und befier beſolden, als 
die chriftlichen, aber die Juden werden auch den Ehren⸗Punkt nicht außer Augen 
laffen. Dabei iſt nicht wohl abzufchen, warum ein Jude nicht die Phyſik und 
Chemie, die Algebra und Bhilofophie, die Geſchichte der Völker der alten Welt 
und die fämmtlichen mebizinifchen Wiſſenſchaften eben fo richtig auffaflen und 
lehren könnte, als ein Chriſt. — Daß dagegen die Zuben von ber theologifchen 
Batultät ausgefchloffen bleiben müflen, folgt aus der Natur der Sache. Zwei⸗ 
felhafter erfcheint deren Zulaffung bei der juriſtiſchen Bafultät. An ſich koͤnnte 
ein Jude das römifche Recht wohl fo ınbefangen lehren, als ein Chriſt; es if 
aber allgemeiner Gebrauch bei den Univerfitäten in Deutfchland, daß die Dofto: 
ren der Rechte für das weltliche und Tanonifche Mecht zugleich promovirt wers 
den, und nur in neuefter Zeit {ft in einzelnen Fällen hiervon abgewichen worben. 
Wenn es nun wohl unzweifelhaft ift, daß ein Jude nicht Lehrer des chriſtlichen 
Kirchen: Rechte fein kann, fo erfcheint e8 angemeflener, fie auch von ber juridis 
bifchen Fafultät auszufchliegen. Dies wird noch mehr dadurch begründet, daß bie 
Suriften s Bafultäten auch zuweilen noch Erkenntniſſe für ausländifche Gerichte zu 
machen und alfo richterliche Functionen zu aben haben. 

Die Abtheilung trägt daher mit 6 gegen 1 Stimme dahin an: 

daß die Juden auch als ordentliche Profefloren der mediziniſchen uud 
phiſoſophiſchen Fakultät zugelaſſen werben. 

Bon den Aemtern eines Rektors oder Broreftors, eines Dekans und Senats; 
Mitgliedes der. Uniserfität müflen aber die Juden, nach den oben entwidelten 
Prinzipien, amsgeichleflen bleiben; denn mit diefen find theilweis richterliche und 
polizeiliche Functivnen über die Stubenten verbunden. 

Die Spezial: Statuten fat aller preußifchen Univerfitäten, abgefeben von ber 
gu Berlin, fchliehen die Juden vom Lehr Amt aus. Wenn es einerfeits nicht 
die Aofcht des Geſetzgebers fein kann, diefe Statuten durch eim allgemeines Ges 
feß zu ändern, und dies auch nicht in ber Anficht der Mbtheilung liegt, fo füns 
nen andererſeits diefe Statuten durch Befchluß der Miniverfität und Betätigung 
des Landesherrn geändert werden, und einer folgen Aenderung buch das allge⸗ 


— — — 








— 71 — 


meine Gefeß vorzugreifen, kaun nicht tathſam erſcheinen. Die betreffende Stelle 
des Geſetzes wird daher anders, als vorgeſchlagen, zu faſſen fein und blos all: 
gemein zu disponiren haben, ohne des Statutar⸗Rechtes zu gedenken, was bes 
kanntlich lets neben ben allgemeinen Geſetzen befteht und diefen vorgeht. Die 
jebige Kaffung Fönnte eine für bie Sache verfängliche genannt werden. 

Ich habe geglaubt, dies der Volltänpigfeit wegen anführen zu 
muͤſſen. Es ift nämlich nach meiner Kenntniß der Geſetzgebung et⸗ 
was Ungewöhnliches, daß eine gefehliche Beftimmung durch ein Pu⸗ 
biifandum des Staats» Minifteriums erfolgt. So weit mir die be- 
treffenden Borfchriften befannt find, fo ift ein Geſetz bei uns nur 
eine Allerhöchfte Kabinets-Ordre oder ein Allerhöchfter Erlaß, ber 
durch die Gefeh- Sammlung publizirt ift und eine Zeit Iang auch 
durch die Amtsblätter publiziert werben fonnte, was jeßt wieder auf: 
gehoben if. So viel mir befannt, werden im Namen des Staats- 
Minifteriums in der Gefeg-Sammlung nur Korrekturen von Drud- 
fehlern publizirt, oder aber Ratificationen von Staats - Verträgen, 
welche von geringerer Bedeutung find. Sch habe dies nur der Vol; 
ſtaͤndigkeit wegen anführen wollen. 

Die Allerhöchſte Kabinets-Ordre nun ſteht in der Geſetz⸗ Samm⸗ 
lung des Jahres 1822 und lautet ſo: 

„Se. Majeſtät der Koͤnig haben durch Höchſte Kabinets-Ordre vom 18. Au⸗ 
guſt d. J. die Beſtimmung des Ediktes vom 41. März 1812 68. 7 und 8, 

wonach die für Ginländer zu achtenden Juden zu afabemifchen Lehr⸗ und Schal⸗ 

ämtern, zu weichen fie fich geſchickt gemacht haben, zugelafien werben follen,. 
wegen ber bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhältniffe, anfgehoben, wels 
es hierdurch Befannt gemacht wird. 

Berlin, den 4. December 1822. 

Königliges Geheimes StaatssMiniferium. 
v. Voß. v. Altenflein. v. Kircheiſen. v. Bülow. 
». Schudmann. v. Lottum. v. Klewiz. v. Hake.“ 


Als Referent habe ich nur Eines hinzuguflgen. Im Gutachten 
der Abtheilung iſt gefagt: „Auf der anderen Seite können bie 
bloßen Morte des Edikts von 1812 bier kaum entfcheiden.” Es 
dürfte zweifelhaft fein, wie das zu verftehen if. Sch, meines Da- 
fürhaltens, meine ed fo: Das Edikt von 1812 ift fehr allgemein 
und unbeftimmt gefaßt, ich habe die Ehre gehabt, es ſchon früher 
vorzuleſen. Wenn man ſich, auf engliiche Art interpretirend, bio6 am 
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den Buchftaben des Geſetes von 1812 hält, fo ift fein Grund ab» 
„ zufehen, warum ein Jude nicht auch verlangen könnte, als Profeffor 
der Theologie zugelaffen zu werben, denn es fteht darin: „Die Juden 
können akademiſche Lehrämter, zu welchen fie ſich geſchickt gemacht 
haben, verwalten”; und ein Profeffor der Theologie bekleidet ein 
afademifches Lehramt. Ich muß bemerfen, daß ein folcher Antrag, 
fo viel ich weiß, no. von Niemand, auch von feinem Juden ge 
macht wurbe, und ich, meines Dafürhaltens, würde auch eine folche 
Anftellung eined Juden für eine moralifhe Unmöglichkeit haften, 
und aus der Stimmung, welche ſich hier fundgab, als ich Die. betref- 
fende Stelle des Gutachtens verlas, fchließe ich, daß es hier eben 
fo angenommen worden if. Hält man fid) aber an den Buchſtaben 
des Geſetzes, fo laͤßt fih über die Sache ftreiten. Es könnte am 
Ende Einer fagen, ich fafle die Theologie objektiv auf, ich werbe fie 
fo gut lehren, wie ein Chriſt. Ich glaube aber, daß man bie Dinge 
fo nehmen muß, wie fie möglih und ausführbar find und dem 
Wohle des Vaterlandes entfpredhen. Died habe ich nur bemerken 
wollen, um den Sat in dem Gutachten der Abiheilung, daß die 
Worte des Geſetzes (mas doch fonft die allgemeine Regel if) bier 

nicht wohl allein maßgebend fein können, zu rechtfertigen. Die 
Abtheilung trägt daher mit 6 gegen 1 Stimme an: „daß bie Juden 
auch als ordentliche Profeſſoren der mebizinifchen und philoſophiſchen 
Fakultät der Univerfitäten zugelaffen werden.‘ 

Staats-Minifter Eichhorn: Die verehrliche Abtheilung hat zuerſt den 
Zweifel aufgeworfen, ob das Publikandum vom 4. Dezember 1822 
ohne Mitabdrud und Publikation der darin angezogenen Allerhöchften 
Kabinets⸗Ordre für ein Geſetz zu achten fei, was die durch die 
Bundes: Akte garantirte Gefehgebung von 1812 aufheben fonnte. 
Ich glaube dieſen Zweifel heben zu können. Zunächſt erlambe ich 
mir, die Kabinets⸗Ordre, weldye damals ergangen ift, vorzuleſen 
Sie lautet wie folgt: 

„Aus ben zurädigebenden Anlagen Ihrer Anzeige vom Aten d. M. habe ic 
erſehen, daß die Beſtimmung ber 88.7 und 8 des Edikts vom 11. März 1813, 
nach welcher die für Inländer zu achtenden Juden zu afabemifchen Lehrs und 
Schulaͤmtern, zu welchen fie fich gefchict gemacht Haben, zugelaffen werben 
si ſollen, nicht, ohne große Mißnerhältuiffe zu veranlaffen, durchzuführen MR. Ich 





wi daher viefe Belimigumng, Gieedanch anfhehen ums Ihnen bie weitere Der: 
fügung wegen der Belauntmachung biefer Abändernng des gedachten Geſetzes 
anbeimgeben. 


Teplig, den 18. Auguft 1828. 

(ge3.) Friedrich Wilhelm. 
Au den StaatssRanzler Heren Büren von Hardenberg." 
Der Fürft von Hardenberg hat nun folgendes Schreiben an 
das Staats-Minifteriem erlaſſen in Folge des Defehls, der won des 
hochſeligen Königs Majehät an ihn ergangen war: 
„Seine Majeftät der König Gaben durch die unterm 18. Auguſt c. an mid 
erlaſſene Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre, von welder id) quo ad passum con- 

ceernentem eine beglaubigte Abfchrift Hier beilege, die Beſtimmung ber 66. 7 
und 8 des Evifts vom 11. März 1812, wonach Juden zn afademifchen Lehr: 
and Schulamtern zugeloflen werben, aufzuheben geruht und mir bie weitere 
Berfagung wegen der Bekanntmachnng diefer Abaͤnderung bes erwähnten Ge⸗ 
ſetzes anheimgegeben. 

Em. Königl. Hoheit und des Königlihe Staats-Miniflerium erfuche ich 
biernach gehorfamft und ganz ergebenft, jene angeorbnete Bekanntmachung ges 
fällig zu bewirken. 

Verona, den 10. Dftober 1822. 
(ge) von Hardenberg. 
Ya Gin Königliches Staats: Mmifterium.‘ 

Nachdem Das Staats: Minifterium dieſes Schreiben des Staats⸗ 
Kanzlers erhalten hatte, erließ es das Publikandum. 

Die Sade liegt: alfo fo: Se. Majeftät der hochſelige König 
haben durch bie Kabinets⸗Ordre die 88. 7 und 8 es (Epifts von 
1812 in Beziehung auf die Zulaffung der Juden zu alademiſchen 
Aemtern außer Kraft gefept und gleichzeitig Die Art der Be—⸗ 
kanntmachung dem Staats⸗Kanzler überlaffen Der 
Staats » Aanzler hat Das Staats: Minifterium erfucht, die Bekannt⸗ 
meachung des Paſſus der Königl. Ordre, welder die Aufhebung 
außfpricht, wurd die Gefeh- Sammlung zu bewirken, und dies iſt 
von den Staats⸗Miniſterium geſchehen. Run erlaube ich wir zu 
erinnern an die verſchiedenen Formen ber Publication Königlicher 
Verordnungen in früheren Zeiten. Es giebt eine große Samm⸗ 
lung, welche unter dem Namen ver Myliusſchen Edikt⸗Saumlung 
citirt wird, werin Verordnungen, son ders Koͤnig ſelbſt volljogen, 
enthalten find; Dann ſind Verordnungen, welche vom tislgeiuen ober 





auch von mehreren Miniſterien zuſaumen anf: Milcchödäiten Spezial- 
Befehl ausgegangen find. Das waren in früheren Zeiten die For⸗ 
men, wie Königlicye Beftimmungen zur Nachachtung dem Publikum 
mitgeteilt wurden. Weſentlich war die Aufnahme, wie man es 
nannte, in die Epift- Sammlung. Im Sabre 1811 wurde befamnt- 
lich die Einrichtung getroffen, daß von nım an bie Königlichen 
Berorpnungen und was Geſetzeskraft erhalten follte, durch die Ges 
feb - Sammlung follte publizirt werben; aber auch in ben erſten Zei⸗ 
ten nach der Erſcheinung der Gefeh - Sammlung fand noch eine große 
Unbeftimmtheit in Beziehung auf die Art der Publication Tandes- 
herrlicher Erlaſſe ftatt. In den legten Jahren ift die Sache zum 
Gegenftande einer ausführlichen Berathung gemacht, und auf ben 
Grund eines von dem Staatse:Rath, erfiatteten Gutachtend ift Das 
befannte Geſetz erlaflen worden, das die Art der Bublication Ian- 
. desherrliher Erlaſſe für die Zufunft feft regelt. Nie hat man be- 
zweifelt, daß, was früherhin unter Bezugnahme auf eine Allerhöchfte 
Ordre in die Geſetz⸗ Sammlung aufgenommen worden, auch wirk- 
lich Gefepestraft habe. Diefe Gefegestraft muß in Abficht des 
Publifandums vom 4. Dezember 1822 um fo mehr angenommen 
werden, weil Se. Majeftät befonders den Staatd-Kanzler 
angewiefen Hatten, wegen der Art der Belanntmadung 
bie weiteren Verfügungen zu treffen. - Ich glaube, vaß nad biefen 
Grläuterungen wohl fein Zweifel über die Geſetzeskraft vieles Pu⸗ 
biifandums in einer hohen Verſammlung ftattfinden fann. | 
Was nun die Anträge ver verehrlichen Abtheilung in der Sache bes 
teifft, fo möchte es fait überflüffig fein, über das Weſen unferer 
Univerfitäten, und was diefes Weſen in Beziehung auf Die hier 
vorliegende Frage mit ſich bringt, mich näher zu Außern, da fänmet: 
lie Mitglieder der hohen Berfammlung unfere Univerfitäiten genm 
fennen und dem größeren Theil nah auch auf denfeiben ſtudirt 
haben. Ich glaube aber meiner befonderen Stellung als Unterrichto⸗ 
Minifter es ſchuldig zu fein, einige Worte darüber beirabriugen, 
was das Minifterium für wichtig hätt, daß es in der hoben Ber 
ſammlung nicht ohne Beachtung bleibe. Ich glaube. um fo mehr 
dazu verpflichtet zu fein, als unfere Könige die. Univerfitäten bes 


Landes immer «is Kleinobien angefehen haben. Der Minfter, - 
weldyem ‘die Verwaltung dieſer Kleinodien anvertraut ift, bat daher 
rechtzeitig dafuͤr zu forgen, daß nichts gefchehen möge, was dem 
Weſen der Univerfitäten irgend Gintrag hun Eömmte, 

Waͤren bie llniverfitäten bei und einzig und allein bloß Un⸗ 
terricht8-Mufbalten, fo würde Die Frage, ob Juden zuzulaſſen 
feien oder nicht, weniger praftiiche Bebeutung haben. Man vente 
ſich eine. Reife von Lehrfkählen neben einander uggregirt, einen bes 
ſonderen Lehrftuhl für jede beſondere Disziplin, da wird man allein 
fragen:. Ser iſt der Jähigfle, um diefe Disziplin vorzutragen? 
Das find Gianbensſachen. Freilich wird man ach denjenigen, Der 
bie Disziplin der chriſtlichen Dogmatik vortragen will, fragen: wei 
cheo Glaubens biſt du? Anders in Adficht des Vortrags anderer wiflen- 
ſchaftlicher Diözipkmen, außer dem Gebiete, was die Theologie berührt. 
Es eriftiren in Paris Lehrftühle neben einander; da wäre e6 in ber 
Regel thöricht, zu fragen, welchen Glauben der Bortragende habe. 
Das Weſen unferer Univerfitäten ift aber, daß fie eine jene ein or- 
ganiſches Ganze bilden, und fie find nicht bios Unterrichts, An- 
Ratten, fondern geiftige Bildungs» Anflalten überhaupt. Das 
waren fie wefpränglich in ihrer Stiftung, wo fie als organifche 
Sanze auch noch mehr Innern Zufammenhang hatten und jede Aen⸗ 
derung im dieſem Zuſammenhange mit großer Entſchledenheit ab⸗ 
wiefen. Den fehten, inneren, urfprünglichen Juſammenhang haben 
z. B. noch in England die dortigen liniverfitäten, fie hatten fo feft 
an dem Beſtehenden, daB man, wiewohl von einer höheren Auffaſ⸗ 
fung aus eine Reform als ein Zeitbevürfniß längft anerfannt wor: 
den iſt, democh große Scheu getragen hat, eine Reform vorzus 
nehmen. Der forporative Beftand unferer Unmiverfiskiten ift im Laufe 
der Zeit far geworden, fie haben in Folge veränderter Berdältniffe 
und Bebürfniffe felbit viele Aenverungen erfahren, aber immer ift 
biefer Charakter feft gehalten worden und wird auch ferner feflge- 
halten werben müſſen, daß fie organifche Ganze und nicht ‚blos für 
den Uinterricht, fondern für die Bildung des höhern geiftigen Le⸗ 
bens an Ganzen beftimnt find. Die Univerfitäten find. gewiſſerma⸗ 
en die Träger der höheren geiftigen Bildung unferes Volkes. Gs 


6 


iſt darum auch den lniverfiiäten die Dieziplin amverteaut, in Bes 
Bahung auf die Studirenden, ja, nicht blos in Beziehung auf die 
Stubirenden, fondern auch im Berhältniß der Lehrer nater ſich bes 
feht ein Band und ein Zufammenhang, um in vereinier Wirkſum⸗ 
feit das gefammte höhere geiftige Leben, durch Bildung ver Jugend 
an Tiefe und zugleich an Reichtum wachfenn, won Geſchlecht zu 
Geſchlacht fortzupflanzen. Wie aber ſchon in dem vergangenen Tas 
‚gen der Beratung bemerkt worden, daß user nationaled Leben 
durchdrungen if von dem Weſen des Chriſtenthums, fo tritt dieſes 
Weſen befonberö bei unferen Univerfisäten hervor, als denjenigen Bil⸗ 
aungss und Bflegeftätten, wo ſich gerade Das. höhere geiitige Natio⸗ 
salleben fonzentrirt. Sieht man die Statuten ber Ihtiwerfitäten au, 
ſelbſt derjenigen Lniverfitäten, welche gegründet find nach der Refor⸗ 
‚mation, fo nehmen fie bis auf die neuere Zeit alle Bezug auf daB 
Chriſtenthum, anf chriſtliches Bekenntniß, die meiſten auf ein evange⸗ 
liſches Bekenniniß, zwei auf ein paritaͤtiſches Verhaͤltniß der Koufeſ⸗ 
ſionen. Es iſt alſo wichtig für die Alniverfitäten, daß dieſes Weſen 
nicht unbeachtet gelaſſen werde. Im Jahre 1812, wo das Exit 
zu Ounßen ber Juden ergangen war, überzeugte man ſich balb, daß 
ber Ausführung deſſelben, in Abſicht der Iulaſſung von Juden gu 
alademiſchen Lehrfühlen, die größten Schiierigfeiten im Wege ſtaͤu⸗ 
den. An fünf liniverfitäten wurde biefelbe durch ausodrückliche Bo 
ſtimmungen der Statuten verhindert. Mertwürbigerweife fonb ber 
erste Verſuch einer Anſtellung eines Juden nicht bei dieſen, ſondern 
bei der erſt kurz vor dem Juden⸗Edikte errichteten Univeriität Bevlin 
Anftand, wiewohl deren Statuten über ihren religiöfen Charalter 
ſchweigen. Man fragte gleich nach dem Erſcheinen des Edikts, was 
bebeuten in dem $. 8: 

„Die Juden fönnen afademifche Lehrämter, zu weichen fie fi 

gefhidt gemacht haben, verwalten‘, 
bie Werte: 

„su welchem fte ſich geſchickt gemacht haben?“ 

Dies gab ſchon einen Anhalt zu Erhebung von Schwierigfeiten. 
Man fragte fi: Wozu diefe Worte? Werſteht mam darunter eine 
bloße Habilitirung? 6 kann aber überhaupt Niemand augeſtellt 
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werben bei den Umverſtiäten, der nicht promovirt ift und ſich ſta⸗ 
tntenmäßig habilitirt hat. Da mar alfo im $. 8 bes Edilts gar 
micht nöthig, zu fagen: „Wozu fie ſich gefhidt gemadt har 
ben.” Hlierunter muß ehwas ganz Beſonderes gemeint fein. 

Ich gehe weiter. Die Statnten ber Lmiverfiiäkt Königsberg 
Hub vor einigen Jahren renibirt worden. Der bortige Senat und 
Die Fakultät wurden aufgefordert, in Bezug auf die Abänderung bier 
der Statuten die angemefienen Borfchläge zu machen. In Könige: 
berg finden gewiß alle liberalen Ideen ihre Wertretung, auch glaube 
ich nicht, daß es dort befondere Judenfeinde giebt, und dennoch het 
der Senat den alten Gharafter der Univerfität, den fie bei ihrer 
Gründung gleich nach der Reformation angenommen bat, nämlich 
den, daß fie eine evangelifche Univerſitaͤt fein foll, beignbehalten ger 
wunſcht. Auf diefes Verhaͤliniß erlaube ich wir eine hohe Ver⸗ 
ſammlung nur aus dem Geſichtspunkte aufmerffam zu machen, um 
die Veberzeugung zu gewinnen, daß das Unterrichts - Minifterium in 
feiner Stellung die größte Vorſicht bei dieſer Abaͤnderung zu empfehs 
len ſich verpflichtet achten muß. Es iſt daher auch im Gefek-Enk 
wurfe mit Rüdfkht auf die von dem Unterrichts Minifterium ver- 
iretenen Momente die Zulaffung der Juden uur als Privat⸗Dogen⸗ 
ten und als anferorventliche Profefioren in Ausficht gefiel. Zwar 
war fchen bei der Berathung des Seſetzes im Staats Minifterium 
die Frage geftellt, ob mau die Juden nicht auch als ordentliche 
Brofefioren in der mebizinifchen und philoſophiſchen Fakultat in. ber 
ichteren, infofern ed fid) von dem Vortrag mathematiſcher und na⸗ 
turwißienfchaftlicher Disziplinen handelt, zulaſſen fol? 

- Man erwieberte aber, wenn fie als ordentliche Profeſſoren 
in dieſen beiden Fakultaͤten zugelaſſen werben follten, fo mitten ſte 
anch das Recht haben, an deu Senats⸗Sitzungen Theil zu nehmen, 
fie müßten Auſpruch auf das Dekanat, ja auch darauf haben, Bros 
reftor zu werben. “Da überzeugte man ftch, aus Ähntihen Motiven, 
wie die vereimliche Wetheilung in ihren Gutachten audeutet, vaß die 
Sache auf große Schwierigkeiten ſtoße. Mau glaubte, die ausge⸗ 
dehnte Zulaflung gleich wieder durch eine nene Klauſel beſchräͤnker 
zu müſſen, nämlich. in der Art, daß Die Juden zwar erbentliche Baus 
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feſſoren, aber nicht Delame, nicht Proreftoren werben und bei Haub⸗ 
habung der Disziplin nicht mitwirken dürften. Aus biefer Betrady 
tung Bat man fi damit begnügt, in dem Geſetzes⸗Vorſchlage nur 
die Beftimmung aufunehmen, daß die Juden Privat» Dozenten und 
außerordentliche Brofefforen werden Fönnen. 

Uebrigens frene ich mich, in dem Gutachten der verehrlidyen 
Abtheilung die Bemerfung gefunden zu haben, daß es nidyt bie Ab⸗ 
fit. fei, ein Geſeß anzurathen, in welchem geraden: ein Strich durch 
die Statuten gemacht fen folle,. fondern daß durch das Geſetz nur 
die Möglichkeit gegeben werden fol, infofern Seitens ber Univerfitäten 
teine erheblichen Schiwierigfeiten gemadjt würden, auch die Juden 
als ordentliche Profefioren unter den von der Abtheilung angegebe- 
nen Modalitäten aufzunehmen. Vadurch gewinnt die Suche aller 
dings ſchon ein anderes Anfehen, indem die Zulaffung von einer 
zuſtimmenden Mitwirkung der liniverfität ſelbft, ald Korporation, 
abhängig gemacht wird. 

Graf son Medern: Der Königliche Herr Kommiffar hat bie 
Univerfitäten als Kleinodien bezeichnet, eine Benennung, die ich nur 
vollfommen billigen und volftändig theilen fann. ‘Darum aber wün- 
ſche ich, dag alle hellleuchtenden Sterne und glänzenden Edelſteine in 
Wiffenſchaft und Kunft diefen Kleinodien zugefügt und ihnen erhalten 
Amerben. Wir koͤnnen unferem Vaterlande mur Glück wünfchen, Män- 
ner der oben bezeichneten Art unter uns zu wiſſen, Maͤnner, die, 
wenn and judiſchen Urſprungs, ſich einen wohlbegründeten Ruf in 
der civiliſtrien Welt erworben haben. Ich nemne nur Jakobi, den 
größten Mathematiker unſerer Zeit, Mies, einen ausgezeichneten Phy⸗ 
fer, Megerbeer und Menbelsfohn, deren Kompofitionen weit über 
Europa hinaus ertönen. In den Kamilien der Lehtgenannten finden 
wir in früherer Zeit einen hervorragenden Philoſophen, in neuerer 
Zeit Beifpiele edler Wohlthätigfeit und hoher Vaterlandsliebe in ven 
verhaͤngnißvollen Sahren 1813, 1814 und 1815; endlich ein poeti⸗ 
ſches Talent, das nur zu früh die irdiſche Laufbahn beſchloß. Kıumft 
und Wiflenfchaft fennen nicht die engen Gränzen des eigenen Bater- 
landes, kennen nicht die hemmenden Schranfen flörender Religions; 
Anſichten. Wer ſich aufjenem Felde durch eigene Kraft: einen aner⸗ 


fannten Namen ſchafft, der fann ficher fein, überall eine günſtige 
Aufmahme zu finden. Ich hege vie höchſte Achtung vor jedem wahr⸗ 
baften Talente, darum wünfdge ich auch talentvolle- Juden unfersms 
Lande erhalten zu fehen, gleichviel ob anf dem SKatheder, in dem 
Hörfälen der Univerfitäten oder. in den der Kunft geweihten Hallen. 
Sch wünſche ihnen jede Begünftigung in ihren äußeren Verhältniſſen 
und wollte darım meine Bitte an die hohe Kurie richten, fie möge 
dem Antrage der Majorität in der Abtheilung ihre Zuflimmung ers 
theilen; Da indeß der Herr Miniiter erftärt, daß dieſem Antrage Bes 
denfen entgegenſtuͤnden, ſo kann ich nur die Bitte an ihn richten, 
biefe Beienien nad Möglichkeit zu befeitigen und ven. ansgefpros 
chenen Amfichten für Die Folge zu genügen. 

Graf. Bahra: Daß ich nicht nur mit dem Borfchlage der Kom, 
miſſion uͤbereinſtimme, fondern über den Vorfchlag nod) hinausgehen 
mörhte, Darf ich nad) meiner gefirigen Abſtimmung und nadı dem, 
was ich geftern ausgeſprochen babe, wohl nicht erft befürworten. Ich 
nehme mir die Freiheit, mir einige Belehrungen von Sr. Excellen 
nah den Worten, die wir gehört haben, auszubitten. Allerdings 
find umfere Univerfitäten organifch gegliederte Korporationen; aber ich 
glaube, daß fie eben zu ihrem Ruhme über die Baſis hinausgegan⸗ 
gen find, auf der fie im Mittelalter errichtet worben find. Und fo 
ſehr ich auch das ‚große Bolf, deſſen Univerfitäten hier erwähnt wurs 
den, verehre und, feit ich einen Begriff von Gefchichte habe, es als 
den Älteften Sohn der freiheit immer verehrt habe, fo muß ich doch 
geftehen, daß ed von jeher mein fchönftes Bewußtſein, ja mein Stolz 
als Deutſcher und Preuße war, daß wir etwas. haben, was jenes 
Voll nicht bat. Unfere Univerfitäten überragen nad) meiner Anficht die 
englischen fo hoch, wie manche andere Einrichtung in England vielleicht 
unſere Einrichtung überragt. Das bleibe unfer Stolz, und wir bürfen e6 
ausfpeechen, daß diefe Thatfache der Grund ift, warum man bei feinem 
anderen Bolfe fo wiele wahrhaft gebildete Menſchen findet, als bei 
und. Ich füge: Menſchen; denn es kann fehr viele gebildeie Eng⸗ 
laͤnder, Franzoſen, Deutſche geben, aber die echtmenſchliche Bildung 
iſt nirgends fo verbreitet, fo tief begründet, als in Deutſchland. 
Und wem vwerbanlen wir das? Meine Herren! Das verdanken 


wir umferen Univerſtiäten, das verdanken wir dem Umflande, daß 
umfere liniverfitäten nicht ein fo allgemeines Landes⸗Inſtitut gewor⸗ 
den find, wie in Frankreich, daß aber auch unfere Univerſttäten 
wicht foldye befchränfte Korporationen geblieben find, ald m Eug⸗ 
land, fondern daß bie liniverfität bei uns wirflid Die universitas 
kitterarum geworben if. Das ift unfer Stolz, und mamentlich wir 
Preußen können eben darauf fehr ſtolz fein; denn unfere Könige 
haben dieſe Univerntät als das fchönfte Kleinod ihrer Krone erfannt. 
Darum haben fte fidy eben dieſes gebildete Voll erzogen; Se. Ma⸗ 
jefät Seldft bat bie Freude und den Stolz, der Beherrſcher vieles 
gebilveten Volkes zu fein, in echt Königlichen Worten ‚anerfaunt. 
Wir aber find einig, daß wir im jeber Minute gern die Pflicht er⸗ 
füllen werden, unferen Herrſchern gu zeigen, daß fie wicht umfonft 
Jahrhunderte lang dieſe fihönen LUniverfitäten erhalten haben. Ich 
mug nun gefichen, ich fehe nicht ein, wie man irgend Jemand von 
dieſer Univerfitäit ausſchließen will, und das Geſetz ſelbſt thut dies 
auch keinesweges, fondern verfchließt ihnen allein die höchſten Aemter 
der Univerfität. Kommt es nun aber auf das Lehren, auf das Bil 
ben auf der AUniverfttät, wie gejagt worben ift, befonderd an, fo, 
glaube ich, kann ein Privats- Dozent eben fo viel wirken oder, wenn 
Sie. lieber wollen, eben fo viel ſchaden, als ein Professor omline- 
rum. Ich babe in meiner vierjährigen Studienzeit hier zu Berlin 
den Saal manches Professoris ordinarii leer gefehen, und idy babe 
den Saal des eben zum Chriftenthum übergetretenen Brivats Dozens 
ten Ganz nie leer, fondern gewöhnlich fo voll gefehen, daß ein Theil 
der Zuhörer zum Fenſter hineinfehen mußte, wenn ed bie Witterung 
erlaubte. Was nun den Ausfprud Sr. Ercellenz. anbetrifft, daß es 
eine Klaufel fein würde, wenn man ihnen die Aemter des Rektorats 
nud. Defanats verfchlöffe und er fie darum gar nicht exft zu ordent⸗ 
Hichen Brofefforen ernennen wolle, fo ſcheint mir das fo viel zu ſein, 
daß man eine firengere Klauſel will, um eine Inrere Klaufel aus⸗ 
zufchließen. Nach meiner Anficht braucht Die Ausichließang vom Reltos 
rat und Dekanat in dem Geſetze nicht ausgefprocdyen za werben. So⸗ 
wohl ver Rektor als der Dekan werden von dem Senate gewählt. 
Wenn wir nun auch den Juden die Berechtigung geben, orbentliche 


Profeſſoren zu werben, fo hängt. es noch immer von ihren Kollegen 
ab, ob fie Defane, ob fie Reftoren werden fünuen, und wenn und 
nun eben gefagt wurde, daß ber Senat der Univerfinkt Königsberg 
bei der Revifkon der Statuten die Juden ausgeſchloſſen hatte, fo 
glaube ih, daß wir um fo weniger Furcht haben dürfen, daß fie 
. auf irgen» eimer anderen Ilniverfität zu Rekteren over in ben Senad 
gewählt voerben dürfte, da ich gern eitigeftehe, dab in Rönigäberg ge⸗ 
wiß jede Anflcht auch im Senate vertreten ijt. Die Neftoren haben 
übrigens ersfutive Gewalt, aljo würden wir nad; der gefteigen Ab⸗ 
fimmung ihnen dieſes Amt heute nicht mehr zufprechen fönnen: ich 
fehe aber. nicht ein, warum ihnen dadurch bie ordentlichen Lehrſtaͤhle 
verſchloſſen fein follen. 

Für ſynar: Der Geſetz⸗Entwurf hat ohne Zweifel die wohl⸗ 
wolleude Abſicht, vie Juden auf eine höhere Bildungsftufe zu flellen, 
nad in der That find viele dieſer Ablömmlinge Abrahams bereits 
auf die höchfte Bildungsſtufe getreten. Mein verehrter Freund und 
Kollege aus der Mark bat auf eine große Anzahl ausgezeichneter 
Berfönlichfeiten aus dieſem Vollsſtamm aufmerffam gemacht, Ramen, 
denen auch ich die höchfte Anerfennung und Achtung zolle, und wels 
chen ich noch viele andere hinzufügen könnte. Sa, es hat gewiß 
fon in früherer .Zeit unter den Juden fo ausgezeichnete Männer 
gegeben, es giebi deren noch gegenwärtig viele, und ed werben ſich 
auch in Zukunft unter diefem geiftvollen Bolfsftamme dergleichen 
finden, welche die Zierbe einer jeden Hochfchule geweſen oder noch 
fein würden, und ich wünſchte daher, dergleichen hervorragende Kür 
pazitäten für die Wiſſenſchaft zu gewinnen. 

Ich halte es ferner für eine gewiſſe Inkonſequenz und Härte, 
wem man einerfeitö Alles anwendet, nm bie Juden auf eine höhere 
Bildungoſtufe zu flellen, wenn man ſich überzeugt, daß biefer Zweck 
zum Theil erreicht ift, und man andererfeitd den Juden die Mittel 
abſchneidet, das fo mühlem geiflig Erworbene in Anwendung zu 
bringen, wenn man ſie zwingt, den zuſammengebrachten Schatz ihrer 
Wiſſenſchaft in fteriier Abgeiczloflenheit zu bewahren, und ihnen nicht 
wit der den Chrifien gebotenen Freiheit die Wege erdffaet, ſen⸗e 
Gchäge zum Gemeingut zu machen. Ä 








Ich fchließe mid; daher der Mujorität der Abteilung vollſtaͤn⸗ 
big au. 

Graf York: Nicht allein die Könige aus dem Haufe Hohen 
zollern, fondern alle Yürften dieſes Haufes haben non jeher mit hohem 
Sinne die geiftige Bildung als das unfhägbarfte Kleinod ihres Vol⸗ 
kes angeſehen. Es if dies kaum nöthig, zu erwähnen, denn es iſt 
Ihnen Allen wohl bekannt. Diefe Fürften haben es aber auf bie 
geifige, nicht allein geiftliche Vildung abgefehen; je höher fie dem 
Werth der den Geiſt bildenden Auftalten flellten, deſto geiftig freier 
wurben fie hingeftellt. Wenn nun ber Herr Kultus: Miniker uns 
England als Beifpiel angeführt hat, fo möchte ich nicht wünfchen, 
dag man dieſem Beifpiele folge; denn ed herrſcht in England in 
biefer Beziehung eine geiftige Knechifchaft, von der wir und frei ges 
halten baben. Das liegt, meines Erachtens, darin, bag man bie 
Univerfitäten von der hohen Stufe, die fie einnehmen follen, herab⸗ 
geſetzt und fie in England zu Dienerinnen beftimmter fonfeflioneller 
Anfichten gemacht bat. Se mehr wir viefen Boden einnehmen, deſto 
mehr wird der Wirkungskreis der lniverfität als einer allgemein 
alle Konfefiion erziehenden Anftalt verloren gehen. Wir müſſen 
auch anerkennen, daß gerade in Preußen im entgegengefegten Sinne 
gehandelt worden if. Ich erlaube mir das Beifpiel amzuführen, 
deſſen ich bei der Berathung dieſes Gegenſtandes in der Kommiſſion 
ſchon gedachte. Als Fichte verfolgt wurde als Irrlehrer, als Ges 
fährlicher, da war gerade unfer hochfeliger König derjenige, der ihn 
an die nenbegründete Univerfität Berlin berief und ihm das Recht 
verlieh, zu lehren, was er wollte, Welche Folgen dieſe Lehren ges 
habt haben, welch' eine Wirkung, bavon ift der Beweis bie hohe 
Bildung, der wir uns in Breußen erfreuen, und auf bie wir ſtolz 
fein können. Alle, die nachher an der hiefigen Univerfität lehrten, 
alle berühmte Ramen, Hegel — und ich fchließe dem noch hier leben⸗ 
den und Iehrenden Schelling nicht aus, fondern auodrůcklich mit ein — 
fud Nachfolger und weitere Entwideler Ficht eſcher Lehre und in ges 
willem geiftigen Sinne Univerſitaͤtslehrer gemwefen, aber nicht in dem 
Sinne, wie in England, wo die Univerfität nur einer beſtimmten 
Richtung einer Kicche gedient hat. Ich bim überzeugt, daß auch mtr 
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in dem Sinne die Univerfität den Zweck erfüllen kann, den fie zu 
erreichen fi zur Aufgabe Htellen muß. Wenn nun in Preußen bie 
Shatnien ‘der wmeiften Univerfitäten, troß der von mir für fie vindi⸗ 
jirten geiſtigen Freiheit, dem entgegenftchen, fo hat dies feinen wahs 
ten Grund darin, daß fie zu einer Zeit begründet wurden, in ber 
bie Menfchen nech nicht zu einer vollkommenen Geifteöfreiheit gelangt 
waren. Als aber des hodhfeligen Königs Majeftät bier in Berlin 
eine neue Univerfität gruͤndete, geftand er, ohne Nüdficht auf die Res 
liglon, einem Seven, der geiftig ebenbürtig if, das Recht zu, an ihr 
zu lehren, und ich muß im Gegenjah gegen die Meinung des Königs 
lichen Herrn Kommiſſars behaupten, daß die Worte, welche im Ger 
fege. Reben: ſich geſchickt machen“, nichts Anderes heißen, als ben 
Beweis .feiner geiftigen Tüchtigfeit und Fähigkeit darzuthun, daß ber 
Ausdruck überhaupt nicht nur für die Juden berechnet war, fonbern 
eine ganz allgemeine Berentung bat, nämlich daß jeber Jude wie 
jeder Ehrift zu einem folchen Amte ſich geſchicht gemacht haben, d. h. 
feine Präſtanda präftirt haben mug. Damit ift alfo nichts Anderes 
audgefprochen, als daß er dieſe Berpflichtung .erfüllen ſoll und er frei 
- IR von jedem konfeſſionellen ZIwange. Wenn angeführt worden ift, 
baß pie Aniverfität ein organiſches Ganze fein foll, fo gebe ich dies 
gern. und vollſtändig zu; aber wenn fie eö fein fol, fo muß fie bie 
Fahigkeit haben, alle geiftigen. Rotabilitäten in ſich aufnehmen zu 
fönnen. Oder wäre es benfbar, um den ausgezeichneten Namen, 
vie ein verehried Mitglied an meiner Linken genannt bat, noch einen 
uns den hellleuchtendſten anzufchließen, ober wäre es denkbar, Daß 
Spinoza nicht an einer preußifchen Univerfität Philoſophie lehren 
Sönnte, weil ex ein Jude wäre? Ich glanbe, daß ich diefen Namen 
nur zu nennen brauche, um ber hohen Kurie und des. Herrn Kul⸗ 
mo/⸗Miniſters Zuftimmung felbft gewiß zu fein, daß dies gerabehln 
unvenfbar wäre. Diefe Uninerfität, die nach der Auſicht des Gou⸗ 
Yernementd und nah meiner eigenen ein organifches Ganze fein foll, 
maß auch die Fähigkeit haben, in ſich ein Leben zu entwideln, und 
damit fie diefe babe, muß fie nicht aͤußerlich befchränft fein in der 
Aufnabme ihrer Mitglieder durch irgend Eonfefftonelle Gründe. Daß 
andy anf preußifchen: Univerfitäten man es ſo angefehen hat, davon 
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West mim der Beweis vor, weil ohne Aufhebung der Statuten, 
nuchdem das Gele von 1812 erichienen war, am Wniverfitäten, 
Die nicht von dem chriftiichen Bekenntniffe abfirahiren, wie bie hie⸗ 
fige, Inden ababemiſche Lehrer geworden find. Es iR in Bresiau, 
einer paritätifchen Liniverfität, ver Fall zweimal, wenn ich nicht 
tere, fogar dreimal vorgekommen. Zwei biefer Lehrer find, wenn ich nicht 
tere, Tpäter zum Chriftentfum übergetreten. Der writte, ein noch 
in. Breslau lebender angeſehener Arzt, bat ſich von der akademiſchen 

Wirkſamkeit zurücgezogen, als nachher dad Geſetz erſchien, welches 
-ed ihm unmöglich machte, höhere afabemifche Würden. zu erlangen. 
. Wenn nah dem bereits gefaßten Beſchluſſe der haben Kurie die 
Zuden von den höchſten akademiſchen Würben, wie das Neftorat, 
ausgeſchlofſfen ſind und ausgeſchloſſen bleiben müſſen, fo iſt dies, 
nachdem dieſer Beſchluß feſtſteht, nicht gu Ändern, und ich muß dies 
anerkennen, ſo ſehr ich es bedaure. 

Fürſt W. son NUndziwill: Als dasjenige Mitglied der Abtheilung 
weiches ſich allein in der Minorikt befunden hat, Tiegt mir bie Ber: 
pflichtung .ob, meine Anficht gu vertreten.  Lm dieſe vollſtuͤndig zu bes 
gründen, muß idy die Gebuld der hohen Verfammiung noch auf 
karze Zeit in Anfprach nehmen und kurz anf bie geftrige Debatte zu⸗ 
rũckkommen, infomweit fie fid) auf. den Begriff des chriſtlichen Staates 
und auf die Verhältnifie zwiſchen Staat und Kirche, Pie geſtern be⸗ 
ruͤhrt worden find, besieht. Ich will mich micht auf eine theoretilche 
Entwidelimg diefer Idee einlafien, man würde fi) im Kreiſe der 
hohen Berfaanmlung darüber nicht verfiänvigen können. Ich will 
biefe Idee nur in fofern beruhren, ats fie ſich auf tie hier jetzt vob⸗ 
liegende Frage und auf die geſetzlichen, faktiſchen Zuftände in unferem 
Lande bezieht. Der preußiſche Staat, wie alle anderen monarchiſchen 
Staaten in Deutſchland, beruht nod) auf ver alten, ans dem deutſchen 
Meiche herübergenommenen Idee des dyriftlichen Staates. Der Anker 
war erſtens Schirmvogt ber Kirche, und gmeitend hatte er: das. de- 
minium mundi, die. obere weltliche Gewalt. Diefer Begriff ber 
Souperänekit liegt noch in allen deutfchen Berfafiungen,. fü wie'er 
in den Grundgefeben unferer Staats» Berfefiung noch beſteht. Die 
weRfälifche Friede hat ihn anerkannt, und. bei weſtfaͤliſche Friede iſt 
noch für den. Wiener Kongreß maßgebend gewefen, ba, wo ei ifich 
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von dem Verhuͤltniß zwiſchen Staat und Kirche gehandelt hat. Ans 
biefem Begriffe, fo ſehr er auch in den neueren Geſetzen modifizirt 
worben, hat ſich das ganze Berhältniß zwiſchen Staat und Kirche 
entroifelt. Kommt: nun in unferem Staate noch die Organifatien 
unferer befannten tollegialifchen Form, der große Einfluß Hinzu, dem 
mit diefer Form die individuelle Meinung haben wird, fo liegt darin 
und fn der Schubpflicht, die der Staat gegen die Kirche übernommen 
hat, fchen für venfelben die Unguläffigfet, Juden in höhere Staats- 
Aemter aufzunehmen. Diefes Faktum iſt geftern durch das Votum 
der hohen Kurie anerfannt worden, es nrüßte eine völlige Trennung 
von Kirche nnd Staat erfolgen, wenn dem entgegen gehandelt wer» 
den Tönnte; neben diefer Trennung müßte der ganze Geiſt unfere® 
Beamtenthums, feine ganze Organifation in Bezug auf Pflichten und 
Rechte verändert werden, ed müßte nächft der Trennung von Staat 
imd Kirche die franzöſiſche Minifterials und Präfeften-Einrichtung, 
eine ftrenge Sierarchie und Ilnterorbnung des Beamtenthums einge⸗ 
führt werden, um den beſtehenden Rechten der Kirche, bie durch bie 
Beamten des Staates vertreten wird, nicht zu nahe zu treten. Rur 
nad einer folhen Trennung könnte eine völlige Emanzipation der 
Jußer- eintreten. Sch glaube nicht, Daß es die Abficht fein Könnte, 
ilye zu Liebe eine ſolche Durchgreifende Aenderung in ben beflchenven 
Zuftänden einzuführen; ich zmeifle fehr, daß die Stände darein wils 
figen würden, eine Anleihe oder eine Abzweigung von Domainen 
zu votiren, die doch nöthig fein wärde, um alle in dem preußiſchen 
Staate anerkannten Kirchen vollftäindig zu dotiren, eine Dotetion, die 
erfolgen müßte, wenn eine volftändige Trennung zwifchen Kirche und 
Staat fattfinden follte. In Frankreich, Belgien und Holland ift- der 
Emanzipation eine Revolution vorangegangen, welche alle beftehenven 
Verhaͤltniffe umftürzte, welche alle früheren Verpflichtungen, alle 
früheren Rechte, die zwiſchen Staat und Kirche beitanden, auflöfte, 
Auf eine ſolche tabula rasa fonnte in Franfreih, wie in Belgien 
und Holland, die Emanzipation der jeht beftehenden Berfaflimgen 
und in denfelben die volfftändige Emanzipation der Juden eingeführt 
werden. Ber und wäre fie nicht durchzuführen, ohne Die weſem⸗ 
lchſten Theile des -efichenden Staatsrechtes zu verändern. Diefes 
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Staatsrecht, die in Folge deſſelben beſtehende Schutzpflicht des 
Staates gegen die anerfannten Kirchen, fommt nun bei der Orga⸗ 
sifation der Lehranftalten wefentlich- zur Spradye. Ich habe mich der. 
Majorität der Adtheilung dahin angeichloflen, die Juden gu ordentlichen 
Profeſſuren in den naturwiffenfchaftlichen, mediziniſchen und mathe: 
mathifchen Lehrfächern zuzulaſſen; ich habe mich aber gleichzeitig da⸗ 
gegen ausfprechen müflen, fie zu philoſophiſchen PBrofefiuren zu- 
zulaffen, und ic) ftelle diefen Antrag aus folgendem Grunde. Der 
Staat hat eine Univerfität zu Berlin, durch deren Statut nicht ber 
fimmt ift, welchem Glauben der Profefior zugehören fol. Wir haben 
brei Univerfitäten, zu Königsberg, Halle und Greifswalde, in denen, 
wie aus der Rede des Herrn Kultus-Minifterd näher hervorgeht, 
das evangelifche Glaubensbekenntniß eine Bedingung für die Zulaflung 
zur Profeſſur ift. 

Inwieweit in evangelifchen Univerfitäten der Staat geneigt fein 
möchte, mit deren Vorſtänden eine Veränderung der Statuten dahin 
zu verhandeln, daß die Juden in den philofophifchen Fakultäten zus 
gelafien werben Fönnten, ftelle idy anheim. Als Katholif fleht mir 
darũber fein Urtheil zu. Wir haben zwei paritätifche Univerfitäten, 
Bonn und Breslau, die an die Stelle von drei aufgehobenen rein 
katholiſchen Lehranftalten gegründet find; diefe find zum Theil mit 
deren Bermögen dotirt und fundiert worden. An dieſe Anftalten hat 
bie Fatholifche Kirche wohl begründete, beſtehende Rechte. Faͤnde am 
biefen Univerfitäten eine Zulaffung der Juden zu philoſophiſchen Pro» 
fefjuren flatt, fo würden unausbleibliche Konflikte zwifchen den Staais⸗ 
und den bifhöflichen Behörden ftattfinden. Die bifchöflichen Behörden 
haben anerfannte Rechte an dieſen Univerfitäten und würden, wenn 
philofopbifche Profefiuren an denfelben den Juden geöffnet werben 
möchten, den Beſuch der paritätifchen Univerfitäten den fatholifchen 
Stubiofen der Theologie unterfagen. Die nächfte Folge davon wärbe 
fein, daß fle rechtlih an den Staat die Forderung würden ſtellen 
fönnen, rein Fatholifche Rehranftalten dafür zu urganifiren, Es wärs 
alfo befonders der Erwägung der hohen Kurie anheimzuftellen, daß 
fie durch ein Botum, im Sinne der Abtheilmg, wenn es fo allge 
mein hingeftellt würbe, dem Staate in Folge deſſen eine Verpflichtung 





anferlegen würbe, die jehr bedeutende Ausgaben nach fich ziehen und 
eine Urfache von Reibungen wieder hervorrufen würde, die durch 
bie gerechte Berüdfichtigung der beftehenden Rechte der katholiſchen 
Kirche fo gtüdlich befeitigt worden. 

Graf Potho zu Stelberg: Wir haben vorhin von einem ver; 
ehrten Mitglieve aus Schlefien ſehr überzeugend barftellen hören, 
auf weichen hohen Stanbpunfte die preußifchen Univerfitäten ftehen. 
Ich ſtimme ihm vom ganzen Herzen bei und freue mid fehr über 
diefen Zuftand der Univerfltäten; ich frage aber, auf welcher Grund⸗ 
lage berubt eben der blühende Zuftand der Univerſitäten? Nach 
meiner Anfiht beruht er nur auf der chriftlichen Bildung und Ge⸗ 
fittung, die alles died hervorgebracht hat. Ich glaube auch, es ift 
unter und Niemand, der wiflenfchaftliche Diseiplinen Tennt, die auf 
einem andern Grunde in jehiger Zeit beruhten und zu bebauen wä- 
ven, ald auf dem ber chriftlichen Geſittung. Run fcheint mir, daß 
bier viel im Sinne des Fortfchrittd geredet worden ift, ich fehe aber 
nicht ein, wie wir auf dieſem Wege Fortſchritte machen, wenn noch 
andere Disziplinen hinzugezogen werden, und aus dieſem Grunde 
weiß ich nicht, warum man hier noch befonderd bie jüdiſchen Beken⸗ 
nee hinzuziehen fol. Ich glaube deswegen, daß wir uns darauf bes 
fchränfen lönnen, daß wir fie zu außerordentlichen Brofefioren zulaffen. 
Da aber die Juden, die ſich auszeichnen, meiner Meinung nach, fich 
immer auch. dann auszeichnen, wenn fie fich dem chriftlichen Stans: 
punfte zu nähern fuchen, fo glaube ich, daß ihnen dann immer noch 
ein freied Feld ihrer Wirkfanifeit bleibt, daß wir aber nicht weiter 
zu gehen brachen. 

Graf zu Solms-Baruth: Auch ich ftimme vollftändig dem bei, 
was ein geehrter Redner aus Schlefien zum Lobe unferer preußi⸗ 
ſchen Univerfitäten gefagt hat; aber ich mache gerade darauf auf- 
merkſam, daß dieſe Univerfitäten chriſtliche Bildungs» Anftalten find, 
and daß: fie als folche diefen großen Ruhm fich erworben haben und 
ihn ſich erhalten müflen. Wenn man den Juden Rechte geben will, 
‚wie ‚wir fie durch das vorliegende Geſetz zu ertheilen im Begriff 
find, und wenn wir die Boten, die geftern in biefem Saale erfolgt 
Aub, berückſichtigen, fo glaube ich, daß man fie ganz füglich in Ueber⸗ 





einſtimmung mis biefem dyeilichen Fundamente, weiches: unſere Tind- 
serfitäten haben, in. bedingter, beſchraͤnkter Weiſe zu Lehrerftellen 
az denfelben zulafien kann, welche ihnen eine Theilnahme an ber all⸗ 
gemeinen Bildung erlaubt. ine Theimahme aber über diefen Brad 
hinans, die, glaube ich, fann man ihnen nicht einräumen, wenn man 
wicht gerade das Fundament des chriftlichen Prinzipo auf den Univer⸗ 
Ktäten vollſtaͤndig verändern will. Dem ftehen mehrfuche, fehr be⸗ 
-geündete Schwierigfeiten entgegen, 3. ®. in den Statuten der Uni⸗ 
verfitäten ſelbſt. An dieſen Statuten. hat man nach jorgfältiger 
Prüfung in ver Abtheilung geglaubt, durchaus nicht rütteln zu bie: 
fen. Eben fo hat der Erfolg, den bisher die Univerfitäten gehabt 
‚haben, bie Abtheifung dahin geführt, gerade bei ben vorgejchiagenen 
KFakultäts⸗Verhaͤltniſſen Reben zu bleiben. 

Aus dieſem Grunde möchte ich. der hohen Berfammiung aura⸗ 
then, fich den Vorſchlaͤgen ver Abtheilung geneigteft anzufchließen, nach 
welchen den jübifchen Glaubensgenoſſen das Recht gegeben wird, an 
dernjenigen Fakultäten Theil zu nehmen, weldye mit dem chriftlichen 

Glauben in feinen Widerſpruch treten fünnen; das ift die philoſo⸗ 
phifche und die mebizinifche Fakultäͤt. Ruüchſichtlich der beiden ande: 
ren Falultaͤten aber glaube ich entjchteven mich wiberjeben zu müſſen 
und will ihnen eine Theilnahme an den Fakultaͤtsrechten wicht ein⸗ 
räumen. Eben fo folgt aus den Beichläffen, die geflern hier gefüßt 
worden find, daß wir den Juden ein Anrecht an das Reltorat, Pro⸗ 
reftorat, Dekanat und an die Mitgliebfchaft des Senats nicht zuge⸗ 
: ſtehen bürfen, weil diefen Yuncionen gewiſſe Gewalten anhängen, 
welche mit den gefaßten Befihlüffen unverträglich find. 

Graf zu Pohna-Fauch: Auch ich bin ſchon lange der Mei⸗ 

nung geweien, daß fein weientliches Hinderniß entgegenſtehe, um die 
ZJuden and) zu den orbentlichen Brofefinren in. der mebizinifchen und 
philoſophiſchen Fakultät. an den Univerfitäten zulaften zu Finnen. Ich 
flimme in biefer Hinſicht ganz dem Antrage der: Abtheilung bei. 
‚Dies wird den verehrten Herren, die in ber vorigen Sigung meine 
Anſicht der Intoleranz Haben zeihen wollen, ven Beweis geben, daß ich 
yon xhriftlich veligiöfen Prinzipien im Staatsleben Seine weiter gehenbe 
Rädficgt angedeihen laſſe, ald die. ihnen nothwendig und mit Rocqht 
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ylouwi. Auch im Nebeigen muß ich mich ganz fuͤr ben Antrag der 
Abtheilung erklären, namenilich bin ich auch der Meinung, daß is 
Geſete ganz genan beſtimmt werde, daß die jüdiſchen Profeſſoren von 
dem Amte eines Reltors und Proreftors ausgeſchloſſen bisiben... AU 
möchte nicht, wie mein geehrter Freund aus Schleſien ſagen, daß hier 
eine Klauſel in das Geſetz Füme, die nicht hinein gehört, ſondern ih 
glaube, es fei nothwenvig, daß in dieſer Hinſicht das Geſetz ſich ganz 
beftimmt ausſpreche. Auch erfläre ich mich dahin, Daß die Spegied- 
Siateten der Univerfitäten von dieſem allgemeinen Geſetze in Feiner 
Hinſicht alterirt werden dürfen und es dieſen wiſſenſchaftlichen Kaͤr⸗ 
perfchaften gu überlaffen fei, ob ſie es augemeſſen und zwedmäßig 
‚finden werben, für ben großen Entwicktlungsgang der Willenfchaft 
dieſe Statuten auf dem gefebmäßigen Wege zu Ändern. In bier 
Hinfiht fchließe ich mid) audy ganz der Abtheilung an. 

Fürſfi zu Syn: Ein durchlauchtiger Medner, mit gegenüber, 
bat, wenn ich ihn recht werftanden habe, geäußert, daß große foziale 
Veränderungen welthiftoriich immer nur in Folge von Revolutionen 
eintreten. Dem’ muß ich widerſprechen. Es ift gerade das Eigen: 
thümliche, dad Große und Bewunbernswerthe in unferer finatlichen 
Entwickelung, daß die durch Die Zeit gebotenen Veränderungen bei 
ans nicht auf dem flurmpollen Wege der Nevolution eintreten, ſon⸗ 
dern auf dem ruhigen Wege einer befonnenen und vermuftgemhhen 
Ferthildung. 

Feind aller Erſchütterungen, wollen wir für alle Zeiten durch 
dieſe vernumftgemäße Umbildung das erreihen, was bei anbemen 
Ratiönen nur unter Strömen von Blut und Thränen gewonnen 
wird, und auch bei ber vorliegenden Beranlaflung werben wir au⸗ 
erkannte Uebelſtaͤnde durch eine vernunftgemüße Reform beſeitigen 

Fürſt Wilheln Radziwil: Ich muß mir eine Berichtigung 
erlauben. Ich babe hier nur die Urſache anführen wollen, nus Kr 
es herworgegangen ift, daß in Frankreich ſolche Verhältniſſe haben 
eingeführt werben können, wie fie bei und praktiſch noch nicht möͤg⸗ 
ich: ſind, weil: eben bei und noch Rechte beſtehen, Pflichten des 
Staates gegen die Kirche, Nechte ver Kirche im Staate, die tamgiet 
werden winen wenn wir den Suben bin sußgehehnden Rechte ads 
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kennen wollten, bie ihnen nach der franzöſtſchen, hollandiſchen uub 
belgiſchen Berfaflung gegeben worden find. 

Graf York: Ich wollte nur erklären, daß ich mich bem ans 
fhließe, was ein geehrter Redner aus Preußen gejagt hat, daß ein 
allgemeines Geſetz allerdings nicht die Statuten der einzelnen Univer⸗ 
fitäten aufheben fann, und daß man von diefen Bildungs⸗Inſtituten 
erwarten muß, wozu man wohl bereditigt ift, daß die nothigen 
Anträge ihrerfeits gefchehen. Ic muß aber audy von bier aus weis 
ter gehen und fagen, daß, wenn von einer preußiichen Univerſitäͤt 
ein folder Antrag geſchieht und Die Staatd-Regierung darauf einzus 
‘gehen für gut erachtet, mir ed dann völlig richtig erfcheint, daß bie 
paritätifchen Univerfitäten feinen befonderen Anſpruch machen fünnten, 
weit die Fatholifche Theologie an dieſen Untverfitäiten auch gelehrt 
wird. Es ift dann nur die Korderung zu flellen, die auch im rei⸗ 
chen Maße ſchon erfüllt worden ift, daß gewiſſe Disziplinen nur von ka⸗ 
tholifchen Lehrern befeßt werden können. Man ik in biefen Korberuns 
gen, fo viel ich weiß, ziemlich weit gegangen, man hat eine. katholiſche 
Philoſophie, eine katholiſche Gefchichte verlangt, und, fo viel mir be⸗ 
kannt, ift das Gouvernement auf alle dieſe Forderungen: eingegangen 
und bat befondere Lehrer dieſer Konfefkon für diefe Disziplinen au⸗ 
geftelt. In Breslau, wie ich genau weiß, ift dies der Fall. Einen 
noch weiteren Anſpruch, den des Rechts der Ausichließung für- die fa- 
tholifche Theologie ftudirende Jugend von gewiſſen Univerfitäten, kann 
ich aber nie und Niemandem zugeftehen. Died wollte ih mir noch 
anfchließend an das, was der durchlauchtige Redner aus Befen ges 
:fagt bat, auszuſprechen erlauben. Anvererfeit6 muß ich noch das 
berühren, was ein erlauchter Redner vor mir bemerkte, daß man bie 
Disziplinen namhaft machen möchte, die nicht auf hriftlicher Bildung, 
fo war, glaube ich, der Ausdruck, beruhen, und erlaube ich mir 
Einiges anzuführen. 

Ich habe früher ſchon die Haupi⸗ Disciplin aller philoſephiſchen 
Disziplinen, Die Philoſophie ſelbſt, genannt, und ich glaube, daß, wenn 
überhaupt eine Disziplin philofophifch fein folk, Re unabhängig von einem 
Bekenntniß, ſich ſelbſt beflimmend fein muß. ch könnte mich darauf 
einlaſſen, dieſes hiſtoriſch nachzuweiſen aus der Geſchichte der Philo⸗ 
ſophie, ich verzichte aber darauf. Ich muß ferner geſtehen, daß ich 
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wörtlich nicht begreife, wie die chriſtliche Vildung in dem griedhlſchen 
and römifchen klaſſiſchen Alterthum zu finden umd zu entwideln fein 
und wie die Philoſophie des Nriftoteles nach chriftlichen ‘Prinzipien 
vorgetragen werben foll. Ich Fönnte noch weitere Beiſpiele anfüh« 
ren; ich befhränfe mic; aber auf das Geſagte. Ich will nun über 
ben Antrag der Minorität noch Einiges in wenig Worten bemerken. 
Es ift angeführt worden, daß man die Juden von der juriflifchen 
Falultaͤt ausichließen müfle, weil das jus civile von dem jus oano- 
nicum nicht getrennt werben fönne, und weil das Katheder nur an 
Dr. juris utziusque zu übertragen ſei. Es find indeſſen bereits 
mehrere Yälle vorgefommen, daß Juden zu Doktoren nur des bürger- 
lichen Rechtes kreirt worden find, und wenn ich erwäge, wie außer; 
ordenilich wenig Einfluß auf dns Leben jeht das kanoniſche Recht 
ansubt, fo febe ich nicht ein, warum es nicht möglich fein follte, 
dieſe beiden Fächer zu trennen, da man, abgefehen von diefer einzelnen 
Disziplin, alle anderen juriftifchen vortragen kann, ohne Ehrift zu fein. 
Es iſt mir fogar befannt, daß es fehr bedeutende Rechtslehrer gege- 
ben hat, die, wenn man auf den Inhalt ihres chriſtlichen Glaubens 
hätte ein großes Gewicht legen wollen, und dieſen für unumgäng- 
lich nothwendig erachtet hätte, nidyt wohl die Erlaubniß hätten ers 
Halten können, an Univerfitäten zu lehren. 

Graf von Pyhen: Öpgleich ich ſelbſt nicht den Glaubensſtand 
der erwähnten großen jweiftifchen Lehrer unterſuchen will und ihnen 
deſſen Bertretung felbft überlaften muß, fo fdhließe ich mich voll⸗ 
fommen dem Antrage meines Freundes an. Auch ich ſtimme dafür, 
daß den Juden die juriftifche Fakultät geöffnet werde und fie Dok⸗ 
toren des bürgerlichen Rechtes werben können, ohne Lehrer des ka⸗ 
nouniſchen Rechts zu fein. 

Auf einen früheren Ausfpruch mın zurüdgehend, erlaube ich mir 
an Se. Ercellenz den Herrn Minifter des Kultus die Frage: ob 
weeufifche Biſchöſe das Recht haben, Borlefungen auf preußifchen 
Univerfitäten zu verbieten? Es ift nämlich vorhin von einem ehren 
werben Mitgliede geäußert worden, daß, wenn auf paritätifchen 
Umbverfiehten Juden als Lehrer in ver philoſophiſchen Falultaͤt ange 
ſtellt würden, vie Bifchöfe Den jungen Intholifchen Theologen dunn 
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Die Vorlefungen biefer Lehrer verbieten würben. Zur ybllsfonhlfigen 
Barırltät gehören aber die mathematifche Wiſſenſchaft, Phyſik Aeſthetik 

Kultus Mimifter Eichhorn: Ich glaubenicht, daß es rathſam fei, tief 
in dieſe Materie einzugehen, und ‚will mich daher nur auf Weniges 
Defchränten. Das Jutereſſe der Bifchöfe bei der Belegung ber 
Agentlich philoſophiſchen Lehrftellen in den paritätiſchen Falultäten 
Heuchtet ein. Gin Stubirender, der ſich zum Theologen bilden will, 
hann fich nicht ausfchließenn auf den Kreis der Disziplinen, welche 
nur in ber theologifihen Fakultät gelehet werben, befchränten, ſon⸗ 
fordern er muß auch philoſophiſche Kollegin hören, 3. B. über ſpe⸗ 
fulative Bhilofophie, Pinchologie ıc. 

Graf von Dyhrn: Obgleich ich durchaus nicht gebeten habe, 
eine Belehrung über das Leptere zu erhalten, fondern nur eine ganz 
kurze Frage über ein Faktum an Se. Ercellen den Herrn Miniſter 
richtete, die mir aber nicht beantwortet worben iſt fo wi ich doch 
auch nicht tiefer in dieſe Materie eingehen. Ich habe bloß eine «ein; 
fadye Frage geftellt, und allerdings Se. Groellenyg haben das Recht, 
fie zu beantworten‘ over nit... .. 

(Kultus Minifter bittet den Redner die Frage zu wiederholen.) 

Es ift die Frage, auf die ich mir eine Antwort erbitten woßlte, 
ob die Fatholifchen Bifchöfe das Recht haben, der Eatholifchen Jugend 
das Anhören von Vorlefungen auf unfern Univerfttäten zu verbieten. 
Es ift vorhin geäußert worden, die katholiſchen Bifchöfe haͤtten Das 
Recht, der afademifhen Angend zu verbieten, Vorleſungen beizu⸗ 
wohnen. 

Fürſt W. Nedziwill: Ich habe gefagt, daß Se. Majeflät der 
König in Seiner Weisheit und Gerechtigfeit geruht haben, den Bis 
fhöfen auf paritätifchen Univerſitäten beftimmte Rechte einzuräumen, 
die anf die Rechte der fatholifchen Kirche gegründet find. Ih babe 
gefagt, wenn Juden als Lehrer auf folgen paritätifchen Umniverfitäten 
jugelaffen werden, würden die Bifchäfe, die nach den Ihnen einge 
räumen Redyten vollftännig dazu befugt find, den Beſuch nicht nur 
der Vorlefungen, fordern der Univerfität ſelbſt den Studieſen der 
faspeliihen Theologie verbieten. Es werben baramd Di 

pflichungen für den Staat hervorgehen. 

Graf Pyhrn: Da es fich nicht um die Feſttellung der Rede 


der Biſchofe haudelt, fo habe ich vie Frage nicht geftellt, um am bie- 
fen Rechten zu zweifeln; allein ver geehrte Reduer wird mir doch 
erlauben, zu fragen, od das Recht, den Beſuch von Borlefungen 
und von Univerfitäten zu verbieten, mit zu den Rechten der Biſchöfe 
gehoͤrt. 
Kultus⸗Miniſter Eichhorn: Dieſe beſondere Frage kann beantwortet 
werben, ohne die allgemeine Frage zur Erörterung zu bringen, welche 
Rechte den Bifchöfen in Erfüllung der ihnen als ſolchen nach der 
unter dem Schuhe des Staates fid, befindenden Grundverfaſſung 
ihrer Kirche obliegenden Berpflichtungen zugeftehen. Es fann wohl 
vorfommen, daß ein Bifchof in Ausübung diefer Rechte weiter gebe, 
als ihm von Staats wegen zugeftanden werben fann, und Daß dar⸗ 
über Konflitte entfichen. ine nähere Auslaffung über den Gegen: 
fand wünſchte ich zu vermeiden. Es handelt fi) im Allgemeinen 
darum, welche Pflichten hat der Bilchof nach der Grundverfailung 
feiner Kicche in Beziehung auf bie jungen Theologen, die für feine 
Kirche gebildet werden follen, und welche Einwirkung hat ihn ber 
Staat, in Folge diefer dem Biſchof obliegenden Pflichten, einerfeits 
vermöge des einer öffentlich auerfannten Kirche gebührenvden Schutzes 
andererfeitd in Bertretung ftantlicher Interefien, zuzugeſtehen. Es iſt 
möglich, daß eine Eingreifung verfucht werde, welche über die zus 
ſtehende Gränze geht. Gegenwärtig liegt ein folcher Fall nicht ver. 
Das Berhältniß zu den jegigen Bifchöfen tft em durchaus fremeb- 
liches. 
Jandtags ⸗ Marſchall: Die Berathung über dieſen Punkt heise 
ich für erſchöpft. Graf Dyhrn ſcheint mir aber nicht bios auf- 
geſtanden zu fein,.um dieſe Frage zu flellen, fondern über den ei- 
genttichen Gegenftand zu ſprechen. 
Graf Bahen: Ich wollte der Anficht meines Freundes beitreten, 
und das ift geichehen. 
: Graf RPoths zu Stolberg: Ich habe eine perföntiche Bemerkung 
ge müchen auf das, was mir erwiebert werden if. Ich muß miß- 
vetſtanden worden fein ruͤckſichtlich ver wiſſenſchaftlichen Disgiplinen, 
von welchen ich geſprochen Habe. Ich hätte es vielleicht och rich⸗ 
tiger ausſsgedrückt, wenn ich von einer cheifllihen Weitanſchauumg 


ald won etwas Höherem geſprochen hätte. Ich glaube, das wird 
ausprüden, was ich im Sinne hatte. 

Fürft Poguslau Nabzimill: Sch muß mir noch eine Bemer⸗ 
fung erlauben. Es hat ein geehrter Redner bie Neuerung gemacht, 
dag Vorträge über Philofophie aud) von Juden gehalten werden 
tönnen, indem dieſe Vorträge mit dem chriftlicdhen Primip in feiner 
Verbindung ftänden. Ich bin der Beinung, daß ſie nicht allein mit 
dem chriftlichen Pringip in enger Verbindung ftehen, ſondern dem⸗ 
felben fogar offenbar feinpfelig entgegentreten können. Ich bin ber 
Meberzeugung, daß gerade die Wirren, die jebt fo vielfach in relis 
glöfen Verhältniſſen ftattfinden, größtentheils das Produkt falfcher 
oder falſch verftandener philofophifcher Syſteme find, und gerade ein 
Philoſoph, deſſen von einem Redner vorhin lobend Erwähnung ge- 
ſchah, näͤmlich Hegel, hat, nad) meinen Anſichten, durch feine Vor⸗ 
traͤge über Philoſophie einen ſehr bedeutenden Anlaß oder Beitrag 
zu den jetzt ſo vielfach herrſchenden religiöſen Wirren gegeben. Daß 
aber Hegel auch mißverſtanden worden iſt, geht aus einer Aeuße⸗ 
rung des genannten Philoſophen ſelbſt hervor, indem er ſelbſt gefügt 
bat: „Bon meinen Zuhörern hat mich nur Einer verſtanden, und 
biefer Eine hat mich falſch verftanden.‘ 

Aandtags · Marfhal: Wir kommen zur Abſtimmung über den 
‚Gegeiiftand. Es hat die Abtheilung darauf angetragen, daß bie 
Jebden mich als ordentliche PBrofefioren der mebizinifchen und philo⸗ 
fophifchen Fakultät zugelaffen werden möchten. Dabei ift fie davon 
ansgegangen, daß ihnen das Amt eined Defand oder Rektors, in 
Folge der früher fchon ftattgefundenen Abftimmung, nicht wird zu⸗ 
erfannt werben fünnen. Sie hat dies zum Theil für Faſſungsſache 
gehalten und, nachdem die Anficht der Berfammlung ungweifelhaft 
feftgeftellt fein wird, die fpätere Yaflung der Redaktion des Geſetzes 
vorbehalten. Sie ift weiter von der Anſicht ausgegangen, daß and) 
die Statuten der Uaiverfitäten unberührt bleiben müffen und es ber 
Regierung zu überlaffen fei, in welcher Weile eine Vereinbarung 
zwiſchen dieſen Statuten und den Beſchlüffen, welche von ber Ber- 
ſammlung beantragt und von der Regierung gefaßt werden, zu ers 
reichen fein wird. Wir fommen alſo zur Abſtimmung über den 
Antrag, welchen die Abtheilung geftellt hat. 
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Zürft W. von Vadziwili: Ich muß mir über die Brageflellung 
die Bemerkung erlauben, daß die Minorität ſich dod noch das Recht 
vorbehätt, über ihre Anficht abftimmen zu laſſen, die ſich der unbe- 
bingten Zulaſſung der Juden für den Lehrftuhl der Philofophie ent» 
ſchieden wiberfeht. 

Sandtage- Marſchall: Die Abftimmung wird zuerſt auf den 
Antrag gerichtet, der von der Majorität der Abtheilung ausgegangen 
R. In der Abſtimmung über dieſe Frage wird die andere ſchon 
enthalten fein, denn es wird der Antrag der Minorität der Abthei⸗ 
lung dadurch entweder angenommen ober abgelehnt. ine weitere 
Frage wird fpäterhin noch auf den Antrag zu richten fein, der von 
dem Grafen von Pork gemacht worden ift, daß die Juden auch 
als ordentliche Profeſſoren zugelafien werden möchten zu einem Theil 
des Lehrfachs der juriftifchen Yafultät, nämlich zu demjenigen, wel⸗ 
der zu dem kanoniſchen Rechte nicht in Beziehung fleht. 

Für W. von Nadziwill: Die Minorität will die Juden zu 
den Lehrftühlen ver Philoſophie an den Lniverfitäten nicht zulaſſen, 
dagen ftimmt fie mit der Majorität überein in Beziehung auf Ihre 
Zulaflung als ordentliche Profefforen in der mathematifchen, natur⸗ 
wiffenfchaftlichen und mebizinifchen Yafuftät. 

Graf Baden: Aber die Mathematif und Natur⸗Wiſſenſchaft 
find philofophifche Lehrſtühle. | 

Zürft W. von Medziwil: Der Herr Redner meint es im all 
gemeinen Sinn; ich habe es im Fonfreten Sinne genommen. 

Graf Pyhrn: Im amtlichen Sinne, Durchlaucht. 

Fürft W. von Badziwil: Sie find allerdings Lehrſtühle der 
Fakultaͤt, aber nicht der Philoſophie au und für ſich. 

Sandtegs- Marſchall: Es kann dem nicht widerſprochen wer⸗ 
den, iſt auch, fo viel ich vernommen habe, nicht geſchehen; daß Pie 
erſte Frage auf den Antrag gerichtet wird, der von der Majorität 
der Abtheilung geftelt ift und dahin lautet, daß. Die Juden auch ale 
ordentliche Profefioren der mebizinifchen und philoſophiſchen Fakultaͤt 
zuzulaſſen fein. Wir werben zuerft über diefen Antrag nnd zwar 
in der Weiſe abſtimmen, daß diejenigen, weldye dem Antrag der Ab⸗ 
theilung beiftimmen, das durch Aufftehen zu erfennen geben. 
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Dem Antrage der Abtheilung ift nicht zugeſtimmt, ſomit ift 
auch feine weitere Frage auf den Vorſchlag des. Grafen von Nork 
zu richten. 

Prinz Piren son Kurland: Da gezählt worden iſt, fo wäre 
e8 doch erwünfcht, das Stimmenverhältniß zu erfahren. 

Sandtags- Marſchall: 236 haben für Nein und 23 für Ja 
geſtimmi! 

Nelerent: Ich glaube, daß es num zunächft darauf ankommen 
wid, durch eine weitere Frage zu ermitteln, was bie jetzt nicht hat 
gefchehen Können, ob der abweichende Beſchluß fih darauf bezogen 
Kt, daß die Abtheilung darauf angetragen hat, die Juden nicht blos 
zu außerorbentlichen, fondern auch zu ordenilichen Profeſſoren zu ers 
wennen, oder aber, ob er ſich darauf bezogen hat, fie nur in ber mes 
biyinifchen Fafılkit zuzulaſſen, oder ob er darauf beruht, daß zwar 
die Kurie gegen die Ernennung der Juden zu orbentlichen Profeflo- 
sem nichts zu erinnern findet, aber den Kreis, in mweldyem fie ordent⸗ 
Ihe Brofefioren werden dürfen, verringern und fie alſo neben ber 
mebizinifchen Fakultät nicht zur ganzen philofophifchen Fakultät, ſon⸗ 
dern nur zu den mathematifchen und naturwiflenfchaftlichen Lebrftühlen 
zulaffen will. Ich richte- deshalb an den Herrn Marſchall die Bitte, 
smächft die Frage zu ftellen, ob die Juden zu orbenttichen Profefloren 
in den Fächern, welche die Kurie zuerfennen will, ernannt werden fönnen. 

Für W. von Radziwill: In Beziehung auf die Frageſtellung 
möchte ich mir doch eine Frage erlauben. Die Frage IR abgeſtimmt, 
aber nicht angenommen worden, und ed kommt jeht darauf an, über 
das Amendement zu ſtimmen, das ic, als einziges Mitglied der Mis 
norität eingebracht habe, und bas dahin gerichtet ift, ob die Jaden 
zu ordentlichen Profefforen in den mathematifchen, naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen und mediziniſchen Fächern zugelaffen werben follen. 

Secktetair Graf York: Es find nur 49 Mitglieder aufgezählt, 
während 57 im Saale anweſend find, und es wilden alſo diejeni⸗ 
gen mit Recht eine Binfprache gegen bie Abſtimmung erleben Fön- 
nen, deren Stimmen nicht eingezeichnet find. Ich glaube daher, deß 
dieſe nachgemragen werden müſſen. 

(Es wird nochmals geählt:) in. 





Biel Shmemshg: Sich glaube, daß nad) dem Reglement noch 
einmal abgeſtimmt werden muß und nicht blos uachgezaͤhlt wers 
den darf. 

Secretair Graf York: Es war ein reiner Irrchum des Zah⸗ 
lens; übrigens kaun ſich Das fo ſehr eifrige fürſtliche Mitglied be— 
ruhigen, indem an dem Verhältniſſe der Abſtimmung nichté gean⸗ 
dert if, da von den Richteingezeichneten eben fo viel dafür. als da⸗ 
gegen geftimmt haben. 

Sandings- Marfhall: Mit 3 Stimmen iit die Frage verneint; 
es haben vom ven nicht gezählten 5 mit Ja und 5 mit Nein geſtimmt. 

. Zürft Sichnemshy:. Ich würde den verehrten Heren Secretair, 
der ſich eines unparlamentarifchen Beiwortes gegen wich bedient 
bat, nicht weiter beunruhigen und mid), wenn, die Berſammlung bes 
ſchüür ßt daß dieſes Nacdyählen regleimentsimäßig sk, allerdings zufrie⸗ 
denſtellen. Indeſſen muß ich doch bemerken, daß ich dieſes Verfah⸗ 
ren des Nachzählens noch nie geſehen habe, ſondern der Anſicht bin, 
daß, wenn ein Nefultat veröffentlicht worden iſt und dieſes Refultat 
nicht mit der Zahl der gegenwärtigen Mitglieder übereinſtimmt, noch⸗ 
mals abgeſtiumt werden ſoill. 

Secretair Graf York: Dagegen habe ich burdjauß nichts ein: 
zuwenden, ich habe in dem gegenumärtigen alle die Sache nur ab» 
fürzen wollen. Ä 

Fürft Fichnswsky: Ich bitte, meinen Antrag zur Unterhitung 
zu bringen. 

Amidtags- Fäsrfheil: Sch halte auch dafür, daB auerlannt wer 
ben muß, dab das Stimmenverhältniß in biefem Kalle ganz vol 
fommmen daſſelbe geblieben if. Es hat ſich vorhin ein Unterſchied 
von drei Stuhmen gegeigt und es zeigt fich auch jetzt wieder ein 
Unterfchied von brei Stimmen; mit einer: Mehrheit von. drei Stims 
men if die Frage verneint werden, und das Ergebniß der Abftims 
mung bleibt alfe, wie Jevermann anerfennen wird, ganz daſſeibe. 
Ich glaube alſo nicht, daß auf dem Antrag, nochmals. abftimmen 
zu laflen, beharrt werden wirb. 

Betevent: Ich möchte doch bitten, nochmals abſtimmen zu la— 
fen, und mag das Reſultat fein, wie es wolle, ſo ſcheint es mir doch 


wuͤnſchenswerih, daß in einer fo wichtigen Frage feine Möglichkeit 
eines Zweifeld darüber fein fann, was die Auſicht der heben Kurie 
gewefen ift. 

Fürft Sihuswehy: ch halte das Rachflimmen für eine Ano⸗ 
malie und gefährlich und muß den Hera Marſchall bitten, zu fras 
gen, ob mein Antrag bie nöthige Unterflügung von ſechs Mitglies 
dern findet. 

Sandtags- Merfhel: Der Antrag hat die nöthige Unterſtütung 
gefunden, und ed iſt meines Ortes fein Grund, einer abermaligen 
Abſtimmung mich entgegenzufeden; es wird aljo abermals durch 
Auffichen und Sibenbleiben geſtimmt werben.. Der Herr Serretair 
von Kroſigk iſt zu erfuchen, die innere Seite, und Graf von Dorf, 
die äußere Seite zu zählen. 

Graf von Piethen: Ich erlaube mir die kurze Frage, ob nad) 
der Abſtimmung das Amenvement des geehrten Mitgliedes von Po⸗ 
fen noch zur Abftimmung fommen wird oder nicht? 

Sandtegs- Martha: Wir find vorläufig bei ber erſten Ab⸗ 
ſtimmung 

Graf von Diethen: Es iſt dieſer Umſtand von großem Gewicht 
für meine Abſtimmung. 

Iandinge- Marfhal: Wir haben jebt über den Antrag ber Ab⸗ 
teilung abgeſtimmt. Der ift verworfen. Die Abtheilung hat aber 
zur einen Antrag geftellt. Es fommt alfo nur auf die weitere Fra⸗ 
geftellung über die Vorfchläge an, welche in der Verſammlung ges 
wacht worden find, und wenn der Vorfchlag des Fürſten Radzi⸗ 
will die gefehliche Interftübung findet, bie er noch nicht gefunden 
bat — wenigſtens ift fie noch nicht provozirt worden — fo werd 
er als ein ſelbſtſtaͤndiger Antrag zur Abſtimmung fommen, aber 
nicht als Vorſchlag der Minorität der Wbtheilung, und eben fo wirb 
der Vorſchlag des Grafen von Dorf zur Abftinmung kommen. 
Wir find alfo bei der Wiederholung der Abftimmung, die vorhin 
ſtattfand, und ich habe die Mitgliever zu veranlafien, aufzuſtehen, 
welche für den Antrag der Abtheilung ftimmen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich bitte um die Elaubriß, 
die Frage nochmals verleſen zu dürfen: 


— U — 
„Die Wrhelluug tvagt wit 6 gegen 3 Gtimme baranf au, Baß- die. Yelben 


auch als ordentliche Brofefloren ber einigen an» philoſophiſchen Setatät 
jugelaflen werben.” 


Sendtagi- Morſchall: Diejenigen Mitglieder, welche dem Ans 
ttage der Abtheilung beitreten, würben das durch Aufchen wu er⸗ 
lennen geben. 

(Rachdem die Zählung ſtattgefunden hat.) 

Domprobft. von Kreſigk: Die Anzahl der Stimmenden auf 
der inneren Seite iſt völlig der früheren Anzahl gleidy; ‚aber. eine 
Abweichung ift darin, infofern vorhin 12 für und 12 gegen, jegt 
aber 11 für und 13 gegen geſtimmt haben. 

(Nachdem auch die Zählung auf der äußeren Seite —* 
- gefunden hatte.) 

Sandtage- Siarfhell: Das Refultat ift vaflelbe geblieben; it 
Nein haben 31, mit Ja haben 28 geſtimmt. 

Serretair Domprebft von Kroſigk: Mir fcheint ber anteag, 
welcher von dem Fürſten Radziwill gemacht worden iſt, in ſoweit 
er von der Majorität der Abtheilung abweicht, vollkommen mit der 
Geſetzes⸗Vorlage zufammen zu fallen. Sch bitte, infofern der. Au⸗ 
trag nochmald verlefen wird, damit den Gefed- Entwurf zu 
vergleichen und in Erwägung zu ziehen, in welchen Punkten die Au⸗ 
träge der Majorität und Minorität von einander abweichen. Ich 
gebe zii, Daß der Borfchlag nicht ganz mit dem Geſetz⸗Entwurf über: 
einftimmt; aber in den Bunften, in denen er von der Majoritaͤt ver 
Abtheilung abweicht, ift er In dem Geſetz⸗ Entwurfe wörtlich enthalten. 

Referent: Graf von Itzenplitz: Das kann ich nicht betätigen. 
Die Anſicht der Minorität war immer die, daß fie nicht dagegen: If, 
daB die Juden ordentliche Profefforen werden follen, ver Geſetz⸗ 
Entwurf will die Juden auf feinen Fall zu ordentlichen Profefioren 
ernennen. Die Minorität will fe zu orbentlichen Brofefforen er⸗ 
nennen, jedoch nicht in’ der philofophifcyen und medizinifchen Falul⸗ 
tät, fondern nur in gewiffen Disziplinen, und diefe Disziplinen find 
diefelben, bie der Geſetz-⸗Entwurf enthält, und bie ich „gleich vorle⸗ 


ſen will: 
„An denjenigen Univerfitäten, auf denen nicht die Ausübung des vehrami⸗ 
Hatutenmäßig aa das Belenntnik einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion ges 
LX. 20 





Anhyft IR Banen Buben ala Meint: Dezenien nad anbernkniiuie Brefelle- 
nn. der mathematiſchen, natarwiſſenſchaftlichen agb. mebiziais 
ſchen Lehrfächer zugelaflen werden.” oo. 

Aber nit bios als außerordentliche, ſondern auch ald or⸗ 
dentliche Profeſſoren, das iſt die Anſicht der Minorität. 

andtags-Marſchall: So ift ed. Der Unterſchied IR der, daß 
nad) dem Vorſchlag, der jegt zur Abſtimmung fomnt und von dem 
Fürſten Radziwill gefellt worden ift, beautragt werben fol, daß 
Die Jiden auch ordentliche Profeſſoren der mathematifchen, natur⸗ 
wiflenfchaftlicgen und mebizinifchen Lehrfächer werden fünnen. Es 
beftehit alfo blos der Unterfhied, Daß beantragt worden if, Die Ju⸗ 
den in dieſen Lehrfächern nicht blos zur außerordentlichen Profeſſur, 
wie das Geſetz will, ſondern auch zur ordentlichen zuzulaflen. Hier: 
anf ift Die Frage zu flellen, und fe wird lauten: Tritt die Ber 
fammlung dem Vorſchlage des Fürften Radziwill bei? 

Graf York: Nachdem aber der Antrag der Majorität gefals 
ben ift, würde ich mir den Vorfchlag erlauben, zu beantragen, daß 
ihnen Anftellungsfähiglelt für den philelogifchen Lehrſtuhl zuerfanat 
wäre. 

Fürft Wilhelm Wedziwil; Ich kann der Aufnahme diefes Punk 
8 in dem von mir geltellten Amenvement aus dem Grimbe nicht 
nachgeben, weil die philglogifchen Disziplinen gerade diejenigen Dis⸗ 
giplinen find, Die auch von ben latheliſchen Theologen auf paritäti- 
fchen Uiniverfitäten gehört werden müflen. Es werden alfo die phi- 
Iologifdyen Disziplinen den Juden wenigftens auf paritätifdden Uni⸗ 
verfitäten entzogen bleiben muͤſſen, damit nicht die Rechte ber katho⸗ 
Kidyen Kirche auf paritätifchen Univerfitäten darunter leiden. 

andtago · Marſchall; Nun, wir kommen zur Wbftimmung. 
Was Genf York beantragt bat, Könnte Gegenſtaud einer fyäteren 
Abſtimmung frin. Die Frage lautet: 

Aritt vie Verfemmlung dem Vorſchlage bei, daß Juden zu orbgntlichen Bros 


fefluren ber mathematifchen, naturwiſſenſchaftlichen und mebizinifchen Lehrfa⸗ 
cher zuzulaſſen ſeien?“ 


Und diejenigen, welche dieſe Frage bejahen, wuͤrden das durch Auf⸗ 
ſtehen zu erkennen geben. 

(Die Mehrzahl der Mitglieder erhebt 6) 

q 
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: Per. Antrug in angememmen. - - - 

Graf Yerk: Ich würde mir nur den Antrag erlanben, * 
mier den ſperziell angeführten Lehrfächern noch die alten Sppachtz 
aufgefuͤhrt würden. Es iſt mir doch nicht recht erklaͤrlich, wie mag 
die roͤmiſchen und griechiſchen Schriftſteller gerade von einer chriß⸗ 
lichen Weltanſchenung aus anfehen müfle, um fie richtig vortragen 
m können. Ich würde alfo darauf antragen, daß die hohe Kurie 
noch das Wort „linguiſtiſche“ hinzuſehe. 
madago· Marſchall: Es kommt zunächft darauf an, ob dieſer 
Vorſchlag bie geſehliche Unterſtützung von 6 Mitgliadern ſindet? 

(E86 erheben ſich mehr als 6 Mitglieder.) 

Der Vorſchlag wird alſo zur Abſtimmung konmen. 

nen Arsfigk: Auf dem Standpunkte, auf dem bie gelehrten 
Schulen heutzutage ſtehen, beicyräuft ſich Der Unterricht in den alten 
Sprachen nit auf Grammatif und Syntar. Wenn der Spradr 
lehrer fich darauf befchränfen dürfte, dann würde ich ben Juden und 
Muhamedaner eben fo befähigt für ven Sprachunterricht halten als 
den Chriſten; aber an venfelben Inüpft ſich Alles an, wa Ber: 
fand, Herz, Vhantafie, Urtheilskraft und Kritik bildet, und dass 
glaube ich, ift für junge Leute, die in ber chriftlichen Religion er- 
zogen werben, ein chrifflicher Lehrer erforberlig. Ich meikerfeits 
würde Berenten tragen, meine Söhne Gymnafien ‚ober Alsiwerfitä- 
ten anzuvertrauen, wo dieſe Fächer in den Händen von Blänneen 
nichtchriftlichen Olgubens wären: Sch wünſche mine Söhne in ven 
Sprachen und in. der Erklärung alter Schriftfieler van Beige 
Lehrern unterrichtet zu ſehen. 

Graf Werk: Ich will Dagegen mie erlauben, das hihceriſche 
Faltien anzuführen, daß wir die Erhaltung und —** eines gro⸗ 
gen Theils der alten Literatur den Arabern und Juden verdanken 
und namentlich find des Ariſtoteles Schriften, wie den hoben Her⸗ 
ren zweifelsohne bekannt iſt, durch die Juden uns erhalten worden. 
Man hat ſelbſt in der Zeit, wo man am meiſten darauf bedacht 
war, die Juden einzuſchranken, ſie abzuſchließen und zu unterdrücken, 
doch anerkennen märlen, baß fie für die alten Spracden, für das. 
Studium der alten Literatur Außerorbentliches. gekeiftet haben, und 
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ich glaube, daß, wenn dieſes Anerkenntniß ihnen ſchon im: : Mittel: 
ülter gezollt worden iſt, wir wohl fepf das Recht dahin ausschnen 
dürfen, daß fie in diefen Fächern auch gegemwärtig lehren fönnen. 
Wär mich würbe dies, übgefehen vom Reit ein nur ſchwacher Bes 
weis von Dankbarkeit fein. 

.  Beaf non Diethen: Auch iſt einer der größten gegenioättigen 
BProfefforen der Geſchichte ein Jude, und mehrere durchlauchtige 
Mitglieder der hohen Kurie fogar haben ſich Jahre laug an feinen 
fnterefianten und pifanten Vorträgen gelabt; derſelbe warb zwar 
fpäter Chrift, nichtsdeſtoweniger ift fein ihm inwohnender ſcharfer 
Berftand Eigenthum des Juden⸗ und nit des Chriſtenthums. 

(Ungemein große Heiterfeit in der Verſammlung.) 

Aanudtags - Matſchall: Wenn feine weitere Bemerkung erfolgt, 
fo werden wir zur Abſtimmung fommen, und die Frage würde affo 
heißen: 

„Beantragt die Berfammlung, daß die Inden als orbentliche Profeſſoren im 
dem philologiſchen Lehrfache zuzulaffen ſeien?“ 

Und diejenigen, bie dieſem Vorſchlage beitreten, würden das 
durch Anfftchen zu erfennen geben. en | 

(Rad einer Baufe:) 

Dem Borfchlage iſt von der Majorität: beigefimmt. 

Fürk Fichnswsky: Beigefiimmt? Ich bitte Euer Durchlaudht, 
zählen zu laſſen. Bun dieſen Plätzen aus kann man nicht unter 
ſcheiden, ob der Vorſchlag angenommen ift. 

Aandtags- Marſchall: Wir werben alfo zählen. Ic bitte noch⸗ 
mals, daß diejenigen aufſtehen, welche die Frage bejahen wollten. 
- (Rad) einer Pauſe, während welcher die Secretaire zählen:) 
. Mit Ja Yaden 31, mit Nein 23 geſimui. Der Vorſchas iſt 
alſo angenommen. 
Wir kommen nun zu dem letzten Abſade ve 8. 35, 


Referent Graf Itzenplitz Tieft: 


5) Rückſichtlich der Anflellung der Juden bei. Schulanflalten endlich fagt 
bas Edikt von 1812 denfelben auch die Schulämter zu, und, bas 
Bublifandum von 18232 hat (ungeachtet der Bundes Pit) auch dieſe 
Befnerang aufgehoben. 


“m 


. Die vorentwidehten Srhnbe und Mädfigisn malte and. Hier Yb, :unk 

sine heftimmte allgemeine Geſetzgebung, welche gern das Mögliche gewährt, 
* ‚aber das in einem fehr überwiegend von Chriften bewohnten Laube Untpuns 
liche abfchneidet, iſt auch hier wünfchenswerth. 

Dieſen Anfichten und Srundfägen folgend, ſchagt die Abtheilung mit 

6 gegen 1 Stimme vor: 

1) die Iuben, abweichend vom Geſebentwarf, ale Lehrer bei —8* 
Brogymuaflen, höheren Bürgerſchulen und Gewerbeſchulen für anſtellungs⸗ 
fähig zu erklaäͤren; ſie dagegen vom Amte eines Direktors ſolcher Ans 
falten, wegen der mit diefem verbundenen erheblicheren Strafgemalt über 
chriſtliche Schüler, auszufchließen. 

3) Die Anſtellung der Inden bei Glementarfgulm auf bie jünifaen 
Schulen zu befchränten. 

Des Grund dieſer Borfchläge liegt darin, daß bie Glementarfchulen ref 
immer einen Fonfelfionellen, wenigflens chriftlichen Charakter haben, und daß 
die Slementarlchrer fehr Häufig auch den vorbereitenden Rellgions s Unterricht 
ertheilen müflen. Eben um in biefer Beziehung auch den Juden das Roͤg⸗ 
tige zu gewaͤhren, find denſelben — wo es ausfahrbar iſt — eigene Ele⸗ 
wertarſchulen gefattet worden. 

Wenn gegen die Anficht der Majorität ber Abtheilung angeführt wich, 
daß auch die Gymnaſien einen beflimmten fonfeffionellen Charakter teils häts 
ten, theils haben follten, ſo ift dies eine noch im Streit befangene Materie, 

"and muß wohl wenigfiens fo viel zugeftanden iverben, daß der Tonfeiflonelle 
Marakier vor Blementarfchuten viel ſtaͤrlere Berechtigung für ſich hat, als ber 
hoͤherer wiffenfchaftlicher Schulanſtalten, bei weichen immer eine ganze Anzahl 
von Lehrern angeftellt find, uud denen Schüuler wohl ſaſt nie in preußiſchen 
Staaten nur einer Konfeiflon angehören. 
Die Minorität der Abtheilung {fl dagegen der Meinung, daß aus dem 
‚Pelnzip einer hriflichen Iugenderziehung fie die Inlaffung der Juden zu Leh⸗ 
‚ ve an chriſtlichen Gymnaſien überhaupt nit und eben fo wenig zu Lehth⸗ 
rern in deu philofophifchen Dieyiplinen an ariverũt aten far ſtatthaft erach⸗ 
ton lönne. 


Graf Yeibe su Stolberg: Ich will wich gegen die gafſng 
des Antrages, wie er hier ſteht, erllaͤren. Als Lehrer für Gym 
fin und andere Schulen fcheinen mir die Inden im Allgemeinen 
Richt ganz geeignet. Sch habe nichts dawider, baß fie fih zu Leh⸗ 
vera in der Mathematik, Phyſik und was- dergleichen iſt, namentlich 
aber: auch als Lehrer von riesen Sprachen und im Zeichnen  Unters 
richt qualiſiziren mögen; ob fle aber als Religionslehrer fungiren 
füunten, wenn ſie im Allgemeinen ald Lehrer anerkannt find, bem 





muß Ich widerſprechrn. Ih glaube und nicht einmal, daß fie über⸗ 
haupt als Xehrer angenommen werben fönnen, weit wir im Weſent⸗ 
lihen auf dem Standpunkte der chriftlidhen Jugenderziehung ſtehen, 
und dann dem Juden Gelegenheit gegeben würde, ganz der chriſt⸗ 
lichen Geſinnung entgegen zu wirken, und dagegen muß ich mich auf 
des entfchienenfte ausſprechen. 

Fuürſt Wied: Ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß hier 
in dem Gefebvorfchlage, den die Abtheilung angenommen hat, ber 
Borfchlag gemacht worden ift, eigene jübifche Schulen mit jüdiſchen 
Lehrern zu errichten, wenn die Juden es wünfchen und ſich ein Bes 
dürniß dafür ergiebt. Dem trete ich vollkommen bei, sur muß ich 
auf einen Umftand noch aufmerffam machen, der mir nicht erörtert 
zu fein ſcheint. Wird den Juden überlafien, ſich die Lehrer felbft 
ju wählen, wirb aber dabei nicht berüdfichtigt, ob ſie irgend eine 
Bildung genoflen, eine Prüfung beftanden haben? Denn wenn 
man fih, fo wie für die Erziehung chriftlicher Kinder, für Inden 
inteteffirte, fo müßte doch eine Prüfung der Lehrer vorangehen. 
Dies liegt im Intereſſe der allgemeinen Erziehung. Ich mödhte 
daher an das Minifterium des Kultus die Frage ftellen, ob Darüber 
Beſtimmungen vorliegen, in welcher Art die Prüfung jüdiſcher Lehrer 
erfolgen fo, und wann fie file anflelungsfähig erfiärt werden. Es 
iſt dies ein Bedenken, welches mir ſelbſt vorgekommen. 

Referent Graf Ztzenplitz: - An ſich iſt der Paragraph geſtern 
zur Diskuſſion gefommen und angenommen worben, und ich glaube 
vorausfegen zu dürfen, daß, fo wie es meines Willens in Bofen 
fon gefihieht, wenn der Staat die Anlage einer jüdiſchen Elemen- 
tarfchule beflätigt, auch die Elementarlehrer in Bezug auf das Schul 
fach fich prüfen laſſen, wie andere Lehrer. —8 bitte ben Her 
Minifier, das Bemerkte zu beflätigen. 

Winiſter Eichhorn: Ich kann dies nur beflätigen. In Bezie⸗ 
bung auf die jüdiſchen Religionslehrer fordert auch der Staut, daß 
ſte wenigſtens die allgemeine Qualification Haben, wie fie uͤber⸗ 
banpt! von Elementarlehrern verlangt wird: : In Vejichung mıf wie 
Säsigkeit, jäbifhen Religions-Lnterricht zu geben, ſo iſt diefer 
Bankt it: ver geſtrigen Beraihung in. Extvägmig  gejogen worbrü: 


Die vereheliche Abcheilung hat den Arktag- gemciit, te: bie Prũ⸗ 
fung judiſcher Glerenterichver, inſofern fie ‚Religions » Unterricht go⸗ 
ben follen, det im Gehep: Entwurf vorgeſchlagenen jübifchen Kom⸗ 
mifkon zur Erlediguug deu über innere Rume ⸗ Verhatmiffe entſtehenden 
Aunfütie aufgrtragen werben möchte. 

: Gi Win: Mein Wunfch ging dahin, zu erfahren, da doch 
juviſche Bchrer in Elementarſchulen angeftellt. werben ſollen, aus fle 
wicht in den Seminarien, weiche ber Staat zur Bildung von Lehr 
ern beftimmE hat, gebildet werden können, ob. eine Prüfung vorem⸗ 
gegangen ik, wenn fie für anſtellungsfähig erflärt worden. 

Mimniſter Eichhorn: Die jüdifchen Lehrer, die bei jünifchen 
Shui angeflellt werben, mäflen zur Zeit ihre Bildung auf einem 
anderen Wege als anf den Seminarien gewinnen. Die chriſtlichen 
Schullehrer⸗Seminarien in unſerem Vaterlande ‚find befanntlid, keis 
altes Inſtitut, fie exiſtiren meilt erſt feit 20 bis 30 Jahren; ed giebt 
Daher auch nach viele Lehrer an chriſtlichen Elementar⸗Schulen, die 
wid in Semingarien gebilnet find. Es ift von ven Juden nererlich 
das Beduͤrfniß einer befonderen Seminar⸗Einrichtung auch für fe im 
Anregung gebracht worden. Eine ſolche Einrichtung wird keine 
Schwierigtät haben, wenn die Anlegung öffentlicher jüdiſcher 
Schulen groößere Ansdehnung gewinnen ſollte, als jetzi; man wird 
Yan wohl darauf Bedacht nehmen, die Anlegumg eines Seminats 
ar Bildung jüviſcher Lehrer von Staats wegen zu. autorifiren. 
Ben der anveren Seite hegt man aber den Wunsch, daß die Juden 
wit zur :Anlegung beſonderer jünifcher Schulen gebrängt, daß 
fie vielmehr auch ferner vie chriſtlichen Schulen befuchen möchten. 
So lange dies vorzugsweiſe von ihnen geſchieht, erfcheint ein Be⸗ 
durfniß der Bildung j diſcher Lehrer durch Seminare wenigſtens 
nicht dringend. | 

FFürfſt Prgaslaw Anigieil: Wenn ich ih ſchon bei den Unis 
verfitten gegen die Zulafiung won Juden zu Lehrſtühlen . eriidut 
babe, fo muß ich Dies bei den Schulen auf das eniſchiedenſte ihum. 
Bei der Umiwerfität iſt die Gehahe nicht fo groß, denn es kommen 
Zunge Mömtıer: bin, deren Charcikter bereitd eins gewiffe Feſtigkait 
xrdangt hat, un: Die ſchon mehe oder minder entſchirdene Meinungen 
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in verſledenen Richtungen haben. Das iſtihei Deu Schulen nit a 
Zul. Auf die Gymnaflen und Progpmnafen bsmmen junge Tomte, 
deren Charakter erſt dex. Bildung bedarf und fo weich ift, daß Die 
geringften Gindrüde darauf für das ganze Leben zine eutidjiehene 
Richtung geben fönnen. Bei ver Beſetzung ber Lehrerſtellen Feuumt 
68 nicht immer auf die einzelnen Faͤcher an, fonderw auf bie Haupi⸗ 
Nichtang, nicht allein ben Geift der iumgen Leute, ſondern andy ihres 
Gharakter zu bilden, und da üben verfchiedene Faͤcher auf die Bil⸗ 
bang bes Charakters den emtfchievenften Einfluß aus. Diefer Einflaß 
auf Charakter und Bildung geht bei allen Gymnafien vud Progyer 
aaften von chriſtlicher Grundlage aus und biefe Grundlage muß bes 
Sehen bleiben, es ift ein chriſtlicher Boden, eine chriſtliche Orunblage, 
auf der alle Disziplinen emporwachſen. Wie fanı man nun ven eis 
wen Juden verlangen, daß er ſich auf chriftlichen Boden ſtelle? Das 
jũdiſche Prinzip feugnet gerade das, was ben Kern des ganzen Chri⸗ 
frenthums ausmacht, und man kann daher von einem foldyen Maume, 
ver: dem deiftlichen Prinzipe anf das feindſeligſte entgegenftcht, nicht 
verlangen, daß ex fih auf chriſtlichen Boden ſtelle. Das bitte ich 
wir zuvörberft zu beweifen, wie man verlänguen fünne, daß ein Jude 
von chriſtlichem Boden aus auf chriſtliche Kinder einwirken fol. 

' Dom: Kapitular osn Prandt: Ich flimme ganz für den Bor⸗ 
- flag der Abtheilung, um fo mehr, als ich gerabe aus Gxfabruung 
weiß, daß es wohl möglich iſt, daß ein jüdiſcher Lehner auch bei 
Heiflicen Kindern ein guter und moralifcher Lehrer ſein kann. A 
meinem eigenen Wahrnehmen weiß ich bied und fühle mic Daher 
veranlagt, es Hier zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. - 

Graf zu Pohna-Aauch: Ich ms hier dem Antrage ver. er 
worität beitreten. Auch ich glaube, das Brinzip der chrifiichen Ju⸗ 
genderziehung geftatte nicht, daß bei Gymnafien jüdische Lehrer aus 
geftellt werden fünnen. Es könnte als:guläfig erſchelnen, daß in 
ven höheren Klaffen der Gymnaften für: den mathematiſchen nad phu⸗ 
Kalifcdyen Unterricht jüdiſche Lehrer eintreten dürften; nur im Allge⸗ 
meinen glaube ich doch nicht, daß man mit Rüdficht auf die chriß⸗ 
Kiche Andererziehung diefed Prinzip. anerlennen koͤnne; da Defonbens 
in den unteren Klaffen der Symmaſien ‚bie Kinder oft von fahr gardemı 


Wlr-And. Dieſe warde man darch die Zulsffumg dünlfcher Behwer 
moͤglicherweiſe in religioͤſer Beziehung einer ganz enigegengefehten 
Leitung, als fie im älterlichen Haufe empfangen, außfepen. Alſo 
bier ſchließe Ich mit dem Antrage ber Minorität-der Abtheilung an 
und ſtimme dafür, daß Lehrerfiellen an den Gpmnafien den Zuden 
adicht ertheilt werben mögen. | 

Domprobft von Kresighz Ich möchte mir eine ehrerbietg 
sage. an deu Herrn Regierungo⸗ Kommiſſar erlauben, die für dieſe 
Enfſcheidung von Einfluß jſt. Auf den Gymnaſien haben rückſicht, 
lich der Wahl und Beichäftigung der Lehrer die Syſſeme gewedh- 
felt; man hat dag fogenanute Klaffen-Syftem und dann wieber das 
Fach⸗Syſtem verfolgt. Mit dem Klaſſen⸗Syſtem würde die Anftelr 
Iung: von Juden ald Lehrer, fei es für welche Klafle es wolle, ſchons 

an ſich nicht vereinbar fein, weil nach diefem Syſtem ein Lehrer 
* Klaſſen⸗Ordinarius) in ſeiner Klaſſe den Unterricht wenigſens 
in den Hauptfächern ertheilt. | 

Staats, Minifter Eichhorn: Es ift allerdings richtig, va 
gegenwärtig auf unfern Gymnafien das Klaſſen⸗Syſtem heſteht. 
Zeder Klaſſe ift ein fogenaunter Orbinarius vorgefetzt, und bie Leby 
zer, Die nicht Ordinarien ſind, avanciren in ber Regel zu Diefen 
Stellen. Alle Lehrer, auch diejenigen, bie nicht, Ordinarien find, bil⸗ 
Pan: an jedem Gymnaſium eine Art Kollegium, die Lehrer⸗Konffregz 
zo "gemeinfame Angelegenheiten des Gymnaſtuma, befonbers was. fi 
auf Disgkplin. bezieht, ‚berathen und Beſchlüſſe darüber gefaßt were 
der. Das iſt allerdings ein Haupt⸗Geſichtspunkt geweſen, weohelb 
auch das Unterrichts⸗Miniſterium bisher es für unzuläffig gefunbeg 
bat, andere als chriſtliche Lehrer bei einem Gymnaſium anzaßellen 
au deren Anſtellung zu genehmigen. 

Fürſt zu Aynar: Sch. werde ‚mir nur: wenige Worte eefaubeg 
* Vrieberv⸗ auf eine Bemerkung des fehr geehrten Mitgliches 
and Poſen. 
Ich kann mich nieht überzeugen, daß das Judenthum zu den 
Chriſtenthume in. einem. ſo diametralen Widerſpruche ſtehe, als var; 
andgefeht. wird. Die zudiſche Religion hat — ‚auch ‚nach. nſere 
Slaubanchenfalls den Urſprung goͤttlicher Cinſehung; fie, iſt die 
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Unterlage, worauf der herrfide Yan‘ des Chriſteathums gegrämet 
wurde; unſer Heiland fagt ſelbſt, er ſei nicht: gelemmen, mm das 
Geſetz aufzutöfen, fondern um es zu erfüllen. 
Das Judenthum enthält Berheißungen, und jede Verheißung If 
ber Keim, ift der Anfang einer Erfüllung, die Erfüllung der altteſta⸗ 
mentarifchen Berheißungen ift aber die Erfäfung in der Liebe um 
durch die Liebe, deren Anfänge mit ihren fittlichen Aeußerungen 
bereitd in den Geboten lagen. Der Chriſtianismus iſt daher von 
dem Judaismus nicht qualitatto, fondern nur quantitativ verfchleben. 
34 made ferner darauf aufmerffam, daß das alte Teſtament 
mit feinen ehrwürdigen Büchern und Gefängen auch bei und 66 hei⸗ 
Uge Schrift gilt, in der wir und etbauen, und aus weldher Cin ber 
kehre von ben Geboten) unfere Jugend noch heute die erſte Deich» 
tung ſchoͤpft. Es kommt mir nicht in den Sinn, daß ſudiſche Lehrer 
auch Disziplinen vortragen follen, welche mit dem chriſtlichen Unter⸗ 
richte im Zufammenhange ftehen, wenn aud anf das eutfernteſte; 
wein ich glaube, wir würden zu weit gehen, wenn wir im Allge⸗ 
ieinen den Grundfap ausſprächen, daß ein Jude nicht Lehrer fein 
fönne, da es viele Wiflenfchaften gieht, in welchem er nuͤtzlich wirken 
Yann, olme dem chriftfihen Lehrbegriffe irgendwie zu nahe zu treten. 
Referent Graf von Itzenplitz: Die Anſichten, die jept geltend 
gemacht worden find, ſind auch bei der Abtheilung zur Girwägung 
gekommen und haben eben dahin gefährt, die Juden von dem Mare 
eines Direktors einer folchen höheren Schule auszuſchließen. Die 
Ablheilung iſt aber von der Anſicht ausgegangen, daß das erziehende 
Element bei jedem judiſchen Lehrer doch wohl nicht fo eminent her⸗ 
vorttiet und hat geglaubt, daß manche Disziplinen, wie z. B. we 
Mathematik und dergleichen, wohl eben fo gut von Juden wie von 
Ehriſten gelehrt werben: fönnten. Ich möchte die geehrten Herren 
an ihre Jugendzen erinnern, ob wohl vie Lehrer ver Gyamaſien 
welche fie beſucht haben, alle auf Sie eine wirkliche Erziehung 
ausgeuübt haben; Ich glaube, daß das wehl nur ‘von Den Dieeftoren 
zu fagen if. Daß ein jener Lehrer, der irgend eine Doftein vers 
trägt, deshalb and) Erzieher aller Gymnaflaften würde, ſchrin wir 
voch faſt zu: viel Sehatptel, Außerdem abes if vie Abtheilnag auch 


von ver Anſicht gelritet worden, daß rückſichtlich der Lehr⸗ und 
Schul⸗Aemter den Juden durch Das Enift von 1812 Zufagen ge 
macht find, die durch die Bundesakte beftätigt find, deren Auspkis 
ung aber auf Schwierigkeiten geftoßen ift und anberweite Anordnun⸗ 
gen nothwendig gemacht bat. Auch Die Zeiten haben ſich ſeitdem 
wieder geaͤndert, namentlich find ‚vie Borurtheile, die fruͤher noch uns 
ter den Ehriften weit verbreitet waren, theilweife verfchwunden. ‘Die 
Abcheilung hat Daher geglaubt, in ihren Anträgen fo weit gehen zu 
men, als es irgend der Zuftand ver ſetzigen Welt geftatten möchte. 
Seshalb ik fie anf ven Antrag gefommet, die Juden als Lehrer 
wuftellungsfähig ‚zu erfläten, als Direktoren aber auszuſchließen. 
ꝛFäürſt Poguslam Nedziwil: Ich verzichte auf dad Wort. Id 
müßte wich ſonſt in theologifche Grövterungen einlaffen, und das 
würde und zu weit führen. 

Graf von Aielmenusegge: Ich wollte: mut wenige: Worte dem 
durchlaudhtigften Redner zu erwiebern mir erlauben, der, wenn id) 


ihm recht verfianden habe, gefugt "bat, er Könme den .Uniterfchleb bee - 


Chriſtenthhums von dem Judenthume nicht für fo bedentend erkennen 
Dj glaube, daß dieſe Aeußerung nur auf einem Mißverſtüudniffe 
beruhen Tann. Der. große Unterfihien beſteht wohl eben barin, daß 
wir’ Die Erſcheinung Chriſti auf Erben anerfemmen und: ale Baſts 
und Grundlage nnferes Handelus betrachten, während das Juden⸗ 
Ham vie Erſcheinung Chriſti als eines von Gott Geſandten verleng⸗ 
net. fo vünkt wich, daß ver Unterſchied, ohne deohalb dem einem 
ober dem anderen Theile‘ zu nahe zu treten, ein jo. bedentender, 6 
tief in unfer ganzes Weſen eingreifender iſt, daß ich es wohl in 
einer chriſtlichen Stände» Berfammiung nicht unerwähnt laſſen darß 
daß jene Aeußerung wohl mır auf einem zufälligen ipwerftänbuifie 
beruht; ;denn ich glaube, wir muͤſſen es als ein foſtes Prinzip arhalı 
ten, daß win den Unterſchied des Chriſtehums un‘ Iavenihumß 
8 era Unumſtößliches und Feſtbeſtrhendes gelten laſſen, mh 
werüber wir keinen Angenblick im Zweifel find, ' 
 Senbtags- Sasfiyells ZA glaube, daß viefe gelsgeniiich herbei, 
geführte Disfuffton über perfönliche Meinungen als jetzt geſchloffen 
wigetchers werden kaun. Furſt zu Lynar hat das Wert. 





Für’ W. Wergieill: Auch ich möchte mir erlauben, noch mm 
das Wort zu bitten; ich babe als Vertreter der Minorisdt meine 
Anficht noch nicht entwidelt. 

Aaeanundtago Marqjchall: Ich habe nicht gemeint, vos bir Bere 
dung ı geflplofien fei, ſondern bios, daß bie Diskuſſten, weiche fo 
eben herbeigeführt wurde, ſich von dem Gegenſtand der Beratung 
' enifernt habe. 

Fürſt m ynar: Um das vielleicht veranlaßie Mßverſanduiß 
aufauliären, müßte ich allerbinge auf: dieſen ehrmürbigen Gegenſtaud 
tief eingehen und meine Anſtchten über das innerſte Fundament des 
Chriſtenthums und über die Berfchiebenheit der Auffaſſungen feiner 
Erſcheinung entwickeln. — Ich würde aber hierdurch — 
eine dogmatiſche Debatte hervorrufen, was Zeit und Ort nicht welter 
küeaeenh machen; ich verzichte daher auf das Wort. 

- Iendinge- Marſchell: ES fragt fh, welche Bemerkungen über 
den @egenftand nach zu machen find: 

Graf York: Ich würde mir die Frage erlauben, welche Dies 
cipkimen es woch geben könnte, die von jübifchen Lehrern au Gynma⸗ 
en. vorgetragen werben fünnen,: außer been, auf bie man fie ſchon 
dei den Univerſttäden verwieſen hat, aub die auf den niederen Schu⸗ 
len um fo-viel.unbebemtenver find. Was die Sprachen betrifft, fe Tau 
bier. vas Ziel nur ein grsunmatifatifches fein. Man wird bei einem 
Duseianer. nicht eben .ansbrüädiich anf ven Geiſt «ined Schrififtellens 
singehen, fondern ihm nur bie Regeln der Sprache, etwa bie amo« 
malen Berben x. dgl., -einpeägen, und was die Mathematik beirifft, fo 
wie 0 ſich auch von felbft verfichen, Daß dieſe vongetragen werben 
Inuu, ohne irgendwelche Beziehung auf das Chriſtenthum zu nehmen. 
Wem geſagt wird, daß das erziehende Element von Wichtigkeit wäre, 
fü iſt eben bei einen Knaben hauptfächtich von Wichtigkeit, daß man 
Gen auf ne ſitiliche / Bringip. gurüdweile, denn bie religiöfe Erziehung, 
Hoher fie nicht in ver Familie und in der Gchühlsrichtung begriimkit 
wirb, fängt erſt an recht beveutend zu werden, wenn ber unbe 

—* herangewachſen, ein junger Bann und urthoilo fühle ges 
wmorden 


iſt. 
Für wi un Weipieil: Id) erlanhe.mir, ie der Bine 
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noch einmal die Anſicht zu entwickein, auf die hin ich, allen in der 
Minorität befindlich, gegen die Zulaſſung ber Juden zu. Lehrdantern 
m Gymnaſien mid) ausgeſprochen habe. Ich ſtuͤtze mich auf die⸗ 
ſelben Gründe, die ich in Bezug auf. die Univerſitdten ‚näher emb 
wide habe und auf bie weiter einzugehen ich mid enthalte... In 
Bezug auf das, was Herr Meferent angeführt hat, daß er ſich be 
fonders und die Majorität der Abtheilung dadurch habe leiten kaflen, 
die Juden als Lehrer bei Gymnaſien zuzulafien, weil ihnen dies 
durch das Geſetz von 1812 zugeſtanden worben fei, fo habe ich bar 
anf. zu erwwiedern, daß feit dem Geſetze des Jahres 1812 weſentliche 
Aenderungen in das preußifche Staatsleben eingeführt worden find, 
ih Brauche nur auf die Erwerbung in Folge des Wiener Kongreſſed, 
anf die mit den neuen Landestheilen übernommenen Verpflichtungen 
hinzuweiſen. Ich ſtimme alfo entichieben gegen bie Zulaffung ber 
Juden zu Behrämtern auf Oymnafien und hebe beſonders hervor, daß 
ich davon geleitet worden bin, daß auf Gymnaſien nicht das Wiſſen⸗ 
ſchafiliche die alleinige Richtung der Disziplinen iſt, die gelehrt wer- 
den,.. fondern daß eben auch das erziehende Prinzip mit .die Haupt 
füge if. Denn betrachten wir, einen wie großen Theil ded-Taged, 
in welcher vielleicht übermäßigen Proportion unfere Jugend Ihre Zeit 
auf dem Gymnaſſum zubringt, fo kann ich nicht zugeben, daß das 
Aterliche Haus allein hinreichend wäre, religidfe Grundſaͤtze audzu⸗ 
bilden, wenn nicht eben auch in fänmtlichen Lehrfuͤchern Die gange 
Einwirkung des Lehrerperſonals auf den Gymugſien darauf gerichtet 
M, daß das chriſtliche Prinzip im weichen Gemuͤth des Knaben aufs 
recht erhalten und gepflegt werde. Ich muß es alſo durchaus in Ab⸗ 
rede fielen, daß es gleichgültig wäre, wenn im einigen Diociplinen 
Buben als Lehrer zugelaffen würden, namentlich in Bezug auf vie 
phislogiſchen Disziplinen, die als Humaniora einen fo großen Theil 
des Unterrichts anf Gymnaſien, fa fogar den hauptſaͤchlichſten, aus⸗ 


‚mächen.: 

"rt Se nehmen anf den Gymnaſien die allerwichtigſte Bedeutung 
An’ Anſpruch. Es handelt ſich nämlich um die Entwickelnug des 
Sees, der Einbildungskraft, fie Knd eine lebende Logif. Den Ei 
Auf, den. diefe Einwirfung auf das Gemuth, ven Verſtand ver: Ju⸗ 


gend andaben muß, konnte ich nicht mit Werten in den Haͤnden 
son jnkfchen Schrern fehen. 

. Das if der ‚allgemeine Geſichtspunlkt; id fosıne auf den ber 
ſonderen zuräd. Ich glaube, daß das Chrifenthan das Zenbament 
für die Gymnaſialbildung if. Ju dieſer Beziehung ſiad die Gymne⸗ 
Ken größtentheils konfeſſionelle Gymnaſten. Ich muß der Anſicht dus 
Neferais von meiner Stellung aus entgegentreten. Id) glaube nicht 
daß die Gymnaſien keinen beftimmten Eonfeffiouellen. Gharafter haben 
follen. In viefer Beziehung werde ih mir Die Erlaubniß nehmen, 
an den Herrn Kultus⸗Miniſter Die Frage zu fielen, ob ich -in dem, 
was ich über die Eonfefionelle Behandlung der Gymnaſien gefagt hahe 
mich in Widerfprudy mit feinen Anſichten, mit denen des Giants 
befinde? | 
Kultus: Minifter Eichhorn: Auf dieſe Frage habe ich Folgendes gu 
äußern. Sch time ed, nicht, um von der jehigen Zeit bloß zu reben, 
weiche Behandlung der Gymnaſten ehva in Diefer erft eingetreten HR. 
Dean was die Behandlung ver Gymnaſien in dieſer Hinficht betrifft, 
fo iR fie nie eine andere geweien, als jetzt. Was ich witthele 
faßt Die game Zeit zufammen, feit ein preußiſches Linterricht 
weſen befßeht. 

- , Die Gymuaſien, die wir haben, find meiſtens Stiftungen aus | 
einer Älteren Zeit ber. Wenige find erft in neuerer Zeit gegründet 
worben. Diejenigen Gymnaſien, die auf alten Stiftungen beruben, 
haben weſentlich den Charakter behalten, den fie fäftungemägig haben 
follen. Im Allgemeinen war biefer Charakter ein durchaus chriße 
lcher. Manche Gymngſien, vie auf ſpeziellen urkundlichen Stiftungen 
beruhen, haben dieſen Charalter buchſtaͤblich vorgeſchrieben erhalten. 
Andere Gymnaſien, beren chriſtlicher Charakter nicht ausprädiich durch 
die Stiftungsurliunde vorgeſchrieben war, traten bach unser Borat 
ſezung deſſelben, wie die Zeit und der Ort der Gründung fie na⸗ 
türlich machten, ins Leben. Bei Gymnaſien, die gegründet waren 
find in einem rein fatholifchen Lande, ift Die Vorausſetzung geweſen, 
nun feitiih ift es auch fo gehalten worden, daß fathalifhe Lehre 
dabei angeftelt wurden. Wo ein Gymnaſtum gegrünnet, worden iſt 
in einer evangelifchen Bevoͤllerung, ba hat man ud), ennweden. m 
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Anfälle Pättungsmäßiger Vorſchrift, ober den Vorausfegungen zur 
Zeit der Gründung fich anfchließend, darauf Bedacht genommen, de 
Gymnaſiicm den Charakter der evangelifchen Korfeſſion ‚zu ‚geben. 
Dieſes Verhältnis bat fi faktifch wefentlich fortgeſetzt. In der 
MNegel haben ſich ‚bei katholiſchen Gymnaſien Feine evangelifchen, und 
mugeichet bei evangeliſchen Gymnaſien Feine latholiſchen Lehrer ger 
meldet. Die die Aufſicht führende Unterrichts⸗Behörde hatte ſtets 
auf die Stimmung der eltern, deren Kinder die Gymnaſien ber 
ſuchen, Rüdiicht genommen. - Wenn früher fatholifche Gymngſien 
Anoſchließend von- KRatholifen und evangelifche in gleicher Weile von 
evangeliſchen Ronfefions-Verwandten befuiht wurden, fo hat ſich dies 
an neyerer Zeit vielfach geändert. Wo ausſchließlich in einem Drt die 
Benölferung katholiſch oder evangelifch ift, da hat Die Frage wenig Der 
dentuug: Soll in dem Zuftande der Gymnaſien eine Aenderung eintre⸗ 
ten? Ohne ein Bedürfniß hat man natürlich unterlafien, ex oflicio eine 
Aenderung einzuleiten. An anderen Orten haben fich fatgolifche und 
evangeliſche Gymnaſien neben einander gebildet, und zwar in her 
Art, daß wohl. der Direktor, aber nicht gerade die übrigen Lehrer, 
mpishließenn der einen Konfellion angehören. Ueherall beſtand vol⸗ | 
lige Freiheit, weiches Gymnaſium man befuchen wollte. 
Wenn ih alfe Alles zuſammenfaſſe, ſo ſteht die Sache ie 
Bo Riftungsgemäß ein Gymnaſium einen befiimmten. Charakter ha⸗ 
ben fol, iſt dieſer Charakter feftgehalten worben, weil man füh keine 
willkůrliche Abaͤnderung des Willens des Stifters erlauben zu. Di 
fen glaubte. In neuerer Zeit hat man überall, wo ein freundliches 
Berhältwiß in eimer gemifchten Bevölferung fi) kundgab, »Diefe 
Berhältniß eben fo betrachtet, um, ohne gegwungene Feſthaltung de 
ned Unterſchiedes der Konfefitonen, katholiſche Lehrer bei cvangeli⸗ 
fen, wie enangelifche Lehrer bei fatholiihen Gymnaſten anzuftel- 
len, als mas yermieden hat, durch ein voreiligeg einfeitiges Cin⸗ 
Greifen das frennbliche Verhaͤltniß zu ſtören. Der hrißlihe Cie . 
softes der Gymnaſien überhaupt ijt aber forhwährenn his auf 
hie neueſte Zeit feftgehalten. Hat man unter den chriſtlichen Gym⸗ 
Hafen die konfeſſionelle Richtung durch pofitive Eingriffe nit gar 
ſtort, fo hat man nen der andern Spike, wo. eine Geneigtheit ſich 
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zeigte von ber konfefftonellen Sonderung abzugehen, u Rhhtung 
ſtets begünftigt, ſtatt zu hemmen. 

FGKäüurſt Wilheln KNadziwill: Ich kann dem Heren Mirniſter des 
AAultus für feine Erklärung nur meinen beſten Dank ausſprechen. 
Ich wi mich nicht einlafſen auf die Gründe, die im einzelnen Lo⸗ 
kal⸗Intereſſe die Errichtung von paritätifchen Gymnaſien befürwer: 
tet haben. Der Herr Minifter hat funngegeben, daß es die ent 
ſchiedene Abficht des Staates iſt, den bisherigen Charakter der Gym⸗ 
naften, überall, wo wohl erworbene Rechte der anerfannten Kirchen 
befichen, auf das Strengfte feſtzuhalten. Nach der Richtung, Wie 
von dem Herrn Miniſter anerfannt worden ift, If bie Zulafſung 
der Juden auf Fatholifchen Gymnaſien gar nicht moͤglich. Ich muß 
hier auf etwas zurädfommen, was ich mir bei meinem Botum über 
die Univerfitäten zu berühren erlaubt habe. Es bezieht ſich auf die 
biſchoſliche Behörde, die in Beziehung auf die katholiſchen Gymna⸗ 
fen ihre Rechte geltend madhen würbe, wenn man Juden daſelbſt 
unftelfen fellte.e Die Bifchöfe würden denjenigen Theil der Jugend, 
welcher ſich dem Priefterfkande auf dieſen Gymnaſien vorbildet, ver⸗ 
anlaffen, ſich jedenfalls zurückzuziehen, und ſich auf einen Stand⸗ 
punkt ſtellen; auf den fie ſich zu ſtellen bisher nicht im Falle gewe⸗ 
ſen find. Ihr Augenmerk wird ſich dann auf Organiſtrung von 
befonderen Anſtalten zu vorgenanntem Zwecke richten müflen, fie 
würden volles Recht haben, die Errichtung fogenannter petits -se- 
iminaires zu fordern, eine Forderung, die fie bei der Achtung, die 
His jeht der Staat für die Rechte ver katholiſchen Gymnaſien be 
Tbätigt, zu flellen nicht nöthig gehabt, da fle denfelben Zwed durch 
die mit diefen Gymnaſien in Berbindung gebradyten Alumnate und 
Konvilte haben erreichen können. 

Ich berlaſſe meinen geehrten Kollegen, die der evangeliſchen 
Kirche angehören, diejenigen Grundſaͤtze zu vertreten, die fie in 
Beziehung auf bie Gymnafials Erziehung der Ingend und in ˖Betie⸗ 
Yang auf die Julaffung der Juden zum Lehramte in berfelben ans 
zuführen für gut finden werben. Sch habe die WLebergeugung, daß 
ſehr viele unter ihnen auch rückſichtlich der evangelifchen Gymma⸗ 
Ren fi mit den von mir entwickelten Grmbfäßen einverſtauden er⸗ 
Hären und ihnen diefelben Rechte vindiziren werden. 
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Domherr von Rabenau: Wir haben in unferem Vaterlande 
Gymnaſien, wo die Lehrer nicht blos Lehrer, fondern auch Erjie- 
ber find, 3. B. die Landesfchule Pforte, in der ich meine Schulzeit ver⸗ 
febt habe. Aus diefer Zeit If mir erinnerlich, daß faft jeder Scht- 
ler fi aus der Zahl der Lehrer ein Mufterbifd herauswählte, dem 
er in jeder Beziehung ähnlich zn werben firebte. Wenn nun diefe 
Mufterbilver Juden fein follten, fo glaube ich nicht, daß dies einen 
wohlthätigen Einfluß auf die Schüler haben wird. 

Herzog von Watibor: Im Wefentlichen ſtimme id) der Anficht 
des geehrten Mitgliedes mir gegenüber dahin bei, daß die Faſſung 
des Vorfhlages der Ahtheilung wohl etwas zu allgemein genom⸗ 
men iſt, wenn darin gefagt iſt, daß überhaupt die Juden als Leh—⸗ 
ter bei Gymnaſien, Progymnaften, höheren Bürgerfchulen und Ger 
werbefcgulen zugelaffen werden follen. Daher würde ich vorſchla⸗ 
gen, die Faſſung des Vorſchlags der Abtheilung dahin zu ändern, 
daß nur die Fächer auf Gymnaſien von Juden gelehrt werden könn⸗ 
ten, in Beziehung auf die wir vorhin befchloffen haben, daß bei 
Univerfttäten Juden zugelaffen werden follen. Ich Tann mich nicht 
überzeugen, daß ein Lehrer die Mathematik z. B. aus einem ande- 
ren als eben aus dem rein wiflenichaftliden Standpunkte auffaſſen 
und feinen Schülern ‚vortragen fann. Ich wünſche bie juͤdiſchen 
Lehrer auch nicht zu den Schulen zuzulafien, welche befonvers als 
Erziehungs s Anftalten gegründet find, und von denen mein geehrier 
Kollege zur Linken eben gefprochen hat, fondern ich rede blos von 
Gymnaſien, mie fie in Städten befichen. Dort fönnen biefe Lehrer 
nur vom rein wiflenfchaftlihen Standpunkte aus auf die Schäfer 
eimvirfen und feinen anderen Einfluß auf fie ausüben; darum märe 
ich dafür, dag man die Faſſung - etwas refiringirte und. beſtimmt 
ausfpräche, welche Fächer die Juden auf Gymnaften ıc. Tehren Fön: 
nen, und wenn dies gefchieht, fo fann ich nicht einfehen, wie ir: 
gend ein Nachtheil daraus entftehen fol. 

: Fäürſt Fichnswoky: Ich kann mich nur mit allem dem, was 

mein verehrter fürftlicher Kollege aus Poſen ansgefprodyen hat, 

volffommen einverftanden erflären und bitte die hohe Kurie, das, 

was von der Abtheilung bier ad a. vorgefchlagen iſt, vollſtaͤndig 
IX. 21 
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zu verwerfen. Ich finde auch das Vorgeſchlagene nicht logiſch. Am 
Schluſſe ſteht: ‚fie dagegen vom Amte eines Direltors folder An⸗ 
ſtalten, wegen der mit dieſem verbundenen erheblicheren Strafge⸗ 
walt über chriſtliche Schüler, auszuſchließen.“ Warum denn nur 
wegen biefer? Es ift vorhin mit fehr viel Geſchick von dem 
Herrn Kultus» Minifter entwidelt worden, daß nicht nur die Strafs 
gewalt über die Schüler der erhebliche Bunkt ift, fondern bie gamge 
Stellung der Lehrer zu ihren Direktoren. Die Diveltoren aber neb- 
men in den Gymnaſien viefelbe Stellung ein, wie bie Defaue bei 
den Iiniverfitäten. Es handelt ſich alſo nicht ſowohl um bie. Damit 
verbundene erhebliche Strafgewalt über die chriſtlichen Schüler, four 
dern von der ganzen Stellung ber übrigen chriftlichen Profeſſoren, 
bie einem jüdiſchen Direktor gegenüber unhaltbar wäre. — Aber 
nit nur, was die Direftion anbetrifft, fondern aud die Zelaflung 
der jüdischen Profefioren auf unferen Gymnafien halte ich fir uns 
möglih. Ich fehe nicht ein, wie man nur daran benfen kann, ji 
diſche Lehrer bei chriftlihen Gymnaften anzuftellen; ihrer Zulaffung 
zu einzelnen Lehrftühlen unferer Hochſchulen habe ich mich nicht wis 
berfegt. — Ein Gymnafium aber befinpet fich viel mehr in dem 
Verpälinifie einer Erziehungs. Anftalt, was bei den Univerfitäten 
nit der Hal iſt. Was namentlich die Stellung ver katholiſchen 
Gymnaſien betrifft, fo ift es ganz unzuläffig, daß je ein kacholiſcher 
Schüler, der ſich dem theologifchen Fach ſpäter winmen will, anf 
einem Gymnaſtum, wo ein jüdiſcher Lehrer Vorträge hält, bazu 
vorbereitet werbe. Auch glaube id), ift dies nicht blos in Tatheiis 
fen, fondern auch in evangelifchen Gymnaſten unzuläflig, da jüs 
diſche Lehrer wohl ſchwerlich geeignet fein pürften, Kandidaten evan⸗ 
gelifcher Theologie herauzubilden. Sch bitte daher, viele. Beftig- 
mung zu fireichen. 

Beterent: Ich erkenne Das, was der Herr Herzog von Reli 
bor ausgeſprochen hat, meinerſeits als eine Verbeſſerung des Antrags 
ber Abtheilung an und glaube, daß es mır im Sinne der Mehrheit 
der Abtheilung liegen Tann, die Anftellunge-Käbigfeit der Juden bei 
den Gymnaſien auf diejenigen Disziplinen zu beſchraͤnken, weiche 
bereitö bei ben Univerfitäten von ber hohen Kurie angenommen wur 
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den. ih habe dies bios darum nicht früher hervorgehoben, weil 
ich eben mit dem gefperrt gebrudten Worte: anſtellungsfähig“. 
daffelbe angebemtet zu haben glaubte. Es wird ja überhaupt durch 
ben Antrag der Abtheilung nicht das Recht zur Anſtellung gegeben, 
fondern nur die Faͤhigkeit, und es wird alfo derjenige, welcher die 
Lehrer anſtellt, auch eventualiter bei ſolchen Gymnaſien, wie z. B. 
von Schulpforte, wo nach der beſonderen Verfaffung der Gymnaſien 
überhaupt eine ſolche Auſtellung nicht raͤthlich erſcheint, ſie nicht vor⸗ 
nehmen. Wie geſagt, ich erkenne das, was der Herzog von Ratibor 
fagte, als eine Verbeſſerung an, und wirbe alfo den Vorſchlag bet 
Abtheitung meinerfeits dahin Adern, die Juden abweichend vom 
Geſetz⸗ Entwurfe ald Lehrer bei Gymnafien, Progymnaflen, höhe 
ten Bürgerfchulen und Gewerbeſchulen in den Disziplinen — nun 
kommt baffelbe, was ber Herr Fuͤrſt von Radziwill für bie Uni- 
verfitäten vorgefdylagen hat — für anflellungsfähig zu erklaͤren. 

Herzog san Watibsr: Ich erlaube mir zu bemerken, daß natür⸗ 
lich nur die Rede fein kann von den Disziplinen, welche auf Gym⸗ 
nafien gelehrt werben. 

Bert; Das Wort „mediziniſche“ wiirde wegfallen, und es 
wärbe alſo mır heißen: in den mathematifchen, naturwiſſenſchaftlichen 
und philoſophiſchen Disziplinen. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz mon Preußen: Ich will mie nur 
an den Herrn Minifter des Kultus die Frage erlauben: Sind bei 
ven jüdischen. Schulen, weiche in Berlin errichtet wurden, chriſtliche 
Lehrer wrgeellt? 

EStaats⸗Miniſter Eichhern: Rein, blos jäpifche. 

Fürſt W. Nadziwili: Ich wollte mir noch eine perfüntiche Be⸗ 
mestung erkinben. Der Herr Referent hat mein Votum in Beie- 
bung auf die Uniwerfltäten auch auf die Gymnaſien auszubehnen 
geſncht. Das ift etwas, was meiner Abficht ganz diametral enfgegen- 
ſteht. Ich babe mich auf das Entſchiedenſte dagegen erklärt, Juden 
als Gymnaſtallehrer zuzulaſſen, und möchte mir die Frage erlauben, 
was, wenn man ihnen die Linguifliihen, mathematiſchen und nas 
ſcheſuichen Disziplinen eröffnen wollie, noch übrig bleiben 
wire? 

21% 
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Welerent: Zunachſt werde ich mir erlauben zu bemerken, deß 
ich das Gutachten in Gegenwart Ew. Durchlaucht vorgelefen habe 
und Ew. Durchlaucht es, fo yiel ic weiß, genehmigt unb unters 
ſchrieben haben. 

Für W. Warsiwil: ch habe es fo verflanden, daß ber Hert 
Referent das, was ih in Beziehung auf Univerfitäten votirt habe, 
anch auf die Gymnaſien habe ausdehnen wollen. 

Sandtegs- Marſchall: Rein, ver Hall liegt anders. “Der Her 
Referent hat ſich dem Borfchlage des Herzogs von Ratibor auge 
ſchloſſen, dieſer Vorſchlag iſt ein neuer und daher vor allen Dingen 
erforderlich, zu entnehmen, ob er die geſetzlicht Unterfäpune von 
6 Mitglievern findet. 

Er bat fie gefunden. 

Graf Poths⸗ zu Stolberg: Ich werde mich nadı.meiner früheren 
Erklärung dem Borfchlage des Herzogs von Ratibor anfchliehen, 
aber ich muß dabei doch noch einige Beſchraͤnkungen mir erlauben, 
wamentlih, daß ein ſolcher Lehrer nicht als Droinarius angeſtellt 
werden kann, eben fo auch, daß der Ausdruck für philologiſche 
Disciplinen zu befchränfen fein möchte auf. neuere Sprachen, denn 
die Hauptbisziplinen des Unterrichts beftehen ja zum großen Theile 
in den alten Sprachen, alfo können die alten Sprachen nur mit dem 
Ordinarius zufammentreffen. | 

Herzog von Watiber: Ich flimme dem, was eben ber geehrte 
Redner vor mir gefagt bat, volllommen bei, daß ein jüdiſcher Lehrer 
als Ordinarius nicht angeflellt werden fönne, und ba gewöhnlich 
der Drbinarius die alten Sprachen in feiner Klafle lehrt, jo würde 
ein jüdifcher Lehrer nur für die neueren Sprachen zuzulaſſen fein; 
wenngleich ich nicht einzufehen vermag, wie 3. B. Ovid's Metamor⸗ 
phofen. aus chriſtlichem Stanbpunfte vorgetragen werben follen. 

Graf €. zu Stsiberg-Wernigersde: Ich kann mich der eis 
nung gar nicht anfchliefen, die vorhin ausgefprochen worden if. 
Ih habe zu denjenigen gehört, Die dafür geftimmt haben, daß unter 
gewiffen Bedingungen jüdiſche Profeſſoren angeftellt werben fönnen. 
Wenn es fih aber darum handelt, Juden auch bei ven Gymnafien 
anzuftellen, fo bin ich ganz dagegen. Man hat zwar gefagt, Daß fie 
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in den neneren Sprachen recht gut Unterricht geben koͤnnten; e6. 
würde mir aber nicht angenehm fein, wenn Jemand von meinen 
Delannten bei einem Juden Unterricht in biefen Sprachen nähme 
uud dann mit dem jübifchen Dialefte nach Frankreich oder England- 
fäme, wo er ſelbſt fuͤr einen Juden gehalten würde. 

(Gelädhter. ) 

Fürſt Poguslaus von Hadıtmil: Es wurde geſagt, daß der Ovid 
nicht aus dem dhriftlichen Standpunkte vorgetragen werben Könnte. 
Das iſt gewiß; aber aus dem antichriftlichen Standpunkte könnte 
Bieles darüber gefagt werden. Dann muß ich jedoch darauf etwas 
erwidern, wenn man fagt, daß bei vielen Disziplmen von dem - 
chriſtlichen Standpunkte gar nicht die Rede fei, indem der Lehrer mit 
der Erziehung nichts zu thun hätte. Sch habe aber bei einem Gym⸗ 
naſtum, das ich nicht nennen will, die traurige Erfahrung gefehen, 
daß Lehrer, welche die ganz vom chriftlichen Standpunkte getrennten 
neueren Sprachen lehrten, jedoch eine entfchieven antifirchliche Rich⸗ 
tung- satten, einen fo üblen Einfluß durch ihr bloßes Beiſpiel auf 
ihre Schüler Außerten, daß dieſe Richtung und Gefinnung ſich einem 
großen Theile der Schüler des Gymnafiums mittheilte, obgleich die 
Lehrer in chriflichen Disziplinen Fein Wort zu fprechen hatten. 

Graf son Kielmannsegge: Ich würde mich der Anſicht des 
früheren geehrten Redners anſchließen und glaube, daß man einen 
Unterſchied zwiſchen der Anftellung jübifcher Lehrer in beftimmten 
Fächern auf der Univerfität und zwifchen der Anftellung derfelben auf 
den Schulen machen muß. — Die Entwidelung und Ausbildung 
des Knaben, in Bezug auf fein jugenvliches Gemüth, auf der Schule 
ift fehr verfchieden von dem Standpunfte, den bereits auf der Unis 
verfität der junge Dann eingenommen hat. Bon diefem muß man 
erwarten, daß er die Grundfäbe in ſich fo feitgeftellt und entwickelt 
bat, daß die Fälle mir nicht ganz analog zu fein feheinen, vb Juden 
ale Lehrer auf Gymnaſien oder Schulen, ober ob fie auf der Uni⸗ 
verfität zuzulaſſen fein. Höchſtens könnten die Fälle ausgenommen 
werben, wo jübifche Kehrer an Glementarfchulen oder auf Gymnaſien 
Unterricht in folchen Faͤchern geben, welche ſich mehr, ich möchte ſa⸗ 
gen, auf das Mechaniſche befchränten, koͤrperliche Uebungen und 





dergl. — Da aber wahrſcheinlich ein Syſtem ſchwer Darin gefunden 
würde, wenn man dieſes geflattete, fo würde ich mich eutſchieden 
dafür erkllaͤren, daß es beſſer, wenn jüdiſche Lehrer weder auf ECym⸗ 
naſien, noch an Elementarſchulen angeſtellt werben, weil die Anſtel⸗ 
lung von nichtchriſtlichen Lehrern auf das Gemuͤth des Knaben allzu 
leicht einen beſſer zu vermeidenden Eindruck machen könnte. 

Se. Koͤnigl. Hoheit der Yrinz von Preußen: Ich wollte bemer⸗ 
fen, daß bie hohe Kurie in der bisherigen Diskuſſion fo viele Ber 
weile von Toleranz gegeben bat, daß es und nicht zum Vorwurſe 
gereichen wird, wenn wir Juden als Lehrer von den Anfalten aus⸗ 
fließen, welche zur Erziehung der Jugend dienen, uud id) ſtimme 
ganz der Anficht bei, daß wir fie als Gymnaftallebrer nicht anftellen. 

Graf son Sierſtorpil: Das Wiflenichaftliche wird auf der Uni⸗ 
verfität um der Willenfchaft willen gelehrt, auf den Gymnaſien aber 
um der Erziehung willen, und ich erlaube mir zu bemerfen, daß Doc 
ein großer Unterſchied zwifchen Wiftenfchaft und Erziehung if. 

Sundtags- MWarſchall: Der Vorſchlag, welcher von dem Füuͤrſten 
Radziwill ausgegangen ifl, und dem der Referent ſich angeſchloſſen 
hat, ändert die Frage. Die Frage ift, nachdem der Referent dem 
Borfchlage des Fürſten Radziwill beigetreten iſt, nicht mehr allein 
auf den Vorſchlag der Abtheilung zu richten, fondern fie würde fols 
gende Yaflung erhalten können: 

„Tritt die Berfammlung dem Autrage der Abtheilung mit der Beſchränkung 
bei, daß die Anfellung jüpifcher Lehrer auf Sumnaflen, mit Ausnahme der 
Stelle eines Direktors und Ordinarius, für die mathematifchen uub natur 
wiſſenſchaftlichen Lehrfaͤcher und für bie neueren Sprachen zugulaflen fei?“ 
Darin if Alles enthalten. 
Se. Könige. Hoheit der Prinz von Preußen: Wenn das nicht 
angenommen wird, jo würde wohl die Frage zu ftellen fein, ob fe 
als Lehrer auf Gymnaſien gar nicht guzulafien feien? 

Sendtegs- Marſchall: Wenn diefe Frage verneint wird, if gu 
einer: weiteren Frageſtellung feine Beranlaflung vorhanden. Dann 
mürbe eintreten, daß ber Anſicht der Minorität der Abtheilung Folge 
gegeben wird, wonach es bei der Faſſung des Geſetzes fein. Bewen- 
den hat. Alſo die Frage wird hinreichend verſtanden fein: 
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„Tritt die Berfammlung dem Antrage der Abthellung mit ber Beſchraukung 
bei, daß die Anftellung jüdiſcher Lehrer auf Gymnaften, weit Ausnahme ber 
Stelle eines Direftors und Ordinarius, für bie mathematifchen und natur 
wiſſenſchaftlichen Lehrfächer und für die neueren Sprachen zuzulaflen feit” 

Diejenigen, welche die Frage bejahen, würden das durch Auf 
fiehen zu erkennen geben. | 

(Es erheben fi) 9 Mitgliever. ) 

Die Berfammlung hat fi) dahin entfchieden, daß dem Antrage 
nicht beizutreten fei. Es Hat alfo bei der Faflung des Gefehes 
fein Bewenden. 

Graf York: Da würde ich mir noch eine Frage erlauben. Bis 
jest iſt alfo abgelehnt, daß bei den Gymnaſien, Progymnaften, Bür- 
gerſchulen, überhaupt bei allen Schulen, wo das erziehende Moment 
der hohen Kurie wichtig erfchienen ift, jüpifche Lehrer angeftellt wers 
ben. Ganz anders ſcheint es fi) mir bei den Gewerbfchulen zu 
verhalten, und ich würde barauf antragen, daB die hohe Kurie fich 
darüber ansfpräcde, ob nicht jüdiſche Lehrer bei Gewerbe: Schulen 
anzuftellen feien. | 

Referent Graf von Itzenplitz: Zur Aufklärung diefes Punftes 
erlaube id) mir Folgendes anzuführen: Die Gewerbe-Schulen find 
feine Erziehungöfchulen, fondern reine Fachſchulen. Sie ftehen audy 
wicht unter dem Refiort des Herrn Minifterd der geiftlichen und Uns 
terrichtö-Angelegenheiten, fonbern unter dem Refjort des Herrn Fi⸗ 
nanzs Minifiers, und in venfelben werben tedinifche Fertigkeiten, fo 
wie mathematifche und naturwiſſenſchaftliche Gegenſtände, gelehrt. 
Die Yrage dürfte allerdings eine andere infofern fein, als fle nicht 
Schulen betrifft, weldye den Zwed der Erziehung haben. 

Graf Daben: Ich muß dem noch Hinzufegen, daß auf den 
Gewerbeſchulen alle die Disziplinen, von denen man die Juden fo 
fern halten will, nicht gelehrt werden, und ich glaube nicht, daß ber 
Fall eintreten wird, den mein verehrter Herr Kollege aus Sachſen 
erwähnt hat, daß man zu einem Kehrer in der franzöftfchen Sprache 
einen Juden mit juͤdiſchem Dialekt wählt. 

Graf von Fandsberg -Gehmen: Iſt nicht ſchon daruͤber abge⸗ 
ſümmt In dem Geſche ſtehen die Ausdrüde: „höhere Bürgers und 


Gewerbeſchalen“ verzeichnen, und ſo habe ic geglaubt, up die Ab⸗ 
ſtimmung erfolgt fei. 

Graf York: Es find nur die Gymnaſien genannt worben. 
Ich habe aber geglaubt, daß die Progymnaſien und höheren Bürs 
gerichulen, weldye einen ähnlichen Eharafter tragen, wie die Gym⸗ 
naften, mit darunter begriffen feien, und ich habe die hohe Kurie 
nicht mit unnügen Abftimmungen ermüben wollen, fonft hätte ich 
noch die Abftimmung beantragen fönnen, daß aud über die Pro⸗ 
gymnaſien und Bürgerfhulen abgeftimmt werde; ich habe mich aber 
deſſen befchieven, weil ich glaubte, daß die Abftimmung hierbei in 
gleicher Weife ausfallen würde; ich glaube mich hierbei eines mir 
zuftehenden Rechtes freiwillig begeben zu haben, wohl aber kann id 
mir erlauben, die Gewerbefchulen beſonders herauszuheben, weil 
hierbei ein ganz. anderes Verhaltniß obwaltet. 

Sandtags- larfhal: Der Vorſchlag hat die geſetzliche Unters 
ſtützung gefunden, und obgleich ich nicht verfenne, daß gewiflermas 
fen Died in der Abflimmung, die ſchon vorhin vorgenommen wurde, 
enthalten war, inbem wenigftens fo viel richtig ift, daß das Wort 
„Gewerbeſchulen“ mit in der Frage fi) befand, über welde abge: 
ſtimmt worden ift, fo ift doch dein nichts entgegen, da ber Vorſchlag 
unterftügt worben ift, daß eine befondere Frage darauf gefiellt werde. 
Die Frage wäre alfo die: ob alles das, was in der vorigen Frage: 
enthalten war, nämlich die Anftellung der Juden als tehre in ben 
Faͤchern, die erwähnt worden find..... 

Graf York. Es giebt: viele mechaniſche Fächer... 

Fandtags - larfhal: Es würde die Frage dahin gehen: „eb 
die Verfammlung die Zulafjung von jüdiſchen Lehrern an den Ge⸗ 
werbefhulen überhaupt befürworten wolle?" 

Refetent Graf von Itzenplitz: Aber auch nicht als Direktoren! 

Fürft Wilhelm Aadziwil: Es fcheint doch, als ob dieſer Punkt 
ſchon in ber früheren Abſtimmung gelegen hätte; denn es ſcheint 

mir dafjelbe Verhältniß obzumwalten. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich glaube, daß der Abſtim⸗ 
mung nichts entgegenſtehen dürfte, weil der Antrag der Abtheilung 
viel weiter ging und ſich auf die Gymnaſten, Proghmnaſien und 
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nung verworfen worden. Den Mitgliedern wird aber auch erinmers 
lc) fein, daß die ganze Debatte fi) auf die Gymnaſien erſtreckt 
bat, daß alle Gründe, die dagegen geltend gemacht worden find, 
von der Erziehung hergeleitet wurden. Die Gewerbefchulen finb 
aber feine Erziehungefchulen, fie find reine Fachſchulen, deren Scyüs 
ler den Erziehungs» Unterricht, den fie befommen follen, ſchon ers 
halten haben, und wo fie nur hingehen, um Zeichnen, Phyſik, Che⸗ 
mie und ſolche Gegenftänvde zu lernen, deren fie zu ihrem fünftigen 
Fache bedürfen. Die Direktoren Stellen würde ich aber auch bier 
ausnehmen. 

Ich möchte mir den Vorfchlag erlauben, die Frage fo zu ſtel⸗ 
len, ob die Juden ald Lehrer (nicht als Direktoren) bei den Ges 
werbeichulen zuzulafien feien. 

Fürft Wilhelm Badzimill: Se. Durchlaucht der Herr Marſchall 
hatten gleichzeitig bei der Frageftellung gefagt, daß, wenn über das 
Amenvement, was vorhin geftellt worden ift, abgeſtimmt und bafs 
felbe verworfen ‚fein würde, es dann bei dem Geſetzes⸗-Vorſchlage 
verbleibe. Der Geſetzes⸗Vorſchlag fagt aber ausprüdiih: „Außer⸗ 
dem bleibt die Anſtellung der Juden als Lehrer auf jüpifche Unter⸗ 
richt» Anftalten befchräntt.” Nun ift gefagt worden, daß die Ans 
falten, von welchen jebt die Rebe ift, und für welche das Amen- 
dement geftelt worden ift, nicht zum Reſſort Sr. Excelleuz des 
Herren Kultus: Minifterd gehören, ſondern zum Reſſort Sr. Excel⸗ 
lenz des Herrn Finanz: Minifterd. Se. Excellenz der Here Finanz⸗ 
Minifter find aber wahrfcheinlich bei dem Entwurfe des Gefehes 
mit zu Rathe gezogen worden. Sie befinden ſich dermalen nicht in 
dem Kreife dieſer Berfammlung und würden nicht die Gelegenheit: 
baben, ſich über die Gründe auszufprechen, die Sie vermocht ha⸗ 
ben, den Geſetz⸗ Entwurf anzuerfennen. Es fragt ſich alfo, ob die: 
Berfammlung gegenwärtig darüber abſtimmen fönne. 

Staats Minifter Eichhern: Das Verhältniß der Gewerbeſchu⸗ 
Im iſt bei Berathung diefes Gefeh- Entwurf6 nicht befonders in Gr⸗ 
wägung gelommen; denn hier hatte man mur Schulen vor Augen,. 
deren Zwed iſt, die allgemeine Erziehung zu fördern, alſo die Ele⸗ 


mentars ober Bolfsfhulen, GOymnaſien, Brogymmaften uud aller 
dings au bie Bürgerfchulen, weil ein großes Streben fih kund 
gegeben bat, flatt der Gymnaſien Bürgerfchulen zu errichten, dieſe 
Bürgerſchulen aber in Abficht der Erziehung im Allgemeinen dieſelbe 
Aufgabe haben, wie die Gymnafien. Was die Gewerbefhulen 
anlangt, fo ift ihre Beftimmung, wie ſchon der Kerr Referent ers 
wähnt hat, nur für die gewerbliche, technifche Ausbildung; fo auch 
die Handelöfchulen. Aus diefem Grunde find fie dem Minifterium 
des Unterrichts nicht untergeordnet. Wenn ich nicht irre, fo find 
auch jest fchon bei Handels und Gewerbefhulen Juden als Lehrer 
angeftellt. Es ſchwebt mir ſo vor, ih will e8 jedoch nicht mit Bes 
ſtimmtheit behaupten. 

Man hat aber noch nicht daran gedacht, Juden zu Direkto⸗ 
ren einer öffentlichen Gewerbefchule zu mahen. Wenn aber 
ein gebifveter Jude die Abficht hätte, eine Gewerbefchule zu errich⸗ 
ten, wenn er ſich felbft an die Spitze der Anftalt flelte und Juden 
und Chriften ald Lehrer für die Anftalt annehmen wollte, fo glaube 
ich kaum, daß von Seiten des Staats irgend Schwierigleiten ent⸗ 
gegengefeßt werben würden. 

Fürſt Wilhelm Bedsiwill: Ich hatte mir zur Antwort auf bie 
Interpellation, die ich mir erlaubt, das Wort erbeten und finbe 
mich durch die geneigte Erflärung ded Herrn Minifterd des Kultus 
volffommen beruhigt. Es fommt nur auf die Begiehung an, bie 
unfer Votum auf die Realfchulen haben fönnte. Diele fteigen in 
der Sffentlihen Meinung immer mehr, es ift alfo vorberzufehen, 
daß die Reatfchulen mit der Zeit fi) vermehren werben, und idh 
wärbe in Folge meiner bei der Gymnaflal- Erziehung ausgeſproche⸗ 
nen Weberzeugung gegen die Zulaflung jüpifcher Lehrer auf Real⸗ 
ſchulen flimmen müflen; da nun nad) der Erflärung des Herrn Mi- 
niſters die Realfchulen mit den Gewerbefihulen in keinerlei Bezie⸗ 
hung ftehen, ſich alfo unter der Obhut, die das Kultus⸗Miniſte⸗ 
rium über die chriſtliche Erziehung ausübt, befinden und bleiben 
foßen, find meine Bedenken volftändig erledigt. Wenn vie Schu⸗ 
Ien, auf welche das Amendement ſich bezieht, rein technifche Anſtal⸗ 
ten find, bei denen das Erziehungs» Prinzip auf Teine Weiſe fon- 


fneriet, fo ftimme ich aus diefen Gründen dem Antrage ver Majo⸗ 
rität bei, auf diefen gewerblichen Anftalten Juden als Lehrer zu- 
zulaſſen. 
Graf York: Ich erlaube mir, dem geehrten fürſtlichen Redner 
in Erinnerung zu bringen, daß in der Abtheilung, deren Vor⸗ 
fitender er war, der Königliche Kommiffar, der an den Berathuns 
gen theilnahm, und an beflen chriftlicher und ftreng kirchlicher Ge⸗ 
finnung gewiß Niemand zweifeln fann, fi) vollfommen einverftan- 
den mit mir erflärte, als ich den Vorſchlag machte, die Gewerbes 
faulen ale unverfänglich mit aufzunehmen. 

Sandtags- Marfhall: Die Frage würde heißen: „Beſchließt 
die Verfammlung die Zulafjung der Juden ald Lehrer an ben Ger 
werbefchulen, mit Ausnahme der Stelle von Direktoren, zu befür- 
worten?” und diejenigen Mitglieder, weldye diefe Frage bejahen, 
würden Dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. Dem Borfchlage 
Hi beigetreten. Wir fommen nun zum nächften Paragraphen, 8.36. 

Referent Graf Itzenplitz: (lieft vor): 

j „S. 36. 

In Betreff der ſtändiſchen Rechte verbleibt es bei der beſtehenden Verfaſ⸗ 
fung, und fo weit deren Ausübung mit dem Grundbeſitz, zu deſſen Grwerbung 
die Juden nach $. 1 überall berechtigt find, verbunden if, ruhen dieſelben wäßs 
rend ihrer Befipgeit. Die Derwaltuug der Gerichtsbarkeit, wie des Patronats, 
desgleihen die Aufficht über die RommunalsBerwaltung und über das Kirchens 
Bermögen wird, wo eine folche Aufficht Der Outsherrſchaft zußeht, von ber bes 
treffenden Staats: und Firchlichen Behoͤrde ausgeubt. Die Staatsbehoͤrde Kat 
den Berichtshalter und den Berwalter der Bolizeis Gerichtsbarkeit zu ernennen. 
Der Befiger bleibt zur Tragung der damit verbundenen Koften und fonfligen 
Laflen verpflichtet. 

Wo das Patronat einer Kommune zufleht, können die jüdiſchen Mitglieder 
berfelben an defien Ausübung feinen Theil nehmen; fie müflen aber die damit 
verkuupften Real-Laflen von ihren Beſitzungen gleich anderen Mitgliedern ber 
Kommune tragen, auch find fie als aufälfige Dorfss oder Stadtgemeinde: Mits 
glieber verpflichtet, von ihren Srunpflüden ſowohl die darauf haftenden Firchlichen 
Abgaben, als auch die nad Maßgabe des Grundbeſitzes zu entsichtenben Beiträge 
zur Schaltung ber KicchensSyfteine zu tragen.” 

Das Gutachten zu $. 36 Inutet: j 

„Der $. 36 handelt zumächft von ben Ränbifchen Rechten der Juben. 

Go tönnte vice Frage auch zu ben zweifelhaften gerechnet werben, Wenn 


den Zuben die Rechte anderer Unterthanen zugeſtanden werben, fie Gewerbe trei⸗ 
ben, Grundſtücke beiden, iu Heere dienen, Abgaben zahlen und Kommunal» 
Aemter betleiden, fo fännte man fagen, daß fulgeredht ihnen auch geflattet wers 
den koͤnne und ınüfle, ihre Rechte in ben Kreiss und Landtagen fo gut, wie in 
der Staptverorbnetens Rerfammlung zu vertreten. Aus diefen Gründen verlangt 
auch die Minorität der Abtheilung, dap ihnen dieſe Rechte zugeflanden werben, 
— Der Gefepentiwnf verweiſt bier wieder auf die befichende Verfaſſung. Das 
ift der Weg, der zur Unbeflimmtheit, Unflarheit und Kafuiftil führt. Die Ab⸗ 
theilung hat ſich Hiergegen einflimmig ausgelprochen und wünſcht eine beftimmte 
Anordnung ducch dies Geſetz. Die Maforität acceplirt aber fonft mit 4 gegen 
3 Stimmen bie Anflcht des Geſetzes dahin, daß die Juden von Lands und Kreis« 
tagen ausgefchloflen bleiben müſſen. Es rechtfertigt fich dies dadurch, daß bie 
Stände in Preußen nunmehr einen weſentlichen Einfluß anf die Gefeggebung 
ausüben, Diefe wirft aber unmittelbar auf die Staatsregierung zurüd, und ba 
die Juden nicht einen Staat regieren können, der in dem Berbältniß von 2: 150 
überwiegend von Ehriften bewohnt wird, fo können fie auch an fländifchen Rech⸗ 
ten nicht Theil nehmen. 

Daß die Juden von der Wahrnehmung bed Batronats über chriſtliche Kir⸗ 
gen ausgeſchloſſen bleiben müflen, verfieht fich von felhf und wird, dem Geſeß 
entfprechend, von ber Abtheilung befürwortet; eben fo faun ein Zube auch als 
Gutsherr nicht PolizeisRichter fein. Dagegen ift die Abtheilung mit 5 gegen 2 
Stimmen der Anficht, daß vie Präfentation des Berichtöhalters und Polizei⸗ 
Berwalters - dem jüpifchen Gutshern zugeftanden werden Tann und feine Nach⸗ 
theile befürchten läßt, da der Gerichtohalter ohnehin ein geprüfter, zum Kichter⸗ 
amt geeigneter Mann fein muß und die Königliche Regierung und der Landrat 
auch jeden ungeeigneten PolizeisBerwalter zurückweiſen kann. Es wirb daher bie 
Aufnahme einer hierauf bezuglichen Borfchrift in das Geſet beantragt. 

Mit dem übrigen Inhalt dieſes Paragraphen iſt die Abtheilung einverflans 
deu und empfiehlt deffen Annahme. 

Bevor Die Berathung weiter vorfchreiten Tann, muß’ ich bes 
merfen, daß nad) der langen Debatte über $. 35 im Augenblide 
des Schluſſes derfelben vergeflen worden iſt, noch eined Zufahes 
zu 5. 35 zu gedenfen, der in der Abtheilung zur Sprache gefommen 


ift, und auf den ich jegt aufmerffam machen muß. Er Tautet fo: 
„Endlich iſt bei diefem Paragraphen noch bei der Abtheilung der Antrag 
formirt worden, baß bei einer der preußifchen Staats:Univerfitäten ein befons 
derer Lehrſtuhl der jüdiſchen Theologie anf Koften der Juden errichtel werben 
möchte, und bie Majorität hat diefen Antrag mit 4 gegen 3 Stimmen zu dem 
ihrigen gemacht — Es wird für denfelben angeführt, daß es im Intereſſe des 
Staats Liege, die ReligionssAnfichten der Juden öffentlidy zur Sprache zu brins 
; gen, damit ſolche dem Staate befaunt und ben Juden felbk mehr bewußt wärs 


den. — Die Minorität glaubt, daß es den Juden, wie anderen gebuldeier 
ReligiongsBefellfchaften, zwar überlafien bleiben könne, ſich einen ſolchen jüdiſch⸗ 
theologifchen Lehrſtuhl zu begritnden, daß ein folder aber nicht zu den Staates 
Univerfitäten gehören könne. Gefchieht dies, fo werden die Mennoniten, bie 
Herrenhuter und die Fatholifchen Diffiventen mit demſelben und noch mehrer 
rem Rechte Lehrſtühle für ihre Slaubensichren in Anſpruch nehmen Töunen. — 
Anferdem würde durch eine fo exceptionelle Maßregel zu Bunfen der junifchen 
Theologie diefe gewiſſernaßen vom Staate befonders in Schug genommen und 
dadurch unfehlbar wieber indireft das Abfonberungs- Prinzip der Juden genährt 
und gepflegt werden.” 


Sch erlaube mir noch die Bemerkung, die fi) ſchon vielleicht 
aus dem Inhalte des Gutachtens ergeben wirb, daß diesmal vie 
Majorität der Abtheilung aus anderen Perfonen beftand, als bei 
den früheren und jpäteren Baragraphen. | 

Staats Minifter Eichhern; Wenn die Juden wünfchen, eineneigenen 
Lchrftuhl zu gründen, um gelehrte Juden zu bilden, fo wird dem 
fein Bedenken entgegenftehen, die Gründung mag dann auch an einem 
Univerfitäts Orte, 3. B. Berlin und Königsberg gefchehen. Iſt es 
ihnen darum zu thun, auch einen Titel für einen folchen Lehrer juͤ⸗ 
diſcher Theologie zu erhalten, fo glaube ih nicht, daß derfelbe 
von Sr. Majeftät werde verfügt werden. Wenn aber, ich will 
diefen Lehrer einmal Profeſſor der jüdiſchen Theologie für jüpifche 
Theologen nennen, wenn biefer, fage ich, in Verbindung mit der 
Univerfität gebradyt und in biefes organifche Ganze aufgenommen 
werben foll, dann treten allerdings große Echwierigfeiten entgegen. 
Welcher Fakultät fol er angefchloflen werben, der phifofophifchen 
oder theologifchen? und mit welchen Rechten? Die Minorität der 
verehrlihen Abtheilung hat noch ein anderes Bedenken in Anregung 
gebracht, daß nämlich dann auch die gedulveten chriftlichen Religions⸗ 
Gefellfchaften ein ähnliches Verlangen ftellen und einen Lehrftuhl 
für ihre befondere Theologie auf unferen Univerfitäten fordern 
fönnten. Diefer Fall ift wirklich fehon vorgefommen; man hat je 
doch das Verlangen abgelehnt, weil eine gebulbete Religions⸗Ge⸗ 
fellfchaft, wenn fie auch in ihrem Befenntniß mit einer der Öffentlich 
anerkannten Religions- Parteien weſentlich übereinftimmt, zwar voll 
fommene Freiheit hat, ein Inſtitut zur Bildung befonderer Relis 
gionslehrer Für ſich zu errichten, aber Keinen Lehrituhl für ihre bes 








fondere Theealogie auf einer ver beſtehenden Kandes,Lniverfitäten 
in Anſpruch nehmen fann. 

Graf Hork: Ich wollte nur bemerken, daß ed gerade dem⸗ 
jenigen Theile der Abtheilung, der den Wunſch ausſprach, daß ein 
befonderer Lehrſtuhl errichtet würde, darum zu thun war, Daß nicht 
eine abgefonderte Bildungs⸗Anſtalt der Juden beftänpe, fondern baß 
fie ſich an die beftehenden anfchließen müßten, bamit nicht eine ges 
wiſſe Einfeitigfeit fi biefer ihrer Bildungs-Anftalt bemächtigte, fons 
dern fie fi der allgemeinen Bildung anfchließen müßte. Ich habe 
zu derjenigen Minorität gehört, die geglaubt hat, daß der Staat 
auf feine Koften eine foldye Anftalt für die Juden begründen möchte, 
Ich bin aber ganz der Meinung, daß, wenn überhaupt für gebilvete 
Sekten vergleichen nicht zuläffig ift, ich von dieſem Antrage zurüdtrete. 
Hingegen halte ich es für außerordentlih wichtig, und zwar nicht 
blos für die Juden, infofern fie Juden bleiben follen, fondern ins 
fofern fie Chriſten werden follen, daß fie mit ihrer vielgerühmten 
Weisheit und Wiffenfchaft an das Tageslicht fommen müffen, daß 
irgendwo Gelegenheit ift, daß man erführe, was fie eigentlich willen, 
was fie fo zähe, fo,übermüthig und ſtolz auf ihren Geift und 
Wiſſen madıt. 

Es ift dabei bemerft worden, es fei nicht die Meinung, daß 
fie der tbeologifchen Fakultät zugetheilt werben follen. Obgleich id 
‚von meinem Standpunkte aus, wenn man von einer jüdifchen Theo⸗ 
logie fprechen muß, auch von einer jüdiſch⸗theologiſchen Fakultät 
fprechen könnte, fo iſt dies nicht relevant, denn der jünifche Dozent 
jüdifcher Theologie ſoll ja der Univerfität nicht inforporirt werben, 
fondern diefer Lehrftuhl fol nur an dem Drte, wo eine Univerfität 
it, und in äußerer Verbindung mit ihr errichtet werden, bamit ex 
mit der Univerfität, mit der allgemeinen Geiſtesbildung in nothwen⸗ 
diger Verbindung bleibe. Nur von diefem Gefichtspunfte aus hat 
man es angefehen. 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich babe noch Furz zu erflären, daß 
ich wirklich in der Abtheilung dafür votirt habe, daß die Gründung 
eines ſolchen Lehrftuhls den Juden erlaubt werden möchte. Ich glaube, 
es ift das ganz in dem Sinne geweſen, ben Ge. Excellen, der Herr 
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Miniſter des Kultus jetzt eben entwickelt hat. Bon Haufe aus iſt 
wir die Unmöglichkeit ganz Far gewefen, nicht fie in eine Zufultät 
mit aufzunehmen, fondern ihnen nur zu geflatten, au einem von ber 
den Willenfchaften obliegenden Jugend fehr frequentirten Orte eine 
Lehranſtalt für ihre Theologie auf ihre eigene Koften, ohne Zuhülfe 
nahme des Staats und ohne eine Inkorporirung in bie Univerfiiät, 
zu. errichten. 

Graf YVyhrn: Sch fchließe mich dem Antrage um fo mehr: * 
da ich für ihn eine alte preußiſche hiſtoriſche Begründung in Au⸗ 
ſpruch nehmen kann. Es if ein alter Gedanke des großen Kur⸗ 
fürften gewefen, in Tangermünde eine Univerfal- Univerfltät zu fliften, 
auf der eben Lehrftähle aller Wiſſenſchaften und Religionen ers 
richtet würben, und wenn daher der Herr Minifter ſich vielleicht 
beiehren wollte, zu welcher Fakultät dieſer jüdiſche Profefior gehören 
fol, .fo glaube ih, daß er darüber in dem andgearbeiteten Patent 
zu Erridytung dieſer Univerſitaͤt vielleicht Auskunft finden dürfte. 

Staats⸗Miniſter Eichhsrn: Ich muß meine Unwiffenheit befennen. 

(Heiterfeit.) 

Ich würde es aufs Daukbarſte annehmen, über die Sache näher 
belehrt zu werden. 

Sendtags- Marſchall: Es liegt fein Antrag weiter vor, bie 
Mejerität von 4 Stimmen, weldhe den Antrag geftellt hatte, bat 
darauf wenigfiens in breien ihrer Mitglieder zu verzichten erHlärt, 
wenn alfo. biefer Antrag nicht weiter unterflügt wird, fo würde «8 
zur Abſtinmung darüber nicht fommen. 

Referent Graf Itaenplits: Ich muß um Entfchuldiguug bitben, 
amterftägt ift er, glaube ich, ſchon. 

Santtags- Marſchall: Die Mitglieder, die ihn geftellt hatten 
haben ihn zurüdgezogen; allerdings bliebe er noch geftellt von zwei 
Mitgliedern der Abtbeilung, und es iſt in kurzer Weile zu entuch⸗ 
men, ob diefelben auf ber Yrageftellung darüber beharren. 

(Die Unterftütung erfolgt.) 

Alſo würde es zur Srageflellung kommen. Diejenigen, die dem 
Antrage, wie er geftellt ift, beitreten, werden das durch Aufftchen 
zu erfennen geben. 

(Die Majorität erflärt fich gegen den Antrag.) 
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Wir kommen alfo zur Berathung des $. 36. 

Referent Graf IAtzenplitz: Da nun eine Heine Pauſe entſtan⸗ 
ben iſt, fo erlaube ich mir zu erinnern, daß 6. 36 von den ſtandi⸗ 
fügen Rechten handelt, und «8 würden dabei zwei. Gegenftände, fo 
viel ich mir unmaßgeblich zu bemerfen erlaube, zu verhandeln fein, 
erſtlich ob überhaupt Juden zu Land⸗ und Kreistagen zuzulafien find, 
und der zweite Gegenftand würde ſich auf die Patronats⸗ und guts⸗ 
herrlichen Rechte beziehen. ’ 

Prinz Pirsen von Aurlend: Das Geſetß vom 11. Mär; 1812 
bet bereits in feinem Eingange den Juden dem Namen ber preußi⸗ 
Shen Staatsbürger beigelegt; die deutſche Dundesafte vom 8. Juni 
1815 bat dies in ihrem 16. Paragraphen betätigt. Sleiche Pflich⸗ 
ten bevingen gleiche Rechte und. Freiheiten in unferem ſtaatlichen 
Reben. Ich habe nun einen fo hohen Begriff von dem Rechte, das 
aus dem Beſitze hervorgeht, daß ich es als eine Abnormität bie 
jeht betrachtet habe, daß die Juden, die das Recht haben, Ritter 
güter zu erwerben, nicht Das Recht haben follten, auch in unferen 
freisftädtifchen Berfummlungen Sib und Stimme zu haben. Sch 
glaube, daß es wefentlich zu dem allgemeinen Beften beitragen 
würde, daß es das Interefle der Freisftändifchen Verſammlungen 
auch wefentlich heben würde, wenn andere Elemente mit in bie kreis⸗ 
ſtaͤndiſche Berfammlung eintreten dürften. Wenn von dem Eintritte 
In die kreisſtaͤndiſche Verſammlung der Eintritt in die landtaͤglichen 
Berfammiungen bie Folge fein würde, fo erlaube idy mir bie Prage, 
ob, wenn ein Jude die Befähigung hätte aub das Vertrauen 
genöfle, von "ven fänmtlichen Ständen bed Kreifes zum Landtage 
gewählt zu werden, ob ein fo begabter und talentvoller Mann 
dann nicht weſentlich auch mit zu einer fegensreichen Berathung über 
Die uns daun vorliegenden Fragen beitragen würbe? Don dieſem 
Geſichtspunkte aus habe ich mich im Ausſchuſſe in der Minorität 
befunden, und wenn ich auch leider erwarten muß,“ auch in viefer 
hohen Verfammlung mich in der Minorität zu befinden, fo habe ich 
28 doch für meine Pflicht erachtet, meiner Anficht und meinem Ges 
redhtigfeitögefühl hier von diefer Stelle, wenn aud) mer in wenigen 
Worten, einen Ausdrud zu verleihen. nn 
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Für Sihusmehg: ch bedaure, mit meinem verehrten Kollegen’ 
in Allem, was er eben angeführt bat, mich durchaus nicht einver- 
fanden erflären zu Tünnen. Gewiſſe Emancipatione⸗Punkte der Ju⸗ 
‚ben. habe ich ald eine nothwendige Folge der fortfchreitenden Zeit 
angefehen. . ch begreife, daß die Juden die Stelle in ihrem Glau⸗ 
ben, wonach fte ſich nach einem irdiſchen Reiche zurüdfehnen, nad 
Zion zurück wollen, in unferen gefegneten Fluren einer Veränderung 
unterworfen und dieſes Reich in ein rein geifliges verwandelt haben. 
Ich begreife, daß die fchlefifchen, märkifchen, polnifchen u. f. w. Ju⸗ 
den nicht die geringfte Luft fühlen, nach Serufalem zurüd zu reifen, 
fondern bier verbleiben wollen. Ich glaube alfo auch, daß wir es 
in biefer Beziehung mit jenem PBunfte ihres Glaubens nicht firenger 
zu halten brauchen, als fie ſelbſt; daß wir fie nicht mehr als Fremb⸗ 
linge, ſondern ald GEingebürgerte, namentlich in Verfolg des Aller: 
hoͤchſten Erlaffes von 1812 anfehen fönnen und müffen. Ich frage 
aber, ob aus den theilweifen Emancipationen, wenn ich mic) fo aus» 
vräden darf, die bereits ftattgefunden haben, ober jetzt hier befchlof- 
fen werben, die Verleihung des nllervornehmften Rechts augenblid- 
lich folgegeredst heute ſchon gefolgert werden muß. Ich ftelle das 
Rändifche Recht, das Wahlrecht, — ich meine nicht fo fehr pas Recht 
gewaͤhlt zu werden, ald das Necht zu wählen — amßerorbentlid 
hoch, ich ſtelle es als das höchfte Recht; mächft dieſem halte ich das 
Recht body, das von dem alten Unterthanen-Verband zwifchen Grund⸗ 
Obrigkeit und Einfafien, weldyer durch ein Gefeh unferes hochſeligen 
Königs gelöft wurde, noch übrig biieb, es ift dad Recht der Juris⸗ 
‚Sichton. Diefe beiden Rechte trifft dieſer Paragraph. Es fei mir 
erlaubt, yon dem erften auf das zweite überzugehen. Es heißt noch 
der, dem ein Rittergut gehört, Rittergutsbefiger, und die Yolge bier 
ſes Rittergutöbefiges if in vielen Provinzen die Gerichtsbarkeit. Der 
MNittergntobeſitzer iſt Gerichtsherr. Run frage ich, ob ed möglich tft, 
daß ein Jude der Gerichtsherr über chriſtliche Hinterfaflen, oder Uns 
terthanen, oder wie fie heißen mögen, fein kann? Das halte ich 
für fo unmöglich, daß ich’ überzeugt bin, daß mein verehrter Lando⸗ 
‚mann, dem ich hier erwiedere, dieſes nicht hat behaupten wollen. 
Ich komme auf den.zweiten Fall und folgere ihn aus bem erften. 
IX, 22 
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Wenn nach diefem irgend ein fänbifches Recht new Juden noch ab- 
gebt, fo fehe ich nicht ein, warum man das allerhöchſte ſtäͤndiſche 
Mecht ihm geben fol. Wen vertreten wir hier? Wir vertreten büs 
Rand. Das Rand befteht in ungeheurer Majoritit aus Chriften. 
Wenn Se. Majeftät einmal befehlen wird, bag die zweimal hundert 
Tauſend Juden, die innerhalb. des preußifchen Staats ſich aufhalten, 
eigene Bertreter haben follen, fo werbe ich dieſe Vertreter bier be⸗ 
gräßen — wenn auch nicht in dieſer Verfammiung, — 
(Heiterfeit.) 

aber *F werde fie doch begrüßen. 

Wie will ein Jude aber, der. von ein paar Juden und von 
einer außerordentlich großen Anzahl Ehriften gewählt fein kaun, wie 
Chriſten vertreten? Ich habe ſelbſt Die Ehre, gewählt zu. fein, bin 
alſo ganz überzeugt, daß überall die Würbigften gewählt werben .». 

(Heiterfeit.) 

id muß ſchon aus Selbſtliebe davon überzeugt ſein; ic; fann mic 
aber auch von der Idee nicht trennen, die ſchon die natürliche Bes 
ſcheidenheit gebietet, daß in einzelnen. Füllen auch ein minder Wür- 
Diger gewählt werden fünnte, und zu biefen Fällen kann aud) einmal 
eine. jübifche Wahl gehören. Ich habe allerbing8 hie Ueberzeugung 
daß bei einem Wahltage, wo fi) mehrere chriftfiche und ein judiſchor 
Kandidat melden, wohl auch ver letztere und mit gleicher Würkigkeit 
gewählt werden fünnte. Doch, was foll denn ber judiſche Kandidat 
‚bier vertreten, namentlich in den vielen Fällen, wo es nothweunbig 
ik, Chriſt zu fein? Soll er va hinausgehen? Ich würde m Für 
ein unvollfommenes Geſetz halten, weiches möglich, machte, daß in 
einer Berfammlung, wo 16 Millionen Chriſten und 200,000 abe 
vertreten find, ein Jude ſitzt und Chriſten vertritt. . 

Prinz Wiren von. Karland: Da mir nicht Die Gabe der 
Sprade in dem Maße zu Theil geworden iſt, wie dem verehrten 
Mitgliede, welches vor mir fprach, fo fei ed mir geſtattet, nur- mit 
wenigen Worten. zu erwiebern. Den Juben ift der Titel Ritterguto⸗ 
befiger fogar durch Befehl Sr. Majeftät des Königs zuerkaunt woer⸗ 
den, und eben felbft in der Verleihung des Titels’ finde ich. einen 
neuen Beweisgrund für meine Anſicht, daß ben Inden die Aucuͤbnüg 
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ber ſtaͤndiſbben Meshte yo Geſichtopuntte ber. Miligfeit Scham. zu⸗ 
MRehi. Was: Die Usübung bed Batrennsterchts und der Pairisenial- 
MBerichiähenteikibeirifft, daß ich derer nicht erwaͤhnt habe, hat feiner 
Mrund bemin,: "Daß für bie Verfügung ber. Ausübung dvieſer Rechte 
Luk sithalkung genimmt dat us» im Ontachten ausbrägtic dies er⸗ 
wäh iſt. 

. Graf. nen Berk: Die ſcheiu bie Mahl das veichtigfte * 
meint gu: fein, und ich glaube allerdings, wenn ein Zude von einer 
großen Anzahl Cheiſten gemaͤhlt wirde, daß er dam richt allein 
für. gleich wärdig mit Anderen, ſondern für ten Wefählgfien :unb 
Kalentenlifen müßte gehalten. werden und zugleich für einen Maun, 
daſſen Ktliche Würdigkeit In hohem Grade anerfannt fein auf. 3qh 
fann wir nicht deuten, daß fonft eine Wahl vorzugerweiie anf einen 
Inden fallen. wine: Es find die Gründe nid augegeben, wen: 
sin fokhes ‚Berhältuiß wicht denfhar fei, da es möglich iſt, daß im 
sinn großſen ‚von. Eheiften bewohnten Staate ein Inde nicht allein 
an einer‘ bensthenten Staͤnde⸗Berſamminng, fonbern fegur an einer 
gefehgebenden ‚iuuiininemt. Dafür fpredhen dic Erfahrungen im Laͤn⸗ 
bern, wo bie große Zahl der Einmohner die chriſtliche Religion 
nicht allein, ſondern die katholiſche Zonfefüon als die herrichenbe 
Kirche anerkannt hat, wie dies dem fürſtlichen Herrn Redner u 
Scqchleſten fahr mel. hefaumt fein wird. Ich beziehe mich ungern 
aut. Beiſpicle anderer Sünder, denn wir ‚haben gewiß: das Recht 
ufere, Banhästnhie. nad Dem (rmeien wafarer Batnkefeifie zu De 


mäheilen. 
r : Fürk. Sigreinske: I. lande die Beiſpiele, die der vaeher 
Keane geführt hat, recht wohl. Er bericht ſich ohne Zmeifel 
auch: Brankieiih und Belgien, und ich werde in. dieſen VDeiſpiclen 
fortfahren, nachdem fie eimmal angeführt. Ant, Es ift allerdingß 
wi, daß in Franireich und: Belgien die Deputalien au an Ju⸗ 
ee werden konn. Ich halte dieſes hei ung für unzu⸗ 
ig: vwicht aber, weil ich ‚befürchte, daß Juden weber in viefe, 
noch in. Die andere Berfammiung eintveten unb unter una Ping 
achnen werden. . Gerade die Weifpiele, die Der gechrie Reimer au 
eher hat, Fark der fchlagenbfie Beweis, daß, menu es mu 
22% 
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2 jwe angenommen würde, es in praui voch nit beſteht. “Dem 
obwohl in den. beiden gedachten Laͤundern bie Zuden deun chriſtlichen 
Sinwoheeru ‚volllommen gleichgeſtellt ſind, fo iſt in Velgien fein 
Inde in der Kammer, in Frankrrich aber ſitzen deren mar zwei in 
derſelben. Von dieſen Zweien iſt Der Eine ein ſehr verthmter Mes 
vokat und der Andere einer jener exceptionellen Juden, wie wir ſie 
häufig auf:den Höhen des finanziellen Horizontes treffen. : Ich will 
mich aber auch nicht wor der Prutis bewahren; ich glaube nicht, 
daß, wenn wir Juden in die Verſammlung befämen, fie und etwas 
Antichriſtliches verſchlagen wärben; uber vor der Teorie will ich 
mich verwahren. Veide Kurien find vie: hochſten Berfaumminsgen im 
ganzen Lande, und es ift. natärlich, daß in viefen Verſammluugen 
hie wichtigſten Interrſſen eines chriſtlichen Staates. zur Berhanbiung 
dommen, und follen, wo alle dieſe chriſtlichen Fragen zur Frage 
kommen, im ſolchen Verſammlungen fi) Faden beſtuden? € Hat 
Dickes weder mit der Tächtigfeit, woc mit der Wurdigleit, welche 
bie Juden haben mögen, gar nichts zu thun. Die vereinigte Kurie 
if eine Berfammiung, die im Namen. von 16 MM. Chriſten und 
200.800 Juden die Intereſſen zn vertreten hat. Nun frage ich, 
meine Herren, wer follen die Bertreter ‚fein, tie Chrie oder bie 
Suben? 
Graf son Wargbuns: Ich wollte mir elauben, ‚w dem, wos 
ver Herr Türk von Lichnowsky: angefähet ‚hat, noch zu bemer⸗ 
tem, daß ein Landtags Deputirter nach‘ meiner Anficht wit den Mh⸗ 
ren ausgeſtattet fein muß, die der Jude nicht hat. Er muß Juhtcher 
Her Gerichtobarfeit ſein, er muß das Patronatorecht außühen Tönnen 
u. del. m. Ich kann nicht glauben, daß es Abſicht ‚fein Sam, wife 
Auszeichnung den Juden auch mitzuverleihen. Rue vr Grumbe 
Rtimme ich gegen die Aufnahme der Duben.. 

. Graf Schus-Warutyy. ch. kann ‚nicht gianben, ba sie. vote 
Verſammlung geneigt fein möchte, darauf umutragen,, daß hie hete 
Stellimg,. welche der Landſtandſchaft in umferem Waterlande ein⸗ 
gerdumt ift, einer blos geduldeten Metigionsfelte eingerſumt werde. 
Die Juden haben die Landſtands⸗Rechte noch: nicht genoſſen, ne ich 
glaube nicht, daß es die Abſicht ift, ihnen mit andern Medhten ad 
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die Landſtands⸗Rechte zu geben; aber die anderen ihnen noch nicht 
ertheilten Rechte von der Standſchaft zu trennen, halte ich für un⸗ 
möglich. Das Patronats⸗Rocht, das Jurisdiktions⸗Recht, das Net 
der Polizeigewalt find Rechte, bie ‚den Juden nicht zuſtehen, und 
kann ich daher. nicht Dafür ſein, den Jaden das Standſchaſts⸗Recht 
an verleihen. 

Fürſt WM Radziwill: Wenn von einem der geehrten Herren 
Redner die Ertheilung der Standſchaft an die Juden aus dem Ge⸗ 
ſetze von 1812 und der wiener Schluß⸗Akte als ein geſetzlicher Ans 
ſpruch vindicirt worden iſt, fo will ich einfach dagegen erwidern, 
daß Das Geſetz non 1823 die Rechte, die man us beiden anberen 
Rechten berzuleiten ſucht, vorbehalten hat. Das -Geleg von 18823 
fpriht den Juden das Recht ab; von wohlerworbenen Rechten kaun 
alſo nicht Die Rede fein; höchſtens Tönnsen ſte, aus theoretifchen ober 
humaniſtiſchen Gründen, für fie befürmertet werden. Auf die Bei⸗ 
fpiele anderer Länder können wir uns nicht berufen. Ich muß wies 
erholen, was idy bereits bemerlt habe, unſer ganzes praftifches 
Staatsrecht beruht auf: dein Berhältnifie zwifchen Kirche und Staat. 
Dieſe Verhaͤltniſſe beftehen, und aus bieten Berhältniften find: ans 
erkannte Rechte hergeleitet. So lange aljo das Verhältniß zwiſchen 
Kicche und Staat in Preußen fo wie jest befteht, fo lange es nicht 
aufgelöft ift, wird, meines Erachtens, von einer Zulaffung der In⸗ 
ben zu den höchſten Korporationen des Landes, bie einen fo weſent⸗ 
lichen Einfluß auf’ vie Gefebgebung erhalten, nicht vie Rebe- fein 
können: Die angeführten Beifpiele find dahet auf unsere Verhält⸗ 
niffe wicht. anwendbar; denn fie find ae Ländern hergenommen, in 
denen durch Revalution die Verhältniſſe, die bei uns noch beſtehen, 
aufgehoben worden ſind. Ich wiederhole, daß die Verhaͤltniffe die⸗ 
ſer Linder nicht: erxewplifiziren koͤnnen. 

ws FHochberz: Nur eine Bemerkung. will ich mir erlauben, 
Sch trete der vorher, ausgefprochenen Anſicht bei, daß die Juden in 
ben Lereinigien Landtag nicht zuzulafien feien; es will mir aber 
ſcheinen, als: wäre ea der ‚Gerechtigkeit :angemefien, daß es den jü- 
bißchen Eutsbeſigern geſtattet werhe, daß, wenn auch fie ſelbſt nicht 
ya. der Staubſchaft .zugelaffen werden, ihnen doch in ber Eigenſchaft 
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8 Sutsbefiper  gefiuttet werben möchte, wenigfiens ihr Votum ab⸗ 
zugeben. Auf ihren Gütern laſtet die Schub ber Landſchaft, und 
6 ſcheint mir im der Gerechtigkeit zu Keygen, daß der jübifche Guts⸗ 
deſther dei landſchaftlichen Berſammlungen ein Wort mitzuſprechen 
habe. Eben fo finde ich es gerecht in Vezichung anf den Punkt, 
den Landrath zu wählen. Ich will kein Amendement ftellen, fordern 
ich will nwe das, was mir fo eben einfällt, vet Besirtheltung der 
heben Berfammiung ambeinrtellen. 
AMandiage · Slarfhal: . Wir Tommen zur Abſtimmung. 

Die Abtheilung fchlägt vor, daß im Wefentlichen der Fran 
erhalten werde, welder jeht beſteht; fie ſchlägt nur eine volftän- 
digere Yaflung des Paragraphen vor. Außerdem aber wragt Re auf 
Annahme des Geſeh⸗Entwurfes an. 

Diejenigen BWitgliever ifo, welche dem Anttage ber Abthei⸗ 
lung beitreten, werben biefes durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

(Niemand will ſich erheben.) 

Die Fragefiellung fcheint mißverſtunden worden zu fein. Die 
Frage iR gerichtet auf den Beitritt zum Autrage der Abtheiluug, 
ee a s, daß dem Grfep » Entwurfe beizuſtin⸗ 
mer 
Welerent: Der Antrag ber Nejoriitt ber Aetheitnug "geht 
dahin: | 

„DaB die Juden vom den Land⸗ und Kulötagen auszufhlivien ſeten.“ Mer 
. elfo- fd die Rejeität der Abtheilung Riemmt, flieht fir aus. 

Sandtagu- Marſchall: Dem Antrage ber Abtheiluug, und für 
wit. dem Baragraphen des Geſetz⸗ Entwurfes, it beigeſtimmt. 

Nelereat: Es wird den geehrten Herren noch eringerlich: fein 
daß rackſechtlich der Jarisdiktion und Polizei⸗Gerichtsbatkeit ber Be; 
ſetzentwurf dahin ging, daß dieſe während ver Veſttzzeit eines Paben 
ruht. Es iſt alſo ſchon angenommen, daß während ver Veſihzeit 
eines‘ Jaden die Polizei: Gerichtsbarkeit nicht von ihm wahrgenom⸗ 
men werben könne. Der Geſeh⸗Entwurf fagt aber auch daß wer 
jübifche Gutsbeſttzer nid vie Oerichtohalter und ie Berwalter der 
Bernd praͤſentiren fell, ſondern daß dies von den VBcharden nes 
ſchehen ſoll. Davon abwrichend, beautvagt bie eheliung daß die 
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Pedfentation des Gerichtohalters und Polizei⸗Perwalters Seitens des 
jübifchen Gutsherrn gefchehen könne. Wenn eine Undeutlichkeit dar⸗ 
über Plap greifen follte, fo weilte idy mir noch Die Bemerkung er- 
lauben. Der gewöhnliche Gang ift: der Gerichtöhalter muß immer’ 
vom Gerichtöheren vorgeichlagen werben und ein geprüfter Michter, 
alſo auch ein Ehrift fein. Rüdfichtlic des Bolizei-Berwalters ver 
hält es fich analog. Es wird alfo der jüdiſche Gutsbeſttzet einen 
Polizei: Verwalter dem. Landrathe vorfchlagen müflen, und biefer- 
wird nothwendig auch ein Chriſt fein müflen, das folgt ans ben 
allgemeinen Grundfägen. 

sn Quaſt: Ich würde mich mm feiner Weife diefem Bors 
ſchlage anſchließen können, weil dadurch eine’ zu große Gewalt in 
bie Haud eines Individuums gelegt würde, das Feine politifchen 
Rechte beſtt. 

Sandtags-SMurfhal: Wir kommen alfo zur elbſiimmung, und 
es iſt nach dem erfolgten Widerſpruch eine formellere Abſtimmung 
nochwendig. Es werden alſo diejenigen, welche dem Antrage der 
Abtheilung beiſtimmen, das durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

Dem Autrage der Abtheilung iſt beigeſtimmt. 

Graf Yyhen: Ich erlaube mir nur die Frage, ob ſomit über 
den ganzen Paragraphen 36 ſchon abgeſtimmt oder ob noch ein Ans 
trag erlaubt ift, dee nicht eher geftellt werben konnte, weil erſt das 
Refubtet ver Abſtimmung erfolgen mußte? 

(Landtags-Marfhall: Ic habe nichts dagegen.) 

Den Juden find alfo alle politifchen Rechte, Gerichtsbarfeit 
und: Patronatsrechte abgefprochen; ich frage nun, ob es nicht ber 
chriſtlichen Liebe und Gerechtigfeit entfpredjend wäre, wenn nun auch 
bie legten zwei Zeilen des Paragraphen geftridhen würden und man 
ihnen vie Kirchen⸗Abgaben zu tragen erließe. | 

Dompeobft. von Aroſigk: Dann würde aber bie Frage ent⸗ 
ſtehen, wem ſie zur Laſt fallen ſollen. 

Graf Bohren: Da antworte ich, die Beiträge werben auf bie 
Weife bezahlt, wie es jetzt iſt. Ich bin Patron einer evangeliſchen 
Kite, es. find drei Dominien ih vie Kirche eingepfarrt; dieſe zah⸗— 
len aber feine Beiträge, weil fe katholiſch ſind; werben vie Domis 
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nien mergen verkauft und find bie neuen Beſther evangeliſch, fo lebt 
ihre Verpflichtung, Beiträge zu zahlen, wieder auf. 

WLelerent: Der betreffende Gegenftand iſt in ber Abtheilung 
zur Sprache gefommen und namentlich von den geehrten Mitglies 
dern der Provinz Schleflen, welche ver Abtbeilung ungehören, ans 
geregt worden. In der Provinz Schlefien befteht allervings, ab» 
weichend. von der Gefegebung in der ganzen übrigen Monarchie, 
ein provinzielles Geſetz, wonach gewifle Grundabgaben an die Pfars 
ter (Defane) nicht gegeben werben, wenn der Patron einer andes 
ren Konfefftion angehört. Die Abtheilung aber hat fi, dahin ges 
neigt, daß diefed Verhaͤltniß, pas allerdings in der Provinz Schle⸗ 
fien befteht, ein fo -fingulaires fei, von welchem keinesweges wün⸗ 
ſchenswerth fein möchte, daß es weiter für die übrige Monarchie 
ausgedehnt werde, daß ed alfo auch keinesweges wuͤnſchenswerth 
fein möchte, e8 auf Verhältniffe auszudehnen, auf welche ed auch 
bisher in Schleflen feinen Bezug gehabt bat. Ich meines Theile 
Babe mich. dieſer Anſicht aus voller Seele angefchlofien und glaube, 
dag es zu unendlichen Berwidelungen führen würde, gerade jeht, 
wo fo viele Eonfeffionellen Spaltungen im Lande beftehen, wenn man 
nicht den Grundſatz fefthalten wollte, daß eine jede Wbgabe, weldye 
an dem Grundbeſitz Flebt, gezahlt werden muß, mag nun Ver 
Befiger ein Chrift, Jude oder Muhamedaner fein. So ift «8 in 
der ganzen Monardjie und der Zuftand in Schlefien nicht mur ein 
erceptioneller, fondern er war auch fchon einmal aufgehoben und ift 
im Jahre 1832 und nur ausſchließlich für die Provinz Schleften 
und nur für das Verhältniß der chriftlihen Konfeſſtonen wieber her: 
geftellt worden. Es dürfte alfo feine Veranlaſſung fein, dies Ges 
feb auf andere DVerhältnijje oder andere Provinzen auszubehnen, 
und eben fo wenig, in ein allgemeines Geſetz darüber etwas aufs 
zunehmen, fondern rathſam erjcheinen, bei dem Grundfab ſtehen zu 
bleiben, den der Gefeg-Entwurf aufgenommen bat. 

Sereetair Graf York: Ich muß meinen geehrten Freund aus 
Schleften daran erinnern, daß hier ein Heines Mißverftäudniß obs 
waltet, denn die Laften an Kirchen bleiben immer beftehen. Ich bin 
Batron vieler Fatholifchen Kirchen, und es ift mir nicht erinnerlic, 
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Daß: mir irgend eine Laſt an dieſe Kirchen erlaſſen worden wäre, 
im Gegentheil habe ich recht reichlich und gern dieſe Laſten getra⸗ 
gen. Anders verhält es ſich mit den Leiſtungen an die Pfarrer, 
die durch ein fpäteres Geſetz auf die Konfeffionen befchränft wur 
den, und es hat dies erklärt, daß ich dem Pfarrer einer anderen 
Konfefſion nicht fchnldig bin, den Zehnten zu bezahlen, fondern nur 
dem Pfarrer der eigenen Konfefiion. Aber dies iſt auf eine Reci⸗ 
prozitat gegränset, darauf, daß in Schlefien namentlich die Bevöl⸗ 
ferung fo gemifcht Ift, daß die beiden Konfeffionen beinahe gleich 
ftark fein werden. Mit den Juden ift es ein anderes Verhältniß, 
da ift eine folche Reciprogität unmögli, und darım muß ich mich 
entſchieden widerſetzen, daß irgend eine chriftlicye Kirche dadurch mit 
Berluften bedroht werde, daß ein Jude ein belaftetes Grundftüd 
erfaufe. 

Sandtags- Marſchall Es fragt fih, ob der Vorſclas Unter⸗ 

flüßung von 6 Mitgliedern findet. 
Da es nicht gefcjieht, fommen wir zum nächſten Paragraphen. 
WVRelerxent: Paragraph 37 enthält alſo zwei Abfäpe; gegen den 
erften ift von Seiten der Abtheilung nichts zu erinnern, ber Vor 
fhlag im zweiten: betrifft die Kaflung, alfo geht der Antrag ver Ab⸗ 
theilung eigentlich dahin, den Paragraphen pure anzunehmen. 

Graf Botho zu Stelberg: Mag es auch mit den jegigen all: 
gemeinen Humanitäts-Anfichten übereinftimmen, daß der Paragraph 
fo gefaßt und die Beſchränkung der Juden aufgehoben werde, fo 
muß ich doch fehr bezweifeln, ob es in der Praris eine gute Wirs 
fung haben wird, und ich glaube namentlich, daß eine Befchränfung 
in einer gewiffen Art, die ich hier nicht näher angeben will, zu deu 
Defierung des fittlichen Zuſtandes der Juden weſentlich beitragen 
wäre, 

Aelsrent; Ich erlaube mir nur, , Darauf aufmerfjam r machen, 
daß des Gewerbebetrieb im Umberziehen im Allgemeinen in der gans 
an Monarchie ein fehr kontrolirter ift, mag er nun von Chriſten 
gber Juden ausgeübt werben, und daß es ſich mur davon handelt, 
Beichränfungen aufzuheben, welche bis jeht in einzelnen Landestheis 
len ‚bei dieſem Gewerbebetrieb gegen die Juden obwalteten. Ee 
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folgt alfo dieſer Paragraph ſchon aus dem allgemeinen - Gruadſahe 
daß die Juden in bürgerlicher Beziehung mit den übrigen Alnteribes 
nen: gleichgeftellt werden ſollen. Zum Gewerbebetrieb gehört ver 
Rachweis eines unbefcholtenen Wandels, eines gewiſſen Lebens Al- 
ters, Zahlungen der Kommunnl- Abgaben an irgend ‚einem beftimms 
en Ort u. f. w., und wenn alle biefe Erforderniſſe nachgewieſen 
find, dann Wird der Gewerbeſchein ausgeſtellt. 

andiags - Marſchall: Wenn weiter keine Bemerkung erfolgt, 
iR der Paragraph nah dem Autrage des Ausschuffes angenommen 

Referent Graf von Itzenplitz (lieft vor): 

38. 

Die Juden find zur Führung en kmımter und erblicher Kamilien-Ramen 
verpflichtet. Sie haben fih bei Führung ihrer Handelsbücher entweder ber deutſchen 
Oder der fonfligen, unter der Bevölkerung ihres Wohmnorts üblichen Lanbesfpradge 
und deutfcher oder lateinifcher Schriftzüuge zu bedienen. Handlungsbücker, in weis 
Gen gegen dieſe Borfchrift verfloßen if, baben für. ben Juden leine Vewelskraft. 
Bei Abfaffung von Verträgen und rechtlichen Willenserllärungen, wie bei allen 
vorfommenden fchriftlichen Verhandlungen, ift ihnen nur her Gebrauch ber deutſchen 
öber einer anderen lebenden Sprache und beutfcher oder Tateinifcher GSchriftzüge 
geftattet. Im Mebertretangsfalle trifft fie eine fisfalifche Geldſtrafe von HU Ritirm. 
ober fechöwöchentliches Befängniß.” . 

Der 8. 38 wird unbedingt zur Annahme empfohlen. 
Eben ſo ver 8. 39, welcher lautet: 


3. 

Bas bie Verpflichtung zur 8* eidlicher Zeugniſſe und die dieſen Zeug⸗ 
niſſen beizulegende Glaubwürdigkeit betrifft, fo findet ſowohl in Civil- als Kris 
minalsSachen zwifchen ben Juden und Unferen übrigen Unterthanen fein Unters 
ſchied ſtatt.“ 

von Wabenen: Zu g. 39 wollte ich eine Bemerkung vom prak⸗ 
tiſchen Standpunfte ans vortragen. Nach der Kriminals Orinung 
von 1805 ift in wichtigen Fällen den jüdischen Zeugen allerdingo 
nicht die volle Glaubwürdigkeit gegeben, weil man angenommen bat, 
daß Die Juden nicht hinreichende Liebe zur Wahrheit hätten, fich 
duch Menfchenfurcht und andere Rüdfichten verleiten laſſen wärs 
den, die Unwahrheit zu frgen und umrichtige Ausfagen dennoch mit 
einem Eide befräftigen würben. Es fragt fih, ob die Zeit fhon 
da fei, daß man dem Zeugniffe eines Juden die gleiche Glaubwũr⸗ 
digfeit- wie dem chriſtlichen Zeugen beilegen köͤnne? Auf vielfältige 
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Crfohtungen geftüht, glaube idy die Frage mit Ja beantworten zu 
fönnen. Als Zuftiz-Beamter habe ich ſchon ſehr viele juͤdiſche Zeu⸗ 
gen vereidigt, und bei dieſer Vereidung habe ich nie Grund gehabt, 
die Richtigkeit ihrer Ausſagen in Zweifel zu ziehen. Auf den us 
den wirken ſehr mächtig die Ceremonien, die dem Eide verangehen, 
es wirken auf ihn mächtig die Ermahnungen feines Rabbiners. So 
vorbereitet, leiſtet er den Eid, und in ſeinem ganzen Benehmen ſpie⸗ 
gelt ſich ein Hohes Gefühl. für Wahrheit und Achtung vor dem 
Eide ab. Deffenungeadhtet ſoll der jüdiſche Zeuge nad) ber Krimis 
nal⸗Ordnung nicht diefelbe Beweiskraft erhäkten, wie ber chriftliche 
ZJeugei Dies ſcheint mir ein Unrecht gegen die Juden zu fein, wel⸗ 
des bald zu befeitigen fein dürfte. Es würde noch ein praftifcher 
Vortheil daraus entitehen, wenn die cheifttichen und jüdiſchen Jeu⸗ 
gen gleiche Beweisfraft hätten; denn oft finden ſich Sriminalfälle 
wichtiger Art, wo Feine anderen Zeugen da find, als jübifche, In 
ſolchen Sälfen hat der Richter bis jept feinen Anhaltepunft gehabt, 
bie Schu oder Unſchuld herauszufinden, und aus dieſem Grunde 
giaube ih, daß. die Beſtimmung bes $. 39 eben jo zeitgemäß ale 
nothwendig ſei. 

Refetent Graf Itzenplitz: Da der Redner auch für die Be 
flimmung des Geſetzes und den Antrag ber Abtheilung gefprochen 
Dat,: fo wird es nicht ndthwendig fein, weitere Motive anzufſchren. 
»Audtage · Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung erfolgt, 
fo A: der Antrag der Abtheilung angenommen. Es wird net 
werbig fein, die Berathung dis zur morgenden Sitzung aköymfegen. 

ı 3% habe ver Verſammlung noch eine Königliche Botſchaft bes 
Iamat zu müchen,. welche mir im Laufe der: heutigen Sitzung nuge- 
gengen *t. Sie laulet folgenderihaßen: - 

Be vem’Wertefen biefer Votfchaft, welche die Berlänge: 
:tung des Laudtags betrifft, erheben fick (änitlitje an: 
glieder von ihren Plaͤhen.) 

Bin Friedrich Wilheln, von Bottes Gnaden, König von Prerien sc 1. ie} 
enthieten Unſeren zum Ecſten Vereinigten. Landtage veawelie⸗ getreyen Staͤn⸗ 
den, Uuſeren genaͤdigen Gruß. 

Da ſchon jegt mit Sicherheit vorauszuſehen if, daß die von der Kurie ber 
drei Stande in Bezug auf Unfer Batent und die Verorduungen vom 3. Schrnar 
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d. J. beſchloſſenen, gegenwärtig ber Gerren⸗Kurie zur Verathung vorliegenden 
Anträge bis zum 19. d. M. ihre Erledigung nicht finden werden, fo wollen Wir 
für diefe Verhandlungen des Erſten Vereinigten Landtages hierdurch noch anf fo 
kange Brift erthellen, bis die Beratungen Unferer getrenen Stände über jene 
Uinträge beeubigt und die Befehle, zu denen Wir Uns durch dae Reſultat dieſer 
Veratizungen bewogen finden möchten, von Unferen getreuen Ständen erledigt 
feig werben. Wir haben Unferen Landtages Rommiffarius beauftragt, Uns ans 
zueigen, an welchem Tage hiernach die Schliefung des Erſten Vereinigten Lands 
tage wird erfolgen koͤnnen. 

Uebrigene bleiben Wir Unferen getreuen Ständen in Gnaden geivogen. 

Gegeben Sansfouri, ben 16. Juni 1847. 


(ge) Friedrich Wilhelm. 
An 
die zum Vereinigten Landtage vers 
fammelten Stände,‘ 


Auf die Verhandlungen der Abtheilung, welcher die Mittheis 
lung ber anderen Kurie über die Anträge auf Abänderung der Bers 
ordnungen vom 3. Februar überwiefen worben if, hat es Bezug, 
wenn id) bemerfe, daß die Sigung morgen um 11 Uhr ſtattfinden 
wird, damit die Abtheilung wahrſcheinlich die letzte Sitzung über den 
Gegenftand vorher zu halten im Stande fei. 


Alſo die naͤchße Sibung iſt morgen Bormittag 11 uhr, und fie 
wies fi, außer der Berathung über den heute abgebrochenen Ge- 
genſtand, der fortgefeht und zu Ende geführt werden wird, mit der 
Deratbung derjenigen Bericht-Erftattungen zu. .beichäftigen haben, 
weldye die Mitglieder der Verſammlung fchon gedruckt erhalten has 
ben. : Es find dies unter Anderem; Bericht über die Interpretation 
der Sonderung in Theile, Bericht über die Abaͤnderung ver ‚gefehs 
lichen Beftimmung über die Wahlfähigfeit von Mitgliedern aus Land⸗ 
gemeinden zu Kreistagen, über bie Ertheilung fländifcher Rechte an 
Alle, welche ſich zur chriftlichen Religion befennen , über die Oeffent⸗ 
lichkeit der Sigungen der Stabtverorbneten u. f. w., über. Bie Auf⸗ 
hebung der Bezahlung von Gebühren für Aufenkhaltsfurten,; über 
Ausdehnung des neuen Strafverfahrens auf alle Theile der Mos 
narchie, in welchen, die allgemeine Kriminal⸗Ordnung gilt. 
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Ich habe zu bemerken, daß blos Der letzte Bericht work: wicht 
zur Vertheilung gekommen, die übrigen find ſämmtlich vertheilt und 
werden Gegenſtaud der naͤchſten Berathung fein. 

(Schuß der Sigung nah 4 us) 


—ee Or 


Zweiundvierzigfte 


ier⸗ bes Vereinigten Landtags 


am 17. Juni. 








Kurie der drei Stände. 


Inhalt: 


Suterpeflation In Betreff der Befchäfts-Drbnung ; Vetzeichniß der zunaͤchſt zu er⸗ 
ledigeuden Petitionen; Bemerkungen darüher; Fortſetzung ver Verhandlungen über 
die Allerhoͤchſte Propoſition, die Verhältniſſe dev Juden betreffend; Berathung 
der einzelnen Paragraphen des Geſetz⸗ Entwurfs. 


Die Sidung beginnt unter Vorſitz des Landtags⸗Marſchalls 
von Rochow 10 Minuten nach 10 Uhr. 

Als Sekretaire fungiren die Abgeordneten Frhr. von Wald⸗ 
bott und Siegfried. 
Aandtags- Marſchall: Das Protokoll der vorigen Situng wird 
werlefen. 

Machdem daſſelbe durch den Sekreitair von Patow verleſen 
worden wär): 

Findet ſich zu dem Protokolle etwas zu bemerken? 

Da nis bemerkt wird, ſo if das Protokoll hierdurch ge⸗ 
nehmigt. 

Der Herr Abgeordnete von Meding hat das Wort verlangt. 

“Mög. son Medins: Es iſt geſtern von dem geehrten Abgeord⸗ 


neben der GBeaffihaft Mark eine Bemerkung in Vezug auf eine Aeu⸗ 
ferung gemacht werden, die ich gethau habe. Dieſe Bemerkung 
fhien zuerft den Charakter einer perfönlichen zu haben, und weil ich 
der Anfiht bin, daß -man die hohe Berfammlung mit perfönlichen 
Erörterungen fo wenig wie möglidy bebelligen muß, habe ich darauf 
verzichtet, etwas zu erwidern. Bei näherer Erwägung finde ich 
jedoch, daß die Sache einen allgemeinen und fadhlicheren Charakter 
hat, und deshalb habe ich um die Erlaubniß gebeten, noch jetzt ei⸗ 
nige Worte darüber ſagen zu dürfen. Ich muß mir geſtatten, auf 
das Faktum zurüdzufommen. Es war in der Verſammlung in An- 
regung gefommen, ob die Juden Offiziere werden könnten, und ges 
fragt; worauf 18 fid ann :Daß Be wie fein, *7 
würden. Es war von einem Redner der Krone hierauf angeführt 
worden, „daß es auf einem befonderen Befehle Sr. Majeftät des 
Königs beruhe, daß fein Jude zum Offiziere vorgefchlagen werben 
follte. Im Folge deſſen fand die Anficyt in der hohen Verſammlung 
Anklang, als ob ed an einem legal publizirten Geſetze fehle, wos 
durch die Juden von dem Offizierftande ausgefchloffen wärben. Ich 
erlaubte mir, darauf aufmerkfam zu machen, daß Diele Beſtimmung 
in ven betreffenden Paragraphen des Geſehes von 1812 allerdiugs 
lege. Ich will mir erlauben, diefe Paragraphen vorzußefen: 
8. 

Sie löunen daher akademiſche —8* und Schul⸗, and) OeneisheHenter, u 

welchen fie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. 


Inwiefern bie Juden ju anderen öffentlichen Bebienungen nnd Staats⸗Aem⸗ 
tern zugelaſſen werben koͤnnen, behalten Wir Uns vor, in der Folge der Zeit ger 
fedtich zn beſtimmen.“ 

Da kein Zweifel darüber ſein kann, daß die Offiziere ak, DM 
‚Staatsdienern gehören, fo ſchien es mir ganz Mar zu ſein, Daß bie 
Juden auch nicht zu Diffizierftellen fo lange würden zugelaſſen wen 
den dürfen, als bis Er. Majehät anderweit daruͤber beſticunt haͤtten 
und über. dieſe weiteren Veſtimmungen iR: eben ‚Ge. Majeſtät gegen- 
wiärtig mit Seinen Ständen in Berathung getreten. Die pe 
lung nun, ‚die von dem verehrten Vertreter der Grafſchaft Marf 
mir gewacht wurbe, ging dahin, ba eine Bemerkung. non; gie vom 
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Miahe ans gemacht worden ſei, während ic) nicht in der Zahl ber 
eingefäpichenen Rebner ſtaͤnde. Dieſe Ausſtellung IR an ſich ganz 
richtig, dor Herr Marſchall hat das auch eingeräumt. Nach ber 
ſtrengen Orbnnng des Geſchäfts⸗Reglements ſoll mar nur in der 
Bleibe ſprechen, in der man verzeichnet iſt. Ich war nicht an ber 
Reihe und hätte warten müffen, bis ich aufgerufen worden wäre 
und mid; die Reihe getroffen hätte. Ich glaube aber, daß es viel- 
Allg in: der Verſammlung gefchehen iſt, daß ſolche einzelne Bemer⸗ 
hungen gemacht. wurden, und daß dies oft zur Wörlirjung der Ber 
rathung, mithin zum Nutzen der Berfammlung beigetragen hat: Ben 
dieſem Geflchtöpunfte ans glaube ich, daß materiell das -eingefchld- 
gene Verfahren kein Nachtheil, fondern ein’ Gewinn -für bie Ber: 
ſammlumg geweien iR. Wenn nun aber zugleich ber Herr Abge- 
‚ordnete von der Braffchaft bemerkte, er Fänne mir nicht Bas Recht 
‚zugefüchen, eine foldye Bemerkung zu mächen, well id; nicht ein Red⸗ 
ner des Gouvernements fei, fo habe ich darauf zu erwiedern, daß 
ih ganz gewiß mir nicht einfallen Laffen kann, der Redner des 
Bouvernements zu fein, daß «8 ſich aber auch hier garnicht darum 
handelte, die beſonderen Interefien des Bouvernements wahrzunehmen, 
fondern nur darum, eine Bemerkung zu madyen, die im Sntereffe 
der Wahrheit ums der Aufffärung der hohen Verſammlung lag, und 
dazn beizutragen, das ift, glaube ich, unfer gemeinfchaftliches Inter- 
eſſe, Wir mögen von emer Anſicht ausgehen, von welcher wir wollen. 
Aulerviags find wir hauptſäͤchlich und zunächſt durch die Wahl un 
ſerer Kommittenten hiee und haben diejenigen Pflichten wahrzuneh⸗ 
men, tie wir als Abgeordnete des Landes und des fpeziellen Bezirks, 
für den wir: gewählt find, wahrzunehmen haben. Es Tömmt Alfo 
auf die beſonderen Pflichtvechätniffe, in denen wir außerdem noch 
Rechen, nicht an, und es waͤre wunſchenswerth, wenn an biefe -be- 
fonberen Pflichtoerhaͤltniſſe nicht allzu oft erinnert würde. Wenn aber 
daran erinnert wird, daß eine nicht unbedentende Zuhl von Mit⸗ 
gliedern der Verfammlung außer der Eigenfchaft, vie fie als Abge⸗ 
vrdnete haben, noch mit befonderen Rechten und Pflichten als Diener 
Er. Majeftät des Königs verpflichtet find, dann glaube ih, daß 
auch dieſes Verhältnis von. Reiten und Pflichten für alle dieſe 
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Staatsbeamien daffelbe iſt, und es nicht darauf anfonumen fan, 
‚ob der Eine oder Andere etwas älter in dem Dienfle if, ob er in 
der einen ober in der anderen Stellung fleht, und kb glaube, daß 
in diefem Falle dieſelben Rechte und Pflichten in Anſpruch genom⸗ 
men werben müflen für den Landrath des Kreifes Hagen, wie für 
ben ObersPräliventen von Brandenburg. 

Abg. Frhr. von Vinche; Wenn ich mir geftern in Bezug auf 
das, was und fo eben von dem verehrten Bertreter der juterbogker 
Ritterfhaft vorgetragen worden ift, das Wort erbeten hatte, fo ges 
ſchah es nur, um eine Bemerkung in Betreff der Geſchaͤftsordnung 
zu machen. Die Geſchaͤftsordnung fchreibt ansdrücklich vor, daß ter 
Marſchall den Rednern nach der Reihenfolge, in der ſie ſich melden, 
das Wort zu ertheilen habe. Nach dieſer Regel iſt bisoher auch vers 
fahren worden, umd bie einzige Ausmahme iſt nur bie, daß dem 
Referenten und vemjeuigen, der ein perfönliches Faktum zu berichtigen 
wuͤnſcht, das Wort gegeben wird...» 

Sandtags- Marſchall: Darf ich eine Unterbrechung machen? 
Auch Diejenigen können das Wort außer der Reihe erhalten, welche 
eine Aufklärung zu geben oder Mißverfländnifie zu befeitigen haben. 
So fchreibt «8 der 8. 26 des Neglements vor.. 

Ag. Frhr. son Vinche: Ich habe Dies nur fo verſtanden, 
daß es fih auch dann um ein perfönlid«d Faktum handeln muß, 
und fo ift bisher .auch verfahren worden. Der Herr Marſchall hat 
ja ſelbſt geſtern bei Berichtigungen der Mitglieder für Healberſtadt 
und Breslau, welche ſich auf die Verbältnifie des füchfifhen Land⸗ 
Sages und der breslauer kaufmänniſchen Korporation bezogen, bes 
merkt, daß diefe Heußerungen über bie Grenzen perfönlidher Mr 
richtigungen hinausfchweiften. Ich habe Iehtere Anſicht nicht voll⸗ 
ſtäändig anerfennen fönnen, weil fchon nad einer Beſtimmung des 
Allgemeinen Landrechts jedes Mitglied einer Korporation einen Vor⸗ 
wurf, weldger der Korporatign gemacht wird, auf fich begiehen fann 
und berechtigt If, in der Korporation gleichfam feine Perſon zu ver- 
theidigen. Daher glaube. ih, daß ein Mitglied in einem folchen 
Falle, wo es der Provinzialftandfihaft oder der hresiauer Kaufmann⸗ 
ſchaft angehört, und wo bie Provinzialſtandſchaft oder die breslaner 
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Kaufmannſchaft angegriffen wird, ſich das Recht vindlziren muſſe, 
den Angriff auf ſeine Perſon zu beziehen. Ganz anders aber ver⸗ 
haͤlt es ſich mit dem heute wiederholt vorgetragenen Vorfall. 

Unrichtig iſt ferner, was In Bezug darauf mir in den Mund 
gelegt wird. Ich habe keineswegs ven geehrten Abgeordneten ber 
jüterbogfer Ritterfchaft ale Redner des Gouvernementd bezeichnet, 
und ich berufe mich deshalb auf die ftenographifchen PBrotofolle, 
fondern ich habe nur gelagt, das geehrte Mitglied koͤnne in ber 
Bertretung des Gouvernemento Tein yerfönliches Faktum erfennen, 
und ich glaube, daß das geehrte Mitglied dem Throne noch nicht fo 
nahe fteht, daß es ſich veranlaßt finden Eönnte, das Recht für fidh 
. zu vindiziren, Aufflärungen über Angelegenheiten bes Gonwernemeni 
zu geben. 

Kurze Bemerkungen vom Platze fönnen allerdings dazu beitra- 
gen, Auflärungen für die Debatte zu geben, und ich habe auch das 
Interefiante der Aufklärung nicht verfannt; wenn aber jenes Mit⸗ 
gliev der Berfammlung das Recht für ſich vindizirte, zu jeder Zeit 
Aufflärungen geben zu dürfen, fo würde eine geregelte Disfuffion 
gar nicht moͤglich fein. 

Bon dem amtlichen Charakter des geehrten Mitgliedes habe ich 
nicht geſprochen, und ich kann es nur als unparlamentariſch bezeich⸗ 
nen, wenn des Amtes, was ich zu befleivden die Ehre habe, von ihm 
gedacht worden iſt. Ich habe nicht von der Provinz Brandenburg, 
fonbern nur von dem Vertreter der füterbogfer Ritterfchaft gefprochen, 
und in diefer Beziehung kann ich alſo für mich eine Gleichftellung 
vielleicht vindiziren; aber auf eine Bergleichung zwiſchen Anciennetät 
und Charakter mache ich feine Anſprüche Ich habe nicht die Ab» 
ſicht, mit dem verehrten Mitgliede in feiner amtlichen Stellung irgend 
jemals zu rivaliſtren. 

GGeluächter.) 

Abg. Vittrich: Der Herr Landtags⸗Marſchali her angeordnet, 
daß. die Mitgliever der hohen Verſammlung viejenigen Petitions- 
Anträge zur Sprache bringen möchten, deren befchleunigte Berathung 
gewünſcht wird. Ich habe mir erlaubt, darüber ein Verzeichniß 
zu fertigen, und werde das vorleſen. Es find das die Anträge auf: 
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I) Vreßfreiheit, 
2) Deffentlichfeit der fändifchen Verhandlungen, 

-3) auf Erweiterung der Waͤhlbarkeit zu Landtags: Abgeorbneten, 

4) da0 echt der Wehflelung des Haupt⸗aamz⸗Stats, 

3} anf Declaretion ver Wefege vom 20. Mrz Mat, bitreffene das gericht: 

liche und des DisziplinarsSttafoerfahren gegen richterliche Beamte, 

6) Reform des Vormundſchaftsweſens, 

7) auf Amneftie derer, welde ſich an ben legten Unruhen in ben ehemals 

polnifchen Provinzen betheiligt haben, 

8) Vorlegung und Gmanation beruenen Ronlürs-Orbnung, 

9) wegen Beigränfung bes Hauſtrgeweches, ; 

10) Revifion des ZellsTanifs, 

11) Erlaß des Handels: Geſehbuches und ber Wechſel. Ordnung. 

12) Vorkehrungen gegen die Wiederkehr des allgemeinen Nothſtandes, 

13) auf Berhindernng der zahlreichen Auswanderungen, 

14) Grlaß einer Berorbnung zum Gchupe der Gläubiger ber ans dem preue 

Sifchen Untertanen: Berbande Auswandeenden, 

15) wegen bes nnenigeltlichen Schuee-Ausweriene auf. den Gäaufiem, 

16) Aufhebung der geheimen Kontuitenliften, 

17) Ginführung einer LandgemeindesÖrbnung, 

18) Errichtung eines Kredit⸗Inſtituts für alle Mierbefigungen im Stande ber 

Laubgemeinden, 

19) Gründung eines Pfandbriefes oder Krebit:Syftews fie: die Stätte. 

Ich bitte deu Heren Landtags⸗Marſchall, ohne Debatte darüber 
abftimmen zu Laflen, welcher dieſer Anträge zuerf in Beratfung ges 
zogen werben fol. 

- (Mehrere Stimmen Das geht sicht.) 

‚ Sandtegs- Serial: Es könnte nun ein Antrag nach dem 
auberen zur Abflimmung gebracht werben: _ 

(Biele Stimmen: Mein, nein!) ' 

6 würde ſich darum fragen,. ob Der eine oder andere dieſer 
Anträge den Vorzug echalen. ſollte, denn über Diefe ganze Life 
fönnte fehwerlich eine Beftimmung getroffen werden. Ä 

(Abermals viele Stimmen: Nein!) 

Abg. von Auerswald: Ich habe den, Hermes Marſchall ge- 
fiern fo veritanden, als follte nach des Schluſſe der gegenwärti⸗ 
gen Berathung über die Allerhöchſte Prapefition Darüber non der 
Berfammlung befchlofien, werben, welche von deu Petitionen fle vor 


angsweife in Angriff zu. ‚nehmen wünfce, und ich habe mir aus den 


Worten, weidge ber Herr Marſchall ſprach, abfirahirt, Daß es Suche 
derjenigen, weishe für die Berathung ber einen oder anderen Petition 
einen Wumſch haben, wäre, Died dem Herrn Landtags-Marichall an- 
yageigen, damit die Berfammlung darüber enifchieve. Ich habe kei⸗ 
nen Begriff davon, wie wir es machen follen, wenn wie das ganze 
Verzeichniß der Reihe nad) durchgehen wollten. Ich lann mid daher 
dem geehrien Redner auf dee Tribüne nicht anfchliegen und eriaube 
mir die Frage an den Herrn Marſchall, ob der Gang, den ich ans 
deutete, der richtige fei. Ich habe mir vorbehalten, wenn ed zur 
Frage käme, diejenigen ‘Betitioeuen zu nennen, von benen ich den 
Bunfdy Habe, daß fie zur Sprache gebracht würben. 

. Kondtags- Marſchall: Allerdings if meine Abſicht ganz dieje⸗ 
nige gewefen, die ber verehrte Redner als foldye bezeichnet hat. Der 
vorletzte Renner bat allerdings ftati deſſen eine große Reihe von 
ſolchen Gutachten 

Heiterkeit in der Verſammlung.) 
in Borfälag gebracht, und ed Fäme dann freilich darauf an, daß 
nad einander bet jedem einzelnen gefragt würde, 
(Biele Stimmen: Nein!) 
ob die hehe Verſammlung dafür ſtimmte, daß es vorzugsweiſe be⸗ 
rather wurde. 

Abg. Frhr. von Winde: Ich wollte mie nur erlauben, darauf 
aufmerkfam zu machen, daß nach der eben verlefenen Alerhöchften 
Nabineis⸗Ordre der eigentliche KHauptzwed, ja faft der einzige Zweck 
unfered Zuſammenbleibens, nachdem die Propofltion wegen ver Vers 
biltniffe der Juden zu Ende berathen, nur der if, daß die einzelnen 
Anträge, weiche der Herren⸗Kurie im Bezug auf die Abänderung 
des Patentes vom &. Februar vorliegen ımb, fo viel ich gehört 
habe, morgen zur Beratung gelangen werben, bort berathen wers 
den und wir Dans .umfererfeitö über die etwaigen Mobificıtionen, 
welche in der Herren-Kurie beliebt würden, Beſchluß fühlen. Denn 
wenn wir noch eine Menge ‘Petitionen berathen werben, fa weiß ic) 
nicht was ba für einen Erfolg haben wird. Wir fünnen banız. in 
der Lage fein, hier Beſchluß zu faflen, ohne daß die Herren- Kırie 
die Möglichkeit hat, darüber befihließen zu können. Die Verſamm⸗ 
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kung wird aber dech wohl mtr zu dein. Zwecke beſchoßen wollen, 
damit ein Befchluß des Landtags in folchen Angelegenheiten erfolge. 
Wenn wir .unfere Belitionen und die dazu ehva erfolgenden Modi⸗ 
ficationen der Herren⸗Kurie noch alle beraten wollen, dann weiß 
ich nicht, wo wir anfangen follen. Soll aber ein beſtimmter Bes 
ſchluß darüber gefaßt werben, welche Petitionen die wichtigſten feien, 
fo wird der Eine diefe Petition, der Audere jene Petition für Die 
wichtigfte erflären, und es wird uumdgtih fern, darüber zu einer 
Bereinigung zu gelangen. 

Abg. Fehr. von Mantenfiel II.: Es ſcheint, ald ob die Be 
rathung bereits auf den Punkt gevichen wäre, welcher, fo viel Ich 
den Herrn Marſchall gefteen verftanden habe, eigentlich für den 
Schluß der heutigen Sitzung befimmt war. Da es aber eimnal 
gefchehen ift, fo halte ich e8 auch für meine Pflicht, auf den allge 
. meinen Gefichtöpunft aufmerffam zu machen, der bei denjenigen Be: 
titionen leitend fein wird, die in dieſer Verſümmlung während ber 
Zeit, die übrig bleibt, noch zur Berathung fommen können, und in 
diefer Beziehung muß ich zunäcdft dem geehrten Abgeorbueien aus 
Weltphalen beitreten, welcher darauf aufmerkſam machte, daß es faum 
möglich fein würde, Petitionen, die bier noch berathen werben, zur 
Erledigung zu bringen. Ich fchließe einen zweiten Geſtichtopunkt am, 
der dahin geht, daß ein: Verzeichniß der Petitionen. gefertigt werde, 
welche von der Herren Kurie herübergekommen find. Dann haben 
wir Material genug, aus diefen Petitionen können wir biefenigen 
herausnehmen, die als die wichtigsten erfcheinen, und fo wenigſtens 
dieſe Gefchäfte zum Abſchluß bringen. Aber auf diefe Weile, die 
jest ‚beliebt worden ift, wonach Betitionen Hier berathen werben fol 
ben, welche ber Herren, Kurie niemals jegt zue Erledigung zugehen 
werben, Binnen wir zu einem Abſchluß der Geſchäfte nicht kommen; 
idy halte deswegen für das Beſte, daß ver eben bexichneꝛe Weg 
eingeſchlagen wird. 

andiags - Marſchall: Darauf erwiedere ich, deß ſolche Peti⸗ 
tionen noch nicht vorliegen; fie befinden ſich noch in den Abtheilun⸗ 
gen nnd find noch nicht zur Berathung reif. 

(Berfchiedene Stimmen geben zu gleither Zeit Derartige Petitio⸗ 
nen an.) 
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Ich muß bitten; daß nur Einer auf eimmel- ſpreche. 

Asg. Seuſemaun: Meine Herren! Es verficht ſich wie mix 
ſcheint, von ſelbſt, daß diejenigen Petitionen, welche aus der Herren⸗ 
Kuvie an und gelangt find, bier zur Berathung kommen müſſen, 
ſobald fie aus ben Abcheilungen hervorgehen. Judeſſen wird ſich, 
außer dieſen Petitionen, bis zu dem vornuozuſehanden Schluſſe des 
Landtages gewiß noch Zeit finden: andere hier zu berathen. Es 
fommt nach meiner Meinung nicht allein darauf an, daß dieſe Peti⸗ 
tionen auch in der Herren⸗Kurie deumächſt zur Berathung kommen, 
fondern es iſt, ganz abgefehen davon, ſchon fehr wichtig, baß bie 
Berathung bier fattfinde und das Gouvernement dadurch Kenntniß 
von der Anſicht unferer Kurie erlange. Hiernach ift es nun noth⸗ 
wehbig, vorzugsweiſe für dieſen Zweck nur diejenigen Betitionen zu 
berathen, vie eine große allgemeine Wichtigkeit haben. Iſt ed mir 
erlaubt, in dieſer Hinficht ‚nicht eine lange Reihe, ſondern .nur ganz 
wenige zu bezeichnen, fo made ich auf folgende aufmerffam. Sch 
glaube, daß ich dafür bie Zuſtimmung der hohen Berfammlung um 
fo eher finden. werde, weil ich nur drei oder vier vorfchlage; follte 
nachher noch Zeit übrig fein, fo fann man weiter beratben, was 
vorzunehmen il. Sc würde zunörberft .vorfchlagen, daß bie Peti⸗ 
tionen auf Preßfreiheit und den Erlaß eines Preß⸗Strafgefetzes bes 
rathen werden; ſodaun würde id) als von beſonderer Wichtigfeit die 
Betitionen wegen Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Kon⸗ 
teole ves Staats sHaushalted zur Berathung vorfehlagen, die des⸗ 
halb von der höchflen Wichtigkeit ſind, weil es fehr darauf ankommt, 
daß das Gonvernement die Stimmung dieſer Kurie darüber fennen 
lernt. Endlich würde ich drittens ben Antrag wegen Vorlegung ber 
Gefepe über das Prozeß: und Gerichts⸗Verfahren an die Stände 
vorfchlagen; dies ift ebenfalls ein Gegenftand von Wichtigkeit, weil 
ed fich dabei um wefentlicye ſtäändiſche Rerhte. handelt. Ich fchließe 
meine Borfchläge mit diefen dreien und glaube, daß, wenn biefe ber 
rathen worden find, ed alsdann an der Zeit fein werde, weiter zu 
überlegen, was dam noch vorzunehmen fei. 

. + Mine Atiisme: Ich habe nur zu bemerfen, daß auch der Ans 
trag, der in der Hemrus-Kurie bereits durchgegangen iſt, hinſichtlich 


l.r.:'.5 an 
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der Patrimonials Berichtöbarkeit, in dem Ausſchaſfſe bereits berathen 
iſt, und daß heute noch dem Herrn Marſchall dad Gatachten zuges 
hen wirb. 

Eine Stimme: Ach habe zu bemerfen, daß das anberweiie 
Gutachten der Abtheilung über das Abloͤfungsrecht in die. Piengr⸗ 
Verſammlung fo weit wird fommen können. 

Abg. von Leipziger: Ich babe nur zu bemerken, daß bie Bes 
tition wegen des unentgeltlichen Schneeräumens fchon in der Herren 
Kurie berathen, hierüber and) bereits ein Gutachten von der Abthei⸗ 
lung vorliegt, und ed wünfcdenewerth if, daß diefe Petition auch 
in der DreisStänbesKurie noch zur Berathung und Beichlußnahme 
fommt, 

Abg. Piergardt (vom Plage aus): Ich wollte vie hohe MBer- 
fammlung bitten, die Auswanderungs » Angelegenheit vorzunehmen. 

(Unruhe in der Berfammlung. Auf eine Bemerkung des Mar⸗ 
| ſchalls befteigt der Abgeordnete die Rebwerbähne.) 

Meine Herren! Diefe Angelegenheit if nach) meinem Erachten 
von großer Wichtigkeit. Nach Berichten aus den rheiniſchen Dis 
firiften und aus Süb: Deutfchlaud wenden vie Agenten, welche zur 
Auswanderung veranlafien, alle möglichen Mittel an. Wir haben 
noch dieſer Tage hier das traurige Beifpiel gefehen, wie es den 
Auswanderern in den Seeſtädten geht, wir haben viele Familien 
ans Weftprenßen zurüdtommen gefehen, die nad Hamburg gegan⸗ 
gen waren, bort keine Ueberfahrt belommen konnten und deshalb 
auswandern wollten, weil ihnen die Sache viel leichter bargeftellt 
worden war, als wie fie wirklich iſt. Diefe Angelegenheit ift in 
mehreren füßbeutfchen ftändifchen Verſammlungen beratben worden; 
ich glaube daher audy wohl, daß fie wichtig genug ift, Gegenſtand 
unferer Berathung zu werben. 

(Bielfacher Ruf zur Tagesorbuung.) 

Abg. Hanſemann: 

(Der Ruf zur Tagesordnung ſteigert ſich.) 

Ich erkläre mich gegen den Antrag des RNedners, ver zulecht 
bier Rand, und bleibe dabei, daß wir vor. allen: wWingen bie brei 

vorher von mir bezeichneten Sachen vornehmen. 
| Pochen in der Verfammlung.) 


: Altes Palit: Es wird nicht moglich fein, Kine‘ Dis⸗ 
kuſſion über jeden einzelnen Antrag fattfinden zu laſſen. Das ein: 
sig Mögliche wurde fein, daß jeder Antrag: einzeln genannt und auf 
Der Stelle gefragt wird, will: die hohe Verſammlung, daß biefer 
Gegenſtand vorzugsweiſe berathen werde? Ich füge, es iſt pas eins 
zig Mögliche; es fragt ſich aber, ob dieſer Weg der hohen Ver⸗ 
ſammlung angemeſſen ſcheint. 

(Mehrere Stimmen: Nein!) 

Abg. von Auerswald: Ich möchte mir den Vorfchlag erlauben, 
daß diejenigen Mitglieder der Verſammlung, welche fpezielle Anträge 
zu flellen haben, viefe dem Herrn Marfchall einreichen, daß ber 
Herr Marfchall die Güte hat, nach feiner Anficht die Reihefolge zu 
beflimmen, dieſe Reihefolge mitzutheilen, und zu geftatten, daß man 
für einzelne Fälle, fir welche man noch Wünfche hat, fich barüber 
äußere. Dem Heren Marſchall wird auf diefe Weife der Wunſch 
der Verſammlung befannt, er wird außer Zweifel die Anträge, welche 
. auf diefem Wege eingehen, und die Stimmung der Berfammlung 
barüber erfennen; wir aber, glaube ich, können feiner Unparteilich- 
keit volllommen vertrauen. 

doat Jah) 

Ich halte Dies für den einzig moͤglichen Weg, ohne ganz enormen 
Zeitverluſt zum Ziele zu kommen. 


Aandtags -Marſchall: Durch dieſen Vorſchlag wird fer viel 
in meine Hände gelegt. Borläufig, wenn die Hohe Verfammlung 
damit eimverftanden fen follte, nehine ich ihn zwar an, aber nur 
unter der Bedingung, daß ich mir den Rath der hohen Verfammlung 
ganz ausdrücklich nachher erbitten Tann. Kat die hohe Verfammlung 
gegen dieſen Borfchlag nichts einzuwenden, fo bitte ich diejenigen 
Herren, weldye wünfchen, daß der eine oder andere Antrag außer 
ber Reihe Der Zeitfolge vorgenommen werbe, ihre Wünſche barüber 
bei mie einzureichen; ich werde . fie ſammeln und ber hohen Ver⸗ 
fammlung dann Vortrig darüber halten. 
| (Der Abgeordnete Müller bittet, eine perfönliche Vemerkung 
machen u sieh.) 





— Mm — 
Invor hat der Her Abgeordnete Diergardi Aber einem allgemeinen 
Gegenſtand das Wort, | 

Gielfacher Ruf zur Tageborduung.) 

Abg. Biagardst: In Bezug auf die geſtrige Tagesorpmun 
mittelft Namensaufrufs ift mein Votum in den Liſten als ein ver: 
neinendes bezeichnet werben. Sch babe aber, und meine verehrten 
Kollegen in der Nachbarjchaft werden es beftätigen, mit Ja geſtimmt. 
Ich bitte deshalb den Herrn Marſchall, daß er die Gewogenheit 
haben möge, dies reftifiziven zu laflen. 
 Sandtags-Marfhall: Diefe Bemerkung if in dem heutigen 
ftenographifchen Bericht aufgenommen, und wird dadurch die Sache 
erledigt werden. *) 

Ag. Müller: Wenn ich nicht irre, hat der verehrte Abge⸗ 
ordnete aus Weſtphalen ſo eben meiner unbedeutenden Perſon ge⸗ 
dacht. Indem ich für die Ehre danke, die mir dadurch geworden iſt, 
fühle ich mich zugleich veranlaßt, alles das, was ich etwa Ver—⸗ 
letzendes in meiner ehegeſtrigen Rede gegen die Juden geſagt habe, 
bier zurückzunehmen und wünſche ihnen alle moögliche Freiheit, wie 
fie folche fh nur ſelbſt wünfchen können. 

Sandtags- Matſchall: Der Her Abgeordnete Dorenberg 
hatte noch das Wort verlangt, um einen Antrag zu empfehlen; die 
Sache ift jet erledigt, wie ich glaube. Wir kommen nun zur Taged- 
ordnung und fahren in unferer Berathung fort. 

Referent Sperling (lieft den Abfchnitt II des 8. 85 vor): 

„Inwiefern die Juden mittelbare. Staats⸗ und Kommunal» Hemter bekiriden 
. fönnen, ift nad) ben baruber ergangenen befonderen gefehlihen Vortheilen zu 
beurtheilen. Es findet jedoch deren Bintritt auch in ſolche Aemter nur dann 


flatt, wenn mit demfelben die Ausübung einer obrigfeitlichen Autorität nicht 
verbunden iſt.“ 


Das Gutachten zu diefem Abſchnitt Tautet: 
Abſchnitt 2. | 
Daß in einem Wefehe, welches die Verhältniſſe ver Juden neh m egulien 
beftimmt if, eine Verweiſung auf Beimmungen ſtattſinde, welche außer bemfels 
ben beftehen, kann nicht als zweiimäßig eradıtet werben, und wirbe deshalb eine 


*) Iſt in unferer Abfimmungstabelle zu Ende dieſes Werke: benichkigte” 
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veghuzenke Umarbeitung des vorliegenben Abfguirte zu wiufcen. fein, j Ag 


auch außerdem dürfte wohl folce nothwendig werben. 

Das Evdikt vom 11. März 1812 fprach es im $. 8 allgemein aus: „Sie 
fönnen . . ®emeindesAemter, zu welchen fle fich gefchidt gemacht haben, 
verwalten.” "Diee Befimmung Hat im. £aufe der Zeit mauche Binfchränfung 
erfahren. Zuvorderſt flellte die Berwaltung den Grundſatz auf, daß die Juden, 
fo lange nicht dem $..9 des Edikts gemäß gelehlich beftimmt worben, zu wel⸗ 
hen Staats⸗Aemtern Re zuzulaffen feien, von folhen Gemeinde Acmtern ausge⸗ 
fchloffen werben müßten, mit welchen ein Staatsanıt, die perjönliche und direkte 
Ausübung der Polizei verbunden iſt, alfo beifpielsweife dem Amte eines mit ber 
BolizeisBerwaltung beauftragten Bürgermeiflers in der Stadt und bem Schul⸗ 
zenamte auf dem platten Lande. 

Einen zweiten Schritt anf dem Wege der Ciuſchräukung that ſodann bie 
Geſetzgebung unmittelbar ſelbſt. Da in manchen Städten die Polizei-Verwaltung 
von der Kommunal-Berwaltung getrennt ift, aus der erſteren alfo feine Veran⸗ 
laſſung zur Ausſchließung der Juden vom Bürgermeiſter⸗ vder Ober⸗Bürgermei⸗ 
ſter⸗ Amte entnommen werden konnte, fo beſtimmte die revidirte Skadte⸗Ordnung 
vom 17. März 1831, vaß gun ben eben genannten Stellen das Vekenntaiß ver 
chriſtlichen Religion erforderlich fei; und dieſer Grundſatg wird nun auch für dies 
jenigen Städte geltend gemacht, in welchen die StädtesOrbnung von 1808 gilt, 
‘ die eine Unterfcheidung ber Bürger nach ihrer Religion nicht fennt. Es find alfo 
die Juden zur Zeit nach den Vorfchriften, anf welche der Sefeh: Entwurf hin, 
wei, von dem Amte eines Bürgermeiſters und Ober» Bürgermeiters, außerdem 
bon allen Kommunals Aemtern ansgrfchloflen, mit welgen die Germaltung vr 
Bolizei verbunden if. 

Der Cutwurf geht num noch weiter, iudem er biefelben ferner von allen 
Aemtern ausgefchloffen wiffen will, mit welchen eine obrigfeitliche Autorität vers 
fnüpft if. Denn welche Aemter darunter zu verſtehen find, ift bei dem erften 
Abſchnitte ſchon auseinandergeſetzt, und daß diefe Bellimmung des Entwurfs fie 
noch zu verfchiedenen anderen gemeinheumtiichen Bunftionen unfähig machen 
würde, die ihnen bisher übertragen werben kaunten, barf nit wäher dacgelegt 
werden. 

Wenn ſchon dort ausgeführt ift, daß dies Kriterium des Entwurfs bei der 
Zulaffung der Inden zu Staats⸗Aemtern aller Begründung ermangelt und ohne 
Moth beengend IR, fo muß Bier, wo es fich um ZommunalsAemter handelt, noch 
gerabehin anegefprochen werben, daß taffelbe zu einer Derfärzung der Zuden in 
den Merhten führt, die fie nach ber bishezigen Befehgebung,, dem Moilte vom 
11. März 1812, fchon gehabt Haben. 

An den Orten, wo bie Rommungl»Aemter auf ber Wahl der Gemeinde⸗ 
Mitglieder beruhen, Läßt es ſich mit Sicherheit annehmen, daß uut ein Iube, 
weldyer des Vertrauens würhig iſt, zu dem Amte berufen meiden wirb' und, wenn 
folches gefihicht, die Letztenen feiner Autorität ſich gern und willig fügen werben. 
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Ba aber, wo ben Staate⸗Behörden die Beſehung det Rommıninfs®emter zuftcht, 
würde es immer in deren Band kiegen, biefelben einem Juden, wenn fie es be 
denklich finden, nicht anzuvertrauen. Deshalb dürfte and nicht der leiſefte Grund 
vorhanden fein, die Befchräufungen, welche die neuere Seit den Juden in Bezie⸗ 
Yung auf Kommunal⸗Aemter auferlegt hat, befichen oder gar bie Beſtimmung des 
Ertwurfe ine Leben treten zu laffen; vielmehr ftimmt die Abtheilnng unter Ans 
erfeunnug des von ben Juden bereits erworbenen Rechts efumithig dahin, daß 
die Dispofltion des F. 8 des ECdikts vom Hi. März 1812 in ihrem vollen Um⸗ 
fange wieberhergeftellt nnd in das vorliegende Geſetz aufgenommen werde. 


Ih muß bier die Bemerkung machen, daß es nur auf einem 
Drudfehler beruht, wenn nicht im Gutachten zugleich auch der mit: 
tetbaren Stuatsämter namentlich gebacht if, da fie venfelben Grund- 
fügen unterfiegen, die in Beziehung auf Kommunal sAemter geltend 
gemacht werben Fönnen. 

Abg. von Byla: In der gefirigen Sitzung, und zwar am 
Schluſſe derfelben, hat die hohe Berfammlung hinſichtlich der uns 
mittelbaren Staats⸗Aemter das Amendement der geehrten Abgeord⸗ 
neten aus Bommern und aus Aachen mit einer Majorität von fünf 
Stimmen .. 

(Eine Stimme: Bon fieben Stinugen-) 
angenommen. Wenngleich ich nun gewünſcht, daß in: biefer Hinficht 
der zweite Vorfchlag der Abtheilung angenommen worden wäre, weil 
berfefbe ven Juden beftimmte Aemter zuweift, wozu fie bisher noch 
nicht berechtigt waren, bagegen aber auch nur beftimmte Aemter aud- 
nimmt, jo muß ich doch im vorliegenden Falle, wo es fi von un 
möättelbaren Staatss und Kommunals« Hemtern handelt, von biefem 
Antrage abflehen, weil ich gefehen, daß die Majorität der Berfamms 
lung ſich gegen einen folchen beftimmten Vorſchlag bei den unmittel- 
baren Staats-Aemtern entſchieden; ich glaube vielmehr,. daß nunmehr 
ſchon der Konfequenz wegen wir auch bei dem zweiten Abfchnitte 
Des :Bntachtens .vem Amendement der beiven gedachten Abgeordneten 
Folge geben müflen, umd ich ſtehe deshalb Davon ab, meinen Antrag 
oder refp. den zweiten Antrag der Abteilung weiter zu verfolgen. 
Abg, von, Bohum-Bslfs: Ich muß mich der Anficht der Ab: 
theilung. dahin auſchließen, daß dieſer Abſchnitt des Paragraphen zu 
ſtreichen und dagegen Die betreffende Beſtimmung des Gefehes vom 


\ 


11. März 1812 wirder einzuffpalten fe. Das Aufcuhr⸗Crilt ent 
hält die eigenthämlide Beſimmung, daß, wehn die Orts» Obtigfeit 
zuc Stillung eines Auftuhrs ſich der Mititair⸗Macht bewienen nur, 
alddann der Befehlshaber diefes Truppentheils Tofort nach feinem 
Enſchreiten alle weiteren Maßregeln zu treffen hat. Wenn aift 
beſſpielsweiſe die Polizei⸗Obrigkeit der größten Stabi einen Wufleaf 
gewahet und in ihrem Beſtreben, denfelben fofort In der Wenzel zu 
erſtiden, ſich an die nächfle Militair- Station wendet umd ihr von 
dort aus auch ein Detachement zugefenvet wird und zufällig ber 
Führer deſſelben ein Inde fein ſollte, fo iſt es ſofort nuch dem Sre⸗ 
ſcheinen des Detaſchements auf vem Platze, nachdem es zum Ein⸗ 
ſchreiten aufgefordert worden iſt, dieſer Inde, der alle weiteren Muß⸗ 
nahmen zu treffen hat; es geht ſogar fo weit, daß die Verichte wach 
der Stillung des Auflaufs von viefem Militair⸗Befehlshaber zu ews 
flatten find und die Polizei. Chrigfeit ihre Berichte nur als Anlage 
beizufügen bat. Auf dieſe Weile wird alfo in bie Hände aus 
Juden in dem vorliegenden Kalle eine ungemein große obrigkeilliche 
Gewalt gelegt. Tritt derfelbe am folgenden Tage aus dem Milltair 
Berhäutniffe heraus, fo kann er nach den Beitimmungen des Para⸗ 
geaphen, wie er im Entwurfe fleht, nicht einmal Ortoſchulze werben. 
Diefes Mißverhättniß zeigt fich in noch größerem Maße in ben Ar 
teren - Provinzen, wenn irgend ein Jude ein Rittergut an ſich gebracht 
haben follte und alsdann die Polizei: Obrigkeit einem Anderem Übers 
tragen muß. Aus biefen Gründen und mit Bezug anf die geftwige 
Abſtimmung zum Abſchnitt 1 des Paragraphen Tann ich mich fomit 
nur dem Gutachten der Abtheilung anfchließen. 

Abg. Krauſe: Wenn meine Anfichten mit $6. 35 und :36 
nicht ganz übereinftimmen, fo beftimmt mich dazn feinesiweges dad 
große Lob, welches ein geehrter Deputirter der Stadt Berlin deu 
Juden gezollt hat, infefern, als fie ſehr viele Armen⸗Anſtalten er 
richten, und namentlich, daß fe zum Dombau in Köln viel Geld her⸗ 
geben. Es beftimmt mich aber eben fo wenig, dafür zu ſtimmen, 


. daß mehrere geehrte Mitgliever aus Sachſen fo viel gegen die Ju⸗ 


den gefagt haben, namentlich, daß fie Alles an ſich riflen, und na- 
mentifich den armen Bauern, für welche man fig, wis «6 ſcheint, 
un tn. 


beſonders, inereſſirt ohne inen doch zu ‚heiten, Are fudten vor 
ber: Zeit abinehmen, dad Getraide abzulaufen uf. w. Mir fcheint, 
Daß es darauf nicht ankommen kann, und wenn JIndeu vielleicht Das 
Miles thun, fo hoffe ich nicht, daß fie in dem preußiſchen Stante in 
dieſer Beziehung Betrüger fein: lönuen, ſondern fie müllen es auf 
Iogelem und rechtlichen Wege Ihun, da alle ihre Handlungen der 
Aufficht der Behörden unterliegen. Wenn ein geehrtes Mitglied 
“us Sachſen und mit ſehr ‚mittelasterlichen Teudenzen unter⸗ 
halten bat, fo glaube ich, daß bie Juden eben fo dieſes Mittelalter⸗ 
liche mit der Muttermilch eingefogen haben und ebem ſo heute nad) 
zur Durchführung bringen, und wenn wir bie Juden immer wur 
auf einew Fleck hinbrängen und fagen, du fanufl das und jenes 
nicht werden, fo werden fie fich ſtets dem Handel winmen, dadurch 
natürlich zur Bevortheilung mancher Chriſten. Inſofern glaube ich, 
daſf es vur gerechtfertigt iſt, daß Re unerkannt werden. Es giebt 
immer Menſchen, die bei jedem Yortfihritt ſageu: es iſt noch nicht 
an der Zeil. Das Gefeh von 1807, als es erichien, wurde ans 
gefochten, denn es fagt: Allen Staatsbärgern flieht es frei, Ritters 
gütet zu faufen, allen Stantshürgern ſteht «8 frei, in ber, Civil⸗ und 
Militair⸗Berwaltung die hoͤchſten Stufen zu erſteigen; da fagke man: 
we ſell Has hinaus? Es wurde die Aufhebung der Erbunterthäinig- 
fat und die Ablüfung der Frohnden weflarirt; da fagte man: das 
it unmöglich, die Leute geben zu Grunde, fie find dazu nicht reif. 
Man baute fpäter eine große Chauſſee von Berlin nad) Breslau, 
fe wurde getadelt; ein fehr gefcheidtes Mitglied aus Schlefien ſchrieb 
damals viel dagegen. und fagte, es if noch nicht an der Zeit, fo 
viel Geld daran zu wenden, der Handel muß erft. da fein, dann 
kann man bauen. Run bat fich aber erwielen, daß alle dieſe un, 
geitigen Tadler fümmilich fich geirrt haben. Es find in den erfteren 
Fällen: 40 Zabre. ind Feld gegangen, in dem: lebteren einige, nnd 
wir. haben. fegensreiche Folgen geſehen. Werben wir alfo jet das 
JIndenthum emanzipiren, jo wollen wir in: 40 Jahren ſehen, wie es 
mit der Juden ſtehen wird! 
(Heiterkeit.) 
6 mag vielleicht: fein, Daß wir es nicht Alle ſehen werben, 
(Heiterfeit.) 


baräbee bin ich auch im Reinen mit mir; aber hoͤfſentlich werben es 
kfuͤuftige Zeiten fehen,. und die Zeitgefägichte wirb über bie Der 
richten, die vor mir ſitzen. 

(Bravo!) 

Sendtngs- Kierfänk: "Dee Herr Abgeordnete von Dismart 
wünftht eine perfönliche Bemerkung zu machen. 

Abg. won Bismark-Bchönhanfen: Yc habe aus dem Umſtande, 
daß der verehrte Redner, ver eben die Tribüne verließ, einige won 
mir gebruuchte Worte amführte und namentlich wieder auf das 
Mittelatter anfpielte, gefchloflen, daß er eiwas Veſenlichee gegen 
mich vorgebracht hatte. 

(Halblautes O!) 
Ich würde ſehr gern darauf erwiedern, ich hatte auch die ao 
dazu, bedaure aber, anfer Stande zu fen, es zu thun, weil mie 
dans, mas der geehrte Redner ber mich gefagt haben mag, nicht 
vollfommmen Far geworben ift aus ven Worten, die er gebraucht hat. 

Abg. Hanfemenn: Ich gehe nicht in die Sadye ein; fie iA 
far genug. Ich will nur einzig und allein ein Mißverftännuig 
berichtigen, veranlapt durch eine Aeußerung des erften Redners, 
der über die Angelegenheit das Wort nahm,. eines ritterfchaftlichen 
Abgeordneten aus Sachſen. Er hat den geftern angenommenen Bes 
ſchluß ein Amendement von mir genannt. Im den ftenographifchen 
Berichten wird man nicht finden, daß ich das Wort genommen habe, 
um das, was er bemerfte, vorzufchlagen, ſondern die Sache ver⸗ 
hätt fich einfach folgendermaßen: Es wurde die Faffung, wie: fle im 
Gutachten vorgefchlagen iſt, von einigen Seiten nicht dentlich genug 
gefunden, und von der anderen Seite wurde vorgefchlagen, bie Fuf⸗ 
fung des zweiten Antrags des Gutachtens anzunehmen mit Weglafs 
fung der Nichterftellen und der Chefs der Verwaltung. Darauf iſt 
blos den Herren, die in einer Meinungsverſchiedenheit waren, von 
mir auf einem Zettel ber Vorſchlag zu der aboptirten Yaflung mit- 
getheilt worden; von beiden Seiten war man bamit- einverflanden, 
and fie ward darauf von dem Herrn Referenten. vorgefchlagen 
Uebrigens war alle Welt darüber einig, daß der Sinn des Amen, 
dements bie weitefte Bedeutung haben follte. 
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Gong. von Mantenel V.: Ich habe eine Bemerfung vorputra⸗ 
gen zu dem Gutachten der Mbiheilung, vie nach dem Beſchluſſe von 
geftern zwar ivenig mehr helfen wird. Sch würbe ganz fchiweigen, 
wenn mir dies nicht zum Vorwurf gereichen fönnte. Ich möchte 
verbiten, daß man ſagt, ich hätte eines factiſchen Berhältuifies nicht 
gedacht, das mir befanmt fein mußte. Zu den bereits im Gutach⸗ 
ten angeführten Berhäktniffen rückſichtlich der Uebertragung der Kom: 
munal Yemter und Staats⸗Aemter muß ich noch eine dritte Gal⸗ 
mug, ein briltss Verhältnis, hinzufügen. Auf dem platten Lande 
berjenigen Provinz, welcher ich angehöre, beſteht noch ein drittes 
Verhaͤltniß. Das find die Dorffchulgengüter. Wir haben in den 
niederlaufiger Dörfern Güter, auf denen das Schulgenamt als Real- 
vecht ruht. Es kann daher in einem von Chriſten bervohnten Dorfe 
Die: Stelle eines Dorfrichters in die Hände eines Juden Fommen, 
ſebald er ein ſolches Gut kauft. Es verficht fih von felbft, als 
Derfrichter ſteht er aldbann der ganzen chriſtlichen Gemeinde vor. 
Sch wollte bemerfen, daß ich dieſes Verhäliniſſes habe gedenken 
mũſſen. Uebrigens verfenne ich nicht, daß das Amendement auch 
bahn führt, dieſe Schöne Ausſicht für eim großes Gläck zu erachten. 

Referent Syering: Die Dorffchntzen- Güter find fo vereinzelt, 
“4 keine Gefahr daraus hervorgehen fan. 

(Widerſpruch von mehreren Seiten.) 

Ich glaube, mich an bie letzten Worte des Redners anſchließen 
an Tonnen, daß, nachdem ver frühere Beſchluß gefaßt ift, Tonke 
gquenterweiſe nicht mehr zurückgegangen werben koͤnne. 

Abg. Hanſemann: Die Angelegenheit iſt erledigt, wie ich glaube, 

wenn man ben Zufatz annimmt: 

„mut Ausnahme derjenigen Eröflelen, die durch Veſitz von ee er⸗ 

werhen werben.” 

(Ben einer großen Zahl wird: Nein! Rein! gernfen, und ber Mar⸗ 
ſchall giebt dem Abgeordneten von Maſſow das Wort.) 
Abg. non Meſſen: Meine Herren! Der geſtern gefaßte Der 

ſchluß ſteht unbedingt und umabännerlich feft; ich weite mir aber 

erlauben ausgfpreihen, daß er barıma nicht maßgebend fein müfſſe 
für die heute zu faſſenden, wohl ähnliche, aber nicht gleiche Gegen 
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Rände batreffenden Veſchlüſſe. (ine ſolche Monfermität if unier 
Umftänden fehr wünſchenswerth, aber geboten ift fie wicht, uud zwar 
um fo ‚weniger, wo eine ſo geriuge Majorität ſtaugefunden hat, 
wie geitern. Es haben in dieſer Verſammlung immer verirhiebeng 
Meinungen vorgemaltet, nichts hat mich aber mehr .gefrent, ald der 
Sinn, das fihtbare Streben der Gerechtigkeit, vie ſich fundgegeben 
haben, daß Jeder die Meinung des Anderen achte. Darauf fuße 
ich meine Bewerkung, daß der geftrige Beſchluß und nicht binnen 
fönne bei der heutigen Berathung ‚Auf den Gegenfland derſelben, 
ber ſchon jo viel erörtert werben ift, komme ich nicht zuxück und 
fchließe mit den fchönen Worten, die, wenn ich nicht irre, ber 
geehrte Abgeoronete der pommerſchen Ritterfchaft geſtern gebraudt 
hat: Die Bafis des Staates ift Geſeß und Recht. Die Wuhrbeit 
biefes Satzes erfenne ich an; ich füge. aber hinzu, die Balis von 
Geſetz und Recht ift die Religion. 

Abg. Schumann: Ich trete der Anficht des Abgeorbneien vol 
fommen bei, ber die Tribüne jo eben verlafien bat, daß die Kazr 
fegueng nicht fo weit getrieben werben kann, daß darin ein zwie⸗ 
gended Moment gefunden werben müßte, die heutige Abſtimmung 
Sonform mit der geftrigen zu machen. Das bat der Abgeorbnete 
von Berlin auch ‚nicht gemeint. Das verfteht ſich wohl von felber, 
Ih habe anzuführen zu ber Bemerkung, bie der Abgeordnete ber 
Ritterfchaft aus der Laufig gemacht bet, daß nicht weiter darauf 
einzugehen nöthig fcheinen möchte; es ſcheint mir aber, daß viek 
Abgeordnete der Ritterihaft ein Moment in dem angezogents 
Verhaͤltniß zu finden glauben, um in Beziehung anf die Kommmal⸗ 
Hemter eine andere Form eintreten zu laufen, als hinſichtlich bar 
Staais⸗Aemter. Allerbings ift richtig, daß die Schulen » Mewier 
us Realberechtigungen verliehen werben können. Es wird aber 
daraus nicht folgen, daß Die Qualification eines Beamten bimzufmey 
ten. muß. Ich fehe den Unterſchied zwiſchen Zube, und Ghrik ig 
diefer Beziehung nicht ein. Iſt der Jude varmaͤge feines Charalters 
nicht geeignet, das Amt zu verwalten, fo wird er entfernt werben 
müflen. Man braucht aljo Leinen Unterſchied zu wachen wuiidem 
ZSude und Chrift in diefer Beziehung. : Damm glaube ich nicht, 
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daß das, was der Abgeordnete aus der Riederlauſih bemerkt hat, 
irgend eine Konſequenz nach ſich ziehen kann. 

Abg. Naumaun: Was ich fagen wollte, erledigt ſich durch 
Das, was der Abgeordnete der Ritterſchaft aus Pommern bemerft 
bat. Ich erfenne feinen Grund darin, daß, weil diefe Aemter Real- 
rechte find, die Juden davon ausgeſchloſſen fein follen Wo Hin: 
derniffe vorfommen, wird es gleichgültig fein, ob vie betreffenven 
Perſonen Juden oder Ehriften find. Ich halte ein ſolches Amt, 
wenn es eine Realberedhtigung ift, für etwas Gefährliche, ich halte 
es für eiwas, was in unfere Geſehgebung nicht mehr hineinpaßt. 
Ich babe nicht geglaubt, Daß, wie bier beftätigt worben ift, der⸗ 
gleichen rRealberechtigungen noch häufig vorkommen. 

(De! Do!) 

Iſt das der Kall, fo kann ich nur bedauern, daß von den Ab⸗ 
geordneten aus jenen Provinzen nicht Petitionen ingebracht worden 
ſind um Aufhebung dieſes Verhältniffes. Ich glaube, wenn ſich 
Uebelſtaͤnde dadurch herausſtellen, daß Juden in ſolche Berhkktnifie 
ehatreten, noch ein Grund binputreten wird, um Aufhebung derſelben 
gu bitten. 

Mg. son Miantenfel II: Ich Habe meine Bemerfungen m 
das Butachten ber Abtheilung geknüpft, und habe den dort ange 
führten zwei Momenten no ein drittes Moment hinzugefügt. 
Bein übrigens der Herr Abgeordnete aud Pommern erwähnt hat, 
daß die Verhaliniſſe nicht fo feien, wie ich fe angeführt habe, ſo 
Wiite ich ihn, in's Auge zu fallen, daß es fich nicht alfein um 
Nechte Handelt, fondern um Laften. Bei einem erfauften realberegr 
Aigten Schulzengute kann ich den jübifchen Beſiter jetzt nicht mehr 
zwingen, die Koſten der Laft durch baares Geld abzufragen. Es ifl 
nicht Folge des Beſitzes, daß das Amt perfönlich ausgeibt wer- 
den muß, weil die Rechte audy übergehen auf Winorenne. Es 
Wird dann ein Vicerichter beftimmt, und biefer muß aus Bitten 
des Richtergutes remunerirt werden. Wenn der Inde ein ſolches 
&ut kauft, wird er eo ipso Dorfrichter und kann zur Beftellung 
oines Bicerichters nicht gezwungen werben. 

Abg. von Pecheraih: Der Abgeordnete aus Poſen bat 
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im Wefentlichen bereits gefügt, ‚was ich vortengen wollte. Ich glaube, 
daß, wenn irgend ein Recht, irgend ein Anfpruch beficht, Die. Bol, 
ziehung defſelben nicht darum unterbleiben kann, weil irgend ein- 
thatſaͤchlicher Umſtand entgegenſteht. Die hohe Verſammlung Bat 
geſtern den Anſpruch der Juden anerkannt, fie wird alfo, wenn ein 
Hinderniß, daß dieſen Mnfprücen genügt werde, vorhanden if, 
zweckmaͤßig finden, auf Beſeitigung biefes Hinderniſſes hinzuwirfen, 
nicht aAber ſich dadurch tolberfpredhen, daß fie das geſtern Anerkannte 
heute fallen Täßt. 

Abg. Hanfemann: Ich Habe bereits. erklärt, daß id, mein 
Amendement nad der von dem ritterfihaftlichen Abgeorbneten ber 
Provinz Pommern gegebenen Erläuterung zurädnchme. Es ift mir. 
nämlich daraus Har geworden, daB — was ich vorher nicht ents 
nehmen fonnte — immer auch noch die Staats⸗Behoͤrde inſofern 
binzumitt, als flo die Oualififation ermittelt. Damit bin ich voll 
kommen zufriedengeſtellt, und es fcheint mir nun die nach meiner 
Anſicht nicht gute Einrichtung von Erbſchulzen⸗Stellen fein Hinder⸗ 
niß zu fein) das Peinzip in. vollem Maaße anzunchmen. 

Aaudtaga⸗Marſchal: Das Amendement ift zurückgenommen wor⸗ 
den, es fragt ſich, ob es anderweitige Unterküßung findet? 

Abg. Araufe: Ich wollte vorhin blos erklären, daß am Ende 
zu einem guten Schulzen bie Ehrifttichfeit nicht allein genügen lann. 
Religion: muß am Ende Jeder haben, wenn ed auch nicht die chriſt⸗ 
liche wäre, und die Wünfche, die geftellt worben find, find fo alls 
gemein, daß fie fh in der Kommunal⸗Ordnung, die in Ausficht 
ch für die Landgemeinden fteht, erledigen werben. 

Eine Beimme: Ich erlaube mir nur fchließlich zu bemerten, daß 
es Thatfache if, daß in der Provinz die... . . fehr Häufig ger. 
funden werden, daß fogar in einigen Orten zwei ſind. Es iſt aller- 
dings ein Uebelſtand, and wenn. der verehrte Abgeordnete ber Pro⸗ 
vinz bemert hat, daß es Sache der Abgeordneten der Provinzen 
fd, wo dergleichen Vebelhänne flattfinden, auf Abftelung derſelben 
anzutragen, fo flimme ich ben vollkommen bei, bemerfe aber, daß das 
vor die Provinziai⸗Landtage gehört und nicht vor den Vereinigten 
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. Abg. san Mipiigen: ch: erlaube mir, zu bernerlen, daß im 
Herzogthame Sachſen Dicke Wrbricktergiiter . und Erbſchulzen⸗Güter 
fl Winfig vorkommen, und bärfte deshalb eine Beſimmung noth⸗ 
wendig ſein, daß Juden, die ſolche Grbrichterguter erkaufen, wicht 
Schulzen werden Tonnen, denn ſouſt könnte es ja vorlommen, daß 
ein are als Beſitzer eines ſelchen Erbguus das Erbſchulzen⸗Amt 
verwalten würde, während alle übrigen Enwahner Chrißen ſind. 
Yu glaube wicht, daß dies für die chriſtlichen Einwohner erwünſcht 
fein möchte. Es iſt zwar geſagt worden, daß ed von ber Qualiß⸗ 
kation abhänge, allein bei der Beurtheilung der Quslifikation hans 
deit es fie dach mehr davon, ob er der Feder gehörig gewachsen 
iſt, ob er rechnen kaun, und ob er einen unbeſcholtenen Ruf bat, 
auf. den fonfligen . Charakter des betreffenden Veſitera fommt. ch, wie 
ehr früherer Rerner amahm, dabei nicht, an. 

. Referent Aperling: Es find Dedenfen ber wie Zulaffung ber 
Juden zum Schulzen⸗Amt erhoben werden. Nach muiner Wulicht 
kann ‚aber durchaus dieſem Bedenfen nicht Folge gegeben werben. 
Denn warum fell denn ein Zube wicht Schule werben, feib in ei⸗ 
nem Dorfe, mo nur chriſtliche Einwohner finb, ba. die potizeilichen 
Funftionen der Schulen nid fo weſentlich und umfangreich Kub? 

(Rnuter Wiperforud.) 

: Eine timme: Ich muß dem gecheten Herrn Referenten er- 
wiedern, - daß das Schulzen⸗Amt jet eben fo wichtig if, mie das 
Amt der Därgermeifler. 

(Zufieenimg von vielen. Selen) 

Referent Sperling: (verfucht dad Wert zu engneifen, wird aber 
durch Boden um Stampfen daran verhindert. . Neheen die Ruhe 
wieder hergeſtellt war, bemerkt derſelbe): 

Ich glaube das —* zu haben, mich audjefptechen. Ich habe 
durchaus nicht die Abſicht gehabt, ver Wuͤrde des Schulzen⸗Amtes 
in irgend einer. Weiſe zu nahe zu treten. Ich habe bie fehle Ueber⸗ 
zeugung, daß bie Juden auch Bürgermeiſter werben fünnen, und 
ich wuͤrde mich gern einem jüdiſchen Ober⸗Burgernreiſter —* 
nen, weil ich annehmen kann, daß, wenn ein Jude zu diefem Amtie 
gelangen tolle, e er auch ein tüchtiger, ausgezeichneter Mann fein. wůrde. 
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Abg. Abeah⸗ven: Ich wollte auch meine Anſicht dahin aus⸗ 
ſprechen, daß ich vas Wet der Schulzen nk dem der Bürgermeifter 
gleichſtelle, nf: wollle ‚mir erlauben, der verehrten Berfauumlung 
bie Thatſache atizuführen,. daß da, wo man in biefer Hinficht auf. 
einen richtigen Prinzip fleht, man bem JIuden fehr ‚gern die Stelle 
ale: Bürgermeifter einraͤumt. In Laeken, meine Herren, wo Der 
König von Belgien wohnt, iR der gewählte Bürgermeiſter ein Jude; 
bieten jdiſche Bürgermeifter hat den Civilſtands⸗Alt vollzogen, wor 
durch der Krouprinz von Belgien in das Zaufregiſter eingetragen 
wurde. Meine Herren! Wenn man das in einem tathelifchen Lande 
thun Tann, dann bin ich überzeugt, daß man u einen Juden zum 
Dorffhuten machen fann. | 

(Keiterfdt.) 

Ang, Scf-Ieref: Ich erlaube mie, meine Herten,. eine 
ganz kurze Bemerfung. Rad) der wenigftens in meiner Provinz be- 
ſtehenden gefehlkhen Einrichtung — welche aber auch meines Wit 
ſens in andern Provinzen flattfindet — ift ber Polizei⸗Schulze oder 
Bolizei-Richter, qua feldyer, gewiſſermaßen geborenes Mitglied des 
Schul⸗Vorſtandes, der unfere chriſtlichen Schulen mit beauffichtigt. 
Siernad können alfo Inden niemals zu den Amte eine. Polizei- 
Schulen eder Polizei⸗Richters gelangen. | 

Abg. von Pisten: Nur eine Bemerkung: Es it vorhin hier 
gefagt worden, daß es ſchwierig und nachtheilig fein wilde, einem 
Juden das Schhulgen-Amt zu übertragen. In meinen SKreife iſt viele 
Jahre hindurch en Jude Gensdarm guweien, ber feine Pflichten 
bei ver Koͤntrole der Orts⸗Vorſtände gerniffenhaft men weit Umſicht 
ausgeübt hat. Man if mit dieſem jünifchen Gensdarmen in alfer 
Beziehung zufrieden geweſen, Die Behörden, fo wie. die Oris⸗Vor⸗ 
ftände, ‚haben niemals über ihn Klage gefähet, Ich glaube akfo, 
daß fein Ort fick wird ſcheuen baren, einen Inden ald Schulen 
zu erwählen. 

Adg. sm. Winziagernie- Ansız: Ich babe nach nicht gewußt, 
daß ver Schulze unter dem Gensdarmen flieht. 

Sandtags- Asmmifer: Dus. Gutachten der Abtheilung nimmt 
m, daß es wicht zwenäßig erfigeine, im einen Geſetze über Die. 
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bürgerlichen Berhlltniffe det Juden auf Special⸗Meſete zu verwei⸗ 
fen, in denen im dieſer Begichung eiwaa vargeſchrieben ſei. Es iR 
dies eine Anſicht, weiche ie Megierung hei Mbfaffung des vorlie⸗ 
genden Gelep Entwurfs nicht geteilt Hat. Diefe hat es vielmehr 
für bedenklich gehalten, dahin geherige Beſtimmungen der Spegial- 
und Provinzial⸗Beſetze, weiche erſt fürglich mit dem Beirat der 
Stände erlaflen worben find, durch das neuere allgemeine Geſeh 
ohne Weitered aufzuheben. So find. namentlich; in Der rheiuiſchen 
und weitfäliihen Konmunal⸗Ordnung beſtiumte Borfchriften Darüber 
enthalten, von welchen Aemtern die Juden ausgeſchloſſen fein ſollen, 
md wenngleich bei den Deputirten der Rheinprovinz Der Wunſch 
vorzuberrfchen fcheint, dieſe Beftimmungen geuͤndert zu feben, fo.bin ich 
doch fehr zweifelhaft darüber, ob in den Bänfen der Provinz Weſt⸗ 
phalen ein Ähnlicher Wunſch laut werden moͤchte. Mas Mouvernement 
hat es, wie geſagt, iin Widerſpruch mit ber Unficht der Abtheilung 
für räthlich gehalten, die Beflimmungen der kürzlich berathenen Pro⸗ 
vinzial⸗Geſetze nicht ohne Weiteres zu Ändern, — und bürfte in 
diefer Beziehung wohl auf die Zuftimmung eines Theiles dee hoben 
Verſammlung zählen können. 

Außerdem glaube ich darauf aufmerkſam machen zu müſſen 
daß, wenn der geftern in Beziehmg auf Staaté⸗Aemter gefaßte Der 
ſchluß auf Kommunal⸗Aemter analoge Anwendung finden foll, dann 
der $. 8 des Edilts vom Jahre 1812 nicht pure aufgenommen wer: 
den fann, weil die .Borfände der Gemeinden, "die Bürgermeifter 
oder wie fte fonft tituliet fi, zur Mitaufſicht ver chriſtlichen Schulen 
berufen ſtud um alfo nad; jenem Beichluß dieſe Stellen nicht durch 
Juden befebt werden können. Der Paragraph wird alſo nothwendig 
einer Modifikation unterliegen muͤſſen. Egdlich erlaube ich mir zu 
bemerken, daß, wenn im $. 11 des Edilis vom Jahre 1812 vor⸗ 
behalten ift, daß in Beziehung auf Staats⸗Aemter nähere Beſtim⸗ 
mungen getroffen werden follten, in Beziehung auf Kommungal⸗Aemter 
aber feine fpesielle Ausnahme gemacht wire, daraus leineswegs ge- 
folgert werden durfte, daß auch diejenigen KRommungl⸗Aemter, welche 
zugleih Staates Yemter find, unbedingt non Juden beiebt werben 
fönnten. Es enthalten demnach bie betreffenden Vorſchriften der res 
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vidirten Städteorbmung feine eigentliche Menderung, fondern nur eine 
nähere Deflgration des Gefeßes von 1812. 

Abg. Hanfemann: Der Sinn ber geſtern gemachten Abftimmung 
ift nicht, daß ein Zube Fein Amt befleiven fünne, wodurch er irgend 
eine Auffiht über Schulen erlange, fondern der Sinn if, daß er 
nicht die Leitung und Beauffihtigung des chriftlichen Religionsunter- 
richtes haben follte. 

Sandtags -Marſchall: Der Antrag der Abtheilung geht dahin, 
an die Stelle des Abfchnittes IT. die Dispenfation des 8. 8 des 
Edikts vom 11. März 1812 in feinem ganzen Umfange aufzunehmen. 
Es wird nöthig fein, den Paragraphen zu verlefen, damit die hohe 
Verſammlung weiß, über was fie ftimmt. 

Schretair (lief): 

„Sie (die Juden) können daher alademifche Lehrs und Schul⸗, auch Gemeinde⸗ 
Aemter, zu weldyen fie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten.‘ 

Sandtags- Marſchall: Der Antrag geht alfo dahin, dieſe Be⸗ 
fimmung aufzunehmen. 

Referent Sperling: Es lautet ſchon das Geſetz von 1812 
dahin. 

Abg. van Platen: Eine Frage würde wohl noch Berüdfidhti- 
gung finden, nämlich Die, ob nicht nad) unſerem geftrigen Befchlufie 
der Zufag zu machen fei: „Mit Ausnahme der Leitung von Schul: 
Angelegenheiten,’ wie der Herr Landtags⸗Kommiſſar geſagt hat. 

Referent Sperling: In dieſer Beziehung ift aber ein Unters 
ſchied zwiſchen ben beiden Abſchnitten. Der erfte Abſchnitt Handelt 
von den ummittelbaren Staats -Wemtern. “Dabei konnte Die Frage 
entftehen, wie weit wir in Beziehung auf die Einräumung foldyer 
Aemter zu gehen haben, da die ren in Beziehung auf fie noch 
feine Rechte hatten. Hier aber bei dem zweiten Abfchnitte ift bie 
Frage eine andere. Nach dem Evifte von 1812 hatten fie bereits 
unbefchränkten Anſpruch auf alle Gemeinde-Memter. Hier müßten 
wir alfo hinter das Geſetz von 1812 zurüdgehen, wenn wir irgend 
eine Befchrärffung eintreten laſſen wollten, und ich frage, ob ſich 
die hohe Verſammlung dazu verſtehen will? 

Sumtage- Marſchall: Die Frage lautet alfe: - 1 
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„Go vie Weolktion bes 5.9 des Wniktes vom Jahre 1813 in das verliegende 
Geſetz aufgenommen werden?‘ 
Diejenigen, welche dem Antrage beitreten, bitte ich, aufzuftehen. 
(Es erheben ſich mehr als die Hälfte der Mitglieder.) 

Die Majorität ift vorhanden, es find aber zwei Tritt: 
theile nöthig, wenn nicht die Gründe der Minorität aufgeführt wer: 
den follen. Ich bitte alfo, daß Diejenigen, welche aufgeftanven find, 
ftehen bleiben, und ich bitte die Herren Ordner, zu zählen. 

(Nachdem die Zählung ftattgefunden hatte.) 

Das Ergebniß der Abftimmung ift folgendes: Die Frage ift 
mit 254 gegen 212 Stimmen bejaht. Die Gründe der Mi- 
norität find alfo mit aufzunehmen. 

Referent Sperling (Tieft den Abfchnitt 3 des $. 35 vor.) 
„Behufs Schlichtung flreitiger Angelegenheiten unter ihren Blaubensgenoffen 
Fönnen Inden zu Gciedsmännern gewählt werben." 

Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt Iautet: 

Bas eben vom der Kraft und Wirkſamkeit des Bertramns ſciner Mitbürger, 
welches den Juden zu einem KommunalsAmte beruft, gefngt iR, gilt auch ven 
feiner Berufung zu einem SchiedmannssAmte. So wie bei ben Kemmunal⸗ 
Aemtern, welche ans der freien Wahl Der Gemeinde s Mitglieder hervorgehen, 
würde es auch bei dem Amte eines Schiedomannes, welches auf freier Wahl 
beruht, indirekt zu einer Beſchraͤnkung der chriſtlichen Gtantäbhtger führen, 
wenn 26 Ihnen nicht gefkattet fein follte, auch einen Juden, wenn fie zu füm 
Sertrauen heben, zn ihrem Schiedemanne zu wählen. Daher entſcheidet fh 
auch Hier die Abtheilung ‚einftimmig gegen deu Entwurf uud für den Wegfall 
‚ der in Rebe ſtehenden Beſtimmung. 


Sandioge · Marſchall: Verlaugt Niemand dag Mari ? 
Abg. Gieslex: Rh bin der Meinung, daß ed: gerade bem 
Schiedsmanne obliege, vie Parteien vielmald auf den Stifter unferer 
Religion, welcher nur Dulbung und Feindesliebe vorſchreibt, hinzu: 
weiſen. Wird aber den Chriſten ein Jude zum Schiedamanne ge 
geben, wie foll er das auftellen? Ih bin daher der Anſicht, daß 
in einem chriſtlichen Staate nur Ahriften das Sciebsamt nerich 
können. 

Abg. AMöwes; Ich lann dem gecheten Abgeordueten aus ber 
Provinz Sachſen nicht beiſimmen, da es, meines Erachtens, bei 
ber Schlichtung von Pripau Efreitigkeiten darch Achiedeana nicht 
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barınf anfeunht, Bieligions:- Grandſhtee in Auwendung zu Bringen, 
fondern einen Haren Berfland und Die innene Keberzeugnng von Hein 
Rechte oder Unrechte des Einen oder des Anderen. Aber and dem 
Geſetz⸗Entwurfe ſelbſt folgt die allgemeine Zulaffung der Juden zum 
Schievemanns:Aınte: Als im Jahre 1834 in der Provinz Vranden⸗ 
burg mit der Wahl der Schieasmänner vorgefchuitten.wonrbe, ergab 
es fih, daß in Berlin fünf ehrenwertbe Mitglieder der Judenſchaft 
mitgewählt waren. Die Betätigung wurde ihren durch eine Aller- 
höchſte Kabinets⸗Ordre vom Jahre 1835 verfagt und m Derfelben 
das Prinzip angegeben, daß, da das Amt eined Schiebgmannes ge⸗ 
wiſſermaßen als ein richterliches betrachtet werden müfle, die Inden 
aber vom NRichteramte uögefihtofien feien, fle: auch nicht Sciebe- 
richter fein könnten. 

In dem vorliegenden Geſetz⸗Entwurfe hat man war den Juden 
das Richteramt nicht geben wollen, dennoch aber ihnen das Amt 
eines Schiedsmannes zugeiheilt, inſofern die Privat⸗ Streitigkeiten, 
deren Schlichtung ihnen übertvagen wird, unter Juden fattfinden. 
Es fcheint mir alfo Dad Gouvernement ſelbſt won biefem in ber 
Allerhöchften Kabinets⸗Ordre vom Jahre 1885 feſtzeſtellten Prinzip 
abgegangen zu fein, und in ver That ift das Amt eines Schieds⸗ 
mannes auch nicht als ein richterfiches zu betrachten, und nicht ab⸗ 
zufehen, warum den Juden das Recht nicht zuftehen fol, auch bei 
Streitigkeiten unter Chriften das Amt eined Schiedsmannes gu per⸗ 
fehen, wenn ihnen ſolches für Stweitigfeiten unter Juden zugeftanden 
wird. Die Streitigfeiten find ihrer Natur nach diefelben, fie mögen 
unter Inden ober unter Ehriften, oder zwiſchen Chriſten und Juden 
ftattfinden. Da das Gonvernement ſelbſt alſo jenes Prinzip qufge- 
geben hat, fo muß ich mich um fo mehr dafür beftimihen, Daß den 
Juden überall das Amt eines Schiedsmannes zugetheilt werben könne. 

(Lebhafter Ruf nach Abkimmung) 

Abg. Fittrich: Nur wenige Worte! Wer fid an einen Schiede⸗ 
mann wendet, thut dies freiwillig. Niemand iſt gezwungen, ſich vor 
dem Schiebsmanne zu vergleichen, Alfo glaube ich, daß die Gage 
feinem Bebenlen unterliegen könne. 

Wiceverholter Ruf nach eabſticung.) u 
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bg. son Bancen+ Zullezkelde: 6 ſei mic erlaubt, der hohen 
Berfammiung mitnrihellen, daß im Jahre 1839 im Regierungsbe⸗ 
zirk Köstin ein Jude, Namens Joſeph, zum Schiedsmann gewählt 
wurde. Derfelbe führte fein Amt fo gewiflenhaft und fchlichtete viele 
Streitfachen mit ſolcher Gefchitichkeit (in einem Jahre allein 260), 
baß der damalige Juſtiz⸗Miniſter ſich bewogen fand, ihm darüber ° 
eine öffentliche Belobung zukommen zu kaflen. 

(Bielfacher Ruf zur Abftimmung.) 

Sandtags- Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, 
fo erkläre ih die Debatte für geſchloſſen. Die Abtheilung bat ein- 
ſtimmig darauf angetragen, daß die Beftimmung des Abſchnittes 3 
wegfalle. Nach diefer Beftimmung fol ein Jude nur bei Glaubens 
genofien das Amt eines Schievemanned verwalten fünnen. Die 
Frage lautet alfo: Soll die Beftimmung des Abſchnittes 3 weg: 
"fallen? Diejenigen, weldye für den Wegfall find, bitte ich, aufzu⸗ 
füehen. Die Majoritätiftvorbanden; aber ob ed zwei Drittel find, 
iſt nicht entfchieden. Jetzt bitte ich deshalb Diejenigen, welche Die Frage 
verneinen, aufzuftehen. Es find über zwei Drittel vorhanden. 

Referent Sperling (lieft den Abſchnitt IV des 8. 35 vor): 

„An denjenigen Univerfitäten, auf denen nicht die Ausübung bes Lehr 

amts flatutenmäßig an das Belenntniß einer befimmten chriftlichen Konfelfion 

geknüpft ift, fönnen Juden ale Privats Docenten und außerordentliche Profeſ⸗ 
foren der matbematifchen, naturwiſſenſchaftlichen und mebizinifhen Lehrfaͤcher 
zugelaſſen werden.“ 

Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt lautet: 

Abſchnitt 4. 

Faßt man den Inhalt dieſes Abſchnittes näher ins Auge, fo nu zuvoͤr⸗ 
derſt der Vorbehalt auffallen, welcher in Beziehung auf die Univerſitaͤten gemacht 
iſt, bei welchen die Ausübung · des Lehramtes Ratutenmäßig an das Bekenntniß 
einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion geknüpft if, denn dieſer Vorbehalt iſt im 
Intereſſe der einzelnen Univerfitäten wicht nothwendig, weil deren Statuten, als 
Spezials ®efepe, durch allgemeine Geſetze, wie das vorliegende, nicht derogirt 
werben, ber Zube alfo, auch wenn ihm vie Fähigkeit, alademiſche Lchrämter zu bes 
Heiden, zugefprochen würde, daranf nicht würde Anfpruch machen fönnen, on Unis 
verftäten zu docirem, an welchen vergleichen flatutarifche Beſtimmungen ihm im 
Mege ſtehen. Der Borbehalt erfchien. einigen Mitglichern gerabehin unzweckmaͤ⸗ 
Fig, weil es nad ihrer Anficht an der Seit fein hürfte, dergleichen den Uwiverſi⸗ 
täten zuſtehende Privilegien ans Müdfichten fir das Staatswohl aufzuheben. 
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Küchen wird die Aufmerifunstekt von ver Beinsmung is Auſpruch ges 
nommen, daß die Juden nur als Brivatpsernten und anferorbentlidge Profſeſſoren 
geduldet werden follen. Zn der Denffchrift iſt Dies damit motivirt, dag ans ber 
Zahl der ordentlichen Profeſſoren der Dekan und die Senates Mitglieder hervor⸗ 
geben und keine diefer Würden einem Juden anvertraut werben koͤnne; doch 
wenn man auch das Lehtere als richtig annehmen wollte, könnte man ber in der 
Dentfchrift darans gemachten Schlußfolge nicht beitreten, da den darin andges 
fprochenen Bebenten fchon dann ein Senhge gefchähe, wenn die Juden ſpeziell 
von ben angegebenen Würden ausgefshlofien würden. Wie follte es aber, wegn 
e& bei der Beſtimmung des Entwurfs bliebe, von einem Juden wohl erwartet 
werden Fönnen, daß er die Zeit und Koften auf die Ausbilbung verwenben werbe, 
melde die Dualififation zum afapemifchen Lehramte erfordert, wenn das hoͤchße 
Ziel der flaatlichen Anerkennung, vie ihm zu Theil werben kann, ſich auf bie 
jweifelhafte Stellung eines Privatdocenten und höchſtens das karglich beſoldete 
Amt eines außerorventlichen Profeſſors beichränfen follte? 

Noch weniger läßt fi endlich die Beſtimmung rechtfertigen, nad welder 
die wiſſenſchaftliche Thaͤtigkeit des Juden lediglich auf mathematilche, naturwiſ⸗ 
ſenſchaftliche und mediziniſche Lehrfächer befchrauft fein foll. Denn außer dieſen 
giebt es, wenn man auch der Rückficht für die chriſtliche Religion ben weitehen 
Spielraum geflattet, noch andere Lehrfächer, welche damit fo wenig im Zufanıs 
menhange flehen, wie die genannten, 3. B. die geographiſchen und linguiſtiſchen. 

Das Edilt vom 11. März 1812 lautet allgemein: 

„Sie können alademifche Aemter, zu welchen fie ſich gefchidt gemacht haben, 
verwalten.“ 

Es iR darin feine Ausnahme gemacht, weil Die einzige Ausnahme, melde 
nothwendig ift, nämlich die Ausnahme derjenigen - Aemter, welche ihrer Natur 
nad) das chriftliche Glaubensbekenntniß vorausfeßen, — der Stellen in der theos 
logifhen Bafultät, — fi von ſelbſt verfteht, und gewiß läßt es ſich annehmen, 
daß Ver Geſetzgeber bei Emanirung des Wrilts die Verhältniſſe reiflich erwogen 
hat. Welche Bründe den Schöpfer diefes Cdikts fpäter vernwcht haben, hie her⸗ 
vorgehobene Beſtimmung deſſelben durch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 
18. Auguſt 1822 wieder aufzuheben, iſt nicht zu erſehen. Nach der Dentfchrift 
Seite 39 if es gefchehen, weil die Beſtimmung ohne große Mifverbältnife nicht 
durchzuführen gewefen. Diefer Umfland veranfaßte ein Mitglied zu der Bemer⸗ 
tang, daß um jene Beit, als die erwähnte Königliche Kabinets⸗Ordre erging, an 
mehreren Drten Dentſchlands der Hlinte Fanatisntus gegen die Inden Auftritte 
erzeugt habe, welche es vielleicht haben beforgen laſſen, daß die Jugend abgeneigt 
fein würde, jüdifchen Lehrern fich unterzuorbuen, und chriſtliche Lehrer Bedenken 
tragen würden, jenen als Kollegen fich beiznordnen. Ob diefe Bemerfung rich⸗ 
fig fei oder nicht, mußte dahingeſtellt bleiben. Darüber aber waren vie meiften 
Abtheilungs⸗Nitglieder einig, daß derartige Verhältniffe heutzutage nicht mehr 
beſtehen; vaß ‚in ven letzten 35. Jahten die chriſtliche Menätterung Deusichläuhs 
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wit der ibiſchen goich bebrutecde Jortſchricte genacht habe and dis erftere jcht 
ſich veſſen allgemtin bewußt ſei, daß das wahte Chriſtenthum bawptiächlich da: 
darch ſich beweiſe, daß mau einen Irden ohne Umterſchied der Religion mit Liebe 
weile, daß man ſich ſelbſt eher, wenn man auch in dem Juden den Men⸗ 
Ichen ehrt. 

Mach vieler Betrachtang erflärten füch dann auch nur zwei der anwejenden 
Mitglieder für die Beibehaltung des Zuhvunrfs, aber andy fie nur unter ber aus: 
Veintlichen Bebingung, daß ven jüdiſchen außerordentlichen Profeſſoren wenigfens 

:n Beziehung auf die Behälter gleiche Rechte mit ben ordentlichen Profeſſoren 
"Angerkumt würden. 
Die übrigen 13 Mitglieder entichieden ich für die Verwerfung tes Ent: 
wurfé, weil fie es für rechtlich unſtatthaft anfahen, daß das neue Geſetz hinter 
vem durch die Bundesafte garantixten Cdikte vom Al. März 1813 zurüdbleibe, 
and file außerdem die in der Denkfcheift entwidlelten Anfichten über die Berbin: 
bung ber einzelnen den Juden in dem Cutwurfe entzugenen Lehrfächer mit bem 
eiftlichen Glaubensbekenntaiſſe nicht theilen konnten. Sie waren darin einig: 
daß vie Juden alle alabemifigen Lehrämter verwalten Tonnen, welde nicht, 
ihrer Natur nach, das chriſtliche Glaubensbebenntaiß vorans ſetzen, 
und diffetirten in ihren Anſichten nur in Betreff der Rebenfrage: 
ob ihnen auch das Dekanat und Prorektorat ober Rektorat zn icbertragen fei? 

Bon ſechs Mitgliedern wurde ſolches mit Rückſicht darauf, daß mit dieſen 
Aemtern ſpeziell Disziplinargewalt verfnüpft und bei Promotionen Gides⸗-Ab⸗ 
nahme verbunden if, verneint; von Den anderen ſechs Mitgliedern, welde dieſe 
Bedenken um fo weniger theilen zu Fünnen vermeinten, als gedachte Aemter auf 
der Wahl ver abrigen Profefloxen bernhen und in ben feltenen Fällen ver Cides⸗ 
Abnahme Subftitutien vintreten Töıme, wurde vie Frage bejaht. 


Abg. Graf Schwerin: ch kann mid) bei diefem Paragraphen 
mit ber Abtheilung nicht ganz einverſtanden erklären, und. zwar ins 
ſofern niet, als fie will, daß auch auf denjenigen Liniverfitäten, wo 
Ratutarifche Beſtimmungen dem entgegenftehen, die Juden zu allen 
afademifchen Lehr-Aemtern zugelafien werden follen. Obgleich das 
Prinzip, welches ich bei einer andern Gelegenheit weitläufiger als 
das. meinige audeinandergefebt habe, obgleich, füge ich, dieſes Prin- 
:Wp ſtch auch auf die Umiverfitäten anwenden läßt, halte ich doch 
"Daflte, Haß beftehende Rechte geachtet werden müflen. Alſo daß, wo 
ein beftehendes Recht an einer Iniverfität durch das Statut feſtge⸗ 
jest ift, die Iyden ausgeſchloſſen find, fo lange nicht dieſe Rechte 
durch ein allgemeines Gefeb aufgehoben find. Ich bin daher der 
:Meimang, Daß .überall, wo nicht ſtatutariſche Veſtimmamgen der Uni: 
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verſitaͤt enigegenftehen, die Juden au alien efſaniuchen Lehr demuenn 
zugelaſſen werden dürfen. 

Referent Sperling: Die Nee des verehrten Ybgeorbneten be- 
ruht auf einem Mißverſtaͤndniß, denn der Vorſchlag der Abtheilung 
it nicht dahin gegangen, bie Juden auch bei ſolchen Lniverfitäten 
anzuſtellen, bei weichen ſtatutariſche Beſtimmungen ihrer Anſtellung 
entgegenſtehen. Im Gegentheil bat ſich die Abtheilung dafür aus- 
geſprochen, daß, wo ſtatutariſche Beſtimmungen dem entgegenſtehen, 
es nicht nöthig ſei, eine beſondere Fürſorge dafür in dem. allgemei⸗ 
nen Geſetze zu treffen, weit ſichs won: fekhft verſteht, daß, wo dre⸗ 
gleichen Beſtimmungen beſtehen, fie auch fo lange gelten müſſen, aks 
fie nicht aufgehoben find. In Betracht deſſen aber, hab es im In: 
tereſſe des allgemeinen Skaaiöwahles liegen dürfte, die "höheren 
Bildungs⸗Aunſtalten allen Staatsbürgern zugänglich zu maches, .ift 
von einigen Abtheilungs⸗Matgliedern es beantragt worden, ob #8 
nicht an der Zeit fein dürfte, die berührnen ſtattariſchen Beftte- 
mungen zu beſeitigen. Es iſt eine Idee, welche, wenn id) wicht 
irre, in einzelnen Fällen durch Das Gouvernement bereits praftifch 
durchgeführt worden Ä 

Abg. von Ponimierski: Ich fan hier nur dem vorliegenden 
Beſchluſſe ver Abtheilung beitreten, das die Jaden alle afabemifdgen 
Zchrämter verwalten fönnen, welche nicht ihrer Natur auch Das 
Hriftliche Glaubensbekenntniß porausſehen, und zwar, weil das Ge⸗ 
je vom 11. Mär; 1812 ganz deutlich dieſe Beflimsungen enthält, 
und weil es würfchenswerth erfcheint, daß bei ven veuticdhen Hoch⸗ 
ſchulen, die mit Necht zu den erſten Bildangs⸗Anſtalten der Welt 
gerechnet werden, keine Spur son religidfer Intoleranz vorhauden 
wäre. Die ſchönſten rückte: dex hoͤhern wiſſenſchaftlichen Bildung 
ſind eben religiöſe und politiſche Toleranz, und es iſt in vffenberem 
Widerſpruche ‚mit dem ſchönen Zwecke der deuiſchen Hahfiinuen, sus 
in igrer Einrichtung Grundfuͤtze weliginfer Intoleranz heficken: Ih 
fans nicht unbemerft laflen, Daß die. Statuten der Univexfitäten Ber- 
in und Königsberg, ſo viel.ich erfahren habe, pie Beſtimmmg eni⸗ 
halten, daß feis Matholil Profensor :ordikarsun werden batm; dieſe 
‚Gelegenheit fiheint. mir: geeignet, vaß die hohe Berfunnlung im: Na⸗ 
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"men des Landes den Wunſch ausforeche, daß ſolche Grundſaͤte der 
Intoleranz in den Statuten jener Univerſitäten aufgehoben würden. 
(Bielfeitigee Bravoruf!) 

Regierunge-Kommiffar Peüggemann: ch erlaube mir, die fo 
eben gemachte Bemerkung für jet nur dahin zu berichtigen, daß an 
der hieſigen Univerfität eine folche befchräntende Beſtimmung binficht- 
lich der Katholifen nicht ftattfindet. 

Abg. Hanfemann: Es würde ſehr wünfchenswerth fein, daß 
der Herr Regierungs:Kommiffar vie Gefälligkeit hätte, bei dieſer 
Beranlaffung zu fagen, auf welchen Univerfitäten nach ſtatutariſchen 
Rechten noch derartige Grundfäge, bie doch fonft von dem Staate 
nicht adoptirt worben find, gelten. 

Regierungs⸗Kommiſſar Prüggemsan: Ich werde fogleich, wenn 
ih mich im Allgemeinen über die vorliegende Frage ausſprechen 
werde, auch auf die flatutarifchen Beftimmungen der einzelnen Uni: 
verfitäten Tommen, ich wollte nur abwarten, ob vielleicht noch Einer 
oder der Andere aus der Berfammlung das Wort verlangt. 

(Es meldet fih Riemand.) 

" Der vorliegende Antrag der Abtheilung geht insbeſondere dahin, 
die in dem Edikte von 1812 enthaltene Beftimmung über die Zu⸗ 
laſſung der Juden zu afabemifchen Aemtern auch in das neue Geſetz 
aufzunehmen, weil diefe Zulaffung zu den durch die Bundesafte ga 
rantieten Rechten der Juden gehöre, und daher eine Rechts⸗Ver⸗ 
Lesung darin Siege, wenn jenes Redyt in dem neuen Geſetze eine 
Schmälerung erleiden ſollte. Das Epift von 1812 ſpricht ſich aller: 
dings äber bie Zulaffung der Juden zu afademifchen Lehrämtern all 
"gemein aus, ohne ein folches Lehramt beftimmt auszufchließen. Daß 
:e8 aber in biefer feiner Allgemeinheit nicht hat angewendet werden 
ſollen und. können, das zeigt fich fofort, wenn jene Beſtinmung auf 
‘Die theologifche Fakultat bezogen wird und auf Diejenigen Disziplinen 
in andern Fakultaͤten, die nothwendig das chriſtliche Stement in fei- 
ner eigentlichſten Bedeutung berühren. Der im Evifte von 1812 
enthaltene Paragraph) benurfte daher für feine Amvendung einer nd 
heren Behimmung und Begrämung, und eben bei dem erſten Falle, 
in welchem er bei der hieſigen Univerfität zur Anwendung fommen 


— 1 — 


follte, zeigte ſich nie Nihwendigleit einer ſolchen Beſchraͤnkung, die 
dann freilich Batt einer näheren Beſtimmung und Beichränkung in. 
eine Aufhebung des ganzen Paragraphen im Jahre 1892 überger 
gamgen ill. Es fehlen daher dem Gouvernement rätblih, wenn «6. 
anf die Zulaſſing der Iuden zu akademiſchen Lehrüͤmtern jetzt zurück⸗ 
zufommen für angemeſſen eradjtete, in ber darüber zu erlaſſenden 
Beſtimmumg zugleich dieſe Gränzen der Zulaffung der Juden anzu⸗ 
deuten, damit ſowohl die wirklich eingeräumte Zulaſſung um fo we⸗ 
niger ſpaäler einem Zweifel oder einer weiteren Deutung unterliegen- 
koͤnnte, als auch der Anwendung der gegebenen. Beſtimmung nicht 
ein weiterer Umfang. gegeben würde, als in ver neuen geſetlichen 
Beſtimmung enthalten ſei. Es kam alſo darauf an, in dem Grlehr. 
Entwurfe ſelbſt dieſe Graͤnzen amudenten. Die Graͤnzen konnten 
ſich Pen 1) auf einzelne Uniwerfitäten; 2) auf einzelne Falultaͤ⸗ 

ten; 3) auf einzelne Diediplinen in einzelnen Fakultäten; 4) auf bie 
verfchiedenen Stufen der alademiſchen Lehrämter. 

Was die. Zulaſſung zu den einzelnen Univerfitäten im Allgemei⸗ 
nen betrifft, jo hat der Gefeb-Entwurf die in dieſer Beziehung ein⸗ 
tretende Befchränfung dahin beftimmen wollen, daß Juden nur an 
folchen Univerfitäten zugelaflen werden follen, an welchen nicht flatus 
tenmäßig das Bekenntniß einer beftimmten chrißlichen Konfeflion ges 
fordert wird, und da eben gewünſcht worden ift, zu erfahren, wie weit. 
dieſe ftatutarifchen Beſtimmungen bei den einzelnen Univerfitäten vei- 
hen, fo nehme ich bier eben fo wenig Anftand, ale ich es in der 
Abtheilung gethan habe, diefen Umfang durch Augabe jener Aatuia-. 
tischen Behimmung deutlich zu machen. Eine von ben Uninerfitäs. 
ten, welche vicht ein beftigmigs chriſtliches Glaubensbelenniniß wert 
den Lehrenden fordern, iſt bie. Uniyerſität Greifswalde nach ihren: 
Statuten yom Jahre 1549, worin als Hauptzwecd Der Univerfität 
angegeben. wird, ut juventus.ad pietatem adsuescät et .‚dectzime, 
christfana instrustur (daß. die Jugend zur Frommigkeit fih gen 
woͤhne und in der chriftlichen Lehre unterrichtet werde.) Es wird: 
binzugefeßt, es fei die Abſicht des Stifters: ut domini nostri Jesu 
Christi gloria tam propsgetur quam illustzetur (baß die Glorie 
unferes Heren Jeſns Chriſſus ſowehl verbreitet albd erhoͤht werde) 
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85. folgen ſodaun Beſtimmungen, webche allen Lehsenberi die Theil: 
nahıne au dem akademiſchen Gottesdienſte im Tempel des Herrn zur 
Pit machen. Bekanntlich war vor Erlaß dieſer Statuten in 
gun; Pommern bie keatholiſche Lehre ſchon abgeſchafft, und bie Zu- 
laſſung zu Smmteämtern an das Iutherifche Bekeuntniß geknäpft, 
und Juden waren im Lande gar nicht geduldet. Der neunte Arti⸗ 
kel des zu Wien am 7. Juni 1815 geſchloſſenen Traftato befkimmt: 
Sa Majeste le roi de Prüsse B’engage, a maintenir les £tablis- 
sernents et notamment l’acadeınie de Greifswalde dans leur 
&tat actusl. (Se. Majeſtut ver König von Preufien verpflichtet 
ſich die Inſtitute und insbefondere die Akademie mu Greifſwalde in 
ihrem gegemwärtigen Zuſtand zu erhalten.). Es lehrten aber feine 
Juden an diefer Univerſität, fo duß dieſelben hier auch für bie Zu: 
funft von der Zulaffung zu afabemifchen Lehränsern ausgefchlofien 
find. : Die Statuten der Univerfirät Halle fprechen ſich eben fo be: 
ftimmt aus, indem fie vorſchreiben: praeeipus wutem oonsensus 
sit inter omnes et singulos professores in religione. christiana 
et .evangelica, scriptis prophetarum et apostolorum et augus 
tana oonfessione comprehensa, 

Die Lehrer ſollen hiernach übereinflimmen in ber chriſtlichen 
mp evangelifchen Lehre, wie fie in den Schriften ver Propheten und 
des Apoſtel und in dem Augsburgiſchen Kcontefionäbelenntnifie ent- 
halten ifl. Die Untverfität zu Königsberg has ihre Konftitution in 
dem Jahre 1546 erhalten. Diefe fpricht die Nothwendigkeit bed 
chritichen Bekenntniſſes aufs. Befimmiefle aus; es Tann aber auch 
die Abficht des Stifters in Betreff veo beſtimmten ewangelifchen 
Berenninifies nicht zweifelhaft fein. Im der Eidegformel wird ver⸗ 
langt, daB der Docent ſchwören fol: ego juro, me ampleeturum 
veram ac puram evangeln doctrmam, quam uno spiritu ac 
woos una 'ecölesin dei osthelica proßtester, nec corrapturum 
dootrinum sacrum ex philosopbia. (Ich ſchwore, vaß ich Pie 
währe und reine Religion des Evangellums annehmen und die hei⸗ 
ge Lehre nicht mit Philoſophie verfälſchen werde.) Diefe Worte 
fürmen nicht anders, als nach dem landen bes Säfters verſtanden 
werben: Etwas Aehnliches wird wegen der Promotion vorgeſchrieben. 


Die neuen Statuten vom 4. Mai 4848. ſprechen daher Nuss: ven! 
urſpruünglichen Stiftung gemäß, ſind bei der Univex ſitäͤt ——— 
nur Lehrer evangeliſcher Kosfeſſton angiuſtellen . 
Die Statuten. der. UMmiverſttät zu Bonn, welche dem 18, —* 
1818 gegrũndet worden iſt, find unter dem 18. Diteber 1824 mike: 
werben. Es beißt in denſelben: Die Untverfiät it in Beiehang: 
anf die Religions⸗ und Konfeffions -DBerhäktififie eine gemiſchis und 
paritätifche. Im der juriſtiſchen Fakultät foll wenigſtens einer der 
ordentlichen Profeſſoren katholiſcher Sonfefiton fein, der Das Lehrfach 
Des kath oliſchen Kirchenrechts uͤbernehnen Sann ; imgleichen fol in ber. 
philoſophiſchen Yafwität immer ein orbentlicher Profeſſor der Philo⸗ 
ſophie won katholiſcher Konfeſſion neben einem erdentlichen Profeſſer 
evangeliſcher Konfoſſion augeftellt, außerdem aber in Feier. efuheiht,, 
bie beiden theologiſchen ausgenommen, auf. hie: Konfellteneu: Der an⸗ 
zuſtellenden Lehrer Küdischt genommen, werden. Dann if aud) der 
Univerfitaͤto⸗Gottesdienſt yarkkänfch beikimmt. Es folgt mit Bezie⸗ 
hung anf diefen paritätifchen Charakter ſodanun vie ausörüdliche: 
Beſtimmung: „Es iſt Unfer ernſter Wille, daß ſaͤmmtliche Mitglieder 
fih immer daran erinnern mögen, daß am meiſten bei einer gemiſch⸗ 
ten Anfalt Alles vermieden werben muß, was die Rechte der einen. 
oder anderen Konfeſſion Fränfen und in dieſer Beziehung Unzu⸗ 
friedenheit und Klagen verurſachen könnte Wir hegen daher zu; 
fämmtsichen: Lehrern das Vertrauen, daß fe bei dieſen Vechäll⸗ 
niſſen mit chriſt licher Liebe, wit Vorſicht und zarter Schonung. ver⸗ 
fahren = ſ. w.“ Die Univerſtiüt zu Bonn iſt alfo eine paritätifcgs! 
Univerſitut, weiche für einzelne Stellen Lehrer katholiſcher, file anders 
Lehrer evangeliſcher Kontefiion, für alle ibrigen Stellen aber Mänm 
mer verlangt, bie ſich eniweder zum; katholiſchen oder zar evangeliſchen 
Kirche bekennen, und die in Beziehung auf bas paritätifche Verbält«: 
nis alle mit chriſtlicher Liebe verfahren follen. Die liniverfitäh: 
Breslau if in ihrer jetzigen Geſtalt Durch. big. unter dem 3. Auguſt 
1811 erfolgte Bereinigung der kacholiſchen Leonpoldo⸗Univerſitdt 
zu Breslau und der reformirten Univerſilät zu Yeankfurt a. O. ent⸗ 
ſtanden. Eo heißt in dieſer Beziehung: Beide Univerſttäten werben: 
in Anfehung. ber. Berfaffung,. der Perſenen, ter mit ihnen ver— 
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kuupften Stiftungen, nes Bermögens und der Einkänfte zu einem Gan- 
zen verbunden. Diefer Bereinigung eutfpredgen dann auch die folgen: 
‚den flatutarifchen Beftimmungen, in welchen das paritätifche Verhaͤlt⸗ 
niß, weldyes aus ver Bereinigung einer evangelifchen und einer Fatho- 
liſchen Univerfisät nothwendig hervorgehen mußte, näßer feftgeftellt wird. 
Auch hier it, dem paritätifhen Charakter gemäß, ein evangeliſchet 
mb: ein Tatholifcher Univerſiiats⸗Gotiesdienſt angeorbuet worden, 
auch hier der eigentliche Lehrſtuhl der Bhilofophie Doppelt, mit einem 
katholifchen und. evangelifchen Lehrer, befept, während es bei ven 
übrigen Lehrſtellen, mit Ausnahme der theologiſchen, anf die Kons 
fesfion nicht ankommt. In den neuen Neglements ber einzelnen 
Fakultäten der vereinigten Univerſität zu Breslau vom 18 Septör. 
1840 ift indeſſen, unzweifelhaft wegen des paritätifchen Charalters 
der :Uiniverfität, die Zulaffung zur Privat⸗Doction in allen Fafıl- 
täten von dem chriſtlichen Glanbens⸗Bekenntniſſe abhängig gemacht 
worden; es Yürfen auch, ‚wit Ausnahme der mediziniſchen Fakultaͤt, 
mtr Chriſten promovirt werden. Das Statut ber Liniverfität zu 
Berlin, erfolgt unter dem 16. Auguſt 1800, enthält nichts, woraus 
auf das Erforderniß des chriſtlichen Bekenntniſſes für einzelne Do- 
centen geſchloſſen werden kͤnnte. Die Aufgabe der Univerfität wird 
dahin angegeben, die allgemeine und befondere wiſſenſchaftliche Bil 
bung gehörig vorbereiteter Sänglinge.... fortzufeßen umd fie zum 
Eintritt in die verfchiedenen Zweige des höheren Staats» und Kir 
chendienſtes tüchtig zu machen. Rur aus der lebten Beſtimmung 
Thnnte mu die Nothwendigkeit des chriftlichen Befenntniffes «ableiten, 
im. ver. Annahme, daß Mäntıer, die Audere für den Kirchendienſt 
auch Durch Körberung ihrer allgemeinen witlenfchaftfichen Bildung 
vorbereiten ſollen, : auch ſelbſt ver. heiftichen Kirche angehören 
mäflen. - Nach den in den hier in Betracht fommensen Beſtim⸗ 
mungen. witgelheilten Statuten iſt bei ben Univerfitäten Greifs⸗ 
waike, Königsberg, Halle, Bonn imd Breslau die Ausübung 
des Lehramtes an eim beftimmtes chriſtliches Bekenntniß gelnuͤpft, 
und find daher dieſe Iniverfitäten. durch die ſtatutariſchen Be⸗ 
funmungen als ſolche bezeichwet, auf welchen Juden zu einem 
akedemiſchen: Lehramte ‚nicht zugelaffen werben Einmen, fo daß 
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bie Univerfität zu Berlin allein als eine ſolche übrig bleibt, an wel: 
her die Juden nicht fchon durch die Statuten der Univerfität aus⸗ 
geſchloſſen find. 

Das ift es, mas ich über die in Beziehung auf die Zulaffung 
der Juden zu alademifchen Lehrämtern an einzelnen Univerfitäten 
ftatutenmäßig eintretende Befchränfung mitzutheilen hatte. "Ich will 
mich bier auf eine Begründung des Erforderniſſes eines chriftlichen 
Prinzips in den höheren und höchſten Bildungsanftalten nicht ein, 
laſſen, weil ich bei der Diskuſſion über den folgenden Abfchnitt, wo 
diefed Moment weit ſchaͤrfer hervortritt, Beranlaffung haben werde, 
darüber mich auszufprechen. Die Notbiwendigfeit einer weiteren Bes 
fchränfung der Zuläffigfeit ver Juden zu akademiſchen Lehrämtern 
fönnte in den einzelnen Bafultäten gefunden werden. Ich darf über 
die theologifchen Zafultäten wohl fein Wort verlieren, da es fi 
von felbft verfieht, daß Juden bei diefen nicht zugelaſſen werben 
Dürfen. Was die jmriftifche Yafultät betrifft, fo it in den Motiven 
fhon ausgeführt, daß man für diejenige Yafultät, deren Mitglieder 
die Staats», Rechts⸗- und Bamilienverhäftnifie in ihrer Entſtehung, 
in ihren Grundlagen vom Standpunkte des Nechtes aus darftellen 
und begründen, welche von demſelben Standpunfte aus der Geſetz⸗ 
gebung im Staate die Hand bieten, ihre Beſchlüſſe durch den Ans 
bau der Wiffenfchaft vorbereiten und auf dem Wege einer heilfamen 
weiteren Entwidelung leiten und unterftägen, die fünftigen “Diener 
des Staats für feine richtende und verwaltende Thätigfeit bilden 
follen, daß man für diefe Fakultät wegen des Zufammenhanges und 
Einflufies der Rechtswiſſenſchaft mit den vorher angedeuteten Staats 
und Yamilienverhältniffen, bei welchen chriftliche Lebensanfchauung 
ſtets ein entfcheidendes. und niemals auszuſchließendes Moment biels 
ben wird, nur Lehrer chriftlichen Befenntniffes anftellen könne. Es 
ift ja auch gar nicht zu beftreiten, daß wenigftens die Anfchauung, 
Sitten und die Familien-Verhältniſſe von 16 Millionen Chriften, 
die der Staat zu feinen Unterthanen zählt, im chriftlichen wie im 
germanifchen Prinzipe wurzeln, und weil dieſe Lebensanfchauung 
nicht verändert und getrübt werden foll, fo ift hinreichender Grund 
vorhanden, eine ſolche Trübung derfelben durch das Eintreten von 
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Männern, die einer anderen religiöfen und nationalen Anſchauung 
felgen, hier entfchieden fera zu halten. Das iſt aber nicht der ein: 
sige Grund für die Ausfchließung der Juden von der juriſtiſchen 
Fakultaͤt. Die preußifchen Univerfitäten oder die juriftifchen Fakul⸗ 
täten insbefondere laffen zur Habilitation bei denfelben als Brivats 
Docent Riemand zu, der nicht auf dem gefehlich vorgefchriebenen 
Wege das Doftorat utriusque juris erworben hat. Diefes Dolto⸗ 
rat utriusque juris ſchließt das civilrechtliche und kirchenrechtliche 
Dottorat in fih. Das kirchenrechtliche ift von jeher, und insbefon- 
dere führt auch Pie erſte Stiftung der Alniverfitäten auf dieſe An⸗ 
fit zuräd, als eine firchliche Würde angefehen worden. Es ik 
auch von da an bis jegt das Doftorat utriusque juris als untheil: 
bar betrachtet worden, und die inländiichen Lniverfitäten haben füch, 
fo viel ich weiß, weder zu einer Theilung des Doktorats entfchlies 
Gen können, noch auch dad Doftorat utriusque juris an Juden ers 
theilt, welche fich dadurch zu Privat: Tocenten in der juriftifchen Ya; 
kultaͤt fähig machen wollten; ob es am folche ertheilt iſt, Die ſich das 
durch bloo einen Titel erwerben wollten, vermag ich nicht zu fügen. 
In neuefter Zeit, aber nicht früher, als die Frage von der Eman⸗ 
cipation der Juden und ihrer Zulaflung zu Staatö> und afabemis 
ſchen Aemtern von allgemeinerer Bedeutung geworben ift, find ein» 
zelne, aber doch nur jeher wenige Ausnahmen von dem eben anges 
führten Brauche vorgefommen. 

Es bat die Univerfität Heidelberg feinen Anftand genommen, 
ich weiß nicht, ob in einem ober in wmehreren Yällen, auch Juden 
au Dr. utriusque juris zu ernennen; andere liniverfitäten, welche 
das für bedeuflich hielten, haben verfucdht, das bisher untrennbare 
Dektorat zu theilen und einen Juden zum Dr. jur. fählg zu machen, 
wie dies auf der Univerſität zu Roſtock gefchehen ik. Als die Unis 
verfität Roftod über ihr Verfahren zu einer Erklärung aufgeferbert 
wurde, hat die jurififche Fakultaͤt ſich dahin erflärt, fie habe ge 
glaubt, einen Juden nur zum Dr. juris civilis, aber nicht zum 
Dr. utriusque juris ernennen zu fünnen. Da ber Doftor des geiſt⸗ 
lichen Rechts alö focher zur wifienfchaftlichen Vertretung und Auf⸗ 
zchthaltung der chriſtlich⸗ Firchlichen Rechtoverfafſung verpflichtet fei, 
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fo loönne der Iſraelit unmöglich einen Eid ſchwoͤren, worin er ſich 
feierlich verpflichte, Alles, was das Amt eines Doktors des geiſtli⸗ 
hen Rechts mit ſich bringe, aufs Gewilienhaftefte zu erfüllen. Würde 
er auch vielleicht aus mangelnder Einfiht in die wahre Natur dies 
ſes Amtes einen foldhen Doktor⸗Eid ableiften, fo würde es ihm den⸗ 
noch in der Folge nicht fchwer werden, von jedem Rabbi vieles 
Eides entbunden zu werben, wogegen felbft die gewöhnlichen So⸗ 
lemnitäten des Juden⸗Eides feine Gewähr leiften würben, abgeichen 
von dem Widerfpruche, durch Hülfe der Synagoge und ihrer Rab⸗ 
biner größere Treue gegen die von ihnen angefeindete chriſtliche 
Kirche erzwingen zu wollen. Darum babe fie jenen Juden nur zum 
Dr. jur. gemacht. Es wurde ein berühmter Rechtslehrer, der frü⸗ 
ber eine Zierde der Liniverfität zu Göttingen war und fpäter unfes 
rem Staate angehörte, aufgefordert, feine Meinung über das von 
der Yafultät befolgte Verfahren auszufprehen. Es war ber bes 
rũhmte Rechtsiehrer Karl Friedrich Eichhorn, der ſich mit der Ans 
ficht der juriſtiſchen Fakultät zu Roſtock nad) dem von ihr genoms- 
menen Standpunfte einverftanden erklärte. Es werden alfo Juden 
auch aus dem Grunde von den LehrsAemtern der juriftifchen Fakultät 
auszufchließen fein, weil fie den zum Doziren erforderlichen alade⸗ 
miſchen Grad in feinem ganzen Umfange nicht erwerben koͤnnen. 
Bon der medizinischen Fakultät rede ich nicht, da der Gefeh-Entwurf 
im Beziehung auf diefelbe eine Beſchränkung nicht eintreten läßt. Ich 
fomme auf die philofophifche Fakultät. Das Gouvernement hat fidh 
bemüht, gerade bei der Zulafiung der Juden zum Amt eined afabes 
mifchen Lehrers in dieſer Fakultaͤt gu zeigen, daß es nicht mit allım 
ängftlicher Engherzigfeit verfahre, vielmehr da die Juden eintreten 
lafien wolle, wo die Beziehung auf das chriſtliche Prinzip wenig- 
ſtens zurüdtritt. 

Ueber die hier zu ziebenden Gränzen zwilchen den einzelnen 
Disziplinen, bei welchen ein mehr oder weniger tiefered Eingreifen - 
des chriſtlichen Prinzips flattfindet, darüber kann man allerdings ver: 
ſchiedener Meinung fein. 

Es ift den Juden der Vortrag für die mathematifchen und nas 
mwwiflenichaftlichen Disziplinen eingeräumt worben, und da id) nicht 
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vorausſetze, daß dieſe Jemand iu der Verſammlung den Juden ent⸗ 
ziehen wolle, fo ſehe ich mich nicht veranlaßt, darüber mich weiter 
auszufprechen. . 

Die wichtigfte hier in Betracht kommende Disziplin ik wohl die 
Philoſophie. Ich will nicht unterfuchen, ob vie Philofophie ihre For⸗ 
fhungen vorausfegungelos beginnen müfje, ob fie die Grundlehren 
ded Chriſtenthums, als der höchften Vernunft entitammend, als gege⸗ 
ben anzufehen habe; ich gebe zu, daß fie ihre Forſchungen ohne alle 
Berausfegung beginnen könne. Wichtiger ald der Anfangspnuft Der 
Philoſophie ift aber das Refultat, zu dem fie. gelangt, weldyes viel- 
leicht den Inhalt der chriitlichen Lehren nicht erreicht, ohne ihnen 
jedoch zu widerſprechen, aber auch mit venfelben in bireften Wider⸗ 
ſpruch treten kann, wobei das Urtheil deſſen, welchem das Chriſten⸗ 
thum göttliche Offenbarung ift, nicht zweifelhaft fein fann. “Der freien 
wifienfchaftlichen Forſchung full eine Schranke nicht gefebt werden; 
aber darum handelt es ſich, ob demjenigen durd) die Autorität Des 
Staats dad philofophifche Lehramt übertragen werben foll, der nad 
feiner religiöfen Anfchauung dem Chriſtenthume feinvlich gegenüber- 
ficht, während demjenigen, der im Chriftenthume geboren und unter 
den Segnungen deſſelben aufgewachſen und feine Lebend- Anfhauungen 
und Anfcchten unter ber Ginwirfung dhriftliher Berhältnifie und 
Lehren gebildet hat, in dem Vertrauen, daß er dem Chriſtenthum 
nicht feindlich enigegentreten werde, weil die wahre Philofophie ihm 
nicht widerfprechen fünne, daß der in ihm wohnende chriftliche Geiſt 
bei feinen Forſchungen ein ftiller, lautloſer Führer und Warner fein 
werde, vertrauungsvoll ein philofophifched Lehramt übertragen wers 
den fann. 

Eine andere hierher gehörige Disziplin ift Die Geſchichte. Wenn 
in der Gefchichte nicht blos einzelne Thatfachen erzählt, fondeen auch 
sachgewiefen werben fol, wie Gott die Schidfale Einzelner und 
ganzer Bölfer ihrem Ziele entgegenführt, wie bie Geſchichte mit 
göttliher Offenbarung beginnt, die Erfcheinung des Chriſtenthums 
vorbereitet und, nachdem bajjelbe in die Welt gekommen, unter feis 
nem Einflufie alle Verhaͤltniſſe des Lebens ihrer Umgeftaltung und 
weiteren Entwidelung entgegengeführt worben, fo würde es doch 
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einem Juden wohl unmöglich werden, die Geſchichte im dieſem Simme 
aufzufaſſen und zu behandeln. Wie ſoll ein Jude das Weſen des 
chriſtlichen Geiſtes begreifen, das Streben der Völker in chriſtlicher 
Staaten⸗Bildung, die Kämpfe des Etaates und der Kirche richtig 
auffaffen und würdigen fönnen? Wie kann man einen Mann für 
die Lehrfanzel der Gefchichte berufen, der, vwermöge feiner religiöfen 
Ueberzeugung lehren fönnte, daß ein falfcher Prophet aufgeftanven 
fei in der Perfon desjenigen, den das Chriftenthum göttlich verehrt, 
und durch deffen Lehre die Fünftigen Diener des Staats und der 
Kirche gebildet werben follen? Es find alfo auch bier Rüdfichten 
gegen die chriftliche Kirche zu nehmen und Richtungen und Beſtre⸗ 
bungen, welche dem Chriſtenthume direkt entgegentreten, fern zu hal⸗ 
ten. Es find in dem Gutachten der Abtheilung auch Die Iinguiftifchen 
Disziplinen berührt, von denen die Juden ausgefchlofien feien. Ich 
würde fein Wort darüber verlieren, ob den Juden audy dieſe Dis- 
ziplinen zu überlaffen feien, wenn man blos die grammatifche Kennt: 
niß der Sprachen darunter begreift. Sollte aber unter den Liuguifti- 
fchen Disziplinen and) das ganze philofophifche Gebiet, insbefondere 
die Kenntniß des Flaflifchen Alterthums der Griechen und Römer, 
begriffen fein, fo berührt dieſe Disziplin die ganze geiftige Bildung 
des Menfchen. Es kommt hierbei nicht blos auf Kenntniß der al- 
ten Sprachen, fondern ganz befonderd auf die Einführung in ben 
ganzen Geiſt des klaſſiſchen Alterthums an, der die herrlichiten Blü⸗ 
then der Humanität hervorgebracht hat, der nicht bloß richtig und 
‚tief, fondern mit dem höcjften Maßftabe, den ewigen Wahrheiten 
des Chriſtenthums, ald den hödhften Prinzipien, aufgefaßt und be- 
urtheilt werden muß. 

Da gerade Diejenigen Stubirenden in den Geift des klaſſtſchen 
Alterthums eingeführt werden ſollen, welchen künftig die Bildung 
der chriſtlichen Jugend in den Gymnaſien und anderen Unterrichts⸗ 
Anſtalten anvertraut werden ſoll, die an der Betrachtung der Merke 
der Alten ihren eigenen Geiſt ftärfen und bilden, aber auch ver- 
gleichen die Wohlthaten und die Segnungen des Khriftenthums 
fügen Iernen follen, deshalb glaubte man auch bie hierher gehören- 
den Disziplinen den Inden vorenthalten zu muͤſſen. Was bie wei- 





tere Befchränfung betrifft, fo hängt diefe mit dem allgemein anges 
nommenen Grundfage zufammen, daß obrigfeitliche Aemter Juden 
nicht anvertraut werden follen. Da aber ohne Beichränfung ver 
Juden auf die Stellung des Privat-Dorenten und die außerordent- 
liche Profeſſur denfelben au das Amt des Rektors, des Defans, 
fo wie die Theilnahme an den Senatsrechten, mithin au ber Aus- 
Abung der Sittenpoligei und Jurisdiction zuftehen würde, fo ſchien 
jeme Befchränfung nothwendig. Auch andere Gründe haben dabei 
noch obgewaltet, weshalb ich mid; auf Die Denffchrift beziehe. Wenn 
man aber darin eine Zurüdfegung der Juben findet, daß dieſelben 
auf das Gehalt der außerordentlichen Profeſſoren befchränft bleiben 
follen, fo glaube ich in Ausficht ftellen zu Fönnen, daß dieſe Zurück⸗ 
fegung nicht flattfinden, vielmehr der Genuß ves Gehalts auch bei 
den jüdifchen Docenten über jene Gränze hinausgehen werde. Das 
find die Motive des Gefeh: Entwurfs, wobei ich vorläufig ſtehen 
bleiben will. 
(Bravo!) 

Abg. von Chadden: Meine Herren! Ich gehöre zu derjenigen 
Fraction der hohen Berfammlung, die geitern — verzeihen Gie mir 
Died Gleichniß — in dem parlamentarifchen Nennen um fünf Län: 
gen gefchlagen worden if. Seit geftern ift mein Feldgeſchrei: Eman- 
zipirung der Chriften von den Juden — Emanzipirung vom 
Iudentbum! Ih will verfuhen, das Prinzip ind Auge zu 
fafien, ob juͤdiſche Lehrer fähig find, an höheren Bildungs-Anftalten 
Unterricht zu ertheilen. Der Königliche Herr Regierungs⸗Hommiſſar 
bat vorzugoweiſe die Univerfitäten durdigenommen und ihr Berhälts 
niß erläutert. Ich bitte um die Erlaubniß, die Gymnafien näher 
ind Ange faflen zu dürfen. Denn was die Univerfitäten betrifft, 
fo wird es den Studenten nicht an Gelegenheit fehlen — ba, Gott 
"Lob, noch vollftändige Hör⸗Freiheit ftattfindet — ſich zu’ emanzipiren 
and durch die Beredtſamkeit ihrer Küße dem jüdiſchen Lehrer ent 
gegenzutreten, wenn er es in feinen Borlefungen wagen follte, das 
Chriſtenthum zu verläfteen. Der Königliche Herr Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſar bat Die einzelnen Faͤcher durchgenommen. Er bat darauf 
Ningewieien, was gelehrt werden foll; ich will verfuchen, zu zeigen 
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wie gelehrt werben muß. Ich will zunächfi mit der Mathematik 
anfangen, alfo mit demjenigen Theil der Disziplin, der ſich am 
weiteften von irgend einer religiöfen Doltrin entfernt. Man fagt, 
es fei ein Unfinn, behaupten zu wollen, daß die Mathematik eine 
chriftliche, eine jüdifcye oder eine heibnifche fei. Ich will ein Bei⸗ 
fpiel anführen. Denn es ift bier früher gejagt worden, baß das 
Einmaleins doch nicht chrifttich oder jübiich fein fünne. Ich glaube, 
ih würde in das Irrenhaus gehören, wenn ich dies behauptete. 
Aber es können zum Einmaleins Amendements geftellt werden. Ein 
folches Amendement findet fich in der Herenfcene des „Kauft. Er⸗ 
lauben Sie mir, daß ich ed Ihnen vortragen darf. 

„De mußt verfichn! 

Aus ins mach Zehn! 

Und Zmei laß geh’n, 

Und Drei macht gleich, 

So bift Du reich. 

Verlier die Bier, 

Ans Fünf und Sechs, 

So fagt die Her’, 

Mach Sieben und Acht, 

So ifts vollbracht. 

Und Reun ift Eins 

Und Zehn ift keins. 

Das ift das Hexen⸗Einmaleins.“ 
Ein geehrter Redner der vereinigten Heren⸗Geſellſchaft — es ift ber 
Kater — liefert aber fchon vorher hierzu den Kommentar, wenn er 
jagt: 

„And laß mich gewinnen, 

Denn wär’ ich bei Geld, 

Seo wär ih bei Sinnen.” 
Ya, in den Amendements, da ftedt es, da läßt ſich fo viel hineinles 
gen. ern fei es, eine Laͤſterung gegen unfere jüdiſchen Brüder 
auszuſprechen. So wollte ich es nur durch ein Beifplel zeigen, daß 
ed bier mehr auf das Wie, ald auf das Was ankommen Fann. 
Ich könnte noch ein Beifpiel aus der Linguiſtik anführen. 

(In der Berfammlung entfteht Lärmen.) 
Mipfalle ich Ihnen, meine Herren? Ich nehme das Miffallen 

gern bin. 
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Ich laſſe ed mir gefallen, daß Cie mir Ihe Mißfallen zu er 
fennen geben; ich made es eben fo, ich gebe auch Zeichen des 
Misfallens, wenn einer meiner Gegner auf der Tris 


büne ftebt. Jetzt erlauben Sie mir aber, auszureden. 


(Heiterkeit) | 

Alfo nur ein Beifpiel aus der Linguifif. Meine Herren! Mau 
koönnte auch fagen, die Sprache könne weder jübifch noch chriſtlich 
fein; aber es kommt auf den Accent, auf vie Ueberfegung, auf .die 
Auslegung an! Das Wort „Arroganz“ z. DB. ift gewiß fehr ver- 
ſtaͤndlich, aber man bat fich dody einmal veranlaßt gefunden, es in 
„Aron Ganz’ zu überfegen. Ich lefe auf vielen Geſichtern der ho: 
hen Berfammlung, daß idy dieſe wortfpielende Auslegung — obſchon 
von dem verftorbenen Profeffor Ganz felbft anerkannt — mißvers 
ſtaͤndlich und übel gewählt habe. Meine Herren! Obſchon es eine 
Anfpielung auf den Profefioe Ganz fein foll, fo fällt mir nicht ein, 
diefen Berftorbenen zu beleidigen, und wenn er noch in dem letzten 
Augenblide die Geiſtes- und Yeuertaufe von oben befommen hat, 
fo kann er ein viel befierer Chriſt gewefen fein, als ich und wir 
Ale. Ih will alfo infofern das Mißfallen der hohen Berfanm- 
lung veftifiziren. 

Es ift auch von der Geſchichte die Rede! Laſſen Sie mich auch 
bier nur ein einziges Beifpiel anführen. Denken Sie fih einen Ju⸗ 
den, der die Gefchichte der Kreuzzüge vorträgt, denken Sie ſich einen 
Juden, der den großen Gottfried von Bouillon befchreibt, den erften 
chriſtlichen König von Jerufalem, der nad) der Eroberung von Je: 
rufalem die Worte fprah: „Er fönne da nicht die Königs: Krone 
tragen, wo unfer Herr Chriflus einft die Dornenfrone getragen 
hat. Ich fage, wenn der Jude nicht entweder ein Heuchler oder 
gräßlicher Spötter it, jo muß ihm das Wort auf der Lippe erſtar⸗ 
zen! Meine Herren! Um mich deutlicher zu machen, will ich einmal 
furz meinen Glauben befennen. Ein geehrtes Mitglied der Provinz - 
Preußen, ein braver Mann — ein alter Soldat, und, wenn er zu 
Felde zieht mit feiner Schwadron, werbe ich gern feiner Stanbarte 
folgen, aber in dem, was er von feiner Theologie vorgetragen hat, 
bitte ih um die Erlaubniß, mich emanzipiren zu dürfen. Diefes 





Mitglied hat gefagt, — wenn ich mid) recht erinnere, — es wäre 
Thorheit, die Seligleit eines Menſchen von dem Befenntniß feines 
Glaubens abhängig zu machen. Ich muß gefteben, ich befenne mid) 
auf das Entſchiedenſte zu dieſer verachteten Partei, denn es ift feine 
andere, als diejenige, welche von der neueflen Zeit, Dad ganze Mit: 
telalter hindurch, feine geiftige Ahnenlinie zu dem Jünger hinaufs 
führt, der feinen Glauben rund und offen befannte: „Du bift 
EhHriftus, der Sohn des lebendigen Gottes”, und dem darauf unſer 
‚Herr und Heiland, ich fage unfer Herr und Heiland — denn nod) 
haben wir feinen Juden m unferer Berfammlung — dem er fagte: 
„Auf diefen Felſen will icdy bauen meine Gemeinde.” Das alfo, 
meine Herren, ift auch mein Glaube, von dem ed ſchon in dem er: . 
fen Jahrhundert heißt, daß ihm aller Orten widerfprochen wurde. 
Nun no ein’ Wort von der Emanzipirung: Schließlich ſtimme 
ich für völlige Emanzipirung der Juden, — die aber allein darin bes 
ftehen kann, daß fie fich von Grund der Seele zu demjenigen bes 
kennen, der da gefagt bat: „Siehe, ich mache Alles neu!’ — Es 
it, wenn ich mich recht erinnere, von einigen geehrten Rednern auch 
von Profelgtenmacherei die Rebe gewefen. Ich weiß nicht, ob das 
vielleicht ein Hieb auf das Mifjionswefen fein follte. Ich geftehe 
gern, daß unfere armen Miffions-Anftalten und Vereine, deren Mits 
glied auch ich bin, manchem Tadel unterliegen, und daß bie armen 
Miffionaire in ihrem fehr ſchweren, wichtigen Amte mandyen Fehler, 
vieleicht Thorheit begehen. Aber verachten wollen wir fie darum 
nicht; denn fie haben doch Früchte, — große Früchte aufzuweiſen, 
. unter Anderem einen ber größten Theologen Preußens und Deutichs 
lands, ja, ich fage Europa’s, von dem ich glaube, daß ˖ ihn auch bie 
große Mehrheit der Verſammlung dafür erfennen wird. Ich will 
nicht fagen, unbedingt, denn mir z. B. ift er nicht ſcharf genug; 
ich meine ven hochverehrten Profeſſor Neander. Außerdem haben 
wir mehrere auögezeichnete Theologen, welche aus diefen Anftalten 
bervorgegangen find. Sie ftehen auf chriftlichen Kanzeln und kön⸗ 
nen Jedem getroft zurufen: Zeige mir beinen Glauben mit deinen 
Werken, fo zeige ich dir auch meinen Glauben mit meinen Werfen! 
— Iſt Ihnen aber dies, meine Herren, zu gering? Nun wohlen, 
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fo fordere ih Sie auf, daß wir Alle Miffionare werben, 
dag wir unfere trauernden jüpifchen Brüder, die noch jetzt an ben 
Waſſerflüſſen Babylons fiten „und weinen, wenn fle an Zion ges 
denken” — daß wir fie mit Adlersfittigen hintragen zu denjenigen 
Schäsen, die wir ſelbſt als die höchſten und heiligften erkennen! 
Aber, — aber! Mit einem wehmüthigen Aber verlajle ich bie 
Tribüne. 
(Unruhe und SHeiterfeit.) 

Abg. von Binde: Ich will nicht eine Bemerkung bed ver 
ehrten Mitgliedes für die Niederlanfig auf den eben gehörten Bor: 
trag anwenden und ihn heiter nennen, ich überlafie Jedem, davon 
zu halten, was er will; ich fann aber dem verehrten Mitglieve nicht 
in die Zeit der Hexen und Heren⸗Prozeſſe folgen, obgleich der vors 
gelegte Geſetz⸗ Entwurf allerdings manche mittelalterliche Tendenzen 
an fih tragen mag. Was die Zulaffung ber Juden zu afademifchen 
Staats⸗Aemtern betrifft, fo kann ich allerbings, wenn ich das Edilt 
vom Jahre 1812 unbefangen erwäge, in bem neuen Gefeh-Entwarf 
nur einen Rüdjchritt gegen vie Beftimmungen der früheren Geſetz⸗ 
gebung finden; denn es iſt ausdrücklich in dem Edilt enthalten, daß 
die Juden zu allen afademifchen Aemtern zugelafien fein follen, zu 
denen fie ſich geſchickt gemacht haben. Es kann alfo nach meiner 
Anficht nur darauf ankommen, daß ſie ihre Dualification dazu nach⸗ 
weifen. Wenn der Herr Regierungs-Kommiflar gejagt hat, daß be 
ſtimmte Klaufeln in der Faſſung des Edikts enthalten feien, fo flimme 
ich dem zwar bei, denn es fann ein Jude fich allerdings nicht quali» 
fizirt madyen zur Bekleidung einer Profeſſur der Theologie, alfo fin- 
det infofern eine Klaufel des Edikts auf ihn Anwenpung, während 
er fich zu allen anderen Disziplinen, weiche nicht das chriſtliche Be⸗ 
fenntniß vorausfegen, unbebingt gefchicdt machen kann. Er fann die 
gefeglihe Prüfung beftehen und wird dann im Sinne des Geſetzes 
qualifizirt fein. Inſofern die Kabinets⸗Ordre von 18232 jene Des 
ſtimmung aufgehoben bat, fo war dies allerdings damals ſchon ein 
Rückſchritt und derſelbe mit der Beſtimmung ber Bundes Alte, bie 
den Juden alle Rechte Iafien wollte, welche fie damals befaßen, 
nach meiner Ueberzengung nicht vereinbar. Ich glaube aber, daß 


bier auf diefe Kabinets⸗Ordre um fo weniger hingewiefen werben 
darf, als nach der Minifterials Dentfchrift dieſe Beſtimmung nicht 
auf geſetzlichem Wege publigirt worden ift, fondern blos eine Be⸗ 
fanntmadhung des Staats - Minifteriums in der Geſezſammlung bars 
auf Bezug genommen hat, und fowohl nach ber heute zu Recht bes 
ſtehenden Geſetzgebung, als nach der früheren eine Bekanntmachung 


des Staats: Minifteriums die Kraft eined Geſetzes nicht befigen kann. 


Einen noch größeren Rüdfchritt finde ich allerdings. in der jehis 
gen Deftimmung, worin ausdrücklich gefagt ift, daß fle nur zu bes 
ſtimmten Aemtern zugelaffen fein follen, wodurch ihnen alfo bie 
afademifchen Aemter, die ihnen das Edikt von 1812 einräumt, wies 
der entzogen worden find. Es ift das in vielen fpegiellen Beziehun⸗ 
gen von dem Herrn Regierungs s Kommifjar zu rechtfertigen verfucht 
worden. Wenn ed nun and) nicht möglich ift, einem jo vollſtaͤn⸗ 
big ausgearbeiteten Bortrage in allen einzelnen Worten und Buch⸗ 
ftaben zu folgen, ſo will ich doch verfuchen, vom allgemeinen Stand» 
punfte einige dieſer Behauptungen zu beleuchten. Meber die Tiheo- 
logie Haube ich mich eben geäußert. Ich glaube, daß es ſich von 
felbft verſteht, daß die Juden zu chriftlichstheologiichen Lehrämtern 
nicht zugelaffen werden fönnen, wie zu einer Profeſſur der jüdifchen 
Theologie umgekehrt auch Fein Chrift zugelaffen wird. Was bie 
Jurisprudenz betrifft, fo muß id) befennen, daß ich nach meiner 
Kennmiß der Rechtswiſſenſchaft nicht einfehe, wie auf der chriſtli⸗ 
den Lebensanſchauung die Jurisprudenz beruhen fann, namentlich 
wie die hritliche Lebensanfchauung dem Panvektenrecht zu Grunde 
liegen fol, welches noch heute die wichtigfte Grundlage unferer 
Jurisprudenz bildet. Wenn gefagt wird, daß der Jude nicht Doo- 
tor juris werden könne, weil er nicht den vorgefchriebenen Eid lei⸗ 
fen und die darin enthaltene Verpflichtung erfüllen kann, welche 
die Bertheidigung der chriflichen Religion von ihm fordert, fo finde 
ih in diefem ganzen DoltorsEide auch nur ein Ueberbleibfel mittel- 
alterliher Formen, was ich jeht für durchaus überflüffig halte. Ich 
fehe nicht ein, warum Jemand nicht ganz einfach ein Sramen bes 
ftehen fan, worin er feine Befähigung zur Profefiur nachweiſt, 
warum es noͤthig ift, ihn in die Formen einer Doktor - Promotion 


zu bannen. Das ift eine leere Spielerei mit Formen, auf die auch, 
fo viel ich weiß, nicht mehr auf allen Univerfitäten Werth gelegt 
wird, und ich halte daher um fo weniger dafür, daß man von dem 
Erfüllen einer ſolchen, im-Laufe der Jahrhunderte ganz leer gewors 
denen Form die Erlangung der Profefiur abhängig machen fol. Will 
man dennoch die Spielerei beibehalten, fo fteht ja’ nichts entgegen, 
den Eid in ber Synagoge abzunehmen und bie Faflung gu mos 
bifiziren. 

Das mag, meiner Anfiht nad, für die Jurisprubdenz gemügen, 
denn wenn von ber Profefiur des Kirchenrechts gefprochen worden iR, 
fo fteht nichts entgegen, obgleich auch das Kirchenrecht nicht we⸗ 
fentlih mit dem chriftlichen Glaubensbefenntniß zufammenhängt, von 
dieſer fpeziellen Profeſſur die Juden auszuſchließen und ihnen alle 
anderen juriftifchen Profefiuren zugänglich zu machen. 

Es iſt ferner davon die Rede geweſen, daß fie nicht Profefloren 
der eigentlichen philofophifchen Doftrinen werden fönnten. Der Herr 
Regierungs-Kommilfar hat aber felbit gefagt, wenn ich feinen Wor⸗ 
ten richtig gefolgt bin, daß nicht nothwendig fei, daß die Philofophie 
von einer beſtimmten Vorausſetzung oder von einer konfeſſionellen 
Grundlage auögehe, und wenn ich das Wefen der Philofophie recht 
auffaſſe, ſo glaube ich auch, daß die Fonfeflionelle Grundlage eine 
durchaus unrichtige Baſis für die Philoſophie fei. Die Philofopbie 
bat ihre Grundſätze aus der Betrachtung des Abfoluten, aus den 
allgemeinen Geſetzen des Denkens abzuleiten und ſich nicht an eine 
beftimmte Offenbarung anzufchließen. Sie kann redyt wohl durch bie 
Folgerungen, vie ſie aus den allgemeinen Geſetzen des Denkens ab- 
leitet, zu benfelben Refultaten, wie bie pofitive Offenbarung, gelan- 
gen, obgleidy fie davon nicht auszugehen hat, ja, es widerſpricht 
den Forderungen der Philofophie, von pofitiven Sägen auszugehen, 
vielmehr foll fie aus den allgemeinen Grundſätzen des Seins und 
Denfens ihre Theorieen entwideln. Es iſt von dem Herrn Regie: 
rungs⸗Kommiſſar zugegeben worden, daß die Philoſophie chriſtliche 
Orundfäge nicht vorauszuſeten brauche, und ich glaube alfo, daß bie 
Säge, die ich fo eben entwidelt habe, nicht unrichtig find, zumal 
wenn wir und auch — ich darf wohl den Ausdruck gebrauchen — 
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an hiſtoriſche Perſonen erinnern. Ich erlaube mir daran zu erins 

nern, daß zwei hochbebeutende Männer ver Philoſophie, Spinsza und 

Mendelsſohn, Juden waren, und ich habe nicht geglaubt, dag man 

Re Deshalb als Philofophen geringer angefchlagen hätte. Ich glaube, 

wenn Spinoza und Mendeldfohn heute an der berliner Liniverfität 

fi habilitiren wollten, fie alle Urſache hätte, ſich dazu zu gratuliren. 
(Vielfaches Bravo.) 

Was die Auffaſſung der Gefchichte betrifft, fo kommt es bei iht 
darauf an, die Thatſachen richtig darzuftellen, aber beftimmte praftis 
he Anwendungen für Glaubens⸗Anſichten daraus herzuleiten, muß 
Jedem überlaffen bleiben. Die Gefchichte ift nur rein objektiv aufs 
zufaſſen und barzuftellen, und der Lehrer der Gefchichte hat ſich nur 
mit der objektiven. Auffafiung verfelben zu befafien. Und wenn ein 
Jude die Aeußerung von Gottfried von Bonillon zu referiren hätte, 
fo wirb er fie doch wohl nicht anders referiren, als fie gethan wor⸗ 
den. Sch will ihm überlaften, was er daraus folgert; für mich ger 
nägt ed, wenn er die Thatſache richtig mittheilt, mag er die Krone 
nur als Krone anfehen, oder fie mit der Dornenfrone verbinden, wie 
das geehrte Mitglied der pommerfchen Ritterfchaft geihan hat.... 

(Große Heiterfeit.) 

Ich glaube, daß jeder Chrift, der einer ſolchen Vorlefung eines 
Juden folgt, fo viel Feſtigkeit der Religions » Anfichten auf die Uni⸗ 
verfität mitbringt, daß er nicht bei einer objektiv richtigen Darftels 
lung, an die der Docent eine falfche, eine unrichtige Folgerung ans 
Inüpft, zu den falfchen Propheten hinübergeführt wird. Wenn gefagt 
wird, die Rüdficht auf die Kirche fordere, daß man feine Juden 
8 Profefioren anftelle, jo muß ich dem wiberftreiten. Ich bin ber 
Anſicht, daß der Staat der Kirdye feine Rüdfichten zu gewähren 
babe; es haben beine ihre Sphäre für fih, und es fteht die Kirche 
viel zu bach, als daß fie fih vom Staate Dienfte elften zu laſſen 
hätte. Das Reich der Kirche iſt weſentlich ein inneres, auf die 
innere Ueberzeugung gegründet, und jede innere Ueberzeugnng eines 
Menichen thut mir leid, wenn fie erft durch den Staat gewährleiftet 
werben fol. 

(Stürmifches Bravo.) 
Sie muß in ihm vorwalten, und wenn. fie nicht in ihm vors 





waltet, fo weiß ich nicht, durch welche innere Zwangsmittel des 
Staates die innere Meberzeugung produziert werben foll. 
(Eben fo ftarfes Bravo.) 

Die geographifchen Disziplinen find den Juden nachgelaſſen wor⸗ 
den, in den linguiftiichen aber if wieder ein Unterſchied gemacht, und 
zwar ber zwifchen Vorlefungen über Grammatikaliſches und zwiſchen 
den über den Geift des Altertfums. Der Herr Regierungs-Kommif- 
far bat den Geift des Flafiifchen Alterthums als einen ſolchen bes 
zeichnet, welcher von der Humanität ohne chriſtliche Erlench⸗ 
tung belebt fei, und eben, weil das klaſſiſche Alterthum nicht von 
dem Chriftenthum erleuchtet worden ift, finde ich gerabe den Juden 
befonberd geeignet, den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums unbefangen 
darzuftellen, weil er dieſen Geiſt objektiv auffaßt, ohne von von einem 
vorgefaßten chriftlichen Urtheile fich leiten zu lafen. Ich will ben 
Bei des Elaffifchen Alterthums nicht im chriftlich-theologifchen Geiſte 
dargeftellt haben, ſondern fo, wie die Alten jelbft ihre Zeit betrach⸗ 
tet haben. Wer das Altertum benuben will, um kirchliche Theo⸗ 
rieen daraus zu entwideln, der wirb bei dem Ziele vorbeifchießen 
und den Geiſt nicht treffen, den der Herr Regierungs : Zommiller 
als den Geift des klaſſiſchen Alterthums bezeichnet hat. 

(Abermals donnerndes Bravo.) 

Wenn ich glaube, ausgeführt au haben, daß Juden zu allen 
afabemifchen Lehrämtern fähig feien, fo fehe ich nicht ein, warum 
man fie nicht des Vorzugs theilhaftig machen will, eine ordentliche 
Brofefiur zu befleiven. Wenn gefagt worben ift, daß die Defane 
eine gewiſſe obrigkeitlidhe Funktion ausübten, fo muß ich geftehen, 
daß ich nicht weiß, welche es fein fol. Wenn von dem Univerß⸗ 
hus » Richter die Rede wäre, fo wollte ich es mir gefallen laſſen, 
aber aus meiner afademifchen Erinuerung weiß ich nicht, Daß ber 
Delan over Rektor obrigfeitlihe Gewalt ausübt, den einzigen Fall 
audgenommen, Daß man ihm ben Handfchlag giebt auf Befolgung 
der afademifchen Gefebe. Wenn es aber zu Kontranentionen fommt, 
fo tritt der Univerfitäts:Richter ein. Das iR die einzige Obrigkeit, 
weldye dem Studenten entgegentritt, wenn fie ihm auch fehr wnau« 
genehm iſt. 

(Gelädhter.) 


Im Vebrigen wuͤrde nichts entgegenftehen, wenn man auch bes 
fchlöffe, bier eine Ausnahme eintreten zu laflen, wie wir ja Abus 
lihe Ausnahmen durch die frühere Abſtimmung fanctionirt haben. 
Jedenfalls iR die obrigfeitliche Funktion der Defane fehr unbedeu⸗ 
tend. Wollte man aber auch hier den angenommenen Grundſatz 
verlafien, fo würbe ed doch eine umnrichtige Folgerung fein, wenn 
man die Juben deshalb von ber ordentlichen Profeſſur ausſchlöſſe. 
Ban kann ja fagen, fie follen ordentliche PBrofeiioren werben, nur 
nicht in den Senat gewählt werben und nicht Defane und Reftoren 
fein können. Warum man ihnen aber deshalb, weil fie nicht Des 
fane und Rektoren werben fellen, auch die Möglichfeit entziehen will, 
ordentliche Projefioren zu werben, diefe Schlußfolgerung bat wir 
nicht eiuleuchten wollen. 

( Bravo.) 

Ich will zum Schlufie Die verehrte Verfammlung nur an ben 
Grundſatz erinnern, zu dem fie ſich bei mehreren Welegenheiten in 
überwiegender Mehrheit befannt bat, an ben Grundfag, nicht fons 
feffionelle Ainterfchiede dahin zu bringen, wo fie nicht Gingehören, 
and nicht da, wo es ſich nicht um Religion handelt, fondern nur 
am wiflenfchaftlidhe Tendenzen, ven fonfeflionellen Stanbpunft feſt⸗ 
zubalten. Wenn man das bei den Elementar⸗Schulen feſtgeftellt 
hat, wo der jugendliche Geift noch empfänglidy fiir alle Einprüde 
it, warum wollen wir jenen Grundſatz nicht für die höheren Bils 
dungsſchulen anertennen, wo Jeder, der fie betritt, ſchon ber wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und religiöfen Vorbereitung ſich zu erfreuen gehabt hat, 
in ben Schoß der Kirche ald erwachiener Menſch aufgenommen 
werben umd vor allen Eimwirfungen gefichert ift, felbft wenn biefe 
ſolche fein könnten, wie der ‚Herr Regierungs-Kommiflar fie bezeich⸗ 
net bat. Darum halten wir fonfequent an dem Grundjag feſt, 
wenn wir von den höheren Bildungs» Anftalten, die fih als Sie 
der Humanität in Preußen ftetd ausgezeichnet haben, die engen kon⸗ 
feffionellen Rüdfichten ausfchliegen, auch wenn die Statuten einer 
Univerfität mit dieſem Grundfage nicht in Einklang ftehen follten. 
Es it uns aber in dankbarer Erinnerung, daß man ſchon im Jahre 
1809 nicht einen fo engen Standpunkt einnahm, und die Status 
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ten ber berliner Ilniverfität weifen feinen fo engen Stand⸗ 
punkt auf.. 
(Donnerndes Bravo.) 

Somit haben wir Grund genug, die anderen Statuten, die 
dem ſechzehnten Jahrhundert angehören, aus dem Standpunfte bes 
neunzehnten Jahrhunderts zu beleuchten und darauf anzutragen, daß 
fie in dem Geiſte des neunzehnten Jahrhunderts mobifizirt werben. 
Bon einer Kränfung von Privatredhten kann dabei wohl nicht bie 
Rede fein; denn die Stifter unferer Iiniverfiräten find die Landes: 
berren felbft gewefen. Sie haben fie zum allgemeinen Belten des 
ganzen Landes geftiftet, geftiftet als Pflanzſchulen für die Aufflärung 
und Humanität, und fie find daher aud) wohl befugt, ihre Privi⸗ 
fegien im Einne des neunzehnten Jahrhunderts zu mobifiziren, 

(Ungemein großer Beifallsruf und lang anhaltended Bravo. ) 

Abg. von Maeſſew: Meine Herren! Der Bortrag bed ges 
ehrten Herrn Minifterials Kommiffare hat auf mid) gerade ben ents 
gegengefegten Eindrud gemacht, wie auf den geehrten Redner, der 
zulegt geiprocdyen hat. Er hat in mir nur die Ueberzeugung beftärft, 
daß der Geift des Chriſtenthums die Wiflenfchaft überall durchwehen 
mäfle. Ich Hatte mir vorgenommen, hierüber einige Worte zu 
fagen, ich ſchweige aber nad) dem, mas von dem Herrn Minifterials 
Kommilfar fo vortrefflich gefagt worden iſt. Ich würde ganz auf 
das Wort verzichtet haben, wenn nicht vorher ein Antrag geftellt 
worben wäre, der, wie mir fcheint, nicht zur Sache gehört, nämlich 
der, daß dad Statut der Ilniverfität zu Königsberg, wonach Katho⸗ 
liken nicht akademiſche Lehrer fein dürfen, geändert werben möge. 
Ich follte meinen, daß Diefer Antrag bei Berathung einer Berorb- 
nung, welche die Juden betrifft, nicht als Amendement eingereicht 
werben fönne, fondern als eine Spezial: Petition zu betrachten fei, 
gegen welche ich fonft gar nichts einzuwenden hätte, die aber nicht 
mehr eingebracht werden darf, weil der Termin für Eimbringung 
von Betitionen verfloffen ift. 

Abg. Meriſen: Meine Herren! ich glaube, daß es dem vers 
ehrten ritterfchaftlihen Abgeordneten von Weſtphalen vollkommen 
gelangen Äft, vor Ihnen darzuthun, daß die Rechte, welche ven 
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Juden bereits durch das Geſetz von 1812 in Bezug auf afademifche 
Lehr⸗Aemter gewährt worben find, heute nicht in befchränftem Sinne 
interpretirt werben bürfen, daß biefe Rechte in ihrem ganzen Um⸗ 
fange aufrecht erhalten werden mäflen. Wenn biefem Edikte ältere 
ſtetutariſche Beftimmungen einzelner Univerſttäten aus dem 16ten Jahr: 
hundert entgegenftehen, fo glaube ich, daß jene Beftimmungen im 
Laufe der Zeit weſentliche Modificationen erlitten haben, daß fie noch 
in newerer Zeit gerade durch jenes Edikt von 1812 modifizirt wor- 
den find, und daß fie heute nicht mehr gelten. Es wirb aber we⸗ 
ſentlich darauf ankommen, außer dem rechtlichen Standpunkte, der für 
den Inden aus dem Edikt von 1812 hervorgeht, noch auf den Stands 
punkt aufmerkſam zu machen, ven die Ausführung des Königlichen 
Kommifſars, der freien Wiſſenſchaft gegenüber, einnimmt. Wenn 
derſelbe darzuthun verfucht hat, daß zu den afabemifchen Lehr-Aem- 
teen votzugsweiſe ein weſentlich chriftlicher Geiſt nothwendig fei, 
ſo kommt e8 vor dien Dingen darauf an, zu unterfuchen, worin der 
chriſtliche Geift beſteht, und wie er jedem Einzelnen anfchaulich und 
ſichtbar gemacht werden fann. Um ihn zu begreifen, muß vor Allem 
das myſtiſche Dunkel, worin er eingehülft ift, zerftreut werden. Meine 
Herren, wenn wir einige Jahrhunderte in die Geſchichte zurüd- 
gehen und uns über das Weſen des chriftlichen Geiftes Klar⸗ 
heit zu verfchaffen fuchen, fo finden wir, daß die Auffaſſung 
vieſes Geifles am Schluffe des vierzehnten Jahrhunderts eine 
andere war, als am Schluſſe des funfzehnten Jahrhunderts, 
am Schinffe des 1Sten Jahrhunderts eine andere, als am Schluffe 
des töten Jahrhnnderts. Aus dem Munde des Herrn Regierungs- 
Kommiſſars haben wir gehört, daß eines der Statute, welche er an- 
führte, das Statut der Univerfität zu Greiföwalde vom Jahre 1462 
dattre, infofern die Notiz, welche ich mir gemacht habe, richtig iſt. 

Hegierungs »- Rommifjar Brüggemann: Bom Jahre 1549. 

Abg. Serien: So ift meine Notiz falſch. Ich glaubte, ge: 
hört zu haben, daß es vom Jahre 1462 fe. Iſt ed von 1549, 
fo ftößt das allerdings die Folgerung um‘, die ich darauf zu grün 
ben gedacht hatte. Ich mollte nämlich darauf aufmerkſam machen, 
daß vor der Reformation nur eine Auffaffung des chriftlichen Geis 
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Res für die ganze cheiftliche Welt — die Fargolifge — beßand 
Die. Reformation zerfprengte die Einheit. und. begründete eine neue, 
eine andere Auffaſſung; ed wäre aber burchand jrrig, ganz ‚der Me⸗ 
Ihichte widerfprehend, wenn man annehmen mellte, daß der Kar 
tholizismus dieſe neug Auffaffung des chriſtlichen Geiles foferi ik 
eine wahre angenonmen ‚hätte. Im Gegentheil, der Katheligiem 
behauptete Jahrhunderte hindurch, daß ‚one Auffaſſung des Prete⸗ 
ſtantismus Feine schriftliche fei, und erſt nad ‚Iaugen, blutigen Krie⸗ 
gen gelangten wir im weſtphaͤliſchen rigen zu dem Waffenſtillſtande, 
welcher bie proteſtantiſche Auffaffung des chrifflichen Geißtes ale cine 
im ſtaatlichen Leben mit der Eatholifchen gleich. herechtigge,. als ejn⸗ 
Sriftliche anerfannte. Heute befinden wir uns in derſelben Inge, 
wie zur Zeit der Reformation. Es gehen abermals. rejormirenda 
Bewegungen auf dem. Gebiete der chriſtlichen Kirche wor; aberumid 
find Taufende. aus den im weſyhäliſchen Srigpen. angslannyen 
Kirchen guägetreten, und es fragt ‚fh, woher wollen wir das 
Urtheil nehmen, ob die Ausgetretenen auf dem Boden des Chriſten⸗ 
thums flehen oder nicht? Mer foU darüber entſcheiden? Es wird 
ihnen erinnerlich fein, daß der Herr Kultus Minifter meinte, eine 
der drei anerfannten Konſeſſionen müßte darüber enticheinen, ob hie 
Ausgetretenen noch auf dem chriftlichen Boden fänden, ob jie vom 
chriſtlichen Geifte noch durchdrungen wären. 

Meine Herren! So wenig der Katholizismus geneigt war, bei 
den Beginn der Reformation dieſe als eine chriſtliche auzuerfenuen, 
eben fo wenig werden heute die yom Staate auerlannten Koufeſa 
fionen geneigt fein, den wahren chriftlichen Geift, pas Wefen dieſes 
Geiftes in den neu ſich bildenden Konfeſſionen anzuerkennen. Es 
legt in dem Weſen jeber Religion, daß fie einzig und allein bie 
Wahrheit zu befigen glaubt; fie muß daran feſthalten, fie: darf von 
diefem Glauben nicht laſſen, wenn fie ſich nicht ſelbſt aufgeben will. 
Die religiöfe Wahrheit kann für den Gläubigen uur eine fein, Yür 
zwei verfchiedene Auffafiungen diefer Wahrheit hat der Geiſt feinen 
Raum. Darum haben wir gefehen, daß in Teutichlaub zu Der Zeit, 
als die chriſtliche Religion fich in mehrere Konfefiionen ‚trennte, qls 
aus der einen katholiſchen Kirche mehrere uriftliche Kirchen wurben,, 


.y 
sa.Äh 


daß zu. der Zeit, fage ich, ein anderes, ein drities erſtand, das 
Bewußtſein, daß auch in verſchiedenen fonfeffionellen Formen verfelbe 
mmendliche und, ewige Geik geglaubt werden könne; Die freie Wif⸗ 
fenfchaft;: vie fc unter. und neben die Archlichen Konfefilonen frei 
und feisiktändig hinſtellte. Die beiden chriſtlichen Konfefllonen ents 
hielten und enthalten noch heute unverföhnliche Gegenfäge, beibe be⸗ 
haupteten.und behaupten, im ausſchließlichen Beſitze der Wahrheit zu 
fein; vie demtiche freie Wiſſenſchaft übernahm die Vermittelung zwi⸗ 
ſchen dieſen beiden feindlichen Konfefflonen, fie übernahm die Be⸗ 
grändung einer wahren und aufrichiigen Toleranz, fie übernahm es, 
vie verlorent Einheit und Freiheit, die von dem konfefſſtonellen 
Stonbpuntte aus. nicht zu begreifen, nicht berzuflellen war, ber Rüs 
tin wiederzuerebern; fie Abernahen «8, das wahre Weſen aller Res 
ligionen zu "begveifen und dem Volksbewußtſein zu vermitteln, Wir 
ſchen feit den drei Jahrhunderten, vie ſeit der Reformation hinge⸗ 
augen. find, Die Deutiche Wiſſenſchaft fich freier umd freier entwils 
kein, wir ſehen Re mehr und mehr bie Freiheit des Geiſtes neben 
die konfeſfienellen Yinterfchieve der Kirche felbftkändig hinftellen, wir 
ſchen endlich vie gämylidye Losſagung der Wiftenfchaft von beſtimm⸗ 
ten Religiondformen vor ſich gehen. I glaube, meine Herren, 
daB es einer der größten Alle der neueren Weltgefihichte geweſen 
if, ala im Deutſchland zuerſt die Richtnung und Treummg ber Des 
seite. von Religion und Meligionsformen von Kirche und Wiffen⸗ 
ſchaft Rattgefunden, als ſich die deutfche Wiſſenſchaft ſelbſt und aus 
eigenem Rechte für abfolut frei erftärt hat. Dieſe Freiheitderfiärumg 
war die That der größten, der edeiften Geiſter unſeres Volles. Mei⸗ 
nes Wiſſend iſt Die Zeit in unſerem WBaterlande noch nicht lange 
ber, wo das Minifterimn des geiftlihen Unterrichts dieſe Freiheii 
ber dentſchen Wiſſenſchaft anerkannte, wo ed gerade in der Auer: 
benuung dieſer Freiheit feinen Ruhm und feine Ehre ſuchte. Leider 
it men in ven letzten Jahren von jener Auffaffung zurückgegangen, 
man ift heute fogar im Begriff, wieder zu dem im blutigen Schlach⸗ 
ten ükerwnnbenen fonfeffionelien Etanopunfte vergangener Jahrhun⸗ 
deuie überzugehen. Es zeigen ſich auch ſofort Vewegungen und 
Spatungen in allen: Religionen auf dem konſeſſtonellen Gebiete. 
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Diele Gpaltungen find nur die nothwendigen Früchte des. Geiſtes 
ber neuerbing6 in vie hoͤheren Megiomen unferes Stantslebens zur 
Herrſchaft gelangt iſt. Ich glaube nicht, Daß wir es, nachdem wir 
das konfeſſtonelle Element überwunden hatten, als einen Fori⸗ 
ſchritt bezeichnen dürfen, wenn dieſes Element in der Schaͤrſe, in 
der. Starrheit wiederkehrt, wie es jett geſchieht, ich glaube viehmehr, 
daß dieſe Erfcheinung die unerfrenlichhe und beklagenswertheſte bie 
der nationalen Entwidelung feindliche iſt. Es ift vorher von bem 
Kommiſſar der Regierung entwidelt worben, daß ſich mehrere ala, 
bemifche Disziplinen, namentlich bie Lehre von dem Rechte, bie 

vLehre ber Philoſophie und die Lehre der Seſchichte, nicht vereinigen 
laſſen mit unchriſtlichem @eifte, dañß es weſentlich ſei, daß der deeifls 
liche Geiſt in ihnen vorwalte, fie durchdringe und bcherxſche. Meine 
Herren, ich bitte Sie, laſſen Sie und wohl die Konſcquenzen die⸗ 
ſes Satzes erwägen, denn er gehört zu. ven tiefften, wirkungsvell⸗ 
fien und gefährlichften, die wie von dieſer Stelle aus vernemmer 
haben. Wenn zugegeben werben Löunse, auch nir einen Moment 
lang, daß ein beſtimmter Geift als chriſtlicher Geiſt vom Stanke 
dellarirt werben fünnte, im Gegenſatz gu dem wahrhaft fteien chriſt⸗ 
lichen Geiſt, der in feinem Jahrhunderte in-feiner Ferm, ſtets aber 
in feinem Weſen verfelbe, der in jedem Momente ſich ſelbſt be 
flimmt und im Laufe der Zeit noch unendlich weiter beftimmen wird, 
weun, füge ich, zugegeben würde, daß ein folcher Geiſt ſtatutariſch 
buch den Staat feftgeftellt werden könnte, fo wäre es mit ber 
freien Wiſſenſchaft zu Ende. Könnten wir wohl noch ba Freiheit 
der Wiflenicheft, Freiheit der Forſchung und Lehre anerkennen, we 

eine Regierung den Vertretern der Wiflenfchaft vie Nothwendigkeit 
auferlegt, zu einem befimmten Refultste, zu einer von ber Regie 
rung, firirten Auffaflung des chriftlichen @eiftes binzufommen? Wir 
haben gehört, dag die Philoſophie zwar nicht nothwendig von. bem 
Chriſtenthum ausgehe, die Vorausſetzungsloſtgkeit der philoſophiſchen 
Goridung ‚wurde und zugegeben. Wir haben aber auch gehoͤrt, 
daß im dem chriſtlichen Staate wie Philoſaphie ſich nothwendig in 
Uebereiuſtimmung mit dem chriſtlichen Geiſte befinde, daß dieſe Ue⸗ 
bereinfimuung in ihren Schluͤſſen ſich manifeftiren muͤſſe. Ich funge 
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aber, wie koͤnnen wir frei forſchen, wenn ein beftimmtes Ziel und 
vorgeſteckt, wenn dad Weſen des Geiſtes, ‚Die Freiheit und Unend⸗ 
lichkeit uns vom Staate beſtritten und genommen iſt? Die freie 
Wiſſenſchaft eriftirt nur. dadurch, daß fie alle Bande, alle Boraus- 
fegungen bei ihrem Forfchen von ſich wirft, daß fie nur dasjenige 
als richtig und wahr auerfennt, was fie ‚auf dem. Ban freier. 
Forſchung gefunben hat. 
GBruvoruf.) 

- Wollen Sie die Boraudfegung des chriſtlichen Staates, der den 
chriſtlichen Geiſt felbit nicht zu Definicen vermag, umd- welcher den- 
noch von und verlangt, daß wir nur diejenigen Dffenbarungen des 
chriſtlichen Geiſtes, die ihm genehm find, für wahre halten, 
daß wir andere Offenbarungen deſſelben Geiſtes, Die Das: weite Feld 
der Gefchichte birgt, verwerfen, daß wir alfo auf bie unerdliche und 
freie Selbſtbeſtimmung unferes Geiſtes verzichten fellen, wollen Sie 
diefe Borausfehungen zugeben, fo ift es mit der weiterem Entwice⸗ 
lung unferes Volkes, ja der ganzen chriftfichen Menſchheit zu Enve. — 
Ich wiirde den Augenblid für den traurigften Augenblick meines 
Lebens halten, wenn ich erfennen müßte, daß jene höchſte Errungen- 
fehaft der Geſchichte, jene abjolute Yreiheit der Wiſſenſchaft, bie 
Jahrhunderte lang fich in dem deutſchen Geifte jo herrlich, fo glän- 
zend manifeflirt hat, die der Ruhm und der Stolz unferer Nation 
gewefen it, ıms und der Welt verloren gehen könnte! 

Deshalb-bitte, deshalb befchwöre ich Sie, meine Herren! Laſſen 
.Sie uns alle fonfeffionellen Trennungen von und fernhalten, lafſen 
Sie und dem freien Geifte ver deutjchen Wiſſenſchaft huldigen, laſſen 
Sie und anerfennen, daß unfer Volk in feiner Bildung had) genug 
geſtiegen ift, um feiner fonfeffionellen Unduldſamleit, Teinem unge: 
veöhtfertiglen Beieepwange mehr Raum zu geben. 

‚ Bielfeitiger Bravoruf.) 
oa Abg. Graf son Schwerin: Ich verzichte aus ost —* 
anf. das Wort, nämlich: 

Erſtens, weil der geehrte Abgeordnete auß Weichalen de 
irerlehun⸗ des Herrn Regierungs⸗Kommiſſars, Die ich mir auch 
vorgeſetzt, ſo vollſtaͤndig gefuͤhrt hat, qls ich ſte kaum Pelle gchmn 


fönnen, und 
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Iweltens, weil die leeren Bänke mir zu beweiſen ſcheinen, 
Pa die Berſammlung glaubt, über den Gegenfland vollſtändig ins 
formirt zu fein. 

Mg. Pittrich: Ich verzichte aus denfelben Gründen auf das 


Abg. son Thadden (vom Pla): Die Fraktion, zu der ich 
gehöre ..... 

In Bolge des ſtürmiſchen Rufes zur Tribüne,” befteigt ber 

Abgeordnete dieſelbe.) 

Ich wollte nur das eine Wort ſagen, vaß die Fraktion, zu der ich 
mir ſchmeichle zu gehören, in dem, was der Abgeordnete der Ritter⸗ 
ſchaft von Weftfalen gefagt bat, eine Widerlegung von dem 
"gefunden hat, was der Herr Regierungs-Kommiffar in 
diefer Angelegenheit vorgetragen hat! 
AVaudtags⸗ Marſchall: Wenn Niemand mehr das Wert ver: 
langt, fo wird über dieſen Abſchnitt Die Berathung gefchloffen fein, 
md wir kommen zur Abflimmung. 

Die Abtheilung hat drei Anträge gemacht: in ihrer Maiorität 
hat fle die Beitimmung vorgefchlagen, daß tie Juden zu allen afa- 
demifchen Lehr-Aemtern, weldye nicht ihrer Natur nach das dhrifl: 
liche Glaubensbekenntniß erfordern, befähigt gehalten werben folten. 
Gm Theil Diefer Majorität hat ſich zwar dieſem Vorſchlage ange: 
fchlofien, aber gereünfcht, daß Ihnen die Aemter des Dekanats, Pro- 
reftorats und Rektorats nicht mit übertragen werben bürften; ein- 
ſtimmig iſt aber wie Abtheilung barüber gewefen, wenn etwa bie 
‚beiden vorigen Borfchläge nicht angenommen werden follten, 
daß wenigſtens den jübifcdyen außerorbenttichen PBrofefforen in Bes 
ziehung auf die Gchälter gleiche Rechte mit den ordentlichen Profeſ⸗ 
foren eingeräumt würden. Diefe drei Borfihläge werbe ich der 
Reihe nach zur Abfiimmumg bringen, und zwar den am weiteften 
von der Gefetzes⸗Vorlage abgehenven zuerft, nämlich den, baß den 
Jubden alle akademiſchen Lehr⸗Aemter übertragen ‚werden fünnen, 
welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Gkanbensbefenntniß er- 
fordern, incl. des Dekanats, Prorektorals und Rektorats. Sollte 
ſich hierfür beine Baforität finden, fo würde bie zweite Frage dahin 
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dehen, ob ihnen Siefe Znlaſſung ühne jene drei Aemter zugeſtanden 
werden ſolle, und endlich; went man auch damit nicht einwerſtanden 

wäre, ob das, was von ber Abthefung einjtimmig vworgefchlagen 
worden ift, angenommen werben foll, nämlich die Gteichitellung der 
Behälter mit den. ordentlichen Profefforen. Die erfte Frage Tautet 
alfo: Sollen die Juden zu allen afabemijchen Lehrämtern u. f. w. 
(wie.oben). Die für die Bejahung dieſer Frage ſind, bitte ich auf— 
zuſtehen. 

„De bad Schnmnserfättniß hierbei, fo wie bei einer zweiten, auf 

die Verneinung gerichteten Abftimmung ſich nicht Mar herausftellt, 
i J laͤßt der Marſchall durch die Ordner die Stimmen zählen.) 
+ DE Ergebniß der Abſtimmung if folgendes: Die Frage ift 
wit 222 Stimmen gegen 181 Stimmen bejaht worden; bie erfor: 
derlichen zwei Drittel ſind alfo nicht vorhanden, und die Gründe 
der Minorität müſſen in die Erkllüͤrung mit aufgensuunen werben: 

Abg. von Donimierwkis Meine Herren! Sie haben aus dem 

Munde des Stöniglichen Herrn Kommifiars genaue Auskunft über 
die ‚Statuten ver einzelnen Liniverfitäten erhalten und geſehen, daß 
diefe Statuten zum Theil der Zeit der gröften Intoleranz atigehdrem, 
und daß ber Geiſt derfelben im vollkommenen Widerſpruch ſteht mit 
der fo eben erfolgten Abftimmung, und wenn der Veſchluß der Ab⸗ 
theilung und unfer Beſchluß nicht illuforiſch bfeiben ſoll, fo müffen 
wir den Antrag ftellen, daß diefe ftatutarifchen Beftimmungen, die 
dem Mittelalter angehören, fo bald als möglich umgearbeitet witrben, 
und ich erlaube mir, diefen Antrag zu flellen. 

Aufregung; eine Stimme: Peiition!) 

 Sandtags- Marfhall: Zu dieſem Antrag muß ich bemetfet, 

w er hier ganz neu in bie Verfammlung fommt, ohne auf irgend 
eine: Weiſe vorhereitet worden zu ſein. 
Vo (Einige Stimmen; Ja!) 


Die Abtheilung hat ſich darůber nicht ausgeſprochen, er iſt nicht 
einmal als Amendement vorher angemeldet worden, und wiürbe bach 
Aedenfalld- fo. unwerbereitet. hier nicht zur Berachumg kommen Tönnen. 
Er geht vahnn, vie beſtehenven Sintnten emzelner Univerſtiäten zu 


änbern; das faun wohl, abgefehen bauen, ob es materiell wänfigend- 
werth fei, hier nicht fogleich eutſchieden werben. 
(Einzelne Stimmen: Sa, fehr richtig!) 

Referent Sperling (lief vor): 

„Bieran knupfte ich noch die Motion eines Mitglicbes, an ichend einer 
Univerfität des Landes einen Lehrſtuhl für jüdiſche Theologie einzurichten. 
Diefer Borfchlag fand vielfeitige Unterflügung, indem ein ſolcher Lehrſtuhl nicht 
um zum Beſten der Juden für erforderlich erachtet wurbe, um ihnen das 
wifienfchaftlide Studium ihrer Religion möglich zu machen, foudern auch Im 
Intereſſe der Wiffenfchaft im Allgemeinen zweckmäßig und nüpficy erfchien. 
Mit dreizehn Stimmen gegen zwei beſchloß die Abtheilung, ihn gegen das 
Plenum zu dem Ihrigen zu machen, damit er in Form einer Betition zur 
Kenntniß Sr. Majeftät des Königs gelange.“ 

Sendtags- Marſchall: Berlangt Iemand das Wort? Da fidh 
Niemand melvet, fo werde ich Die Frage ftellen, ob der Antrag der 
Abtheilung angenommen werben ſoll? Diejenigen, die den Antrag 
befürworten wollen, bitte ich, aufzuſtehen. 


(Nachdem dies gefchehen:) 
Ich bitte die Herren Ordner, die Stimmen zu zählen. 
Das Ergebniß der Abkimmung if folgendes: Die Frage 
iR mit 2339 Stimmen gegen 156 bejaht. 
Referent Bperling (verlieft den Abfchnitt 5 des 8. 35 des Ge⸗ 
fe$» Entwurf6): 
i „Außerdem bleibt die Auflellung ver Juden als Lehrer auf jhbifche Us- 
terrichts⸗Anſtalten beſchraͤnkt.“ 
Gutachten der Abtheilung. 
Abſchnitt 5. 

Was vorſtehend von der Statthaftigkeit des Unterrichts der Inden au Unis 
verfitäten ausgeführt ift, fanden einzelne Mitglieder im ganzen Umfange and 
auf deren Unterricht an den niederen UnterrichtesAnftalten des Staates anwend⸗ 
bar, indem fle dem ihnen gemachten Ginwande, daß biefer Unterricht mehr päbas 
gogiſcher Natur und dabei die chriftlichereligisfe Auffaſſung aller Lebens-Berhälts 
nie unerläßlich jet, damit begegneten, daß feine Erfahrung vorliege, wonach Iu⸗ 
deu ale ſolche zu Pädagogen weniger geſchickt erachtet werden Tönnten als bie 
Ehriften, vielmehr das Gegentheil fig oft genug im Jamilienleben zeige, und 
das Prinzip der Chriſtlichkeit nicht allein bei einzelnen Lehrgegenkänben nicht 
zur Anwendung fomme, fondern auch überhaupt beshalb nicht geltend gemacht 
werben koͤnne, weil zahlreiche Beifpiele vorliegen, daß Juden, welche ſich taken 
ließen, ohne daß man bie Ueberzeugung gewinnen lonnte, daß fie mit ber Taufe 


augleich die Hriflichen Glaubenswahrheiten in ſich aufgenommen, an Schul⸗An⸗ 
ſtalten beſchaͤftigt worden, ſoqar ſelbſtſtaͤndig dergleichen Anſtalten gegründet has 
ben und das Vertrauen chriſtlicher Aeltern im vollen Maaße beſaͤßen. Indeß 
wollten dem doch andere Mitglieder im ganzen Umfange nicht beitreten. Na⸗ 
mentlich wurden Bedenken dagegen laut, daß den Juden das Amt eines Dirigen⸗ 
ten und BVorſtandes au Schul⸗Anſtalten, welche für Kinder chriſtlicher Ueltern 
vorzugsweiſe beftimmt wären, eingeräumt würde, und insbeſondere fanden e6 eins 
jelne Mitglieder bei der jekigen Ginrichtung der Elementarfchulen, an welchen 
bie Lehrer nicht nach einzelnen Unterrichts-Gegenftänden, fondern Haffenweife bes 
fäftigt werben, geradehin unzuläfflg, daß an folchen Schulen Juden angeftellt 
werden. Das Refultat der Abftimmung fiel dahin aus, daß von vierzehn anwe⸗ 
fenden Mitglirdern fi fünf für die Beibehaltung des Entwurfs und von. den 
übrigen neun Mitgliedern, welche deſſen Wegfall münfchten, vier ſich für folgenbe 
Beſtimmung: 

„Juden können Schul: Aemter, zu welchen fie fich geſchickt gemacht haben, vers 

walten, infofern ſolche nicht ihrer Natur nad) das hriftliche Glaubens⸗Bekennt⸗ 

niß in ſich ſchließen“, 
die lehten fünf endlich für eben dieſe Beſtinimung, jedoch nur mit der Manßgabe 
estlärten: 


‚maß die Juben von den BorflandssAemtern und den für chriftliche Kinder be: 
Rimmten Blementarfchulen unbedingt ausgefchloffen bleiben.‘‘ 

Abg. Graf von Mlerveldt: Es wird von der hohen Ber: 
fammlung gewiß der Grundſatz ald wünfchenswerth anerkannt wer- 
den, daß die in unferer Mitte gefaßten Befchlüfle fo viel ald möglich 
innerhalb der Gränzen der Ausführbarfeit bleiben. In biefer Be: 
ziehung muß ich bemerfen, daß dies hier nicht Der Kall fein würde, 
infofern die als unabänderlicdye Grundlage unferer Staats - Berfafiung 
gewährte Barität der religiöfen Verhältnifie verlegt wird. Run be 
‚Reben diefe Paritätsrechte, meines Dafüchaltens, nicht in demjenigen, 
was von einem geehrten Mitglieve, nämlich von dem Herrn Refe⸗ 
reiten, und geftern auseinandergefebt worben ift, indem er fie nach 
feinen individuellen Anfichten als ein ihm perfönlih vorſchwebendes 
Ideal formwlirte, fondern darin, was fie, ihrem Weſen nad, ſein 
follen und müflen. Hiernach wird von fatholifcher Seite der Grund⸗ 
fat fefgehalten, daß jeder Unterricht, Der in den Elementarſchulen 
der in nieveren Unterrichts - Wuftalten, die in bie Kinder⸗ und Er⸗ 
ziehungsjahre der Jugend fallen, gegeben wird, und nicht blos tech⸗ 
niſche Hertigfeiten betrifft, den katholiſchen veligiäfen Standyunlt feſt⸗ 
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halten muß. Wollte man dieſen Grundſat ſtbren, ſo würde meh 
in eine Ausartung verfallen, die einer nicht genügenden Handha⸗ 
bung der Toleranz angehört, und dieſes würde mit den Paritäts- 
‚vechten umverträglich fein. Darum müſſen auch ig meiner Heimat 
in fölchen Anftalten, die zur Ausbildung von Elementarſchullchrern 
Beftimmt ſind, Letztere als Religionsiehrer ausgebilbet werben, und 
wird, nebenbei gefügt, in benfelben eine Aufnahme von jüdiſchen 
‚Eleven nie ftattfinden fünnen, um fo weniger, als katholiſch geift- 
liche Bonds dieſe Seminarien ausftatten. Nah Maßgabe dieſer 
Grundfüge ift aber auch die Ausführbarfeit unferer Entſchlüſſe für 
mich und meine Mitftände bevingt, und nach diefer Maßgabe kann 
nur unter einer Verwahrung diefer unabinberlichen Grundlagen von 
vielen Mitjtänden und mir abgeftimmt werben. Die Julaflung von 
Juden als Lehrer zu lementarfchulen oder überhaupt zu ſolchen 
‚Unterrichtds Unftalten,. Die in die Kinder⸗ oder Grziehungsjahre ver 
Jugend fallen, wird alfo mit Ausnahme des Unterrichts in bios 
technifchen Feritgkeiten, 3. ®. Zeichnen, Turnen u. f. w., durchaus 
ungebenkbar fein. Nun möchte ich hieran noch die allgemeine Bitte 
an die hohe Verſammlung fnüpfen, doch zu bedenfen, daß Se. Ma- 
jeftät der König von biefem Throne bie Worte vor der ganzen Na⸗ 
tion auégeſprochen haben: 
„Ich md Mein Haus wollen dem Herrn dienen!” 
Fb glaube, wir Alle haben biefe Worte fo verftanden, Se. Ma- 
jeRät der König habe damit nur fagen Fönnen: Wir wollen ale 
Ehriften dem Herrn dienen, darum möchte ich Bitten, baß wir die- 
ſem großherzigen Beiſpiel, welches fowohl des hodhfeligen als felgen 
Konigs Majeſtaät vor der Welt öffentlich kimdgegeben haben, var 
Sie der chriflichen Religion die ihr gebührende, über alle Welt⸗ 
verhaltnifſe erhabene Stellung, die in früheren Iuhren leider in den 
Gintergrund: gie-treten ſchien, wiedergegeben haben, vaß wir is 
Biefem hoerhabenen Beifpiele anfchließen möchten, indem wie daß 
cheiſtliche Prinzip Überall da anfredyt: zn haften bemäht ſinb, wo es 
ei belehrende, ‚eine beirathende ‚ober: eine befehlenbe Stelung die. 
(Bravo!) 
2 lb. von Wit: Ich erlaube mir nur auf eine arneitaus 
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von dem Geſchäfts⸗Reglement aufmerffam zu machen, in Beruf 
"auf die lehte Abſtimmung. Es handelte fich dabei um eine Petition, 
die an Se. Majeftät den König gerichtet werden fol. Es iſt nım 
gefagt, der Antrag der Abteilung fei angenommen.‘ Das wäre 
nur der Fall, wenn zwei Drittel der Stimmen dafür geweſen wären. 
Dies ift 'aber nicht ver Kal. Der Antrag der Abtheilung ift alfo 


"wach der Zahl der Stimmen nicht angenommen worden. 


Ueferent: Y muß bemerken, daß das, was der Sprecher fo 

eben gerügt hat, auf einem Mißverftänpniffe beruht, zu welchem ich 
die Beranfaffung gegeben habe, weil ich mich des Wortes „Peti⸗ 
tion“ bedient habe. Es follte heißen: Bitte‘. Cine Betition iſt 
nicht eingefonimen. Die Bezugnahme auf das Gefchäfts- Reglement 
findet alfo feine Anwendung. 
Abg. von Wedell: Die Abtheilung hat den Antrag geftellt, 
vaß in Form einer Petition der Antrag an Se. Majeftät den Koö⸗ 
nig gerichtet werben möchte, an irgend einer Ilniverfität bes Lars 
des einen Lehrſtuhl der jüdiſchen Theologie einzurichten. Hierüber 
ift abgeftimmt worden. Dies ift eine Petition und fein Amendement 
zu dem elek - Entwurf. Sch muß alfo bei meiner Anſicht ftehen 
‚Bleiben, daß zwei Drittel der Stimmen erforderlich find, wenn die⸗ 
fer Antrag an den König gelangen fol. 

Nelerent: Das ift derſelbe Zweifel, der fchon bei anderen 
Amendementd erhoben worden. Darüber wird die hohe Verſamm⸗ 
Yung zu entfcheiden haben. | 

Abg. Graf von Schwerin: Ich glaube nicht, daß die Ders 
ſammlung darüber zu entſcheiden hat, fondern der Märfchall. 
MWenn' der Antrag eine Petition hätte fein follen, fo würbe ver 
Marſchall, che abgeſtimmt worden iſt, bie nöthige Bemerkung ge: 
macht haben. ee 
 Sandtags- Marfhall: Es ift dies allerdings ein Kal, wo es 
ſich von der Interpretation des Geſetzes durch das Reglement han; 
beit; md wo ih nicht werde umhin Mnnen, die Entfcheidung zu 
Mernehmen. Der Ausdruck Petition ift bier gebraucht worden, und 
ft dieſer Beziehung könnte der Fall zweifelhaft fein, indeſſen es Mt 
ſchon öfter vorgefemmen, daß an ein erfordertes Gutachten Autraͤge 


— Al — 


gefmüpft worben find, unb daß, wenn biefelben im engen Zuſam⸗ 
menhange mit der Borlage waren, fie nicht als befondere Petitionen 
betrachtet und zwei Drittel der Stimmen nicht verlangt worden find. 
In diefem Sinne betrachte id) den Antrag der Abtheilung und halte 
ihn für ein Amendement. 

Abg. von Gudenau: Wenn ich den Referenten der geehrien 
Adtheilung recht verftehe, fo Handelt es ſich Hier. alſo gerade um 
bie Frage, follen einzelnen Juden, welche ſich dazu qualifigiven, Ele: 
mentarlehrer-Stellen anvertraut werben? Ich muß bemerfen, daß 
bier ein wefentlicher Unterſchied flattfindet zwiſchen der frühern Frage, 
welche nur die höheren Lehranftalten betroffen hat, und berjenigem, 
welche die Elementar⸗Unterrichts⸗Anſtalten betrifft. Der Unterſchied 
ift hauptſächlich rechtlicher Natur. Alle Yamilienväter haben nicht 
allein die moralifche, fie haben auch die gefegliche Berpflichtung, für 
den Elementar⸗Unterricht ihrer Kinder zu forgen. Von Seiten der 
Wohlhabenden gefchieht dies in der Regel, indem fie Hauslehrer has 
ben, von Seiten der lnbemittelten dadurch, daß fie die öffentliche 
Elementarſchule ihres Orts durch ihre Kinder befuchen laflen nad 
beſuchen laſſen müfien; es ift alfo. nicht in ihre Gewalt gegeben, ob 
fie ihre Kinder dahin ſchicken wollen oder nicht. Hier in der hohen 
Berfammlung, wenn fie naͤmlich volzählig ift, mögen wohl 100 Fa⸗ 
milienväter fein, welche Hauslehrer für ihre Kinder haben. Die 
Verhandlungen dieſer Tage mögen wohl die Anfichten Vieler ge: 
ändert, viele gegen die Juden beftehende Vorurtheile zerftört und 
manche mögen neue Anfichten gefaßt haben; ich glaube aber nicht, 
daß fie-in einem einzigen biefer Mitglieder die Abſicht hervorgerufen 
haben, einen jüdiſchen Hauslehrer anzunehmen, oder Den chriſtlichen 
Hauslehrer fortzuſchicken und dafür einen Juden anzugehmen. Das 
glaube ich nicht 

Guſtimmung.) 

Alſo, meine Herren, wenn wir den Juden ſagen: qualifigiet 
euch, jo werdet ihr bei den Elementarſchulen angeftellt, fo kann man 
nichts mehr einmenden gegen ihre wirkliche Anſtellung, wie in vielen 
anderen Fällen. Andere höhere Anftellungen bleiben doch noch frei 
willig, fie koͤnnen ‚von der Wahl und ‚vielen fprgiellen Umſtänden 
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alhaͤngen. Wenn ich aber den Juden das verfpreihe, fo muß ich 
68. Walten, und wenn ich es halte, was habe ich getan? Ich habe 
den: Yemen, Unbemittelten, der nicht im Stande ift, ſich einen Haus⸗ 
Klee zu halten, genöthigt, vie Erziehung feiner Kinder einem Juden 
anguvertrauen, ich habe in die heiligften Rechte gegriffen. Weine 
Herren! Es iſt bier nicht davon die Rede, den Juden mehr oder 
weniger Rechte einzuräumen, es iſt nicht davon die Rebe, Toleranz, 
Hummmität zu üben, es ift aber die Rede davon, wenn die Frage 
bejaht wird, daß wir den größten Despotismus üben, der, glaube 
ich, jemale vorgelommen iſt. 
Gafalh 
item ‚man vie Heltern zwingen will, ihre eigenen Kinder gegen die 
Weberzeugung von. Mikioner einem Juden anzırvertrauen. Denfen 
Sie ſich in die Lage, Sie find Famiklenväter, die für ihre Kinder 
Hauslehrer haben, vwwenn man Sie zwingen wollte, den Chriften fort: 
zuſchicken und einen Juden für bie Kinder anzunehmen, was würden 
Sie dann fagen? Soll das ven Armen gefchehen? Wenn fo viel 
von chrifflicher Toleranz und Humanität gefprochen worden ift, fo 
will ich auch noch einen Sap anführen, der hier gilt: was bir nicht 
wit, das man dir thue, das thue auch den Andern nicht; und ich 
febe Hinzu: was ihr — die Wohlbabenden — nicht wollt, das ench 
geſchähe, dazu zwingt den Armen nicht! 
(Beifall.) 

. Abg. von Slanteafiei II: Hohe Verſammlung! Es iR bisher 
in diefem Geſetze von Berhältnifien die Nede gewwefen, wo die Ju⸗ 
ven in eine nähere Beziehung gebracht werden mit erwachſenen Chris 
ſten, es if} bei dieſen Verhältniffen von der Mehrheit der Verfamms 
lung gewünſcht worden, daß viele Verhältniffe unbefchränft eintreten, 
und biejenigen, welche in der Minorität geblieben find, haben wer 
nigflend einigen Troft gefunden. Wir hoffen, daß die erwachfenen 
Chriſten ihr Chriſtenthum fo hoch und feit flellen werden, daß ein 
nachtheiliger Einfluß auf die religiöfen Anflchten daraus nicht her⸗ 
vorgeht; jebt aber, meine Herren, wollen Sie die Wefen, deren Er: 
ziehung Ihnen anvertraut ift, in Berbindung ftellen mit ;jäbifchen 
Lehrern. ES kann zwar angeführt werben, es ſei Fein Schulzwang 


— 44 — 


vorhanden; indefien der Schulzwang auf einez beftimuten Schale 
Liegt ſehr in den Verhältuifien. Wer das platte Land kennt, wirb 
willen, daß man bie Schule nicht wählen kann, in welche Die Kin 
ber follen gefchidt werden, ſondern es iſt auf dem platten Lande, 
wie in Fleineren Städten, bisweilen nicht andere möglich, die Ael⸗ 
tern find auf eine beſtimmte Schule angewielen, fie müſſen die Kinder 
in biefe fchiden, und alsdann wollen Sie alfo Ihre Kinder den jü⸗ 
difchen Lehrern übergeben? Das kann doch uimmermehr Ihre Ab 
ſicht ſein! Ich möchte, wenn es dahin käme, Diejenigen glüdlich 
preifen, und mich mit ihnen, welche noch in ber Lage find, die 
Pflichten eines Familienvaters ausüben zu müflen. Ich glaube dar 
um, daB eö auch wohl kaum moͤglich fein wird, daß dieſe Deflimmung 
bier durdgehe. Wenn mir indeflen auch auf der anderen Seile 
vielleicht eingewanbt werben möchte, daß eine derartige faltiſche Nö 
thigung in Beziehung auf beftimmte Schulen nicht eintreten werde, 
daun frage ich, warum ſtellen Sie überhaupt bie jüdiſchen Lehrer an? 
Entweder ift der jübifche Lehrer ohne Schüler, ober die chriſtlichen 
Shüler find ohne jüdiſchen Lehrer, und dann hilft der Lehrer nichts. 
Ich halte es für meine Pflicht, da ich einmal bier bin, noch einige 
Worte an den Referenten zu richten und ihn zu fragen, wer ihm 
das Recht gegeben hat, abdruden zu lafien, daß er an dem deiftli« 
hen Glaubensbefenntniffe eines früheren Juden hinterher noch zweifle? 
Das iſt im Gutachten der Abtheilung gebrucdt worden, und ich ver 
wahre mich Dagegen; ich verwahre mich dagegen, daß hier geurtheilt 
werde über das Gewijien des getauften Juden und über das Ge 
wiffen bed Geiſtlichen, der ihm die Taufe ertheilt hat; dieſe beiden 
Pexſonen haben dieſe heilige Handlung allein zu beurtheilen und zu 
vertreten. 

Referent Sperling: Auf dieſe perfünliche Interpellation erlaube 
ich mis, den geehrten Herrn zu bitten, das Gutachten der Abthei⸗ 
lung wit Aufmerffamfeit zu lefen. Gr wird dann finden, daß eit 
ganz andere Sina darin liegt, als er ihn hineinlegt, und daß «6 
dieſer Aeußernng iu Beziehung auf mic hier nicht bedurft Lökte. 

. bg. son Auerswald; Ich habe dem geehrten Abgeordneten 
der rheiniſchen Ritterfchaft, der vor kurzem dieſen Plah eimnahm, 
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für Die Geliunungen und Anſichten, wie er ausgeſprochen, meinen 
aufrichtigen Beifall gezollt, ih babe es um fo cher gethan, ads ich 
der Sache nady der Ueberzeugung war, daß feine Neußerung auf 
einem vollftaͤndigen Mißverſtaͤudniß beruhte. Es if bereits geſtern 
beſchloſſen, daß nur ſolche Aemter den Juden anvertraut werden, 
welche das chriſtliche Glaubensbelenntniß nicht vorausſetzen, und hier 
zugleich wiederholt geſagt, daß fie won denjenigen Aemtern, welcht 
ein chriſtliches Belenntnif vorausſetzen, ausgeſchloſſen fein ſollen. Es 
haadelt ſich hier von Elementar⸗Lehrämtern, und man kam. wohl 
keinen Zweifel haben, od, wenn ein Lehramt zum chriſtlichen Reli⸗ 
gionsunterricht verpflichtet, wie es bei faſt allen Elementarlehrern, 
mowenttih auf dem Lande, der Fall ik, Die Juden davon ausge⸗ 
ſchloſſen fein ſollen. Ich bin zwar der Meinung, daß dieſe Zweifel 
nicht flatthaben können; um aber jede Mißverſtändniß zu vermeiden; 
ſchloge ih. wor, daß die Glementariehrer von, dem Antruge ausge⸗ 
ſchloſſen werden, und bitte den Herrn Referenten der Abtheilung, 
dieſem Vorſchlag beizutreten. Was übrigens bie Erklärung des 
Herrn Referenten auf das, was das geehrte Mitglied aus ver Nie⸗ 
lauſitz gegen ihn bemerkte, betrifft, fo muß ich doch auch geſtehen, 
daß mich die betreffende Aeußerung des Gutachtens, wenn ich fie 
auch nicht vollſtaͤndig fo aufgefaßt habe, wie das letzterwähnte Mit⸗ 
glied, ebenfalls verletzt hat. 

Es ſteht in dem Gutachten: „Weil zahlreiche Beiſpiele vorlie« 
gen, daß Juden, welche ſich taufen ließen, ohne daß man die Ueber⸗ 
zeugung gewinnen fonnte, daß fie mil ber Taufe zugleich bie chriſt⸗ 
lichen Glaubens» Wahrheiten, in fi aufgenommen, an Schnl⸗Anſtalten 
beihäftigt worden.” Id Tann zwar hierin nicht Anden, daß man 
entichieben daran zweifle, daß ſie bie chriſtlichen Giaubens⸗Wahrhei⸗ 
ten in fich aufgenommen hätten; aber ich muß biefe Arußerung — 
wen ich bitte um Entſchuldigung, wenn ich Dielen harten Veen 
gehrauche, ex gilt nicht Dex Perfon, fondern ver Sache — ala eine - 
verlehende Anmaßung infofern bezeichnen, als hier über den Glanz 
ben und die Geſinnung eines Anderen ein Urtheil gefällt wird, ein 
Urteil, zu welchem nur der berechtigt iſt, Der die Kerzen und bie 
Nissen peift, ein Urtheil, weiches wir auch Idee nach dem Sinue 
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aller von und gefaßten Beichlüffe jederzeit als unflutthaft zuwädzes 
wieien haben und für immer zurückweiſen müflen. 
(Bravo ) 
Referent Sperling: Nach meiner Anſicht ſollte gerade das Ge⸗ 
geutpeil ausgenrüdt werben. ... . . 
(Großer Lärm.) 

Weil wir nicht die Gefinnumg eines Anderen erkennen fünnen .... 
(Abermals großer Lärm und gewaltiges Kupflampfen.) 
darum wiſſen wir nicht in überzeugentber Weiſe, ob ein Jude, der ich 
taufen läßt, das Ghriftenthum ganz in ſich aufgenommen hat... . 
(Derfelbe Laͤrm wiederholt fich.) 

& wird von den Juden ſelbſt nicht in Abrede geſtellt, daß ver 
Hall vorfommen fann, wo Jemand des Vortheild wegen, auch um 

zu einem Amte zu gelangen, fich taufen laſſe. 

Ging Btimme: ch bitte um das Wort in Betreff dieſer Stelle. 

Abg. Naumann: ch habe im Wefentlichen denſelben Zwech 
ben das geehrte Mitglied hatte, welches vor mir auf dieſer Stelle 
Rand, nämlich den Abgeordneten aus der Rheinprovinz darauf auf- 
merffam zu machen, daß in der Befugniß, Jemanden als Lehrer 
anzuftellen, noch ‚nicht die Verpflichtung Lege, ihn unter allen Um⸗ 
fünden anzuftellen..... 

(Großer Lärm.) 

und daß am allermenigften daraus die Nothwendigkeit für Diejenigen 
Herren folge, welche fo glücklich find, einen Hauslehrer halten zu 
fönnen, auch einen Juden annehmen zu müflen. 
* (Der Abgeordnete Freiherr von Gudenau widerfprit, daß er 
. dies behauptet habe.) 
Habe ich falſch verſtanden, fo erledigt ſich das Geſagte. Der ge⸗ 
ehrte Abgrordnete hat aber das ausdruücklich geſagt, daß mit ber 
Annahme dieſer Beſtimmung die ärmeren Einwohner verpflichtet fein 
würden, ihre Kinder in eine Schule zu ſchicken, in welcher judiſche 
Lehrer angeftellt feien, weil e& nicht in der Befugniß Liegen wilde, 
Inden nicht anzaftellen. Diefe Befugniß bleibt beftehen, daß ba, wo 
es wicht augemeflen erfcheint, Juden anzuftellen, fle and nit ans 
zuſtellen find; aber bagegen filmme ich, den Juden durch das-Gefeh 
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gar nicht für. fähig zur Bekleidung des Lehrautes zu erffüren. Die 
Deftimmung, wie fie von der Abtheilung vorgefchlagen worden if, 
hat nur den Sinn: die Juden nit auszuſchließen, woraus 
aber nicht folgt, daß fie von Schulen, wo das cheiſtliche Glaubens⸗ 
beienniniß als wünſchenswerthes Requiſit des Lehrers erſcheint, nicht 
ausgeſchloſſen werben künnten, 

Abg. von Grdenan: Ich muß dem verehrim Mitgliebe, pas 
dor mir gefprocdhen hat, und namentlich dem verehrten Mitgliede aus 
Preußen, bemerken, daß ich, bevor ich meinen Vortrag hielt, an 
den Herrn Referenten die Frage gerichtet habe, ob ich recht vers 
Randen hätte, .vaß ver Antrag des einen Theiles der Abtheilung 
dahin ginge: Den Juden Elementar⸗Lehrerſtellen bei ſolchen Schulen, 
weiche chriftliche Kinder befuchen, zu übertragen. Der Herr Referent 
antwortete mir mit Ja, wenn ich ihn nicht ewwa wieder miißver⸗ 
ftanden babe. 

Gelächter.) 

Wenn der legte verehrte Redner fagt, ich hätte von einer Ver⸗ 
pilichtung der Armen geſprochen, ihre Kinder ‚in eine Schule zu 
ichiefen, der ein jübifcher Lehrer vorftehe, fo habe ich das allerbinge 
gefagt; und wenn man den Mortlaut fo fcharf nimmt, fo muß ich 
geftehen, daß es nach den Berhäknijien ber Rheinprosinz wicht ganz 
richtig ift; allein wenn an einem Orte ein jübifcher Lehrer fungiet, 
und auch Die Aeltern in biefem alle berechtigt find, ihre Kinder 
eine Stunde weiter in die Nachbarſchule au ſchicken, fo ift doch das 
jo ſchwer, daß es faft einem Verbote gleihlommt, und id) glaube, 
das dadurch meine frühsren Meußerungen geredyifertigt find, und daß 
fie, wenn ich nicht irre, zu meiner großen Freude Anklang in ber 
Berfammlung gefunden haben. 

(Große Aufregung in der Berfammlung und Zeichen des Einverſtaͤnd⸗ 
niſſes. Der Ruf nah Abſtimmung immer lauter.) 

Sandiags- Marſchall: Naften Sie nicht fo viele Zeit unbennbt 
vorübergehen! 

(Ruhe in der Berfamslung.) 
Refprent Sperling: Es kann Keinem in dee Abtheilung einge 
fallen fein, ‚einen Juden da anftellen zu wollen, wo es fih um den 
27 








Neligions Mierricht handelt As gilt unr um das Brinyp, welches 
ion de⸗ Erik von 1812 aufgefuct hat. 
(Reue. Aufvegmig.) 

PR Straf sm Adna: Jh trete hier in; dieſer Frage den⸗ 
jenigen fünf Miglievern. bei, welche das Mbiheikunge - Cetacyen 
nur unter dem ausbrüdlichen Hinzufügen angenemmen willen wol 
Ion, daß dit Juden von dem Vorſtande⸗Aemtern mad ben für crift- 
Küche „Kinder heſtiumten Giememtarfchuien: unbedingt ausgeſchloſſen 
hleiben, ‚und zwar in vollſändiger Uebereinſtiamung mit bem Pringp, 
was ich bieher veriheibigt babe, und was nach meiner Meinung 
wer Abgeorduete aus tier Rheinprovinz beſtimut hervorgehoben hat. 
Bei den Klaschtarfinden kommt es nicht anf Den wiſſenſchaftlichen 
Unterricht an, ſondern anf Die Regumg der Grundlage bed Lebens, 
und dieſe Grundlage ift im unferem Staate bem geößten Theile der 
Bewohner nach die chriftlihe. Daher muß die Minderheit ſich ber 
Mehrheit fügen, und es können dieſe Stellen nur Chriſten anver- 
tet werden... - 

Regierungs » Kommiffar Prüggemana: ES ift Teinesweged 
meine Abſicht, wie habe Verſammlung noch länger von ver Beſchluß⸗ 
uahme abzuhalten, Die in der Sache zu faſſen iſt, obwohl ih noch 
zeichen off zu erörtern hätte. Ic Mann demjenigen, was in Be 
zug auf die Nothwendigkeit des chriſtlichen Elementes in den Se⸗ 
mentarſchulen gefagt worden iſt, near meinen vollen Beifall zollen; 
ich muß mir aber erlauben, die hohe Verſanimlung auch darauf auf 
merffam zu machen, daß vie Erhaltung dieſes Primips von gleicher 
Wichtigkeit für Die Gymnaſien, für die Progymnaſien und für ale 
in aͤhnlicher ‚Kategorie mit ihnen flehenden Schulen if. Auch dieſe 
Anſtalten empfangen den Knaben ſchon von dem zehnten Jahre ſei⸗ 
nes Lebens an, and Niemund wied glauben, daß ſchon in dieſem 
Alter die Erziehung, die in der Famille auf der chriſtlichen Grund: 
tage begonnen bat, vollendet ſei. Der Juͤngking fängt nur afmälig 
an, ſich fefter und felbfiftändiger zu entwideln und auszubiſden in 
Gefinnung und den Wiſſenfſchaften, welche diefen Anflalten als Un⸗ 
terrichts⸗Degenſtuͤnde zugewleſen find; aber bis zur hödhften Klaſſe 
dieſer Anſtalten in die Aufgabe nicht dlos delt gerichtet, Kenntriſſe 
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mitzutheilen, ſondern ber ganze Unterrichtöftoff if zugleich ale Er⸗ 
ziehungs⸗, als Bildungsmittel zu betrachten, um fowohl auf die geis 
ſtige, als auf die Gemüths⸗Entwickelung des Menfchen hinzuwirken. 
Aeltern find gezwungen, ihre Kinder diefen Anftalten anzuvertrauen, 
und haben wohl ein Redyt darauf, daß ihre im Schoße des Ehriften- 
thums geborenen und in feinem Geiſte treu von ihnen bewahrten 
Kinder auch in den Öffentlichen Schulen in demfelben Geiſte weiter 
erzogen und gebildet werden. Wer wollte ihnen dieſes Recht fchmäs 
lern oder entziehen? Es würde meines Erachtens ein eben fo gro⸗ 
fies Unrecht fein, vbieſes erziehende Prinzip durch fremde Elemente 
an den gedachten Anftalten zu trüben, als wenn dies in den Ele⸗ 
mentarfchulen gefhähe. Ich muß wiederholen, was ich bei anderer 
Beranlaffung ausgeſprochen habe, obwohl icy zu meinem Bedauern 
mißverftanden worden bin, indem man die von mir angebeutete 
chriftfiche Xebensgemeinfchaft auf etwas bezogen hat, wovon ich in 
meinen Gedanken am weiteften entfernt gewefen bin. Ich habe nicht 
. an den gemeinfchaftlichen Speifetifch gedacht, fondern an ein höheres . 
Leben, an die chriftliche Gemeinſchaft im Gebete, in der Erbauung, 
int Gefange, überhaupt in der Erhebung des Gemüthes zu Gott; 
nur diefes Leben habe ich unter der chriftfichen Lebensgemeinfchaft 
verftanden, bie ich ‚erhalten zu fehen wüniche in ben bezeichneten An⸗ 
Halten, bie zu erhalten ich Sie bringen bitte, damit die Jugend, 
erzogen und gebildet auf chriftficher Grundlage, gefärft und genährt 
in jener chriſtlichen Lebensgemeinſchaft, den Verfuchungen, denen fle 
in ihrem Leben und vielleicht nach den hier über die Lehr-Anftaften 
gefaßten Befchlüſſen im höherem Grabe entgegengehen wird, um fo 
gerüfteter und befeftigter entgegengehen könne. 
(Großer Beifall; zugleich aber auch wiederholter Ruf nad 
Abſtimmung.) 

Sandiaso· Macſhal: Es haben ſich noch einige Redner ge⸗ 
meldet. 
' (Bon allen Seiten: Abftimmung! Abſtimmung!) 

Der Antrag der Majorität der Abtheifung geht dahin: 

„Juden können Schul⸗Aemter, zu welchen fie ſich geſchickt gemacht haben, vers 
. walten, inſofern ſolche nicht ihrer Natur nach Das chriſtliche Blaubensbelennts 
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nis in ſich fähliepen, jedoch mit Ansnahme:ber für Hyihlidge Kinder beflimms 
ten @lementarfchulen und ber Vorſtande⸗Aenter.“ 


Das ift der Vorfchlag der Miujorität. Der andere Antrag, 
daß die Elementarſchulen und Vorſtands-Aeuiter mit eingefchleiten 
werben follen, hat feine Majorität für ich. 

Referent Sperling: Die Anficht ijt getheilt, es hat ſich über 

haupt feine Majorität herausgeftellt. 
| Handtags- Marfhal; ie ich die Abtheilung veritehe, jo ha: 
ben 9 gegen, 5 für den erft angegebenen Antrag geftimmt, für den 
legteren nur 4 Stimmen. Es fragt fi) aljo, ob der am weiteiten 
gehende Antrag bier Unterftügung findet? 
(Es ergiebt fid) fein Refultat.) 

Abg. Graf von Merpeldt: Ich trage auf Namens-Aufruf an. 
(Ein anderes Mitglied, ihn zur Seite, verlangt gleichfalls den 
Ramens » Aufruf.) 

Sandtags - Marſchall: Ob der Namens: Aufruf verlangt wird? 

Bon allen Seiten: Nein! nein!) 

Ich werde alfo die Frage auf den Antrag des Majorität der 
Abtheilung ftellen, und die Frage lautet hiernach fo: 

„Sollen Juden SchulsAemter, zu welchen fie ſich gefchickt gemacht Haben, ver: 
walten fännen, infofern ſolche nicht ihrer Natur nach das chriflliche Glau⸗ 
bensbelenntniß in ſich fchließen, jede von den Borftande sAemtern and den 
far chriſtliche Kinder befkinuiten Elementarſchulen unbebingt ausgeſchloſſen 
bleiben?‘ 

Diejenigen, die für dDiefen Antrag flimmen, bitte ich, aufzu⸗ 
ſtehen. 

(Ein großer Theil der Berfommlung erhebt ſich; ein anderer 
bleibt figen.) . 

Ich bitte Die Herren Ordner, zu zählen. - 

Das Ergebnig der Abſtimmung ift folgendes: 

Die Frage ift mit 236 gegen 180 Stipmzen verneint. 

Da dieſe Frage verneint ift, fo folgt hieraus, daß der Ub⸗ 
ſchnitt 5 des 8. 35 ſtehen bleibt. 

Referent Aperling (lieft bo): 


In Betreff der fländifchen Rechte verbleibt es bei der beſtehenden Derfaflung, 
und ſo weit bern Ausübung mit dem Grundbeſitz, zu deſſen @riverbung bie Ju⸗ 


ben wach 8. A ühenall berchtigt fun, verbumben if; sahen Kichibän whrend: ih⸗ 
ter Befißzeit. Die Berwaltung der Gerichtsbarleit, mie des Patrouats, desglei⸗ 
hen die Aufficht über die KommunalsDerwaltung und über das Kirchen⸗Vermoͤ⸗ 
gen wird, mo eine folche Aufficht der Gutsherrſchaft zufleht, von der betreffenden 
Staates und Firchlichen Behörde ausgeübt. Die Staats: Behörbe hat den Ber 
siptehelter una den Verwalter ver Polizel⸗Serichtsbarkeit zu ernennen. : Di 
Beſiber bleibt zur Tragung der damit verbanbenen "ofen und fonfligen Laſten 
‚verpflichtet, 
Wo das Batronat einer Kommune zuftcht, können die jüdifchen Mitglieder 
derfelben an defien Ausübung feinen Theil nehmen; fle müflen aber die damit 
verfahpften Real⸗Laſten von ihren Beflgungen gleich anderen Mitgliedern ber 
Kommune tengen, cuch find fie als anfäffige Dorfs⸗ ober Stadtgemeinde⸗Mit⸗ 
glieder verpflichtet, von ihren Grundſtücken ſowohl die darauf haftenden firchlicgen 
Abgaben, als auch die. nad, Maaßgabe des Grundbeſitzes zu entrichtenden Bei⸗ 
träge zur Erhaltung der Kirchen⸗Syſteme zu tragen.” 


Das Gutachten zu 8. 36 Abfıhnitt I. lautet: 


$. 36 bes Butadhtens. 

Abfchuitt I. In Betreff der ſtaͤndiſchen Rechte wird Hier anf bie beſtohende 
Verfaflung verwiefen. Nach diefer find die Juden von den Kreistagen, 
der aftiven und paffiven Wahl der Landtags⸗Abgeordneten und fugar bon 
der alfgemeinen Befugniß, die Händifche Uniform zu tragen, ausgefchlofs 
fen. Abgeſehen davon, daß diefe Ausichließung mehreren Mitgliebern dem 
allgemeinen Grundfabe „gleiche Pflichten, gleiche Rechte”, nicht eutſpre⸗ 
chend erfcheinen konnte, fo mußte ſich auch bei ihnen folgende Betrachtung 
geltend inachen. Da der Jude feit länger als dreißig Jahren über das 
Wohl feiner Stadt mitberathen hat, ohne daß daraus irgend ein Nach⸗ 
theil für feine chriſtlichen Mitbürger hervorgegangen ift, fo ift auch fein 
Grund vorhanden, an feine Mitberathung über Angelegenheiten feines 
Kreifes irgend eine Veſorgniß zu fnüpfen. 

Auf den Kreistagen ſowohl, als auch auf den Laubtagen, werben nicht bie 
Intereflen irgend einer Kirche, fondern nur allgemeine bürgerliche Angelegenhei- 
ten verhandelt, welche die Juden eben fo, wie die Chriften, nahe angehen. Um 
hieruber Rath zu pflegen, wie es dem allgemeinen Beiten frommt, if nicht die 
Angehörigkeit zu einer befimmten Religions» Gefellfchaft, ſondern die allgemeine 
VBirgee⸗Tugend erferderlich, für welche der Jude eben fo, wie der Chriſt, enıpfäng- 
lich ik, Wenn der Jupe iu Der Stadtberoraneteu⸗Verſammlung der: größten 
Städte der. Monarchie an der Berathung über deren fonflige Juterefien Thil 
nimmt, welcher Grund if dann vorhanden, ihn von ber Theilnahme an ber 
Wahl eines Landtags: Abgeorbneten auszufchließen? Wird er endlich felbft von 
feinen chriſtlichen Mitbürgern und Mitfländen zu einem Landtags: Mbgeorbnetch 
Aematzit, ſo laßt: ſich ap. mit: voller Kicherheit aunneimen, daß · er dazu lachtq; 


fein werbe. Diefe Vetrachtang ſohetr dohir, daß vie Walheitang mit zeha Ein, 
men gegen beei ſich dafür erflärte, 
daß den Juden alle ſtändiſchen Meiste gleich von Ehriften beizulegen feien. 


Abg. Frhr. von Gaffron: Ich babe in einer der früheren Dr 
batten erflärt, daß ich zu der lleberzengung gelangt ſei, daß die Er⸗ 
weiterung der bärgertichen Rechte der Juden im einem größeren Grabe 
mit dem Wohle des Staates vereinbar fei, als ich nach früheren 
Anfichten felbft geglaubt habe, aber ich habe zugleich die Ueberzen⸗ 
gung ausgefprocdyen, daß dieſe Ausdehnung der birgerfichen Rechte 
nach meiner Anſicht nicht in dem Maße ftattfinden mächte, als fie 
bereits in der hoben Verſammlung beſchloſſen worden iſt, daß fie 
ferner ſich nicht auf die vollen Befugniſſe ver Ausübung ſtuͤndiſcher 
Rechte erfireden möchte. Ich habe feine Veranlaſſung gefunden, von 
diefer lebten Ueberzeugung abzuweichen, und ich bitte um die Er: 
Iaubniß, meine Gründe der hohen Berfammiung mittheilen zu dürfen. 
Den erften Grund habe ich bereits vor einigen Tagen hervorge: 
hoben, es ift nämlidy der, daß ich, nachdem die Juden bis jegt be: 
deutenden Befchränfungen in der Ausübung der ‚bürgerlichen Be 
fugniffe unterworfen waren, in der Ertheilung des hödhften bürger: 
lichen Rechtes, der Ausübung ſtündiſcher Bertretung allerdings einen 
Sprung in der Geſetzgebung erblide, indem mehrere Stadien einer, 
wie nie fcheint, nothwendigen Vorbildung dadurch überfchritten würs 
den. Es ift mir von dem fehr geehrien Mitglieve für Krefeld hier⸗ 
auf enigegnet worben, daß ein foldher Sprung in der Geſetgebung 
hier nicht obwalte, indem die vollſtändige Emanzipation ſich als 
nothwendiger Anfnüpfungepunft an vie gegenwärtige Bildungsftufe 
der Juden im Allgemeinen anſchließe. Ich verfenne keineswegs, 
daß zum Theil die Belenner des jüdischen Glaubens auf einer hohen 
Bilmungsftufe ftehen, ich habe felbft mehrere ausgezeichnete Maͤnner 
— — und verehren gelernt; ich muß aber doch be⸗ 

merfbar machen, daß, wie mie ſcheint, nicht in allen Theilen unſeres 
Baterlandes diefe Bildung auf gleicher Stufe fteht, daß in der All 
gemeinheit bier noch große Unterſchiede obwalten. Ich mache feruer 
einen Unterſchied zwiſchen einer mehr einfeitigen Fachbildung, au 
ſelbi Gelehrtenbildung und eines Bildung für das öffentliche, praltiſche 
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Lehen. 3 glaube, Daß bie ledtere mur birab. Dad ‚Wehen ſelbſt 
durch die Bewegung in öffentlichen Bertehuungen vorbereitet, um er⸗ 
reicht werben fan. Ob nun die Juden, Die ſich biäker faſt aue- 
ſchließlich nur merkantiliſchen Zwecken hingaben, von vielen öffbw- 
lichen Beziehungen aber ausgeſchloffen waren, ſchon ja zur. Aus⸗ 
übung dieſes hochſten büngerlichen Veſagnifſes befähigt ſind, muß ich 
dahingeſtellt ſein laſſen. Ich glanbe, daß wir ſelbſt erſt dadarch, 
daß wir durch bie provinzialſtäudiſchen: und andere bürgerlichen Be- 
ziehnugen durchgegaugen ſind, zu Dem Stambpuuft gelangt ſind, auf 
dem wir gegenwärkig fiohen, und ich weiß nicht, ob ohne dieſe Vor⸗ 
bildung ver gegenwärtige Vereinigte Landtag diejenige Sicherheit 
oder den Takt ſich amgeeiguet: haben würde, welcher von dem In⸗ 
laude, wie von dem Auslande, ibm, fo viel mir beiaumt, zuge⸗ 
ſprochen worken if. Als zweiten Grund führe Ich folgenden an. 
Es ift bereitd, wenn ich nicht irre, in Dex geſtrigen Debaite in Gre⸗ 
wägımg gejogen worden, daß bedentende Reichchüuer fich in den 
Händen der jüdiſchen Bevoͤlkerung in Folge ihres Sehparffinnes und 
glüdliher Operationen in fommerzieller Richtung angehäuft haben. 

Es haben Konzentrirungen dieſer Reichthümer in einzelnen 
Händen ſtatigefunden, die ein beveutendes Gewicht in die Wagſchale 
der politifchen Zuftände von Europa gelegt haben. Wenn die Eman⸗ 
zipation vollſtaͤndig erfolgt, auf die ſrändiſchen Rechte aungevehet 
wird, fo wird die nächfle Folge fein, daß ein großer Theil Dicker 

Reichthümer auf den Erwerb von Grund⸗Eigenthum gewendet: wird, 
weil dad Grundeigenthum in nuſerem Stante bie Daiis der Stand⸗ 
ſchaft iſt. 

Wir Grindbeñtzer föunien in materiellen Verehung me dauit 
ganz einverflanden erflaͤren, indem dann die Preiſe ber: Güter finigen 
würben; es laſſen ſich aber nicht alle Dinge, mit dem materiellen 
Maßſtabe bemeſſen. Es if ferner erwähnt worden, md: mit Necht, 
daß im manchen Lendedtheilen ber Kredit ſich größtenheils in ben 
Haͤnden von Juden befindet, uud bie kleineren Caundbeſiher ihnen 
gewifiermaßen triburie, vom ihnen Sabhängsg ſind. Wenn ach in 
dieſen Landestheilen Dis Inden auch noch badentendes Einunbeigessthum 
erwerhen, fe geſtehe: ich daß dh beſorge, daß: dann ıbek.den Wuhlen 
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zur Stadſchaft nicht bios die Wardigkeit, ſondern auch andere Rüd- 
ſichten obwalten fönnen. Wir haben bisher wenig von Wahl⸗Um⸗ 
trieben gewußt. Unſere provinzialſtaͤndiſchen Inflitute fanden noch 
wicht den allgemeinen Anklang in der Nation, der unſeren gegen 
waͤrtigen centralftaͤndiſchen Juſtitntionen zu Theil wird. Die Ste 
lung eines Abgeordneten des. Bereinigten Landtages ift eine ſo ehreu⸗ 
volle, fo begehrenöwerthe, daß der Ghrgeiz gewiß vielfach nach ihm 
fireben wird, und fe werben wir auch bei uns Wahl⸗Umtriebe 
naturgemäß entfichen fehen, umd wenn auch nmicht In der Ausdeh⸗ 
mung, bie fie in England erreichen, fo werben fie dennoch eine 
Einfiuß anf die Wahlen auslben. Ich weiß, daß diefer Zuſtand 
rintreten wird, wenn man auch bie Emancipation nicht bis auf vielen 
RPunkt ausdehnt; aber ic, geftehe, daß ich nicht möchte, daß die Macht 
ber Geld⸗Ariſtokratie einen zu hebdeutenden Einfluß auf Die Ergän—⸗ 
zung unferer Reiben ansäbte. 

Der dritte Grund, ver mich veranlagt, mich gegen die Erthei⸗ 
lung der flänbifchen Rechte an Juden zu erflären, ift der der Theil: 
nahme an der Gefebgebung. Ich habe es bereits anerkannt, daß 
der Jude auf feinem Glaubenswege eben fowohl zur Stufe der 
höchſten fittlichen Bildung emporfleigen kann, als ber Chrift; ic 
glaube aber, Daß die Lehrfäge der chriſtlichen Moral der klarſte 
und ficherfte Weg fe, um dieſen Standpunkt zu erreichen, na- 
‚werdiich in Bezug auf Zwecke der Bolfderziehung. Welche An: 
ſichten über Kirche und Staat man auch hegen mag, fo wird mir 
doch, glaube ich, zugeftanden werben müfen, daß auf die Entwi⸗ 
delung unferer focialen Zuftände und der Gefeßgebung der Geiſt 
des Chriſtenthums großen Einſtuß geübt, daß vie Geſetzgebung 
'theilweife ans ihm hervorgegangen ift, und daß 86 daher bevenflih 
iſt, Anberögiaubenden und Anderövenfenden eine Thellmahme an ver 
Geſetzgebung  einguräumen, fo lange ihr Glaube zu einer ſchroffen 
Abfonderung und Abgrenzung von dem unfrigen führt. Man wird 
mir vielleicht den Vorwurf der Inkonſequenz machen, daß ich den 
Juden einen Theil an der Staativerwaltung, wenn auch nicht 
‚in dem nmfaflenden ‚Grabe der geſtrigen Weftenmung, zuerlennen 
wollte, während ich die fänbifiken echte ihnen abſprechen 
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will; eo iſt aber ein Unterſchied zwiſchen "ver Handhabung ver 
Geſetze und zwiſchen der Geſetzgebung ſelbſt, und ich betrachte es 
«is eine Thatſache, daß gegenwärtig noch eine ſcharfe Sonderung 
zwiſchen Judentheim und Chriſtenthum eriſtirt. Wir haben die Ju⸗ 
den allerdings zum Theil in dieſe Sondernug hineingedraäͤngt, aber 
theilweiſe liegt fie auch in den Dogmen des fäwifchen Glaubens. Wie 
durfen nicht vergeſſen, daß von Alters ber die Juden ſich als ein 
auserwuͤhltes Bolt betrachten und ſtets die Richtung gehabt haben, 
von anderen Natienen ſich abzuſondern. — Wenn die Emanzipativn 
auch wicht die aͤuſßerſte Stufe bürgerlicher Gleichſtellung erreicht, 
wenn fie eine bedingte bleibt, fo iſt doch der Fortſchritt der das 
derch ins Beben treten wird, bereits ein fo bedeutender, daß die 
ſchroffe Abſonderung ſich mildern, die Vorurtheile aufhoͤren werden. 
Iſt dieſer Zeitpunkt eingetreten, dann wird bie Zeit ihr Recht eben⸗ 
falls in Anſpruch nehmen, und die Frage wird nochmals zur Ent 
ſcheidung Temmen, ob den Juden alle Befugniſſe, auch vie höchſten 
im Staate, eriheilt werden follen. Ich würde es bedauern, wenn 
ich durch den Inhalt meines heutigen Bortrages der günfligen Mei⸗ 
nung, die ich in eimigen wohlmollenden Aeußerungen gegen mich 
ausgefprochen hat, verluftig gehen ſollte; ich glaube indeſſen nicht, 
daß irgend eine Inkonſequenz zwiſchen meiner heutigen und meiner 
neulichen Weußerung liegt, und daß fie vielmehr in folgerechtem Zu 
fammenhange fiehen; ich glaube, die hohe Berfammlung wird es 
wenigſtens anerfenwen, daß ich mit diefer Grflärung offen und ge- 
wiſſenhaft meine Meinung ausgeſprochen habe, ſelbſt wenn: ich das 
Bewußtfein habe, in der Minorität zu fein, und zweitens dabcrch 
zu erkennen gegeben habe, daß ich ven Stand eines Abgeordneten, 
eines Vertreters unferer Mitbürger, wodurch auch mir die Ehre m 
Teil wird, in Ihren Reiben zu figen, fo hoch anfihlage, daß. ich 
mir dam bie Ausfubung dieſes Rechtes. zugefichen möchte, weiln 
7 meiner gewiſſenhafteſten Ueberzeugung Alles verharden iß, 

was zu biefer Stellung befähigt. 

(Demon !) 

Abg. Graf von Achnria: Ich fehe zunachſt voraus, 4 

wenn hier von ſndiſchen Rechten geſprochen wird, das. Datnembt 








nicht: mit ejnbegriſfen iR, weil basan fäfter die Meda fein wire. 
Dies vorausgeidgict, "bin id) allerdings Der Meinung, daß fein 
Weund vorhanden if, die ſtaͤndiſchen Werbe ven Juden wicht einzu 
winmen; ich bin aber weit emefernt, dem "verehrten: Abgeordueen 
Der eben die gegentheilige Meinung anoſpruch, Inbenſequenz in bie 
fer Beriehung vorzuserien, ſondern ich: free mich emehtichtig, daß 
ee das Pringip, von dem ich und eine große :Uuzahl amberer Mit 
glieder bisher uns haben leiten laſſen, bis zu dieſem Panbte bereits 
anerlannt bat; ca if etwas widıt gumz Leichtes, ein Primzip bid 
ia ‚vie äußerfen Konſequenzen zu verfolgen, es mag auch nmicht über 
all ganz richtig fein, das will ich zugeden. Und wenn ich wich 
freue, daß er foweit ımferem Beingipe ſich augeichleften' hat, fo er: 
laube ich mir aber auch, zur Widerlegung deſſen, was er geſagt 
bat, anf einige Momente nufmerffam zu machen. Imuaͤchſt it es 
das der Geld, Mrijtofratie, Die ex fichtet sin. Bezug auf Bewährum 
flänwifcher Rechte an Juden. Ba uud. ig geftchen, daß er in bie 
fer Beziehung nicht den Juden, fondern den Chriſten einen Ber: 
wurf macht, nicht diejenigen, die beitedhen, ſondern biejendgen, bie 
ſich beſtechen laſſen, find verwerflih. Da aber die greße Mehrzehl 
dever, auf Die dieſer Geldeinſfluß cine Gewalt ausüben kümmke, im⸗ 
mer aus Chriſten beſteht, fo wärbe diefer Borwurf die Chriſten un) 
a wie Juden treffen. 
(Aufregung.) 

‚Damm ift etwas, was von ihm gefagt werben —* unit: Rück! 
af ben Einfluß der Juden auf die Geispgebmg,. mir nicht ganz 
wichtig erſchienen. Ich bitte doch immer zu bedenken, meine Herren 
vu: ſich das Verhältniß bekanntlich wie 16 Millionen zu 200,000 
meſtaltet, und daß, wenn wir das Recht anerkennen, daß Juden 
nuch Staͤude⸗Mitglieder werden koͤnnen, weil wir ihnen nicht bas 
Geht vorenthalten können, Staatobürger zu ſein, barcis micht foigt, 
saß aberhaupt welche Juden, am wenigſten aber ein großer Theil 
Juden in der Stände⸗Verſammlung ſthen wird, daß 'aiie. durchauẽ 
fein Grund vorhanden iſt, anzuehmen, daß ber Einfluß ver Juden 
ben Einſiußſ des dyeiMichen Clements auf die @eirggebung paraly⸗ 
:ſien Tänıte; wenn men auch wirllich nicht canchmen wollle; "va 
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das chriſtliche Bewußtſein bei der großet Rehrzahl ver Mitglieder 
eine ſolche Kraft Hätte, daß es ſich auch einer Mehrzahl von Ju⸗ 
den gegenüber aufrecht erhalten Bönnte. Ich glaube, daß eben fo 
wenig aus der Mucht des Geldes, wie aus der Macht des Geiſtes 
irgendwie Gefahr für die ſtaͤndiſche Berfammiung durch vie Meil⸗ 
nahme der Juden erwachſen kann, und flimme daher bafür, daß 
ihnen auch die Theilnahme an ſolchen Berfammiungen, wie daB 
Necht ver Rommunals oder Berichtö: Verwaltung zugeſtanden wer⸗ 
den möge. 

Abg. Hanfemenn: Der verehrte Abgeordnete Schleſtens, wel 
der vorhin ſprach, bat einen Grund gegen die Znlaflung der Ju⸗ 
den zu flänpifchen Rechten darin gefunden, daß fie vorzugsweiſe mit 
merkantilen Gefchäften ſich abgeben; er hat außerdem einen Grund 
zu dem guten Taft diefer Berfammtlung darin gefunden, daß fhre 
Mitglieder jene Gefchäfte meiſtens nicht betreiben. Id muß nun 
bemerfen,, daß ich meinerfeits glaube, man fönne in merfantiler Be- 
ſchaͤſtigung eben fo wohl wie aud in anderen ſich eine gute prak⸗ 
tiſche Bildung erwerben; dieſe Beichäftigung fchließt keineswegs aus, 
daß man ein guter und nüßlicher Deputizter fein Tönne. Eben fo 
gut wie dies auf Ehriften paßt, eben fo wird ed audy auf die In⸗ 
den anzumenden fein. — Die anderen Gründe, weldye das geehrte 
Mitglied anfühete, veranfaften mich, gerade im entgegengefehten 
Sinne zu ſtimmen. Wenn die Juden dadurch, daß fie fländifche 
Rechte erlangen, fi veranlaßt finden, fo viel mehr Grundeigen⸗ 
thum zu Saufen, ſich alſo auch der Landwirthſchaft zu wiumen, fo 
erreichen wir ja gerade das, was fo vielfeitig gewünfcht worden ifl. 
Man hat überall gewünſcht — und mit Hecht, — die Juden möch⸗ 
ten ſich mehr dem Kandel entziehen, nnd vielfeitigere Beſchaͤftigun⸗ 
gen treiben; gerade das würde alfo nad) der Anſicht des geehrten 
Abgeordneten befördert werden; und infofern iſt alfe die Theilnahne 
an ven Wändifchen Rechten ein weſentliches Mittel, um die Juden 
von dem Handel zu edleren Beſchäftigungen binzulelten. Auch der 
Grund, daß ihr Ehrgeiz fle antreiben würde, Mitglieder des Land» 
tage zu werben, iſt riner derjenigen, der mich beſtinunt ihnen 
ſtaudiſche Nechte zuzuſprochen. Gerade das iſt ja die Abſtcht, daß 
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wir in ihnen einen ediſeren Chrgeiz erweclen, bag wir in ihnen das 
Gefühl. beleben wollen, den Mammon nicht als Das höchſte Ziel 
zu betrachten, fondern- Daß ein adlexer Ehrgeiz, als blos reich zu 
fein, ihren Charakter durchdringe. Auch ich halte, wie Der geehrte 


Abgeordnete, die ſtändiſche Stellung für eine ſehr hohe, aber ic 


habe die Ueberzeugung, daß, indem wir fie aud ben Juden eröfl- 
nen, dieſe Stellung dadurch feinesiwegs herabgeſetzt werben wird. 
Diejenigen Juden, bie in dieſem Saale dann Zutritt finden werben 
— ihre Zahl wird gewiß fehr Hein fein — werben durch ihre Faͤ⸗ 
bigfeiten und Eigenſchaften ſich fo auszeichnen, daß wir ums ihrer 
wicht zu fchämen haben. Ich ftimme deshalb für dem Antrag ber 
Majorität der Abtheilung. 

Abg. Frhr. von Gaffron: Darf ich um. das Wart behufe ei⸗ 
ner perfönlichen Bemerkung bitten. Ich glaube. von dem geehrien 
Redner, der eben geſprochen bat, in einigen Beziehungen ganz miß 


. verflanden worben zu fein. Wenn ich nämlich gefagt habe, daß ih 


die Juden bisher vorzugsweiſe in kommerziellen Richtungen bewegt 
und darum mindere Befähigung für öffentliche Aemter gehabt hätten, 


ſo muß ich mich unbedingt Dagegen verwahren, dies im Allgemeinen 


auf diejenigen angerendet zu haben, vie ſich in fonunerzieller Ric: 


‚sung überhaupt bewegen. Ich achte den kaufmännifchen. Stand ſehr 


hoch und Habe neulich geäußert, daß auch ländliche GrundeEigen⸗ 


cthũmer ſtolz darauf find, induſtrielle Landwirthe zu fein, wodurch 


annuͤhernde Beziehungen zwiſchen beiden Ständen entſtehen; ich glaube 
aber, daß diejenigen unter uns, bie ſich bis jezt Per kommerziellen 
Richtung hingegeben haben, ſchon eine vegere Theilnahme au den 
aligemeinen Öffentlichen Zugänden ausgeübt haben, als bis jedt bie 
Juden, welchen Die Gelegenheit zu einem öffentlichen Wirken fehlte, 
and Dies iſt der einzige Grund, warum ich jene Bemerkung aus⸗ 
geſyrochen habe, Ein zweiter. Grund des Mißverſtaͤndniſſes ſcheini 
aus meiner Meußetung wegen Erwerb von. Grund⸗Eigenthum her 
Yargegangen zu fein. Ich habe in mmterieller Hinſicht nichts dage⸗ 
gen einunmenben, ich finde es andy weinfrhenämerih, daß die Jeden 
fich in anderen als Tosmerzislen- Richtungen beivegen, aber ich habe 
ausgeſprochen, Daß; wen. fie: in -folchen: Segenden: ap darch Geund⸗ 
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beſitz das Nebergewicht .bekkmen, wo fie ſchon einen bedentenden Ein- 

ind durch die Krebit⸗Verhältniſſe üben, auch auf die Wahlen dieſes 

Uebergewicht: influktren lBnne, wozu nicht eben Beſtechung, ſondern 

das Verhaͤlmiß der Abhaͤngigkeit derer führen könnte, welche durch 

eine drũckende Vermögens⸗Lage In ſolche gebracht worden find. 
(Ruf zur Abflimmung.) 

Abg. von Pechkerath: Das geehrte Mitglied aus Schleſien, 
welches fo eben die Tribline verlaſſen bat, erkennt an, daß es unter 
den Juden hochgebilvete, ſittlich⸗wurbige Männer giebt. Wohlan, 
meine Herren, auf ſolche Männer wide ſich gewiß die Wahl vor⸗ 
zugswelfe richten, und vom der Thellnahme folder Männer an den 
ſtaͤndifchen Berfammimigen wäre gewiß nie eine Gefahr, fondern 
Immer nur Gutes für. die Sache zu erwarten. Die Befchlüffe, welche 
bereitö in der vorliegenden Angelegenheit gefaßt worden find, ſchei⸗ 
nen es mir zu einer unerläßlicyen Konſequenz zu machen, daß auch 
anf dieſem Gebiete unferer Verhandlungen den Juden Gerechtigkeit 
widerfahre, und es fann der Umſtand, daß möglicherweife hier oder 
da durch den Einfluß eines wohlhabenden Juden eine Wahl anders 
geleitet werden vwollrde, als fle der Weberzeugung ber Wähler nady 
ausfalfen müßte, diefer Umſtand kann feinen Grund abgeben, den 
Inden die Berechtigung zu entziehen. Sehe ich auf das Beifpiel der 
Länder, wo die Juden bereits alle Rechte haben, fo finde ich, daß 
von’ diefer Seite Feine Nachtheile zu befürchten find. Uebrigens bin 
ich der Anflcht des Herrn Abgeordneten der pommerfchen Ritterfchaft, 
daß nad Rage unferer Gefepgebung von den den Juden einzuräu- 
menden fländiichen Rechten das Patronatsrecdht auszunehmen fei. Wir 
werden und, wenn wir diefer Anficht Folge geben, der kurheſſiſchen 
Berfaffung anfehließen. Diefe Berfaffung beitimmt, daß von den 
Rechten, welche ven Juden zuftehen, allein ausgefchloffen feien 1) das 
Patronatsrecht Aber chriſtliche Kirchen, 2) die Anftellung in chriftfi- 
den Kirchen» Aemtern. Das find die einzigen Ausnahmen. Wir 
haben alfo nicht nur in dem fo oft genannten Auslande, fondern in 
Deutfchland ſelbſt ein Beifpiel, daß in Beziehung auf die Inden ges 
recht verfahren wird. Wenn das geehrte Mitglied behauptet hat, 
daß der Geiſt nes Chriſtenthums eine weſentliche Einwirkung anf bie 





Geſehgebung außübe, in, daß er ie Graucblage ufexer Befehgebung 
fei, fo ſtinmme id dem volllommen bei. Ich möchte aber einen lin 
terichien machen zwiſchen den Geiſt ber Kirche und dem allgemeine 
Geiſt des Chriſtenthums. Das lirchliche Reben muß forgfiltig ge 
pflegt werben, es if die individuclle Form des cheiſtlichen Beifee, 
und nur durch die Form fan der Inhalt ſich offenbaren. Wenn es 
fh aber darum haudelt, ven chrifilichen Bei in feiner Allgemein⸗ 
beit zu erfafen, fo muß man vom Kirchlichen, vom Konfeſſtonellen 
abitrahiren. Man muß anerienuen, daß der Grit des Ghrißtenthums 
in unferer Zeit das Leben des Bolfes, ımfere Sitten, unfere Litera⸗ 
tue fo durchdringt, daß nicht leicht ein gebildeter Menſch ſich der 
Einwirkung dieſes Geiſtes der Wahrheit und. der Liebe entzieheri faan- 
Seine Äußeren Erfcheinungen find Humanität und Sittlichfeit, auf 
diefen Grundlagen ruht unfere Gefepgebung, auf dieſe igenfdaften 
fommt ed an, wo es fid) um die Theilaahme an ſtaͤndiſchen Ber 
bandlungen handelt. Da aber bei den betreffenden Wahlen pie Wähler 
gerade auf diefe Eigenfchaften, der Natur der Sade nach, allein 
Rüdfiht zu nehmen haben, fo fehe ich feine Nothwendigkeit, irgend 
einen Unterſchied zu treffen zwiſchen Juden und Chriſten, in Bezie⸗ 
bung auf die Ausübung fländifcher Rechte. Ich fehe darin nicht 
allein feine Nothwendigkeit, fondern ich würde es als eine Ungerech 
tigfeit erfennen, wenn man den Juden diefe Rechte nicht zugeſtehl. 
Es bat ein geehrtes Mitglied aus Pommern einen Vortrag gehal- 
ten, der fehr gemifchter Ratur war. Er hat theils Erbanung, theils 
Beluftigung hervorgerufen, alfo zwei ſehr heterogene Dinge mit ein 
ander verbunden. Ich will Sie nicht auf dieſen Vortrag zuruckfüh⸗ 
ren, nur eine Stelle deſſelhen erlaube id) mir hervorzuheben. Der 
Redner hat fie aufgefordert, Alle Miffionaire zu werden und ihre 
armen jüdifchen Brüder zu fich zu erheben. Much ich rufe Ihnen 
zu, meine Herren, feien Sie Miffionaire, fo viel an Ihmen if, rei⸗ 
pen Sie die Schranken, weldye die Juden von ben Chriſten wennen, 
nieber, wirken Sie dahin, daß wicht ferner ſtattſinde, was in der 
Denkichrift au dem Bericht des Ober⸗Landesgerichts zu Marien 
werder angeführt if. Es heißt darin, daß bie niedere Kalturſtufe, 
anf.ber ſich bie Juden in jenem Landettheite noch befinden, zum 


Teil bar rihte, bafıfie. daran grwöhnt feben, ſich ohnehin won 
den Chaiften veraihbet: zu Teen. Eo lange wir die Juden nicht fe 
wurdig / heiten, hier unter ans zu ſitzen, fo lange verachten wir fie; 
und fo lange wir fie ‚veruchten, handeln wir gegen unfere Chriſten⸗ 
yRht, die: darin beſteht, im Menſchen überall den Menfchen zu 
ehren! 

; FE Zee Bravo!) 

Abg. von M· nierſei II.: Ich möchte die hobe ; Berfununtang 
an den Befchluß erinnern, der vor mehreren Wochen gefaßt wor- 
wven;ift,. we nach meiner Meimung die Frage entichieden wurde, ſo 
daß die Sache als eine abgemachte zu betrachten iſt. Deffenunge- 
achtet will: ich meine Anſicht furz ausſprechen. Ach erkläre kurz, 
vaß ich am dem Gedanken des chriſtlichen Staates feſthalte. Ih 
vlärgtwaß-ich:iin einem chriſtlichen State mir and -nur einen 
chetiſtlichen Koͤnng denken kamm, der fich nur auf feine chriſtlichen 
Ge ſrüßgt. Dies iſt in ver. vorliegenden Ftage mein kurzes po⸗ 
nuſches Glaubensbetenniniß. Da ich zum meinem Bedauern aus ven 
bieherigen MWostrhgen entnehmen zu bärfen geglaubt habe, vaß 
nicht in allen Mitgliedern diefer Begriff über den chrifllichen Staat 
ſoffſtehe ke wänfthe ich, auch meine Anficht über die hohe Warde 
ver Standſchaft auszuſprechen. Ich glaube, daß die Standſchaft 
das. hochſte Gut iſt, Dad wir beſittzen Fünnen, daß wir bei der 
vorliegenden Beſchlußnahme nur davon ausgehen dürfen, daß wie 
Stände das Hochſte erreicht haben, was im Staate zu erreichen 
möglich iſt. So lange wir nidyt fagen können, daß ein. Jude gleich 
mordliſch hoch ſtehe, wie ein Chrift, fo Tange wir nicht zugeflchen 
förinen, daß vie Juden auf demſelben Niveau der religföfen Bilbung 
ſich befinden, wie die Chriſten, fo lange müſſen wir wüͤnſchen, deß 
die Btanbfihaft, das wichtigſte politiſche Recht, ausſchließlichh von 
Chriſten verbleibe. Man mag denken über den chriſtlichen Stack, 
wie man wall, jo lange man die Warde der Standſchaft auf ber 
Hodhe erhalten will, auf welcher fie jetzt fleht, fo-Tange duͤrfen wein 
die Inden an dieſem richtigen Rechte nicht Theil nehmen laſſen. 
 - Smbinge+ Kommiſſar: Ich muß vorausſchicken, daß ich mich 
vrei Wochen dag: in vemſelben Jerthum Befunden habe, zu weldien 
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ſich vor gechrte Redeer vor mir fo eben bekannt hat, inden auch 
ich glaubte, daß durch den Beſchluß, welchen vie hohe Berfammiung 
am 20, Mai c, gefaßt, Die jeht vortiogende Frage bereits entſchie⸗ 
deu ſei. Die erfie damals geſtellte Frage lautete: 
„Gall vie Ausubung der ſtäubiſchen Rechte an krinerlei Art von religiäfen 
BlaubenssBelenntuiffen gebunden fein?" 

Diefe Frage wurde mit 319 Stimmen gegen 158 Stimmen 
verneint. 

Die zweite Frage lautete: 

„Goft aften denen, die ſich zur chriſtlichen Meligion bekennen, bie Aupabeng 
ber Rändifchen echte zugeflauden werben ?’' 
. Diefe Trage wurde mit großer Majorität bejaht. (Vergl. 
Br. IV. ©. 431.) 

Ih habe, wie gefagt, geglaubt, die jet vorliegende Frage fei 
ſchon damals entfchieden, weil ich vorausfegen wußte, daß ſich bie 
babe Verſammlung in einer langen, fait ermübenden Debatte wit 
‚einem praftifchen Gegenſtande habe befchäftigen weile. Prakiiſch 
war aber die Beſchaͤftigung nur Daun, wenn die enge über bie 
politiſchen Rechte der nicht chriflichen Benölerung auf Die Juden 
bezogen wurde, da mit wenigen ganz fingulairen Ausnahmen ber 
preußiſche Staat feine andere ale nicytchriftliche Bewohner hat, und 
ich nicht verausfepen durfte, bie hohe Verſammlung babe ſich nad 
den Andeutungen eined geehrien Redners mit ben Aabeitern ber 
Soune, ded Mondes und der Sterne befchäftigen wollen. — Die 
Debatte der lebten drei Tage bat mich in dieſer Beziehung ent 
Wicht, da ich anerkennen muß, daß eine mörtliche Entſcheidung ber 
Frage über die Verleihung der politischen Rechte an hie. Juden da⸗ 
mals nicht erfolgt ik. Da folche jet abermals aufgeworfen und 
wit Wärme bebattirt ift, fo muß ich mir erlauben, hier mit wenigen 
Worten die Anficht der Regierung vorzutragen. 

Als ich Die Eröffnung der Diekuffion über das Judengeſet ein 
leitete, Habe ich bemerkt, daß bie. wenigen Beſchraͤnkungen, beuen bie 
Juden in Beziehung auf ihre buͤrgerlichen Rechte nad) dem Geſeh⸗ 
Ennvurfe noch unterliegen würden, in dem Prinzipe wurzelten daß 
Bey.:preußifhe Staat ein chriſtlicher fein und bleiben 


\ 
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wolle. Rad dieſem Prinzip hat die Regierung nicht proponiren 
können, den Juden die Rechte der Standfchaft zu geben. Yürchten 
Sie nicht, meine Herren, daß ich auf die Definition des chriftlichen 
Staates zurüdfommen werde. Er ift bereitd mit beredten Worten 
befinirt, man hat es mit nicht minder berebten Worten barzuthun 
verfucht, daß dieſer Begriff eine Ehimäre ſei. Fuͤr mich aber, für 
die Regierung befteht er wirklich, und ich wiederhole unumwunden, 
ed ift der entichiebene Wille der Regierung, den Charakter des chrift- 
lichen Staats aufrecht zu erhalten. Mit dieſer Abſicht hat das Gou⸗ 
vernement bei Vorlage des GeſetzeEntwurfes es für unvereinbar ges 
haften, Berfonen, vie nicht Ehriften find, das den Ständen beige 
legte hoͤchſt wichtige Recht der Teilnahme an der Gefeßgebung zu 
verleihen; dies für unvereinbar gehalten, weil der dringende Wunſch 
hervortrat, daß diefe Berfammiung ſtets nur von chriftlichem 
Beifte durchweht fein möge. Sie haben den Einwand vernommen, 
daß unfere Gefepgebung dem chriftlichen Prinzip in allen Beziehun⸗ 
gen widerftreite. Der geehrte Redner, welcher dieſen Say aufftellte, 
bat feine Behauptung durch eine Reihe von Citaten aus der Bibel 
zu belegen gefucht. Ich folge ihm nicht auf dieſem Wege, weil mir 
die Ehrfurcht vor diefem heiligen Buche verbietet, die Widerlegung 
in der Weiſe des Angriffs zu verfuchen. 

Wenn ich ihm aber nicht folge, wenn ich fogar zugeftehe, daß 
in unferer Gefeßgebung Elemente find, welche als nicht vollflommen 
hriftlidy bezeichnet werden können, fo folgt daraus feinesweges, daß 
nicht das Beſtreben bleiben müfle, die Gefehgebung dem Chriſten⸗ 
thume immer enger anzufchließen und immer mehr dem hoͤchſten Prin⸗ 
zip, welches ed auf der Welt giebt, dem chriſtlichen Peinzip, in ihr 
Geltung zu verfhaffen. Dies ift das Steeben des Gouvernements, 
und in biefem Streben liegt ihm vie Pflicht ob, dahin zu wirfen, 
daß die an der Gefebgebung wefentlich theilnehmenden ſtändiſchen 
Verſammlungen chriftliche Verſammlungen bleiben. Ob dieſes Prin- 
zip auch Dann durchgeführt fein wiürbe, wenn der Ausfchluß der Ju⸗ 
den von ber politifchen Rechten als eine Ungerechtigkeit gegen ſie 
erfannt wäre, das brauche ich nicht zu unterfuchen, weil das Gouver- 
nement eine foldhe Ungerechtigkeit nicht anzuerkennen vermag. Die 

X, 28 
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Juden find Fremdlinge in unserem Lande und werben es fo lauge 
bleiben, als fie wirklich Juden find; fie haben alfe feinen Rechtsan⸗ 
ſpruch auf Die höchfien politiſchen Ehren. Das Gouvernement Tann 
Die Ueberzeugung von einem ſolchen Rechtsanſpruch nicht gewinnen. 
Weil daſſelbe dahin fireben muß, daß bie ftänbifche Verſammlung 
eine chriftliche bleibe, und weil den Juden ein Rechtsanſpruch auf 
politiſche Emancipation nicht zugeſtanden werben kaun: aus bielem 
Grunde ift die Aufrechterhaltung des in dem ſtändiſchen Geſetze vom 
Sabre 1828 aufgeſtealten Grundſatzes aud hier proponirt — des 
Grundſahes, worüber, wir. jept das Betum. ver hohen Verſammlung 
vernehmen wegben. 
(Beifall, — Ruf nad Abſtiaaung.) 

Abg. Graf von Selldorſt: Meine Herren! Ich werde gam 
kurz fein. Ich erHläre mid vollfommen einverſtanden mit Dem, was 
der Herr Landtags⸗Koummiſſar und vorher der Redner aus der 
Lauſitz geſprochen haben, und kann daher nur wünſchen, daß Sie 
des Votums eingedenk fein mögen, welches Sie am 20. Mai d. J. 
mit großer Majerität dahin abgegeben haben, daß die Ausübung 
ftändifcher Rechte nur denen, die ſich zur chriftlichen Religion beien- 
nen, zuzugeſtehen fei. 

Abg. Frhr. von Winde: 

EGEtürnuſcher Ruf nad Abſtimmung. — Trommeln mit den Yüßen.) 

Ehe ich: in die Verhandlung eingebe, muß ich mir doch die Der 
merfung geſtatten, daß ich eine Widerlegung mit Gründen und nicht 
mit den Füßen erwarte. Ich glaube nicht, daß es der hohen Ber: 
ſammlung würdig ijt, ein ſolches Prinzip, dad wir früher bereits 
verurtheilt haben, jest einreißen zu ſehen. Dagegen muß ich mid 
und diejenigen Mitglieder der Verſammlung, welche gewöhnlich mit 
Gründen zu ftreiten pflegen, entfdhieden verwahren, 

(Brave.) 

Ich babe mir nur eine perfönliche Bemerlung zu u geflatten in 
Beziehung auf einen Vorwurf, der mir eben von dem geehrte Herru 
Landtags Kommiffar gemacht worden ift. Es ift von dem Herrn 
Landtags⸗Kommiſſar geſagt, ich hätte Durch Citate aus der heiligen 
Schrift nachzuweiſen geſucht, daß der Staat nicht im jeder Beziehung 


auf dem Boden des Chriſtenthums fiche; er folge mir nicht auf die 
fen Standpundt, weil er. «8 wicht mit der Ehrfurcht gegen jenes hei⸗ 
(ige Buch vereinbar halte. Ich fanıı diefe Bemerkung nicht anders 
auslegen, ala daß darin ein Zweifel enthalten iR, als ob ich nicht 
dieſelbe Ehrfurcht vor der heiligen Schrift habe, wie der Herr Koms 
miſſar. Das greift aber auf ein Gebiet ein, das der inneren Ueber, 
jeugung angehört, und gegen eine Unterfuchung dieſer inneren Ueber⸗ 
zeugung, wie fie die hohe Berfammiung immer von fidh fern gehal⸗ 
ten bat, muß ich feierlich protefliren. Wenn es übrigens der Ve⸗ 
mertang bebarf, daß man fehe wohl Citate aus ver heiligen Schriſt 
anführen kann, ehne die Ehrfurcht gegen fie zu verlieben, fo berufe 
ich mich auf das Beifpiel des Herrn Schap-Minikers, deſſen chriſt⸗ 
licher Stanbpunft wohl nicht bezweifelt werben Tann. 

andtags -Kommiſſar: Wenn ich fagte, daß meine Ehrfurcht 
vor der heiligen Schrift nicht geftatte, dem geehrien Redner in der 
Widerlegung feiner Gitate zu folgen, fo habe ich dabei lediglich mei- 
nen Standpunkt im Auge gehabt, und es iſt mie. nicht eingefallen, 
den Standpunkt eines Anderen zu viefem heiligen Buche beurtheilen 
zu wollen. 

Sanbtager Maria: Da Riemann mehr das Wort verlangt 
bat, fo ſchließe ich Die Diskuſſion und werbe den Vorſchlag, den die 

Abtheilung gemacht Hat, zur Frage fielen. 
Eine Stimme: Sch bitte um naunientliche Abſtimmung. 

Sendiags- Marſchaln: Die Frage iſt noch nicht geſtellt. 

Der Vorſchlag der Abtheilung geht dahin, daß den Juden alle 
flänbifchen Rechte gleich den Chriſten beigelegt werben ſollen. Es 
iR auf namentliche Abſtimmung angetragen werben, ich frage, ob 
dem Antrage beigetreten wird. — Er hat die nöthige Unterſtuͤgung 
gefunden, Die namentiiche Abftimmung wird alje erfolgen. Die Frage 

ißt: 
lm ken Juden alle ſtaͤndiſchen Mechte gleich den Sheiften beigelegt werden ? 

Abg. Graf von Ichwerin: Ich wünſche, daß ausprüdlich hin⸗ 
zugefügt werde: „mit Ausfchluß des Patronats“, weil bei einer frü- 
heren Gelegenheit der verehrte Abgeordnete der jüterboglſchen Rit⸗ 
a8 * 


terfchaft bemerkt hat, bei das Patromat cin ſtandiſches Recht ſei, 
und vies anerfannt wurbe: Vergl. Be. U. S. 314.) 

Abg. von Mediag: regen die mir jo eben untengelegie Aen⸗ 
ferung muß ich mich anf das Allerentſchiedene verwahren. Ich 
babe. keinesweges geſagt, daß bie Ansäbung des Patromats ein flän; 
diſches Recht fei, das würde gegen bie Natur umferer ganzen Ver⸗ 
faſſung reiten; ich; habe. nur auf ein Geſeß aufmerffam gemacht, 
ih glaube, wenn mid; in diefem Mugenblide mein Gedaͤchtniß wicht 
trügt, ed if aus dem Jahre 1896. In viefem Geſetze it die Aus⸗ 
ÜMung des Patronats, der Inriediction umb ber Politeigerichtsbar⸗ 
feat von dem Beſitze der ſtändiſchen Rechte abhängig gemacht, es 
find alſo jene Rechte Korvelste von diefen, nnd nur das habe ich 
gefagt. Uebrigens habe ich gegen die Stellung ber Frage nichts au 
erinnnern. .. 

(Mehrere Mitglieder bitten ums Wort wegen ber Frageftellung. 
Allgemeiner Ruf nad Abitimmung.) 

Sandtegs- Marſche: Lieber die Yrageftellung muß ich Bor: 
Khläge zulaſſen. 

Adg. Graf von Schwerin: Wenn man fich irgend gegen eine 
Verwahrung verwahren darf, fo muß ich es hier thun, und erlaube 
ich mie nur darauf zurückzuiommen, daß ber Abgeordnete ber jüter- 
bogfichen Ritterſchaft bei jener Gelegenheit fo debugizie: weil Pa⸗ 
tronat und Jurisdiction auch ſtändiſche Rechte find, fo bedingt aud) 
der Ausſchluß aus einer ſtaͤndiſchen Verſammlung wegen Beſcholten⸗ 
heit den Verluſt des Patronats und der Jurisdiction. (Vergl. 
Br. IL, S. 314.) Im Uebrigen bitte ich, dag die Frage fo geſtellt 
werde, daß das Patronat ausdrücklich als nicht miteingeſchloſſen bes 
zeichnet wird. 

Abg. Graf Heldsrti:. Ich muß im Gegentheil darauf antra⸗ 
gen, daß abgeftimmt werde, wie die Frage von der Abtheilung ge 
ftelt iſt. Wie können uns jebt nicht mehr auf Amendementé ein- 
lafien. | 

(Znftimmung.) 
Ich beziehe mich auf den Fall, welcher in der vorigen Woche ſtatt⸗ 
gefunden, wo ein ritterfchaftlidher Abgeordneter aus Preußen fein 
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Amendement im Augenblid ver Abſtimmmg noch modifiziren wollte 
und ihm dies nicht geftattet wurde. Wir müflen alfo dieſesmal and 
lediglich über das Gutachten der Abtkeilung, wie es vorliegt, ab- 
fimmen. 

Saudiags- Anfall: Wir vertieren viele geit Ich kann nur 
die Frage ſo ſtellen, wie ſie ſich aus dem Gutachten ergiebt, und 
dies um ſo mehr, da die Aeußerung, daß das Patronat zu den 
ſtäändiſchen Rechten gehöre, ausdrücklich von demjenigen, ver fie aus⸗ 
geiprochen haben foll, nicht anerkannt worden iſt. Ich wiederhole 
alſo die Frage: | 

„Sollen den Inden alle Ränbifchen Rechte gleich den Cheiten beigelegt werben 3" 
(Es erfolgt darüber die namentliche Abftimmung.*) 

Sandtags- Merfhall: Das Refultat der Abflimmung if 
Folgendes: Die Frage iſt mit 220 gegen 219 verneint. Da 
mit fchließe ich die heutige Sitzung. Morgen um 10 Uhr wirb bie 
heutige Berathung fortgefeßt, und wenn wir noch Zeit übrig bes 
halten follten, - folgen .die auf der Tagesorbnung bemerkten Gegen⸗ 

ände. 
' (Schluß der Sitzung Abends 4%, Uhr.) 


DSertren:Rurie, 


Anhalt: 
Schuß der Verhandlungen über die Allerhoͤchſte Propofition in Betreff der Ders 
bältniffe der Inden; Gutachten über den Petitions⸗Antrag wegen Interpretation 
der Befimmungen über Sonverung in Theile und Verhandlungen darüber; Gut⸗ 
achten über den Petitionss Antrag auf Borlegung des Entwurfs zu dem neuem 
Straf⸗Geſetzbuch an den Vereinigten Landtag; wird abgelehut; Ontachten über 
die Betition wegen Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminals Ders 
faßrens; wird angenommen; Berichterflattung über die Petition in Bezug auf 
die Wählbarkeit der Mitglieder aus den Landgemeinden zu ben Kreistagen; 
wird angenommen. 


Die Sigung beginnt um 10%, Uhr unter Torfig des Fürften 
su Solms. 








®) Bergl. die Abftimmungstabelle am Schluß unferee Wertes. 





Dao Protolell der vorigen Siung wird veriefen une ge⸗ 
achmigt. 

Sundtags- Marſchai: Es iſt zuerſt anzuzeigen, daß id) ven 
Herrn Domprobſt von Kroſigk und den Herrn von Höpel er—⸗ 
fuche, der 2ten Abtheilung der Herren⸗Kurie beizutreten, und id) 
bitte zugleich den Herrn Domprobſt von Kroſigk, in augenblick⸗ 
licher Verhinderung des Grafen von Arnim, ven Borfig dieſer 
Abtheilung zu übernehmen. 

Graf Pyhra: In Bezug auf Die geftrige Debatte wollte ich 
mir eine Bemerkung erlauben. Als ich geftern den Plan des großen 
Kurfürkten erwähnte, eine UniverfalsUniverfität zu gründen, meinte 
Se. Erceflenz der Herr Kultus, Minifter, daß ihm nichts davon be 
kannt fei. Es könnte alſo fiheinen, als wenn ich dafür feine Be: 
gründung anführen Fönnte. Dem ift jedoch nicht fo; das Gruͤndungs⸗ 
Patent iſt datiet vom 39. April 1667, und wer ſich darüber unter: 
richten will, der findet dad Ausführliche in Erman’s: „Sur le 
projet d’une ville savante dans le Brandebourg‘‘ vom Jahre 
1792. Der Plan ift nicht zur Ausführung gefommen; er ift hypo⸗ 
thetifch geblieben; ich wollte daher dies anführen, damit meine An: 
gabe nicht auch als eine Hypotheſe erfcheine. 

Sandtags- Marſchall: Wir fahren in der geftern abgebrochenen 
Berichterfiattung und Berathung weiter fort. 


Referent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): 


„S. M. 

So fange ein Anderes nicht verorhnet wird, vertritt unter Juden bie Zus 
fümmentunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes bie 
Stelle der Trauung ; dad Aufgebot erfolgt durch Belanntmachung in der Eynage. 

Der die Trauung vollziehende Jude iſt verpflichtet, zu prüfen, ob berfelben 
ein geſetzliches Hinderniß entgegenfleht, und, infoweit von ihm Hierbei den befles 
Banden Vorſchriften zuwidergehandelt wird, verfällt berſelbe in 50 BRfhir. Meta: 
liſche Geld⸗ oder 6 woͤchentliche Sefaͤngnißſtrafe. Br den Fall, daß vorhandene 
Ehe⸗Hinderniſſe ihm vor der annng befannt geweſen find, wird dieſe Strafe 
verdoppelt. 

In den zum Bezirk des ObersAppellationsgerichts zu Köln gehörigen Lau: 
destheilen bewendet es bei ben über das Aufgebot und bie Vollzihung d ber Ehe 
gefeplich vorgefchriebenen Förmilichkeiten.‘' 


$. 40 des Gmachtens6: 

Die beiden erſten Abſaͤtze des 8. 40 Rellen die Formen feit, durch welche in 
der Monarchie — ausichließlich des Bezirks des Ober; Appellations:Gerichte 
zu Köln, wo bereits die Bivilehe nach dem Code Napoleon gilt — bie bürger: 
liche Gültigfeit der Ehen der Juden feftgefleflt werden ſoll. 

Der Geſetzes-Vorſchlag bezieht fich Hierbei anf gewille Welerlichleiten bes 
jñbdiſchen Ritus, „Zufammentunft unter dem Trauhimmel“ u. f. w. 

Diefelben Foermlichkeiten hat auch das Edikt von 1812 und das Geſetz für 
die Provinz Poſen von 1833 aufgenommen. Da die preußijche Gefeßgebung bie 
vor ganz kurzer Zeit eine bürgerliche GültigfeitssErflärung der Ehe — ſoge⸗ 
nannte Civilehe — nicht Fannte, war ein Ausfunftsmittel dee Art, wie ber In: 
haft der Geſetze von 1812 und 1833 und des vorliegenden Geſetzes⸗Vorſchlages 
erforderlich. Genhgt Hat es aber nicht. In siner mit judiſchen Abgeordneten 
om 27. Februar 1845 im Auftrage des’ Minifteriums aufgenommenen Verhaud⸗ 
(ung wird über viele jüdiſche Winkelehen geklagt und geltend gemacht, wie es 
wünſchenswerth fei, eine beflimmte Form für die bürgerliche Gültigfeit und Er⸗ 
fennbarfeit der Ehen gefeplich feſtzuſtellen. An ſich iſt es auch nicht folgerecht, 
daß der Staat, der vom Ritus der geduldeten Religions: Parteien Feine Notiz 
nimmt, einige Formen defielben wählt und beſtimmt, um bürgerliche und gefeß- 
liche Folgen aus demfelben Herzuleiten, Dies it auch in neuerer Zeit anerfannt 
worden, und durch die Geſetze vom 30. März 1847 ift gerate für die gebul: 
deten Religions: Parteien eine gerichtliche Korm zur Verlautbarung der Gebur⸗ 
ten, Heirathen und Todesfälle eingeführt worden, durd deren Beobachtung alle 
bürgerliche Folgen diefer Ereigniſſe gewahrt und feftgeftellt werden. Nachdem 
Dies geſchehen, fcheint nichts angemefiener und natürlicher, ale daß bie Verlaut: 
barung der Geburten, Heirathen und Todesfälle der Juben nach Anglogie bie 
fer Geſetze vom 30. März 1847 auch vor dem Richter erfolge, 

Ich mache darauf aufmerffam, daß hier fteht: „nach Analogie 
des Gefeßes vom 30. März 1847. Weder ich, noch die Abtheilung 
hat dies unmittelbar aus dem Geſetz deduziren wollen, denn daſſelbe 
handelt allerdings nur von den geduldeten Religiong - ‘Parteien, 
welche von den chriftlichen Kirchen abgezweigt find. Ic habe des⸗ 
halb gefagt, nad) Analogie des Geſetzes. 

(Lieft vor): 

Die Abtheilung beantragt daher einftimmig, daß die beiden erſten Abſchnitte 
dieſes Paragraphen wegfallen und ſtatt deſſen die vorher entwickelte Vorſchrift 
in das Geſetz aufgenommen werde. 

Die Juden ſelbſt wünſchen, ſo viel bekannt, die Einführung dieſer Civilakte, 
und es würde durch dieſelben auch den Winkelehen vorgebeugt werden. 


Ich erlaube mir, wenn es gewünſcht werden ſollte, auf das 
Allerhoͤchſte Geſetz aufmerkſam zu machen. 
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Es if das Sefeh vom 39. Mär 1847 über die Duldung ber 
jenigen Religionsparteien, welche fi ans dhrifttidden Kirchen ab: 
zweigen. Es ift darin gefagt, daß in denjenigen Religionsparteien, 
welche fi im Einklange fänden mit einer der Religionsparteien, die 
durch den weſwphaͤliſchen Frieden reripirt find, der Geiſtliche die Be⸗ 
fugniß haben fol, die Ehen mit bürgerlider Wirkung einzufegnen, 
daß aber in den übrigen Religionsparteien, weldye mit den Grund: 
fügen der durch den weftfälifchen Frieden recipirten nicht im Einflange 
ftänden, oder bei denen wenigftens diefer Einflang nicht dargethan 
wäre, eine bürgerliche Berlautbarung der Geburten, Heirathen und 
Topdeöfälle vor dem Richter erfolge. Wenn es gewünfcht wird, werbe 
ich das Geſetz verlefen. In dieſem Geſetz über die gedulbeten Reli 
gions-Gefellfhaften heißt es im Anfange: 

„Die bürgerliche Beglaubigung der Geburtss, Heiraths⸗ and Sterbefaͤlle, die 
fi in folcher gebuldeten Religionsgefellfchaft ereignen, bei welchen ben zur 
Beier ihrer Religionshandlungen heflellten Perfonen die Befugniß nicht zus 
fteht, anf bürgerliche Rechtsverhältniffe ſich bezichende Amtshandlungen mit 
eivilrechtlicher Wirkung vorzunehmen, foll durch Bintragung In ein gerichtlich 
zu führendes Regifter bewirkt werben.‘ 

Wie gejagt, das ift zunächft nur auf die chriftlich geduldeten 
Parteien zu beziehen. Die Analogie auf die jübifchen Gemeinden 
fheint aber ſehr nahe zu liegen, da die Juden auch eine geduldete 
Religionds Bartei bilven. 

andtags -Marſchall: Wenn Feine Bemerkung erfolgt, fo ift 
der Vorſchlag der Abtheilung angenommen. Wir kommen zum 
nächſten. 

Referent Graf von Itzenplitz: Hier iſt geſagt worden, ber 
Iehte Abfap des $. 40 giebt zu feinen Erinnerungen Anlaß; das bes 
zieht fich auf den Bezirk des Ober⸗Appellations⸗Gerichts zu Köln, 
wo es fihon fo iſt, wie es in den übrigen Theilen der Monarchie 
durd) Dies Sefe werben fol. Ich gehe zu einem anderen Punkte 
über: | 

An: diefer Stelle hat die Abtheilung ihre Aufmerkfamfeit auch auf die 

Gültigkeit der Ehe zwiſchen Juden und Chriſten gerichtet und über diefen Ge⸗ 
genftand eine Beſtimmung in diefem Geſetze vermißt; fie hat die Auslunft 
entgegengenommen, daß es der Meviflon ber Geſetzgebung und dem babel zu 
erlafienden Cherechte vorbehalten worden fei, Hieraber zu disponiren. — Ber 
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kauntlich drückt ſich das Allgemeine Landrecht Th. U. Tit. 1. 9. 36 hierüber 
ſehr unbeſtimmt aus, und es iſt praktiſch den Entſcheidungen der Gerichte 
vorbehalten, ob eine ſolche Ehe gültig iſt oder nicht. Dieſe Entſcheidungen 
koͤnnen in verſchiedenen Faͤllen, ja in verſchiedenen Inſtanzen verſchieden aus⸗ 
fallen. Dabei iſt noch in neueſter Zeit in Königsberg ein folcher Fall vor⸗ 
gefommen, ber jetzt den Gerichten vorliegt. Die Butfcheivung der Berichte 
hat dabei noch das Uchle, daß fie flets zu ſpaͤt kommt; in ber Regel erh, 
wenn ein Ehegatte geftorben ift und es fi) dann um das Erbrecht der Kins 
der handelt. 

Unter viefen Umfländen hält die Abtheilung mit fünf Stimmen gegen 
eine dafür, daß eine fehe Beſtimmung hlernder in dies Geſeß gehoͤre und int 
auizufchieben fei. 

Wie nun biefe Beſtimmung zu faflen ki, daraber waren die Anfichten ber j 
Abtheilung mit drei gegen drei Stimmen getheilt. Der eine Theil wünfcht, 
daß durch diefe Beſtimmung die Gültigkeit folcher gemifchten Ehen anerfannt 
werde, weil ſich in den beflehenden Geſetzen ein Verbot einer fulchen Ge 
nicht vorfinde, einzelne vorgefommene Fälle die Iutäfigkeit derfelben darthun 
und vie Anfichten ber jüdiſchen Mabbiner darüber verfchieden feien, ob eig 
Jude fi den chriftlichen Chegeſetzen unterwerfen koͤnne oder nicht. 

Der andere Theil beantragt, daß derartige Shen für nichtig erflärt wer: 
den, weil fie ſchon nach der bisherigen Praris der Gerichte — foviel bekannt 
— für nichtig gehalten worben feien und man auch nicht wiſſen Tönne, ob 
nach jüdiſchem Mitus ſich ein Jude wirkich den chriſtlichen Chegeſetzen unter: 
werfen koͤnne. 

Die Entſcheidung kann nur der hohen Kurie anheimgeſtellt bleiben. Sollte 
diefe für die Gültigkeit folcher Ehen ausfallen, fo beantragt die Abtheilung 
für diefen Fall einftimmig: 

ſolche Shen nur unter der Bebingung ale gültig anzuerfenuen, daß 
die in berfelben erzeugten Kinder alle in der Konfeſſion ber chrifklichen 
Ehegatten erzogen werben.‘ 


Ich muß mir erlauben, ven Paſſus aus dem Landrecht vorzuleſen, 
damit die Sache befier überfehen werben kann. Das Allgemeine 
Landtecht fagt: 

„Sin Chriſt kann mit ſolchen Perſonen feine Heirath ſchließen, welche 
nach den Grundſaͤtzen ihrer Religion, ſich den chriſtlichen Che⸗Geſetzen zu uns 
terwerfen, gehindert werben.‘ 

Wenn ver Fall vorfommt, ereignet er fich in der Regel fo, 
daß die Berfoneh, welche Die Che einzugehen wuͤnſchen, nach Zeamfs 
reich reifen und dort vor dem Givilrichter die Ehe gültig deklariren 
laften, dann zurüdfchven und zuweilen lange Zeit unbeachtet Ichen, 
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bis einer der Ehegatten ſtirbt; dann handelt es fi um das Erb- 
recht, ob die Kinder ehelich oder unehelich find; dann kommt ge- 
wöhnlich erft die Sache zur Sprache, und das Gericht hat feinen 
anderen Ausweg, «is ein Gutachten der jüdiſchen Gelehrten zu er- 
fordern, ob ein Jude nach feinen Religons⸗Grundfätzen fich ben 
chriſtlichen Ehe⸗Geſetzen unterwerfen kann. 

Graf zu Stolberg: Ich würde antworten, daß eine foldhe Ehe 
ar nicht möglich iſt. 

Neferent Graf son Itzenplitz: Ich habe nur für Pflicht ges 
halten, die Lage des Geſetzes auseinanderzufeben; es ſcheint wicht 
wünfchenswerth, daß eins foldhe Frage auf verfchiedene Weife ent: 
ſchieden werben fann, je machden der jübifche Gelehrte das Guts 
achten abgiebt und der Richter danach fo oder fo entſcheidet. Das 
giebt eine Rechtsverſchiedenheit in den verfchiedenen Fällen, ja fogar 
in den verfchiedenen Inſtanzen. Die Abtheilung befand fich hier⸗ 
über in einer Meinungsverfchievenheit; die eine Hälfte der Abthei- 
tung bat auf die Nichtigkeit diefer Ehen angetragen, auf die be⸗ 
ſtimmte Erklärung, daß die Ehe zwifchen Juden und Chriften nichtig 
fei; der andere Theil hat fie für zuläfiig erachtet unter der Bebin- 
gung, daß fämmtliche in biefer Ehe erzeugten Kinder im der chrift- 
lichen Religion erzogen werben. 

Graf von York: Ich habe zu dem Theile der Abtheilung ge: 
hört, welcher die Möglichkeit einer ſolchen Ehe behauptet hat, und 
sch erlaube mir, einige Gründe dafür anzuführen. Zuerit einen 
biftorifchen, nämlich) den: Daß in den erften Zeiten bes Chriften: 
thums, in den erſten Sahrhunderten, eine folche Mifchehe wicht nur 
zwiſchen Ehriften und Juden, fondern auch zwifchen Chriften und 
Heiden fehr häufig geweſen ift, fo Daß es mir leicht werden würde, 
nachzuweiſen, wie felbft die Mütter berühmter Kirchemoäter, deren 
Antorität noch heute vollſtändig anerkannt iſt, an Heiden und Juden 
verheirathet geweſen find, fo daß ich alfo in einer ſolchen gemifchten 
Ehe ein Unrecht nicht erfennen fann. Ein zweiter Grund iR: daß 
ich es für ein außerorventlich geeignetes Mittel halte, auf dem. mil 
Seften Wege einen Theil der Juden zu den Ehriften herüberzuziehen. 
So fehr ich auch wünfge, daß der Staat ſich frei halte von dem 
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Einfluß auf die Religions⸗Meinungen der Staats» Iinterfhanen, fo 
muß id) andererfeits anerfennen, daß er die Pflicht hat, für viele 
nigen, welche in ihrem Urtheile nicht frei und unabhängig find, nicht 
ſelbſtſtaͤndig fein fönnen, zu forgen. Aus diefem Grunde habe ich 
es fir die Kinder aus dieſen Ehen folgerichtig als nothwendig er: 
fennen müſſen, daß fie in der chriftlichen Religion erzogen werben. 
Ich glaube, daß die Beſtimmung mit diefer Maßgabe eine vom 
hriftlichen Standpunfte aus erwünſchte Maßregel fein Tönne, und 
ich erlaube mir. ferner anzuführen, daß der Fall allerbings doch vor; 
fommt, daß folche Ehen gefchloffen werden, und wenn das geehrte 
Mitglied gefagt hat, daß vergleichen Ehen unmöglich wären, fo muß 
ich dem widerfprechen. Ih kann biefen Widerſpruch und meine Bes 
hauptung durch Beifpiele erhärten, denn es iR in Schleften, mit Ges 
nehmigung des hochfeligen Königs Majeftät, eine foldye Ehe fort 
gefeßt worden (fie war fchon früher im Auslande gefchloffen), und 
fie hat bis and Lebensende der Frau beftanden. Ja nody mehr, die 

tan, welche eine Ehriftin war, bat ihre Töchter in ver chriflichen 
Religion erzogen, während die Söhne Juden geblieben find. Solche 
Ehen können nicht allen in Frankreich, fondern auch in Holland 
und Belgien gefdjloffen werden, und es würde der, welcher die Mit- 
tel hat, eime Reife in das Ausland zu thun und die dortigen Ge⸗ 
fee in Anfpruch zu nehmen, eines nicht gerechifertigten Borzuges 
genießen. 

Graf von Pisthen: Ich Tann Diefer Anſicht nicht beitreten, 
ich muß mic) durchaus dem Ausſpruche des durchlauchtigen Mitgliedes 
anfchließen.. Das erfte Band des Menfchen hienieden, fowohl ſei⸗ 
ner Beveutumg, als feinem Werthe nad), IR das Band der Liebe, 
nämlich Siebe für König und Vaterland, Das zweite Band iſt dad 
Band der Ehe. Es giebt auf Erden fein ſchoͤneres und reineres 
Gluͤck als das, ein gutes, liches, edles Weib zu befiken, und wehe 
dem, dem es Goited unerforfchlicher Rathfchluß zu zeitig entreift! 
Des Eheweibes erfte Pflicht iſt Die Begluͤkung des Batten, die zweite 
die Erziehung der Kinder. Wie aber kann dieſe gelingen, wenn bie 
Mutter ihre Kinder nicht ſchon von der Wiege aus zu Gott führt 
und fie, noch baum lallend, die Händchen falten lehrt im Aufblick zit 


Gott, dem Urquell alles Wahren und Eulen, in den Worten des Vater 
Unfer6? Wie aber ift ed möglich, frage ich weiter, daß eine jüdiſche 
Mutter, und befäße fie die ganzen Schäpe Peru’s, das Kindlein das 
Vater Unfer Ichren kaun, dieſes Gebet, das fie nicht kennt, nicht 
kennen darf? Ich halte daher vie Ehen zwiſchen einer Jũdin und 
einem Ghriften rein unmöglich. ben fo umgefehrt, im Gegentheil 
bier tritt die Unmöglichkeit in noch grellerem Lichte hervor. Den 
Kindern wird: gelehrt, daß ber Bater einer Religion angehört, bie ber 
unfrigen untergeorbnet und ſich im Hinblid auf die Zukunft fo wer - 
ſentlich von der unfrigen trennt; wo foll pa Liebe, wo fol Berehrung 
für den Vater herfommen? Eine foldhe Ehe kaun nur in einem Lande 
ftattfinden, wo die Ehe überhaupt nur ein politifches oder bürgerlis 
ches Band ift; aber in unferem Lande, wo fie Gottlob bis jebt noch 
ein fittliches, moralifches und chriftfiches Band ift, in dieſem Lande 
kaun eine folche Ehe nicht ftattfinden, wenn bie Ehe das fein foll, 
was fie bis jegt noch, Gott fei Dank, gewelen ift und, fo Gott will, 
für wahre Ehriften bleiben wird, und hiernach muß ich mich gegen 
den Antrag entfchieden erflären, 

von ,UNabenau: Der Anficht des geehrien Redners muß ich mid 
lediglich anfchließen. Ich gebe zwar zu, daß die Ehe zwifchen Ju⸗ 
den und Chriſten den Staat in feinem Rechte nicht beeinträchtigen 
Bann, ich gebe auch zu, daß foldye gemifchte Ehe glücklich fein kann, 
zumal wenn fie auf gegenfeitiger Neigung und nicht auf finanziellen 
Rüdfihten gegründet iſt. Defienungeachtet hatte ich es nicht rath⸗ 
fam, ein Geſetz bervorzurufen, welches die gemifchten Ehen geftattel. 
Der vorliegende Gefeh-Entwurf giebt auch der hohen Berfammlung 
feine direkte Beranlafiung, ein ſolches Geſetz zu erbitten; jedenfalls 
glaube ich, daß biefer. Punft in dem Geſetz⸗Entwurf abſichtlich nicht 
zur Sprache gebracht ift, weil man annahm, daß er bei Revifton ber 
Geſetze feine Erledigung finden werde. Der zweite Grumd, den ich 
gagen ſolche Ehe anführe, ift der, daß die chriſtliche Religion dadurch 
gefährdet, wo nicht gar erfyüttert werden könnte. Wir wollen und 
ein Bild. einer ſolchen Ehe vor Augen ftellen, wie wollen annehmen, 
daß bei Schließung derſelben der eine Ehegatte, wie ber andere, fefl 
an dem Glauben feiner Bäter hänge, wir wollen weiter annehmen, 
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daß die Ehefran eine Ehriftin und der Mann ein Jude ift, fo fürchte 
ih, daß durch den täglichen Verkehr mit dem jüdiſchen Ehegatten 
und feinen Berwandten and Glaubensgenoffen, durch Gefpräche über 
Religion in der Frau das Gefühl für das Chriſtenthum unwilfür⸗ 
lich geichwächt werden wird. Ferner müflen fi) die Ehegatten in 
religiöſer Hinficht geradezu fcheiden, fie befuchen ganz verſchiedene 
Sotteöhäufer. Während der Mann vielleicht von Chriſtus mit Ges 
ringſchaͤtzung fpricht, beugt fe das Knie vor unferem Erlöſer. Es 
it nun zwar der Vorſchlag gemadıt, daß vergleichen gemifchte Ehen 
water allen Amfländen nur dann ftatthaft fein follen, wenn vorher 
die Zufage gegeben wird, daß die Kinder in der chriftlichen Religion 
erzogen werben. Sch frage aber, wie wird folche Erziehung eigent« 
fich befchaffen fein? Die chriſtliche Mutter wird ſchwerlich Die er⸗ 
fen Grundzüge der chriftliden Religion in das Herz der Kinder 
legen, fle wird fchwerlich in Gegenwart ihres Mannes, mus Zari⸗ 
gefühl, mit ihren Kindern ein Gefpräch über Religion zu fähren 
wagen, wenn fie es aber dennoch wagt, fo läuft fie Gefahr, daß 
der judiſche Ehegatte, dem ver Glaube an die Religion feiner Bäter 
höher ſteht, als Alles, vielleicht in Gegenwart der Kinder fügt: 
Moses’ Lehre ift beffer, als die Lehre Ehrifi. Was foll dann aus 
den Kindern werden? Sie werben von jugend auf in ihren religiöfen 
Grundfägen wanfend, halb Juden, halb Ehriften fein. Bon anderer 
Seite betrachtet, ift zu erwägen, daß durch die Duldung einer ſol⸗ 
hen Ehe die Triebjeder zur Belehrung der Juden verloren -gehen 
wird, die jeßt vorhanden iſt; denn wenn jeht cin Jude eine Chriflin 
heiraten will, fo findet er in dem Geſetze ein Hinderniß gegen dieſe 
Ehe und wird dadurch veraulaßt werden, fich um bie dhriftliche Lehre 
genau zu befümmern, er wird fie prüfen, wird fie lieb gewinnen 
und fih dann zum Chriftentum wenden. Wird aber die Ehe ohne 
Weiteres geftattet, fo wird dieſe Triebfener wegfallen, und der Jude 
wird bei feinem Glauben bleiben, er wird nicht einmal in die chriſt⸗ 
liche Lehre eindringen. Endlich glaube ich auch, daß ein ſolches 
Geſetz nad) den Erfahrungen für uns nicht wirkfam fein wird. Es 
exiftirt in Deutfchland ein Staat, nämlich der wermarfche, welcher 
die Ehen zwifchen Juden und Chrißen ſchon ſeit vielen Jahren ge⸗ 
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Batietz aber nach meinen Erkundigungen iſt dert noch nicht ein ein⸗ 
iger Hall vorgefommen, daß eine ſolche Ehe wirklich geichlofien 
wäre. Aus allen Gründen erlaube ich mir daher den Antrag zu 
fielen, daß das Gefep, welches die Ehen zwifchen Juden und Chriſten 
geftattet, überhaupt nicht hervorgerufen werben möge. 

son Meſſenbach: Ic) kann mid; alle dem, was gegen die Ehen 
zwiſchen Juden und Chriſten gefagt worben if, vollfommen anſchlie⸗ 
fen. Eo find zum Theil dieſelben Worte gefagt worden, die ich 
habe fagen wollen. Ich möchte daher nur noch dem erſten Redner 
946 Schlefien Einiges antworten. Derfelbe bat naͤmlich angeführt, 
daß ed in der erfien Zeit des Chriſtenthums nicht blos gemilchle 
Ehen zwiſchen Chriſten und Juden, fondern auch zwiſchen Chriſten 
und Heiden gegeben habe, und daß daraus die Kirchenväler ent⸗ 
fproffen wären, deren Lehren heute noch amerfaunt werden. Ich 
glaube doch, daß damals aubere Verhältniſſe geweſen find. Bir 
ſind vie gefchichtlichen Data wicht fo genau befanmt, und ich will 
daher die Möglichkeit einräumen, daß ſolche Ehen ſchon beitanden 
haben, ehe einer oder der andere Theil zum Chriſtenthum überge⸗ 
gungen il. Es ift aber, auch im Anfange nicht ein ſolcher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen biefen beiden Religionen hervorgetreten, wie er heul 
zutage feftfieht. Wir finden es ja im der heiligen Schrift, nab 
weicher ſowohl Juden als Heiden zum Chriſtenthum befebet find, 
daß damals die Anſichten ſich anders geflaltet haben, und ich glaube, 
daß die Folgen einer folden Ehe heutzutage anders find. Wat 
fobaun den zweiten Punkt des Reduers anbetrifft, daß er glanbt, 
dadurch das Chriſtenthum unter ven Juden zu befördern, fo ik dem 
felben ſchon durch die folgenden Redner widerſprochen worden. 
Zu erlaube mir, ebenfalls zu widerſprechen und halte dafär, daß es 
en Irrthum if, wenn man annmimmt, daß durch feldhe Einrichtungen 
die Juden zum Chriſtenthum beiehrt werben fönnen. Sch glaube, 
daß Miles, was wir mit Nupen thun Tönen, nur darin beftch, 
Daß wir uus bemühen, als vechte, echte und wahre Chriſten in bie 
Fußtapfen unſeres Heren und Heilaudes zu treten. Durch dufere 
Einrichtungen loumen wir immer weiter vom Ziele ab. Das iR 
das, was ich neh anführen wollte. 
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Graf von Bahn: Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, über 
biefen Punlt gar nicht zu fprechen, da ich in das Reich der Che 
leider noch micht eingegangen bin; die Debatte ift aber hier auf ein 
- anderes Feld gebracht worden, und ich muß mid; den eben ausge⸗ 
ſprochenen Geſinnungen der beiden Herren vor mir entfchieden wider 
ſetzen. Es ift bier, nach meiner Anficht, das Chriſtenthum zu nie 
brig geftellt, indem immer davon geſprochen worben ift, daß aus ber 
Ehe zwilchen Juden und Ghriften dem Chriftenthum Gefahr er⸗ 
wachen könnte. Ich glaube dagegen, wie mein edler Freund aus 
Schleſien bexeits bemerkt bat, daß die Gefahr nur dem Judenthum 
erwachfen wird. Ich glaube, daß die Ehe feine äußere Einrichtung 
fein wird, um die Juden zu befehren, fondern eine innere, und daß 
namentlich die Liebe, wie mein Freund ganz richtig angedeutet hat, 
fie mehr in ven Scwoß bed. Chriftenthums führen wird, als Dies 
alfe Äußere Einrichtungen, Judenbekehrungen u. ſ. w. bis jeht bes 
wirft haben. Uufere ſchönen und liebenswürdigen Mitchriftinnen 
werben die Juden befier befehren, als alle Vereine und Geſellſchaften. 

(Heiterfeit.). 

Ich glaube, daß dad Vater Linfer, dieſes fchöne Gebet, eben 
von chriſtlichen Müttern in die jübifchen Familien eingebracht wer: 
den wird, und, überzeugt von der Siegedgewißheit der Wahrheit, 
bs ich ver Zuverficht, dag in dieſem inneren Kampfe der Liebe, 
welcher fi) in ber Ehe entwideln wird,. das Chriſtenthum über das 
Judenthum fiegen wird. ‚Deshalb ftimme ich für den Vorſchlag. 

Fürſt zu Kynar: In der Ehe find drei verfchiedene Momente. 
enthalten, 

(Heiterfeit.) 
email das rechtliche, dann das füttlihe und endlich das religiöfe 
Moment. Das rechtliche und fitlliche dürfte durch eine gemifchte Ehe 
zwifchen Juden und Ehriften nicht verlegt werben; Dagegen Fünnte 
dns religiöfe Moment dadurch ald gefährdet erfcheinen, indem man 
annehmen fünnte, daß das chriftlide Familienleben und die Kinder⸗ 
Erziehung in Gefahr fünen. Wenn wir aber den Hauptzwed vor 
Augen behalten, dad Inventhum in unferem Lande immer mehr und, 
mehr verſchwinden zu laſſen, und geſetzlich feſtſtehen ſoll, daß die in 
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einer gemiſchten Ehe erzeugten Kinder jedenfalls zu Chriften erzogen 
werben follen, wenn wir ferner den Wunſch begen, daß die Juden 
fi) immer mehr und mehr — nicht durch weltliche Nüdfichten ge 
leitet, fondern durch edlere Motive veranlaßt — dem Ehriftenthum 
zuwenden follen, fo fönnte gewiß nichts günfliger darauf einwirken, 
als daß man die Ehen zwiſchen Juden und Ehriften freigäbe, und 
dies dürfte auch unter der Bedingung der chriftlichen Kinder - Exie: 
hung ſich als weniger bebenflich darftellen, ja, die orthodoren Chri⸗ 
fen dürften dieſer Maßregel ihren Beifall zollen, weil dadurch fo 
manches von einem Juden abflammende Kind dem Ehriftenthum zu⸗ 
geführt werben würde. 

Wir haben an diefer Stelle oft anerfannt, dag das Grunbprin- 
zip des Chriftenthums die Liebe fei. Die Liebe folgt aber einem 
genetifchen Entwidelungsgange; fie manifeſtirt ſich zuerft im ber Liebe 
des Kindes zu den eltern, von da verbreitet fie ſich zur Familien⸗ 
fiebe, dann werben ihre Kreiſe immer weiter und weiter und um- 
faffen Gott und das Vaterland, und endlich die Menfchheit, die 
höchſte Entwidelungszone der chriftlichen Liebe. 

Wollen wir nun Suden zu diefem Ideale hinführen, fo müfien 
wir ihnen die erfte Sproſſe diefer Himmelsleiter die chriftliche Fa⸗ 
milienliebe, nicht durch ein Gefeg durchaus unzugänglich machen. 

Graf son York: Ich erlaube mir auf die Bemerkung des Herrn 
von Mafſenbach nur ein Hiftorifches Faktum anzuführen, dies 
nämlich, daß die Mutter des heiligen Auguftin einen Heiden gehei- 
rathet hat, der noch dazu ein nicht vorwurfsfreies Leben führte, 
und nicht allein wurde der Sohn durch die Erziehung der Mutter 
zu dem erzogen, was er geworden ift, zu einem Heiligen und Kir, 
henvater, fondern durch den Einfluß, den eine geliebte Frau immer 
auf ihren Gatten ausübt, wurde der Mann im höheren Alter zum 
Ehriftenthume befehrt. Ich könnte dergleichen Beifpiele noch mehrere 
anffhren, ich glaube aber, daß dieſe Autorität hinreichend fein 
wird. Zmeitend muß ich dem verehrten Mitgliede aus Schlefien 
entgegnen, daß mir nicht befannt, daß in dem Water Unfer irgend 
ein Sat ftände, den ein Jude nicht beten Fönnte, und wenn von 
einem fürftlichen Redner ans der Laufig ausgefprochen wurde, das 
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eufie Geundprinzip ber chriftlichen Lehre fei die Liebe, fo glaube Ich, 
daß das Judenthum feineswegs die Liebe ausfchließt; und wenn wir 
daran zurücklammen wollen, fo muß ich bemerfen, daß als Chriſto 
von. einem Juden bie Frage geſtellt wurbe, welches das vornehmſte 
Gebot fei, er antwortete: Liebe Gott und deinen Nächften wie bi 
ſelbſt, in viefen beiden Geboten ift das ganze Geſetz eingefchloflen. 
.  Gtaatd-Minifter Eichhern: ES iſt angegeben worben, daß bes 
Hechfeligen Königs Majekät in Schlefien eine Che zwifchen einem 
Inden und einer Ehriftin genehmigt hätte. 

Graf von Vork: Ich fagte nur, Daß Se. Majeftät der hoch⸗ 
feige König die Ehe, die bereits vollzogen war, habe beſtehen Laflen. 

Staats/Miniſter Eichhern: Dann iſt ed etwas Anderes. Es iR 
ein Jude und eine Chriſtin ehelich verbunden worben, fie haben ein 
autes Leben zufammen geführt, das ift Se. Mafeflät befannt geworden, 
und Se. Majeflät dat Sich vielleicht enthalten, die Berfügung zu 
erlaſſen, daß die Che wieder getrennt werde. Aehnliches würde 
auch jebt geſchehen. Man nehme an, ein franzöfiicher Jude, der 
in Frankreich dine Chriſtin geheirathet, würde in Preuſſen natura⸗ 
let. Sollte man hinterher fein Chebündniß ſtoͤren wollen? Aus 
der bloßen Zulaffung folgt noch nicht, daß die Ehe von Staats 
wegen als eine gültige anerkannt worden ifl. Wenn aber ein preus 
ßiſcher abe in’d Ausland geht, um fidh dort trauen zu laſſen, 
weit bier in Preufien eine ſolche Ehe nicht zuläffig ift, fo würde er, 
wenn er zurüdfommt, zur Unterfuchung gezogen werben, weil er die 
Geſetze umgangen, nm etwas zu Stande zu bringen, wa6 hier nicht 
ſtaithaft ift. 

Graf von York: Sch babe darauf zu entgegnen, daß dies 
Beifpiel nicht ganz zutreffen würde, denn der Mann, der die Chris 
fin geheirnihet hat, war ein in Breslau angefeflener Bürger, hatte 
im Auslande geheirathet, und die Ehe iſt anerfannt worden. 

Staato⸗Miniſter Eichhern: Man hat die Verbindung beftehen 
laſſen, oder faltiſch nicht geftört, das iſt ein großer Unterſchied. 

ı Graf Pisthen: Sch wollte nur noch beinerfen, daß das Bater 
Mufer ein Vermächtniß unferes Erlöfers if, und da bie Juden 
.1X, 29 
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Chrifus nicht anertenuen dürfen, fo dürfen fie auch des Batır * 
fer nicht anerkennen. 

„Seh, Reg.⸗Rath Mhrüner: Bei der Verathung des Gefch- 
Eniwurfs iſt die Frage berühet worden, ob eine Beſtiummug über 
die Zutäfigfeit der Ehe zwiſchen Chriſten und Imben in dad Gefeh 
aufzunehmen. fein möchte. Man bat inbeifen angenommen, daß, ba 
na6 Geſetz lediglich die Verhältuiſſe der Juden orbnen folk, eine 
Vorſchrift, welche überwiegend die Chriften angehen würde, in daſ⸗ 
felbe nicht gehöre, daß außerdem zum Erlaß einer auderweiten, alo 
dex im, allgemeinen Lapdrecht über die Zuläfiigfeit ber Ehen zwifchen 
Chriſten und Nicht⸗ Chriſten enthaltenen Beſtimmung, oder gu einer 
gemeinen geſetzlichen Vorſchrift über: die Ehen zmifgen Inden und 
Chriſten feine ſo dringende Veranlaſſung vorliege, um deren Graf 
ſoſort beſonders vorzubereiten. 

Es wird hierbei daran erinnert werben höͤmnen, daß Ehen zwi⸗ 
ſchen Juden uud Chriſten überhaupt ſelten vorfommen, wie die rs 
fabrung auch in Frankreich, wo dergleichen Ehen geſtiſtet ſind er⸗ 
giebt, wie denn nad) ſicheren darüber eingegangenen Erkundigungen, 
z. B. in den Deutſchland zumaͤchſt belegenen franzüſtſchen Landesthei⸗ 
len am Oberrhein, noch fein Fall einer derartigen Ehe bekannt ger 
worden iſt. Died wird erklaͤrlich, weil nach jübifchen Lehr⸗Begriffen 
die Zuläfiigfeit der Ehen zwifchen Juden und Chriſten, melde viel 
fach entſchieden verneint worden, mindeſtens für. zweifelhaft erachtet 
werden muß. 

‚Aandtags -Marſchall: Die Frage iſt zu richten anf den Ans 
trag der Abtheilung. 

Graf von York: Dies fcheint wir nicht :auf die Frage zu ge 
ben, die hier verhandelt worden, wämtich inwieweit die Ehe. suläf 
fg. fei oder nicht, ſondern much dem, was von bem Herrn Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſar erörtert worben tft, fcheint es darauf herauszu⸗ 
fomwen, daß es nicht nöthig fei, über biefen Punkt etwas in bas 
Geſetz aufzunehmen. Daß ein beftimmtes Gefeg nothwendig fei, hat 
Die Majorität erkannt und hat es für um fo dringlicher ‚ewachtet, 
weil in neuerer Zeit Fälle der Art vorgefommen finb and man eia 
beftimmted Geſetz in der Hand haben muß, um etwa vorkommende 
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unangenehme Streitigkeiten und Rechts - Tinficherheiten zu vermeiden; 
bie Beſtimmungen des Landrechto find aber fo allgemein, daß fie 
leicht der verfehiebenfien, entgegengefeßteften Audlegung . unterliegen 
Sum. 

Aadiag⸗· Morſcal Die Berhanblangen in der Abtheilung 
welche das Reſultat gehabt haben, daß eine Gleichheit der Stim⸗ 
men, drei gegen drei, vorhanden war, geben zu folgender Trage 
Beranlaffungs Will die Verſammlung ſich für die Zuläffigfeit der 
Ehe zwiſchen Juden umd Ehriften unter der Bedingung erklären, daß 
die in derſelben erzeugten Kinder in der Konfeſſion des Greifen 
Ehegatten erzogen werben? 

Graf Siethen: Ich erlaube mir die Bitte, vie Frage dehin ſtel⸗ 
den zu woilen, ob bie Ehe zwiſchen Jaden und Chriſten überhaupt 
auläflig feit 

. Sandtegs Moeiſqel: Die Abtheilung hat ſich allerdings dahi⸗ 
ausgefprodhen, daß, wenn die Berfammlung ſich für die Zuläfiig- 
keit dieſer Chen erflären folte, dann gleichzeitig der Zuſatz zu be- 
fürworien fei, beiten idy erwähnt habe. Wünfcht man aber, Daß 
Die Frage in zwei Theile getbeilt werde, fo habe ich nichts Dagegen, 

Graf Siethen: Erfi muß die Hauptfrage erfolgen, und daun 

fann erft über den Zuſatz abgeftimmt werden, da wahrfcheinlich Die 
Majorität: dafiir ſein wird, daß dieſe Ehen überhaupt nicht zu: 
laſſig ſind. 
Graf Acine⸗ vare· Ich muß bemerken, daß die Abtheilung 
in getrennter Auſicht über vie Zulaſſtgkeit oder Nichtzuläſſigkeit der 
Ehe zwifchen Juden und Chriſten geweſen ift, und ich wollte mir 
Die Bitte erlauben, daß diefe Frage vun der Berfammiung entfchier 
ben werde. Iſt diefe entſchieden, fo wird die zweite geftellt werden 
fönnen, ob die Kinder im Ehriftenthume erzogen werben follen oder 
nicht; wird die erſte Frage verneint, fo fällt Die zweite fort. 

Sandtags- Maria: Die Frage würde dann heißen: Will fidy 
die Verfantekung für die Zuläfligfeit der Ehen zwiſchen Chriften 
amd Juden erklären? J 

Graf York: Die Abtheilung war der Anfiht, daß es gm 
yoäre, wenn ein. Geſetz darüber ſpräche, und es handelt fi alſo 

29 * 
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darum, ob die Kurie der Anſicht iſt, daß Se. Majeſtät allerunter⸗ 
thänigſt gebeten werben ſoll, ein Geſet zu erlaſſen, was ſich hier⸗ 
über ganz beſtimmt ausfpräche? 

Sandtags- Marſchall: Das Entgegengefehte liegt in der Bera- 
thung. Insbeſondere hat das geehrte Mitglied für das Domfapitel 
von Naumburg feinen Antrag dabin geſtellt, daß ein ſolches Geſet 
nicht provoziert werden möge. Wenn num der Antrag geſtellt wird, 
Daß es provoziert werden möge, fo iſt es am paflenbften, daß bie 
Berfammlung nur eine Erflärung über ihre Anficht von der Zuläf- 
 figfeit diefer Ehen abgebe, und zu biefer Erflätung iſt in der ge 
ftellten Frage die Gelegenheit gegeben. 

Herzog von Croy: Ich habe bemerft, daß es mir wünſchens⸗ 
werth erfcheint, eine gefebliche Beftimmung zu erbitten, damit, wenn 
wirklich Ehen im Auslande zwifchen Juden und Ehriften Rattfänden 
und dieſe hernach zurüdtämen, die Prozeſſe, die hierüber bei einer 
zweifelhaften Geſetzgebung entſtehen könnten, vermieden wuͤrden. 

Jandtags -Marſchall: Die Frage, wie ich fie geftellt habe, 
geht aus dem Antrage der Abtheilung hervor, und es fcheint dem 
nichts entgegenzuftehen, daß die erfle Trage dahin geflellt werbe: 
Will ſich die Berfammlung für die Zufdffigfeit der Ehen zwiſchen 
Juden und Ehriften erflären? 

Se. Königl. Hoheit der Prinz son Preuſſen: Wenn diefe Frage 
verneint wird, dann ift Alles abgethan; wird fie aber bejaht, fo 
fragt es fih: Soll ein Geſetz erlaffen werben, welches ausſpricht, 
daß eine foldye Ehe, wenn fie dennoch geichloflen wäse, nichtig wäre, 
und ob bie Ehe überhaupt zugelaffen wird? ſodann kommt die Frage 
über die Kinder » Erziehung. Dies find brei ganz verfchienene Punkte 

Graf Pohrn: Die Abtheilung fcheint mir unter jeder Bebin- 
gung auf ein Geſetß anzuiragen ; dies if unzweifelhaft. 

Fürft Wilhelm Wedsiwil: Ich finde mic) verpflichtet, einfach zu 
erflären, daß ich die Nothwendigkeit der Zuläffigfeit dieſer Ehen aus 
befonderen Rüdfichten nicht anerfenne, und baß fie nach den Dog⸗ 
men ber Kirche, der ich angehöre, geradezu unmoͤglich find, fein 
Katholik alfo dafür ſtimmen kann. 

Graf sen Picthen: Das Beduͤrfniß der Frage: ob ein ſolches 
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Geſetz nochwendig if oder nicht? ‚hängt ja lediglich vom Ausfall. der 
Abſtimmung ab. Faͤllt fie gegen ven Wunfh aus, fo "fällt vie 
Trage ganz und gar weg. Ich fehe nicht ein, wie überhaupt eine 
andere Frage zuerſt geftellt werben fann, als bie: ob eine ſolche 
Ehe Rattfinden Tönue ober nicht? 

Referent Graf non Itzenplitz: Ich habe nicht vorgreifen wol⸗ 
ken; da aber die Anſichten über die Frageſtellung amseinanderzuges 
ben fcheinen, fo erlaube ich mir, daran zu erinnern, baß in ber 
Kegel mit dem Antrage der Majvrität der Abtheilung angefangen 
wird. Eine Majorität ift in der Abtheilung darüber vorhanden ge« 
weien, daß eine fefle Beſimmung hierüber in das Geſetz aufgenom⸗ 
men werben möge. Gie trägt darauf an, daß durch biefes Gefetz 
feßgeftellt werde, ob dieſe Ehen zuläffig feien oder nicht. Da «8 
von mehreren Seiten gewünfdt wird, fo wird wohl nichts entge⸗ 
gen ſtehen, daß mit der Frage begonnen werbe: foll Died Geſetz eis 
was über Shen zwifchen Juden und Chriſten enthalten? 

Graf von Hiethen: Wenn die Frage, wie fie der Herr Refes 
tent vorgetragen hat, zur Abſtimmung kommt, fo liegt in ihrer Bes 
jahung vie beflimmungsweife Annahme, daß überhaupt eine Che 
zwifchen Juden und Ghriften flattfinden könne. Ich glaube, daß, 
wenn die Abflimmung wit großer Majorität fid) dahin ausbrüdt, 
daß Feine ſolche Ehe zuläflig if, daß dann die zweite Frage nicht 
nothwendig iſt. 

Herzog von Crey: Wenn nun dad Geſetz zweifelhaft iſt, was 
ſoll dann werden? Wenn das Gefeb nicht vollfommen deutlich iſt, 
fo werden manche Ehen in Frankreich gefchloflen werben, und dann 
koͤnnen eine Menge Prozefie daraus entitehen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Das find eben bie Gründe, 
weshalb die Abtheilung in ihrer Majorität mit 5 gegen 2 Stimmen 
entichieden hat, daß das Geſetz eine Beitimmung hierüber erhalten 
folle. Daß dadurch dem weitern Votum vorgegriffen wärbe, das 
kann ich auf Feine Weite zugeftehen. Denn je nachdem geantwortet 
wird, es folle über den vorliegenden Gegenftand ein Paragraph in 
dieſes Geſetz eingefchaltet werden, ift damit durchaus noch nicht ge- 
fügt, was biefer Paragraph enthalten fol, und ob eine ſolche Ehe 
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nichtig oder Fitarfe ſein fol. Darüber wird noͤrhigenfalls erſt eine 
weitere Frage entſcheiden. 

Staato⸗Miniſter Eichhorn: Vielleicht kann ich dazu beitragen, 
in Beziehung der Frageſtellung die Zweifel zu Ioſen. Die Regle⸗ 
rung iſt Davon ausgegangen, daß in dieſem Geſehe die Frage über 
die Zulaſſigkeit der Ehe zwiſchen Juden und Chriſten nicht au ent⸗ 
ſcheiden ſei. Ohne irgend eine Andeutung oder Vorbereitung über 
ein desfalls anzunehmendes Prinzip iſt dee Geſetz-Entwurf an den 
Vereinigten Landtag gelangt. Wenn vie hohe Verkuitmlung ſich ver- 
einigen wollte, nicht nur, daß in dieſes Gefeg überhaupt eine Be⸗ 
fimmung aufhenommen, fonbern auch, daß diefe fo oder fo lauten 
fohte, fo würde dieſelbe in einer wichtigen Materie, vie von der 
Neglerung gar nicht vorbereitet und worin -eben fo wenig der Bei: 
tath des Vereinigten Landtags von ihm erforbert worden, einen Be⸗ 
ſchluß fafien. 

Wenngleich von mehreren Selten die Rothivenbigfelt einer bes 
fonvdern gefedlichen Entfcheidung über vie Zuläſſigkeit' der Che zwi: 
fhen Juden nnd Chriften behauptet wird, weil die Fraͤge in der 
Praris zweifelhaft geworben fei, nicht minder auch dieſe Entſcheidung 
für die Zulaſſung der Civil⸗Ehe gewünſcht wird, fo hat Die König: 
liche Regierung do noch Feine beflimmte Anſicht darüber gefaßt. 
Sie hät wie Frage von großer Wichtigkeit, weil fle Hef in die Prin⸗ 
zipien des Eherechts eingreift, dabei auch nicht blos bürgerliche, fen: 
bern auch religidfe und Kirchliche Momente beruckſichtigt werben muͤſ⸗ 
fen. Die verehrliche Abtheilung läßt ſelbſt das kirchliche Gebiet bei 
ihrem Vorſchlage nicht unberührt, indem fie die Civil-⸗Ehe zwiſchen 
Juden und Ehriften nur unter der Bedingung zulaffen will, daß die 
Kinder aus der Ehe chriſtlich erzogen werben. Es ſtellt ſich ſonach 
die verehrliche Abtheilung ſelbſt neben dem bürgerlichen Standpunlte 
zugleich auf einen lirchlichen. 

Aandtage ·Marſchall: Ich erlkaͤre mich nach den Erlduterungen, 
die vom Herrn Referenten ausgegangen find, dahin, daß es zweit; 
mäßig iſt, Die erfie Frage dahin zu ſtellen: 

IR vie Berfammiang ver Anftht, daß eine Beſthammg über die Bwiäfßgkit 
+ der The gwiſchen Juden und Chriſten in das Befep aufgenommen. merbe?” 1 


Kürft Sihuemehy:: - Ich muß mich mis vieſet Heilig rinver⸗ 
Aunven eritären, namentlich mit Bezug auf bas, was vom Kern 
KultundMinifter erklärt werben if. Durch diefe Debatte beplaciet 
ſich, nach meiner Anſicht, die hohe Verſammlung. Sie geht hier 
gleich ſam von einen: besathenden politifchen Verſammumg über qu 
einem: Manzil. Ich. glaube nicht, daß wir bier theologiſche Fragen 
zu :eröetern haben. Namentlich ift eö für keinen meiner fatholiſches 
Mitftänve zutäffig, hierüber ein Votum abzugeben. Es darf Nie 
mand von uns darüber abitimmen, ob fid) Juden mit Chrikten ver- 
ehelichen dürfen. Dies können wir Kutholifen nicht thun, wril wir 
uns nicht über unjere Kirche flellen dürfen. Ich kann nur. vamit 
übereinflisimen, daß wir. von dem theologiſchen Etanbpunfte aufiiden 
unſerer Stellung angeniefenen zurückkommen, und hoffentlich werben 
Alle entſcheiden, daß wir eine ſolche Beſtimmung nicht w fehlen 
haben. 

—Graf York: Ich möchte mir erlanben, dagegen anzuführen, 
daß nach dem neuen Geſetze, wonach die Civil-Ehe in dem preußi⸗ 
ſchen Staate eingeführt if, e8 mir befonders dringlich erfcheint, und 
ich. muß geflchen, ‚daß es mid) überrafcht hat, aus der Rede des 
Heren Kultus-Minifters zu entnehmen, daß die Regierung dies nicht 
genau ind Auge gefaßt habe. Ich bitte, mir die Frage zu beant: 
worten, ob, wenn die Civil⸗Ehe eingeführt iff, der Richter berech⸗ 
tigt und verpflichtet if, nachzuforſchen, welcher Religion die Berlob- 
den: angehören? Ich glambe, dies fteht dem Richter micht zu; und 
eben weil der Richter micht dazu befugt ift, Tann die Ehe zwiſchen 
Juden und Ehriften um fo leichter vollzogen werden und die Ge— 
ſellſchaft in große Verwirrung bringen. Es iſt dies ein Grund 
geweſen, warum ich gewünfcht habe, daß eine geſetzliche Beſtimmung 
barüber ausgeſprochen werde. 

Graf von Aandeberg: Soll mir nicht bie Bemerkung eslaubt 
fein, daß meiner Anficht nad) diefe Frage nicht hierher zur Erörte: 
rung gehört, weil fie von dem Goupernement nicht vorbereitet iſt 
Es würde dieſer Gegenſtand wenigſtens nur im Wege der Vetyion 
cheaatragi werden können. Diss iſt aber nicht geſchehen, u und Ale AR 
die ganze: Frage wicht zubäflig. 
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Aandiage · Marſche: Es muß bemerkt werden, daß ſowohl 
die Abtheilung, als auch die gepflogene Bernthung Veranlaffung zu 
der geſtellten Frage gegeben hat, daß überhaupt der Gegenſtand voll; 
fländig berathen worden ift und zum Theil ausführlidyer hätte bes 
tatben werben fönnen, wenn mau dies für erforderlic, gehalten hätte. 
Und da gerade die Majvrität der Abtheilung ſich dafür ausſpricht, 
daß wenigftend die Berfammlung fich dahin erfiäre, ob fe bie Auf- 
nahme einer derartigen Beftimmung in das Gefeh wünfcht ober nicht, 
fo fcheint es vollflommen am Plage, daß die Frage fo geftellt werke, 
wie fle geftellt worden iſt. 

Fürſt son Sihnswshg: Ich erlaube mir die Bitte, tie Frage 
nochmals vorlefen laſſen und ungweideutig flellen zu wollen. 

Sanbtags- Marſchall: Ich bin im Begriff, die Disfuffion über 
die Frageftellung für gefchlofiew zu erklären und dann die Frage zu 
fielen. Die Frage lautet: 

„IR die Derfammlung der Anficht, daß in das Geſetz eine Befimermg über 
die Zuläffigkeit der Shen zwiſchen Chriſten und Juden aufzunehmen ſei?“ 

Diejenigen, welche dieſe Frage bejahen, würden dies durch Aufs 
fiehen zu erfennen geben. 

Die Frage ift gegen 19 Stimmen verneint worden. Wir 
fommen nun zum nächften Abfchnitt. 

Referent Graf von Stzenplitz (lie vor): 


„$ 41. 

Ansländifche Ikpinnen erlangen duch bie Berheirathung weit inläubifiken 
Juben die echte, welche das gegenwärtige Eefeg giebt, jedoch nur anf vorgan⸗ 
gigen Rachweis darüber, daß die Verheirathung bieffeitiger Judinnen mit Juden 
des betreffenden Auslaudes dort ebenfalls gefehlich zugelaffen iR. Bis dahin if 
die Trauung unterfagt. Die ausnahmeweife Geftattung des Aufenthalts im Ins 
lande vor Führung dieſes Nachweifes hängt von ber Genehmigung des Minifer 
des Innern ab. 

Die Trauung eines anslänbiichen Juden mit einer Suländerin darf nur dann 
erfolgen, wenn neben ben durch die beſtehenden Geſetze bereits vorgefchriebenen 
Erforderniſſen auch noch zuvor ein gehörig beglanbigtes AtteR der Orts⸗Obrig⸗ 
keit feiner Heimath beigebracht und der Polizei-Obrigkeit des Mohnorts der ins 
ländifchen Jüdin vorgelegt worden, nach welchem es ihn, feinen Landesgeſetzen 
zufolge, erlaubt if, eine gültige The mit der namentlich zu bezeichnenden Brent 
In viefieitigen Landen zw fchliegen, fo daß bei feiner Rüchkehr in vie: cheimath 
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der dortigen Mitaufnahme feiner Ghefren und ber in der Ehe uiwe disengten 
Kinder nichts im Wege flecht. 

Dex Jude, welcher, diefen Vorfchriften entgegen, eine Trauung zwifchen einer 
fremden Jüdin und einem inländiſchen Auden oder zwifchen einem ausländiſchen 
Juden und einer inländifchen Jüdin vollzieht, verfällt in bie $. 46 angevrobete 
Gteefe.“ 

$. Al des Gutachtens. 

Der 5. Al wird nach ber eiufimmigen Anflcht der Abiheilung ganz weg⸗ 
fallen können. Dex erfle Abfchuitt defielben, weil nicht befannt geworben, bef 
fihon von anderen Staaten die Regiprozität verweigert worben fei. Goflte ex 
einmal vorfommen, fo fann bei Chriſten wie bei Juden eine zeitweife axcep⸗ 
tionelle Maßregel nöthig werben, ohne daß veshalb eine Beimmung im Ger 
feg erforderlich wire, welche ohne Zweiſel die Juden ohne Noth beläftigen 
wärbe. 

Der zweite Abſchnitt wird aber buch den Juhalt des allgemeinen Gefekes 
vom 28, Aprit 1841 entbehrlich, und einer befonderen Beflimmung wegen der 
Juden bedarf es nicht. 

Graf von Siethen: Ich bebaure unendlich, die Aufmerkſamkeit 
ver hohen Kurie abermals in Anſpruch nehmen zu müſſen; aber ich 
will mich fo kurz als nur irgend möglich faſſen. Ich habe mich 
glei) von vornherein dafür ausgefprochen, daß den Juden wo mög» 
lich gleiche bürgerliche Rechte mit den Ehriften zugefichert würden, 
und der betreffende Paragraph ift auch angenommen worden; wird 
aber der vorliegende Paragraph fo angenommen, wie er durch den 
Geſetz⸗ Entwurf gegeben ift, fo wirbe darin wieber eine fehr weſent⸗ 
liche Beinträchtigung für die Juden liegen. 

Es ift von feinem Ehriften verlangt, daß er nur aus den Län 
dern eine Ehrifiin. heirathen dürfe, wohin auch die Ehriften heirathen 
föunen. Wenn man nun für die Juden eine foldye Beſtiumung 
treffen wollte, fo finde ich darin nad) meiner Anficht, daß für bie 
Juden eine Beeinträchtigung dadurch hervorgerufen werben würde, 
die eine große Ungerechtigkeit mit ſich führt. 

andtags -Marſchall: Sie find alfo für den Antrag der Ab⸗ 
theilung ? 

Graf von Piethen: Da bitte ich taufend Mal um Entſchuldi⸗ 
gung, daß ich den Antrag überhört habe. 

Sandisgs- Mahal: Wenn weiter feine Bemerkung erfolgt, 
fo # der Antrag der Abtheilung angenommen. 





Referent Sraf son Ztizenplitz (Heft wor): 
„$. A. 

Zur Nieverteffung ansländifcger Juden dedarf es vor Ertheilung ber Rats 
reſtſations⸗ Urfurde der Genehmigung bes Riniſters des Innern. 

MAnstanvifche Juden dürfen ohne eine gleiche Genehmigung weder als Hab: 
biner und Synagogen⸗Beamte, noch als Gewerbs⸗Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge 
oder Dienfibeten angenommen werben. Die Neberſchreitung dieſes Verbots zieht 
degen die beitefenden Inländer und den fremden Yuben, gegen Lotzteren, fofern 
ve Ach bereits Länger, als 6 Wochen in den diefleitigen Staaten aufgehalten hat 
eine fisfalifge Geldſtrafe von 20 bis 300 Rihlrn. oder verhältuipmäßige Ge⸗ 
füngnißfirafe nach ſich. 

Breempen Juden iſt der Eintritk in dae Band zur Durchreiſe und zum Bes 
teieb erlankter Hanvelsgefdäfte nach räherem Inhalt der darüber beſteheuden 
polizeilichen Borfchriften geftattet. Im Betreff der Handiwerfögefellen bewenbet 
«6 jedoch bei ten Beſtimmungen der Ordre vom 14. Dftober 1838 (Geſetzſamml. 
®. 803) und den mit auswärtigen Staaten befonvers geſchloſſenen Berträgen.” 

Die Abtheilung fagt: 

Der 5. 423 if ohne Bedenlen der Abtheilung wohl anunchmen. 6 
dürfte aber befier fein, den Inhalt des darin allegirten ganz furzen Geſetzes 
in den Tert anizunchmen, damit das Madjfchlagen erſpart werde. Die Abs 
teilung beantragte dies einkimmig. 

Es ift nämlidy das hier allegirte Geſetz ein ganz kurzes, 
welchen die Beitimmung fteht, daß ausländifche —— 
hier arbeiten dürfen. Wan braucht alſo dieſes nur in das Geſetz 
aufzunehmen, um das Nachſchlagen zu erſparen. 

(E8 wird gegen biefen Paragraphen feine Bemerkung gemacht und 
er ift deshalb ald angenommen zu betrachten.) _ 


us 43. 

Die über die Schufpverhältniffe einzelner jüdifher Korporationen ergangenen 
Borfchriften und befonders getroffenen Anorbnungen bleiben bis zur Tilgung bier 
fee Schulden in Kraft. Leber die Aufhebung und Abldfung der moch befiefen 
deu perfönlicgen Abgaben und Leilungen ber Juden au Kimmereien, Grundher⸗ 
ven, Inſtitute ꝛc., bei denen es zur Zeit fein Bewenden behält, wird meitere Der 
ſtimmung vorbehalten.‘ 

Bei diefem Paragraphen werde ich mir erlauben müffen, bie 
Motive vorzulefen; infofern es Jemand nachzuſchlagen beliebt, Seite 
48 der Dentfchrift ad 6. 43 (Vergl. Bd. VIN. ©. 75.) 

„Der in diefem Baragraphen gemachte Vorbehalt ift erforderlich , bamit 

nicht durch die Beſtimmungen der 85. 1 und 60 hiejenigen Anordnungen ale 
aufgehoben angefehes wessen, welche hirfichtlich dinzeluer Andenſchufen heſt⸗ 


Gen, wie namentlich ia Betreif der Iutch bes ehemaligen, Bhrftenihuius er 

verboyn der Ball iſt, melde in Bezug auf bie aus älterer Zeit. herrührenden 

Schulten als cin noch fortvaueruder forporativer Verband betrachtet werden, 

deren Schuldentilgung erfl neuerlich durch ein Allerhöchſt genehmigtes Regulas 
tiv geordnet if. 

Was dagegen Die fonfl' noch beſtehenden Yerfäntihen AWgaben mb Mr 
Rungen der Jaden betrifft, ſo beſtimmi $. 14 des Edifie vom Jahre 149% 
daß inlänhifche Juden. mit befonderen Abgaken nicht beſchwert werben. dürfen. 

Nach den Berichten der Provinzial: Behörden ſollen dergleichen perſoͤnliche 
Abgaben an Grund⸗Herrſchaften sc. nur an zwei Orten zu entrichten fein. "Im 
Laufe der Verhandlungen iſt es jedoch zweifelhaft geworden, ob dies nicht an 
noch mehreren Orten flattfindet. Es fchiweßen Hieruber andy Geörieruugen, ib 
die Erwägung über. .eine etwaige Ablöfung: bleibt vorbeholten. 

Die Gteihflellungen mit den übrigen Mnterthanen ($. 3) ehne Vorbehalt 
in Betreff der etwa an den Fisfus zu entrichtenben Abgaben ‚hebt ſolche, wo 
fie beſtehen, für die Juden auf.“ 

Die Abteilung fagt hierzu: a 

Der erſte Sag des $. 43 wird unbedingt zur Annahme empfohlen. Fück⸗ 
ſichtlich des zmeiten Abſudes wiricht vie Abtheilung einſtimmig, dag die Ihe 
nahme deſſelben mr mit der Maßtzabe beliebt werden möge, dab die Allösr 
barfeit ſolcher Abgaben gleich in dieſem Geſetz ausgeſprochen umb chen ſo bes 
merft werde, daß die etwa noch an den Staat zu entrichtenden derartigen Ab⸗ 
gaben ohne Entſchaͤdigung wegfallen. 

Dieſe Anträge rechtfertigen ſich aus den dem Gefeß beigefügten Motiven 
vollſtaͤndig. 

Es iſt der Wunſch und Wille des Geſetzgebers, dieſe Abgaben 
wegzuſchaffen und es entſpricht überhaupt den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des preußiſchen Staats, daß dergleichen Abgaben abgelöſt wer⸗ 
ven können. Sie beſtehen nur in ſehr wenigen Orten; mar hat jes 
Boch nicht ermitteln Tünmen, wo? inmal hat man dem Beredhtigs 
ten fein Recht vorbehalten wollen; es dürfte jedoch nichts entgegen: 
ftehen, die Ablösbarfeit diefer Abgaben gleich mit durch dieſes Ge⸗ 
fe zu beftimmen, und es wäre wünfchenswerth, im Geſetz beftinmt 

zu fagen: Infofern der Berechtigte der Königliche Fiskus it, follen 

Diefe Abgaben ohne Entſchaͤdigung wegfallen, wie dies in den Mo⸗ 

tiven gefagt iſt. 

Sandtags- Marfhall: Wenn feine Bemerkung erfolgt, fo ift 
dem Antrage der Abtheilung beigeftimmt. 

Sefretaiv von Arsfigk: Ehe wir zu dem zweiten Abſchu 





übergehen, erlaube ich mir noch eine allgemeine Bemerkung über den 
erften. Ich vermifle in dem Gefeg-Entwurf eine hauptfächlidhe Be: 
flimmung, die zwar in dem zweiten Abfchnitt enthalten ift, aber bort 
nur für die Juden im Großherzogthum Pofen und nicht für bie in 
den übrigen Provinzen gilt, nämlich in welcher Art und Weiſe bei 
den Inden die Civiiſtands⸗Regiſter geführt werden folten. 

Referent Graf son Itzenyplitz: Auf den zweiten Abſchnitt fol⸗ 
gen noch hinter 8. 59 allgemeine Beſtimmungen. 

Sekretair von Kroſigk: Die habe ich wohl geſehen, fie haben 
aber nur Bezug anf Abſchnitt 2. 

Referent Graf von Rtzeuptitz: Alsdann möchte das Monitum 
darauf hinauslaufen, was aber nur Faſſungsſache fein würde, daß 
nämlih vor $. 59, wo fteht „allgemeine Beſtimmungen“, eine große 
römifche III gejeßt werde, um außer Zweifel zu fegen, daß die all 
gemeinen Beftimmungen fi) auf den exften und zweiten Abſchnin 
beziehen. Die Abrheilung hat es fo angenommen, und ich glaube, 
auch der Gefehgeber wird ed fo gemeint haben; vie Abtheilung hat 
audy ihre Anficht über die Fünftige Faſſung der Givilftandsregifter 
in dem Gutachten über $. 59 ausgefprocdhen. 

Der 6. 44 des Geleh: Entwurfs lautet: 


„$. 44. 


Die Borfchriften des Abſchnitts I. 39. 2 bie 14 wegen Bildung von Juden: 
ſchafſten finden auf das Großherzogthum Pofen, woſelbſt den Juden bereits Kor: 
porationerechte gefeßlich beigelegt And, mit folgender Maßgabe Anwendung: 

I) Die Begierungen find ermächtigt, Ortfchaften, welche bisher zu feiner 
befimmten Judenſchaſt gehört haben, nach wäherer Borkchrift des $. 3 
einer folcyen einzuverleiben. 

2) Die nah 88. 5 bie 7 der Verordnung vom 1. Juni 1833 eingefchle 
Berwaltungs:Behörbe bildet den Vorſtand der Jubenſchaft. 

3) Zur Aufnahme von Schulden, zur Anfteflung von Prozeſſen und zur Ab⸗ 
‚fchlteßung von Bergleichen über Gerechtſame der Korporationen ober über 
die Subſtanz des DBermögens der Judenſchaft, wie zur Aufftellung bed 
Berwaltungs: Etats und zu anferetatsmäßigen Ausgaben, iſt die euch 
migung ber Regierung erforderlich.“ 


Referent Graf ven Itaenplitz (verlieft ſodann das Gutachten 
Run); 


Zweiter Abſchruitt. 
: Bean hierdurch die allgemeine Geſetzgebang rudfichtlidg ber Juden ers 
örtert fein dürfte, fo bleibt im 
zweiten Abfchnitt des Befepes nur noch von den befonderen BeRimmangen 
zu handeln, welche für die Juden im Sroßherzogthum Poſen noch beibehalten 
werben möüflen. 

Im Großherzogthum Bofen beftchen feit dem Jahre 1833 organifirte jin 
diſche Korporationen, weldye für die Kultus Angelegenheiten forgen, eigene oͤffent⸗ 
lie und von der Regierung beauffichtigte Slementarfchnien infpiziven und außer⸗ 
dem auch für die Berzinfung nnd Tilgung der erheblichen Schulden der po⸗ 
fenfchen Judenſchaften zu forgen haben. Diefe rühren fa alle (zuſammen 
300,000 Rtöl.) aus der früheren polnifchen Zeit her, und die Gläubiger der 
Amwenſchaftoſchulden find größtentheils chriftliche Kicchen und Schulen. Die pos 
fenfchen Jubens Korporationen Iänen nicht davon befreit werden, die Abwickelung 
diefer Derpflichtangen zu beſorgen. 

Außerdem befteht im Bofenfchen, nach dem Gefeh von 1833, der Unterſchieb 
zwifchen naturalifirten und nit naturalifirten Suben, von weldem 
fhon im Singange geredet worben if. 

Die Abtheilung hat uuu zumächhi erwogen, ob viefer Unterſchied noch bei 
aubehalten fei? Es ift dabei zu beachten, daß die große Zahl nicht naturalis 
firter Iuden (von ungefähr 80,000 wurden bisher 18,000 naturaliſirt) meiſt 
ohne Dermögen iſt und in früherer Zeit in fo gebrüdten und traurigen Verhält⸗ 
niffen lebte, daß auch die dürftigfte Bolksbildbung und Erziehung nicht Ratifand. 
Benn an nun feit dem Jahre 1833 für Schulen geforgt, Gerechtigkeit and 
gegen dieſe Klaſſe gehandhabt und auf die Regelmug ihrer Lebens⸗ und Erwerbs⸗ 
Berhaͤltniſſe hingewirkt worden ift und fi auch einiger Erfolg dabei gewiß ger 
zeigt hat, jo liegt es doch in der Natur der Dinge, daß dieſe früßer iu ber 
That ungludliche Vollsklaſſe in der Furzen Zeit feit 1833 noch nicht nmgeflals 
tet ud daher befähigt fein fann, dieſelben Rechte auszuinben, welche wies Geſet 
den Inden im Allgemeinen zugefleht. — Die Stände des Großherzogthums 
VPoſen haben im Jahre 1845 eine rege Teilnahme für Die Berhäliniffe der Zus 
ben an den Tag gelegt (Heft L D. pag. 19), aber doch nicht befimmt den 
Wunſch ausgefprochen, Daß der Unterfchieb der Naturalifation durchweg aufgehes 
ben werben folte. 

Die Abtheilung IR daher einſtimmig ber Anficht geweien, daß es für 
jept noch, 

fowehl wegen der Korporatione⸗Schulden, als wegen der Richtnaturalifirten, 
befouderer gefeplicher Beftimmungen für die Inden des Großherzogthums Pofen 
bedarf, fie ift aber auch der Anficht geweien, daß, 
1) abgefehen von den Korporations«Derpflihtungen, kein Grund vorliege, 
die Raturalifirten anders zu behandeln, als die Juden in den übrigen 
Grorinzen ver Monarchie, fonbern daß fie dieſen gleichzufellen And, und 
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3) daß es wüunfcenswerth: ik, die Arge ur Naturalifation zu vermehren 
aud.zu erleidgtern, damit es den bisher Nicht naturaliſrien bei gutem 
Berhalten möglich werde, auch die vollen Rechte der preußifchen Indes 
zu erhalten. 

Boa riefen Geſichtepunkten ausgehend, Hat die Ybtbeilung die Beragrapken 
des zweiten Abſchnitts geprüft und glaubt, daß biefelben vereinfacht werden 
(ünnen. 

Der Eingang des $. 44 dürfte hiernach nach der einftimmigen Asſicht ber 

Abtheilung dahin zu faflen fein: 

„Die Borſchriften deo Abſchnitts I. F. 2— 14 (megen Bildung der Synagogen 

Bereine) enden auf das Großherzogthum Bofen mit folgenten Maaßgabes 

Anwendung: 
nl) Die im Großferzogtium Vohen bereits hefichenden fübifihen Aene 
e rationen bezichen ſich in Buluaft zunähf nur auf die Aultuss und 
Edjulverhältniffe der Juden; bleiben jedoch verpflichtet, igre Korper 
rations⸗ Berpfligtungen, nad ten bisher hierüber ergangenen 
Befimmungen zu erfüllen unb abzuwideln. 
2) Die Regierungen find ermächtigt 30.’ 

fo 'wie ver Patagraph übrigens im Geſey⸗Catwurf angegeben if. Rus wirb auch 

her flatt: „Judenſchaſt“ überall: „SynagogensBerein‘ zu fagen fein, 
Mit diefer Maapgabe wird die Annahme dieſes Paragraphen beantragt. 


Aandtags-Marſchall: Wenu Feine Bemerfung erfolgt, it dem 
Antrag der Abtheilung beigeitimmt. 

Freiherr von Maſſendach: Ich wollte noch einige aligemeine 
Bemerfungen hinzufügen, wenn mir das Wort dazu geftattet wird, 
jedoch nicht in Bezug auf den 8. 44. 

Sandtags- Sllarfhell: inter Dielen Umftänden if der $. 44 
angenommen, und Herr von Maffenbad) hat das Wort. 

von Maſſenbach: Es ift neulich geäußert worden, ein Haupt 
Grund, den Juden mehr Rechte einzuräumen, fei, daß man fie durch 
den -Drud immer mehr in ihren Vorurtheilen befeftige, und, wenn 
man ihnen mehr freiheit eiuräumte, fo würbe man fie dadurch dem 
ChriftentHume näher bringen. Ich muß fagen, ich weiß mid, vond 
mim mit dem Vorurtheil gemeint hat, wenn man aber Darunter ben 
altteftamentarifchen Glauben meint, fo würde ich biefen Brad für 
einen Vortheil halten, denn ich halte es für vortheilhaft, wenn fie 
ihren altteftamentarifchen Glauben bewahren, und ich glaube auf 
nidgt, daß fle durch Die Freiheit Dem Chriſtenthume näher gebracht 
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werden, weil fie dann nicht nur die ſie beſchraͤnkenden Geſetze um: 
werfen, ſondern auch nicht mehr an die göttlichen Verheißungen hal⸗ 
ten werden, und das iſt eine traurige Sache, denn dadurch entfer⸗ 
nen ſie ſich immer mehr vom Chriſtenthum, es iR ihnen dann mit 
der chriſtlichen Lehre nicht mehr anzukommen. Der einzige Punkt, 
wodurch es gelingen konnte, ſie von der Nothwendigkeit der Annahme 
ded Chriſtenthums zu Überzeugen, war der, daß in ihrem Geſetz ges 
fagt ift, daß fie jeven Punkt befolgen müſſen, ſonſt feien fie ver⸗ 
flucht. Sie müllen daher auch einfehen, daß es mit menichlicdher 
Kraft unmöglich iſt, und daß fie des himmliſchen Erlöſers bedürfen, 
und dadurch konnte mam fie auf den Meſſias verweifen. Der Un⸗ 
derſchied ziwifchen unferem und ihrem ‚Glauben war der, ob fie den 
für den Meſſias annehmen, den wir dafür annehmen. In ven an⸗ 
deren Punkten ſtehen fie in ihrem Glauben mit und auf gleichem 
Boden, fie warten auf Bus Reich Gottes und wir amd, fo gewiß 
He der Herr in die Welt gefommen, fo gewiß wirb er auch wieder 
kemmen. 

Aandtags -Marſchall (unterbrechend): Es iR mir nicht Har, 
welchen Bezug dieſe Aeußerung auf den Abſchnitt des Guiachtens 
bat, den wir berathen, nämlich die Verhaͤlmiſſe der Juden im Groß⸗ 
herzogthum Poſen. 

. von Maſſenbach: Ich habe lange auf den Augenblick gewartet, 
wo ich diefe meine Bemerkungen anbringen zu können glaubte. 

Saudtags- Marge: Wir muſſen bei dem Gegenflaude der 
Berathung bleiben. 

son Maſſeabach: Ich würde mit meinen Bemerkungen ſchon zu 
Ende fein, wenn ich nicht unterbrochen wäre, und werde mich kurz 
faflen. 

andatgs -Marſchall: Jedes Mitgliev muß ſich dem parlamen- 
tariſchen Gebrauche durchaus fügen. 

son Maffenbach: Wenn die Verſammlung der Meinung iſt, 
daß durch die Einräumung bürgerlicher und politiſcher Rechte den 
Juden geholfen werden könne, welche Ueberzeugung ich jedoch nicht 
habe, fo möchte ich mich in diefer Beziehung der Juden im Grofr 
herzogthum Pofen annehmen. Ich gebe zu, daß fie auf einer ge 
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ringeren Stufe der Kultur‘ fliehen, fie And alſo der Hälfe, wenn 
auch nicht würdig, doch derfelben um fo mehr bebürftig, und wer 
alfo der Ueberzeugung ift, daß ihnen durch Verleihung äußerer Rechte 
geholfen werben Fönne, der müßte dafür flimmen, baß ihnen biefe 
Rechte verliehen würden. 

Graf York; Indem ich den erfen Theil der eben vernomme 
aen Rede übergebe, da der Herr Fürft Marfchall bereits ausgeſpro⸗ 
chen hat, daß er nicht zur Sache gehört, und indem ich mir vorbe 
balte, mich mit dem Redner dieferhalb in einem Privatgefpräd zu 
verfiändigen, fo beantworte ich fogleich den letzteren und die Auffor- 
derung, daß diejenigen, weldye glauben, durch die Ertheilung bürger- 
licher und politifcher Rechte an die Juden den Uebertritt derſelben 
zum Chriſtenthum zu erleichtern, für die Berbefferung der Juden im 
Bofenfchen eifrigft forgen müfien. Ich erfenne diefe Bemerkung ald 
sihtig an und glaube, daß es auch die Anficht der Abtheilung ge 
wefen if, Alles zu thun, was für jeßt möglich if, den Zweck ſchlen⸗ 
nigft und auf dem fürzeften Wege zu erreichen. Es befteht aber ein 
Unterfchied, den ich glaube ausfpredyen zu können, ohne daß die Ver⸗ 
fammlung mir zu große Feindſeligkeit gegen die jüdifchen Miütbärger 
vorwerjen wird, ber Unterſchied nämlich, ob wir einen gebildeten 
Mann vollftändig emanzipiren wollen ober einem ungebildeten, rohen 
in Unſittlichleit befangenen, gleich mit vollen Händen alles zuwenden 
wollen. Ich würbe darin ein Unzecht und eine Uebereilung erken⸗ 
nen, und fo fehr ich geneigt bin, Alles zu thun, um bie Juden in 
einen befleren Zuftanb zu bringen, fo kann dies doch nicht mit einem 
Zauberfchlage geichehen, foudern wir müflen uns an bie beſtehenden 
Verhaͤltniſſe anfchließen. 

Referent Graf von Itzenplitz (lieft vor): 

„$. 48. 

Desgleichen finden bie Beriariken der 68. 16 His 34 Abſchnitt L Aber 
das Kultusweien, über die Armen⸗ und Kranfenpflege, fo wie über bie Schal⸗ 
Angelegenheiten und wegen der Vorbereitung jüdiſcher Knaben zu einem nühli⸗ 
hen Berufe, auch hier Anwendung. Diejenigen jüdiſchen Schulen, welche nad 
$. 10 der Derorbnung vom 1. Juni 1833 als öffentliche jüdiſche Schulen errich⸗ 
tet worden find, bleiben als ſolche beftehen, fo lange nicht eine anderweitige Gin 
sigtung von den Megierungen für nothwendig erachtet wich.” 
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6. 45 des Gutachtens. 

Eben fo einſtimmig wird die Annahme des $. 45 beantragt, jedoch ſelbſt⸗ 
tedend in der Art, daß alle von der Abtheilung im erflen Abſchnitt zu einzels 
nen Paragraphen erbetenen Menderungen eben fv and für das Großherzog: 
thum Bofen gelten, indem alle noch nöthigen Abweichungen in dieſem Abſchnitt 
ausdrücklich bezeichnet werden follen. 

Diefer Poragraph modifizirt fich nicht nach dem, was die Ab⸗ 
theifung vorgefchlagen, fondern was die Kurie bereits befchlofien hat. 
Sandtags- Marfhel: Wir fommen zu $. 46. 


Referent Graf von Itzenplitz (lieft vor): 


„8. 46. | 
Die bisherige Unterfcheidung der jüdifchen Bevölferung des Großherzogthums 
Poſen in naturalifirte und nichtnaturalifirte Juden, fo wie die daraus hervorges 
hende Berfchiedenheit der Rechte beider Klaflen, bleibt zur Zeit noch beſtehen.“ 


$. 46 des Gutachten. 

Der 6. 46 wird zur Annahme empfohlen. 
An vdiefer Stelle dürfte aber nach einfimmigem Beſchluß der Adthellmen 

ein Paragraph des Inhalts einzuſchalten ſein: 
„Die naturaliſirten Juden im Großherzogthum Poſen werben in allen 
Beziehungen — (unter alleiniger Ausnahme und Vorbehalt ihrer Ver⸗ 
pflichtungen rüdfichtlich der KorporationdsBerbindlicgfeiten) — den in 
den übrigen Provinzen des prenfifchen Staates wohnenden Inben nach 
Maaßgabe der in dem erften Abfchnitt enthaltenen Behinmungen 
gleichgeflellt. Nah Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegen die Korpo⸗ 
ration und deren Schulden, genießen fie daher auch der unbefchränften 

Freizügigkeit in anderen Provinzen.” 

Alfo die circa 15,000 naturalifirten Juden und nicht bie 
65,000 nicht naturalifirten werden den Juden der übrigen Pro- 
vinzen gleichgeftellt. 

Sandtegs- Marſchall: Wenn feine Bemerkungen erfolgen, fo 
fommen wir zum $. 47. 

Referent Graf von Itzenplitz (lieft vor): 


„$. 47. 
Zu den allgemeinen Erforderniſſen der Raturalifation gehört: 
1) ein feſter Wohnfig innerhalb des Großherzogthume Poſen, 
2) völlige Unbefcholtenheit des Lebensiwandels, 
3) die Fahigleit und Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Angelegenheiten, 
Willens⸗Erklaͤrungen, Mechuungen und dergleichen ausſchließlich ber, deut⸗ 
IX. U u . ee * 
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ſchen Sprache zu bedieuen. Ben dieſem Erferderniß faun ber Ober⸗Praͤ⸗ 
ſident auf den Antrag der Regierung diöpenfiren, 
4) die Annahme eines beflimmten Familien⸗Ramens.“ 
$. 47 des Gutachtens. 

Die Abtheilung if einkimmig der Anficht, daß bie durch die Natucalifas 
tion erworbenen Rente nicht, wie bisher, blos perfönlidger Natur fein, fons 
dern auch ohne Weiteres auf die eheliche Defcendenz der Naturalifirten über: 
sehen follen, und befchließt daher, zu beantragen, den Gingang des $. 47 un: 
gefaͤhr dahin zu faflen: 

„zu den allgemeinen Grforberniffen der Raturalifation, infofern fie nicht ſchen 
durch eheliche Abflimmung von Naturalifieten werben if, gehört u. ſ. w.“ 

Im Uebrigen wird der Juhalt diefes Paragraphen zu Annahme empfob⸗ 
fen, und findet ſich rückfichtlich deſſelben nur noch zu bemerken, daß nach $. 38, 
und da auch die polnifche Sprache zu den lebenden und im Großherzogthum 
Poſen berechtigten gehört, dieſelbe den Juden geflattet fein maß, nnd es nur 
darauf aufommt und nützlich erfchrint, daß die Juden des Großherzogthums 
auch ber deutfchen Epradye mächtig find. Der Paſſus 3 des $. 47 wird das 
ber ungefähr dahin zu faflen fein: 

„3) Die Bähigfeit, ſich in allen öffentlichen Angelegenheiten, Willenserflärun: 
gen, Rechnungen und vergleichen der deutichen Sprache bedienen zu für: 
nen. Bon diefem Grforbernig kann jeboch der Obers Präfkdent auf An: 
trag der Regierung bispenfiren.‘' 

Alfo: „ausſchließlich“ Hleibt weg. 
andtags -Marxſchall: Zu 8. 48. 
Referent Graf von Itzenplitz (lieft vor): 


„$. 48. 
Unter diefen Borausfeßungen follen in bie Klafle der naturalifieten Juden 
aux diejenigen aufgenommen werben, welche den Nachweis führen, daß fie ent: 
⸗ weder 
"einer Wiſſenſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben und ſolche dergeſtalt betrei⸗ 
ben, daß fie von ihrem Ertrage ſich erhalten können; 
oder ein ländliches Graudſtück von dem Umfange befigen und ſelbſt bewirth⸗ 
fchaften, daß daſſelbe ihnen und ihrer Bamilie den hinreichenden Unterhalt 
fihert; 
ober in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Auszeich⸗ 
nung betreiben ; 
oder in einer Stadt ein Grundſtück von menigflene 2000 Rkhlr. au Werth 
fiyuldenfrei und eigenthümlich befißen ; 
oder daß ihnen ein KRapitalsBermögen von wenigftens 5000 Rthle. eigenthüns 
lich gehört; 
° oder daß fie ihrer Heerespflicht als einjährige Freiwillige, reſp. durch breijäß: 
rigen Disaft wirklich genügt und gute Führungs Attefle erhalten; 
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oder duch patriotiſche Handlungen ein beſonderes DVerbienft um deu Staat 
fich erworben haben; 
ober endlich diejenigen, welche aus anderen Provinzen Unferer Monarchie ihren 
Wohnſitz in das Großherzogthum Boten verlegen.” 
6. 48 des Guiachtens. 

Bei S. 48 iſt zunächk zu bemerien, daß die Raturalifation durch Milairs 
dienft ein neu hinzugekommener Weg if, der auf ſehr angemellene Meife zur 
Natsralifation führen und diefe erleichtern wird. 

Um diefe Wege noch zu vermehren, jchlägt die Abtheilung einfiimmig vor: 
daß auch denen die Naturalifation zu Theil werden möge, für welche ſie — 
auch ohne Vorhandenfein der übrigen, im $. 48 enthaltenen Bedingungen — 
von ter Ortös Behörde in Webereinfimmuug mit dem Landrath bei der Regie: 
rung erbeten wird, und infofern auch diefe Behörde damit einverſtandes if. , 

Hiernach if die Sache fo zu ftehen gefommen, daß, wenn bie 
hohe Kurie die Vorſchläge der Abtheilung und den Gefeh: Entwurf 
billigt, der Zuftand, in weldyem ſich die Nichtnaturalijirten befinden, 
durch die Natnralifation der Juden fih in 10—20 Jahren von 
felbft abgewidelt haben wird, indem fie durch den Militairdienft und 
andere Wege vielfuche Gelegenheit haben, in das beflere Verhaltniß 
überzugeben. 

Sandtege- Marſchall: Zu 8. 49. 

Referent Graf von Ftzenplitz (lieft vor): 

„S. 49. 

Die Juden, welche den im $. 48 verlangten Nachweis führen, follen von 
ber Regierung des Bezirfs, in welchen fie woßnen, mit RaturalifationePatens 
ten verfehen werben.“ 

$. 49 des Gutachtens. 

Der $. 49 wird zur Annahme empfohlen. 

von Maſſenbach: Ich habe geftern ſchon, wenn ich nicht irre, 
zum $. 14 eine Bemerfung gemacht, die eigentlich hierher gehört. 
Wo nämlich gefagt ift, dag der Vorftand daß Organ iſt, durch wel⸗ 
ches Anträge oder Beſchwerden der Judenſchaft an die Staats-Be⸗ 
Hörde gelangen, da war mein Antrag dahin gerichtet, daß fpäter die 
Befugniß, ſich naturalifiren zu laſſen oder ein Zeugniß auszuftellen, 
ob ein Mitglied der Judenfchaft dazu fähig fei, nicht in die Hände 
der unteren Polizei-Behörden allein, fondern auch in die Hände der 
Vorſteher gelegt werden möchte, damit diefe gleichzeitig an Den Land: 
rath berichten müßten. E 

30* 
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Referent Braf son Itzenplitz: Wenn diefer Antrag Unter: 
flügung erlangen würde, fo... 

Graf York (unterbredhend): Tiefer Antrag fommt zu fpät, es 
it ſchon über diefen Gegenſtand abgeitimmt, und wir find num 
beim $. 49. 

Referent Graf won Itzemplitz: Wenn ich nicht unterbrochen 
worden wäre, fo würde ich jet bereitd Gelegenheit gefunden haben, 
das verehrte Mitglied aus ofen darüber zu beruhigen. Diefer Ans 
trag würde gegen dad Prinzip verftoßen, weldyes wir geftern und 
heute aufrecht erhalten haben, denn es würde dadurch den Vorſte⸗ 
bern ver Synagogen-Bereine eine politifche Bedeutung gegeden 
werden, denn das wefentlichfte politifche Recht wird durch die Ra: 
turalifation herbeigeführt. Ich glaube aber, dieſe muß durch die 
Obrigkeit gefchehen und hängt nicht allein von der Ortéobrigkeit ab, 
fondern geht vielmehr durch den Landrath an die Regierung. Sie 
geht alſo durch drei Inftangen. Der Landrat wird gewiß Die Un⸗ 
terbeamten fennen und wo er fie weniger einfichtövoll und zuver⸗ 
läffig erachtet, die Sache prüfen, ehe er Bericht erftatte. Daß alte 
dadurd) etwas verbeſſert werden fann, wenn bie jäbifchen Vorſteher 
mitzureden haben, glaube ich hiernach, fo wie nad) den Erfahrungen, 
die ich in Poſen zu machen Gelegenheit gehabt habe, nicht. 

Landtags - Marfhal: Wenn feine weitere Bemerfung erfolgt, 
fo fommen wir zum $. 50. 

Rekerent (lieft die SS. 50 bis 54 des Geſetz⸗Entwurfs und die 
darauf bezüglichen Stellen des Gutachtens vor): 

„I DW. 

Ehefrauen nehmen an den Reelen welche ihre Shemänner durch die Natu⸗ 
ralifation erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch nach Auf: 
(öfung der Ehe bis zur etwa eintretenden Verheirathung mit einem nichtnatura- 
lifirten Juden. Geſchiedene, für den fchulvigen Theil erflärte Ehefrauen verlies 
ven die lediglich durch ihre Verheirathung erworbenen Rechte ber Naturalifation." 

Gutachten zu $. 50. 

Wird zur Annahme empfohlen. 

Dagegen wird an diefer Stelle, mit Nüdfiht auf die im Eingange dieſes 
Abſchnitts von der Abtheilung vorgetragenen Vefchlüffe und reſp. Anträge, eine 
gefegliche Beſtimmung ungefähr folgenden Inhalts einzuſchalten fein: 

„Die Rechte ver Naturalifation des Vaters gehen ohne Weiteres auf deſſen 
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ebeliche Deſcendenz über, fo daß es einer befonberen Raturalifation für dieſe 
nicht bedarf.“ 
„s 51. 

Die mit der Naturalifation verbundenen Rechte gehen ohne Weiteres verlo; 
ven, wenn der Richter gegen einen naturalifirten Juden auf Berluft der National: 
Kofarde erfaunt hat. Außerdem können jene Nechte ber Naturalifation durch 
Plenarbeſchluß der Regierung entzogen werden, fobald das Raturalifations- Bas 
tent auf Grund wider befleres Wiſſen gemachter unrichtiger Augaben erlangt if, 
deögleichen in allen denjenigen Bällen, in welchen nach $$. 16 und 20 der revi⸗ 
bieten Städte-Ordnung vom 17, März 1831 das Bürgerrecht entzogen werben 
muß oder von den Staatsbehörken entzogen werden fann. Gegen das die Ent: 
jiehung feftfeßende Reſolnt der Regierung ift der Refurs an den Minifler des 
Innern zuläffig; derfelbe muß jedoch binnen einer IOtägigen präffufivifchen Friſt 
nach Gröffunng des Refoluts bei der Regierung angemeldet werben.” 

Gutachten zu $. 51. 

Der $. 51 wird von der Majorität der Abtheilung mit 6 gegen I Stimme 
zur unveränderten Aunahme empfohlen; wogegen von einer Stimme verlangt 
wird, daß den durch die Abſtammung nafurclifirten Juden im Großherzogthuri 
Boten die durch die Raturalifation erworbenen Rechte entzugen werben follen, 
wenn nicht die unter Nr. 2 und 4 des $. 47 angegebenen Grjurbernifle vorhan: 
ver find. 

Die Majorität hat fich dieſem Antrage deshalb nicht angefchioflen, weil es: 

1) wünidenswerth if, eine Erörterung ex officio über jede ſolche Berfon zu 
vermeiden; 

2) die Unbefcholtenheit zu präfumiren iſt und, wenn folche bedenllich erſcheint, 
der Inhalt der in dem Geſetz-Vorſchlage allegirten Paragraphen der 
Staͤdte-Ordnung ausreicht, um Unwürdige zu entfernen; und 

3) die Annahme des Familien: Namens ſchon fonft nach dem Belek $. 38 
erziwungen werden fann. 

„Ss. 32. 

Ueber diejenigen jübifchen Einwohner der Provinz Pofen, melde ſich zur 
Aufnahme in die Klaffe der Naturalifirten noch nicht eignen, find, wie bisher, 
vollfländige Berzeichniffe zu führen.” 

„$. 52. 

Auf den Grund derfelben ift von der Orts: Polizeibehörde jedem Yamiliens 
Bater oder einzelnen volljäßrigen und felbflifländigen Juden ein mit der Nummer 
des Derzeichniffes verfehenes Gertiftfat zu ertheilen, weldyes, infofern es Familien 
umfaßt, die Namen der fänmtlichen Mitglieder derfelben enthalten muß und nad 
der jährlichen Revifion mit einem Bifa verfehen oder berichtigt wird.‘ 

Gutachten zu $. 52 und 53. 

Die $$. 52 und 53 des Entwurfs geben zu feiner Erinnerung Beranlaffung 

und werden anzunehmen fein. 
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„$. 84. 
Alle noch nicht naturalifirten, mit Certiſikaten veriehenen Juden find felgen: 
deu befonderen Beichränfungen untermurfen: 

a) Bor zurücdgelegtem 24ſten Jahre ift ihnen die Gchliegung einer Ehe, 
wenn nicht der Ober: Präfldent in dringenten Fällen dazu befendere Er: 
laubniß ertheilt kat, nicht zu geftatten. 
ie follen ihren Wohnfitz in der Regel, und mit Ausnahme der weiter 
unten unter c. angegebenen Fälle, nur in Etädten nehmen. Zu Gewin⸗ 
nung des fläbtifchen Bürgerrechts find fle nicht fähig. 

Anf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenu fie 
entweder einen Banerhof erwerben oder pachten und denſelben felbit be 
wirthfchaften, oder mweun fie fich bei ländlichen Grundbeſitzern als Dienfls 
boten oder zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Ge⸗ 
werbes, 3. B. als Brenner oder Brauer, vermiethen. 

d) Das Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines befonderen ut: 
achtens ver Drts-Bolizeibehörde hinſichts ihrer perfönlihen Onaliffation 
von der Regierung, jedoch niemals anf dem Laude, geflattet werben. Der 
Ginfauf und Berlauf im Umherziehen iM ihnen unbedingt unterfagt. 
Darlehnogeſchaͤfte dürfen fie wur gegen gerichtlich aufgenommene Schuld: 
Uddunden, kei Strafe der Ungültigfeit, abfchließen. 

Schuldanſprüche derfelben für verkaufte berauſchende Getränke haben feine 
rechtliche Gültigkeit.“ 


Gutachten zu $. 54. 

Der 5. 54 iſt nad) dem Antrage der Abtheilung auzunehmen und bemfelken 

nur sub g. hinzuzufügen: 
ug. die Breizügigfeit in andere Provinzen der Monarchie ift ihnen nicht ges 
ſtattet.“ 

Es iſt dies bisher nicht der Fall geweſen, und es iſt wichtig, die Nachbar⸗ 
Provinzen nicht mit den Juden diefer Kategorie zu ſtark zu kevilfern. Sobald 
fie ſich auf einem ber vielfachen Wege die Naturalifation erworben haben, erhal: 
ten fie mit diefer andy die Freizügigkeit in andere Provinzen. 

Die Beichränfung ad a dieſes Paragraphen wurde zwar von 3 Mitglie⸗ 
bern der Abtheilung angefochten, von der Majorität aber deren Beibehaltung be 
ſchloſſen. 

Graf York: Ich bin in der Minorität in der Abtheilung ge: 
weſen und habe mich hauptfächlich von den Gründen, die der Herr 
Meferent in der Abtheilung entwidelte, beftimmen Iaffen, daß man 
biefen Paragraphen annehmen könne. Es hat eine üble Seite, daß 
der Ober: Präftvent davon vispenfiren fann, es iſt dies ein perſoͤn⸗ 
liches Ermeſſen und nicht eine gefegliche Entſcheidung, und ich halte 
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ed für beſſer, dieſen Paſſus ganz zu beſeitigen, zum der Fall 
nicht häaͤufig vorkommt, und wenn er vorkommen ſollte, würde, 
wenn der: Betreffende ſonſt ein rechtlicher Mann iſt, es von feinem 
üblen Folgen fein. 

Neferent: Der Antrag des Seren Redners war auch der 
meinige, blieb aber m der Minorität, er bezieht ih auf Nr. m, 
wo es heißt: 

„a) Bor zurücgelegtem 24ſten Jahre ift ihuen die Schließung einer he, 
wenn nicht der ObersPräfivent in dringenden Faͤllen dazu befondere Er⸗ 
laubniß ertheilt Hat, nicht zu geftatten. “ 

Es iſt meine Meinung, daß man oft Schwierigfeiten haben wird, 
um einen wirklichen gefchäftlichen Grund für die Dispenfation zu 
finden. Wenn ein 23% Jahre alter Jude den Ober -PBräftpenten 
um die Dispenfation bittet, weil es für feine Verhältniſſe befier ift, 
was find da fr gefchäftliche Gründe, es nicht zu bewilligen? ich 
habe wenigftens, wenn ich den Herrn Ober-Präftventen vertrat, bie 
Dispenfation faft immer ertheilt, weil ich feinen gefchäftlichen Grund 
hatte, es zu verfagen, und daraus fann man folgern, daß bie ganze 
Befchränfung wegbleiben kann. 

Fürft W. Nadziwill: Ich wollte bemerfen, daß ich gegen den 
Punft a. gewefen bin, weil die Privat-Befugniß des Ober - Präft- 
denten mir zu weit zu gehen fcheint; es möchte Veranlaſſung geben, 
daß er per nefas umgangen wird, und ich halte ihn deshalb für 
im Geſetz nicht nothwendig und zuläfiig. 

Graf Solms-Barath: Gin anderer Theil der Abtheilung iſt 
der Anficht gewefen, daß eine Beftimmung dariiber wünſchenswerth 
wäre, weil eine Schließung zu frühzeltiger Ehen wefentlichen Beden⸗ 
fen unterliegt. Aus dem Grunde hat der andere Theil der Abthei⸗ 
fung dafür geftimmt und es für zwedmäßig gehulten, daß gerade 
der Ober-Präfivent in ſolchen Fällen die Dispenfation ertheilen und 
eine Prüfung der PVerhältniffe vorangehen müßte, ehe die Diöpen- 
fation erfolgte. 

Graf York: Wenn dringende Fälle angeführt worden find, fo 
wirb dies anf die flttliche Führung nicht von dem beften Einfluffe 
fein, um die Einwilligung des Ober-Präfidenten in gewiſſen Källen, 
ich möchte fagen, beinahe zu erzwingen. | 
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Furſt P. Nadsimil: Ich trete ganz dem, was das geehrte 
Mitglied aus Schleſien fagte, bei, indem ich Darin gerade einen we: 
fentlichen Grund für die befjere fittliche Kährung der Juden im All 
gemeinen finde. 

Sandtags- Marſchal: Der Antrag der Majorität geht dahin, 
daß der $. 54a. beibehalten werben möge, und diejenigen Mitglie⸗ 
der, die diefem Antrage beiftimmen, würden dies durch Aufſtehen zu 
erfennen geben. 

(Dies gefchieht.) 

Die Berfammlung hat fih dafür ausgefprocdhen, daß der Punkt 
a. des 8. 54 wegfallen möge Graf von Ziethen bat eine 
Bemerkung in Bezug auf den Paragraphen zu machen. 

Graf von Piethen: 8. 54 des vorliegenden Gefepes enthält 
unter d. die Beitimmung, daß die nichtnaturalifirten Juden auf dem 
Lande niemals und in Städten nur mit Erlaubniß der Orts-Polizeibe— 
hörde das Schank⸗Gewerbe betreiben dürfen. Ich erlaube mir, das Ge: 
ſuch anzubringen, daß den nichtnaturalifirten Juden unter feiner Be: 
dingung die Ausübung ded Schanf-Gewerbes gewährt werden möchte, 
Nichts wirft demoralifirender, als dieſes Vorhandenfein unendlich vie: 
lee Schanfftätten. Ich fpreche nämlih nur von Schlefien und muß 
zu meinem Bedauern erwähnen, daß ich viele Fleine Städte fenne, 
in denen, gewöhnlid am Marfte, fich eben fo viel Schanfftätten be: 
finden, al8 Säufer. Ich könnte meine Behauptung fatifch belegen. 
Es ftellt fi weiter herans für denjenigen, der vom Standpunfte 
des praftifchen Lebens aus Das gewöhnliche Volföleben fennen zu lernen 
Gelegenheit hatte, daß in jüdiſchen Schanfftätten, gegenüber den 
chriſtlichen, der Branntwein in größerer Quantität gegeben wird, Da: 
her diefe den meiften Zufprudy haben; ob er qualitativ beſſer if, 
ftelle ich anheim. Ausgehend von diefen Standpunfte, halte ich es 
für fehlerhaft, wenn den nichtnaturalifirten Juden des Großherzog: 
thums Pofen in irgend einer Weile das Recht eingeräumt werden 
fol, das Schanf-Gewerbe zu betreiben. Wie gefagt, ich wiederhole 
mein gehorfames Geſuch und bitte, daß mir die hohe Kurie darin 
beiftehe, daß nichtnaturalifirte Juden unter feiner Bedingung das 
Schanfs&ewerbe betreiben dürfen. 
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Meferent Graf von Ztzenplitz: Ich erlaube mie daranf anfe 
merffam zu machen, daß der Paſſus, den der geehrte Redner ange⸗ 
farhten hat, wörtlich aus dem Geſez von 1833 übernommen wors 
den if: Wem wir dem Antrage des geehrten Redners beitreten, 
ſo würden wir eine neue Beſchränkung einführen, welde bisher 
nicht ftattgefunden hat. Ale anderen Beitimmungen, vie wir bes 
ſchloſſen haben, gehen darauf hinaus, auch die Lage der nicht natu⸗ 
talifirten Juden, fo viel irgend möglich, zu erleichtern. Daher fcheint 
es mir bevenflih, wenn wir hier abweichen wollten. Die Uebel⸗ 
finde, welche nach dem Vortrage des geehrten Redners theilmeis in 
Schleſien vorfommen, möchten ſich auch im Poſenſchen etwas ans 
derd geftalten. Ich kann verfihern, daß die Regierung auf das 
äußerfte bemüht gewefen ift, die Schanfjtätten zu vermindern, und 
ih würde wenigftens in Anfprud nehmen müſſen, daß die Leute, 
welche ihe Schanfgewerbe bisher auf rechtlide Weife erworben und 
betrieben haben, nicht durch Entziehung der Konzeffion in einen nab- 
rungslofen Zuftand verfegt werden. Ic möchte daher dem Antrage, 
daß diefer Paſſus verändert würde, nicht beitreten. 

Graf son Diethen: Ich möchte dody bitten, daß mein Antrag 
zur Unterftügung gebradyt werde; es fann fein, daß derſelbe keine 
Unterftügung finde. Ich kann mid) aber doch meines Rechtes nicht 
begeben und wieberhole daher meinen Antrag. 

Sandtags- SHarfhall: Es fragt fih, ob diefer Antrag Unter 
ſtützung findet? 

- Er hat nicht die erforderliche Unterftügung, um ihn zur Ab⸗ 
ftimmung zu bringen. 

Es fragt fih, ob noch weitere Bemerfungen über $. 54 zu 
machen find? 

Da dies nicht gefchieht, fo iR der Paragraph in feiner übrigen 
Faflung angenommen, und wir fomnen nun zum nächſten Pas 
ragraphen. 

Graf Work: Entſchuldigen Sie, wenn ich unterbreche. Es 
ift wohl damit nody nicht ausgefprochen, daß auch die übrigen Punkte 
angenommen find. 

Referent Graf von Itzenplitz: Der Abfchnitt g iſt fchon vor; 
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hin von der verehrten Verfammlung angenommen werben. Ich habe 
hinzugefügt, daß es fchon früher fo geweſen fel. 

Sandtags- Mlarfhall: Da gegen bie übrigen Punkte des Pa⸗ 
ragraphen feine entgegengefeßte Bemerkung gemacht wurde, fo war 
vorauszufeken, daß fie angenommen worden find. 

Meferent Graf son Itzenpkitz (lief vor): 

„S. 53. 

Bu Ihrer Berhelratäung bedürfen — Juden eines Trauſcheine, 
der ihnen von Seiten des Landraths ſtempel⸗- uud foſtenfrei ertheilt werden ſoll. 
ſobald fie fich dorüber ausweiſen, daß fie das ſte Lebensjahr erreicht haben 
oder die Dispenfation des Dbers Präfldenten von dieſer Beſchränkung beibringen.‘ 

Das Gutachten lautet: 

$. 55. 

Gegen den $. 53 ift nichts zu errinnern. 

Diefer Paragraph wird zur Annahme empfohlen. 

&r wird ſich durch den Beſchluß der hohen Kurie ad $. Sta, 
etwas modifiziren, denn wenn die Beichränfung der Heirathen auf 
Berfonen über 24 Jahre wegfällt und der Ober-Präftvent die Dis⸗ 
penfation nicht mehr zu ertheilen bat, fo ift hierauf bei der Faſſung 
KRüdficht zu nehmen. 

‚8. 56. 


Ben den im Abſchnitt I. in Betreff der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
getroffenen Beftimmungen finden Diejenigen des 
$. 35 wegen SIulaffung zu unmittelvaren und mittelbaren Staats» Rommus 
nals und afademifchen Lehr:Aemtern ꝛc. und des 
6. 37 wegen des Gewerbr- Betriebes 
auf die naturalifirten Juden des Sroßherzogthums Bofen, dagegen die Beſtim⸗ 
mungen ber 
$. 36 wegen der ſtändiſchen Rechte, des Patronats ır., 
6. 38 wegen der Yamilien-Ramen, Führung der Handelsbücher ıc., 
5. 39 wegen der jüdifchen Zeugen:@ide, 
$. 40 wegen ber bei Trauungen unter den Juden zu beobachtenden Bor: 
ſchriften, | 
$. 41 wegen der Ehen zwifchen infändifchen unb fremden Inden, 
$. 42 wegen ber Rieberlaffung und des Aufenthalte frember Juden 
auf alle dortigen Juden Anwendung.‘ 
Das Gutachten lautet: 
$. 56. 
Zu $. 56 beſchließt die Abtheilung einſtimmig, mit Rüdfiht auf bie Bes 
ſchlüſſe zu 89. AL und 46 ungefähr folgende Fafſung zu beantragen: 
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„Bon den im Abſchnitt I. in Betreff wer bürgerlichen Berhältniffe der Inden 
getroffenen Beſtimmungen finden diejenigen des 
F. 36 wegen der ftändifchen Rechte des Batrenats und ıc. 
$. 38 wegen der Familien⸗Ramen und ıc. 
6. 39 wegen ver jüdiichen Zeugen⸗Nide, 
$. 40 wegen ber über die Berlautbarung jabifcher Ehen, 
$. 42 wegen der Niederlaflung fremder Juden und sc. 
auch auf nichtnaturalifirte Juden Anwendung.‘ 
Die übrigen PBofitienen würden wegbleiben. 

Hier erlaube ih mir, kurz zu bemerfen, daß die Abtheilung 
beantragt, den Paragraphen pure beizubehalten und nur biejenigen 
Abänderungen anzunehmen, welche fi) aus den fchon gefaßten Bes 
ſchlüſſen von felbft ergeben. 

Sandtags- Säasfchall: Zu 8. 57. 

Referent Graf son Itzenplitz (lieft vor): 


„$. 87. 

Die naturalifirten Juden bedürfen behufs ihrer Ueberſtedelung aus bem 
Greßherzogthum Pofen in eine andere Provinz Unferer Mouarihie fünftig nicht 
mehr einer befonderen Genehmigung Unſerrs Miniſters des Innern. Dagegen 
bleiben vie bisherigen Beſchraͤnkungen in Betreff des Umzugs der nicht naturalis 
firten Juden in andere Provinzen und ihres zeitweifen Aufenthalte daſelbſt bes 
ſtehen.“ 

Das Gutachten lautet: 

$. 57. 

Durch die Beichlüffe zu SS. 46 und 54 iſt der $. 57 entbehrlich geworben 
und kann ganz wegfallen. 

Aus demfelden Grunde der Faſſung bleibt diefer Paragraph 
ganz weg, dem dasjenige, was beizubehalten ift, fommt in einem 
früheren Paragraphen vor, der ſchon genehmigt ift. 

„$. 58. 

In Betreff der Schulden der jürifchen Korporationen und deren Tilgung, 
wie Hinfichtlich der Verbindlichkeit zur Abloͤſung der Korporatione s Verpflichtuus 
gen, verbleibt es überall bei deu beſtehenden Vorfchriften und Auorhnungen. Das 
feftgeflellte Ablöfungs: Kapital kann von den Regierungen im Wege der abminis 
firativen Erefution beigetrieben werben.‘ 

Das Gutachten lautet: 

8. 38. 

Der $. 58 wird zur Annahme empfohlen. 

(E8 begehrt Niemand das Wert. ) 
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„& 8. 
In Betreff der Verſonenſtande⸗ANegiſter lub die beficheuben Berorbauus 
gen in Auwenbung zu bringen.’ 
Das Gutachten lautet: 
$. 59. 
Diefer Paragraph wird jetzt nach den Anträgen der Abtheilung dahin zu 
faflen fein: 
„die Führung der Perfonenftande » Regifter der Juden erfolgt in ber 
genzen Monarchie durch den perfönlichen Richter.“ 
&6 erſcheint dies um fo mehr gerechtfertigt, da bei allen Nachlaß: uud 
vielen Prozeß⸗Sachen dieſe Regiſter die Baſis bilden müflen. Behufs der Mi: 
litair⸗Authebung werden die Berichte deu Landräthen Auszüge mittheilen 
können. 


„$. 60. 

Alle von den vorfichenden im Abfchnitt I. und II. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen abweichenden allgemeinen und befonderen Gefege werden hiermit außer 
Kraft geſetzt.“ 

Das Gutachten lautet: 


(Es folgt Feine Bemerfung.) 
s 


. &. 

Der 6.60 iſt darchaus —*8 eso erſcheint nur wünfcheneiwertb, ihn 

recht beſtimmt und nach Anficht der Abteilung etwa dahin zu faflen: 
. 60. 
„Alle von ben vorftehenden in Abfchnitt I und IL. enthaltenen Feſt⸗ 
feßungen abweichenden allgemeinen oder befonderen Geſeze und Be: 
ſtinmungen werben hiermit außer Kraft gelegt, fo daß die Juden als 
folche feinen anderen Beichränfungen, ale den in diefem Geſeß anss 
drücklich ausgeſprochenen unterliegen.‘ 

Dies ſcheint mir ſehr wichtig, denn über die Verhältniſſe der 
Juden giebt es verſchiedenartige Provinzial⸗Geſetzgebungen in ſehr 
verſchiedenen Geſetz⸗Sammlungen früherer Länder u. dergl., fo daß 
wir, wenn nicht eine ſolche Beftimmung gemacht wird, den Zwed, 
daß die Juden Feiner anderen Befchränfung unterliegen follen, als 
Died Geſetz vorfchreibt, nicht erreichen werben. 

son Auaft: Ich erlaube mir die Bemerkung, daß die Beftim- 
mungen wegen Richtgültigfeit einer Ehe zwifchen Juden und Chris 
ften gewiffermaßen durch diefen Zuſatz auch außer Kraft geſetzt wer: 
den Fönnten, was aber doch durch die vorige Abſtimmung nicht 
ausgeſprochen werben follte. 
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audtags -Marſchall: Es gilt dies nur von Beitimmmungen, 
welche ſchon bisher in Kraft ſind. 

von Quaſt: Wenn aber hier geſagt wird, ſie würden außerKraft geſetzt? 

andtags - Marſchall: ES können damit doch nur ſolche Bes 
ſtimmungen gemeint ſein, welche hierdurch wirklich getroffen werden. 
Na der früheren Abſtimmung würde aber über dieſen Gegenſtand 
gar nichtd in das Geſetz aufgenommen werben, und ber angeregte 
Zweifel fcheint mir aufs vollftändigite im Voraus erledigt zu fein. 

son Guaſt: Ich erlaubte mir nur die DBemerfung, weil mir 
der Borfchlag der Abtheilung zu exkluſiv erichien, fo daß dadurch 
vielleicht die Aufhebung ſolcher Beſtimmungen ausgefprochen werben 
fönnte, welche nicht in Berathung geweſen find. 

Sandtegs-Marfhall; Ich glaube, daß diefe Vorausfegung nicht 
begründet it. 

Wir fommen nun zu $. Nil. 

Referent Graf ven Itzenplitz (lieft vor): 

.61. 

Unfere Minifter der geiftfichen ıc. Angelegenheiten und des Innern haben 

wegen Ausführung dieſer Verordnung das Erforberfiche zu veranlaſſen.“ 

Der Inhalt des 8. 61 erfcheint fo müglich, als unbedenklich. 

Sandtags- Marfhall: Da nun der Gegenftand diefer Bera- 
thung erledigt ıft, fo verlajien wir ihn, und es ift nun der Graf 
Keyferling aufzufordern, Bericht zu erftatten über die Mittheilung 
der anderen Kurie in Bezug auf die Anträge wegen Nbäuperung der 
Beftimmungen über Sonderung in Theile. 

Referent Graf Keyferling trägt den Bericht der vierten Abs 
theilung über den gemachten Vorſchlag rüdjichtlid) der Sonderung 
in Theile (itio in partes) vor. (Bergl. die Berhanblungen und das 
Konkluſum der StändesKurie über diefen Gegenftand Bd. V. ©. 238 ff. 
346 ff. Bo. VI. S. 97 ff.) 

Gutachten 
der 
vierten Abtheilung der Herren⸗Kurie, 
betreffeud 
den Petitions-Antrag der Abgeordneten der Stadt Berlin 


wegen Interpretation der Befimmungen über Sons 
derung in Theile. 


Der vierten Adthellung der Herren: Kurie ift die Petition der Abgeordneten 
der Stadt Berlin, betreffend 
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die Inberpeetation ber geiehlicgen Beſiumungen über die Sonberung in Theile 

(ltio in partes), 
zugleich mit der Beſchlußnahme der Kurie der drei Stände zur Vorberathung 
und Begutachtung für die PlenarsBerfammlung der hohen Kurie überwieſen wor: 
ven, und wird bier das Ergebniß der Verhandlung der Aötheilung ebenmäßig 
vorgelegt. 

Bunäd warb in ber Abtheilung der Anlaß dieſer Petition iu der Lage ber 
gefehlihen Befimmungen hervorgehoben, nach welcher in 

5. 47 des Gefehes vom 27. Dai 1824 wegen Anordnung der Provinzial: 

Stände gefagt if: 

bei Gegenſtänden, bei denen das Intereſſe der Stände verſchieben it, 
findet Gonverung in Theile Ratt, febald zwei Drittel der Stimmen 
eine® Standes, welcher ſich durch die Beſchlußnahme der Mehrheit 
verliebt glaubt, daranf bringen. 

Auf einem der werphälifchen Propinzialstandtage hatte der Landtags: Mar: 
fhall die Eonterung in Theile in einem Falle nicht geftattet, in welchem ein 
Betitions «Antrag dur Stimmenmehrheit verworfen worden war, und ber ein 
eine Stand fi) dadurch verletzt erachtet, daß die fein beſonderes Intereſſe ber 
ruhrenden Anträge hiernach nit Er. Majeflät dem Könige zum Vorttage ge 
bracht werben durften. Auf die hierüber eingereichte Befchwerde erging das Re 
fiript des Königlichen Staats-Miniferiums d. d. 18. Juli 1834, worin e6 heißt: 
Se. Majehät der König haben durch Kabinets:Orbre vom 25. März 1834 zu 

entfcheiden geruht, daß die Weigerung des Laudtags-Marſchalls, in dem gege⸗ 

benen Falle die Sonderung in Theile zu geflatten, durch den 6. 47 des Gr 

feßes vom 23. März 1824 nicht gerechtfertigt fei, indem auch diejenige Abs 
ſtimmung der Befammtheit, durch weiche ver Antrag eines Standes von ie 
Gefammthrit verworfen wird, als ein folcher Beſchluß verfeiten zu betrachten 
‚wei, gegen weldgen, in Auwenbung des gedachten Paragraphen, die Sonberuug 
in Theile Rattfindet. 

Dagegen ift fpäter in dem Landtags: Mhfchiede für Weftphalen und in meh: 
reren anderen Landta36-Abfchieben am 30. Dezeniber 1843 in Betreff der Son: 
herang in Theile ausgefprochen: 

Eine folde (itio im parten) ift nach $. 47 des Geſezes vom 97. März IND 
. zwläffig, wenn durch einen, Beſchluß des Landtages bei ver Begutachtung eier 

ihm vorgelegten Bropofition oder dadurch, daß derſelbe mit verfafiungsmäßiger 
Majorität eine Betition an Uns zu richten befchließt, ein Etand, deſſen Ins 
terefie in dieſem Balle gegen das der anderen Stänte gefchieden if, ſich in 
feinem Rechte verlegt glaubt. Dadurch aber, dab ein Antrag die verfafiung® 
mäßige Majorität nicht erlangt, mm ihn überhaupt zu einer Uns vorzulegen: 
den Petition zu erheben, Fan ein einzelner Stand fich in feinem Rechte nicht 
verlegt fühlen, indem der Veſchluß des Landtages, die Petition nicht anzu⸗ 
nehmen, nur wie Folge hat, daß es bei dem beſtehenden Zuſtande verbleibt. 


— 
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us Anlaß der Petition der Abgeordaeten der Stadt Berlin, worin bisfls 
ben Aber die in den verſchiedenen Previnzial⸗Landtags⸗Abſchieden enthaltene In⸗ 
terpretation Beſchwerde führen, weil dadurch das Recht ver Sonberung in Theile 
wefentlich befchränft worden, hat die Kurie der drei Stände mit geſetzlicher Dies 
jorität befchloflen: 
des Könige Mafekät allerunterthänigſt zu bitten, die in ben Laubtage⸗Abſchie⸗ 
den vom 30. Dezember 1843 enthaltene beichränfende Interpeetation in Betreff 
der Sonderung in Theile nicht weiter zur Anwendung zu dringen, vielmehr 

. die unbefchränkte Auwendung der bieferhaib befiehenden geſezlichen Beflimmuns 
gen in Uebereinkimmnug mit der Allerhöchſten RabinetssOrdre vom 235. März 
1844 Allergnaͤdigſt zu geſtatten. 

Ia der Disfaffion dieſes Begenflandes warb allgemein auerfannt, daß abige 
bei eingehnen befonderen Fällen gegebene Auslegungen des Geſehes über bie Sous 
derung in Theile bei Rändifchen Berfammlungen das Medıt dazu verſchieden aufs 
gefaßt Hätten, daß in dem MinifterialsReflripte vom 18. Juli 1834 eine weitere, 
in den fpäteren Landtags Abichieden eine befchränftere Interpretation gegeben ſei. 

Gegen den Antrag der Abgeorbneten der Etabt Berlin und gegen den Ber 
ſchluß der Karie ver drei Stände wurde in unſerer Abtheilung hervorgehoben: 
vaß die Sonderung in Teile, an ſich der @inheit der Häubifchen Organiſation 
nachtheilig, unter Umfänden ihre Auflöiung drohend, möglich zu befchränfen 
fei; es wäre daher entſprechend, ven Geſetzen, welche die Sonderung in Theile 
geſtatten, die eugſte Auslegung zu geben. Die Interpretation in den Laudtages 
Upfchieden vom 30. Dezember 18:53 und 1845 fei anch logiſch und juribifch ger 
reihtfertigt, indem die Ablehnung eines Antrages, welcher tie Intereflen eines 
Standes berähre, noch feine Berlehung der Rechte enthalte, vielmehr dieſe das 
durch allein im bisherigen Zufande verblieben. Die Sonderung in Theile fol 
dem Geſetze nad nur Schu gegen verlegte Rechte, nicht Hülfe für vereitelte 
Hoffnungen eines Standes gewähren. Als Ansuahme fei in der fpäteren Au⸗ 
legung des Befehes die Sunderung in Theile auch in den Fällen gefletiet, wenn 
die Majorität der Verſammlung einen Antrag abiehne, der von dem einzeluen 
Staubde ausginge und einen Gegenſtand beträfe, bei dem das Intereſſe biefes 
Standes allein und auefchließlich betheiligt jei. 

Diefem entgegenflebend, warb für die Petition und für den Beſchluß der 
Kurie der drei Stände ausgeführt, daß das Hecht der Sonderung in Theile den 
Provinzial« Landtageu ansdrücklich in den organifchen Geſetgen gegeben, und in 
dem Sinne des Geſeßgebers duch das Reffript vom 25. März 1834 ausgelegt 
worden fei, daß ſich dieſes Necht auch bei der fländifchen Gliederung und Zus 
fammenfeßgung vielfeitig vechtfertige, und daß der Befchluß der Kurle der drei 
Stände den Wunſch ver Beibehaltung dieſes Nechtes in feiner urfprüngfichen 
Unsnehnung genügend bezenge, Die Berhandlungen der BrovinzialsLandtage 
(prägen dieſelbe Auffafiung aus. Jede Abftimmung einer Rändiichen Verſamm⸗ 
lung bilde immer einen Beſchluß, daher bie Ablehnung eines Antrages durch 
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Abflinmung eben ſewohl als Beſchiaß zu betrachten fei, wie die Annahme bei: 
felben. Die Ablehuung eines Antrages Dur die Mojorität entziehe, bei gefon: 
derten Intereſſen der Stäude, dem einzelnen Stande die Gelegenheit, feine Bit: 
ten und Anficten Sr. Majeſtät vem Könige vargelegt zu ſeben. Es könne das 
Intereſſe des betreffenden Standes eben ſowohl durch Behinderung der Abwen⸗ 
vung eines ſich ans den Zeitverhältmifien entwideinden Machiheilee, ober durch 
anterhliebene Gigerung und Untwidelung, wie durch poſitive Anuahme, verieht 
fein, uud das reihtfertige die Interpretation des Neffripts vom 25. März 1834. 

Endlich iR in dem Landtags-Abſchiede für die Provinz Sachſen, d. d. 
37. Dezember 1846 auch ausdrücklich nachgegeben, daß ein Unterfchied zwiſchen 
verlegten Rechten nnd verlegten Intereſſen infoferk unbegründet fei, ale auch 
darch verlegte Jatereſſen bie Gonderung in Theile motivirt merken fünne. 

Da unn noch babei in Betracht gezogen wurde, daß durch bie Gefeggebung 
vom 3. Febrnuar d. I. erhebliche Bedenken gegen die Sonberung in Theile bei 
don Provinzialstandtagen wegfallen, indem die Verhandlungen auf Segenflänte 
des provinziellen Interefies befchränft bleiben, und daß es fih Hier allein um 
die Auslegung und Anwendung der für die Provinzial: Laubtage erlaſſenen Ge⸗ 
ſehe handelt: fo Hat die Abtgeilung mit 8 Etimmen gegeu 4 Stimmen ihr 
Gutachten dahin fegeflellt: 

„daß dem Beſchluſſe der Kurie ver drei Stände unter ber näheren Beſtim⸗ 

mung beizutveten fei: 
des Koͤnigs Majefrät aferunterthänigft zu bitten, die in dem Landtags: Abfchiebe 
vom 30. Dezember 1843 euthaltene beſchränkende Interpretation im Betreff der 
Sonderung in Theile nicht weiter in Anwendang zu bringen, vielmehr bie uns 
beſchraͤnkte Anwendung der bieferhalb beſtehenden gefehlichen Beſtimmungen in 
Uebereinſtimmung mit der Allerhochſten Kabinets⸗Ordre vom 25. März 1834 
ausfchlieglich für die Brovinzialstandtage, ohne Anwendung auf den Den 
einigten Lidtag, Allergnävigk zu geſtatten.“ 

Berlin, ven 3. Juni 1847. 

Prinz zu Hohenlohe. Graf zu Dohna⸗Lauck. Priv 
von Biron. von Quaſt. Gierforpff. Graf zu 
Stolberg. Türk von Radzimill. von Keltid. 
Jdürſt Lichnowöfy. vou Arnim. Graf von Ker: 
ferling. (BRefezeut.) 

Graf zu Iyner: Wenn, wie ich hoffe, die Herren- Kurie ſich 
dem Beſchluſſe der Drei⸗ Stände: Kurie anfchließt, fo wollte ich mir 
zuvörderft erlauben, darauf aufmerkſam zu madjen, daß der beſprochene 
6. 47 nicht in einem Gefeß vom 27. Mai 1824 vorfommt; für vie 
Provinzen Brandenburg, Preußen und Pommern ift er im Geld 
vom 1. Juli 1823 zu finden, für die Provinzen Schlefien, Poſen, 
MWeftphalen, Sachſen und die Rhein» Provinz ift er in den Gefegen 
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vom 27. Mrz 18524 zu. finden; für Schieften if es ber $..48, für 
Poſen 8. 46. Was nun bie Faſſung des Antrages anlangt, wie 
er von der Abtheilung befürwortet fit, fo darf ich Doch wohl geltend ma⸗ 
chen, daß diefelbe feine ganz glüdfliche it, denn einmal fommt das Wort 
„Anwendung“ dreimal darin vor; dann iſt der Ausprud aus Dem 
Beſchluſſe der Drei-Stände- Kurie wieder aufgenommen, daß Ge. 
Majeftät der König eine befchränfende Beſtimmung gegeben habe. 
Ih glaube nicht, daß wir diefen Ausdruck gebrauchen dürfen, dem 
e8 kann nicht angenommen werden, Se. Majeftät habe irgend etwas 
beiihränfen wollen, fondern es it nur eine verfdiebene Auslegung 
erfolgt, im Jahre 1834. eine andere und im Jahre 1843 eine an⸗ 
dere. Ich glaube, daß das Wort wegfallen fann, ohne daß Der 
Sache dadurch Eintrag gefchieht. Kerner ift am Schlufle des Vor⸗ 
teaged. der Abtheilung gelagt, daß es ohne Anwendung auf den Ver⸗ 
einigten Lundtag bleiben foll; das ift aber außer Zweifel, denn 6. 17. 
der erſten Verordunng vom 3. Yebruar 1847 flellt das ganz bes 
ſtimmt hin. Mein Verbeſſerungs⸗Vorſchlag der Faſſung würde alfo 
dahin gehen, daß der Beſchluß dieſer Kurie fo laute: 
„Des Könige Majeftät aleruntertgänigft zu bitten, die in dem Landtags: Abs 
fhiede vom 30. Dezember 1843 enthaltene Interpretation in Betreff ver Sons 
derung in Theile bei den Provinzial: Landtagen nicht weiter zur Anwendung 
bringen zu laflen, vielmehr die Auslegung ver bieferhalb beftehenden gefeßlis 
Ken Beftinnmnugen in Webereinftimmung mit der Allerhöchfien Kabinets-Ordre 
. vom 35. März 1834 Allergnädigft zu geftatten.” 


Ich bitte den Herrn Marfchall, die hohe Kurie zu fragen, ob 

dieſer Verbeſſeruugs⸗Vorſchlag die erforderliche Linterftügung findet? 

FandtagsAMarſchall: Es wird zunächft zu ermitteln fein, ob die⸗ 

fer Borfchlag die erforderliche Unterftübung von 6 Stimmen findet. 
(Es gefchieht.) 

Graf Purghaus: Meinerfeits kann ich mich mit dem Votum 
der Abtheilung nicht einverftanden erklären, und zwar im Intereſſe 
dee Einheit unferer ſtändiſchen Verſammlungen, die überall zu beför- 
dern if. Ich betrachte es jedesmal als eine fchmerzliche Erfcheinung, 
wenn Die Sonderung in Theile ftattfindet, und glaube, daß darauf 
bingewirft werden muß, Dielen Fall fo felten als möglich eintreten 
zu laſſen. Wenn übrigens gefagt ift, daß eine Rechtöverlegung das 
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darch -flattfinde, wenn ein gehegter Wunſch nicht erſullt wird, ſo 
kaun ich mich dem nicht anſchließen, denn ich glaube, daß ein Ber: 
bleiben beim Beftehenven, wie auch von ber Minorität hervorgehoben 
worben dit, eine Rechtöverlegung nicht fein kann; ich glaube, daß 
ein wirklich vollſtaͤndig rechtlich begründeter Wunſch gewiß hinläng- 
liche Unterlügung finde, und iſt er nicht vollftändig begründet, fo wird 
wahrlic; feine Rechtsverletzung darin liegen, wenn er wegen dieſer Ve⸗ 
fdmmung nicht zur Kenntnißnahme Sr. Majeftät des Königs fommt. 
Prinz von Hohenlohe: Das geehrte Mitglied aus der Kauft 
dat angeführt, daß es Feine beichränienne Interpretation geweſen 
wäre, welche beftimmt bat, daß die Io in partes uicht fo ins Le 
bean treten darf, wie früher. Es ift allerdings ein beſchraͤnkender 
Befehl, denn der hochfelige König hat es ausdruͤcktlich ausgedehnt und 
hat dem Landtago⸗Marſchall damals Unrecht gegeben, daß er die In 
terpretation bei dem weftphätifchen Provinzial⸗Landtage gegeben hatte, 
and es iſt alfo fpäter, wenn ich nicht irre 1843, dieſes Recht befchränkt 
worben. Ich trete aber dennody ganz dem geſtellten Antrage bei. 
Referent Graf Aeyferling: Es handelt ſich hier, wie es ſchein, 
nur um den Ausdruck, denn das wird zugegeben werben müflen, 
daß das eine Gefeß einen weiteren, das andere einen engeren Be 
griff hat, und wenn flatt „beſchränkend“ das Wort „enger“ ge 
braucht würde, wird vielleicht die Verfammlung damit übereinftimmen. 
Graf Synar: Ich wollte dem fürftlihen Redner aus Schleflen 
antworten, daß es allerdings im Vergleich der einen Kabinetsordre 
mit der anderen ale Beſchränkung zu betrachten ift; daß Sr. Maje 
fokt in der Beftimmung vom Jahre 1843 aber nicht eine Declara⸗ 
tion über die Beſtimmung vom Jahre 1843 gegeben haben. In Bezug 
auf das Geſetz kann ich dies als Feine Befchränfung erfennen; in der fri- 
deren Kabinetsordre des hochfeligen Königs finde ich eine Erweite— 
rung der Gefehgebung. Deshalb habe ich gebeten, das Wort „Be 
fhränfung‘‘ fallen zu laſſen. 
son Guaſt: Wenn es ſich darum Handelt, daß eine unter: 
brüdte Minorität, d. h. ein Stand, der von den anderen Stänben, 
‚oder eine Provinz, welche von den andern Provinzen untereüdt 
wird, das Hülfsmittel hat, gegen einen Befchluß der Majorität dem 
Allerhöchften Heren ihre Meinung vorzutragen, fo kann ich nur den 
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Munſch Außern, "Daß dies beibehalten werde. Hier fcheint fein fols 
der Fall voranliegen; es handelt ſich hier nur um eine vereltelte 
Hoffnung. Es würde alfo fehr leicht fein, daß auf jedem Landtage 
nicht nur ein Fall, fondern viele Fälle vorfommen können, daß em 
Antrag von einem Stande, der die nöthige Majorität nicht erfangen 
würde, gemacht wird, um feine Minoritäts-Anficht dem Könige vor⸗ 
zutragen. Wenn auf dieſe Weiſe das Minoritäts⸗Gutachten jelbft- 
ftändig vorgetragen werben fönnte, fo wiirde dies ein indireftes Auf- 
geben ‚ver Beitimmung fein, daß zur Gindringung einer Petition zwei 
Drittel der Stimmen nöthig fein müfen. Auf dieſe Weife wirbe 
es möglich fein, daß noch nicht ein Drittel dazu gehöre. Da es 
ſich bier nicht um ein verletztes Mecht handelt, fondern nur um eine 
vereitelte Hoffnung, fo habe ich mich in der Abtheilung dagegen 
entfcheiven muͤſſen, und dies um fo mehr, da wir erft eine neuerliche 
Allerhoͤchſte Beſtimmung haben, in welcher Weife die Sache aufju- 
faflen ift, nämlich: durch die Allerhöchiten Deflarationen von den 
Sahren 1843 und 1345, deren völlige Aufrechthaftung ich nur drin⸗ 
gend wünfchen fann. 

Referent Graf von Amferling: Ich habe zu erwähnen, daß 
die Anwendung biefe weitere Auslegung gerechtfertigt hat; Das Ge⸗ 
feg ift immer in dem weitern Sinne angewendet worden. Erſt im 
Jahre 1343 iſt bei einem beſtimmten Anlaſſe eine engere Auslegung 
für einzelne Landtage feſtgeſetzt worden. 

Graf son Sierftsrpl: Was die Itio in partes der Stände 
anbetrifft, wie fie vorzüglich auf den Provinzial-Landtagen ftattfindet, 
fo führen die Anforderungen ber Zeit ſtets eine größere Einheit und 
Gleichheit der Stände herbei und bilden feitere Banden, als Stante- 
Erlaſſe zu bilden vermögen. Was jedoch die Itio in partes der 
Provinzen betrifft, wie fte ausichließlich auf dem General⸗Landtage 
ıftaktändet, fo muß dem Stande um jeben Preis daran liegen, bie 
&inheit ver Provinzen aufrecht zu erhalten. In deren Einheit Tiegt 
die. ſtaatliche Kraft. Ich ftimme daher für Erweiterung der Itio in 
partes auf PBrovinzial-Randtagen nnd für Beichränfung berfefben 
auf General⸗Landtagen. 

Graf von Purghaus: Es iſt angeführt worden, daß die weis 
31* 
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tere Audleguug eine längere Zeit beſtanden und erſt im Jahre 1843 
diefe engere Auslegung Platz gegriffen hat. Ich glaube, daß darin 
ein Grund mehr liegt, dieſe feftzuhalten, weil es fi der Verwal⸗ 
tung durd die Erfahrung dargeftellt haben mag, daß fie zuwedmäß- 
ger fei, und fonk fie ſich nicht zu Diefer Beſtimmung würde veranlaft 
geliehen haben. 

son @uaft: Ich glaube, hinzufügen zu müflen, daß vor dem 
Jahre 1834 dieſe Interpretation nicht beftanden hat. 

Fürſt Wilheln Nadziwill: Dies ift vor dem Jahre 1834 nicht 
zur Sprache gelommen; er im Jahre 1834 ift es fo amdgelegt 
worden und von dem hochfeligen Könige, che das Geſetz vom 27. 
März 1823 gegeben, fo interpretirt worden; er hat gefagt: 6 
will, daß es fo gehalten werde; daher hat die Abtheilung angenom: 
men, daß, infofern dies Geſetz für die Provinzial⸗Landtage Anwen 
bung finde, es dabei bleibe, was der König beſtimmt bat, infofern 
es aber Anwendung auf den Vereinigten Landtag finde, es in dem 
engeren Sinne, wie der jebt regierende König es beſtimmt hat, zur 
Ausführung fomme. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz son Preußen: Da der jebeömal 
regierende König der Gefehgeber iſt, fo bat er alfo auch wohl das 
Recht, das Geſeß feined Vorgängers nad) feinem beften Willen und 
Gewiſſen anders auszulegen. Wenn alfo der jehige König es anders 
interpretirt hat, als der hochfelige König, fo muß die letztere Inter: 
‚pretation als die gefebliche betrachtet werden. Darum glaube id, 
daß fie als volllommen zu Recht befteht und nicht, weil fie abwei⸗ 
chend von dem früheren iſt, nicht richtig ift. Ich glaube vielmehr, 
daß fie die richtige ift, weil fie fagt: es foll die Itio im partes 
eintreten, wenn eine Petition zum Beſchluß des Landtags erhe 
ben wird und durch dieſen Beſchluß fih ein Stand prägranirt 
fühlt. Die frühere Auslegung fagte aber; wenn eine Petition nit 
zum Befchluß erhoben wird, d. h. wenn die Majorität, alfo ber ge 
fammte Landtag, befchließt, daß die Sache nicht Sr. Majeſtät 
vorgelegt werde, fo foll doch der Widerſpruch einestheils eintreten bär- 
fen. Ich muß mich aber für die Interpretation von 1843 ansfpreihet. 

Graf von Sandsberg-Gchmen: Auf Grund der Interpretation 
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vom Jahre 1843 glaubte ich bei einem früheren weſtphäliſchen Land» 
tage vie Itio in partes vermeigern zu müflen. Darauf wurbe 
mir der Beſcheid vom Jahre 1834 ertheilt, und dies hat mich vers 
anlaßt, mich in einem anderen Kalle nach diefem Befcheide vom Jahre 
1834 ‚zu richten, worauf mir der Befcheid vom Jahre 1843 ertheilt 
iſt, und hiernady habe ich mich hei dem Iedten Brovinzial-Lanbtage 
gerichtet. Es wurde beantragt, wie jeht, daß die vorige Interpre⸗ 
tation ins Leben treten fell; dieſer Antrag iſt jedoch nicht durchge⸗ 
gangen. Dies wollte ich mir zur faftifchen Aufklärung zu bemerken 
erlauben. 

Fürft zu Hehenlehe: Die vierte Abtheilung ift weit entfernt, 
zu glauben, daß das Gefeh nicht abzuändern und nicht wirklich ab» 
geändert fei. Sie hat nur darin einen Grund zu finden geglanbt, 
den Antrag ze befleworten, da der Gejehgeber, der das Grfetz ins 
Leben hat treten Iaften, damals es fo interpretirt hat. Sie Hat dies’ 
nur ald einen Grund angeführt. 

Neferent Graf Aeyſerling: Die Rechtöbeitändigkeit und Rechts⸗ 
göftigfeit dieſer Interpretation wird von der Abtheilung nicht in 
Zweifel gezogen. uf die Materie eingehend, fehlen ed aber nöthtg 
zu fein, daß die Sonderung in Theile auch da beflche, wo ein ne⸗ 
gativer Beichluß gefaßt wird, indem biefer doch immer An Beſchluß 
bleibt und die Medyte des einen Standes dadurch befchränft werben’ 
fönmen. Wir wollen und den Fall denken, daß auf einem Provin⸗ 
zial⸗Landtage der Bauerftand für die Sicherung feines Beſtehens 
nun feiner Eriftenz beantragt, daß die Konfolivirang des Bauergntes. 
mit dem ritterfchaftlichen Grundbeſitz befchränft werde, und daß dieſer 
Antrag nicht die Majorität für fi hat, fo würde dadurch dieſer 
Stand benadjtheiligt werden, indem er nad) biefer Interpretation 
nicht die Befugniß hätte, die Bitte um Befeftigung feines Standes 
St. Majeftät vorzulegen. Died würbe eine Beeinträchtigung in feiner 
Entwidelung, in feinen beftehenden Zufländen durch abgefihnittene 
Beantragung feiner gefeblichen Sicherung enthalten. 

Graf Sanbsberg-Gehmen:.. Damals, als vieler Kal vorfam, 
fam es darmıf an, zu fagen, was nach dem Geſetz Hectens fein 
mäfle, und ich habe mir erlaubt, jedesmal zu thun, wie Ich es dem 





Mechte entfprechenn angeichen babe. Seht allerdings iſt wie Sache 
audero; es handelt fidh hier de lege ferenda; danach kann mau 
fids entichließen, ob man Die eine oder die andere Interpreiation von 
Sr. Maieflät erbiiten wolle. 

Referent Graf von Keyſerling: Eo ſchien bei der ſonſt gerecht⸗ 
fertigten verſchiedenen Gliederung der ſtändiſchen WBerfeffung, und 
namenilich bei der nach dem ganzen Beſthſtand gerechtiertigten und 
nötigen ungleichen Vertheilung der Stimmen in den Stänben, bie 
kio in partes eine nothwendige Sicherung jedes einzelmen Shanded 
gegen die eberwältigung durch die Llebrigen zu fein, wo die Inter 
chen ſich theilen und kollidiren. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz son Prenßen: Das könnte ſeht 
meit führen, wenn bei jedem Antrage, der geftellt, von ver Majos 
visät aber zurückgewieſen if, jedesmal einem Stande das Recht zus 
fieden folle, fein Privat Botum abzugeben und ſo gleichfam eine 
Petition an Se. Majeftät einzureichen. Netürkich darf der Stans, 
wenn er fih duch einen Beſchluß der Verſammlung prägravirt 
glaubt, feine Bedenken vortragen; aber bei einer Petition, die wicht 
zum Beichluffe erhoben wird, dennoch ein Votum abzugeben, das 
finde ich au weit führend. 

Graf won Yurghans: Ich glaube, daß, wenn das Beiſpiel 
richtig wÄre, welches der Herr Referent anfühete, man annehmen 
müßte, daß ſich ein einzelner Stand in einem rechtsverletzten Ju⸗ 
Rande befünde. Bon dem Gefichtöpunfte kann ich. nicht ausgehen; 
ich kamm nur davon ausgehen, daß überall in unferem Staate ſich 
giädticherweife fein Stand in einem rechtöverlesten Zuſtande befindet, 
fondern in volllommenem Rechte. Wenn es demnach Bei dem Be 
fhehenven verbleibt, fo kann ic; niemals eine Rechtsverletzung  barik 
erlennen. 

Meferent Graf von Keyſerlingz: Ich muß wicht richtig ver⸗ 
ſtanden worden fein. Es iſt nicht ſowohl eine Rechtsverletzung, als 
daß die Entwickelung der Verhaͤltniſſe eine Sicherung nöthig macht. 

Es Infien ſich zwei Fuͤlle denken, einmal die Meqchtsverletzung 
und anberenibeild die Sicherung eines Zuſtaundes, welche. Autraͤge 
naͤchig machen. Im Laufe der Zeit und des BeuehreTännen Zu 
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fände vorkommen, wo es beingend nöthig wird, durch neue geſetz⸗ 
Ihe Beftimmungen das Beſtehen von Verhältniſſen zu ſichern, und 
auf ſolche Verhaͤltniſſe bezieht ſich dieſes Recht. Ich glaube, daß 
die erweiterte Interpretation des Geſetzes üͤber Ausübung Der Sen: 
derung in Theile aber auch jetzt unbedenkllich gefahrlos iſt, wenn wie 
auf den Erfolg ſehen. Der Erfolg würde darin beſtehen, daß eine 
ſolche Itio in partes nicht allein als Antrag des Standes an die 
Stufen des Thrones käme, indem neben demſelben der Antrag ber 
Majorität Sr. Majeftät vorgelegt wird, welcher letztere alfo durch 
fein Gewicht volllomnen im Stande fein würde, den Antrag bes 
einzelnen. Standes aufzuwiegen, ſoweit die inneren Gründe dafür 
ſprechen. Es fol dieſe Beſtimmung nur zur :Beruhigung und Sir 
derung des Standes dienen, die befonderen. Anfichten und Wunſche 
über nie befanberen Intexeffen an den Thron zu bringen. . 

Graf Aynax: Ic würde mir. erlauben, geltend zu makes, 
daß die Anſichten ſich jeht einigermaßen gegen die vom Jahre 1843 
geändert haben. Das gegenwärtige Geſetz für den Bereinigien Band» 
tag fagt im $. 17: (ſ. Bd. I. ©. 89.) 

„Hält bei einem Begenflanpe, in Hinficht deſſen das Intereſſe der verr 
ſchiedenen Stände oder Provinzen gegen einander gefchieden ift, ein Stand 
oder eine Provinz durch einen nach Vorſchrift des $. 16 zu Stande gekom⸗ 
menen Beichluß fi} verlegt, fo findet eine Sonderung in Theile ftatt, ſobalb 
eine Mehrheit von zwei Deitttheilen dieſes Standes oder biefer me “ 

‚ rim FL J 

Da iſt kein Unterſchied gemacht, von welcher Art der- Beſhin 
jſt, und. bie Sonderung in Theile ift unter: allen Umſtaͤnden geſtattet 
werben. Ich follte glauben, daß das, was für ven Bereimigien Lands 
tag- gilt, auch ohne Gefahr bei Dem Provinzial sLanbtage Anwendung 
finden kann. 

Referent Graf von Kenfeling: Nach ver. ganzen Sage unſerer 
Geſetgebung kann ſich dies nur auf die Provinzial⸗Landtage ber 
ziehen, denn für ben Vereinigten Landtag. iſt die Itio in partes im 
den Einzelheiten überhaupt nicht feſtgeſtellt. Es ift für die Fälle, 
wo folche bei geſonderten Kurien eintritt, nicht feſtgeſtellt, wie das 
Berhäktuig im. ber erften Kurie fein murde, und deshalb fand es dir 
Abtheilung wohlbegrundet, da ach ‚nie. Buwie der drei Staͤnde ide 
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darauf hinwies, dieſe Seite ganz unberuͤhrt zu laſſen und nur dar⸗ 
auf hinzuweiſen, was bier undeutlich war, naͤmlich daß ſich das ans 
gezogene Geſetz und feine Interpretation nur auf Provinzial Land: 
tage beziehen. Es ift auch noch hervorzuheben, daß die Gegen: 
ſtände der Berhanblung der Provinzial» Landtage jept vereinfacht 
and befchränft worden find, indem benfelben nur die provinziellen 
Grgenftände zur Berathung vorliegen; und dabei würbe um fo we: 
niger die Itio in partes zu bejchränfen oder als beforglich zu be: 
trachten fein. 

Graf su Beims-Barnty: Ic halte eine Uebereinſtimmung in 
den Landtagen ebenfalls für ſehr wünfchenswerth und fihlage fie hoch 
an. Auf der anderen Seite fürchte ich aber nidyt die Itio in -partes; 
wo eine Verlegung eines Standes wirklich flattfindet, halte' ich fie 
für durchaus nothwendig. Ich mache aber darauf aufmerfam, daß 
nach den beftehenden Beftimmungen der Gefehgebungen für die Pro: 
vinzial« Landiage und der Landtags» Abfchiebe die Ido im partes 
bei allen den Yällen, die hier vorliegen, nicht Platz greifen kann, 
weil, träte fie ein, die Befimmung, wonach zwei Drittel der Stim- 
men der Berfammlung erforberlidh find, um einen Petition an ©e. 
Majeftät gelangen zu laſſen, meift ilfuforifch werden würbe. Wenn 
ein ganzer Stand fich in der Minorität befindet und die Itio in 
partes vorjchlägt, würde das Petitum, von der ganzen Berfamm: 
lung angenommen, durch die Itio in partes aufgehoben werben. 
Es würde alfo jedenfalls auf die Wirkſamkeit der Provinzial⸗Land⸗ 
tage fehr flörend einwirken, wenn dieſe Beſtimmung nicht flattfände: 

Se. Majeftät der König haben in dem Landtags⸗Abſchiede fit 
die Provinz Weftphalen, ich glaube 1843, die Beſtimmung getroffen, 
baß die Itio in partes nicht flattfinden ſoll, fobald der gegenwaͤr⸗ 
tige Zuftand nicht geändert wird, und ich glaube, daß Dies vorzugs⸗ 
weife aus dem Geſichtspunkt gefchehen tft, um die Beſtimmung aufs 
recht zu erhalten, daß zwei Drittel der Stimmen erforberlich find, 
um eine Petition an Se. Majeftät den König gelangen zu lajlen. 
KRüdfichtlich der neueren Gefehgebung durch das Patent vom 3. Fe 
bruar findet allerdings eine Webereinftimmung mit jener Berfügung 
nicht ſtatt, da für ben Vereinigten Landtag bie Itio in partes lelchtet 
erfolgen Tann. 


Meferent Graf von Keyſerling: Der Anficht, daß vie Itio in 
partes einen Beichluß des Landtags oder feine Majorität aufhebe, 
kann ich nicht beitreten. Der Erfolg ift immer nur der, daß nicht 
ein Betitum, fondern die verfchiedenen Beſchlüſſe als Betita der 
einzelnen Stände an Se. Majeftät den König gelangen. Dies ver; 
ſchränkt alfo nicht, daß ein Petitum, welches im Intereſſe eines 
Standes geftellt worden, Sr. Majeftät dem Könige vorgelegt wird, 
und führt herbei, daß die verfchiedenen Anfichten und Wuͤnſche neben 
einander an den Thron gebracht werben dürfen. 

Graf von Solms-Baruth: Dann ift es aber nicht mehr eine Pe⸗ 
tition des Landtags. 

Graf von Sandsberg-Gehmen: Es ift allerdings die Schwie- 
rigfeit in Anregung gebracht worden, wie in dem Falle die Sache 
an Se. Majeftät den König gelangen kann; da fein Beichluß ge- 
faßt ift und dennoch Die Itio in partes ftattfinden fol, fo lag nichts 
vor, woran man die Gutachten anfnüpfen konnte. Es war erlaubt, 
ein befondered Schreiben zu machen, mit Bezug auf das Ergebniß, 
und es find dem unterthänigften Schreiben an Se. Majeltät den König 
vier Gutachten beigefügt. So hat man die Sache zu löfen geglaubt, 
und ich bin diefer Anficht beigetreten, weil ich glaubte, daß fle auf 
andere Weiſe nicht gelöft werden könne. | 

Fürft zu Hohenishe: Ich glaube in dem Fall einer Itio in 
partes, daß es einfach dem Landtags: Marfchall obliegt, ‘den Be: 
ſchluß dem Landtags» Komiffarius anzuzeigen, ber ihn zur Kenntniß 
des Königs zu bringen hat. 

Sandtags- Marfhali: Wenn feine Bemerkungen weiter er⸗ 
folgen, fo femmen wir zur Abftimmung. Die Krage ifl auf den 
Antrag der Abtheilung gerichtet, welcher noch einmal zu verlefen ift. 

Meferent Graf von Keyſerling (tief den Antrag noch einmal vor): 

„daß dem Beichiufle der Kurte der drei Stände unter der näheren Beflimmung 
beizutreten fei: 
des Könige Majeflät allerunterthänigft zu bitten, die in dem Landtags⸗-Abſchiede 
vom 30. Dezember 1843 enthaltende befchränfene Interpretution in Betreff der 
Sonderung in Theile nicht weiter in Anwendung zu bringen, vielmehr die uns 
befgränfte Anwendung der dieſerhalb beftehenden gefeglichen Behiwmunget in 
Uehrreiuftimmung mit deu Mlierhädiftien Kabinets⸗Ordre vom 25. Mär 1834 





ausſchließlich für die BProvinzialstandtiage, ohue Anwendung auf den Ber: 
einigten Landtag, Allergnäpigft zu geſtatten.“ 

Jandtags -Marſchall: Die Frage ift alfo in der Weife geftellt, 
ob die Verſammlung dem Antrag der Abtheilung beijtimmt, und 
Diejenigen, welche beiftimmen, würden dies durch Auffteben zu er- 
fennen zu geben haben. 

(Tas Ergebniß der Abjtimmung ift 26 für den Antrag 
und 17 dagegen.) 

Die erforderlihe Majorität von zwei Dritteln ift 
nicht vorhanden, es ijt alfo feine weitere Frage erforderlich. 

Prinz Birsn: Ich bitte darum, daß das Stimmen-Berhältniß 
im Protokoll angegeben werde. 

Sandtags- Siarfhall: Dies wird in der Weife, wie es feft- 
geftellt ift, erfolgen. 

Mir kommen jet zu einem anderen Gegenftand, nämlich zur 
Berathung über die Mittheilung der anderen Kurie über den An- 
trag auf Vorlegung des Entwurfes zum neuen Straf: 
Geſetzbuch an den DBereinigten Landtag; ich erfuche den 
Heren Referenten, Domprobft von Krofigf, den Bericht zu er: 
ſtatten. 

von Kroſigk: Der Antrag der Drei-Stände-Kurie lautet 
folgendermaßen: (Vergl. die Verhandlungen der Staͤnde-Kurie 
Bd. V. ©. 84. Br. VI. ©. 332.) 

(Lieft vor): 
„Se. Majeftät den König zu bitten, das neue Strafgeſetzbuch dem nächſten 
Vereinigten Landtage zur Berathung vorlegen, den Entwurf deſſelben vors 
her veröffentlichen und eine Borberathung deſſelben durch einen aus ven vers 
ſchiedenen Provinzen zu ernennenden Ausſchuß eintreten zu laſſen.“ 


Diefer Antrag ift hervorgerufen durch eine Petition des Abge⸗ 
ordneten Dittrich. Derſelbe hat infofern einen ungewöhnlichen Gang 
genommen, als der Abgeorbnete Dittridy darauf angelragen haite, 
um baldige Emanation des Strafs®efepbuches zu bitten. Der Aus⸗ 
ſchuß fand fi bewogen, über dieſen Antrag das Sentiment des 
Kommiſſarius zu erbitten, und deſſen Auskunft ging dahin, daß bereits 
Einteitungen getroffen wären, dad Straf⸗Geſetzbuch in Der nuchſtan Zeit 
ins Leben treten zu laſſen. Nur in Veziehung auf die Rheinprovinz 
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hatten ſich noch einige Hindernifſe vorgefunden, mit deren Beſeitigung 
man. fi dermalen befchäftigt. 

Die Abtheilung fand fich hierdurch veranlaßt, ihre Gutachten da⸗ 
hin abzugeben, daß biefer Petition nicht Folge zu geben fü. Bei 
dem Bortrage in pleno der Drei-StändesKuric trat diefe der Au⸗ 
ſicht der Abtheilung bei; fte fnüpfte aber daran den Antrag, daß 
man biefe Gelegenheit benntzen möge, St. Majeftät dem Könige ven 
Wunſch vorzutragen, das Strafgeſetzbuch dem’ nächiten Vereinigten 
Laudtage zur Berathung vorzulegen, den Entwurf vor der Berathung 
zu veröffentlichen und eine Borberathung durch einen aus den ver« 
ſchiedenen Provinzen zu ernennenden Ausſchuß eintreten zu laſſen 
Nachdem dieſes Gutachten zur HerrensKurie herüber gegangen If, 
konnte es ſich der diesſeitige Ausſchuß nicht bergen, daß der Antraug 
dee Drei⸗Stände⸗Kurie gerade das Entgegengeſetzte von dem bes 
antragt, was in der Abſicht des Abgeordneten Dittrich gelegen 
indem derſelbe gewänfcht hat, die Emanation fo zu befdyleunigen; 
daß das Strafgefegbuch in der nächften Zeit erfcheine, wogegen det 
Antrag der drei Stände dahin ging, den neuen Entwurf des Gtrafs 
geſegbuches erſt dem Vereinigten Landtage vorzulegen, wodurch bie 
Gmmwation ded neuen Strafgefegbuches in eine Kerne‘ von mindes 
Hend 10 Jahren hinausgefchoben werden wilde. Dem wenn man 
aud) annehmen wollte, daß der Landtag in A Fahren wieder zufints 
men fomme, auch felbft in fürgerer Zeit, fo würde zwar die Vorlage 
erfolgen, die Berathung würde aber auf dem gewöhnlichen Wege 
gefihehen, die auf 6 bis 8 Wochen zu berechnen wäre. Dabei weise 
voraußfichtlich eine große Menge von Ausftellungen gemadt werdon 
die von neuem zur Berathung des Staats, Minifternms kommen 
müßten und nad Maßgabe der Umflände und der Wichtigkeit Fer 
gemachten Erinnerungen eine abermalige Ilmgeftaltung des gamzen 
Geſehbuches zur Folge haben können. Umer dieſen Umſtanden bit 
bie vierte Ahtheilung ihr durch eine Majorität von 10 gegen 3 Stim⸗ 
men gefaßtes Gutachten dahin abgegeben, dem Petitidns⸗Antrage der 
Drei⸗Stande⸗Kurie uicht beizutreten; jedoch auch dem Antrage dei 
Abgrordneten Dittrich feine Folge zu geben, da nach ver Eeflärung 
des. Herrn Kommſſarius die Angelegenheit dergeſtalt im Change jet, 





daß die Emanation in Kurzem zu erwarten flieht. Die Auſicht der 
Minorität, die fi) dem Antrage der Drei-Stände-Kurie angeſchloſ⸗ 
fen, iſt hauptfächlich dadurch motivirt, daß die Borlage des Entwuris 
zum Strafgefehbuche an den Bereinigten Landtag gefeßlich vorge: 
fchrieben ſei. Dem ift aber von der Majorität entgegengeftellt wor: 
ven, daß die Borlage bereits an die ProvinzialsStände, ald bas 
gefebliche Organ des Landes, erfolgt und dadurch den Anforderungen 
des Geſetzes im allfeitigen Intereſſe völlig genügt fei. 

Graf zu Pohne-Sauh: Ic habe in der Abtheilumg zur Mi⸗ 
norität gehört, indem ich, obwohl den Uebelſtand einfehend, wenn 
die Emanation des Strafgefebes noch länger verzögert würde, mid 
wicht enticheiven konnte, dem Antrage ber Kurie der drei Stände 
entgegen zu flinmen, weil dad Strafgefegbuch von einer der bedeu⸗ 
tendften und volfreichiten Provinzen des Staates, von der Rhein 
Provinz, noch nicht berathen worden ift, fondern von ben Ständen, 
als es ihrer Berathung vorlag, abgelehnt worben if. Wenn das 
Strafgeſetzbuch für die ganze Monarchie gelten fol, fo muß es aud 
für die Rhein-Brovinz in Anwendung treten, und es exfcheint mir 
daher nothwendig, daß der Beirat, viefer Provinz dem Geſeh mich 
fehle; und nur aus dieſem Grunbe habe ich ber Kurie ber brei 
Stände beigeſtimmt, daß das Strafgeſetz entwerer noch einmal bem 
Bereinigten Landtage vorgelegt oder die Berathung darüber von det 
Rhein⸗Provinz nachgeholt werben müßte. 

‚Graf Itaenplitz: Ich möchte bringen beantragen, viefer Per 
tition der Kurie der drei Stände feine Folge zu geben. Die Gründe 
find ſchon von dem Herren Referenten angeführt worden umb na 
wentlich geſagt, Daß das Gefeh fchon den acht Provinzial⸗Landtagen 
worgelegen habe; auch der rheiniſche Provinzial-Randtag hat eine 
Abtheilung ernannt, weldhe das Gefeh geprüft hat, dieſe hat den 
Bericpt erfattet, und darauf hat der Landtag einen Beſchluß gefaßt, 
alfo war auch ver Rheinprovinz die Gelegenheit gegeben, die Sache 
zu erörtern, und bat fie dieſe Belegenheit nicht vollſtändig benuht, 
fo, glaube ich, haben es fich die Vertreter ver ‘Provinz ſelbſt zuzu⸗ 
ſcheeiben. Mine Verbeflerung des Strafgeſetzbuches, was jet noch 
bei uns gilt, iR in jegiger Zeit als dringendes Bedürfniß an 
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‚gertennen. Ich erinnere nur an bie Theorie über die Veſtrafung 
des zweiten und brüten Diebflahls und an den Zuſtand der Gefehe 
über Injurien. Es find ſchon viele Staaten Deutſchlands uns da⸗ 
mit vorangeeilt, und die meilten Provinzen wünfchen bafd in ‚ben 
Befis eines verbeflerten Kriminalrechts zu fommen. Wie wir gehoͤrt 
haben, ift der Gefeh-Entwurf von 7 Provinzen reiſtich berathen 
worden und für biefe ziemlich zur Bublifetion reif, nur rüchſichtlich 
der Rhein⸗Provinz foll noch eine Konferenz mit prafriichen Rechto⸗ 
kundigen ftattfinnen. Jedenfalls würde alfo ein weiterer Aufſchub 
für die anderen Provinzen unnöthig und ed möchte ſogar für das 
Land nachiheilig fein, wenn man den ganzen Geſetz⸗Entwurf noch 
mals dem Bereinigten Landtage vorlegen wollte. Es ift hierzu um 
fo weniger ein Grund vorhanden, als bei der Prüfung des Geſetes 
mit der größten Liberalität verfahren iſt; der Geſetz⸗ Entwurf iſt ale 
len Ober⸗Landesgerichten mitgetheilt, es find alle Regierungen dar⸗ 
über befragt, das Geſetz ift gedruckt und vertheilt worden, und einem 
Jeden, der fid) darüber hat ausfprechen wollen, dazu Gelegenheit 
gegeben worden. Aus diefem Material ift eine Zufammenflellung 
gemacht und dieſe if bei der Reviſion des Geſetzes berüdfichtigt 
“ worben, und ber Gefep-Entwurf hat nach der Berathung durch die 
Provinzialstandtage ſchon wefentliche Modifikationen erfahren. Wenn 
es nun nodymald vor den Bereinigten Landtag gebradyt werden 
follte, und dies vielleicht auch noch mit den anderen Geſetzen ges 
ſchehen follte, weiche auch ſchon den Landtagen vorlagen und ſich 
jegt auch in der Enpberathung befinden: 3. DB. die Wege-Örpnung 
und andere, fo weiß ich in der That nicht, wie wir endlich dazu ge⸗ 
langen follen, die Geſeze zu befommen, die gewünſcht werden. Ich 
wärde alfo darauf antragen, der Bitte der Kurie der drei Staͤnde 
feine Folge zu geben. 

Für Syner: Ich erlaube mir, an den verehrten Herrn Refe⸗ 
renten bie Frage zu richten: ob ver Abtheilung vielleicht darüber 
Nachricht zugefommen ift, daß gleichzeitig mit dem zu erwartenden 
Straf-&efepbuche auch eine neue Kriminal⸗Ordnung zu emamireh 
fein werde? Beide Geſetze ſtehen nach meiner Anficht in einem uns 
zerirennlichen Zufammenhange. Der frühere Entwurf des Straf⸗ 
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Geſehbuches ift, wenn mid) mein Gedaͤchtniß nicht trügt, von dem 
Brandenbnrger Provinzial⸗Landtage hauptſächlich um Deöhalb abge- 
lehnt worden, weil ein großer Theil der Stände der Auſicht wer, 
va man fich über das Materielle deſſelben fein vollſtändiges Ur⸗ 
qheil bilden Eänne, ohne die Form zu kennen, in weldyer er ins 2e- 
ben teten folle. 

‚ Referent von KArofigk: Darüber kann ich feine Auskunft er⸗ 
heilen, und wenu eine gewünſcht wird, fo kann joldye nur durch ben 
Den Herrn Lanbtagd-Kumminar ertbeilt werben. 

Graf Ztzenplitz: Ich glaube aus einer Aeußerung des Herm 
IAſtiz⸗Miniſters entnommen zu haben, daß das neue Kriminal⸗Geſetz 
beijer zu dem öffentlichen und mändtichen Berfahren, weiches in Ber⸗ 
lin eingeführt worden if, paßt, und es iſt wünſchenswerth, daß ee 
bald publizirt werde; im Uebrigen habe ich auch in ber Abtheilung 
keine weitere Notiz empfangen und glaube, daB biefer Entwurf ſich 
ae auf den materiellen Theil bezieht, nicht aber auf ven formellen. 

Minister Eichhorn: Ich kann dies beftätigen; es handelt ſich 
nur um dad materielle Straf-Geſehßbuch. Gegen den früheren 
Entwurf find nicht allein vom Rheine her, fordern auch von anderen 
Propinzial-Ständen Bebenfen darüber erhoben worden, daß bei dem 
meierielen Gefege nicht überall das Strafverfahren beriditchiigt 
worden fei. Diefe Bedenken hat man bei der lebten Revifion des 
Straf⸗Geſetzbuches näher in Erwägung gezogen uud zu erledigen 

geſucht. 

Graf Solms -RBaruth: Wenn ein Geſetz vor at Provinzial: 
Landtagen geweſen iſt, fo wüßte ich feinen Grund bafür anzuges 
ben, daß «8 nochmals der Prüfung des Vereinigten Landtags über: 
gaben werben fol. Das Erſcheinen des Geſetzes kann dadurch nur 
verzögert werden. 

Graf York: Es iſt nicht anzunehmen, daß hie Provinz, welche 
das Eeſetz abgelehnt hat, feine Notiz von der Berathung genommen 
Habe, die Gelegenheit hat fie doch dazu gehabt, und id) könnte einen 
Geſchaͤftsgang unicht billigen, der, wenn das Geſetz auch aus prinzi⸗ 
viellen Gründen abgelehnt wurde, es nicht Doch eventuell Serogrwyh 
für Paragraph beriethe. 
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Se. Konigl. Hoheit der Yrinz son Preußen: So viel ih wi 
erinnere, hat der rheiniſche Provinzial⸗Landtag aus weiter nicht. zu 
erörternden Gründen erflärt, daß er auf eine weitere Beratumg des 
Strafgefepbuches nicht eingehen könne; zugleich hat er erflärt, die 
Beratbung feiner Abtheilung zu der feinigen gemacht zu haben. 
Diefe Erklärung it daher zu Sr. Majeftät gelangt, und ber Laudtag 
it in dieſem Sinne in dem Landtags-Abjchied befchieden worden. Sch 
glaube, daß die Berathung in dieſer Beziehung erledigt ift, und aus 
diefem Grunde trete ich ganz der Anficht bei, daß feine Petition an 
Se. Majeftät eingereicht werde. 

andtags Maxrſchall: Wenn feine weitere Bemerkung erfolgt, 
fo fommen wir zur Abſtimmung. Diejenigen, welche dem Antrage 
der Abtheilung beiftimmen, würden dies durch Aufitehen zu erfen- 
nen geben. 

(Dies gefchieht.) 

Dem Antrage ift beigeftimmt worden ‚und dadurch der Beitritt 
der Herren: Kurie zu der Betition der Kurie der drei 
Stände abgelehnt. 

Wir fommen zu der Berichterftattung über die Mittheilung der 
Kurie der drei Stände in Bezug auf den Antrag wegen Einfüh- 
rung des Öffentliden und mündlihen Berfahrens in 
alten Theilen der Monardie, in welchen die allgemeine Kri- 
minal-Orbnung gilt; ich bitte den Domberrn von Rabenau, den 
Bericht zu erftatten. 

Referent non Nabenan: Das Geſetz vom 17. Juli v. I. wer 
gen des öffentlichen und mündlichen Verfahrens in Kriminalfadgen 
hat mehrere Petitionen hervorgerufen, die fid) darin Fonzentricen, 
dag Sr. Majeftät die Bitte vorgelegt werde, dies Geſetz auch in 
den Theilen der Monardjie einzuführen, in denen die Kriminal- 
Ordnung vom Jahre 1805 noch gilt. 

In ver Drei-Stände-Kurie iR ein Gutachten darüber abgegeben 
worden, welches dahin lautet, daß Ce. Majeftät der König gebeten 
werden möge, dieſes neue Geſetz weiter zu verbreiten in ben be- 
treffenden Theilen der Monardjie. Aber der Beihluß im Plenum 
iR dahin ausgefallen: Im Allgemeinen zu bitten, daß in denjenigen 
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Theilen der Monarchie, mo das Landrecht gilt, ein öffentliches und 
mündliches Verfahren bei ven Kriminal⸗Unterſuchungen eirgeführt 
werben möge. ( Vergl. die betreffenden Verhandlungen Bd. V. S. 38. 39ff.) 
Bon der Drei⸗Stände⸗Kurie iſt die Sache an die Herren-Kurie 
abgegeben worden, und das Gutachten der erften Abtheilung ber 


heren Burke lautet, wie folgt: 
Sutadhten 
der erfien Abtheilung der Herren: Kurie 
über 
die Petition der Knrie der drei Stände vom 31. Mat d. J., be: 
treffen» die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Krimi: 
nalsBerfahrens auf alle Theile der Monarchie, in welden bir 
allgemeine Rriminal:Ordunng gilt. 

Die bezeichnete Petition bezwedt ihrem Inhalt und ihrem Schluß: Antrage 
gemäß weiter nichts, als an die Etufen des Throne die allerunterthänigie 
Bitte niederzulegen: 

bag die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminals Ber: 
fahren auf alle Theile der Monarchie, in welchen die allgemeine Kri⸗ 
minal-Orbnung gilt, mit Befeitigung der etwa entgegenftekenden His 
dernifie, befchleunigt werben möge. 

Hierduch werden bie Gränzen deutlich vorgezeichnet, in denen fi tat 
jeßige Gutachten zu bewegen hat. Es kann alſo hier nicht erörtert werden: 

ob und wie etwa das in Frage feiende KriminalsBerfahren einzufuh⸗ 
ren fein dürfte? 

Dies liegt außer dem Bereich der Petition, auch haben Cr. Majeſtaͤt unſer 
Allergnädigfter König im Eingange des Geſetzes vom 17. Juli v. 3., betreffend 
das Berfahren in den bei dem Kammergericht und Kriminalgericht zu Berlin zu 
führenden Unterfuchungen, in landesväterlicher Huld bereits anszufprechen geruft, 
daß die Winführung eines mündlichen Verfahrens vor dem. erfennenden Krimis 
selzichter in allen Brovingen, in welchen das Allgemeine Landrecht gilt, Ale: 
hoͤchſt beabfichtigt wird. 

Daß diefes neue Verfahren, obgleich es erfi feit dem I. Oltober v. 3. bier 
in der Refivenz eingeführt ifl, die ermünfchtcften Erfolge gehabt hat, daß es über: 
all im ganzen PBaterlande mit Beifall begrüßt worden ift, bedarf wohl keines 
weiteren Beweiſes, und in ber anerfannten Zweckmäßigkeit viefes Werſahrene 
diegt der Grund, weshalb auch die betheiligten Provinzen mit einem gleichen 
Guadengeſchenk, wie die Refidenz Berlin, baldigſt beglüdt zu werden wünfden 
Zur Ausführung diefes Wunfches find zwar ſchon Seitens des hohen Gouverne⸗ 
ments vorbereitende Schritte gethan, mie dies mit Danfbarfeit anzuerfennen if; 
aber dennoch wird unfer Allfergnädigfter König und Herr die Bitte um Beſchlen⸗ 
migung ber Cache huldreich aufnehmen, indem biefe Bitte zugleich ein faule? 
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Zengniß giebt; daß das Befek vom 17. Juli v. I. und bie Allerhöchſte Kabinets⸗ 
Ordre dom 7. April d. 3. über bie erweiterte Deffentlichleit des Kriminal⸗Ver⸗ 
fahrens ungetheilten Beifall in allen Theilen der Monarchie gefunden hat. 

Es bleibt nur noch zu erwägen, ob etwa im Schluß: Antrage der Betition 
ſpeziell auf die eben allegirten, für Berlin gegebenen Geſetze Bezug zu nehmen 
fein dürfte. 

' Diefe: Brage ift fchon in der Kurie der drei Stände erörtert, aber verneint 
(eonf. Pesto vom 21. Mai d. J.), weil namentlich bas für Berlin gegebene 
Belek noch Umänberungen zu erleiden haben würde, um für die Provinzen zu 
paſſen. Diefe Anficht würde um fo mehr zu aboptiren fein, als es nicht anges 
meflen erfcheinen dürfte, der Alferhächften Entſchließung Sr. Majeftät durch Als 
legirung des friiheren Geſetzes irgend wie vorzugreifen. 

Das Gutachten der erfien Abtheilung geht einſtimmig dahin: 

daß der anliegenden Petition der Knrie der drei Stände vom 31. Mat 
d. J. lediglich beizutreten ſein würde. 

Berlin, den Il Inni 1847. 

Die erſte Abtheilung der Herren: Kurie. 
Graf von Landsberg: Gchmen. Graf von Harbens 
berg. von Keltfch. Graf zu DoßnasSchlobftten. 
Garit zu Wied. Graf Ziethen. Fark Sullomwslt. 
von Rabenan, als Referent. 


Es dürfte vielleicht angemeffen fein, auf die Vorzüge des neuen 
Keiminafs Verfahrens mit wenig Worten hinzuweifen. Das neue 
Kriminats Verfahren, wie es in dem Gefete vom 17. Juli v. J. für 
die hieſige Reſidenz gegeben ift, hat zunächſt den Vortheil der Bes 
fhleunigung. In Folge dieſer Befchleunigung wird die Lnterfus 
hungshaft nicht fo lange dauern, als bei dem Verfahren, wie es 
die. Kriminal- Orbnung von 1805 vorfchreibt; es werden folglich auch 
die Koften vermindert werden, welche für die Zahl der Angefchul« 
digten bisher erforderlich wuren. in zweiter und hauptfächlicher 
Bortheit ift der, daß bei Einführung des neuen Geſetzes die Strafe 
raſch auf die That folgt und daher wirffamer iſt. Die kurze Zeit 
meines Hierfend in der Mefidenz habe ich oft dazu benmbt, ben 
Sttzungen der Sriminal- Gerichte fowohl in erfter als in zweiter Ins 
ſtanz beizuwohnen, und e8 hat ſich mir immer mehr und mehr der‘ 
Wunſch aufgevrängt, daß des Königs Majeftät diefes Verfahren 
bald auf die übrigen Provinzen ausdehnen möge. Nach dem biöhes 
tigen Kriminalderfahren war die Theorie über den Beweis eine 
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wahre. Feſſel für den Richter. Er kannte, wenn er auch die Ueber⸗ 
jeugung. von Schub oder Unſchuld hatte, nicht immer tiefe Ueber⸗ 
jeugung ausſpeechen. Da waren ihm Schranken gefeßt, welche je- 
der Richter gern befeitigt zu fehen wünfchen wird. Diefe Schranfen 
find niedergerifien durch das neue öffentliche Verfahren. Es wird 
dem Richter freie Hand gegeben. Cr kann feine Ueberzeugung von 
der Schuld oder Unſchuld ausfprechen, und dadurch wird ein ferne 
ver Nebelſtand befeitfgt, den die Kriminafordnung hatte, nämlich auf 
alißerordentliche Strafen erfennen zu müſſen. Die außerordentliche 
Strafe if ein Mittelding zwifchen Unfchuld und Schuld, und daher 
ein Unding zu nennen. Hier in Dem neuen Derfahren ift biefer Ue⸗ 
bdelſtand befeitigt, und ich glaube, daß auch ven dieſem praftifchen 
Gefichtöpunfte aus das vorliegende Gutachten von der hoben Ber: 
fammlung befürwortet werden wird. 

Graf von Burghaus; So viel id) äußerlich vernommen habe, 
if die hohe Staats «Verwaltung eifrig damit befchäftigt, dieſes Kri- 
minal- Verfahren überall da einzuführen, wo .die Räumlichfeiten es 
geftatten. Es erſcheint mir daher eigenttih bie Bitte überfläffig, 
ynd ich gefiehe, ich Halte das Recht der Petition für fa wichtig, 
daß ich wich nicht gern zu einer Bitte hingebe, bie mir unnüß er- 
fein. Es hat natürlich die Cinführung große Schwierigkeiten ge 
figeben, ‚weil meiſt die Räumlichkeiten fehlen, namentlich bei. Meine: 
ren Gerichten. Ich glaube demuach, daß eine Bitte, die dazu füh—⸗ 
ven köunte, etwas zu übereilen, nicht recht an ihrem Page ſieht. 
5 Referent vou Nabenen; Daher iſt auch in der Petition geſagt: 
„Mit Befeitigung der etwa entgegenftehenden Hinderniſſe“ 
wird um DBeichleunigung gebeten. Es ift auch feinem Zweifel un⸗ 
terworfen, daß das hohe Gouvernement. bereits hinlänglich Echritte 
geihan hat, um das Verfahren baldmoöglichſt einzuführen. Ich möchte 
gber doch dam Antrage der Drei- Ständes Kurie beitreten, Ju der 
Bitte an Se. Majeftät ift gewiß nichts Gefaͤhrliches ung RNachthei⸗ 
liges zu finden. Ein hoher Redner in dieſer Verſammlung hat ſchon 
harauf aufmerkſam gemacht, daß, wenn wir feinen Nachtheil und 
Schaden zu fuͤrchten haben, wir immer Geneigtheit zeigen möchten, 
ber Drei⸗ Stänhe» Kupie, in; ihren Anträgen beizutgeten, Ich ſehe in 
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der Bitte um Baſchleunigung keinen Schaden. Auch möchte ich Sr. 
Maieſtaͤt nicht. gern das angenehme Gefühl vorenthalten, was Höchſt⸗ 
bisfelben ‚Sarüßer. umpfinden werden, daß ein Geſetz, weldes erft 
fat, Dem. I, Oltober v. J. in's Leben getreten ift, fo allgemeinen 
Veijall gefunden. bat. W 

: Sanytage- Marſchall: Ich entnehme nicht aus der Aeußerung 
dep: gochrien. Mitgliedes, das überhaupt feine Abticht if, dem, Apr 
ingge. ver Abcheilung entgegenzutreten. Es bat nur äußere Beden⸗ 
kar gefunden, ‚die, mie eg ſchein, in der Verſammlung nicht getbeilt 
werden. Es iſt auch von feiner Seite eine Aeußerung geſchehen, 
weiche auf die Abſicht ‚hinbeutete, daß den Antrage nicht beigetreten 
werden möge. Da anperbem die Bevenfen des geehrten Mitgliedes 
Mt getheitt zu werben feinen, fo gebe ich anheim, ob dieſer Wi⸗ 
derſpruch fortgeſetzt werden ſoll. 

Graf von Burghaus: Meine Abſicht iſt im Weſentlichen ers 
reiht, voran im Protokoll niedergelegt wird, daß die Stants-Res 
glemng bereit eifrig mit Dem. beichäftigt iſt, was hier erbeten 
wird. Es iſt dieſe von mir gemachte Meußerung nicht beftritten 
worden ımd dadurch in diefer Beziehung mein Zwed erreicht. 

Graf zu Pohna-Aauck: Ich muß mic) für den Antrag erklären. 
Bei einer fo wichtigen Maßregel, wie die Einführung bes Hffentli- 
den Gerichts⸗Verfahrens, vürfte es Sr. Majeftät dem Könige wohl 
nme vwünfchenswerth fein, auch vie Wünfche, ja vie Zuftimmung 
Seiner Stände zu dem, was Allerhöchitverfelbe bereits intentlonirt, 
eutgegenzunehmen, und ich kann es daher nicht für überflüfftg fin 
den, daß die dieſen Gegenſtand befürmortende Petition an die Stus 
fm Dei Throues gebracht werde. Ich muß ihr daher jebenfalld 
beiſimmen. 

Sandtags- Marfhalt: Ich glaube fogar, unvorgreiflich vermu⸗ 
then zu Fönnen, daß dem Antrage der Abtheilung beinahe einftim- 
wig heigetreten werden wird, und Died werden wir zu entnehmen 
im. Halle fein, worum feine weitere Bemerkung gemadt wird. — Da 
es nicht geidyieht, fo kommen wir zur Abſtimmung, und es würden 
biejenigen, welche dem Antrage der Abtheilung beitreten, dies durch 
Auffiehen zu erfeunen geben. Br 
ie. em 2 ie on 32* 0) 5% 
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Gegen 3 Stimmen ift der Antrag angenommen. 

Wir kommen nun zur Berichterfiattung über bie Mittheilung 
der anderen Kurie in Bezug auf die Wählbarkeit der Mitglie: 
der der Landgemeinden gu Kreistags⸗Abgeordneten. 
(Bergleiche die Verhandlungen der Etändes Kurle über diefen Ge⸗ 
genftand Bd. IV. S. 433. und das Conkluſum Br. VI. &. 182.) 
Ich bitte den Grafen von Sierftorpff, den Bericht zu erflaiten. 

Referent Graf son Sierfteryk: Der Protokoll⸗Extralt iſt zu⸗ 
gleich als Gutachten anerfannt worden. Ich erlaube mir, denſelben 
vorzulefen: 

„Zur Berathung fam dann der Petition: Antrag der Kurie ber bad 
Stände auf Abäudernung der Beſtlmmungen, auf welden bie Wahl, 
barkeit ver Mitglieder aus dem Stande der Landgemeinden zu 
den Kreistagen beruht. 

Die Kurie der drei Stände hat einftimmig befchloflen: 

An Er. Majeftät die unterthänigfte Bitte zu richten, daß die Beſtim⸗ 
mungen der KreistagdsOrbnungen, wonach zur Wahl eines Abgeord⸗ 
neten der Landgemeinden für ben Kreistag die Ausübung bes Schal⸗ 
jene, Dorfrichter: oder Adminiſtratlons⸗Amtes erfordert wird, aufge 
hoben und nur diejenigen Gigenfchaften erfordert werben mögen, welde 
nach den für jebe Brovinz erlaffenen Verordnungen zur Wahl ber 
Abgeordneten der Landgemeinten für den Provinzial-andtag genügen. 

Nach fattgefundener Berathung unb erfolgter Diekuſſion bat pie Abthei⸗ 
lung aus den in dem Befchluß der Kurie der drei Stände angeführten Grhus 
den ſich einftimmig eutfchieden, dem Antrag beizutreteu und den Beitritt der 
Herren⸗Kurie zu befürworten.‘ 

Die Gründe der anderen Rurie find folgende: 

„Zuvörderſt erfchien die Kompetenz des Vereinigten Landtages unzweifelhaft, 
meil biefe Angelegenheit die Mehrzahl der Provinzen betiifft, vie Krebetage⸗ 
Ordnungen auch nit zu denjenigen fprgiellen ſtandiſchen Gefegen gehören, 
deren Abänderung an den Beirath der Provinzialstandtage gefnüupft if. Gine 
allgemeine Mobifizirung berfelben kann dahrr nur von dem Bereinigten Lands 
tage beantragt werben. 

Mas die Sacye felbit betrifft, fo iR Fein durchgreifender Grund erſindlich, 
warum ein Kreistages Deputirter nothiwendig ein Schulze oder ein anderer 
Kommunal: Beamter fein müfle, da es in den Randgemeinken unfreitig vide 
Männer giebt, welche tüchtige Kreistags» Deputirte fein würden, ohne Schul⸗ 
zen oder Dorfrichter zu fein. Es ift ferner eine Beichränfung in der Wahl⸗ 
Freiheit der Landgemeinden, wie fie die Kreis: Ordnungen enthalten, jept um 
fo weniger zu rechtfertigen, da feit dem Erlaß der gedachten Beſtimmungen 
vie den Kreistagen beigelegte Befugniß, Geldausgaben zu beſchließen, ein leb⸗ 
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bafteres Interelfe an den Kreistages Berhandlungen in allen Ständen erwedi 
bat. 188 fanı daher nur wünſchenéwerth erfcheinen, daß bei der geringen 
Vertretung der Landgemeinden auf den Kreistagen ihnen auch unbefchränft 
die Freiheit gewährt werbe, biefenigen Männer aus ihrer Mitte zu wählen, zu 
welchen ſie zur Wahrnehmung ihrer Interefien das meifte Vertrauen haben.“ 
Ich glaube alfo, daß die hohe Kurie diefer Petition beitreten 
wird, weil die Wahlfreiheit ein Element geworden ift, dem fidh bie 
Anforderungen der Zeit immer mehr zuwenden, ferner weil Jemand 
‘ein ſehr guter Schulge oder Adminiftrationd- Beamter fein fann, ohne 
ein guter Vertreter in Kreisverhandlungen zu fein, und endlich weil 
ed in vielen Gegengenden theils Erbfchulgen giebt, theild die Schul⸗ 
gen unmittelbar von den Gutäbefigern ernannt werben, ımb bei ben 
erweiterten Intereſſen in öffentlichen Angelegenheiten leicht Mißtrauen 
zwiſchen ben Gemeinden und den Schulzen entitehen könnte. 
Graf Solms-Barnth: ch möchte den Herrn Referenten fras 
gen, ob es denn wirklich eine ganz allgemeine Beitimmung für bie 
ganze Monarchie ift, daß nur Schulgen für die Kreistage zu Ab- 
georbneten gewählt werben? meines Bedünkens leidet dies Öfter® 
Ausnahmen. 
Referent Graf Sierſtorpſt: Sp viel ich weiß, zumeift. 
Graf Ssims-Baruth: Ich möchte doch glauben, daß die Bes 
fimmung in mancden Provinzen nicht ftattfindet. 
Regierungsd + Präfident von Arsfigk: Im einigen Streifen der 
Brovinz, der ich angehöre, beruht es auf freier Uebereinfunft zwis 
fchen den Gemeinden, Schulgen zu Kreis: Deputirten zu wählen, und es 
bat fidy dies in der-Erfahrung als fehr wohlthätig bethätigt. Was 
der Herr Referent über die Erbſchulzen anführte, dem ftimme ich in 
der Theorie bei; aber die Erfahrung hat gelehrt, daß die Erbichulgen 
ſich häufig viel brauchbarer zeigen, als die Wahlſchulzen; und ich 
glaube Hierfür auch Gründe anführen zu fünnen. Die Erbſchulzen 
And in der Regel die begüteriften und haben mehr Mittel, auf die 
Erziehung ihrer Kinder zu wenden. Sie benugen häufig benady- 
barte Stabtfchulen, anftatt der Dorfichulen, für den Unterricht ihrer 
Kinder, ja, mir find Fälle vorgefommen, daß die Erbſchulzen ihre 
Söhme, die ihnen fpäterhin im Amt nachfolgen, einige Jahre im 
Landsraths⸗Amte arbeiten laſſen, um fich imit dem Heinen Dienft 
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vertraut zu machen, was fich in der Geſchaͤfts⸗Praris ale ſehr wohl⸗ 
thätig bewieſen hat. Ich kann daher aus Erfahrung nur wuͤnſchen, 
daß die Einrichtung beibehalten und Schulgen oder doch geweſene 
Säuhen vorzugsweife zu ben Kreistagen gewählt werben. 

Graf von Burghens: So gern id) andy bereit bin, mic) den 
Bots der anderen Kurie anzufchließen, fo kann ich mid Indem vor: 
Hegenven Yalle doch nicht dazu bewogen finden. 

Bei den Freisftänbifchen Berfammlungen tommt es befonders daranf 
un, Männer zu haben, die mit den Verhältnifien des Kreifed vers 
traut find, und meiner Ueberzeugung nad find dies die Schulen 
ars meiften. Es iſt möglich, baß, wenn die Wahl auf die Befiker 
Sammtliher Grundftüde ausgedehnt wird, auf den Kreiötagen fünf 
tig geiftzeichere und höher gebildete Menfchen fi) einfinben werden, 
die aber vieleicht mit den Kreisverhältnifien weniger vertraut find. 
Deshalb bin ich der Meinung, daß es beim Alten verbleiben möge, 
um fo mehr, als ich nicht gern eher zw eiwas Neuem übergebe, be 
vor ich nicht Die entſchiedenſten Gründe bafür habe, die ich im vor: 
liegenden Kalle nicht finden Fann. 

Prinz Hohenlohe: Obgleich ich nicht Landrath bin, fo habe 
ich doch ein Iandräthliches Amt verwaltet und erlaube mir daher, 
dem geehrtien Mitglied aus Sachſen zu antworten, daß es nament 
lich in Oberfchlefien fehr wünfchenswerth wäre, wenn ber Petition 
beigetreten würbe. Eo find dort meiſtens Schulgen, die nicht Erb: 
ſchulzen find, die den Kreistagen beiwohnen, es find aber auch Schals 
gen, die fehr viel Mühmwaltung haben, nur auf einige Sabre das 
Amt verwalten, wenn fie dann freiwillig dad Amt niedergelegt ba 
sen, über dann nicht auf den Kreistagen erfcheinen dürfen, und fo 
fehe ich nicht ein, warum nicht Solche mit erforberiicher Qualifita⸗ 
tion auf den Kreistagen erfcheinen follen. Es find ferner Lente de, 
die das Schulzenamt nicht übernehmen, aber zu Kreis s Deputitten 
gung geeignet find, höher gebildet, die aber als Nicht⸗Schalzen auf 
den Kreidtageit jetzt nicht erfcheinen dürfen, obwohl bie @emeinben 
Vertrauen zu ihnen Haben. Es fol ja dabei nicht ausgeſchloſſea 
fein, daß Schulgen auch gewählt werben fünnen, fobald bie Gemein 
den: es weänfchen und ber Schulze fi dazu qualifigirt 
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Graf Dietyen: Ich möchte zunächſt den Hevrni Neferenlen bit⸗ 
ten, mir zu ſagen, ob in der jenſeitigen Kurie ver Petition ein⸗ 
ſtimmig beigetreten worben iſt? Der Ertraft fagt wenigflens ein⸗ 
ſtimmig, unb dann würde ih ſchon aus kameradſchaftlicher Be⸗ 
ziehung es nicht wagen, gegen den Antrag zu ſtimmen; denn «86 
find in derfelben fo viel chrenwerthe Landräthe, daß ich deren Ueber⸗ 
zeugung nicht entgegentreten möchte. Iſt aber der Antrag nicht 
einftimmig burchgegangen, fo würde ich dagegen anfämpfen und 
mich der Anſicht deo gecehrten Mitgliedes aus Schlefien anſchließen 

Referent Graf Sierſtorpit: Im Protokoll ſteht allerdings, Ba 
die jenfeltige Kurie den Befchluß einftimmig gefaßt’ habe, wäh⸗ 
rend -das Adtheilungs⸗Gutachten diefe Petition verworfen hat. Zwei⸗ 
fel fcheinen alfo obzumalten. Aber Das andere Abtheilungs-Gutach 
ten iſt kein offizielles Schriftſtück für uns. | 

Graf zu anar: Ich glaube, daß gerade diefer Umſtand für 
die ſchlagenden Gründe fpricht, welche zur Unterſtützung des Antrags 
in der anderen Kurie geltend gemacht fein müffen. In mehreren 
Provinzen befteht das Verhältniß, daß die Dorfichulzgen von der Ger 
rihtöherrfchaft ernannt werben, und, fo viel ich gehört habe, Ift dies mit 
eine Beranlaffung zu diefer Petition geweſen. Die Landgemeinden wuͤn⸗ 
ſchen ſich möglich frei in der Wahl ihrer Vertreter bewegen zu kön⸗ 
nen, fie haben Mißtrauen gegen Dorffchulzen, die von ver Gerichts⸗ 
herrfchaft ernannt find. Ob dies gerechtfertigt iſt ober nicht, will 
ih dahingeſtellt fein Iajfen und muß es melnerfeits fogar entſchieden 
in Abrede fellen; indeffen fchließe ich mich doch dem Antrage th 
und befürmerte ed, daß die Herren-Kurie Alles thne, was bazk 
dienen kann, ven Sandgemeinden Breiheit in der Ausübung Ihrer 
flänbifihen WahlRechte zu gewähren. 
af von Keyſerling: Ich wollte daſſelbe hervorzuheben am 
erfauben und füge nur hinzu, daß auch in dem Lanbestheife, in bem 
ich lebe, die Landgemeinden in den durch die Gerichtsherrithäften er> 
nannten Schulzen feine ſ elbſtſtandigen Vertreter auf den Kreid: 
tagen haben. 

Graf von Stzenplitz: Ich trete aus den angeführten Grunben 
die ich wicht wiederholen will, dem Antrage der Drei⸗Siande— Kirii 
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bei. Außerdem aber glaube ich, daß die Wahl gebildeter Leute doch 
jedenfalls nur vortheilhaft fein fan, und, wenn ihnen vielleicht eis 
nige Kenntniß der Verwaltung der Dorfgemeinden abgehen follte, 
fo find ja die Landräthe, die Kreisveputirten und fo viele Ritters 
gutöbefiger gegemvärtig, welche biefen Mangel gar leicht ergänzen 
fönuen. Fuͤr mich aber ift es ein entfcheidender Moment, daß in 
ver anderen Kurie diefer Antrag mit ganz außerordentlicher Majo⸗ 
rität angenommen worden ift, daß fich namentlich die ganze Ritter 
ſchaft dafür erhoben und hinterher ein Abgeoroneter aus dem Stande 
ber Landgemeinden ſich ausdrücklich veranlaßt gefunden hat, der 
Ritterfchaft feinen Dank für die bewiefene Bereitwilligfeit abzuftatten; 
weshalb ich dringend bitte, die Petition auch hier anzunehmen. 

Fürft zu Hohenlohe: Ich wollte das beftätigen, was das Mit 
glied aus der Lauſitz gefagt hat, ich habe felbit gehört, daß jeber 
Einwohner des Orts ernannt werden faun. Wenn ed darauf ans 
fommt, das Mißtrauen zu befeitigen, welches der ehrenwerthe Stand 
der Landgemeinden in Bezug auf die den Gutsherren zuftehende Wahl 
der Schulen begt, fo bin ich der erfte, der jede Oppofition aufgiebt 
und gern die Hand Dazu bietet, um das Vertrauen zwifchen ben 
Rittergutöbefligern und den Landgemeinden zu befeftigen. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Es wurde hier bemerkt, daß es 
in Schleſien vorfomme, daß die Gutsbeſitzer die Schulen felber 
wählen können, und deshalb das Vertrauen ber Landgemeinden zu 
den Schulzen nicht fo groß wäre. Dies ift wahr, und es geſchieht 
nicht allein häufig, fondern, fo viel ich weiß, in vielen Gegenden 
und faft in ganz Schleften. Ich habe mich aber nicht deswegen für dad 
Prinzip erflärt, fondern auch aus anderen Gründen. Das Schul 
zenamt fängt an immer befchiwerlicher zu werden; die Schulzen ſelbſt 
haben eine ſehr geringe, faum zureichende Nemuneration; wenn fie 
drei Jahre lang Schulze gewefen find, legen fie häufig ihr Ant 
nieder, und man ift alfo genöthigt, alle drei Jahre einen neuen zu 
wählen. Ich geitehe offen, ein Schulze, der ſchon drei Jahre das 
Amt verwaltet hat und darum fein Amt nieverlegte, fcheint mir viel 
mehr geeignet zur Wahl für die Kreistage, als ein eben ernannter, 
der noch nicht die Gelegenheit hatte, fih Vertrauen zu erwerben. 


Sandtags- Marſchall: Wenn feine weitere Bemerkung erfolgt, 
jo fommen wir zur Abflimmung. Die Frage ift auf den Antrag 
der’ Abtheilung -zu richten, welcher dahin geht, va ber Bilte ber 
Kurie der drei Stände beigeftimmt werben möge. Diejenigen, 
weldye dem Antrage beitreten, werben dies durch Aufftchen zu er» 
fennen geben. 

(Der Antrag wird einflimmig angenommen.) 

Die Zeit ift ziemlich weit vorgerüdt; es ift alſo erforderlich, 
die Sitzung zu fchließen, und ed ift anzufündigen, daß die nächfte 
morgen um 11 Uhr ftattfinden und ſich hauptſaͤchlich au befchäftigen 
haben wird mit der Berathung des Gutachtens der vierten Abthei⸗ 
lung über den Antrag der Kurie der drei Stände in Bezug auf die 
Abänderung der Gefebgebung vom 3. Februar d. J. Das Gui⸗ 
adıten, welches eben fertig geworben ift, befindet fi ſchon im Druck 
und wird wergen in aller Frühe den Mitgliedern zugefendet werben. 
Es dürfte alfo nichts im Wege ftehen, daß wir morgen die Bera⸗ 
thung vornehmen. | 

Graf €. zu Stolberg: Mir fcheint die Sache doch fo wichtig 
au fein, daß Jeder das Gutachten genau prüfe und durchleſe. Man 
hat in der anderen Kurie viel Zeit darauf verwandt, und es dürfte 
ſchwer fein, felbft wenn uns das Gutachten bis um 8 Uhr zugefanbt 
wird, uns bis um 11 Uhr zu informiren. 

andtags - Marſchall: Ich glaube dem sicht beitreten zu konnen. 
(Rehrere Stimmen: Ich ſchließe mid dem Antrage an, Die 

Sache ift fehr wichtig.) 

&8 iR wirklich ein ganz befonderer Ausnahmefall und von ber 
höchften Dringlichkeit, daß der Gegenftand fo bald als möglich vor⸗ 
gewinmen werde, und ba es feſtſteht, daß das Gutachten jedem Mit⸗ 
gliede gedruckt vorgelegt wird, und noch mehrere Stunden Zeit bleis 
ben, um Einſicht davon zu nehmen, fo wird ausnahınsweife die Ber 
rathung ſchon morgen ſtattfinden fönnen. Die heutige Sitzung if 
geſchloſſen. 

ai" - (Schluß der Sipung nad) 3%, Uhr.) 
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Dreiundvierzigfte 


j Sipuug des Vereinigten Landtags 


am 18. Juni. 





Kurie ber drei Stäube. 


Inhalt: 


Bernertmigen des Marfchall über Die TageesOrbaung und eine im einer früheren 
Eipung von ihm gethane Aeuferung ; Bortfegung ber Verhandlungen über bie 
Allerhöchfte Propofition in Betreff der Verhältniffe der Juden. 


Die Sigung beginnt um 10 Uhr, unter Borfig des Landtags⸗ 
Marſchalls von Rochow, mit Verlefung des Protokolls über bie 
geſtrige Sihung, welches nad) einigen Meinen Bemterfimgen: über die 
Wortfaffang von dem Marfchall, da man ſich gegenſeitig über bie 
erhobenen Zweifel verftändigt hat und nichts weiter bemerkt wird, 
Kür genehmigt erflärt wird. 

Jaudtags - Marſchall: ES find bei mir verſchiedene Antraͤge 
Üngegangen auf Bevorzugungen von Gutachten bei ver Tagesord⸗ 
mung. Zuerſt if das Butuchten über verfchiebene Gnadengefuche 
vielfach unterftügt worden. Da es fchon auf der Tageserbnuung 
Ren, fo wird wohl tein Bebenten fein, es darauf zu laſſen und zu: 
erſt mit vorzubringen. Ein Gutachten ferner, welches auch vielfache 
Unterftügung gefunden hat, iſt dasjenige über die Errichtung eines Kredit⸗ 
Jaſtituts für Ackerbefitzer; dieſes iſt jedoch noch nicht aus der Druderei 
surädz ſobald es won dorther am mich kommt, wozu ich eine Auf 
fordetung erlaflen habe, wirb wohl nichts dagegen zu erinnern fein, 
vaß ich and dieſes vorzugsweiſe zum Vortiage bringe. Außerdem 
iſt noch die Bevorzugung des Antrages auf Preßfreiheit mehrfach 
mnterftügt worben. Bei anderen Gutachten find ur einzelne Wurf 
geäußert worben; ich werde daher erwarten, ob biefe noch von meh 
teren Seiten unterflügt werben. Dieſe drei erwähnten Gutachten 
werden, wenn die hohe Verfammlung nichts dagegen hat, den Bor: 
zug in der Tagesordnung erhalten. Noch eine Feine Bemerkung 
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habe ich zu machen in Vesiehung auf ven flenographifchen Werte, 
der in der gefrigen Zeitung ftand. Als nämli der Herr Woge 
ordnete Schumann anfing, eine Mede zu verlefen, und man ihm 
daran zu verhindern verfuchte, bemerkte ich, daß Se. Majeſtaͤt ber 
König unterthänigft gebeten worden fei, zu geftatten, daß künftig 
Diejenigen Mitgliener, welche der dentichen Sprache nicht mädtig 
felen, ihre Reden vorfefen bürften, und daß die hohe Verſammlung 
wohl nichts dagegen einzuwenden haben werde, dieſe Beſtimmung 
fon vorläufig in Ausführung zu bringen. Es ſteht aber in 
der Zeitung fait deſſen: Die hohe Verſammlung würde wohl ein⸗ 
flimmig dafür fein. ine foldye Vorausfegung würde von meiner 
Seite anmaßend geweſen fein. Ich babe fie nicht ausgeſprochen. #) 

Wir koͤnnen nun in der geftern abgebrochenen Berathung foril 
Fahren, und in Beziehung auf den geftern zuletzt gefßten Beihluß 
hat der Abgeoronete Hanfemann das Wort. 

Abs. Saunſemann: Meine Herten! Der Antrag der Abtheis 
fung, den Juden alle flänvifchen Rechte gleich ben Chriſten beizu- 
legen, Hat nidyt die Zuflimmung der Majorität erhalten. ESner der 
Hauptgründe, melde die Majvrität für ihr Votum in ver Die: 
kufſton Aanführte, befand darin, daß der Sprung von dem jeßigen 
Rechte der Juden bis zu dem Rechte, in den Provinzial⸗Landiags⸗ 
Berfammhingen und in diefer hohen Verſammlung zu figen, zu groß 
fei, daß Uebergänge ftattfinden müßten. Ich werde nun beantragen, 
daß ein joldyer Nebergang eintrete. Was die Juden befonders kraͤnkt, 
was den edlen Ehrgeiz bei ihnen unterprüden muß, iſt ber Umſtand, 
daß fie, — obgleich übrigens zur Theilnahme an den Siadtver⸗ 
orpneten-Berfammlungen berechtigt, — ſich zu entfernen haben, 
wenn die Wahl von Landtags» Abgeordneten ſtattfindet. Eben fo 
Fonnen fie nicht Theit nehmen an den Berathungen der Kreisfiände, 
tönnen alſo nicht ihre Meinung abgeben, nicht wotiren, wenn Wege 
angelegt oder fonft andere Kreis-Anftalten errichtet werben follen. 
Das Benigfte nun, was Ihnen von ſtandiſchen Rechten bewilligt 


*) Mir haben dies an ber betreffenden Stelle der Eigung ber Ständefurig 
vom 18, Juni in Bb. VIII. berichtigt. 





werben möge, fcheint wir zu fein, daß fie das Recht, au den Wahlen, 
fo wie an ven Kreistagen Theil au nehmen, erlangen. Diele 
Borſchlag wird, ich hoffe es, den Unfichten aller derjenigen verehr⸗ 
lichen Mitglieder enifprechen, die ihren Hauptgrund gegen bie Zw 
ſtiumung zu dem Antrage der Wbtheilung darin gefunden Haben, 
Def es noch nicht an der Zeit fei, die Juden in diefe Verſammlung 
zu bringen, Mein Antrag geht alfo dahin, daß, mit Ausnahme ber 
Waͤhlbarkeit zu den Stellen ale Provinzials Landtages Abgeordnete, 
den Juden die übrigen fländiichen Rechte gleich ven Chriſten be⸗ 
willigt werben mögen. Bei dieſer Frage verfteht es ſich von feld, 
daß, fo wie bei der früheren, auch Die Yrage über die Patronats⸗ 
wechte vorbehalten bleibe, weil nad) dem Gutachten darüber nad 
beſonders zu berathen ift. 

Sendtags- Marſchali: Das ift ein nenes Amendement, und 
id muß fragen, ob ed Unterftügung findet? 

(Biele Stimmen: Darüber if bereit abgeftimmt.) 

Abg. von Yale: Nachdem geftern bereits ganz allgemein bar- 
über, eb ben Juden ſtändiſche Rechte bewilligt werben follen, ab 
geftimmt worben, diefe Rechte auch in den Motiven des Gutachtens 
genau bezeichnet find, glaube ich, daß heute ein ſolches Amendement, 
welches den Juden wiederum einen Theil diefer Rechte zuwenden wil, 
nicht mehr zuläfiig ik. Es würde dadurch unfer geftriger Beſchluß 
theilweife umgeftoßen werden. Ich erkläre mich alfo dagegen. 

Abg. Hanſemana: Das Amendement bat die Unterſtützung ge 
funden, wegen welcher der Herr Marfchall die Verſammlung befragt 
bat, und es fteht deshalb veglementsmäßig zur Verhandlung; ich bin 
alfo in meinem vollen Rechte, wenn ich dem verehrten Abgeordneien, 
der das Wort nahm, auf die gemachte Einwendung antworte. Die 
geftern verneinte Krage war: Ob den Juden alle flänbifchen Rede 
bewilligt werben follen? Diefe Frage fchließt keineswegs ans, daß 
ihnen ein Theil bewilligt werde. Wenn bie Frage gelautet hätte: 
Sollen den Juden ftändifche Rechte gewährt werben? umb wenn 
darauf die Majorität mit Rein geantwortet hätte, dann wäre bad 
Amendement nicht zuläffig geivefen. Da aber die Frage ausdrüdlich 
darauf gerichtet war, ob den Juden alle flänbifchen Rechte gemährt 


werden follen, fo ift mein Amendement vollfommen gerethtfertigt. 
Es ſteht der Verſammlung frei, dartiber zu ſtimmen, wie ſie will; 
— daß es aber geftellt werden kann, leidet, nach meiner Meinung, 
feinen Zweifel. 

Sendtags- Marſchall· Meine Meinung geht dahin, daß durch 
die Beantwortung der geftrigen Frage felbft das Amendement wicht 
ausgeſchloſſen fei, weil es ein Minus defien ift, was in der Frage kıg. 
Der Beſchluß geht nur dahin, daß ihnen nicht ſämmtliche ſtän⸗ 
diſchen Rechte zugeftanden werben follen. Es würde dies nicht aus⸗ 
ſchließen, daß ihnen ein Theil gewährt wird. Eingewendet könnte 
werben, daß das Amendement nicht vor der geftrigen Frage einges 
bracht worden Hi. Ob die hohe Verſammlung dieſem Umſtande Ge⸗ 
wicht beilegen will, wirb bei der Abſtimmung von ihr abhängen. 

Abg. Dittrich: Ich halte das Amendenent für zuläſſig. Es 
iM geitern nicht gefragt worden: fellen den Juden feine ftänbifchen 
Rechte gewährt werden, fondern nur: follen ihnen alte eribeile 
werden? Sodann wilrden auch diejenigen, welche Juden in bie 
Stadwerordneten⸗Verſammlimg wählen, hier nicht vertreten fein, 
wenn dieſe nicht das Recht Bätten, an den Wahlen der Landtags» 
Asgeordneten Theil zu nehmen. 

Abg. hohe: Ich wollte mir erlauben, nur kurz einen ers 
tum zu berichtigen. Der Abgeordnete von Aachen fagte, daß bie 
jüvifchen Stadtverorpneten, wenn die Wahl der Deputirten unters 
nommen wird, ſich entfernen müfien. Sch muß erflären, daß in 
Beeslau dem nicht fo iſt. Bei jeder Deputirtenwahl find tie Juden 
zugegen und geben ihre Stimmen. Wir haben 5 jüpdiſche Stadi⸗ 
verordneten, aber es bat fich noch niemals einer entfernen dürfen. 

Abg. Wehr. von Scherlemer: Ich muß bemerken, daß geftern 
nicht 6108 durch Namensaufruf darüber abgeflimmt worden ift, ob 
von: Juden alle ſtaäärdiſchen Rechte zufommen follen, fondern es wurde 
mach Binzugefägt, daß demnach 8. 36 beibehalten werde. Dies ift 
auẽdruͤdlich gefagt worden. 

Sandtage- Süsrfhall: Bei dem 8. 35 habe ich gefagt: alfo 
bliebe der - fünfte Abſchnitt ſtehen; bei 8. 36 habe ich eine ſolche 
Aeußerung nicht gemadıt. ne 
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Mg. von Pismarh: Sc glaube, daß wir unferer geſtrigen 
Aokimmung Gewalt anthun, wenn wir fie nad dem Wortlaut der 
Vuchſtaben und nicht nad) ihrer Bedeutung, dem Sjune nad, be 
urtheilen. Wir müflen auf die Disfufion und auf das, was bie 
Verſammlung dabei im -Sinne gehabt und gefpxadgen bat, zurüd: 
gehen. Wenn unfere Abſtimmung fo aufgefaßt wirb, wie es von 
dem Abgeordneten von Aachen geſchehen ik, fo würde es auch ned 
zulſſig ſein, ein Amendement dahin zu ſtellen, daß die Inden auch 
Zutritt in dieſe Verſammlung haben ſollen; ja, es würbe zolaͤſßg 
fin, anzutragen auf Verlejhung aller ſtänpiſchen Rechte, ſobald man 
nur irgend eine kleinſte Ansnahme übrig ließe, 3. B. daß fie wit 
Ordner voerden dürften, aber. daß Se. Majehät gebeten würde, and 
ihnen nicht den Marichall au möhlen. Sohold man nur ein Wir 
nimum dabei ausnaͤhme, würden alle auberen Anträge,nech freißchen, 
was: ich nach Der ‚Debeutung nuferer gehrigen Wofkmnung wicht 
glauben Tann. 

Ag. Winzer: Ich muß dem heſtellien Amendement des pr 
ehrten Abgeordneten der Stadt Aachen ebenfalls beitreten, d. h. in 
feinem Sinne, aber nicht in feiner Begründung. Der verchtie Hen 
Redner aus Aachen bat es als ſtändiſches Recht in Anſpruch ge 
uqamen, bei den Wahlen inuerhalb ver Stahtverorkuetzs -Bayamur 
bung theilnehmen zu därfen. Dies if, fo niet ich Dawan werBehe — 
und. ich habe ſchon fange die Ehre, Stentverarburen ze ſein — 
ein Recht der Stadtverordneten⸗Verſammlung, und aA ein Rei 
der Staptverorbneten « Berfaumlung nehme ich #6 quch fie da Zar 
den in Yafornıb, ſobald er. Stabtverorbucter, if. Ä 

.. Referent Iperling: Ich muß Died. berichtigen... Die ‚Faden 
ſind nicht berechtigt, in den Stabiuererdunien „Beriummigagen an 
den Wahlen der Landtags⸗Abgeorpneten Their zu nehmen. Ver 
Knrzem hat noch darüber zwiſchen ber Konighchen Behirde uwd Dem 
Magiſtrate zu Konigsoberg eine. Verhandlung ſtailgefrnben, und Web 
gereicht ſelbſt den Bürgern chriſtlicher Konfeiſſon, welche Die Zee 
für die Siadwerordneten-⸗Verſaneemheng wmahlen, zum Machtheile 
inbem fie bei der Wahl ver Landiags⸗ urvertxeica 
bleiben. an 
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Ma Baulmann: Nm die Bedenken zu befritigen, bie von 
einigen. Seiten gegen. den. Vorſchlag gemacht worben find, und um 
uirata Antrage aine noch größere Zuſtimmung zu bereiten, beichränfe 
ich daiſtihan daxauf, daß dan Juden wenigftena das altive Wahl⸗ 
vet bariſligt werben möge, Dana). würden fie wohl wit wählen, 
abericht Migheder meber von Kreislags⸗Verſammluugen, noch, von 
Neauinzial⸗Landtagen werben fünnen. Dies ijt ein fo Eleined Recht, 
an ich hoffe, Sie werben es ihuen bewilligen. 

ho: Yasmannı Sch habe nur zu bemerken, das, wie ſchon 
ben. erce Referent bemerkte, das aktive Wahlredt in den Stadt» 
vnnoneten « Vexlammlungen für, die Juden allerdings nicht exiftirt, 
wer dab gerade für hie. Stadt, von der ich hierher gefendet worden 
bin, erſt in neneſter Zeit eine dies beftätigenbe, Allerhoͤchſte Enticheiz 
unse iſt, die auch in ven Geſetzen ihre Begründung finz 
ls: Wh: Dort geſagt iſt, daß im Beziehung, auf ſtaͤndiſche Nechke 
des Wahlrecht, ſowohl das aftine, als das paſſive, an das durifk 
liche Glaubensheleanntuiß gebunden fein ſoll. Daher würde es, mei⸗ 
w⸗oGrachtens, wohl darauf aufommen, dag Amfudement des Ab⸗ 
geerdreten ‚von Machen zu unterſtütßen. Ic glaube nicht, daß es 
im Widerſyruch ficht mit. dem geftrigen- Beſchluß. Denn ich ftigmg 
dam geohrsen Abgaexdn⸗aten aus der. ‘Provinz Sachſen ganz hei, paß 
won nach der Intention der. Berathung ven, Beſchluß von geiler 
beartheilen müfle: Die Antention des geftrigen Beſchluſſes ging da⸗ 
Wi daß mon bie Juden ausſchließen wolle von dem Rechte, in dem 
Wönbiihen Berjemmiungen Sitz und ‚Stimme. zu haben; es iſt aber 
daben ‚vie Frage nicht zur Erörterung ‚gezogen worden, ob ein Zube 
das Wahlrecht mit ausüben hönue. Ich erkläre mich für Den Anz 
trag des veraheten Abgaorpneten qus der Stadt Aachen. - 

Ang. Graf Foe: Ich wollte wir nyr, die Frage erlauben, ob, 
wenn. peu Juden das altive Wahlrecht. zugeftanden wird, fie dann 
ud Tonienuen;, Mitglieder der lreisſtaͤndiſchen Verſaumlungen fein 
müflen ? R 
Ang. van Pecherathe Weine Herren! Sowohl von Seiten 
or Ggugermements ala von Seiten der Verſammlung iſt bei unſe⸗ 
zn: Berhanphungen, ftehd. Ruckßcht genommen worden auf bie Page 
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der früheren Gefebgebung; namıenttich aber hut Die 
fung die Städte-Drbnung vom Jahre 1834 und noch 
vom Jahre 1808 field in Schub genommen und mi 
Keigung gezeigt, fie zu alteriren. Diefe Gtübte- Orbaung w 
aber allerdings alterirt fein, wenn jübifche Ritglieder der 
orbneten » Berfammiung — wie wir gehört haben, daß 
ſei — an den Wahlen der Landtags⸗Abgeordaeten Theil zu 
verhindert werden. Dies ift ein beſtehendes Recht. Es freut 
daß mein Kollege aus der Rheinprovinz fein Amenbement 
lediglich dahin gerichtet hat, daß den Juden das altive Wahlrecht 
zuerfannt werden möge. Dann bleibt jenes von wir ale beſtehenn 
bezeichnete Recht unangelaftet, und cd wird den Juden, ohne daß 
den Befchlüflen von geftern Abbruch geſchleht, wenigſtens ein Mini, 
mum deflen zugetheilt, was fie nach meiner Meinung in weiterem 
Umfange mit Recht in Anfprud nehmen dürfen. Ich erfläre mid 
für das dahin gerichtete Amendemement, daß den Juden das aftive 
Wahlrecht zu fländifchen Berrfammiungen zuerfannt werden möge. 

Abg. von AMeding: Ich erlaube mir zunächſt eine Erwiede⸗ 
rung auf dasjenige, was der geehrte Herr Rebner geſagt hat, der 
fo eben die Tribüne verlafien bat. Er hat, wenn ich richtig aufge 
faßt habe, angeführt, daß es ein Recht der Siabwwerordneien fei, 
welches ihnen durch die Städte⸗Ordnung verliehen fei, die Landtag 
Abgeordneten mit zu wählen. Hier muß ich darauf aufmerkſam mas 
ben, daß das Recht, die Landtags Ahgeorbneten zn vwelhlen, ben 
Stadtverordneten erfi durch die neuere ftänbifdhe Gefehgebung ver- 
lieben ift, daß wir zu der Zeil des Erlafies der Stüdte⸗Ordnung 
von 1808 die gegemmärtige ftändifche Organifatten nicht hatten, 
daß alfo die Stabtwerorbneten damals auch Feine Landtags » Kbgeord- 
neten wählen konnten, wogegen die ſtändiſchen Geſeze von 1823 
bei den Wahlen ftäptifcher Abgeordneten beflimmen, daß ſolche von 
denen vollgogen werden fellen, welche die Magiſtrats⸗-Mitglieder 
wählen. 

Ich glaube, daß daraus Har hervorgeht, daß von einer Be 
ſchruͤnkung, von einer Zurädnahme der Rechte, welche durch bie 
Stadte⸗Ordnung von 1808 verlichen worden, nicht die Rede fein 
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fann. Das ift die fpeziele Bertechmg, vie ich zu machen habe. 
Im Generellen aber kann ich nicht umhin, ebenfalls auszuſprechen, 
daß es mir ſehr bedenklich erfcheint, wenn wir burch das Amenbe- 
ment des Deputirten der Stadt Aachen wiederum auf. den geftrigen 
Beſchliuß zurüdgehen. Ich befinde mich leider dabei nicht im Ein⸗ 
Hange mit dem, was der Herr Marfchall gefagt hat. Der Mar⸗ 
ſchall hat aber jedenfalls über die Leitung der Debatte zu entfcheiden. 
Es fcheint mir aber höchft bevenflih, wenn wir anf diefe Weife 
wir einzelnen Deflimunmgen vasienige alteriren wollen, was nad 
ainer weitläufigen Diskufſton, und ich möchte fagen, nach fo vielen 
Mühen: und Anftrengmgen und nachdem faft ein Jever @elegenheit 
gehabt bat, ſich auszuſprechen, geitern beſchloſſen worden if. Es 
iſt volllommen richtig, was das Mitglied der ſaächſiſchen Ritterfchaft 
gefagt bet, daß wir auf dieſe Weife alle einzelnen Beſtimmmgen, 
über die wir geiern generell abgeftimmt haben, einzeln weicher durch⸗ 
gehen koönnen. Wenn enblid; ver Abgeorbneie der Stadt Aachen 
feinen Antrag dvadurch unterftügt hat, daß vie Berfammiung von 
dem Motive ausgegangen fei, fie wolle zwar ven Fortkhritt, aber 
feine Sprünge, und deshalb habe fie es noch nicht am der Zeit ge- 
Salten, den Juden die ftändifchen Rechte in ver ganzen Ausdehnuig 
au übertragen, fo muß ich erklären, daß auch ich vollfommen von 
Diefem Prinzip ausgegangen bin, und es iſt dieſe Anſicht, wie ich 
gleube, vom einer nicht geringen Zahl Mitglieder getheilt worden. 

ch kann aber dies Brinzip nur fo verftehen, daß vie Abſicht 
dahin. gegamgen -ift, im Einverſtändniſſe mit der Propoſition bed 
Mnnvernements den Juden eine beventende Ausdehnung ihrer jetzi⸗ 
gen Rechte zuzugeſtehen, und namentlich die Wohlthat, welche ein 
Tut der Juden durch das Edikt vom Jahre 1812 beſaß, uch 
auf die übrigen Theile der Mongrchie, die dieſer Wohlthat nitht 
theilhaftig find, atszudehnen. Ich glaube, daß rin großer Theil 
der Berfaumlung vielen Beſchluß fo verſtanden bat, daß ber: Fort⸗ 
ſchritt nicht dahin gehen folle, daß den uben jest die ſtändiſchen 
Rechte verliehen werden, daß dies einer fünftigen Zeit vorbehalten 
wirden folle, und bei vielem Beſchluß, glaube al mũſſen wir fer 
he. bleiben. ı "2..." 
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Abg. Frhr. von Waldbett: Mich gam ter Meinung deö vo- 
nigen Redners anichließend, erlaube ich mir, gumz beſonders baranı 
auimerfjuut zu machen, das der Marichall bei dem Schluß⸗ Raffno 
Ddes 8. 35 die Meinung der Berfamminng dabin erflärt hat, wie 
er feleR fagte, daß, da der Beſchluß der. Abtheilung, ver entgegen: 
gebt war dem Geſetz⸗ Entwurf, nicht angenommen wurde, wun 
‚alte der Geſetz⸗ Entwurf als angenommen von. der Berfammlung 
u betrachten fei. 

am 5. 36. -ücht eben: ſo ver Geſetz⸗ Entwarf dem Abthrilunge 
Butachten gerade entgegen. Da nun bad Amendement, das bei 
eingebracht if, der Berfammintg vor.der Beratung noch ger nicht 
befannt war, io Tamm ‘ich mar annehmen, daß bie Berfammlung, 
indem fie den Borkhlag ver Abtheilımg verwarf, ſich mit dem Gr 
fe : Entwurf. hat einverſtauden erflären wollen. Mir ſcheint das 
Umendement, was heute eingebracht wird und dahin geht, theilweiſe 
‚Das, was die Berfammiung geſtern gewollt hat, zu aunulliren, nur 
‚non der geitrigen Minorisät mfgefkellt zu fein, um haste wenigilend 
cheilweiſe zu erlangen, was gefiern verneint wurbe. 

Ag. von Beheratbs Ich muß dem geehrten Reber, der eben 
die Tribine verlajien bat, widerſprechen. So Inge über $. 36 
Sein Beſchluß gefaßt in, iſt es allerdings gam an ver. Felt, ein 
Amendement einzubringen, welches den Inhalt des Paragraphen oder 
einen Theil deitelben betrifft. Wit haben aber geitern nicht über den 
Zubakt des Parapraphen Beſchluß gefaßt, fondern über ein Amen: 
Dement,. welches ‚über ven Inhalt des Paragraphen weit hinaus 
Bing. Wir ſind alfe volllommen in. umferem Rechte wenn wir und 
jeht mit ‚denjenigen ‚Fragen befchäftigen, die auf ven Anhalt näher 
tingehen. Ueber die Zuläßfigfeit: des Amendements bat ver Mar: 
fihall bereits entſchieden, und ich verliere darüber fein Wort. W 
werde: mich. num zu der Behauptung, welde das geehrte Mitglied 
Der braudenburgiſchen Ritterſchaft ausſprach, Pub nie Seubte⸗Ord⸗ 
wm durch den Ausſchluß ver jüdiſchen Mitglieder ars der Stadt 
verordueten⸗ Berfammlung, wenn es ſich um bie ſtändiſchen Wahlen 
handelt, micht alterirt werde. Es iſt dies allerdings der. Fall. Die 
Stadtverordneten⸗ Berfammlung hat zwar das Recht, den ˖ Landtagoͤ⸗ 
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Abgeordneten zu wählen, erſt durch ſpätere Geſetze erhalten, fie hat 
es aber eben erhalten, und fie ift berechtigt, es in ihrer vollen In⸗ 
tegrität auszuüben, eine Integrität, die jedoch aufgehoben ‘wird, fo- 
bald einzelne Mitglieder in Bezug auf diefe Handlungen entfernt 
werden. Gefchähe dies,»fo würde derjenige Theil der Bürgerfchaft, 
der den jüdifchen Abgeordneten in die Stadtverorbneten - Berfamm- 
fung gewählt hat, bei der wichtigen Handlung der Wahl eines Ab⸗ 
geordneten für die Landtage nicht‘ vertreten fein, und es liegt darin 
allerdings eine Alterirung der Etädte: Ordnung. “Damit fie nicht 
ftuttfinde, wiederhofe ich den Antrag, baß den Juden das aftiee 
Wahlrecht zugeftanden werde. 
Adbg. Stämmter: Meine Herren! Ich babe folgeredht meiner 
früheren Abftimmung geftern die legte Frage mit ‚Nein‘ beantwor: 
tet; ich habe aber auch nicht das geringfte Bedenfen, dad Amende⸗ 
‚ment, welches das Mitglied aus der Rheins Provinz vorgefchlagen 
bat, mit „Ja“ zu beantworten, denn ich finde, daß es wirftich eine 
Rüde ımd ein Zerwürfnig in den Etadtverorbneten - Berfammlungen 
herbeiführen würde, wenn Jemand bei einer foldhen Gelegenheit, 
wo' der Jude dajjelbe Interejfe hat, als der Chrift, aus der Thür 
gewiefen werben darf. Ich werde alfo das Amendement unterfhügen. 

Abg. von SManteufel II: Meine Herren! Ich appellire zunächft 
a’ Ihre Gerechtigkeit; ich glaube, daß id) Hierzu um fo mehr ein 
Recht habe, als ich im Laufe diefes Landtags fuft immer in ver 
Minorität gewefen bin. Ich habe aber, fobald ein Beſchluß ge: 
faßt war, diefen Beſchluß anerfannt und habe demgemäß fonfequen- 
terweife im Einflange mit’ diefem Beſchluſſe meine ferneren Botä 
abgegeben und der Berathung beigewohnt. Ich muß geftehen, daß 
von der Verſammlung gewiß die Wenigſten geſtern nur eine Wh: 
mung von dem Amendement hatten, was und heute als eine über: 
raſchende Gabe am frühen "Morgen dargebracht wird. 

Gelächter.) 0 
Ich habe, als ich \geftern meine Stimme abgab, geglaubt, damit fei 
diefe Frage beendigt; und fo wenig wie ih, wenn ich gegen bie 
Anjicht der Majorität geftimmt hatte, mit einem uruen Ameudement 
aufgetreten bin, fo wenig glaube ich, follte dies von der anderen 
33% 
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Seite geichehen. Was indeß die materielle Frage betrifft, fo fann 
ich weine Berwunderung darüber nicht genug ausiprechen, daß wir 
auf ein Amendement eingehen, welches blos die Juden in Perug 
auf die Stadtverordneten-Verſammlungen betrifft. Ich möchte mir die 
Trage erlauben, ob vielleicht ſpäterhin noch andere dergleichen Amen- 
dements eingebradht werden dürften? Es würde Died wenigitene die 
Debatte abfürzen, indem man dann in Summa über alle Amendes 
ments ſprechen fünnte. Denn mit demfelben Rechte, wie man ben 
Juden in den StadtverorbnetensBerfammlungen eine nad) dem geſtri⸗ 
gen Beichlufie abgewiefene Befugniß vindiziren will, fönnte man 
nachher ein Amendement anbringen, daß da, wo es fi wa ritter 
fhaftlihe Wahlen handelt, auch jüdiſche Befiger von Rittergütern 
daran Theil nehmen können. Das ik eine aftive Wahlberechtigung, 
fo gut wie in der Stabtverorbneten : Verfammlung, und bei dieſen 
Rechte würde es ind Auge fpringen, daß Died durch Den geftrigen 
Beſchluß .bereitd abgewieſen ift. So gut died aber bei den ritter: 
ſchaftlichen Wahlen der Fall ift, eben fo ift es auch ver Fall bei 
den Stabtverordneten - Berfammlungen. 

Sandtage- Marfhall: Der Herr Abgeorbnete Hanſemann 
bat das Wort wegen einer perfönlichen Bemerkung. 

Adg. Banſemann: Ich kann dem Abgeordneten aus der Nie 
derlaufig das Recht nicht zuerfennen, in dem von mir geftellten An 
frage eine Art von Iingerechtigfeit zu finden. Ich glaube, wenn 
ein Beſchluß gefaßt ift, der, wie der vorliegende, nicht Alles ab- 
ſchneidet, eö vollfommen gerecht ift, noch ein Minimum von dem 
Abgefchnittenen in Anſpruch zu nehmen. 

(Eine Stimme: Nein.) 

Die Trage, Die der geehrte Abgeorbnete übrigens hinſichtlich 
der ritterfchaftlichen, der jüdiſchen Konfefiion angehörigen Mitgliever 
geftellt hat, iſt ſchon durch meinen Antrag fehr deutlich beantworte 
worden. Mein Antrag geht auf Gewährung des aftiven Wahlrechts 
ohne Ausſchluß von Stadt oder Land. Gr ift alfo durchaus nicht 
zweideutig gewefen. Es ift zur Begründung angeführt worden, wie 
es jept in der Staͤdte-Ordnung beſtehe. Ich führe weiter an, daß 
in ber ganzen Rheinproving.... | 
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(Mehrere Stimmen: Das iſt fein perſönliches Faktum.) 

Ich bitte, mir Gehör fchenfen zu wollen, wenn bie Herren mir 
gegenüber die Güte haben wollen —- . — 
daß in der ganzen Rheinprovinz bisher die Wahl den Stobtuchorb: 
neten nicht zufteht, ſondern daß die Wähler nach einen Cenſus ge- 
bildet werben, und daß biernad) Das Amendement ebenfalls fin Stapt 
und Land Amvendung finden muß. Auf diefe Weife it gewiß der 
Antrag für Jedermann deutlich, und id) glaube, bap hiernach bie 

Abſtimmung wird erfolgen fönnen. 

Abg. von Bismark: ch wollte mir die Frage an den Seren 
Redner erlauben, ob feine Bemerfung in ihrem ganzen Umfange als 
eine perfönliche zu betrachten fei; lediglich zu meiner Information 
frage ich danach, damit ich in vorfonmenden Yällen mir ahnliche 
perſoͤnliche Bemerkungen geftatten könne. 

Abg. Graf sen Helldorſf: Ich muß mich der Argumentation 
widerſetzen, welche jetzt aus einzelnen Beſtimmungen der Städte⸗ 
Ordnung verſucht wird, um daraus folgerechtlich ein afttmed Wahl- 
recht für die Nicht-Ehriften, alſo für die Juden, deduziren zu wollen. 

Ich habe ſchon bei früheren Gelegenheiten ausgeſprochen, und 
es ift auch im Laufe der Verhandlungen wiederholt worden, warum 
ed in jeder Beziehung bedenklich ift, bei unferen Staats⸗Inſtitutionen 
nichtchriftlichen Einwohnern politifihe Rechte zuzugeſtehen. j 

Die kreisſtaͤndiſchen Rechte ſtehen übrigens andy in einem ges 
wiſſermaßen engen Zuſammenhange mit den Befugnifſen der Pro⸗ 
vinzialſtaͤnde und allgemeinen Stände, welche unnmittelbar auf die 
Gefepgebung einwirfen. Die Juden find ferner — das fan mar 
fügen, ohne ihnen zu nahe zu treten — und können zur Zeit gar 
wicht fein auf der Stufe der Vorbildung, welche fie zur Theffnchme 
an unferen ſtändiſchen Rechten befähigen möchte. 

Wenn alfo auch wirklich die Städte Ordnung beftimmt, daß 
bei Wahlen zu Landtages Abgeordneten die zu anderen Geſchäften 
zagelaſſenen Stadtverordneten jübifcher Meligion abzutreten haben, 
und ſolches als Uebelſtennd bezeichnet wird, ſo fehe ich doch nid 
ab, wie man varaus die Folgernug deduziren könne, daß das altive 
Wahlrecht in allen Ständen den Juden zu verleihen feis — ehe 
Zugabe, die wahrlich nicht zur Zeit gejucht wird. 
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. Zs fan alfo im Gegenbetracht nur Die Bitte an die Berfamm: 
lung richten, daß fie das geftrige Botum der Majorität, nämlich: 
Die Ansfchließung der Juden von allen politiſchen Rechten, durch⸗ 
Annie feſthalte. 
| Abg. Prüfer: Im Allgemeinen kann ich mich war der And 

derjenigen Redner anidjließen, welche das geftelite Amendement beös 
halb für unzuläfjig haften, weil geitern die Majorität der Verſamm⸗ 
kung bereits über diefen Gegenſtand abgeltimmt und entfchieben hat, 
und weil auch ich glaube, daß, wenn folche Amendements oder Ab⸗ 
Änderungen angenonunen werden follten, unjer Beſchluß von geitern, 
wenn nicht geradezu umgeritien, doch bedentend alterirt werden müßte. 
Was nun das Amendement felbft betrifft, fo hat folches Der geehrte 
Untragfteller aus Aachen zuerſt dahin formirt, dag den Stabtver- 
ordneten ein aftives Wahlrecht für die Stände-Berfammlungen ein 
geräumt werden folle; ich muß uber bemerfen, daß derſelbe Redner 
dieſes Amendement fpäter dahin erweitert hat, daß dieſes MWahlredt 
auch auf die Nittergutsbejiger uusgedehnt werden möchte; wenn aber 
foldye Abänderungen nun gar nod- weiter beliebt werden follen, ſo 
ſehe ich nicht ein, wann wir die Diskuſſion über dieſen Gegenſtand 
beendigen wollen, Wenn ich aber dabei ſtehen bleiben will, daß 
den Stastverorbneten, und zwar den jüdifchen, ein Wahlrecht ein 
geräumt werden fol, fo ift dieſes fchon vorhanden, denn die Etäbte: 
Ordnungen, die von 1808, wie vie von 1832, ſchließen das Recht nicht 
aus, und das neue Geſetz, welches jeht eben berathen wird, spricht 
in feinem 8. 15 aus, daß Diejenigen Stadtverordneten, welche ein- 
mal als folcdhe gewählt find, Sig und Stimne in den Stabinererds 
netensBerfammlungen haben, alfo ohne alle Beichränfung. Run bat 
zwar der geehrte Referent erwähnt, daß Reffripte vorhanden fein, 
nady weldyen den jüdiſchen Stadtverorbneten ſeither die Ausũbung 
rer Rechte befchränkt worden; wäre Dies aber der Fall, und zwar, 
daß vergleigen Reikripte vorhanden wären und Geltung erfangt 
hätten, fo geht doch aus wiefem Geſetz⸗Entwurf die Befugniß dahin 
War hervor, daß jüvifche Stabtverorbneie, mit Ananahme von chrifſi⸗ 
lichen Hirchen⸗ und Schul⸗Angelegenheiten, in allen Sit mm» Stimme 
haben follen. Man koͤnnte zwar einwenden, daßñ ber: 8. 15 yon 
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der Verſaumlung abgelehut wurden ſei. Ich habe aer aceuten 
wollen, daß die Regieruug ihrerſeits von dem Prinzipe; Die, juni 
ſchen Stadwerordneten von ſolchem Wohlrechte anszuſchließen, ab⸗ 
gagengen iſt, weshalb wir und: u Dinge ſtreiten, bie gurmiie 
vorhanden find. r 

(Bravo!) 

Abg. Hanfemann (tritt unter großer Aufregung ber. Verſanm· 
lung auf die Rednerbühne): Sch muß dem verehrten Mednier, der 
eben die Tribüne verlaffen bat, antworten, daß er ea ſehr Per⸗ 
fönliche® gegen mic) vorgebracht hat, welches id; aufs irnfeite zu⸗ 
rüchveifen muß. Er hat behanptet, daß ic) fpäter ehvas Anderes 
vorgebracht habe, als in meinem Amendement enthalten war. Mein 
erſter Antrag lautete dahin, daß ven Juden ftändifche. Rechte, mit 
Ausnahme der Wähtbarfeit zu den Provinziab⸗Landtagen, gewährt 
werden möchten, und . fpäter habe ich mein Amendement dahin. mon 
Bifgirt, Daß ihnen das. aftive Wahlrecht gerührt‘ werben - jollse, 
Ich habe nicht gejagt: Für die Stäbte; fondern ganz allgemein! 
„Das aftive Wahlrecht.“ Es ift bei Begründung dieſes Antrages 
nicht nur von wir, fondern auch von vielen anderer Seiten auf die 
Stabtverorbneten, von mir insbeſondere auch anf bie Rhein- Provinz 
Bezug genommen; aber ich habe gewiß meinen Antrag nicht in dem 
von. vem verehrten Redner angedeuteten Sinne fpäter verändert oder 
verdreht, — fo etwas it meine Manier nidıt. 

Abg. Graf von Benard: ch habe mich aus innerfter Ueber⸗ 
zeugung für die Emancipation der Juden ausgeſprochen; man wir 
mir alfo feine Parteilichkeit zumuthen wollen, wenn idy mich jetzt 
gegen das Amandemement des Abgeordneten von Aachen amäiwedbe. 
Ich ſtimme ganz der Anficht bei, welche das Mitglied aud der Wie: 
derlauſitz entwidelt hat, obgleich ich fonft in Bezug auf. Die Juden⸗ 
Emancipation feineöweges mit ihm in Einklang: Fin: - Wenn bier 
geſtern bgeftimmt worden ift,. ob die Juden wählbar ſind, ſo habe 
ich Ja geſagt; beiienungeschtet. lann ich heute uumöglich zugeben 
daß · das Amendement umgekehrt, und "cine embere Frage zur: Abe 
ſfticccung gebracht werde. Ich gaube daß duwch die wehlrige: Mhz 
ſtiemaung, fie mag nmögehallen. fein; wie ſie wii; dieſe: Frage erke⸗ 
digt iſt. 
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" ip. Yeüler: Der geehrte Abgeordneite von Wachen, als 
Sunenpemensfieller, hat mich beſchuldigt, als ob ich feine Worte ver: 
dreht haͤtie. Eines foldhen Vergehen habe ich mich noch nie ſchul⸗ 
big gemacht und werde mid andy mit meinem Wiſſen nicht ſchulbig 
machen; daß ic) aber fein Amendement jo verftanden habe, als ob 
es ſich lediglich um das aftive Wahlrecht der Stadtverordueten handle, 
und Daß vdies nicht ein Irrthum von mir war, gebt Daraus hervor, 
daß auch das Mitglied der Riederlaufig, wie wir eben gehoͤrt ba: 
ben, dies Amendement chen io veritanden hat. Dies wirb far, 
wenn wir uns daran erimiern, daß er, der Redner ans der Nie: 
verlaufig, wicht erſehen fonnte, ob dieſe aftive Wahl audh auf Die 
Ritterguts « Yefiger und, ‚wie der geehrte Antragfteller jept binzuge- 
fügt, auch auf die Land⸗Gemeinden ausgedehnt werde. Ich hate 
alſo feine Werte nicht verdreht und bemerfe, Daß bis zu dem Eta⸗ 
Diem, in welchem ſich dieſe Angelegenheit befunben, bevor das Mit: 
glied aus ver Niederlaufig die Bühne betreten hatte, nur über dad 
Wahlrecht ver Stadtverordneten dislutirt wer. Diss zu weine 
Rechtfertigung. 

Abg. von Wesel: Ich wollte mir nur dic Bemerkung erlau⸗ 
ben, daß bei den Motiven der Abtheilung bei ihrem Borfchlage, 
daß ven Juden alle ſtaͤndiſchen Rechte, gleich den Chriſten, beigelegt 
werden follen, ausbrüdkicd angeführt ift, das die Juden das Wahl 
recht haben müßten, und daß es unrecht wäre, fie davon auszu⸗ 
ſchließen. Un diefe Deduktion ſchließt ſich die Frage an, über die 
wir geſtern abgeſtimmt haben. Es kann alſo nicht zweifelhaft fein, 
daß wir über dieſe Frage bereits geſtern abgeſtimmt haben und die 
Abſtimmung ergeben hat, daß die Juden feine ſtaͤndiſchen Rechte aus: 
üben ſollen. Es kanun alſo über das jetzt geſtellte Amendement gar 
nicht abgeſtimmt werden. 

Abg. von Patam: ch will ganz von dem Daterielfen des 
Amendements abſehen und mich lediglich au Die Form halten; und 
ig dieſer Beziehnng bin ich der Meinung, daß wir nicht mehr auf 
ein Amendoment zurüclommen können, weiches einen Vorſchlag mo: 
Wßigiet, über den bereits abgefiimmt iR. Es iſt auch auf-aflen Peo⸗ 
vicial⸗Laudtagen der Grundſatz feſtgehalten worden, Daß; menn bad 
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Amerdement zu ‚einem Geſetzentwurf verworfen wird, dann vaͤg Gee 
ſed angenommen iſt. Dieſer Grundſatz meh anch hier in Anwen⸗ 
dung kommen; wir haben das Amendement verworfen, alfe das Ge⸗ 
ſeßz angenommen; wenn das vorgeſchlagene Amendement jetzt zur· 
Abſtimmung koͤmmen ſollte, ſo würden wir eine Mbänderung gu einent 
beteits angenommenen Geſetze beſchließen. 
| (Ruf zur Abftinmung.) 

Abg. Bittrid: Seite 5 der Beilage 1. (Bgl. &. VII: A. dee 
Denlſchrift Weil. J.) ift gefagt worden: 

. „Zur Ausibung ver ſtaͤndiſchen Mechte ſiud Die Juden nicht zuzulaſſen, indem 
die für Die einzelnen. Broningen ergangenen Berorbnungen ſaͤmmtlich barin über: 
einflimmen, daß für bie Wählbarkeit zum Deputirten auf den PBrovinzials ober 
Kommmnal:Eandtagen, wie für die Berechtigung zur aftiven Wahl und für. 
die perfünliche Ansirbung des Stimmrechts auf den Rreistagen, die Gemeinſchaft 
mit einer der chriſtlichen Ktirchen Bedingung it.“ 


Ich führe dies nur an,’ weit behauptet worden, daß geſetzliche 
Beſtimnungen nicht entgegenftehert ‚ daß die Juden wählbar find: 
Benn weiter gefagt it: daß der Baragraph des Geſetzennvurfs ans 
genommen iſt, fo erwichere ich, daß dies nicht der Full iR; denn 
erft nach dem Schlufie der Beratung über ben Paragraphen wird 
über deilen Annahme entfdbieven. 

Abg. Auhaheim:. Ich glaube, daß der Abgeordnete aus Aachen 
jein Amendement hat flellen fönnen, jedoch geftern und nicht heute; 
daher ift es formell unrichtig, wenn wir hen darüber abſtimmen. 
Bei allen Gelegenheiten hat der Herr Marſchall die geftellten Amen⸗ 
dements vorher befannt gemacht und die Meihefolge feitgefebt, in 
weicher ſie zur Abſtimmung kommen, und baher glaube Ich, daß das 
vorliegende Amendement geſtern hätte zur Abſtimmung gebracht wers 
den nzäflen und heute nicht mehr zur Sprache gebracht‘ werben fann, 
und ich richte Daher. bie Bitte an den Herrn Marfchall, daß er die 
Frage an die Verſanmlung fiellen möge, ob über das Amendement 
adgeſtinunt werden ſoll oder nicht? 

(Bravo!) 

Abg. ‚Schr. von Winde: Ich glaube, daß hier mehrere ver⸗ 
ſchiedene Formen det Amendements vielfady verwechfelt Any. Es if 
allerviunge immer von dein Herrn Landtags» Murfchall der Grund⸗ 
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fag. fohgehalten warden, und es ik auch in der Matur dar Sach 
begründet, das, wenu bei demfelben. Gegeuitande. verſchiedene Vor⸗ 
Iläge über die Faltung gemacht werden, daun ihre Reibefolge für 
die Abſtimmung vor derſelben jelgeicht wird. Bon einer ſolchen 
Feſſungo⸗Verſchiedenheit handelt es dich jedoch in dem vorliegenden 
Amendement nicht, fondern es if von einer weſentlich anderen Frage, 
als die geftern abgeitimmte, darin die Rede. Die geftrige Abſtim⸗ 
mung It das Prinzip betroffen, ob alle fänvifchen Wachte dem Ju⸗ 
den eingeräumt werden follen oder nicht. Ich muß nun behaupten, 
daß unter ſtäͤndiſchen Rechten im gefeplichen Sinne nur pafline Rechte 
begriffen find, wämlich das Recht, im Händchen Berfammiungen ju 
den. Bon aktivem Wahlrecht iſt bisher feine Rede geweſen, ich 
habe wenigftend die frühere Frage nicht fo aufgefaßt, als ob dabei 
den Juden das aftive Wahlrecht genommen werden folle, was ihnen 
meines Willens immer zugeſtanden hat. Nur im Grefikerzogthum 
Poſen ift ed ihnen .beitritten worden, namentlih für die Wahlen 
zum jehigen Brovinzial-Sandtage, aus welchen der Vereinigte Land⸗ 
tag hervorgegangen it, worüber fich befanntlich, ein Zeitungskrieg 
erhoben hat. Wenn. alfo heute vom aftiven Wahlrecht Die; Rede IR, 
fo fehe ich nicht ein, wie Die geftrige Abfimmung praͤjndizirlich follte 
gemeien fein. Aber wenn disfe Anficht auch irrig wäre, daß nim- 
ih auch das aftive Wahlrecht in bem geſtrigen Amendement mit: 
begriffen geweſen wäre, fo bat daſſelbe doch feine ſpezielle Faſſung 
betroffen, fondern if ganz aligemein gehalten, fo daß eine fiprgiellere 
Frage noch immer zuläffig erfcheiuen würde. 

Abg. Milde: Ich kann mich im Allgemeinen nur dem au⸗ 
(ließen, was der geehrte Redner vor mir ausgeſprachen hat, Es 
handelte fi bei der geſtrigen Abftinumung nur darum, ob die Se 
den zugelafien werben follten, ſtaͤndiſche⸗Rechte ayszuiken. Das 
aftive Wahlrecht ſcheint ihnen aber durch Das Geſetz wicht genem: 
men zu fein. So weit ich das Geſetß verſtehe, fcheistseuch ber Bes 
febgeber nicht daran gedacht .zu haben, und nad) dem Inhalt ber 
Städte-Orbuung vom Jahre 1808, würde: estſich nicht rechtſertigen 
laflen, wenu man ihnen tiefe Mahlrecht in den Grünen nehmen 
wolle. In den Lamprsikeilen, run Die alte Sräntes iubnumgrsill; 
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find ‚die Juden nicht ‚allein gu - Ränikhen: Wahlen, ſerdern anıb::p5 
ven Wahlen, aus welchen die ebrigfeitlidhen Perfonen, Die Bürger- 
meiſter ıc. hervorgehen, fähig, amd ich glaube, daß bier von einen 
Verminderung der den Juden durch die Gefepgebung von 1812 ge⸗ 
währten Rechte, namentlich nach den ſchon chegeftern gegebenen Er⸗ 
Härungen der Königlichen Herren Kommiflarien, nicht die Rebe 
fein fol; entäußerten wir aber durch unfer negatives Votum img 
vorliegenden Falle die Juden des aktiven Wahlrechts, jo kämen wir 
zu einer Reaction der Verordnung vom Jahre 1812, und ich glaube, 
daß die Juden daun berechtigt fein- würden, fi) beim Bundestage 
zu beſchweren, dag wir Ihnen etwas von dem genommen hätten, 
was ihnen Rechtens ijt, und was ihnen durch bie Bundes— Afte ga» 
rantirt wird. 

Abg. Pychlinehi: Ich bewundere die Geduld der. hohen Ber 
wanettung. Geftern iit Die Frage ſo ‚geitellt worben: Sollen den 
Juden alle ſtäudiſchen Rechte gleich den Chriften beigelegt werden? 
und diefe Frage wurde verneint; heute fann Doch alfe unmöglich ein 
Amendement babin geitcht werben, daß den Juden ein altives Wahl⸗ 
recht verliehen werben folle, und- was wäre ‚Died Wahlrecht anders, 
als ein jtändifches Recht? Ich behaupte alfo, daß eine Abſtimmung 
über died Amendement ganz unmsglich it. 

. (Ruf nah Abſtimmung.) 

Kg. Möwe: So gern ich mich auch bafür ausfprehen 
möchte, daß den Bürgern judiſcher Religion das aflive Wahlrecht 
zugeſprochen würde, und wünfdte, daß Die hohe Verſammlung ſich 
dafür beftimmen mõochte, fo muß ich doch, wenn es fi um Das zur 
Sprache gebrachte Primgip handelt, den Rednera: beipfichten, welche 
behaupten, daß über das vorliegende Amendement nicht mehr abge: 
ſtimmt werden könne. Denn die Berfaumlung hat geftern einen 
definitiven Geſchluß gefaßt, und dieſer kann nicht durch eine aber- 
malige Abftimmung über einen darin mitfiegenden Theil alterirt wers 
den. Wenn man die Grundlage für unſere Berathung betrachtet, 
to. iſt in dem Geſehentwurf 9 26 auédrücklich geſagt: er 

„In Metreff der ſtaͤndiſchen Hechte verbleibt «6 bei der beſtehenden —* 

Gs iſt alfe, nichts Auderes damit gemeint, als waß in den 
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Wänvifihen Spezial⸗ Geſetzen haſichtuich der Wählbarkeit und Mahl: 
fahigkeit beftinmm worden iR. Wenn aber ferner in dem Gutachten 
der Abtheilung egwähnt wird, dad die Etabtveroruneten, welche Jus 
don And, das Wahlrecht nicht mit ausüben, und hernach der Bor: 
ſchlag gemadyt worden, daß den Juden alle jtändifchen Rechte beis 
gelegt werden möchten, fo iR offenbar die Abficht des Amendemento 
yarin mit enthalten. Iene Frage ift durch die Verſammlung ver- 
neint worden, und daher fehe ich nicht ein, wie nunmehr nod eine 
andere Frage daran geknüpft werden fann, die offenbar den geſtri⸗ 
gen Beſchluß zu alteriren geneigt ik. Das Recht aber, die ſtädti⸗ 
ſchen Abgeordneten zn wählen, ift in der That nicht aus der Städte: 
Ordnung, fondern aus den Spezial⸗Verfaſſungs⸗Geſetzen herzuleiten, 
und in biefen fteht, daß das Bekenntniß der chriftlidhen Kirche fo- 
wohl bei den Wählern, wie bei den zu Wählenden fi vorfinden 
muß. Es handelt ſich hier auch nicht darum, den Suben ein Recht 
abzufprechen, fondern darım, ob ihnen ein Recht ertheilt werben 
fol. Ich für meinen Theil würde ihnen, ich wieberhofe es, bie 
Recht gern: geben; ba aber darüber bereits der Beſchluß feſtſteht, fo 
maß ich mid an dieſen halten, wie die Verſammlung felbft durch 
wiefen gebunden ifl. 
(Ruf na Abſtimmung.) 

Abg. von Anerswald: Ich will mir nur einige Worte "über 
vie Form erlauben. Es if behauptet worden, daß das Umende⸗ 
ment der Form nach eigentlich gar nicht mehr zur Sprache gebradit 
werden koͤnnte und daß jedenfalls die Verſammlung ſich erſt dar⸗ 
über eniſcheiden müßte, ob über daflelbe abgeſtimmt werden -fönne. 
Im 9. 15 des Geſchäfts⸗Reglements beißt es aber: 

„g) Neue zur Sache gehörende Vorſchläge werden nur dann in Erwägung 

j genommen, wenn fie dem Marſchall von dem Proponenten vor der Sitzung 

ſchriftlich ebigereicht And und auf Anfrage des Merfighits vom 24 Bit: 
gliedern durdy Aufſſehen unterflunt werden.‘ 

Borausgefebt, daß das Amendement vor der Disfuffton ſchrift⸗ 
lidy eingereicht iſt, Schreibt das Reglement alſo vor, daß, wenn «6 
von 24 Mitgtievern unterftägt wird, es zur Berakhung ferimt. Der 
einzige: Umſtand, der Dagegen ſprechen tönnte, wäre der, der bei 


— 38 — 


einer. früheren Gelegenheit. ſchon einmal eingetreten iſt, wenn das 
Amendement, wie auch anfcheinend behauptet worden ift, auf eine 
wicht zuläſſige Aufhebung des .geitrigen Beſchluſſes antrüge. Das 
fann aber auf feine Weile behauptet werden; denn, wenn man bie 
erſte Frage: Ob man den Juden alle ftänbifchen Rechte zugefteht, 
‚verneint, fo fann die zweite Frage, ob man ihnen einzelne Rechte 
einräumt, wohl beiaht werden, ohne eine Aufhebung des eriien Be⸗ 
ſchluſſes zu involviren. Ich glaube daher, die Sache fteht fo, dep, 
wenn das Amendement vor der Diskuſſion eingereicht und durch 
24 Mitglieder unterflügt worden ift, es auch zur Abftimmmg fom- 
men muß. 

(Ruf nad Abftimmung,) 

Abg. Wächter: Ich habe nur zur Berichtigung eines FJerthums 
beitragen wollen, der ſich von vielen Seiten geltend gemacht hat; 
dieſer beruht nämlich darauf, daß nach der Städte-Ordnung vom 
Jahre 1808 es den Stadtverordneten geboten ift, wenn fi) Juden 
in. der Siadtverordneten⸗Verſammlung befinden, daß dieſe bei einer 
Wahl des Landtags⸗Abgeordneten dieſelbe verlaſſen müflen. Ich un- 
terftüße daher auch den Antrag und glaube, daß er ganz verſchie⸗ 
den von dem geftrigen Beichlune ift, denn es ift ein ganz neuer 
Beichluß, und ich will den Juden nur das Recht vindiziren, daß fie 
- nicht aus einer Etadtverorbneten » Berfammlung zurüdgewiefen wer 
den. Wie verlegend muß es für Jemanden fein, der bei einer 
Wahl nicht mititimmt und die Berfunmlung verlafien muß. Es 
geht aus dieſem noch nicht hervor, daß er Anſprüche macht, gewaht 
am werden, ſondern nur Daß er mitwähle. 

Ruf nah Abſtimmung.) 
Sandtags- Marfhel: Wenn die Berfumunlung die Abſtim⸗ 
mung verlangt, fo werde ich nicht, dagegen fein. 

(Ruf nach Abſtimmung. Viele Mitgliever erbitten dad Wort.) 

Diejenigen, die wünfchen, daß die Disfuffion über dieſen Ges 
genftand gefchloflen werde, bitte ich, aufzuftchen. 

(Majorifät.) 

Es it ein Antrag eingebracht worden, ich möchte die Verſamm⸗ 

lung entfceiden laſſen, ob das Amendement überhaupt zur Abftim- 
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mung Formen koͤnne; ich bin aber der Meinung, daß ich mid) werde 
entfchließen wmäfjen, dieſe Entſcheidung felbft zu übernehmen, weil ich 
nad der Geſchaͤfts-Ordnung die Debatte zu leiten habe. Ich habe 
der Diskuſſion die Bemerkung vorausgeſchickt, daß das Amendement 
nicht vor der Abſtimmung über die Hamptfrage eingebracht worden 
fei, und Daß aus diefer Urſache e6 wohl im Zweifel geftellt werben 
kann, ob ed noch zur Beratung zu bringen fei, daß ich aber bie 
Beiſtimmung der Verſammlung hierüber darin fehen werbe, ob bie- 
felbe e8 bei der Abſtimmung annehmen werde oder nicht, ich habe 
alſo die Entfcheivung über die formelle Frage mit in den Beſchluß 
der Verſammlung gelegt, fo dag alfo auch diejenigen, weldye das 
Amendement als zu fpät gekommen anfehen, dagegen flimmen mö⸗ 
gen. Soll hiermit den Juden das aftive ſtändiſche Wahlrecht bei: 
‚gelegt werben? ' 


(Da das Refulcat ‚nicht erfichtfich, wird die Zählung vorgenpmnen.) 


(Das Ergebniß der Abſtimmung wird von dem Marfihall da⸗ 
hin befannt ‚gemacht, daß die geflellte Frage mit 249 gegen 191 
Stimmen perneint worben fei.) 


. Referent Byerling (ließ): 

- Mas die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit anbelangt, fo fand Fein einziges Mit: 
glied der Verſammlung einen Grund vor, weshalb in biefer Beziehung ein Kück⸗ 
ſchritt gegen die bisherige Chfervanz flattfinden und dem Juden als Inhaber 
der Patrimonials Berichtebarleit das Recht genommen werden follte, ſich feinen 
Weripts : Berwaiter (Julkitiar) zu wählten. Diefe Wahl kaus um auf zinen 
Mann fallen, welchem der Etaat dis. richterliche Dualiffcation beigelegt Kat, und 
ihn in diefer Wahl befchränfen, würbe beinahe fo viel heißen, einem ober dem 
anderen Richter, dem jüdischen Jurisdictionair gegenüber, weniger vertrauen. Da: 
ber flimmte die Abtheilung einmüthlg dahin: nt [© 

daß ben Juden als Inhaber der Gerichtsbarkeit die Wahl feines Gerichte: 

halters nach wie vor zufichend bleibe. 

Einzelne Mitglieker gingen aber noch weiter. Ste glaubten, in Betracht 
ziehen zu müflen, daß die Jurisviction ein PBertinenz des Gutes und den Juden 
Durch den 9. 11 des Erifte vom Ik. März 1872 der Erwerb von Grundſtücken 
jeder Art und ohne alle Biufhränfung freigegeben If, es alje eine Berlegung 
der durch das Gdift ihnen eingeräumten Rechte in Beziehung auf ben Erwerb 
von Grunbfiüden in fidy fchließen mechte, wenn fie in Rüclcht auf die Inris⸗ 
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‚bietion irgend winer Beſchräufung anterworfen werben fullten. - Sie nahmen anf 


bie obige Ausführung Bezug, wonad, ihree Auficht gemäß, das Ant eines Rich: 
ters kein folches if, von welchem ber Jude feiner Religion megen ausgeſchloſſen 
werben bar, machten, insbefondere in Betreff der Polizei: Verwaltung darauf aufs 
merffam, daß ver Jude Schon als Dienſtherr über feine chriſtlichen Dienſtleute 
Dis zirlinar⸗gewiffermaßen eine Polizeigewalt Hate, und fentirten mit fünf 
Stimmen bafin, . - a 
dab em Juden, üle: Inhabe der Georichtbarkeit, unter denſelben Umſtänden, 
wie dem ‚heißen, geſtattet werde, die Gerichtobarkeit überhaupt und bie Br: 
ligei⸗ Gerichtsbarkeit inobeſonder⸗ perſonlich gu verwalten. f 


Die anderen acht Mitglieder alaubten dagegen zwar dem Geſetz⸗GEntwurſe, 


welcher ber Staatsbeherde das Recht vorbehaͤlt, den Örrichtehalter und ‚den 2er: 


walter der Boligei- Gerichtäbarfeit zu ernennen, fich nicht anſchließen zu kennen, 
jedoch andererſeits ebenfalls anf ihre oben gemachte Ausführung zurudfummen 


: zu' miſſen, wonach Juden zur Dermwältung eines Richteramtes überhaupt nicht 


fir geeignet su. halten ſind, nnd flinwiten ‚für eine Abanderung des Bei, 
Entwurfs bahn: 
‚ daß dem jübifchen Butsbefper als Zuhaber der Berichtöbarfrit nicht zu ge: 
ſtalten ſei, die letztere unter Umftinden, welche es kei Befeunern chriſtlicher 
Konfeſſion zulaͤſſig machen, ſelbſt zu verwalten, ihm jedoch es unbenommen 
> pfriße, den Gerichtshalter und den’ Verwalter der Polizei: Brrichtsbarfeit unfer 
WBorbrhalt Ver "Befkifigung darch die betreffende Auffichtobehoͤrde zu ernennen, 


Zur Bertheidigung des ziveiten Antrages bemerfe ich, daß das 
Geſetz die Beſtimmung enthält, daß ein Gerichtsherr der chriſtlichen 
Konfeſſion ſelbſt die Gerichtsbarkeit ausüben kann, wenn er zu einem 
Richteramte qualifizirt und verpflichtet iſt. Es kommt alſo darauf 
an, ob das auch den Juden zu geſtatten ſei? 

In Beziehung auf die Staats⸗Aemter iſt bereits die Qualifica⸗ 
tion des Juden zu einein Richter: Amte ausgeſprochen. 

Abg. von Wedell: In dem ehemals weitphälifchen Landestheile 
der Prosinz Sachſen, dem ich ängehoͤre, haben zwar die Gutöherren 
die Polizeigetichts⸗ Verwaltung, aber nicht die Ausübung der Polis 
zeigerichtsbarleit; dieſe haben wir müſſen den Juſtitiaren über⸗ 
tragen. Wenn dies nun den Chriſten aufgelegt iſt durch ein neues 
Befep, fo’ fahr ich unmöglich glauben, daß’ den jüdifchen Ritterguts⸗ 
beſitzern die Ausübung ‚der. . Polizeigerichtöbarfeit: überträgen. wer⸗ 
ben fann. 

' Referent ‘Sperling: Darauf erlaube ic) mir zu bemerken, daß 





der Antrag nur dahin geht, die Verwaltung der Gerichtöbarfeit ben 
Juden unter denfelben Umſtänden, wie den Ehriften, zu Abertragen, 
das erhobene Bedenken alfo nicht jtattfinden fann. 

Ag. Bruft: Ich babe bei allen bisherigen Fragen zu Gun- 
ften der Juden geftinnmt, werde aber mich dagegen erflären, das 
ihnen irgendiwie Jurisdictions- oder Patronatsrechte eingeräumt wer: 
den follen. Um nun nicht in den Verdacht eines politifchen Rene: 
gaten zu fommen, glaube ich dies, mein Votum, motiviren zu muͤſ⸗ 
fen. Ich bin nämlich der Meinung, daß alle Hoheitörechte, wozu 
auch die Gerichtsbarkeit und olizeigewalt gehören, nicht an ven 
Beſitz irgend eines Gutes gefnüpft fein können, fondern nur vom 
Etaate felbit ausgeübt werden follen. Ich bin ferner der Meinung, 
daß die Kirchen-Hoheit und Kirden-Gewalt ebenfalls nicht an den 
Beſitz eines Gutes gefnüpft fein können, fondern nur durch die 
Staats⸗ oder die kirchlichen Behörden zur Ausübung kommen müjlen. 
Ich glaube, daß alle diefe Rechte, infofern fie beitehen oder beftan- 
den haben, in unferem heutigen Staate untergegangen find oder darin 
‚untergehen müſſen. Das iſt meine Anficht der Dinge, und id) werde 
alfo gegen den Antrag ſtimmen, den Juden Jurisdietious- oder Pa- 
tronatörechte zuzugeſtehen, da ich folhe in einem neuen Geſetze auch 
jedem Anderen nicht zugeftehen würde. Ich glaube aber, daß es 
Unrecht wäre, wenn man den Juden Diefe Rechte entzöge und ſie 
dann noch die darauf ruhenden Laften tragen laſſen wollte. Fallen 
die Rechte weg, fo fünnen fie auch feine weiteren Laften tragen, als 
bie, wozu fie gleich allen übrigen Unterthanen verbunden find. 

Abg. von Putthammer (aus Stettin): Ich will mich auf die ein- 
fache Bemerkung bejchränfen, wie es gegenwärtig ſteht. Jetzt fann 
der jübifche Rittergutsbefiger den Juftitiar und aud) den Berwoalter 
der Polizei wählen, er felbft darf es nicht fein; er würde alle, 
wenn man ihm durch den Landrath den Polizeiverwalter, wie den 
Gerihtöhalter, wählen laſſen wollte, ſchlechter als jegt geftellt wer: 
den. Es iſt mir felbft ein folcher Fall vorgefommen; es beſteht alfo 
faktiſch, daß eim jüdischer Nittergutsbefiger den Gerichtöhalter und 
den Polizeiverwalter felbit wählen darf. Er ift ja auch gebunden, 
‚einen qualifizirten Gerichtshalter und Polizeiperwalter zu nehmen, 
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per. von, der Regierung obenein beſtaͤtigt werden muß. Ich ſihe 
alſo nicht ab, wie man ſelbſt Seitens derer, die gegen die Erweite⸗ 
rung der Rechte der Juden geſtimmt ſind, den Letzteren eine be⸗ 
ſtehende Befugaip entziehen wollte; ich glaube eine ſolche Teuvenz 
weder im Gele» Entwurf, noch Seitens der Raͤthe der Krone an⸗ 
nehmen zu dürfen, — Es berubt dies vielleicht auf einem Irrthum. 
Taktifch befteht dad angedeutete Recht der Juden, ob anf einem Ge⸗ 
ſetz oder auf Obfervanz gegründet, laſſe ich dahingeſtellt fein. 

Abg, von Mantenffel IL: Wenn ich dem Gutachten richtg 
gefolgt bin, fo, liegen eigentlich zwei ragen und zwei Anträge vor, 
der eine geht dahin, daß dem Beſitzer eined berechtigten Rittergutes 
auch das Recht genommen werde, den Gerichtöveriwalter und Polizei⸗ 
verweſer felbit zu wählen, wenn fich der Beliser zum jüdifchen . 
Glauben befennt. ine derartige Befchränfung würde ich meiner 
feitd um fo weniger gerechtfertigt halten, als durch Die einfache 
Wahl allein noch nicht der Gerichtshalter oder Bolizeiverwefer- im 
feine Function eintritt, fondern noch hinterher die Beftätigung der 
Auffichtsbehörde erforderlich ift, dieſe alſo jedenfalls Fürforge treffen 
wird, daß eine Wahl von einem jübifchen Rittergutsbefiger nicht ger 
fihehe, welche dem allgemeinen Interefie entgegen if. Dagegen kaͤnn 
id) der Anficht der Abtheilung nicht beitreten, wonach auch Die per» 
förlihe Ausübung der PBatrimonialgerichts- und Polizeigerichtsbar⸗ 
feit den jüdischen Rittergutsbeſitzern überlaffen werden fol. Zur Ins 
terſtützung dieſes Antrages if vom Herren Referenten darauf verwies 
jen worden, daß dies nur eine konfequente Fortführung des Grund» 
ſatzes ſei, wonad die Maforität des Landtugs befchloffen It, die 
Befenner des jüdiſchen Glaubens zu obrigfeitlichen Aemtern zuzu⸗ 
laſſen. Sch gebe dem Herrn Referenten injoweit Recht, als daſ⸗ 
felbe Prinzip diefem Antrage zu Grunde zu liegen fcheint und ihm 
entiprechen müßte. Indeſſen ift doch ein weſentlicher Unterſchied in⸗ 
fofern vorhanden, als eine allgemeine Qualifitation ver Jaden wie 
der. Chriſten vorausgefeht wird, inſofern fle überhaupt in Gtumtss: 
dienft treten, ſich alfo einen Anfpruch auf Bekleidung eines obrig⸗ 
feitlichen Amtes erwerben wollen. (Kin dergleichen. Anfprud und 
eine ſolche Prüfung der Perfünlichkeit ſindet aber nicht ſtatt bei 
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DR Muf eines Rittergutes, welches zur Gerichtsbarkeit berechtigt 
iR; wir Imben alſo hier gerade nicht die Prämiflen, die wir für die 
Sicherheit, für die ordnungsmäßige Geichäftsführung auch eines jü- 
diſchen Beamten voraudgefeht haben, dieſe fehlen gang bei dem jü- 
bißchen Beſiher eines Mittergutes. Ich gimube, daß die hohe Ber: 
ſammlnug dieſen fehr wichtigen Unterſchied ſchwerlich überfehen dürfte, 
und, um auch auf Das praftifche Leben hinzudenten, mache ich dar⸗ 
auf aufmerffam, daß dadurch die größten Konflikte herbeigeführt 
werben würben, namentlich bei der Verwaltung der Polizeigerichts⸗ 
barkeit. Denfen Sie füh, daß ein Belenner des jüdiſchen Glau⸗ 
bens, welcher die Polizei felbit verwaftet, Strafen feſtſeden fol 
über Störung des öffentlichen chriftlichen Gottesdienſtes. Deshalb 
geht meine Anficht dahin, daß der erfte weitergehende Antrag der 
Abitheilung zu verwerfen ift, jedoch den Veligern jüdiſchen Glaubens 
nie Wahlberechtigung zu Patrimonialrichtern und Verweſern der Po- 
Useigerichtsbarfeit bleiben nf. Wenn ein geehrter Abgeorbneter 
aus der Rheinprovinz nody den Antrag daran gefnüpft hat, daß 
den: jüdischen Befigern der zue Gerichtsbarkeit berechtigten Ritiergü⸗ 
ter die Koften biefer Gerichtöbarfeit abgenommen werden möchten, 
fo kann ich dieſem Antrage nicht beiftimmen, denn der jüdiſche Rit- 
tergutobeſiher weiß beim Kauf des Rittergutes, welche Pflichten die: 
ſem Gule obliegen, muß alfo, wenn das Geſetz ihm bie perſoͤnliche 
Ausübung nicht gefiattet, ſich darauf gefaßt machen, die Koften die: 
for. Mebertragemg an einen Dritten zu tragen. 

Es handelt ſich übrigens hierbei. nicht allein um Bekenner ded 
jänifchyen Glaubens. In diefem Falle fliehen alle unfere gechrten 
Befigerinuen von Rittergitern, alle Damen, welche Eigenthümerin- 
nen von Ritiergütern find, den Juden gleich; bein anch' dieſe mil 
fen auf ihre Koften den Gerichts - Verwalter und Polizei» Berweier 
einjegen, Ich glanbe, daß der Antrag nicht begründet ift. 

Abg. Dittrich: Mir fcheint Die Bejahung der Frage in der 
Konſequenz zu liegen. Nachdem der Antrag gefteflt worden ift, bie 
Juden als befähigt zu erachten für Staatsämter, fo folgt Die Beja⸗ 
hung dieſer Frage aud) hieraus, und went die Prämiſſen nicht fo 
hattfinden Ebnnen, fo glaube ich, liegt das in der Prüfung zum 
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Staatsamte. Wenn aber die Prüfung erfolgt ift, fo zweifle ich 
nicht, daß die Qualification biefelbe fein muß, als bei anderen . 
Beamten. 

Abg. von Osttberg: Ich muß mich vollftändig dahin erklären, 
daß den Juden nicht allein gejtattet werden möge, den Gerichtöhal- 
ter zu wählen, fondern daß ihnen auch die Befugniß eingeräumt 
werde, die Gerichtöbarfeit und Polizei» Gerichtäbarfeit perfönlich zu 
verwalten. Gobuld der Jude die Rittergüter erworben hat, fo hat 
er auch das Recht der Gerichtsbarfeit. Ich fehe nun nicht ein, was 
rum er, wenn er Died KHoheitörecht hat, nicht auch das Recht har 
ben foll, den Gerichtöhalter zu ernennen. Wenn fie aber zu Ks 
niglichen Richtern ernannt werden fünnen, warum follen fie denn 
nicht auch die Befugniß haben, fich felbft an ihren eigenen Gerich⸗ 
ten zu Richtern ernennen zu fönnen, fofern dies überhaupt gefehlich 
zuläſſig it? Sch halte es für viel wichtiger, Königlicher Richter zu 
fein, als Patrimonial- Richter. Wenn gefagt worden ift, daß bei 
Königlichen Stellen ein beftimmtes Eramen erfordert werbe, fo muß 
ich mir die Bemerfung erlauben, daß auch Fein Ehrift dieſes Recht 
ausüben darf, wenn er nicht richterliche Qualification hat. Folge 
li wird auch ein Jude das Recht nicht ausüben können, wenn er 
nicht dazu qualifizirt iſ. Was nun die Polizei» Gerichtöbarfeit ans 
langt, fo fehe ich, wenn dies Hoheitsrecht überhaupt einmal einer 
Privatperfon übertragen ift, nicht ein, warum es einen Unterſchied 
machen foll, ob es ein Jude oder ein Ehrift iſt. Denn die Kalle, 
daß bei der Polizei Sachen über Religion vorfommen, find die fe 
tenften. Im Uebrigen muß dabei ftreng nad) den beftehenden Ge⸗ 
fegen verführen werden, und, fobald dies nicht gefhähe, wird es 
einem Jeden freiltehen, den Weg des Refurfes einzufchlagen. Wenn 
aber irgend einmal der Fall vorfäme, daß ein Jude überhaupt nicht 
qualifizirt wäre, fo würde Beſchwerde bei den oberen Staatd - Be- 
hörden zu führen fein, und diefe würden dann beftimmt Remebur 
eintreten laſſen. Ich kann daher lediglich nur fo, wie bereitä er⸗ 
färt, ftimmen. 

Abg. Araufe: MWenn ich in diefer Angelegenheit nochmals das 
Wort erhalten habe, fo wollte ich bemerken, daß ich nicht einjehen 
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fann, warum ein Jude, der Gutähere wird, nicht feinen Gerichte: 
halter ernennen fol, da er Damit nur eigentlich eine Pflicht aus- 
übt und fie erfüllen muß. Ich ſehe es als eine Pflicht an, den 
Gerichtshalter anzuftellen und zu fülariren; ich glaube, Daß dieſes 
Salariren und die übrigen Umſtände dabei, eher Laften find, als 
befondere Ertrags- Rechte, und der Antrag, der dem Vereinigten 
Landtage vorliegt, day diefe Pflichten aufgehoben werden möchten 
oder wenigſtens umgewandelt, giebt mir den Neweis, daß man fiih 
nicht fo fehr daran hält, Polizei: Beamter zu fein. Wahrlich, ic 
glaube, es ift fein großes Mecht, fondern eine weit größere Pilicht, 
und id) bin nicht der Meinung, daß Jemand ſich das Polizeiamt, 
namentlich) auf dem Lande, als Erwerbsqnelle aneignen wird. Wenn 
ih nun, was die Patronatöpfliht anlangt.... 
(Ruf: Co weit find wir noch nicht.) 

Ih wollte mir ſchließlich eine Berichtigung erlauben, vie id 
geftern unterlafjien habe, weil die Debatte bereits fo lange gedauert 
hatte, daß es beinahe 4 Uhr war. Bon einem geehrten Mitgliche 
aus Sachſen bin ich angeblich nicht verftanden worden, und Damit 
ed mir von dem geehrten Mitgliede nicht fatich ausgelegt werde, jv 
wollte id) e8 noch einmal wiererhofen. 

(Ruf: Zur Tagesordnung.) 

Es ift etwas Perfönliches, und ich glaube, daß ich dies zu berid- 
tigen das Recht habe. Der geehrte Redner fagte, er hätte alle die 
Vorurtheile, die ihm anflebten, bereits mit der Muttermilch eingefogen. 
Und ic) habe hierauf gejagt, fo ginge es den Juden ebenfalls, auch 
fie hätten diefe Worurtheile mit der Muttermilch eingefogen, und 
darum hielten fie daran feſt und würden die Chrijten fo Tange zu 
bevortheilen fuchen, bis felbige den größten Theil ihres Vermögens 
an ſich gerijien haben, um fidy dadurch nicht Achtung, fondern Furcht 
zu erringen. Ich Bitte zu bevenfen, daß 16 Millionen Menſchen 
von 200,000 Juden ausgebeutelt werden; denn fihon der Judenjunge, 
wenn er mit dem chrijtlichen auf der Schule ift, macht ihm Gelt: 
Vorſchüſſe, weil er, da er verachtet wird, ſich in Furcht ſetzt. Go 
fann nur die Abficht eines jeden Deputirten fein, daß, wer gleide 
Pflichten hat, auch gleiche Rechte haben muß. 


rer 
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Abg. von Bismark: Der verehrte Redner iſt zum brittenmale 
auf dem etwas müde gerittenen Mferde auf mich eingefprengt, wel: 
ches vorn Mittelalter und hinten Muttermildy heißt. Geſtern hatte 
ich ihm nicht verftanden, heute aber habe ich mich überzeugt, deß — 
mich vorgeſtern nicht verſtanden hat. Ich erkläre ihm daher, 
Bezug auf das Mittelalter, daß ich mich bisweilen der Figur 
Ironie bediene; es iſt dies eine Redefigur, mit welcher man. nicht 
immer das ſagen will, was vie Worte buchftäblich beveuten, mits 
unter fogar das Gegentheil. Was nun den Ausdruck Muttermilch 
betrifft, fo räume id) gern ein, daß ich im Feuer der Rede nicht 
immer die Eleganz des Ausdrucks erreiche, welche die Rebe des Ab» 
geordneten der ſchleſiſchen Landgemeinden charafterifirt. | 

Abg. Aranfe: Meine Herren! Es ſcheint mit fehr bedenklich 
wenn Männer in dieſer Verſammlung fügen, meine Worte haben 
einen andern Sinn, als wie ich fie gefprochen. Died fcheint mir 
ein Charafter, den ich nicht begreifen fann. Ich bin ein Landmann, 
der feine praftifche Anſicht ausfpricht und nicht mit Redensarten 
fommt, welche andere Leute nicht verftehen. 

Abg. von Byla: Es iſt vorhin von dem Herrn Sefretair an: 
geführt worden, daß durch einen frühern Befchluß die hohe Ver; 
fanmlung die Juden zu allen Staatsämtern für befähigt erklärt. 
Dies it mir unbefannt Im Gegentheil muß ich erflären, daß das 
in diefer Beziehung geftellte Amendement bei mir großes Bedenken 
erregt, indem ich glaube, daß hierdurch die Juden fehr wenig Staates. 
ämter erlangen koͤnnen und erfangen werben. Ich habe fihon bei 
anderer Gelegenheit diefes berührt," wifl nich daher jeßt über diefen 
Beſchluß nicht weiter ausſprechen. Was nn das Gutachten der 
Adtheilung anlangt, fo gehöre ich zu demjenigen Theil derſelben, 
welcher fi) dafür erflürt, „daß dem "Juden, ale Inhaber der Ge⸗ 
richtsbarfeit, die Wahl feines Gerichtshalters nach wie vor zuſtehend 
bleibe.“ Dieſes Wahlrecht iſt offenbar in der Billigkeit und Gerech— 
tigkeit begründet; dieſes fönnen wir dem jüdiſchen Gutsbeſitzer eben⸗ 
ſo wenig, wie dem chriſtlichen, nehmen, ſobald er das Gut, womit 
das Recht verbunden, einmal erworben. Was aber die perfönfiche 
Ausübung der Jurisdiktion anlangt, ſo muß ich bei meiner urfprüng. 
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lüchen I fiehen bleiben, daß ich dergleichen Aemter überhaupt 
yorläuf g dem Juden noch nicht zugeftehen fann. Ich will eine 
möglidye Erweiterung ihrer Rechte, aber keinesweges eine gaͤnzliche 
Gleichſtellung mit den Chriſten. 

Abg. Aldenhoven: Meine Herren! Ich erklaͤre mic) gegen alle 
Hoheitörechte, welche mit dem Befige eines Gutes verbunden find, 
und ich würde fehr ungern den Juden das Patronatsrecht und die 
Gerichtsbarkeit zufprechen, wenn es nicht durch unfere Geſetze auch 
denjenigen Confeſſionen beigelegt iſt, welche den andern gerade ent⸗ 
gegenſtehen. Ich ſehe daſſelbe Mißverhaͤltniß darin, wenn ein fatho: 
liſcher Gutsbeſitzer das Patronatsrecht in evangeliſchen Gemeinden 
hat, wie ich auch ein Mißverhättniß darin erblicke, wenn ein Jude dies 
feo Recht befigt. Weil aber dieſe gefegliche Beftimmung befteht, jo 
werbe ich darauf antragen, daß dies Recht audy den Juden zuer: 
fannt werbe. 

Wir haben von einem verehrten Mitgliede der Nitterfchaft in 
der Nieverlaufig gehört, daß die Juden die Störung des öffentlichen 
Gottesdienſtes fchwerlich als Gerichtsherren oder als Cher-Auffeher 
der Polizei zu ftrafen ſich veralaßt finden möchten. Meine Herren! 
Ich gebe Ihnen zu bedenken, wenn ein evangeliſcher Gutsbeſitzer die 
Störung der Frohnleichnams—⸗ Prozeſſion der Katholiken zu beſtrafen 
haͤtte, wuͤrde er ſich nicht in demſelben Verhältniß befinden, wie der 
Jude? 

(Große Aufregung. Viele Stimmen: Nein, Nein!) 
"Meine Herren! Ich fehe im Rechte des Patronate, im Rede 

der Gerichtsbarkeit ein großes Hinderniß unferer fozialen, unſerer 
politifhen Entwickelung. Weil aber dieſes Recht einmal gefeglih 
befteht, fo trage ich darauf an, daß das Recht ded Patronats und 
die Gerichtsbarkeit auch den Juden zuerkannt werbe. 
\ Abg. Gießler: Da die Poligeis Behörden aud) darauf fehen 
müffen, daß der Sonntag heilig gehalten werde, fo bin id) ber Mei: 
nung, daß man ben Juden die Polizei⸗Verwaltung in chriftlichen Ge; 
meinden ‚nicht anvertrauen darf. Der Jude feiert feinen Sabbath 
‚am Sonnabend, würde ſich alfo, und wenn er auch noch ein beſſerer 
Menſch wäre, nie angelegentlih darum befümmern, vb her Chrifl 
den Sonntag heilig halte oder nicht. 
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Ich weiß recht zut, daß man In der · neueßen Zeit; Mei zwar 
vorzugsweiſe ia den Städten, leider aber auch in manchen Dörfern, 
das Gebot: „Du follit den Feiertug heiligen”, immer weniger bes 
achtet. Ich Halte Dies fiir Fein gutes Zeichen der jetzigen Zeit. Uns 
fer Aönig will es nicht fo. Sch glanbe, vertrauen wir den Juden 
auch noch die Polizei⸗Verwaltung über uns an, jo wird dies: mit 
der Zeit immer fchlimmer werben, und darum werde ich nicht für 
den Theil des Gutachtens der Abtheilung, welche dies beflicwortet, 
flimmen. 

(Bon einigen Seiten: Bravo!) | 

andtags-Marſchall: Da fich fein Redner mehr gemeldet hat, 

fo fchließe ich die Tebatte. In Folge derfelben werden 4 Fragen 

zu ftellen fein: Die erfte wird dahin gehen, ob den Juden zugeſtan⸗ 

den werben fol, die Kriminal- und Civil⸗Gerichtsbarkeit unter den⸗ 

felben Umſtaͤnden, wie fle den Ehrijten zuſteht in Perſon audzu⸗ 
üben? 

Die zweite: Ob fie die PolizeisGerichtäbarfeit in Perfon aus⸗ 
üben dürfen? Ä 

Die dritte: Ob fie die Gerichtähalter felbft wählen dürfen? 
und Die 

vierte: Ob fie die Polizei-Verwalter felbft wählen bärfen? 

(Es ift überhaupt nur die Nede von den Rittergutöbefigern.) 

Die erfte Frage heißt alfo: 

Soll ten Juden zugeſtanden werben, bie Kriminal⸗ und Civil⸗Gerichts⸗ 
barkeit unter denſelben Umftänden, wie dies den Eyriften sügeflanben 
if, auszuüben?! 

Diejenigen, welche bie Frage befahen, bitte ich, aufzuſtehen. 

(Da das Reſultat nicht erſichtlich iſt, ſo erſucht der Marſchall die 

Ordner, zu zählen.) 

Das Ergebniß der Abftimmung ift folgendes: 

Die Frage iſt mit 231 Stimmen gegen 159 Stimmen. verneint 
Darf ich bitten, daß die Herren wieder die Pite einnehmen. 
Die zweite Frage lantet: 


Soll deu, Juden geſtattet fein, die Polizei⸗ Belddieherieit u Bali 
jeisBerwaltung in Perſon auszuüben! u, 
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VDiejenigen, welche baflr ſtimmen, Bitte ich, aufzuftehen. 
(Es erhebt ſich keine Majorität dafüͤr.) 
Die dritte Frage lautet: 
Goll ihnen die Wahl ihres Juſtitiatins zuſtehen? 
Diezenigen, welche die Frage bejahen wollen, bitte ich, aufzu⸗ 


Raben. 
(Wird. mit großer Majorität angenommen.) 

Die vierte Frage enblich heißt: 

Soll ihnen die Wahl ihres Polizei⸗Verwalters zuftichen ? 

(Wird ebenfalls mit großer Majorität angenommen.) 

Referent Sperling (lieft vor): 

In den Bällen, in welchen eine Auffiht über eine Kommunal: Verwallung 
ber Gutsherrſchaft zuſteht, ſolche dem Gutsherrn jüdiſcher Religion zu entjie: 
ben, iſt fein Grund vorhanden. Es würde dies eine neue Schmälerung der 
mit dem Grundbefitze verbundenen Rechte involviren, zu deſſen Erwerb das 
EDift vom 11. März 1813 ven Juden ohne Vorbehalt für gesiguet erklaͤrt 
bat, und es erfchien der Abtheilung die diesfällige Beſtimmung des Entwurfs 
um fo unbilliger, als her Jude da, wo ihm ale Gutsherrſchaft die Aufſicht 
über die Kommunal⸗Verwaltung zufteht, zweifelsohne für deren Refultate fub: 
ſidiariſch verhaftet ift. 

Diefelbe erflärte fich alfo in diefer Beziehung einſtimmig gegen den Ünt: 

wurf unb bafär, 

.. daB, wo der Butsherrichaft eine Anfficht über eine Kommunal: Ber 

waltung zuſteht, folcye auch dem Juben als Gutsherrn zuftehen fell. 

Sandtags- Merfchall: Berlangt Niemand das Wort? 

(Es erhebt ſich Niemand.) 

Da Niemand das Wort verlangt, fo ftelle ich die Frage, ob 
der Antrag der Abtheilung angenommen werben folle. Diejenigen, 
bie ihn annehmen wollen, bitte ich, aufzuftchen. 

(Es erhebt ſich eine Majorität dafür.) 

Referent Sperling (lieft vor): 

Eben fo war die Abtheilung auf der anderen Seite einſtimmig ber Mei: 
nung, daß bie Verwaltung des Patronats, als mit dem Religionsverbante 
innig zufammenhängen®, wie ber Entwurf es befagt, dem Juden nicht über: 

" Iafien werden fonne, vielmehr während feiner Beſitzzeit won ber betreffenden 

Staats⸗ und kirchlichen Behörde auszuüben fei. Nur in. Beziehung auf zwei 
aus dem Patronat refultirende Berechtfame, die Berufung des Pfarrers und 
die Aufficht uber das Kirchen: Bermägen, fand eine Berfcjiedengeit der An; 
ſichten ſtatt. 
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Was nämlich die Miahl des Pfarrers anbetrifft, wenn eine 'folche wäh: 
rrnd der Beſitzzeit des Juden ſtatcſindea ſollte, ſo wünſchten n ugn⸗ 
tearn. 2, 
daß ſolche da, wo fie dem Patron zufleht, ber Kirchen - Bempinde 
überlaffen, werde, on 
weil bie legtere dabei unftreitig das nächſte Interefle habe; und 
bie Aufficht über das Kirchen. Bermögen anlangend, fo fehienen Hier 
einzelnen Mitgliedern biefelben Müdfichten obzumalten, welche oben in 
Betreff den Anfficht- aber die Rummungi:Bermaltung füch geltend ge 
macht hatten, daher fie iu der Zahl von 6 gegen 7 dahin Rimmten, 
daß folche dein Juden als Patron nicht zu entziehen fei. 

Abg. Möwes: Dem Borfchlage der Abtheilung habe ic) mich 
überall mit vielem Vergnügen angefchloffen, infofern es ſich um rein 
bürgerliche Verhältniſſe der Juden handelt. Wenn aber den jüdi- 
ſchen Gutsbeſitzern ein Kirchen» Patronat nicht zugewendet werden 
fol, fo würde es infonfequent fein, wenn man ihnen bie. Beauf- 
fihtigung des Kirchen: Vermögens einräumen wollte. Sie ift ein 
wefentlicher Beſtandtheil des Patronats und erfordert ein vollſtaͤndiges 
Eindringen nicht nur in die kirchlichen Verhältniſſe überhaupt, ſondern 
auch in die Kultus-Verhältniſſe. Ich bezweifle, daß dies einem, Ju; 
den möglich fein wird, und befürchte, daß, wenn die Beauffichtigung 
des Kirchenvermögens einem Juden übertragen würde, daraus große 
Konflifte mit den geiftlihen Behörden und den Gemeinden entitehen 
möchten. Aus diefem Grunde fann ich mit dem Gutachten, welches 
ihnen Die Beauffihtigung des Kirchenvermögend nieht entziehen will, 
nicht einverftanden Jein. 

Fandtags-Marſchall: Ein Antrag ber Art if auf) von ber 
Abtheilung nicht gemacht worden, ed haben fi nur 6 gegen 7 Mit: 
glieder für folchen erflärtz es ift alfe i in der Abtheilung in der Mi⸗ 
norität geblieben. 

Abg . Mlöwes: Dann bitte id) um Entſchuldigung. Die Faſ⸗ 
ſung des Gutachtens führt aber auf dieſe Anſicht. | 

Adg. von Wedel: Es handelt fi hier nämlich um bie Frage, 
wer den Geiltlihen erwählen Toll, wenn der Gutsherr, der das 
Patronat hat, ein Jude ift und alſo ein Wahlrecht nicht ausüben 
fann? Ich wollte in dieſer Beziehung nur bemerfen, daß die DBe- 
fiimmungen über die Befugniffe der Patrone in den verfchiedenen 
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Provimen nuod Landentheilen verſchieden ind. In einigen wird von 
dem Patron ber Prediger vozirt, den bie Gemeinde uchmen wmnß, 
wenn gegen feinen Lebenswandel nichts zu erinnern iſt; in anderen 
Lanbestheilen fchlägt der Patron 3 Kandidaten vor, und der Ge⸗ 
meinde fleht dann das Wahlrecht unter diefen 3 Kandidaten zu. 
Ich glaube alfo, wir fönnen in dem vorliegenden Kalle nicht fügen: 
hie Gemeinde foll wählen, fondern wir müſſen die Regierung an 
die Stelle des Patrone treten Iafien, die fih dann ganı an die Be 
ſtimmungen der verfcjiedenen Kirchenorbnungen zu halten hat, bie 
in der Regel auch Beitimmungen darüber erhalten, wie zu verfahren 
if, wenn der Patron verhindert iſt, das Patronatsrecht auszuüben. 
Abg. Pittrih: Auch ich ftimme mit der Majorität der Abthei⸗ 
Tung dafür, daß die Aufficht über das Kirchenvermögen nicht dem 
jüdifchen Gutsbejiger übertragen werben möge, denn idy glaube, daß 
eben fo, als die Verfammlung die Nichtanftellung jüdiſcher Lehrer 
an Elementarfchulen und Gymnaſien befchlofien hat, mit weldem 
Beichluffe ich übereingeftimmt habe, audy hier das chriftliche Prinzip 
verlegt werden würde, wenn die in Rede ftehende Aufſicht dem jüdi⸗ 
ſchen Gutsbeſitzer übertragen werben follte. 

Abg. KAraufe: Den Vorſchlag des Gutachtens, daß, wenn ber 
jüdifche Patron das Recht hat, Geiftliche anzuftellen, daß ihm dann 
au die Verwaltung des Kirdyen- Vermögens übertragen werden 
müſſe, finde ich ganz gerechtfertigt. Ich würde auch Fein Verbre⸗ 
hen darin finden, wenn ein ganz unparteiifcher Menſch, wie ein 
Jude ift, einen chriftlichen Geiftlichen beruft, da ich vorausfegen muß, 
daß fein Menſch in diefer Verfammlung behaupten wird, daß ber 
Jude das Recht habe, einen jüpifihen Prediger zu wählen. Ich 
glaube, darüber kann fein Zweifel fein, alfo in diefer Wahl fann 
ich nichts Ungehöriges finden; ich laſſe es aber gern fallen, wenn 
in dem Gutachten angenommen wird, Daß biefes Recht der Gemeinde 
eingeräumt werben fol. In vielen Kirchen Schlejiens hat die Ge 
meinde dieſes Wahlrecht mit dem Patron zugleich, es würde alfo 
nur ein Meiner Uebergang fein, wenn biejes Recht Fünftig der Ge: 
meinde allein bliebe. Wenn es dagegen dem Konſiſtorium übertra 
gen würde, fo muß ich befennen, daß ic dies in der gegenwärtigen 
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Zeit nicht folgerecht halte. Wenn ich auch nicht glaube, baß- dann 
Geiſtliche angeftellt würden, die feine Chriſten find, fo giebt ed body 
in neuerer Zeit fo viele Konflikte in dieſer Beiehung, daß man wüns- 
ſchen muß, es möchte anders fein. Es führt wahrhaftig zu nichts 
Guten, wenn evangelifche Geiftliche mit Hülfe von Genodarmen in 
ihre Aemter eingefept werben müſſen. Das Höchſte für eine reli⸗ 
giöfe Gemeinde ift ihr @eiftlicher, wird biefer ihr aufgenrängt, fo MM 
feine Gotteöfurdht durch ihn zu erwarten. Deshalb möchte ich Die 
Berfammlung bitten, zu befchließen, daß, wenn das Patrongatsrecht 
ruht, weil ein Jude Gutsherr iſt, dag dann die Kirchenverwaltung 
und die Anftelung des Geiftliden der Gemeinde überlaffen würde. 

Regierungs -Kommillur Brüggemann: Ohne der Beichlußnahme 
der hohen Verſammlung vorgreifen zu wollen, erlaube ich mir bie 
Verordnung vom 30. Auguft 1816 mitzutheilen, wodurch ber ber 
treffende Paragraph im Allg. Land⸗Recht näher deflarirt worden if. 

(Es wurde die Allerhöchſte Ordre vom 30. Auguft verlefen, 

weldye in der Geſetzſammlung des Jahres 1816 Seite 205 ab- 

gebrudt iſt.) 

. Ih habe mir nur erlauben wollen, auf dieſe Verordnung auf- 
merkſam zu machen. In Beziehung auf einen Punkt in dem An- 
trage der Abtheilung, daß nämlid die Wahl des Pfarrers in dem 
Falle, daß fein Patron vorhanden iſt, der Kirchengemeinde überlaffen 
werde, fo muß ich bemerken, daß dies dem fanonifchen Kirchenrecht 
der Katholifen widerfpricht, nach welchem in ſolchem Falle die Be⸗ 
ſetzung dem Bifchof zufteht. Die freie Ueberlaſſung des Wahlrechts 
an die Gemeinde wird hiernach wohl nicht eintreten können un 
Dürfen. 

Referent Sperling: Diefe Bemerkung trifft Hier nicht zu, denn 
ed iſt von Kirchen die Rebe, bei welchen dem Patron das Beſetzungs⸗ 
recht zufteht, nicht aber von folchen, in welchen der Biſchof die Bes 
fegung ausübt. 

Regierungs » Kommiilar Brüggemann: Ic habe gefagt, wo 
fein Batron vorhanden ift, der das Wahlrecht übt; Died würde auch 
bier gelten, wo ber Patron das Wahlrecht nicht ausüben kann; 
alfo auch hier wjrbe die Verleihung der Stelle der freien Kollation 
des Biſchofs anheimfallen. 
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Abg. Araufe: Ich glaube auch, daß ich nur von evangelifchen 
Geiſtlichen gefprochen habe, und befcheide mich gern, wo noch höhere 
Vehörden zu beftimmen haben. 

Referent Sperling: Ih würde den Antrag dahin modifizi⸗ 

ren, daß das Wahlrecht da, wo es dem ‘Batron zufteht ober er die 
Kandidaten vorzufhlagen hat, den Gemeinden überlaflen werde. 
Auf’ diefe Weile wiirde der Antrag mit dem Vorſchlage des geehrten 
Mitgliedes aus Weſtphalen übereinftimmen. 
Abg. Bteinbeh: Es giebt wohl nichts Uebleres, als die ges 
ſehlichen Beftimmungen zu vermehren nnd Abweichungen von ſchon 
vorhandenen einführen zu wollen, wo ed die Rothwendigfeit nicht 
gebietet. Die Allerhöchſte Kabinets-Ordre, die eben vorgetragen iſt, 
beitimmt über die Pfarrer und die Quiescenz des Patrons. Hier 
teifft dieſe Beſtimmung ein, abgefehen ob durch religiöfe oder andere 
Fälle; es feheint daher augemeſſen, wenn wir dabei flehen bleiben, 
was in dem Geſetz vorhanden und durch die angemeilenften Motive 
begründet aus diefer Berathung bereitd hervorgegangen ifl. Ich 
bin der Meinung, daß hier lediglich auf jene Verordnung zurück⸗ 
zuweiſen iſt. 

Abg. von Feipziger: Auch nach der jetzt von dem Referenten 
abgeaͤnderten Faſſung kann meines Erachtens der Vorſchlag der Ab: 
theilung nicht angenommen werden, da demſelben die verſchiedenen 
provinziellen Verfaſſungen entgegenftehen. Denn fo ſteht im Her: 
zogthum Sachſen den Gemeinden nirgends das Recht zu, ihre Pfarrer 
Telbft zu wählen, dieſe Wahl erfolgt vielmehr durch die Privat: 
Patrone und durch das Konfiftorium, ald Vertreter des Königlichen 
Patronate, und die Gemeinden werben nur gefragt, ob fie gegen 
den Lebenswandel oder die Qualification de8 Gewählten etwas ein: 
zuwenden haben. 

(Wieverholter Auf zur Abftinmung.) 

Abg. KAraufe: Ich will die hohe Verſammlung durch meine 
wenigen Bemerkungen, die ich noch zu machen habe, nicht fange 
an der Abftimmung hindern. IH wollte nur noch dem geehrten 
Mitgliede aus Echlefien, welches gefagt bat, daß, wenn ‘einmal Ge: 
Fee beſtaͤnden, man fie doch unmäglich afteriren fönnte, ‚einige Worte 
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erwidern. Ich glaube, daß dies .nicht mehr Platz greifen ‚Tann, 
dag vielmehr die Zeit ruhig ihren Gang geht und fid) nicht Darum 
fümmert, ob und welche Beftimmungen vor dreihundert Jahren be- 
fanden haben, oder ob neue eintreten. Niemand wird es hindern, 
die Zeit geht ihren ruhigen Gang. Ich bin in Berlin feit 10 Wochen, 
und als ein fleißiger Kirchengäuger bin ich in vielen Kirchen ges 
wefen und habe diefe zum Theil fehr, zum Theil halb keer gefunden, 


ja, in der einen waren nur 25 Zuhörer, und Ich glaube, gerade 


dies war eine Mifjions-, altteftamentarifche Reform - Kirche, wo man 
glauben follte, die Lehre, in ihrer Reinheit vorgetragen, müjle viele 
Zuhörer anfoden. Ich fann den Wunjch nicht unterdrüden, daß 
eine diefer vielen Kirchen Berlins dahin gebracht werden fünne, wo 
der Sultan» Adolf» Verein ſich unnütz abmüht,eine binzubringen. 

Sandtags- Marfhal: Die Abtheilung hat nır einen Vorſchlag 
gemacht.‘ Es find mehrere VBerenfen dagegen erhoben worden, nas 
mentlich in Beziehung auf die katholiſche Kirche, Zur Erledigung 
derſelben ſind im Laufe der Debatte einige Ameundements geſtellt 
worden; ich muß aber der Meinung fein, daß fie gu wenig vorbe⸗ 
reitet find, um bier aus dem Etegreife einen Beſchluß darüber zu 
faffen, und ich halte mich nicht für befugt, einen anderen Vorfchlag 
zur Abftimmung zu bringen, als denjenigen, welchen die Abtheilung 
gemacht bat. Die Frage wird alfo die fein, ob der Antrag, welchen 
die. Majorität der Abtheilung mit 11 Stimmen gegen 2 geftelft hat, 
angenommen werben foll? 

Diejenigen Mitglieder, welche die Frage bejahen, belieben aufs 
auftchen. | | , 

(Dies gefihieht, die Ordner übernehmen die Zählung, und 
das Ergebniß der Abjtimmung ift, daß die Frage mit 238 
gegen 146 bejaht wird.) 

Ein weiterer Antrag ijt in der Mbtheilung dahin gemacht wor- 
den, daß den Juden die Aufficht über das Kirchenvermögen zuftchen 
fol, er if aber in der Minorität geblieben und hat aud) hier noch 
feine Unterjtüguhg gefunden. Bevor ich ihn zur Abſtimmung. brin⸗ 
gen kann, frage ich, ob er unterſtützt wird? 

(Wird nicht unterftügt.) 


„1 ’ 
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Belerent: Der Abfchnitt 2 veranlaßte feine Erinnerung. 
Sandtags - Marſchel: Findet ſich hier dagegen etwas zu erinnern ? 
(Nein!) 
So iſt er angenommen. 
Referent (lieſt vor): 
„$. 37. 


Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inländiſchen Ja: 
den beficheuden Befchränfungen werben aufgchoben. 

Auch der Betrieb der in den SS. 51. 53. 54 und 35 der Gewerbe⸗Ordnung 
vom 17. Januar 1845 genannten Gewerbe wird den Juden fortan freigegeben: 
jedoch finden auch Hier vie Borfchriften des $. 33 Anwendung, wenn mit dem 
Gewerbebetriebe ein Staats⸗ oder Kommunal:Amt verbunden if.’ 

Gutachten zu $. 37. 

Der Schlußſatz. „.‚jebech finden auch hier bie Borfchriften des 8. 35 An: 
wendung n. |. w.““, verrät eine zu äugſtliche Beforgniß, daß die Juden als 
Gewerbtreibende zu einem Amte gelangen fönnten, mit welchem obrigkeitliche 
Autorität verbunden if, und fcheint deshalb müßig zu fein, weil, wenn ein 
Jude, er fei Sewerbireibender oder nicht, zu einem Amte gelangte, er an und 
für ih ſchon den in Beziehung auf letzteres befichenben Beſtimmungen unter: 
Hogen würde. 

Wenn es wirklich) Abſicht der Regierung if, den Juden fortan alle Oe⸗ 
werbe ohne Ausnahme zu geitatten, wofür man fi) um fo mehr ausiprechen 
muß, ale dies ohne Zweifel ein fehr wirkſames Mittel fein wird, diefelben dem 
Staate nüplicher zu machen, fie von dem verrufenen Schacherhaudel abzuzie⸗ 
ben; fo muß auch in der Kaflung des Geſetzes Alle® vermieden werden, mad 
jene Abſicht nur im Leiſeſten wieder verdächtigen fäunte, und fühlt ſich die Ab⸗ 
theilung zu dem einflimmigen Wunfche veranlaßt, daß der in Rede Rchende 
Baragraph folgende Faſſung erhielte: 

„In Betreff des Sewerbebetriebes unterliegen vie Inden Teinen anderer 

Beichränfungen, als die Chriſten.“ 


Sandtags- Maria: Berlangt Jemand das Wort darüber? 
, (Rein!) 
Da es nicht geichieht, frage ich, ob der Antrag der Abtheilung 
angenommen werden foll? 
Die für die Annahme find, bitte ich, aufzuftehen. 
(Wird von der Majorität der VBerfammlung angenommen.) 
Velerent (lieft von: 


' „Ss. 38. 
Die Juden find zur Firhrung fer befimmter und erblicher Familien Ramen 
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verpflichtet. Sie Haben ſich bei Führung ihrer Handelsbücher entweder der beuts 
fhen oder der fonftigen, unter der Berölferung ihres Wohnorts üblichen Landes: 
ſprache und deuticher oder, lateinifcher Schriftzuge zu bedienen, Handlungsbücher, 
in welchen gegen tiefe Borfchrift verftoßen ift, haben für ten Juden feine Bes: 
weiöfraft. Bei Abfaflung von Verträgen und rechtlichen Willens: Erklärungen, 
wie bei alfen vorfommenden fchriftlichen Verhandlungen, it ihnen nur der Ge⸗ 
brand) der deutfchen ober einer anderen lebenden Sprache und beuticher oder las 
teiniſcher Schriftzüge geftattet. Im Uebertretungefalle trifft fie eine fisfalifche 
Geldſtrafe von 50 Rthlrn. oder fechsmwächentlidhes Geſänguniß.“ 
Gutachten zu 6. 38. 

Hier war nur auf die Verſchiedenheit aufmerkſam zu machen, welche zwis 
fchen diefen Paragraphen uud tem $. 40 in Betreff der im aubsidium eins 
tretenden Geldſtrafe fattindet. Da in den Geſetzen allgemein eine Geldſtraf⸗ 
von 50 Rthirn. einer Gefängnißſtrafe von ſechs Wochen gleich erachtet wird, 
fo dürfte diefer Grundſatz auch bier beizubehalten fein. 

Sandtags- Marfhal: Wenn Niemand das Wort verlangt, fo 
frage ich, ob der Antrag angenommen werben foll? 
(Es erhebt fih die Majoritaͤt.) on 

Der Antrag ift angenommen. 
Eine Stimme: Ich wollte mir noch eine Bewerfung erlauben 
Sandtags- Marfhal: Es iſt bereitd abgeftimmt. 
Beterent (lieft vor): 

„S. 38. 

Das die Bewyflichtung zur Ablegung eidlicher Zeugniſſe und bie diefen Zeugs 
niffen beizuiegende Blanbwürbigleit betrifft, fo findet ſowohl iu Civil⸗ ale Kri⸗ 
minal⸗Sachen zwilchen den Juden und Unſeren übrigen Unterthanen frin Untker⸗ 
ſchied ſtatt.“ 

Gutachten zu 8. 39. 

Dieſer 9. unterlag feiner Crinnerung. 

ſaudtags - Marſchalt: Wenn nichts dagegen erinnert wird, ſo 

iſt diefer Paragrapl) als angenommen zu erachten. 

Belerent (lieſt vor): 

„$. 0. 

So lange ein Anderes nicht verorbnet wird, vertritt water Zudem die Bu; 
fanmentunft unter dem Trauhiumel und das feierliche Auſtechen tes. Riuges die 
Stelle der Trauung; das Aufgebot erfolgt duch Bekanntmachung in der er 
nagoge. 

Der die Trauuug vollziehende Jude iſt verpflichtet, gu prufen, ob daſciben 
ein geſetzliches Hinderniß entgegenſteht, und, inſoweit won ihm hierbei den brſtr⸗ 
henden Vorſchriften zuwidergehandelt wird, verfällt derſelbe in 50 Kthlr. ſisfa⸗ 
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liſche Geld⸗ oder Gwöchentliche Gefängnißſtrafe. Für den Fall, daß vorhandene 
Ehe-Hinderniſſe ihm vor der Trauung befannt geweſen ſind, wird dieſe Strafe 
verdoppelt. 

In den zum Bezirk des Ober-Apeilationsgerichts zu Keln gehörigen Lanı 
destheilen bewendet es bei den über das Aufgebot und die Vollziehung der Che 
geieplich vorgefchriebenen Förmlichfeiten.” 


Gutachten zu $. 40. 


Wenn es auch, die Sache von Eeiten der Juden betrachtet, ganz ange: 
meſſen ericheinen micchte, denfelben in Beziegung auf die Fermlichkeiten der 
She volle Zreiheit zu laflen, fo interefiirt doch anbererfeits der Etaat in Br: 
tracht der eivilrechtlichen Wirfungen der She fehr wefentlich dabei, daß tie 
Formen von der Art find, daß fie feinen Zweifel in Beziehung auf den Zeit: 
punft ihrer Wirkſamkeit und ihre Gültigfeit überhaupt zulaffen. Dies fein 
die Regierung fett empfunden zu haben, indem fie den in Rede ſtehenden Pa: 
ragraphen mit den Worten einleitete: „So lange ein Anderes nicht verord⸗ 
net wird.” Die Abtheilung erachtete es daher für wünfchenswerth, daß ber in 
diefen Worten ausgebrärkte Vorbehalt gleich im vorliegenden Geſetze erledigt 
würde, und flimmte diefelbe einfimmig dafür, 

daß auch für die Juden die Civil⸗Che eingeführt, insbefondere Die für bie 

chriſtlichen Diffidenten erlaflene Verordnung rom 30. März d. I. für 

geltend erklärt werde. 

Für den Fall, daß dies arfhähe, entſtand die Frage, ob nicht auch die Ghe 
zwifchen Ehriften und Juden freizugeben wäre? Darkber, daß ſolches zwedma⸗ 
Big fein möchte, waren fimmtliche Abtheilungs- Mitglieder einig, indem ignen die 
The zwilchen Juden und Chriſten als das geeignetfie Mittel erfchien, eine Be: 
miſchung derſelben herbeizuführen und die Etammess Genderung, weiche iv sit 
noch Wegenflans der Kinge if, zu befeitigen. Ja, es tonute die Zweckmäßigkeit 
dieſer Niſchehe um fo weniger einem Bedenken unterliegen, als fi and ſchon 
in der Denkichrift Scite 7 (Bergl. Br. VHL ©. 33.) die Anfiht ausgeſprochen 
findet, daß in der bißherigen Unzuläfägfeit der Ehe em Grund der Mbfonderung 
der Juden von den Chriſten zu finden fei. Aber eben fo ewishien der Abtheilung 
Diefe Ehe auch von teligiefen Standpuntte aus unbedenklich zuläſſig. Denn in 
der chriſtlichen Religion if fein Glaubensſatz enthalten, welcher die Ehe wiſcher 
Chriſten und Bekennern einer auderen Religion verbietet. Schon das Allgem. 
Landrecht beſagt ſolchee, indem es im F. 36 Tit. 1. Th. IE, dieponirt: 

Ein Chriſt kaun mit ſolchen Perſonen keine Heirath ſchließen, welche nach ben 
Grundſatzen ihrer Keligion ſich den chriſtlichen Chegeſetzen zu unterwerfen ver: 
Nudert werben, 
es alſo lediglich darauf aufommen läßt, ob auf Seiten des anderen, richtchriſt⸗ 
lichen Theiles religioſe Hinderniſſe der Ehe entgegenſtehen, und daß Letzteres bei 
der judiſchen Religion nicht der Fall if, erglebt das Seite 7 (vergl. a. a. O.) 
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der. Deuffcgeift mitgetheilte Gutachten des von Mapoleon bermfenen Ganfedrins, 
welches dahin lautet: 
„Das jüdiſche Geſetz verbiete unbedingt nur die Ehe der Juden mit den ſieben 
kananitiſchen Bölferfchaften, mit den Ammonitern, Moabitern und Argnptern. 
Diefes Verbot fei daher nur auf abgöttifhe Völfer anwendbar, und der Tal: 
mud erfläre ausdrücklich, daß als folche die Chriſten nicht zu betrachten ſeien, 
weil ſie den wahren Gott anbeteten.“ 

Nur vom hkirchlichen Standpunkte aus flellen ſich einer ſolchen Miſchehe Hin⸗ 
derniſſe entgegen. Denn fo wie nach chriſtlichen Religions-Gebraäuchen es nicht 
leicht angänglich ſein würde, daß ein Jude von einem Diener ver chriſtlichen 
Kirche getraut werde, fo würde andererfeits auch von den Schriftgelehrten der 
Juden in biefer Beziehung ver Miſchehe Bedenken entgegengefebt werben, indem 
in diefee Beziehung obiges Gutachten des Sanhedrins feruer lautet: 

„Die Meinung der Rabbiner fei indeſſen allerrings dagegen, da zur Wingehung 
der She nach dem Talmud gewiſſe veligiofe Ceremonien erforberlich feien, welche 
nur die Glaubensgenoffen verbinden Fönnen. Die Heirath fei fonach bürgerlich 
zwar gültig, werbe jedoch von den Rabbinern nicht anerfannt, und es werben 
bie Ehelente ſich ohne eine feierliche Cheſcheidung trennen dürfen.‘ 

Über wir ſchun in der chriſtlichen Kirche Bedenken gegen tie She von Pers 
fonen verfchiedener Roufefliouen deſtehen und der Staat darüber hinweggeht, eben 
fo gut fann er Letzteres bei einer Ehe zwifchen Chriften und Inden then, indem 
er unbefummert um folche kirchliche Hindernifle die Form der Ehe und deren 
Wirkungen civilvechtlich beſtimmt. Aus diefen Gründen erflärte fih die Abthei⸗ 
Inng, mit 13 Stimmen gegen 3, dafür: 

vaß es dem Bereinigien Landtage gefallen möge, bei Er. Majeſtät dem Könige 
die Zulaſſung der Eivil-ihe zwiſchen Chriſten und Inden zu befürworten. 

Sandtags -Marſchal: ES Liegen zwei Anträge vor, die von 
einander zu unterfcheiden find: ob bei Ehen zwifchen Juden und Yüs 
dinnen die Civil⸗Ehe, und ob fie auch bei Berheirathungen wwiſchen 
Inden amd Chrifien geſtattet ſein ſol. 

Regierungs⸗Kommiſſar Prggenann: Ich hatte mir bei dem 
Herrn Marſchall die Bitte erlaubt, es möge über den erſten Theil 
des Gutachtens der Abtheilung zuvörderſt der Beſchluß einer hoben 
Verſanmulung herbeigeführt werden, naͤmlich über die formale Gültig⸗ 
feit der Che unter Juden ſelbſt. Wenn daran die Frage geknuͤpft 
if, ob die Ehe zwifchen Juden und Chriſten zuläͤſſig fel, fo erlanbe 
ih mir darüber im Allgemeinen Folgendes zu bemerken. Der vor⸗ 
liegende . @efep-Eirtwwnef beichäftigt fich ausſchließlich mit Regulirung 
juemder Bafänte uud Berhalliniſſe; er verläßt den Kreis ver fühle 

35 
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ſchen Glaubenogenoſſen nach feiner Seite hin; er ſchafft jüdiſche 
Korporationen, die es lediglich mit Angelegenheiten, die Juden be- 
treffend, zu thım haben ſollen. Die Frage aber, ob die Ehe zwiſchen 
Juden und Chrijten zuläfiig fei, betrifft nicht blos Die Frage, was 
ben Juden zuftehen foll, fondern fihließt auch Die Frage in füch, was 
den Chriſten geftattet fein fol. Ueber dieſen Punlt hat aber ver 
vorliegende Geſetz⸗ Entwurf fich gar nicht ausſprechen wollen, nodı 
innen; er bat fonfequent nur jüdische Verhättnifie behandelt und 
aus dieſem Grunde die jeht angeregte Frage ganz ausgeſchieden. 
Sie iſt auch wicht mit in bie Diskuſſion und Berathung von Seiten 
des Gouvernementö hineingezogen werben, und eben fo wenig bin 
ich für eine folche Diskuſſion vorbereitet; ich würde daher faum in 
der Rage fein, ald Vertreter des Minifterimns der geiftlichen Ange 
fegenheiten im eine ſolche Disfuffton einzugehen oder erforderlichen 
Falls Auskunft zu ertbeilen. Ich muß daher die Bitte au die hohe 
Verſammlung richten, zu erwägen, ob die frage, was den Chriſten 
geſtattet fern full, Gegenftand der Disfuflion werden Fönne, und ob 
nicht dieſer Gegenſtand in Form einer befouderen Petition an bes 
Königs Majeftät gebracht werden müſſe. Die Frage über die Zu: 
läfiigfeit der Che zwiſchen Juden und Chriſten gehört in Beziehung 
auf die Ehriften in das Cherecht, welches in dieſer Beziehung Be⸗ 
ſtimmungen fär ſämmiliche Unterthanen der Monarchie zu geben hat 
und wo auch biefe Frage weiterer Entſcheidung entgegengefuͤhrt 
werden wird. 
. Referent Sperling; Hierauf erlaube ich mir, zu erwiedern 
daß der Geſetz⸗ Entwurf zunächſt nur die Veſtimmung hat, die Ber 
haͤlcniſſe der Juden zu regulizen, aber oſſenbar doch auch ſehr viele 
Peftimmungen enthält, welche die Ehriſten ſehr nahe angehen. Ich 
made nur aufmerkſam auf $. 35, der yon der Julafiung ber Juden 
zu Memtern Spricht. Ich glaube, in derſelben Reife, wenigfend in 
qͤhulicher Weiſe, follen Dig Mechte dee Juden in Berishung auf bie 
(pe. ergositert werden. | 
‚(Zeichen der Nichtübereinſtimmung.) 

Außexbem iſt erinnert worben, daß der Here. MegierungsKom 

wider nicht im n. Stande fein. würde, ſich uͤbex die vnnkingende: Be 
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zu erklaͤren. Ich glaube aber, daß dieſer Umſand uns nicht ver: 
hindern. fann, une über das, was wir für zwedmäßig halten, in 
“Form einer Bitte auszuſprechen. Es bleibt ja dem Gouvernement 
immer: noch vorbehalten, die Sache zu prüfen und zu erwägen, ob 
barauf einzugehen fei ober nicht. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: ch muß mir zu bemer⸗— 
ken erlauhen, daß in Betreff der Zulaſſung zu Aemtern nirgends die 
Frage vorliegt, zu welchen Aemtern Chriſten zugelaſſen werben: 
ſollen, ſondern nur die Frage, zu welchen Aemtern Juden zuge⸗ 
laflen werben. fellen, und das trifft eben ven Unterſchied, dem id: 
hervorzuheben mir erlaubt habe. Im Mebrigen will ich dem Bes 
ſchluſſe nicht. vorgreifen, fonbern habe nur die Anficht des Gouver⸗ 
nemenis Aber feine Stellung zu der Frage andeuten wollen. 

(Beifallöbezeigung. ) 

Abg. Graf Menard: Was der geehrte Rath ver Krone und. 
hier gejagt bat, bezieht ſich, nach meiner Anſicht, lediglich auf die 
Fenge: ſoll ein Antrag auf die Zuläffigfeit einer Civil⸗Ehe zwiſchen 
Juben und Gheiften die Korn und die Abſtimmungäregel einer Per: 
tilion oder eines Amendements zu einer Propoſition annehmen? In⸗ 
fofern miß ich dem geehrten Rath der Krone vollflommen beipflichten, : 
daß es eine Betition if, die wir hier bei Gelegenheit der. Beratkung 
über die Propofitien anknüpfen. Ehe ich aber näher mich anf die 
Sache: einlaſſe, muB ich fragen, ob die Verſammlung gendgt iſt, 
mich anzuhören und darauf einzugehen, wenn nicht, fo werde ich 
mich des Wortes enthalten. 

ardiage -Marſchall: Es iſt ein Vorſchlag, den die Abthei⸗ 
lung in ihrer Majerität gemacht hat, alſo muß er zur Verachung 
kommen. 

Aug. Graf Ku: Ich habe ſchon im Allgemeinen den 
Antrag uuf: vellfommene unbeſchraͤnkte Emancipation der Suben: 
formirt und. bleibe bei Diefem allgemeinen Antrage fichen; ich bin 
aber wit: der. Auſicht, ſowohl des Herrn Marſchalls als der Bears. 
ſammlung, im. ber Art nicht einverſſanden, daß wir und überhange: 
auf beftimmte Fragen über einzelne: Momente eingelafien haben, üben 
einzelne. AMechte, eiugelue Mlichten und einzelne Mafuicheen. IH bin 

35* 
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mit mir ſelbſt dadurch in Zwieſpalt gerathen, ba ich mehrmals wicht 
genau wußte, ob ich meiner Anſicht getren bleibe, wenn ich mich in 
ſdiche Spezialitäten einließ, oder ob ich von meinem Pfade abweiche. 
Da nun aber der Gegenſtand einmal angeregt ift, fo muͤſſen wir 
und auch weiter darauf einlaflen, ich wünſche nur zuvörderſt, daß 
der religidfe. Standpunkt eines ‚einzelnen Juden und einzelnen Chri⸗ 
ften bier ganz verlajlen werde. Ich hätte überhaupt gewünſcht, das 
die Frage den religiöfen Stanppunft gar nicht berührt und ſich blos 
auf den Rechtspunkt eingelaflen hätte. Wenn nun aber einmal ber 
religtöfe Standpunft in Frage gezogen worden, fo muß. ich moch 
etwas Darüber zu Außern mir erlauben. Ich Hätte gern Hebruiſch 
lernen mögen, um den Talmud in der Urſprache zu lefen, um mid 
mit feinen Lehren gründlich vertraut zu maden und diefe Lehren 
bei der Verſammlung vertreten zu fünnen; allein mein Kopf ift zu 
alt und zu grau, um noch zu lernen, und id; muß baher um Der: 
gebung bitten, wenn es nicht geichehen iſt. Einer Ueberzeugung 
‚bin ich mix aber doch bewußt, eine Wahrheit ift mir Har, nämlich: 
Daß im moſaiſchen Gefeg nichts enthalten ſein kann, was dem 
Geſetz der Lebe und der Gerechtigkeit widerſpreche, denn wäre fo 
etwas darin enthalten, fo wäre das ein großer Irrthum, aber 
en Dagatü, auf einem großen Irrthum baſtrt, hätte nicht Jahr: 
taufenne beftehen können. Nehme ich nım an, daß auch ver me: 
ſaiſche Glaube das: Geſeh der Liebe und Gerechtigfeit anerkennt, fo 
fehe ich ‚nicht ein, warum nicht eine civilrechtliche Ehe zwiſchen Juden 
und Chriften ftattfinden fol, als Sühnemittel nationalen Haſſes. 
Yu glaube nicht, daß die Befehgebung von ber unbeventenden Ma: 
jeritkt, die mitunter fogar in eine Minorität überghtg, Beranlaffung 
nehmen werde, den von und geftellten Anträgen Folge zu geben, 
ip wünfchte aber, daß ſich eine fo große Meiorität Für die civil- 
rachtliche Ehe zwifchen Juden und Chriſten ausfpräcde, daß das 
Gouvernement bewogen werben koͤnnte darauf eihzugehen. Im All⸗ 
gemeinen muß ich auf meine: früheren Weußerungen zurädkenmen 
up. erflänen, daß es gar wicht meine Meinung iſt, das Indenthum 
iw e eilig, fondern Die Juden zu emamipiren: . ' 

.: bg. ——— Wenmn ich mich bei der berrüs ver Sage kung 
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dauernden Diskuſſron nicht weiter betheiligt habe, als durch Abgebung 
meiner Stimme, fo ſehe ich mich Doch jetzt gedrungen, meine Anſicht 
in Bezug auf den vorliegenden Paragraphen auszufprechen, nament- 
lich im Bezug auf die von der geehrten Abtheilung gemachten beiden 
Vorfchlaͤge, die dahin gehen: daß für die Juden ebenfalls Die Ge⸗ 
ſege der Civil⸗Ehe erlafien werden, wie für die chriſtlichen Difß- 
denten, und in Bezug auf den zweiten Vorfchlag, daß nämlich eine 
Verheirathung zwiſchen Juden und Chriften ftattfinden möge. Meine 
Anficht will ich mit Folgendem motiviren: Nichts, meine Herren, 
iſt wohl natürlicher, als bie DVerfchiedenheit und der Wechſel der 
Meinungen und Neigungen der Menſchen; beide finb entweder me- 
mentan und fpurlos vorübergehend oder bleibend, und’ in dieſem 
alle für das menſchliche Geſchick, oft für das ganze Leben des 
Menſchen entfcheidend. Unter dieſe letzteren darf wohl gerechnet 
werben bie Neigung eined jungen Mannes zu einem Weſen des 
anderen Geſchlechts, eine Neigung, mit ber Abficht verbunben, ſich 
mit ihm zu verehelichen und dadurch fein Lebensgläd zu gründes. 
Nun follte man glauben, einer folcyen Neigung, verbunden :mit einer 
ſolchen Abſicht, könne nach göttlichen und menfchlichen Rechten nichts 
enigegenſtehen; dem iſt aber nicht ſo. Die Landesgeſetze behindern 
eine ſolche Verbindung; ſie behindern ſie aber nicht darum, weil 
der eine oder andere Theil Grundfätze ſich angeeignet hat, die mit 
der Moral, den guten Sitten und bürgerlichen ‘Pflichten, oder. aber 
mit der Verehrung eines alleinigen wahren Gottes in Widerſpruch 
fiehen, fondern lediglich deshalb, weil der Jude eine andere Yorin 
der Gottesverehrung hat, weil er des Glaubens lebt, in welchem -er 
erwachfen und erzogen ift, und bei diefem Glauben fein zeitliches, 
ewiges Glück zu finden hofft. Ich glaube daher, daß demnach nichts 
nothwenbiger fei, als ein Antrag auf Befeitigung eines foldien Ge⸗ 
fees und die Erlaſſung eines befieren, humaneren an deſſen Stelle. 
Es iſt vielſeitig ſchon angeführt worben im Laufe der Woche, Daß 
die ſchroffe Senderung der Juden die Urfache defien if, worüber fie 
fich beflagen, und daß fle fi durch ihre Eigenthümlichkeiten allzu 
fehr vom Ehriften unterfcheiden. Sie find ferner der Arbeitsſchen, 
des Wuchers und Beiruges. befhulbigt worden. Ich habe Kieräker 


nicht zu entfcheiben. Inſofern aber dies Mes gegründet tft, halle 
sh es für ein Motiv mehr für die vom mir ausgeſprochene Auſicht 
d. 5. fir die Annahme der beiden geftellten Anträge. Ich erkläre mid 
ſonach nit beiden Vorſchlägen einverftanden, weil ich die volle Weber: 
zeugung habe, daß die fchroffe Abfonverung der Juden, die Abwei⸗ 
chung ihrer Sitten und Gebräuche von denen der Ghriften durch 
gegenſeitige Berehelichung mit viefen am felmeliten und fidyerften be; 
feitigt werben würden, ſicherer als durch die deſten Mifftonsprebiger. 

Abg. Graf son Schwerin: Meine Herren! Ich muß mid) in 
dieſer Frage entfchieven auf die Seite des Herrn RegierungdsKom: 
miſſars ftellen. Ic glaube, die Frage, welche die Abtheilang und 
bier zur Entfcheivung vorgelegt hat, gehört nicht zur Eutſcheidung 
bei Gelegenheit dieſes Geſetzes. Sie iſt herbeigegogen, und wir ha 
‘ben fo viele wichtige Fragen zu entfcheiden innerhalb der Grenzen 
des Grfehes, daß wir feine Veranlaſſung Haben, ums zu befchäftigen 
‚mit Bragen, die außerhalb veffelben liegen. Ich theile die Auffaſ⸗ 
fung des Herrn Regierungs⸗-Kommiſſats. Es handelt ſich im dem 
Gefehe nur um Anerkennung derjenigen Form ber Eheſchließung, 
"Die dee Staat verlangen will, und da trete ich dem erften Antrage 
ver Abfheilung bei, daß ed dem Staate vollftändig genügen Tann, 
wie es bei chriftlichen Difflventen genügt, wenn die Form der Gisil; 
‚Ehe ſtattſindet. Was dagegen den zweiten Antrag betrifft, daß bie 
Bitte geftellt werben fol, Se. Majekät der König möge bie Che 
pwiſchen Juden und Chriften geftatten, fo geftehe ich, bie Frage it 
ſo tiefgehend, daß ich fie weder affirmativ noch negativ heute ent- 
ſchriden möchte, und ich möchte vie hohe Berfamminng Davor ver: 
waren, fi durch die Entſcheidung auf die eine oder bie ambere 
Weile zu yräjubhiren. Ich bitte zu befchließen, dieſe Frage jetzt 
von der Hand zu weiten. 

Abg. von Saumen: ES thut mir leid, diesmal gegen ben von 
wir ſehr geehrten Renner der Provinz Pommern mich ansfpredgen 
zu müfien. Ich glaube, wir haben in der Beraffang — wie ed 
wit Ausübung des Patronatsredhted gehalten werben fol, — gerade 
geist, daß wir uns nicht blos mit den Rechten ber Juden be 
Apäftigen, indeni wir bie Verhaͤltuifſe der chriſtlichen Gemeiiukin den 
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Königlichen Kenſtſtorien gegehäber regulivi haben. Wir haben be⸗ 
ſümmte Befchläffe darüber gefaßt und find alſo Darauf eingegangen, 
welche Rechte Ehriften auszuüben haben. Wir haben nicht Anftand 
genommen, darüber abzuftimuen, weil das Erſte, das Verhältniß des 
Patrons, das Zweite, das WBerhältnig ver chrijtlicyen Gemeinde, 
daraus folgt. In diefer Deziehung kann ich nicht glauben, baß 
dieſe Beftimmung fern davon liegt. Es ift hier zu beftimmen, ‚wie 
die Ehe unter den Juden diejenige Gültigfeit haben foll, die ‚ver 
Staat ihnen beigulegen wünſcht oder nicht. Dabei die Regalirung 
der Eben zwiſchen Juden und Chriſten zu berähren, ‘gehört wohl 
hierher, uud: es kommt nur darauf an, ob die hohe. Verſammlung 
ihre Anficht dahin ausfprechen will, dag, wenn das Heiligſte, was 
in den Menfıhen lebt. — die Liebe, Die zwei Menfchen für das 
ganze Leben verbindet, — wenn dieſe zwifchen Ehrijten und Juden 
beſteht, ob ihr Yolge gegeben werben foll, oder ob Einer dann ge⸗ 
zwungen fein full, fein Giaubensbekeuntniß erfi abzuſchwörrn. Dur: 
ame handelt es ſich hier, und ich glaube, wir ſind micht bios im 
Recht, fondern wir handeln auch nad unferer ‘Pflicht, wenn wir 
fügen, ob ein bergleichen Verhältmiß ftaktfinden möge, nämlich, Daß 
der Staat die Civil⸗Ehe infofern geftatte, daß die Kinder, die aus 
einer ſolchen Mifchehe hervorgehen, ganz die Rechte haben, wie bie 
übrigen, wo ein verſchiedenes Glaubensbekenntniß ftattfindet. Ich 
würde bitten, viefen Antrag alfo nicht ald einen zu betrachten, ber 
nicht hierher gehört, fondern ihm ald einen naheliegenden anzufehen. 
Ich muß ihn entſchieden ver hohen Verſammlung empfehlen. 

Abg. Steinbeh: Here Landtags: Marfhall! Wäre ver Staat 
wichts als ein Aggregat vor Individuen, fo würde die Befebgebung 
febr übel thun, wenn fie. überhaupt ſich in die MBerhältniffe der 
Ehe ver Staatsbürger miſchte. Es möchten dann Alle thun und 
laflen in dieſer Beziehung, was fie wollten, und fehr fchnell würde 
der Staat auf den Zuſtand zurüdgelangen, auf dem wir ihn etwa 
im Innern von Afrifa oder bei den Wilden von Norb-Amerifa und 
‚auch da kaum unter den roheften Völkern erbliden. Ber Staat aber 
ift gebildet aus Familien. Die Familienbande find es, Die den Staats⸗ 
bürger hefähigen, in den Staatöverband feſt und fg ſich einzufchlingen, 








baß die Berfnüpfung mit biefem Verbande fortnauere für ihn und 
alle feine Nachkommen. Darum ift es ſtets die Heiligkeit dieſer 
Bande geweien, weldye ed bewirkt hatten, das man auch bei Bölfer- 
ſchaften, vie fidh eine® geringeren Grades von Eivikifation erfreuten, 
die Ehe nicht als etwas Unbedeutendes, fondern ald das Wichtigſte 
betrachtete, was durch die Gefeßgebung berührt werben konnte. Dies 
anerkennend, find -vie Ehen zwifchen Ehriften und Juden auch ba, 
wo fie erlaubt find, weder von dem einen, nod) dem anderen Theile 
ale etwas Wuͤnſchenwerthes aufgefaßt. Sie find mehr als nur etwas 
Ausnahmsweifes betrachtet worden. — Dies if etwas, was man 
nicht hinüberziehen darf auf die Verhäͤltniſſe chriftlicher Kirchen. Es 
fann fein, daß eine ober vie andere Konfeſſion es nicht wünſcht, dap 
Familienglieder ihrer mit Bamiliengliedern anderer Konfefiton eheliche 
Derbindungen eingeben. Aber es ſteht dabei nichts im Wege, was 
aus innerer Nothwendigkeit hervorgeht, fonbern es ift nur etwas, was 
ſich auf dogmatifche Begriffe, auf gefehliche Organiſation der Kirche 
gründet. Der Unterſchied aber der Ehe zwiſchen Griften und Juden 
if ein unendlich weiter. Die Heiligfeit der Ehe der Ehriften, ja 
dieſe Heiligkeit, fie it das Größte, Exhabenfte im Leben des 
Chriſten. Die Kirche hat die Che zum Sinnbilde für etwas fo He: 
bes gemacht, als der Nidyichrift nicht ſich aneignen fanı. Sie ver 
bindet den Ehriften durch ihre Firchliche Bedentung mit dem Exlöfer. 
Anders ift es mit der Ehe der Juden, fie ift ſtets echte und wahr: 
hafte GivilsEhe, fie trägt aber auch ganz ven Eharafter jener orien⸗ 
talifchen Verhäftnifie, in denen der Mann das Weib kauft. Die 
noch heutige jünifche Trauungsformel it diefe: „Ich traue Dich mir 
an. Mit diefem Wort hat ver Mann das Weib, die Stlasin fd) 
gu eigen gemacht. — Daher kommt es, daß ſich ſogar mehrere fehr 
bedeutende neuere Rabbiner doch nur bedingt für eine kirchliche 
Ehe zwifchen Juden und Ehriften ausfpredyen. Ich babe einige ſolche 
Bota zur Hand und will fie ganz furz erwähnen. Das eine ift dad 
Botum des parifer Sanhedrin, weldyes lautet: 
„Das jüdifche Geſeß verbietet unbedingt nur die Ehe der Juden mit ben 
7 Tananitifchen Bölkerfpaften, mit den Ammonitern, Moabitern uud Aegyptern. 
Diefes Berbot ik daher nur auf abgöttifche Völker anwendbar, und der Tal: 
mund erklärt ausprädlich, daß als folge die hriften nicht zu betrachten feien, 





weil Re den wahren Gott aubetetan. Die Meinung der Nabbiner iR inpefien 
allerdings dagegen, da zur Bingehung der Ehe gewifle religisfe Ceremonien 
erforderlich find, welche nur die Blaubensgenofien verbinden fönnen. Die Ehe 
würbe daher von den Rabbinern nicht eingefegnet und nur als bürgerliche Ehe 
befteßen. Die Kirche, welche in dieſem Kalle ein kirchliches Band gar nicht 
aneriennt, würde daher auch bei einer wilttärlichen Anflöfung ber Verbindung 
nichts zu erinnern Gaben. Doch würbe ber jübifche Theil durch Cingchung 
einer ſolchen Ehe nicht von der Firchlichen Gemeinschaft ansgefchloffen werden.‘ 
Zweitens das Votum der 1844 in Braunfchweig abge 
haltenen Rabbinerverfammlung. 

„Die She eines Juden mit einer Ehriftin, fo wie mit Anhängern mono; 
theiftifcher Religionen überhaupt, ift nicht verboten, wenn den Aeltern von ben 
Stnatögefehen geftattet ift, die aus folcher Ehe erzielten Kinder au in 
der jadifchen Meligion zu erziehen.‘ 

Drittens das Votum des medlenburger Landesrabbiner 
Dr. Holdheim. 

„1) Die She iſt im Indenthum weſentlich Civil⸗Che; in ber Form der Gigs 
gehung, fie fei was immer für eine, erkennt der Jude nur eine gültige 
Rechtsform, die die gegenfeitige Einwilligung, welche das allein bindende 
Moment if, fihtbar werden läßt. 

N Die Ehe mit Nichtjuden iR geftattet, ba die verfchiedene Religkon fein 
Ginderniß des ehelichen Bufammenlebens unb ber Erfüllung aller Pflich⸗ 
ten der Ehe fein kann; ein Bolfsunterfchieb, wie eine befondere Heiligieit 
des jüdiſchen Volksſtammes, wird vom gegenwärtigen Religionsbemußts 
fein der Juden in Dentfchland entfchieden geleugnet. 

3) Der Jude fann, wenn er eine Ehriflin heirathet, fih nach den Grunt ſätzen 
feiner Religlon der Traunng durch einen chriftlichen Geiſtlichen nad dem 
Hitual ver preußifchen und jeder anderen evangeliſchen Agende une ben 
minbeften Skrupel unterwerfen.‘ 

Ich verliere über dieſe Vota nicht ein Wort, fie ſprechen für 
ſich ſelbſt. Wenn wir aber den inneren Unterfchied des Charakters 
beider Ehen anerkennen, fo wird ed und bevenflich erfcheinen, eier 
She das Wort zu fprechen, über die feine chriftliche Kirche den Se- 
gen des Himmels herabwünfchen Tann. Keine, fage ich, laute es 
ingauman, wie es wolle. Es ift der Geſichtopunkt aller, und biefe 
Verſanmlung befieht bis zu Diefem Augenblide noch nur aus Chriſten. 

Abg. von Pla: Was den erften Punkt anlangt, nämlich Die. 
Ehe unter Juden, fo haben fich bis jegt daruͤber in der Berfamm- 
lung noch feine Bedenfen erhoben, und bie im Gutachten bafür ans 
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geführten Gründe ſind wohl fo genfigerid, vaß es wicht nöchig ſich 
hierüber noch weiter auszuſprechen. Was aber den zweiten Punft 
anlangt, nämlidy die Zulaffung der Che zwifchen Juden und Ehriften, 
fo habe ich mich in der Abtheilung ebenfalls dafür erflärt, und zwar 
aus dem Grunde, welchen sch ſchon bei Gelegenheit der allgemeinen 
‚Berathung dieſes Geſetz⸗ Entwurfs näher andgeführt. 

Ich habe nämlich Damals gefagt, wenn ed uns wahrhaft Ernit 
if, eine nachhaltige Gleichitellung der Juden mit den Chriften her: 
beizuführen, fo fei es durchaus nöthig, daß wir zuvörderſt die 
Hauptichranfen, welche gegenwärtig noch zwiſchen Juden und Chri: 
ften beftehen, wieberreißen und dann auf dem hierdurch erlangten 
freien Terrain die neue Verfaſſung der Juden gründen. : Als ein 
folche Hauptfchranfe betrachte ich aber auch das Verbot der Ebe 
zwifchen Juden und Ghriften. Es it gar feine Frage und von 
einem der Testen Redner fchon angeführt, Daß das Familienleben 
der Srundpfeiler ijt, worauf das Staats: Gebäude ruht. So lange 
daher in diefer Hinfiht noch eine vollitändige Trennung zwiſchen 
Juden und Chriften beiteht, wie ift es dann möglich, in irgend ci: 
ner andern Hinfiht eine nachhaltige Gleichſtellung zwiſchen beiben in 
bürgerlicher Beriehung herbeizuführen? Aus diefem Grunde flimme 
ich für das Abtheilungs-Gutachten ©. 34. (Vgl. Bd. VIII. S. 3491.) 

Abg. Harthauſen: Ich erlaube mir eine allgemeine Bemerkung. 
Die Ehe zwiſchen SKatholifen und Juden iſt nach dem Geſetz der 
latholiſchen Kirche verboten und daher ungültig; da im Berlaufe der 
Disfufiion fchon mehrere Male Meinungen geinßert und Vorſchlaͤge 
gemacht find, welche die Mechte der katholiſchen Kirche werleben, 
‚namentlich bei der Diefufflon über vie Beſetzung ver Schulſtellen 
»darch ſüdiſche Lehrer bei chriſtlichen Schulen, alfo incl. katholiſcher 
Schulen, Gymnaſien, Seminarlen und Univerfitäten, fo ſehe id 
mich bei. dieſer Gelegenheit veranlaßt, hiermit einen Proteſt einzule⸗ 
gen, Welcher die garantieten Rechte der katholiſchen Kirche fichern 
fol, und ich erfuche diejenigen katholiſchen Mitgliever ver Berfamu: 
lang, weiche mir hierin beiftimmen, dies burdh' Aufſtehen .... 

Bundinge- arte: ine ſolche Anforderung koönnen Sie 
wicht ſtellen; fie Töne nur vom Marſchall ausgehen. 

(Der Redner verläßt die Tribüne.) 
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Ubg. don Mentenfel IT.: Ich kann nur denjenigen Anfühena⸗ 
gen voliſtaͤndig beitreten, welche von den hochgeehrten Herrn Ab⸗ 
geordneten der Ritterſchaft aus Pommern bier bereits vorgetragen 
ſind und dahin gingen, den Gegenſtand Aus ber Berathung des 
vorliegenden Gefetzes überhaupt falfen zu Inffen. Wenn mir nım 
gleichwohl ein derartiger Gegenftand zur Befchlußnahme vorgelegt wird 
fo kann ich nichts Anderes than, als dagegen zu ſtimmen; indefſon 
bevarf es nicht allein dieſes Geſichtspunktes, fondern mich beflimmen 
auch einige andere Momente, mich gegen das zur Beräthung ſtehende 
Amendentent zu erflären. Die Geſichtspunkte, Infofern fie auf den Bes 
griff der chrifttidhen Ehe baſirt find, find bereits von mehreren RNeb⸗ 
netn ausgeführt worden; doch möchte ich ein Verhaͤliniß noch genauer 
hinſtellen, nämlich, daß es ſich nicht blos darum handelt ein neues 
Familienrecht für die Ehegatten zu fchaffen, fondern daß bie Ver⸗ 
ſammlung auch daran denken möge, daß durch dieſen Beſchluß ein 
neues Familienrecht für die Kinder entfteht, die aus diefen Chen 
zweifelsohne hervorgehen möchten. Ich babe bemerkt, daß früher 
von Mehreren geäußert wurde, daß in vergleichen Ehen ein fidheres 
Mittel gefunden werbe, um das Judenthum aufzulöfen. Man ſcheiat 
von der Vorausfegung ausgegangen zu fein, daß ſämmiliche Kinder, 
weiche an® einer folchen Ehe entflehen, in der chriſtlichen Religien 
erzogen werden würden. Ich muß mich meinerfeits entſchieden ge- 
gen eme ſolche Bekehrungsweiſe ausfpredyen. Die Juden, welche 
auf derartige Weile ums für das Chriſtenihum gewonnen werben, 
deren Belehrung ift wahrlidy nicht fehr hoch anzufchlagen, und bei 
dieſer Gelegenheit befinde ich mich mit den Herren ganz auf demſel⸗ 
ben: Standpunkte, die: immer für eine freie Bervegung ſuinmen. Ich 
würde nimmermehr das Familienrecht dahin ansdehnen können, daß 
fimmttidye Kinder in der chtiſtlichen Religion erzogen werben miüflen. 
Ran frage ich Sie aber, meine Herren, welthe Verhälmiſſe warden 
herbeigefährt werden, wenn ſolthe Mifchehen durch das Geſet fand: 
nonirt werden? Das Geſetz würde Familien als rechtlich begründete 
erklären, von denen ein Theil dem chriſtlichen, eim anverer Theil dem 
judiſchen Glauben auhaͤngen wuͤrde. Es iſt früher gefagt: worden, 
bei der Ehe ſelbſt wuͤrde die Liebe, die zwiſchen ven Gattrn beſtig 








dieſe Meinungaverſchiedenheit befeitigen; in welchzer Weiſe aber wür: 
den die Kinder, die mit dem Eintritt in das Leben noch wicht zum 
Bewußtlſein dieſer Liebe gelangt find, dieſe Religionswerjdiedenkeit 
befeitigen? Ich muß ‚mid daher entſchieden gegen jene geichlik 
Anordnung ausfprechen, welde ein Kamilienleben herbeiführen wuͤrde 
worin ein Theil dem chriltlichen Glauben, ein anderer Theil dem ji: 
zifhen Glauben folgen müßte, und daß die Fortſehung einer folde 
Glaubensverſchiedenheit geſetzlich fanktionirt werde dadurch, daß die 
Miſchehen ein geſetzliches Fundament erhalten. 

.Abg. Aldenhovan: Ich komme hierher, um mich dem Proleſ 
welchen ein Mitglied ver latholiſchen Kirche provozirt bat, nicht 
anzuſchließen; ich ſelbſt bin Katholif, und ich wünfdge, daß bie ehren: 
merihe Verfammlung fortfahren möge, bie Kirche vom Staate zu 
emanzipiren. 
Ä (Bravo von einigen Seiten.) 

Was bei der katholiſchen Kirche Rechtens if, daran haben wir 
uns bier nicht zu kehren. Die katholiſche Kirche erlaubt die Ehe 
ſcheidung nicht. Hier werden wir uns aber nicht einfallen laflen, 
gegen eine Civil⸗Eheſcheidung zu fprechen; bie katholiſche Kirche ver: 
bietet Mundhes, was mit den ſtaatlichen Verhaältniſſen nicht im Ju: 
ſammenhauge Net. Wer fi) darum kümmern will, Der mag es thun; 
ex mäg es mit feinem Gewiſſen vereinbaren, wir haben und hie 
aber nur auf den ſtaallichen Stanupunft zu flellen, und von bien 
och wir die Geſehe, die wir berathen, betrachten. 

(Brave.) 

Aus dieſem Grunde, abgefehen davon, ob ber vorliegende Bor: 
ſchlag in die Diekuffion dieſes Geſetzes gehört, — dieſen Gegenſtaud 
will ich übergehen, — aus biefem runde wünfche ich, daß wir Ale 
herbeiführen, wodurch die Civilalte in Vollzug kommen Fam. In 
Belgien uud in Frankreich, dieſen beiden ganz latholiſchen Ländern, 
iſt kein Unterſchied gemacht, ob der Chriſt mit einem Juden ei 
Che eingeht. Die Civilſtands⸗Beamten kümmern fid) ger nicht ver: 
um. Dieſem Beifpiele können wir in unferem Lande, wo bie Kon 
ſeſſlonen ſo gemiſcht find, gewiß folgen. : Darum Gus⸗ ich wih 
dem Andrage der Abqqheilung an. 

(Bravo.) 
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Kg. Acebig (vom Patz): Eine Bemerkung wollte ich wir er⸗ 
lauben. Die Ehe der katholiſchen Chriſten iſt ein Sakrament, und 
es ſcheidet der Katholik, der eine Judin heirathet, aus dem katholi⸗ 
ſchen Kirchewerbande ganz aus. 

Abg. von Mebing: Sch will auf die Erörterung der formellen 
Frage micht elugehen, ob wir überbanpt berechtigt find, über den 
vorliegenden Gegenſtand, nämlich iiber die Einführung einer un 
zwiſchen Juden und Ehriften, zn diskutiren. 

Ich will für dasjenige, was ich fagen will, vorausſehen, vos 
wir formell dazu berechtigt wären. Wenn wir aber dazu berechtigt 
find, dann glaube ich die Verſammlung darauf anfmerkfum ‚machen 
zu müſſen und fie zu bitten, daß es reiflich erwogen werde, ob für 
einen fe außerorbenttich wichtigen Gegenftand, wie biefee doch ohne 
allen Zweifel ift, bei und eine gehörige Vorbereitung flattgefunden 
hat, Es find uns Anführungen gemacht worden fiber bie jübifchen 
Ehegeſetze; ich Taffe ganz dahin geflelti fein, ob diefe Anführungen 
richtig waren, aber ich glaube, daß die Verſammlung völlig Aber- 
zeugt fein fan, daß fle in ganz überwiegender Majorität feine ger 
nane und vollſtaͤndige Kenntniß von den jüvifihen Ehegefeben hat. 
Wir werden doch aber nicht wollen, daß die Juden, denen wir die 
Ehe mit den Chriſten geftatten wollen, ohne Weiteres von ihren Res 
Hgionsbegriffen abgehen follen, wenn: fie @hen mit Chriſten eingehen. 
Es iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß Die Zulaffung- ver Ehe zwi⸗ 
ſchen Juden und Chriſten vie ganze chriſttiche Bevolletung des Stans 
tes viel mehr berührt, als die Verleihung eines anderen buͤrgerlichen 
Rechtes an Die Juden, indem das Erſtere in dus tieffle und innerſte 
Leben der chriſtlichen Bevoͤlkerung eingreift. Won eben fo großer 
allgemeiner Bedeutung iſt die Frage, ob’ die Eivil⸗Ehe allgemein 
eingefätyet werben fol; es laſſen ſich dafür ebenfalls ſehr niele and 
gute Gründe. anführen, aber es ſtehen auch -gewiß eben fo gute 
Gründe entgegen. Bine fo wichtige Frage, fiheint mir, Können wie 
unmöglich mit der Schnelligfeit, wie es jet verlangt wird, und vhne 
eine ſehr gründliche Erörterung aburtheilen. 

Abg. Graf von Achmerin: Eben weil ich, wie der Abgeord⸗ 
nete der vaudgerieinden der Rheinprovinz, glaube, daß man nur den: 
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ſteator⸗chalichen Geſichatryemlt feſchalten wnß,. glaube ich ud, daß 
Die. Frage hier ihre Entſcheidung nicht erreichen faun. Der Staat 
bat ſich war barım zu befümmeru, in weicher Zerm bie Cheſchließung 
erfolgt. Ob die NReligions-Grundfäge der verſchiedrnen, innerhalb 
ſeiaer Gränzen wohneuden Religiond-Parteien eine Verbindung ge 
Hatten. oder nit, das iſt nicht feine Aufgabe zu entſcheiden, und 
wer. daher die Emancipatian der Kirche vom Staate will, muß ſich 
dagegen auöfprechen, das in biefes Gejeh eine Beſimmung auf: 
genommen werde barlber, ob es geflattet fei, daß Inden und Chri- 
ften fich, mit einander ehelich verbinden können. Sch bleibe bei ber 
Meinung, daß die Entſcheidung nicht hierher gehört, und ans diefen 
Grünben babe ich wir erlaubt, einen Vorſchlag gu entwerfen, wel⸗ 
der dahin geht, daß ich die Berfammlung bitten möchte, die Mei⸗ 
ug undwwiprechen, daß fich. die Entſcheidung Der Frage: Ob eine 
be. zwiſchen Chriſten und. Juden zuläfiig zu erachten? als nicht 
innerhalb der Graͤnzen des gegemmiärtigen Geſetzes Legend, von ber 
Hand weile. | 
(Viele Stimmen: Brave) 

. Wefrrent Sperling: Ich würde ganz der Anficht fein, daß 
Die. Frage: Ob die he überhaupt zuläffig ſei? nicht in Erörterung 
zu. ‚giehen, und in diefer Beziehung Teine Bitte an ben Thron zu 
richten ſei, wenn wicht wirkiich. der Ball vorgefommen wäre, daß 
eine: foldhe Ehe geſchloſſen worden und jetzt aufgiöft werben fol. 
Mſoſern Scheint es doch von Miereſſe zu fein, die Asnienmmg ber 
Geage fortzuſehen und zum Schluſſe zu führen. 

Mg. Harſemann: Ih bin nicht einverfanben wit ber von 
mn gechsten Abgeordneten aus Pommern eben geäußerten. Anſicht; 
mad meiner Ueherzengung gehört der Gegenſtand allerdings: hierher. 
Wie beratken ein Geſeß, nach welchem bie Rechte der Inden der 
Rimmt werben ſollen. Es hankelt. ſich im Gefet nicht vanen, mit 
einem. Warte zu ſagen: Die Juden ſollen alle Rechte gleich den 
Chriſten haben, ſondern das ganze. Gefetz iA ja weiter mies, als 
eine Feſtſehung derjenigen. beſonderen Rachte, die eingeräumt ‚werben 
follen. Rus. iR aber in den nhchen NMoricten, wo des Lachrecht 
ut, dan Mden unterſagt, Ede mit Ehriſten um; merheircchen; bei 
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und am Mhein iſt es nach den. beſtrhenden Geaſchen erlaube Ich: 
weiß werigſtens nicht, daß, ſeildem unſer Laud preußiſch geworden 
iſt, eine- Ahaͤnderung in unſerer Geſeßgebung in dieſer Hinſicht ges: 
macht. wordes wäre. (863 fragt ſich nun, ob wir, an dem Punkte: 
der Ehe angelangt, ein ‚Amendement annehmen wollen, weldyes die 
Abcheilung vorfchlägt und wodurch ihr Recht ausgevehnt wird. . Es 
banpalt-fidy ‚hierbei nur um .dus Givilredht, das relägiöfe haben wir 
nicht au unterfuchen, dies ift dem Mewiſſen überbaſſen. Es Handelt 
ſich alfo nur vom Cüvilrechte, und infofern gehört ver Gegenſtand 
allerbings zur Berathung hierher. 
(Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. von Pardelehen: Zuvörderſt, meine Herren! will ih mie 
erlauben, dem Einwende bes Herrn RNegierungs⸗Kommiſſars au ber: 
Besnen, daß bei dieſem Geſetz-Entwurf die Juden allein beiheiligt 
find. - In 8. 25 und den folgenden, bei den Schuleinrichtungen iſt 
aushrüdlidy. befimmt worben, daß, weun Juden Schuleinrichtungen 
vornehmen wollen, dazu ein Theil der chriftlichen. Gemeinde, die Stadt⸗ 
verorbneten x. ihre Zuflimmung geben müßten, alfo find offen- 
bar die Rechte der Ehrikten dabei. betheiligt. Ich glaube daher nicht, 
dag man ſagen Tann, die Chriſten And gar nicht dabei beiheiligt, Fe 
haben im Gegentheil bei Gelegenheiten, wo vie Juden Beſchlüſſe zu 
falten haben, Das Recht, dieſe Beſchtüſſe mufjuheben, deshalb. Dürfte: 
nad meinem Dafürhalten die Verſammlung unbedenklich beredptigt. 
fein, in ber in Rebe ftehenden. Beziehung ein Amendement zu dem 
Geſetz⸗Entwurf zu machen und ihr Gutachten St. Majeftät dem K⸗ 
ige auszuſprechen. Was übrigens die Ehe zivifchen Juden und Chri⸗ 
ſten anbetrifft, fo will ich auf dieſen Gegeuſtand nicht tiefer eingehen: 
und mich ‚überhaupt einer Beurtheilung der Ehe in ihrer großen und. 
heiligen, Bebentung: enthalten und will ner anführen, daß in der 
erfien ‚Zeit der Cheiſtenheit die Apoſtel eine ſolche Ehe geſtauet * 
ben und ich #6. mie nicht erllaͤren lanm, wie wir heute apoſtolſcher 
fein wollen, als eso die Apoſtel ſelbſt waren, und zwar zu einer Zeit, 
in der das Chriſtenthum gewiß reiner und lebendiger: daſtand, ale, 
hehe. ‚Außerdem bau nid in Abrede geielit werden, daß ii Dem 
größten. Theile. der gehildeten Welt ſich entſchieden die Meinung für: 
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die Che zwiſchen Juden und Chriſten ausfpricht. IR es aber moͤg⸗ 
lich, daß eine Einrichtung, wie die gegenwärtige, auf die Länge 
der Zeit fi, ver öffentlihen Meinung entgegen, ohne große Nach⸗ 
theile und Konflikte herbeizuführen, haften kaun? Wie bereits ange- 
führt, fo find in einigen Ländern, z. B. in Frankreich, England, Kur- 
heſſen, Weimar und Belgien, diefe gemifchten Ehen geftattet. Es iſt nun 
vorgelommen, wie das nicht ausbleiben fann, daß Ehen zwiſchen 
Juden und Chriſten in anderen Länudern gefchloflen waren, und daß 
die Eheleute zurüdgefommen find und bier auf gerichtlichen Wege 
getrennt werben follten. Gin ſolcher Fall hat fih in Königsberg 
in Preußen ereignet, woſelbſt eine ſolche gemifchte und vollſtändig 
glädiiche Ehe in der erften richterlichen Inſtanz auf Beranlafiung 
des Kultus⸗Miniſteriums als ungultig erflärt worben ik. Sch ers 
Märe, daß ein folches Verfahren nur Skandal bereitet, vem man für 
immer ein Ende machen muß, und fann ich mich daher aus ben 
angeführten Gründen für die gefehliche Zulaflung der Shen zwiſchen 
Juben und Chriften nur auf das Beſtimmteſte entfcheiben. 
Regierungs- Kommiffar Yrüggemann: Nur wenige Worte zur 
Berichtigung der vorgefommenen Aeußerungen will ich mir erlauben. 
Das die Ghriften bei den in Rede ſtehenden Beſtimmungen nicht 
betheitigt fein ſollten, babe ich nicht ausgefprochen, und ich boffe, 
man wird mir wohl zutoauen, daß ich eine Betheiligung der Chriſten 
an den in dem @Befeh- Entwurfe enthaltenen Beftimmungen wohl 
esfannt habe. Die angezogenen Paragraphen handeln aber aus⸗ 
ſchließlich von der Einrichtung öffentlicher jüdiſcher Schulen, und 
unier weichen Berhäftniifen fie zu Stande kommen follen. Dabei 
if. die ſtädtiſche Behörde allerdings betheiligt und mußte berädfich- 
tigt werben. (ine hier gu treffenbe Analogie würne aber nur daum 
vordiegen, wenn in dem Geſetze Beilimmungen getroffen wären dar⸗ 
über, auter welchen Verhaͤliniſſen chriftlicdye Schalen errichtet wer⸗ 
ven ſollen; dann würde ich biefe Analogie anerkennen. Die jept 
vorliegende Frage fchließt aber eben bie Frage in ſich, ob den Cheiſten 
geftattet werden fol, ſich mit Juden zu verheirathen. 
> bg, Maewes: Nach dem Gange zu urteilen, ben die Der 
halte jet. genommm hat, ſcheint Die Besantiepug Piep gegeifen 
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zu haben, als wären die Ehen zwiſchen Juden und Ehriften gefeglidy 
unterfagt. Dieſe Vorausfebung ift aber fo unbebingt nicht richtig. 
Wenigftens babe ich in unferem Allgemeinen Landrecht Feine Beſtim⸗ 
mung gefunden, welche diefe Ehen verbietet, vielmehr Tautet Die auch 
in dem Gutachten angeführte Gefepesftelle ($. 36 Tit. 1 Th. IL 
A L. R.), nur dahin: 
„Sin Chriſt kann mit folgen Perfonen feine Heirat fchließen, welche nach 
den Grundſaͤtzen ihrer Religion ſich den chriſtlichen Chegeſetzen zu unterwerfen 
"gehindert find.“ 
Um nun beurtheifen zu fönnen, ob dieſe Beftimmung auf die 
Juden Anwendung findet, würde man zuerſt die jüdiſchen Religions⸗ 


- grundfäge ſtudiren müflen, und nur dann erft würde man eine Ueber⸗ 


zeugung haben können, ob jene den chriftlichen Ehegefegen zuwider 
laufen. Es ift bereits von dem Herrn Referenten erwähnt worden, 
daß dergleichen Fälle beftehen, in welchen Juden und Ehriften in 
gültiger Ehe leben. Wenn aber ein einzelner Fall vorgefommen ift, 
in ‚welchem eine foldhe Ehe nicht geduldet werben foll, fo kann man 
über venfelben nicht eher urtheilen, ehe man nicht beftimmt weiß, 
aus welchen Gründen dieſe Ehe anfgelöft worden. Diefe Gründe 
find aber die geehrten Redner, welche dieſen Fall erwähnt haben, 
ſchuldig geblieben. Ich erlaube mir auch noch auf ven 8. 715 
zu. 1% II. A. & NR. hinzuweiſen, der es noch Harer macht, 
daß dergleichen Ehen geradezu gefeglich nicht verboten find. Er 
kautet: 

„Juſqoweit als der Unterſchied der Religion von Aufang an ein Ghehinterni 


iſt, inſofern giebt ein Ehegatte durch Beräuderung feiner bisherigen Religion 
dem Anderen einen rechtmäßigen Anlaß, auf Scheidung zu klagen.“ 


Wenn nun zwei Eheleute jüdifcher Religion in der Ehe mit ein- 
ander gelebt haben, und einer berfelben geht zur chriftlichen Religion 
über, fo wird die Ehe deshalb nicht ohne Weiteres ungültig, was 
der Fall fein würde, wenn Ehen zwifchen Suden und Ehriften ver- 
boten wären: 9a, der andere Ehegatte fann aus einem folchen 
ebertritte wohl Beranlaffung nehmen, die Trennung ber Ehe zu 
beantragen, er iſt aber dazu nicht genöthigt. 

Ich glaube hieraus wohl folgern zu können, daß die hohe Ver⸗ 
ſammlung ohne eine volfftändige weitere Vorbereitung ſich nicht: im 

IX. 36 
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der Lage befindet, in dieſer Angelegenhen einem Beſchluß fallen zu 
können, und flimme baher dem Vorſchlage derer bei, weche die Des 
batte und die Beichlußnahme heute ausgelegt willen wollen. 


Abg. Frhr. von Sandsberg- Steinfurt: Es iſt vorhin von einem 
verehrlichen Mitgliede aus der Provinz Prenßen gefagt worden, es 
fei wünfchenswerth, daß endlich die Hinderniſſe befeitigt werben, 
weldye in Bezug auf die Ehen zwifchen Chriſten und Juden befte: 
ben. Nach den Grundfäßen der fatholifhen Religion, der ich ans 
gehöre, ijt die Ehe ein Saframent, fo daß alfo ein Ehebündniß zwi- 
fhen Chriften und Juden durchaus nicht beftehen fann und die Hins 
derniffe, die entgegenftehen, nicht aus dem Wege geräumt werben 
fönnen, ohne die Orundfäge der Fatholifchen Neligien umzuftoßen, 
und ich glaube, daß dies Lebtere wohl nicht in der Abſicht der 
Verſammlung liegt, deshalb fchließe ich mich) dem Vorſchlage des 
Mitgliedes aus Pommern an. 


: Abg. won Rardeleben: Ich habe dem geehrten Mitglieve aus 
der Stadt Berlin biod die Erwiederung zu machen, daß das geif- 
Ude Minliteriun um die Einwilligung zur Ginfegnung von (Ehen 
zwildhen Juden und Ehriften gebeten worben ik. Daſſelbe bat viele 
Eswilligung abgelehnt, trotzdem daß der geehrte Abgeordnete bes 
hauptet, eine foldhe Ehe fei geſetzlich geitattet. Ich will es dahin⸗ 
geſtellt fein laſſen, ob die Behguptung richtig if, ober nicht, aber 
faftifch ift ed, dag von den Behörden die Schließung foldher Chen 
nicht geftattet werde, und daß man fie, wo biefelbe, wie angeführt, 
m anderen Ländern ſtattgefunden hat, auf gerichtlichem Wege für 
ungültig erflären laſſen. | 


Abg. AMlömes: Ich muß mißverfiauden fein, wenn bemerkt 
wird, Daß ich gemeint habe, Die gemifchte Ehe zwiſchen Juden uab 
Ehriften fei nach dem Allg. Landrecht geftattet. Ich babe mich ame« 
brüdlich dahin ausgeſprochen, daß ich feine Befitmmung gefunden 
habe, nad) weicher dergleichen Ehen verboten fein, und ich daher 
ohne befondere Prüfung nicht annehmen fönne, daß ſolche ungültig 
wären. Aus den in Betreff des Spezialfalles gemachten Anfährun- 
gen ſcheint mir übrigens noch nicht hervorzugehen, daß nicht auch 
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andere Bründe vorhanden fein Tonnen, welche der Beſtimmung des 
Miniſteriumd zum Grunde gelegen haben. 
(Ruf zur Abftimmung.) 

. Sandtags- Marſchall: Da fein Redner mehr dad Wert ver- 
langt, fo fchließe ich die Debatte, und wir fommen zur Beſchluß⸗ 
nahme. Zuvörberft werde ich die Frage auf denjenigen Vorſchlag 
der Abtheilung richten, welche den vorliegenden Paragraph betrifft. 
Bier hat die Adtheilung beantragt, es ſoll für bie Juden bie Civil⸗ 
Ehe eingeführt werden und dabei insbeſondere die für die Diffentiren- 
den Chriften ergangenen Beitimmungen in Anwendung kommen. 

Hiernach werden zwei Fragen sur Abſtimmung fommen müſſen: 
vie erſte, ob für die Juden die Civil⸗Ehen zuläfig fd? und die 
worite: ob die Beitimmungen der beöfalifigen Verordnung auch für 
die Juden gelien follen? 

: bg. von Hafen: Die Frage wird heißen muͤſſen: Soll ven 
Inden vie Civil⸗Ehe geftattet werben? 

endaago Marſchall: Das if nicht der Vorſchlag der Abe 
theilung. 

Abg. Matthis: Es if von dem Mitgliede aus der Kein 
Brovinz gejagt worden, daß diefe Ehen in der Rhein⸗Provinz und 
überhaupt in den weftlichen Provinzen erlaubt feien. Ich wollte 
mir daher erlauben, den Herrn Königlichen Kommifler um Auskunft 
darũber zu erfuchen. . 

Sandtage- Marſchall: (unterbrechend): Es handelt ſich jetzt von 
den Ehen unter Juden, und ich habe fo eben geſagt, welche Frage 
sch fielen will. Es fragt fi) daher, ob in der Berfammlung etwas 
wegen Die Frageſtellung zu erwaͤhnen if. 

Mbg. Graf Admin: Es Legt und zumächit die Frage von, 
ob die Civii⸗Ehe unter den Inden geftattet fein ſoll. Ich habe ven 
Herrn Marſchall dahin verſtanden, daB daraus zwei Yragen: ger 
wacht werben fallen: 

1) Sb die für die Diſſidenten erlaffene Verorbuung überhaupt 
für geltend erflärt werde, und . 

3) Ob Vie Binil- he eingeführt werben joll. 

Mir Icheiut nur die Frage vorzuliegen, ob dieſe Bererbnung 

36 * 


— 64 — 


auch auf die Juden Amwendung finden fol, fo weit fie die Giwil- 
Ehe betrifft, und daß darauf allein der Antrag ber Abcheilung ge⸗ 
richtet if. 

Sandtags- Morſchall: Ich habe den Heren Referenten darüber 
befragt und glaube, es fo verftanden zu haben. Wenn das wirbt 
ver Fall ift, fo wird die Frage fo geftellt: 

Soll für vie Iuten die Civil⸗Che eingeführt uud insbeſondere bie für vie 
chrittlichen Diffiventen erlaſſene Berortmung vom 30. März v. 3. bier and 
für geltend erflärt werden ? 

( Durch Aufſtehen der Mitglieder zeigt ſich eine überwiegenpe 
Majorität für die Bejahung der Frage.) 

Wir fommen jebt zum zweiten Gegenftand, nämlich anf die 
Bitte, die bei diefer Gelegenheit an Se. Majeftät gerichtet werben 
foll und dahin geht, daß die Ehe zwifchen Juden und Chri— 
Ren zugelaffen werden ſoll. Es if bemerkt worben, daß dies 
ein Gegenftand fei, der nicht in ein Gefeh, das nur von den Ber 
bäktnifien der Juden handle, gehöre. Da dies Fein formeller Ein- 
wurf ift, fo kann darüber nicht meine Entſcheidung, fondern bie der 
hoben Berfammlung flattfinden. Bevor wir in das Matericlle ver 
Frage eingehen, frage ich daher, ob fie ſich hier damit befchäfti- 
gen wii? 

(Die Bejahenden erheben fi auf den Wunſch des Marſchalls, 
und durch eine Zählung ſtellt ſich das Ergebniß Heraus, daß bie 
Berfammämng mit 237 gegen 189 ſich dafür entſchloſſen hat, ſich 
wit dieſem Gegenſtande zu beſchäftigen.) 
Abg. von Auersmald: Ich muß mir, bevor ich mich zur Ab- 
ſtimmung fähig halte, eine Frage an ven Herrn Regierungs⸗Kom⸗ 
miffar zu richten erlauben, nämlich, auf weicher Beflimmung es 
beruht, wenn in ben fraglichen Angelegenheiten anders als nach ber 
Beitiehung des Allgemeinen Landrechtes verfahren wird? denn erſt 
wenn wir willen, ob Beftlimmungen der Art vorhanden find, und 
wie diefelben Eennen, fann es fi darum handeln; Auträge auf 
Abänderung zu machen; aber das Landrecht befagt: 

(Lieft eine Stelle des Allgemeinen Landrechts.) 
Es muß alfo erklärt werben, ob und ans weichen Srunden 








biefer Borfärift ‚eine Ausdehnung in ber Art gegeben wird, 
daß PVerfonen, vie fi den chriftlidyen Chegefegen unterworfen ha⸗ 
ben, gehindert werben Fönnen, in ven Stand ber Ehe zu tvetem 
oder deren Ehe getrennt werden kann. Es iſt ein Fall angeführt 
worben nen Perfonen, die in einem fremden, aber chrifllichen.Lande 
getraut waren, und deren Ehe hier getrennt wird; ich muß anneh⸗ 
men, daß Perfonen, die in einem chrifttichen Lande nad) chriftlichem 
Gebrauch getraut find, den ihriftlichen Gefeßen fich zu unterwerfen 
ſich nicht verhindert gefunden haben; ich glaufe, es müßten beftimmte 
Indizien vom Begentheile vorliegen, wenn man Died annehmen unb 
in Yolge der Beflimmungen des Landrechtes ſolche Ehen trennen 
wollte. Es ift aber nothwenbig, zu erfahren, ob wirklich Beſtim⸗ 
mungen eriftiren, durch welche die Behörden dazu berechtigt waren, 
oder ob es nur in der individuellen Anſicht der Behörden gelegen 
bat, wenn die Iandrechtlichen Beltimmungen in einem weiteren Um⸗ 
fange ausgelegt find, ald dem urfpränglichen Sinne berſelben ek 
ſorechend fcheint. 

Ich muß dabei bemerfen, daß auch ich bei der vorigen Frage * 
wünſcht haͤtte, die Sache wäre nicht erörtert worden, weil ich, ob 
gleich ich nicht Katholik bin und alfo nad) den Vorſchriften ber 
Kirche für mich die Ehe Fein Saframent ift, ich Ke doch als ſolches 
in der inneren Ueberzeugung des Menfchen, des Chriften, in dem 
Grade begründet finde, daß ich, ohne mit diefem Ausdruck etwas Ver: 
letzendes fagen zu wollen, jede durch das Geſetz nicht gebotene Cin⸗ 
miſchung in dieſelbe, in dies heiligfte, periönlichfte Verhäliniß müns- 
diger Menſchen, für einen Frevel gegen die Würde des Menſchen, 
gegen die Religion ſelbſt halte. 

(Bon einigen Seiten Bravoruf 

So gewiß ich es nach meinem perſönlichen Standpunkte für 
nabegreiflich Halte, wenn Perſonen in dieſes Verhaͤltniß treten, ie 
nicht in ihrem Glauben übereinfiimmen, fo muß das Urtheil darüber 
den Berfonen doch allein überlaffen werben, ed muß das Urtheil 
über vergleichen fonft gefelich eingegangene Verhaͤltniſſe in Beziehung 
anf Religion und Sittlichfeit dem allein verbleiben, Der bie Herzen 
und die Riewen ‚prüft. Ich muß daher den Herrn KAommiſſar des 





Minifteriume um Wufflärung über die jeht beſtehenden Bekimmun: 
gen bitten und fragen, ob und nach welden Beitimmungen ein Ber 
fahren der angeführten Art, welches bi6 jegt als unbeftrittened Yaf- 
tum bafteht, für gerechtfertigt zu betrachten ii? 

Megierungs-KRommiflar Prüggemenn: Ich kann nur wiederholen, 
was ich bereits im Anfange der Diskuſſion geäußert habe, daß dies 
fer Gegenſtand nicht in Berathung gezogen worben ift, als das 
Geſeß bearbeitet wurde, daß ich alſo auch nicht inftruirt bin, über 
diefe Frage uͤberhaupt eine Aeußerung auszufpredhen; noch weniger 
bin ich aber im Stande, über eine fpezielle gerichtliche Unterfuchuug 
mich zu äußern, da dieſelbe mir amtlich ganz unbefannt geblieben iſt. 
Wäre die vorliegende Frage bei Bearbeitung des Gefehes wit im 
zen Kreis der Berathung gezogen worden, fo würde ber ſpezielle 
Zall gewiß nicht umbeachtet geblieben und ich in den Stand geſetzt 
worden fein, die geforderte Aufklärung zu ertheilen, wor ich aber 
in dem vorliegenden Falle nicht im Stande bin. 

Referent Sperling: Seitens der Abtheilung erlaube ich mir 
bemerklich zu machen, daß dieſer Umſtand in Gegenwart des Herrn 
Miniſterial⸗Kommiffars zur Berathung gezogen, ber koͤnigsberger 
Fall namentlich fpeziell vorgetragen und erörtert worben ift, und daß 
dem Herrn Kommilfae noch andere Beifpiele aus dem Lande ange: 
führt worben find. „ 

Abg. von Auerewald: Da der Herr Kommiſſar es nid für 
angemeſſen gehalten hat, ſich auf diefen Punkt, obgleih er in der 
Abtheilung verhandelt war, genügend vorzubereiten, um tbarüber 
Huskunft eriheilen zu koͤnnen, fo richte ich die Bitte an ihn, dies im 
der naͤchſten Zufunft zu ihun, und erlaube mir ven Antrag, daß bie 
Frage bis dahin ausgeſetzt werde, denn ich fühle mich vollfommen 
unfitig, einen Antrag auf eine Beflimmung an Se. Majeflät den 
König zu richten, von ver ich nicht weiß, ob fie wicht ſchon exiſtirt 
und mır wegen mißverftandener Anwendung vielleicht einer “Deite- 
ration bevarf. Ich würde Das für einen Antrag in die Luft hin⸗ 
‚einhalten und fühle mic dazu nicht berechtigt, glaube aber beredptigt 
qu fein, von dem Gouvernement in folchen Källen eine beftimurte nu 
deutliche Antwort zu forbeen, nicht über Anfichten und Thesriten 








wie mom zu glhuben ſcheint, ſondern ber die Lage ber Gefetzgebung 
im Berbättuiß zu Ihrer Anwendung Seitens der Behörbe: Ich Relle 
alſo dem Antrag, Diele Frage zurückzuſtellen, bis wir die nöthige 
Auskunft erhalten. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich bemerfe hierauf, daß 
in der. Abtheilung allerdings über ven Gegenſtand gefprochen wor⸗ 
den iſt; ich habe aber mehrmals dort amtliche Aeußerungen, welche 
ich im derfelben auögefprochen habe, ausdrücklich von einzelnen nicht, 
amtlichen Aeußerungen unterſchieden, welche ich) im Intereſſe ver Sache 
than zu können glaubte. Ob das in dem vorliegenden Falle gefche- 
ben ift, weiß ich nicht, habe aber nicht fügen können, daß bie frag⸗ 
liche Ehe mit Recht getrennt fei, weil ich heute noch nicht weiß, Daß 
ſie wirklich getrennt worden ijt. Webrigens erkläre ih, daß ich bie 
verlangte Auskunft nicht verweigert habe, weil ich fie nicht geben 
will, fondern weil id; fie nicht geben kann und eine Inſtruktion 
für dieſen fperiellen Fall mir amtlich nicht zu Theil geworben ift. 
Ich kann alfo unmöglich Auskunft ertheilen, die ich nicht beſthe; aber 
wenn beichloffen werben follte, daß diefe Ausfunft erbeten werde, fo 
werbe ich dem Heren Minifter der geiitlichen, Unterrichts⸗ und Mer 
Dizinuls Angelegenheiten darüber Vortrag halten und dann ohne Zwei⸗ 
fet in dee Lage verſetzt werden, die Auskunft zu ertheilen. 

Abg. non Buuhen-Inlienfelde: Nach den Worten, die ich fo 
eben son. dem Herrn Kommiflar gehört, kann ich nicht willen, was 
ee als PBrivatmann ober ald Bertreter des Minifteriums im Aus⸗ 
ſchuß gefprochen. hat; ich weiß aber, daß biefer Hall fpeziell erzähkt 
wurbe und der Herr Kommiſſar ausdrücklich fügte, es fei von Rechts 
wegen auf Nichtanerfennung der Che in Königsberg angefragen 
worden. Das habe ich gehört und Andere aud). Es wurde fer 
nee. und war von dem Herrn Kommifjar geſagt, daB im Bro 
herzogthum Sachien- Weimar die Civil-Che zwiſchen Juden und 
Chriften rechtlich eingeführt fei, wenngleich noch fein Fall der Axt 
vorgelommen wäre. 

Regierimgd - Kommiffar Brüggemann: Heute kann man: nod) 
nicht fagen, daß ſie rechtlich getrennt worben fei, weil mir gaͤnzlich 
unbekannt ift, daß die Trennung vom Bericht ausgefprochen wor⸗ 
den wäre. 


Referent Dperling: Diss befinitive richterliche Urcheil ift zwar 
noch nicht ergangen, aber auf Verfügung des Minifteriums iſt der 
Ehe » Profurator zur Klage gefchrittn. Die Sache if alſo im 
Gange, 

(Zeichen der Leberrafchung.) 

ſogar das erfte Erkenntniß publizirt, nur, wie gefagt, woch nid 
rechtskraͤftig. Wie ed ausgefallen, weiß ich nicht, jedenfalls geht 
aber daraus hervor, daß das Gouvernemet ber Anficht ik, daß bie 
Ehe zwifchen Iuden und Chriften nad) ven beftehenden Gefegen nicht 
ftatthaft fe. Es iſt dies, wie ich gehört habe, von Sr. Majeflät 
den Könige Allerhöchftfelbft ansgefprocdhen worden, ba ber eine Theil 
dieſer Eheleute fih an Se. Majeftät gewendet hatte. Ich glaube 
alfo, daß wir durchaus nicht voreilig handeln, wenn wir eine Bitte 
an Se: Majeftät richten. Um ven Bedenken absuhelfen, welche flatt; 
finden, möchte ich allenfalls den Zufag zum Antrage der Abtheilung 
vorfhlagen: „Wenn es nad) den bisherigen Gefegen nicht flatthaft 
fein follte. 

Abg. Hanfemann: Die Berfammling befindet ſich in Der That 
in einer eigenthümlichen Lage. Sie bat durd eines ihrer Mit- 
glieder den Kommifjar der Regierung um Erläuterung darüber ge 
beten, was das Geſetz verfüge, und dieſe Erläuterung iſt und nick 
geworden, trotzdem, daß der nämliche Gegenftand ſchon einmal in ber 
Abtheilung vergefommen ift. Ich fchließe mich nun den Antrage 
des verehrten Abgeorbneten aus Preußen an, daß der Beſchluß über 
die vorliegende Frage bis zur nächſten Sitzung ausgefept bleibe, wo 
der Herr Kommiflar die gewünſchte Auskunft über das, was bie 
Geſetze verfügen, gewiß und zu geben im Stande fein wird. Zugleich 
bitte idy den Heren Kommiſſar, dann auch darüber Auskunft geben zu 
wollen, ob in der Rheinprovinz irgend eine Berfügung in geſetzlicher 
Weiſe erlaffen worven if, wodurch das dort beflehende Recht, nad 
weichem bei Abdfchließung einer Civil⸗Ehe nicht nach der Konfeſſion 
gefragt wird, alterirt worden iſt; oder ob, wenn nicht im gefeplicher 
Weiſe eine ſolche Berfügung erlaflen worden ift, es In adminiſttativer 
Weiſe gefchehen fei, und ob etwa benjenigen, welche die Civil⸗Regi⸗ 
fter zu führen haben, Borfchriften ertheilt worden find: Ich babe 
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mid, veranlaßt gefunden, diefe Fragen benjenigen hinzuzufügen, die 
von dem geehrten Mitgliche and Preußen geftellt worben find, weil 
früher ein Mitglied der Berfammlung, wenn ich nicht irre, Zweifel 
darüber geäußert hat, ob in ver Rheinprovinz es Rechtens fei, Chen 
zwifchen Juden und Ehriften zu fchließen. 

Referent Sperling: Wenn die Erledigung der Frage nur bis 
zur nächſten Sitzung verfchoben werben foll, fo ſchleße ich mich dem 
Amendement an. 

Eine Btimme: Ich beftätige die Ausſage des Mitgliedes aus 
Preußen, welche es über bie Verhandlungen in der Abtheilung ger 
macht had, da es ſich auf die Ausſage mehrerer Mitglieder bezogen hat, 

Abg. Graf Schwerin: Ich kann nicht abfehen,. was uns Die 
Ausſetung der Diekuffion bis zu einer fpäteren Sitzung nüben folk 
Die Auskunft, die wir vom Herrn Kommifjar verlangt haben über 
ben fpeziellen Kal und vielleicht erlangen können, fann in. der Lage 
der Sache durchaus nichts Ändern. Mag der Herr Minifter der 
geißtichen Angelegenheiten in dem fpeziellen Kalle ven Eheprofurntor 
angewieſen haben, die Scheivungsflage einzuleiten, oder nicht, das 
ft ohne Einfluß, denn der Minifter iſt nicht Geſetzgeber und has 
baher feine geſetzliche Snterpretation zu geben, - Wenn ver jebige 
Minifter eine folche Autorifation giebt, fo klann der nächte Minifter 
fagen, es ift Fein Grund vorhanden. Eben fo if der Fall auch 
durch Die Berichte noch nicht entfchieden, denn der Herr Referem 
fagt felbft, er ſei noch darüber zweifelhaft, ob in erfter Inſtanz ber 
reitd Erkenntniß ergangen, in zweiter Inſtanz aber ganz gewiß wicht 
Alſo liegt auch Fein Urtel der Gerichte vor, Die Beftimmung des 
Banbredits ſpricht auch nicht Kar ans, daß eine ſolche Ehe nid 
Rattgaft fei, wie der Abgeordnete von Berlin vorher des Weiteren 
ausgeführt hat, und aus diefen Gründen kann ich für jetzt durchaus 
keine Beranlafiuug finden, eine Bitte an Se. Majeftät ben König 
zu richten, auszufprechen, daß eiwas erlaubt fei, von dem noch nich 
das Gegentheil nachgewieſen iſt. 

Abg. von Anıısweid: Es iſt mir nicht eingefallen, den Heram 
Kommiffer zın eine fpezielle Aufflärung über einen einzelnen Foll 
ubitteng ich Babe meine Bitte mir dahin geſtellt, ſich zu erklären, 
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sd und welche geſetliche Veſtinnnungen eriſtiren, bie ein von dem 
Landrecht anfcheiuend ganz abweichendes Verfahren rechtfertigen, weil 
ich der Anficht des Abgeordneten aus Pommern bin, daß dazu ge 
fehliche Beſtimmungen gehören. Veraninßt bin ich Dazu worden, weil 
man hier daranf anträgt, Se. Majeflät möge eine Beſtimmung er: 
faflen, die, wenn das Landrecht fireng gehandhabt wird, unnäß if. 
Diefe Bitte ift aber wieder dadurch veranlaßt, daß man in ben vers 
ſchiedenen Theilen des Landes wahrgenommen zu haben glaubt, daß 
Leyteres nicht gefchieht, daß gewiſſe Chen auf andere als die allge: 
mein befannten gefeglichen Hinderniffe Seitens der lirchlichen Behörden 
foßen. IR dies richtig, fo müllen wir erft willen, ob nady anderer 
nicht allgemein befannter gefeglicher Beſtimmung ober nach willlir- 
licher Auslegung der Berwaltungs-Behörven verfahren werben if, 
und daher wiederhole ich meinen Antrag. 

Abg. Frhr. von Mantenftel II.: Ich kann mich nur der An: 
ſicht anſchließen, welche der hochgeehrte Herr Abgeordnete der Ritter, 
[haft aus Pommern ausgefprochen hat. Ich weiß nicht, wohin bie 
Belehrung führen foll, die wir md von dem Kommiſſar erbitten 
wollen. Es ift in unferer Mitte von dem Mitgliede aus Berlin, 
welches mir bier gegenüberfist, vie gefehliche Beftimmmg, welche 
darüber ftattfindet, vorgelefen worden. Dieſe Imitet dahin, daß bie 
Ehe nicht zu geftatten fei, wenn das Glaubensbekenntniß ein ſolches 
ſei, wonach ſich ein Theil den Pflichten, welche das Chriſtenthum 
bei der Ehe vorausſetzt, nicht unterwerfen kann. Alſo biefe Be 
ſtiamung, welche in diefer Weile entfcheivend ſein dürfte, befteht ber 
reits. Wenn die Ehe nicht anerfannt worben iſt, fo folgt darand, 
vaß man angenoınmen hat, das Judenthum bafıre auf Geunpfägen, 
welche die Erfüllung der gefeglichen Prämiſſe micht möglich machen. 
Es würde das Ganze auf eine Erflärung und Erläuterung über 
das Dogma der Juden hinauslaufen, und ich glaube, es ift unmög« 
lich, daß wie hier einen Beichluß über das Dogma der Juben fallen 
fönnen. Eine Ausſetzung der Berathung dürfte kaum au etwas 
führen. Wenn zweiten® ber Abgeordnete amd Machen eine umbere 
Aufflärumg daran gefnüpft und gefagt hat, er wünſche zu wolflen, 
sb in der Rhein⸗Provinz bezüglich ver al mwiſchen dinens heißen 
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umd Inden die dortige geſedliche Beſtimmung aufgehoden ſei, daß 
nach der Konfeſſion bei Eingehung der Ehe nicht gefragt werden 
ſolle, ſo muß ich bemerken, daß das Judenthum keine Konfeſſton, 
ſondern eine Religion iſt. 

Abg. Zachmann (vom Platze aus): Wenn die hohe Verſamm⸗ 
lung den Grundſätzen Geltung zu verſchaffen wünſcht, daß die Ehe 
zwiſchen Chriſten und Juden ſtattfinden ſoll, fo ſcheint es mir 
nothwendig, eine beſondere Petition an Se. Majeſtät zu richten. 
Ich muß den betreffenden Paragraphen des Landrechts nochmals 
vorlefen: 

„Gin Chriſt fann mit folchen Berfonen Feine Heirath ſchließen, welche nach 

den Grundfäßen ihrer Religion fich den chriftlichen Chegeſetzen zu unterwerfen 

verhindert werben.” 
Alfo tritt jedesmal der Ball ein, daß es von dem Ermeſſen des zur 
Trauung berufenen, Geijtlichen abhängt (fowohl des jüdiſchen, als 
des chriftlichen), ob die jüdifchen Grundſaͤtze ſolche find, daß darauf 
eingegangen werben kann oder nicht. Geht er ſich darüber weg, 
und fommt die Sache vor die Gerichte, fo bleibt ven Gerichten nichts 
weiter uͤbrig, als wie in dem oft erwähnten Zalle: fie fehen ſich nämlich 
genäthigt, ſich an das Konfikorium und an die Rabbiner zu wenden 
und von diefen Geiftlichen ein Gutachten einzufordern, ob gegen 
Die Ehe ein Hinderniß ftattfindet oder nicht. Wenn alfo die Ber: 
ſammlung ver Weberzeugung ift (der ich. mich übrigens nicht ans 
fliege), Daß es wünfchenswerth it, die Hinberniffe ‚gegen die Ehe 
zwifchen Ehriften und Juden gehoben zu fehen, dann bebarf «6 eines 
beftimmten Antrages an Se. Majefät. 

Eine Stimme (von Plage and): Ich kann nur beflätigen, 
daß in erfier Inſtanz die Ehe wirklid für ungültig erflärt worben if. 

Sandtags- Marfhel: Es ift der Antrag geflelt worden, die 
Beſchlaßnahme varüber, ob gebeten werben fol, eine Civil⸗Ehe zwifchen 
Inden und Chriſten zuzulaſſen, auszuſetzen, bis nähere Erklärun⸗ 
gen vom Herrn Konmmiſſar eingegangen find. Diejenigen weiche 
für die Ausſetzung ſind, bitte ich, aufzuſtehen. 

Es iſt dem nicht beigetreten worden. 

„Run werbe ich bie Frage ſtellen: 


„Soll der Antrag der Abteilung angenommen werben, welcher dehin geht, 

daß zwifchen Chrifen und Juden die Civil⸗Ehe zugelaffen merbe?‘' 

(Mehrere Stimmen tragen auf Abftimmung mittelft Namensauf⸗ 
rufd an.) 

Es iſt auf namentliche Abftimmung angetragen worden. 

(Andere Stimmen: Nein! Nein!) 

Das kann nicht auf diefe Weife entfchieden werden, fondern id) 
muß fragen, ob die gehörige Anzahl von Mitgliedern dem beitritt? 
Ich bitte diejenigen, welche wollen, daß durch Namensaufruf abge: 
ftimmt werde, aufzuftehen. 

Es muß namentlich abgeftimmt werben. 

Ich bitte, daß die Herren ihre Pläße einnehmen und ſich ruhig 
verhalten, fonft fann nicht abgeftimmt werben. 

Die Brage if: 

„Soll Se. Majeftät der König allerunterthänigft gebeten werben, bie Beflim: 

mung zu etlaffen, daß zwifchen Ghriften und Juden die Civil-Ehe zugelaffen 
werbe?“ 

(Abſtimmung.) *) 
Während der Abſtimmung wird ein ſchriftliches Votum, welches 
ein Mitglied, welches ſich entfernt, hinterlaſſen hatte, dem Secretair 
überreicht, von demſelben jedoch nicht angenommen, das betreffende 
Mitglied vielmehr als abwefend notirt.) 

Abg. Bchneider aus Schönebed: Ich muß mir die Anzeige er 
Tauben, daß beim Aufruf der Abgeordneten Jachau und Deinert 
für dieſelben geftimmt worden ift, obgleich fle abweſend waren. 

Iandiags- Marfhal: inter dieſen Umſtänden muß ermittelt 
werben, ob viefelben jet hier find. 

(Antwort: Rein!) ' 

Dann wird ihre Votum geftrichen, und die Genannten werben 
als abweiend aufgeführt. 

Abg. von Olters: Ich möchte Bitten, daß die Veranſtaltung 
getroffen vwerirbe, daß bei der namentlichen Abſtimmung die fämmtli- 
chen Mitglieder ſich feßen und biejenigen, welche antworien, ſich er- 
heben mögen. 


*) Eiche die namentliche Abſtimmung ‚in ber Tabelle am ea des 
Wertes. Anm. des Beraueg. 
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Kg. Allee: Ich bitte nadı erfolgter Abſtimmung ums Wort 
um mid; über die aus Prokura abgegebenen’ Stimmen ausſprechen 
zu können. 

Sandiegs- Marfhell: Das Ergebniß der Abftimmung if 
folgendes: Die Frage ift mit 281 Etimmen gegen 142 bejaht. 

Ag. Milde: In Bezug auf das, was von einer Seite vor- 
bin gefallen ift, wünfche ich eine furze Bemerkung zu machen, daß 
nämlid) Mitglieder in. die Stimmlifte aufgenommen worden find, 
ohne daß fie bei der Abflimmung im Saale anweſend waren. Es 
iſt im Intereſſe Aller nöthig, fich darüber vollfommen zu verſtändi⸗ 
gen, daß das Uebertragen von Stimmen an andere Mitglieder nicht 
zuläffig if. Ich will mich auch gern überzeugt halten, daß im vor: 
liegenden Yalle dieſe Ungehörigfeit nur aus einer irrigen Anjicht der 
Sache hervorgegangen fein kann; ich wänfche aber im Jutereſſe ber 
Berfammlung, daß man fi darüber ausfpredye, in weicher Art und 
Weiſe dieſes Mißverftändnig Play gegriffen bat, damit hiernady ber 
Herr Marfchall die Gewogenheit haben fann, einen ganz beſtimm⸗ 
ten Modus in Bezug auf die namentliche Abftimmung zu verorbnen. 
Demnach erlaube ich mir, das verehrte Mitglied zu bitten, welches 
für den abweienden Herrn geftimmt hat, ſich zu melden mb den 
Grund diefes feined Verfahrens anzugeben. 

Sandtags- Siarfchall: Tiefe Rede durfte nur an den Marfchall 
gerichtet werden; ich will aber fehr gern auffordern, daß das bes 
treffende Mitglied fich melde. 

(Es meldet ſich Niemand.) 

Es iſt gar Fein Zweifel vorhanten, daß Niemand für einen 
Anderen antworten fann, wenn er alfo nicht felbft anweſend iſt, darf 
keines Abgeorbneten Stimme mit aufgeführt werben. Diefen Grund⸗ 
fag muß ich ausſprechen und dringend bitten, daran feflzuhalten, 
weil fonft Mißverftändniffe nicht zu vermeiden find. 

Abg. Graf Wenard: Der Abgeordnete des neiffer Wahlbezirks, 
von Gilgenheimb, ift bei ven namentlichen Abftimmungen ftetd als 
abweſend angeführt; ich glaube aber, daß dieſe Bezeichnung nicht 
richtig ift, weil fein Stellvertreter anweſend; wie ich ihn kenne, fo 
bin ich überzeugt, daß es ihm fehr unangenehm fein wird, wenn 


es 
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bei feinem: Namen immer fleht fehlt”. Died weilte id; zur Be⸗ 
richtigung mittheilen. 

Referent Sperling (lieſt vor): 

„Abſchaitt J des $. Al des Geſetz⸗Gatwurfs: 
$. 41. 

Ausläudifhe Jüdinnen erlangen durch die Verheirathung mit inländiſchen 
Juden die Rechte, welche das gegenwärtige Geſetz giebt, jedoch nur auf vorgän⸗ 
algen Nachweis darüber, daß die Berheirathung bdiefleitiger Jüudinnen mit Juden 
des betreffenden Auslandes dort ebenfalls geieglich zugelaffen M. Bis dabia if 
die Trauung unterfagt. Die ausnahmsweiſe Sehattang des Aufenihalts im Ins 
lande vor Führung diefes Nachweiſes hängt von der Genehmigung des Minis 
ſters des Innern ab.’ 

Gutachten zu Abjchnitt 1 des 8. 41. 

Hier werden einzelne Perfonen, die auswärtigen Jüdinnen, für die Belek: 
gebung ihrer Etaaten gewiflermaßen verantwortiid) "gemacht. Diefe Beſtim⸗ 
mung ermangelt aller Begründung. Die Netorſion, welche zwiſchen Gtanten 
in alten übrigen Berhältniffen immer mehr Beld verliert, ferner zum Rad: 

‚ theile dieffeitiger Juden, welche ihr Lebensglücd in der Heirath einer ausiwär 
tigen Jüdin begründen wollen, gelten zu laſſen und gar neu einzuführen, binite 
fih noch weniger rechffertigen laſſen. Die Abtheilung erklärte fih daher ge: 
gen die Dispofltion des in Rede flehenden Abfchnitts und wünſchte einfims 
mig, daß es in biefer Beziehung bei der BeRimmung der 88. 17, 38 des intlis 
vom Al. März 1812 verbleibe, weiche lauten: 

„S. 17. Chebündniſſe fönnen inländifche Juden unter ſich fchließen, ehre 
hierzu einer befonderen Öenehmigung oder der Lifung eines Trau: 
fcheines zu bebürfen, infofern nicht nach allgemeinen Borfchriften die 
von Anderen abhängige Einwilligung ober Erlaubniß ber Ehe übers 
haupt erforderlich if. 

$. 18. ben diefes findet Ratt, wenn ein tmlänbifiher Jude eine ausländiſche 
Jüdin heirathet.“ 

FFandtags- Marſchall: Verlangt Jenand das Wort? Me wicht, 
fo ſtelle ich die Frage, ob in dem erſten Abſchnitt ſtatt 8. Al die 
86. 17 und 18 des Edikts vom 11. Mär, 1812 eintreten ſollen? 
(Die Frage wird mit großer Majorität bejaht.) 
Referent Bperling (lieft vor): 
„Abfchnitt 2 des $. Al des Befehs@ntwurfe: 

Die Trauung eines ausländiichen Juden mit einer Inländerin darf nur 
dann erfolgen, wenn neben den durch bie befichenden Geſetze bereits vorgeſchrie⸗ 
benen Vrforderniſſen auch noch zuvor ein gehörig beglanbigtes Witte der Orts⸗ 
Dfrigteit feiner Heimat beigehtucht und ber Polizei: Obrigkeit des atucd 
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der inländifchen Jüdin vorgelegt worden, nach weldhem es ihm, feinen Landes⸗ 
aeleben zufolge, erlaubt ift, eine gültige Ehe mit der namentlid zu bezeichnen: 
den Braut in dieffeitigen Landen zu fchließen,, fo daß bei feiner Rückkehr in die 
Heimat der dortigen Mitaufnahme feiner Chefrau und der in der Ehe eiwa ers 
jengten Kinder nichts im Wege ſieht.“ - 
Gutachten zu Abfchnitt 2 des $. Al. 
Der Abfchnitt 2 gab zu keiner Bemerfung Beranlafung. 

"Sanbtage-Marfhell: Wenn die hohe Berfammiung nichts be⸗ 

merft, fo iſt er angenommen. 
Referent Byerling (lieſt vor): 
„Möfihuitt 3 des $. Al des Geſetz- Entwurfo: 

Der Iude, welder, dieſen BVorfchriften entgegen, eine Trauung zwifchen 
einer fremden Jüdin und einem inländifchen Juden oder zwifcken einem auslins 
difchen Juden und einer inländifchen Jüdin vollzieht, verfällt in die $. 40 ans 
gedrohte Strafe.” 

| Gutachten zu Abſchnitt 3 des 9. 41. 
Der Abſchnitt 3 gab zu einer weiteren Bemerkung feine Beraulefimg. 
Sandtags- Marſchall: Wenn nichts bemerft wird, fo ift auch 
diefer Abfchnitt angenommen. 
Referent Sperling (lieft vor): 


„$. 42. 

Zur Riederlaffung ausländifcyer Juden bedarf es vor Ertheilung der Ras 
twralifationd » Urkunde der Genehmigung des Miniſters des Innern, 

Ausländifche Juden dürfen ohne eine gleiche Genehmigung weder ale Rabs 
biner und Synagogen: Beamte, noch ald Gewerbs-Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge 
oder Dienfiboten angenommen werden. Die Weberfchreitung dieſes Verbots zieht 
gegen die betreffenden Inländer und ten fremden Juden, gegen Lebteren, fofern 
er ſich bereite länger als ſechs Wochen in den biefleitigen Staaten aufgehalten 
bat, eine Rskalifche Gelnkrafe von 20 bis 20 Rthlre. ober verhältnißmäßige 
Gefaͤngnißſtrafe nach ſich. 

Fremden Juden iſt der Cintritt in das Land zur Durchreiſe und zum Be: 
trieb erlaubter Handelsgefchäfte nach näheren Inhalt der darüber befteheuden 
polizeilichen Borfchriften geftattet. In Betreff der Bandwerksgeſellen bewenbet 
jedoch bei ven Beſtimmungen der Drbre vom 14. Oftober 1838 (Geſetz⸗ 
fammiung ©. 303) und den mit answärtigen Staaten befonders gefchloffenen 
Berträgen.” 


andtogs· Marſchall:· Wenn aud hier nichts ‚bemerkt wird, fo 


wird diefer Paragraph als angenommen batrachtet werben müllen, 
Neeferent Sperling (lieft ver): 
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„S. 8. 

Die über vie Schulbverhältniſſe einzelner judiſcher Korporationen erganges 
nen Borfcheiften und befonders getroffenen Anordungen bielben bis zur Tits 
gung diefer Schulden in Kraft. Weber die Aufgebung und Ablöfung ber ned 
beſtehenden yerfönlichen Abgaben und Leiftungen der Juden an Kämmereien, 
Grundherren, Jnſtitute ꝛe., bei denen es zur Zeit fein Bewenden behält, wird 
weitere Beflimmung vorbehalten.“ 


Sandtags- Marie: Findet füch dabei nidyts zu bemerien? 

Da nicht, fo ift auch diefer Paragrapl) angenommen. 

Wir fommen nun zu einem neuen Wbfchmitt des Geſehes da- 
her ed angemeſſen fheint, morgen in deſſen Berachung fortzufahren, 
welches ıın 10 Uhr gefchehen wird. Rächſidem fünwige ich die 
ſchon heute auf der Tagesordnung geftandenen Gutachten eventuell 
auf morgen zur Berathung an und erfuche die geehrten Mitglieder 
der Provinz Brandenburg, nod einen Augenblid bier verfammelt 
zu bleiben. 

(Schluß der Sigung kurz vor 4 Mär.) 


Serren: Rurie, 


Gutachten über die Mittgeilung der Kurie ver drei Stände in Betreff der Abs 
änderung der Verordnungen vom 3. Februar; Verhandlungen darüber: die Per 
tiodizität des Vereinigten Landtags. 


Die Sigung begimt, unter dem Vorfige des Marſchalls, Fürs 
fen zu Solms, um 11% Uhr. Das Protokoll ‘der vorigen 
Sigung wird verlefen und genehmigt. 

Sandtags- Marſchall: Wir kommen zur Berathung über den 
Bericht der Abtheilung über die Mittheilung der anderen Kurie, 
wegen der Anträge auf Abänderung der Berordnungen vom 
3. Februar d. J. Ich bitte den Herrn von Keltfch, den Bes 
richt zu erftatten. 

Referent Keltſch: Ehe ich Das Gutachten ſelbſt vortrage, werde 
ich mir einige Bemerkungen erlauben, nm vie hohe Kurie «uf ven 
Standpunft zu führen, von welchem aus die Auhellung bei der 
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Bearbeitung der Sache in formeller Hinficht ausgegangen if. Das 
Reglement fchreibt im 8. 26 in Hinficht der Petitions - Anträge, 
welche von einer Kurie am eine andere übergehen, vor, baß bieje- 
nige Kurie, an welche ein folder Petitiond- Antrag gelangt, fi 
einerfeitd über den Beitritt zu dem Beſchluß zu erflären und ander 
rerſeits fich zu Außern hat über die Gründe ver andern Kurie. Ich 
habe dieſe Borfchrift des Geſetzes fo verſtanden und aufgefaßt: Der 
Beſchluß ſelbſt, den eine Kurie ausfpricht, iſt eine Äußere That, 
welche dadurch eriftent wird, daß ſich zwei Drittheile dafür erflären. 
Weber diefen Beſchluß ſelbſt muß die andere Kurie auch irgend eine 
beftinnmte Erflärung mit Ja oder Rein abgeben. Es fommt min aber 
dabei darauf an, worüber man ſich zu erflären hat, was alfo der 
Kern der Bitte jedesmal if. Um durch ein Beifpiel dies vielleicht 
noch deutlicher zu machen, werbe ich mir Folgendes anzuführen 
erlauben: Ich kann zu Jemanden fagen, gieb mir ein Heilmittel, 
weit ich krank bin, weil ich mich leidend fühle oder dergleichen. Der 
Kern der Bitte bleibt dabei immer nur das, daß ich um ein Heil⸗ 
mittel bitte. Die Gründe, die Motisirung einer foldyen Bitte und 
bie eigentliche Bitte fireng ausdeinanderzuhalten, wirb unter allen 
Umftänden durch die unabänberlichen Gefege der Logik geboten. Die 
Motive, welche irgend Jemand dahin geführt haben, eine beftimmte 
Bitte auszufprechen, find eine innere That; dieſe bleibt ganz gewiß 
allemal das Eigenthum jedes Einzelnen einer Majorität gegenüber, 
wie auch jeder Kurie für ſich der anderen gegenüber. “Diejenige 
Kurle, welche fih alfo weiter zu erflären hat über eine an fie ges 
langte Bitte der anderen Kurie, hat fi wohl über die Gründe zu 
äußern. Sie ift aber nad. der Anficht der Abtbeilung nicht im 
Stande, in das innere Gebiet des Eigenthums der Gründe der ans 
deren Kurie einzugreifen; fie hat alſo einerfeits feine Macht, jene 
Gründe irgendwie zu vernichten, fie hat aber auch eben fo wenig 
andererfeitd irgend eine Verpflichtung und fann durch Niemand ge- 
zwungen werben, irgend einem Grunde beizutreten, dem fie nicht 
beitreten will. Es muß aber von der Kurie, an die ein folder 
Petition » Antrag einer anderen Kurie gelangt, auf jeden Ball doch 
eine Aenßerung über die Gründe erfolgen: das fchreibt das Geſet 
IX. 37 
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vor. Die Abtheilung hat angenommen, daß biefer Ausſpruch infe 
fern formell ein anderer fei, als bei den Königlichen Allerhoöͤchſten 
Propofitionen, welche ganz felbftftändig von jeder Kurie bearbeitet 
werben; bei denen ift ein in fich vollendetes Ganze als ein Gutach⸗ 
ten hinzuftellen. Die Abtheilung hat angenommen, daß das nid 
hei einer Aeußerung über die Gründe einer Petition der anderen 
Kurie der Fall fei. Die Abtheilung bat daher feruer angenommen, 
fie habe nicht Die Aufgabe, jeden einzelnen Grund der andern Kurk 
Rreng zu prüfen, zu kritiſtren, darüber abzufprechen, wohl aber fd 
fie verpflichtet und berechtigt, über die Gründe ſich ergänzend, über 
einſtimmend, widerlegend zu Außern. Das iſt der Stanbpunkt, von 
dem aus fie bei der Berathung der Sache ausgegangen ift, m) 
darum hat das Gutachten die Form erhalten, daß man bei jeden 
einzelnen Antrage der Petition fi fireng daran gehalten hat, was 
in der Betition als Bitte, was nur ald Grund anzufeben fe. 
Ich kann nun übergehen zum Bortrage bed Gutachtens feibf, 
und zwar zum erften PBunfte der allerunterthänigften Bitte der Kurk 
der drei Stände, betreffend die Abänderung der Berorbuung vom 
3. Februar 1847. *) 
Gutachten 
der 
vierten Abtheilung der Herren-Rurie, 
ber bie 
allerunterthäntgfte Bitte ner Kurle der drei Ghtänbe, 
betzeffend 
bie Abänderung ber Verordnungen vom d. Februar 1847. 
Die allerunterthänigften Bitten der Kurie der drei Stände, betreffend bie 
Abänderung der Verordnungen vom 3. Febrar 1847, find der Herren: Kurie je 
weiterer Beſchlaßnahme zugegangen. 
Die vierte Abtheilung erſtattet ihr Gutachten barkber, wie folgt: 
I. Der erfle Antrag if darauf gerichtet: 
Seine Majeftät allerunterthänigft zu bitten, die Ginberufung bes Ver 
einigten Landtages alle zmei Jahre auszufprechen, 


2) Man vergleiche dieſe Bitte weiter unten in der Adenpfihung de 

Kurie der drei Stände vom 23. Juni. — Das Gutachten felbft laffen wir zu 

wacht im ganzen Zuſammenhange folgen und werben ſpaͤterhin dahin verweilen 
Aamerl. des Hi 
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mit Bezug auf die ſrichere Beiehgehung und aus Gründen ber Räslichlelt und 
innern Nothwendigkeit. 

Des Könige Majeſtät Haben Allerhoͤchſt Selb in dem Patente und ben 
Berorbnungen wem 3. Februar 1847, welche die eentralſtändiſche Verſammlung 
ins Leben gerufen, auf die frühere Gefeggebung mehrfach hingewieſen und in ber 
Allarhoͤchſten Thronrede ausgeſprochen, dag das Geſetz vom 17. Januar 1820 im 
feinem unausgeführten Theile den Ständen Rechte und Pflichten giebt, die weder 
von ProvinzialsBerfammlungen nod von Ausſchüſſen gehbt werben können, und 
baf Allerhöchſt Diefelben der gefeßlich gebotenen Berfammlung alle aus jewem 
Belege fließenden Mechte zuerlannt haben. 

Denn and über den Inhalt und Umfang biefer Rechte Verfchiebenheit der 
Anſichten beſteht, fo vereinigten ſich doch biefelben zumeiſt in der Auffaffung, daß 
ber Öruuhgebanfe einer regelmäßigen Mieberiche der centralkänbifchen Verſamm⸗ 
Iung bereits in jener früheren Gefepgebung niedergelegt fei. 

Ir eine poſitive Form findet Ach diefer Grundgedanke zwar im der früheren 
Geſetzgebang nicht ansprädlidh eingelleivet. Als ein lebendiger Träger deſſelben 
ericheint aber die in den Weſen der Sache tief begründete innere KNothwenbig⸗ 
Kit. Denn bie Geſchichte aller fändiſchen SKörperichaften germaniſcher Volle⸗ 
Namme zeigt, daß regelmäßige Wiederkehr ihrer Berfammlungen das Lebenspriu⸗ 
‚up Ihrer gedeihlichen Wirkſamkeit gebildet Hat. ” 

Hieran reiht fach die Ueberzeugung, daß regelmäßige Wiederkehr ſich ale 
»iplich dadurch empfiehlt, daß fie alein einen ruhigeren Entwidelungsgang ber 
Berfofiung unb anderer gefehlichen Maaßregeln verbürgt und zugleich gegen bie 
Gefahren ſchũtzt, welche außerordentliche Berſammlungen in Zeiten ber Roth wit 
64 führen fünnen. 

Des Könige Majeſtät werden in Allerhoͤchſt Ihrer Weisheit am beiten er 
Tennen, welche dieſer Grunde von dem Bewichte ind, nm Allerhöchfbiefelben zur 
Gewährung der Wohlthaten periodiſcher Wicberiehr zu befiimmen, welche bie 
Allerhoͤchſte Botſchaft vem 23. April 1847 ven banterfüllten getreunen Ständen 
bereikt Aſlergnaͤdigt in Auoſicht geſtellt hat. 

Buoirherkt iR in ber Abtkeilung bie allgemeine Vorfrage aufgeflellt worben 

Soll der Bitte der Kurie der drei Stände um Periodizitaͤt beigetres 
ten werben 3 
Die Meafieritst bat mit 10 Stimmen dieſe Frage aus den vorfichenden Gründen 
bejaht. 

Die Minorität mit 3 Stimmen Sat dieſelbe verneint, weil fie nicht nur 
Beinen Rechts geund Hierfür erkennt, ſondern auch dieſe Betition nicht für zeitges 
mäß hält, obichon auch fie es ale wünfchenswerth betrachtet, Daß dem von 
Seiner Majehät eingefepten Vereinigten Landtage regelmäßige Wiederkehr bewils 
Ugt werde. 

Die weiter zur Abftimmung gebrachte Brage: 

37% 


Sell in ber Bitte eine Friſt auſgeſprochen werben? 
iR von I1 Stimmen verneint, von 2 Stimmen bejaht worden. 

Die verneinende Majorität findet die von der Kurie ber drei Stände ges 
ſtellte Bitte um eine alle zwei Jahre erfolgende Einberufung weder in der Bage 
ver Geſetze noch in ber Srfahrung bearändet. 

Durch diefe Abſtimmung bat fich heramsgeflellt, daß der Bitte der Kurie ver 
drei Stänte nur mit einer Mobiflfation beizutreten fein würde. 

6 wurde zunächfi in Erwägung gezogen, ob dieſe Mopififation aur beriz 
beftchen folle, daß die Worte ‚zwei Jahre‘ Binwegfallen, dagegen das Wert 
„pesiobifche” vor „Binberufung‘ einzufchalten fei. 

Demgemäß wurbe zuvörberfi der Borfchlag zur Beratung gefellt: 

ob der Bitte nur dahin beizutreten jet: 
Se. Majeſtaͤt alferuntertgänigfi zu bitten, bie periodiſche Ginberufung 
de6 Bereinigten Landtages Allergnödigk ausſprechen zu wollen. 

Für diefen Vorfall fprach fi jedoch nur eine Minorität mit 6 Stimmen 
aus, welche hierdurch dem Allerhoͤchſten Ermeſſen Der Krone das freiche Feld er: 
äffwet fiadet. 

Die Mehrzahl der Abtheilung vereinigie fi dagegen mit 7 Giimmen ia 
ver Auſicht, daß der Betitionsantrag fo zu ſtellen fei, daß fein Zweifel berkber 
bleibe, daß Seine Majeflät, Balls Allerhoͤchſtdieſelben Sich bewogen fänben, 
der Bitte ſtatt zu geben, die Allerhöchfte Beſtimmung ber Fri treffen fönne, ohne 
daß es vorher nochmals einer Verhandlung darüber auf einem Laudtage zub 
einer nochmaligen Rändifchen Erftärung bebürfe. 6 könne ſich fragen, ob bei 
der alle zwei Jahre Rattfindenden Einberufung der Brovinzialstandtage eine zweis 
jährige Periode fir die Vereinigten Landtage angemeflen erfcheine, und deshalb 
fei dem Ermeſſen Seiner Majeftät anheimzuſtellen, innerhalb der für Me periodiſch⸗ 
Ginberufung des vereinigten fändifchen Ausſchuſſes fehgefepten vierfährigen Friſt 
die am geeigneten ericheinende Friſt Allerhoͤchſt Eelb zu beſtimmen. . 

Die Abtheilung fchlägt hiernach der Herren⸗Kurie vor: 

dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände mit Der Mopifiletion beigutreisn: 
Seine Majehiät allerunterthaͤnigſt zu bitten, die periobifche Einbern⸗ 
fung des Bereinigten Landtages in einer von Nllerhöchkbemfelben 
zu beflimmenden Stift, Allergnaͤdigſt ausfprechen zu wollen. 

ID. Die zweite Bitte der Kurie der brei Stände iſt barauf gerichtet: 
Seine Majekät den König allerunterthänigk zu bitten, den Wegfall 
der Ausihüfle Allergnäpigft aus zuſprechen, 

gleichfalls Bezug nehmend anf die frühere Beiehgebung und aus Gruben ber 
Küslicyleit und inneru Nothwendigkeit. 

Völlig auerfaunt wird von allen Seiten, daß ver Geſetzgeber ſich in den 
früheren Befepen das Wie? und Wann? des Schaffens ſtändiſcher GentralsBers 
ſammlungen vorbehalten hat. 

Aber eben fo vereinigen fich die verfchiebenen Anfichten größten Theils and 
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darin, daß es in dem’ Geiſte der früheren Geſetzgebung liege, daß nur eine cens 
tralſtändiſche Verſammlung gefchaffen werde. 

Lehrreich zeigt die Geſchichte früherer ſtändiſcher Körperſchaften, daß Aus⸗ 
ſchüſſe mit umfaſſender Wirkſamkeit neben HauptsBerfammlungen bie Bebentung 
der letzteren neutralifirt, oder ſelbſt ber gedeihlichen Spannfraft entbehrt haben. 

Mit der Anſicht der Kurie ber drei Stände, daß die ſtaͤndiſchen Ansichäffe 
nicht direft aus den Provinzialstaudtagen hervorgehen, wird zwar nicht überein 
gekimmt, da fie vo jeden Falle nur aus ben im Bereinigten Laudtage fich ſtu⸗ 
denden PBrovinzialsLandtagen, wenngleich mit einigen Moviflfationen, bervorges 
Gen. Biber eine Nüpglichkeit ihres Beſtehens laͤßt fich nicht in ſolchem Maaße 
erwarten, als es in ber landesväterlichen Abſicht Seiner Majeſtaͤt des Könige. 
gelegen Bat. 

Aus diefen Gründen hat die Majorität mit 10 Stimmen fich zu dem Ber: 
ſchlage vereinigt: 

der Bitte der Kurie der brei Stände dahin beizutreten: 
Seine Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, ben Wegfall 
der durch bie Verordnung vom 3. Februar 1847 geichaffenen flänbis 
ſchen Ausſchüſſe ansfprechen zu wollen. 

Die Rinorität mit 3 Stimmen bat ſich gegen den Beitritt zn dem Bes 
ſluſſe erklärt, in ihren Gründen aber fi dahin getheilt, daß eine Stimme 
dieſe Ausichhffe zwar nicht befürwortet, aber auch in biefer Hinfiht Seine Mas 
jetät nicht gedrängt zu fehen wünfcht, nud diefe Bitte für überflüffig hält, im 
Falle Periodizität des Vereinigten Landtages hewilligt werde, — - 

eine andere Stimme: die Ausfchäffe für ein fehr nützliches Inſtitut Kalt, — 

die dritte Stimme deshalb, weil fie nicht um PBeriobizität des Vereinigen 
Landtages bittet, auch nicht für die übrigen Petitionss Anträge Rimmen zu 
Isunen glaubt. 

II. Der dritte Antrag der Kurie der drei Stände gebt dahin: 

Seine Majeftät den König zu bitten, dag Allerhöchſt Diefelben anzu; 
erfeunen gernhen möchten, es könne der Beirath des Vereinigten Lands 
tages nicht durch Berhandlungen mit einzelnen Provinzial: Lanbtagen 
ansgefchloffen fein, 
andy hier mit Bezug auf die frühere Befehgebung und aus Gründen ber Rüps 
licgleit und innern Nothwendigkeit. 

Der erſte Sag des $. 12 der Berorbuung vom 3. Februar 1847 (über die 
Bitpung des Bereinigten Landtages) if von der Kurie ber drei Stände fo ver⸗ 
Randen werben, daß die Berathung allgemeiner Geſetze durch andere Koͤrverſchaf⸗ 
ten und namentlich durch die Provinzialsfanbtage vorbehalten bleiben foll. 

Cie erachtet, daß es Seiner Majekät natürlich freiſtehe, den Beirath deu 
Beovinzials Lanbtage zu erfordern, fie glaubt jedoch nicht, daß dadurch der Bel 
rath des Dereinigten Landtages in denjenigen Fällen rechtsgültig erfegt werben 
Une, in welchen viefer nach $. 4 des Geſetzes vom 22. Mai 1815 A Ast. II. 
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Mr. 2 des Geſetzes vom 3. Suni 38233 anf die jebt geichaffene allgemeine Stäns 
deverfammlung übergegangen ſei. 

Die Maforität ver Abtheilung mit 7 Stimmen fchlägt vor: 

der Bitte der Kurle der drei Stände unverändert beizutreten. 

Sie iſt jeboch dabei der Meinung, daß nur fulde Geſehe, welche bie ganze 
Monarchie angehen, nicht ohne Cinholung des Beirathes des Vereinigten Land: 
tages emanirt werden möchten, wänfcht aber feinesweges, daß fon jedes Geſetz, 
welches mehr ale eine Provinz betrifft, deshalb nur Tem Bereinigten Laubtage 
vorgelegt werben möge. 

Die Minorität von 6 Stimmen hat fi) gegen ben Beitritt zu der Bitte 
ectlärt. Cie Kat für ſich angeführt, daß das Bouvernement allgemeine Geſete 
mr in feltenen Fällen blos den Provinzialstandtagen vorlegen werde, und 

daß der Regierung zn enge Wrenzen geſteckt würden, wenn fle bei allen allge: 

meinen Geſetzen den Bereinigten Landtag hören folle, da bergleichen Geſetze 

Häufig nur ganz einfache in ſich abgefchloffene Rechtsfragen betrafen, und durch 

angenbliclicyes Bedurfniß Gervorgerufen würden. 

Auch ift von einer Seite ans Nũtzlichkeitsgründen die Beibehaltung des $.3 
ber Berorbnung vom 9. Bebruar 1847 über die periodifhe Sufammenberufung 
206 ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes wünichenswertb gefunden worden. 

IV, Die beiven Petitions-Anträge der Kurie der drei Stände, weldye ih 
mit den Erundfägen über Aufnahme neuer Schulden befchäftigen, zerfallen im 
zwei Theile: 

(3u IV. «.) 

Der eine Antrag faßt die Wirkſamkeit der ftändifchen Depntation für das 
Seaateſchuldenweſen ins Auge und iſt dahin gerichtet: 

" #) Geine Majekät den König aflernnterthänigft zu bitten, Allergnäs 
digft anerfennen zu wollen, daß nur mit Zuflimmung des Ber 
einigten Landtages Landesſchulden rechtögültig Fontrahirt werben 
koͤnnen. 

Balls jedoch der unbedingten Anwendung dieſes Geſetzes er: 
hebliche Bedenken entgegeuftchen möchten, dern Vereinigten Land: 
tage eine darauf bezügliche Propofition huldreichſt vorlegen zu 
laſſen. 

Die frühere Geſetzgebung ſprach aus, daß die Aufnahme von Staatedarlehen 
anb die Kontrahirung von Schuiden jeder Art nur mit Auziehung und Mitga⸗ 
zantie der Keichsſtaͤnde geſchehen follen, deren Verſammlung jeßt durch den Bers 
einigten Laudtag geſchaffen if. Nach 8.6 der Berorbnung vom 3. Webruar 3847 
über die Bildung des Vereinigten Landtags und ber $$. 1 und 4 der Bererb: 
nung Aber die Bildung der Rändifchen Deputation far das Staateſchuldenwefen 
ſoll bei der Aufnahme von Kriegsdarlehhen die ſtändiſche Mitwidtung durch Zus 
Jiefumg ver aus acht Mitgliebern gebildeten Depntation erſeßt werben. 

Be Beofeitiging der Hierin gefunbenen Zweifel wird ein Aliechödhfiker Une⸗ 

ſpruch gewänfdt. 








Bar von Beitzitt zu dem erſten Satze des Antrages, welcher das als Regel 
geltende Prinzip enthält, bat bie Abtheilung mit einer Majorität von 10 gegen 
I Stimmen fi erklärt. 

Dem zweiten Gate des Antrages: 

„Wald jebody der nndebingten Anwendung dieſes Geſetzes erhebliche 
Bedenken enigegenfiehen möchten, dem Bereinigten Landtage eine bars 
auf bezügliche Propoſition huldreichſt vorlegen zu laffen,” 

bat bie Abtheilung mit 8 gegen 4 Stimmen nicht beitreten zu Tünnen geglaubt. 

Die Abtheilung hat diefen Theil des Antrages fo verflanden, daß die Kurie 
der brei Stände nur ganz unzweifelhaft die Zuziehung der Deputation bei Aufs 
nahme von Kriegefchuiden befeitigt willen wolle, — ihrerſeits fich aber ents 
Halten habe, Sr. Majeſtät ſchon beſtimmte Morfchläge in dieſer Beziehung im 
Bege ver Betition vorzutragen, vielmehr des Königs Majeflät nur bitten 
weile, dem Bereinigten Lardtage eine darauf bezügliche Propofition vorlegen 
zu laffen. 

In foweit es ich nur um den Wegfall ter Buziehung der Deputation bei 
der Koutrahiruug von Kriegoſchulden haudelt, ift auch die nberwiegende Mehr, 
zahl der Abtheilnug mit der Anficht der Kurie der drei Stäube einverſtanden. 

Schon vom rechtlichen Standpunkte aus tritt dad Verhaͤltniß dieſer Depus 
tation zu ber centralſtaͤndiſchen Körperfchaft und das Gebiet ihrer vollgältigen 
Wirlfamteit nicht deutlich hervor. Aber auch, wenn fie nur als enge der That: 
feige, daß nad wie eine Kriegsanleihe aufgenommen worden, anzufehen wäre, 
würbe ihre Nüplicgleit zu bezweifeln fein. Ohne die Kraft ver Megierung wes 
ſentlich zu Härten, könnte dieſe Zuziehung ber Deputation bei ben Anleibesöpes 
entionen ſehr unbequem fein, ſchon wegen der übergroßen und uubefimmten Der: 
antwortlichleit. 

Für den von ber Kurie der drei Stäude erbetenen Weg einer Allerhoöchſten 
Propoſit ion hat fi jedoch in der Adtheilung nur eine Minorität von 4 Stims 
wen erlikrt. 

Gis glaubte, daß hierdurch Sr. Najeſtaͤt weiſerem Ermeflen am beiten übers 
laſſen werde, die geeignetite Maaßregel vorzuzeichnen. 

Die Maforität mit 8 Stimmen bat jedoch diefem Theile der Petition nicht 
beitreten Tiunen. 

Sie giag davon aus, daß die Beratung einer folchen Propofition zu allen 
von Diskuffionen zurucdführen werbe, welche fchon auf diefem Landtage über den 
Gegunfianb fiattgefunden, daß es daher gerathener ſcheine, die Petition ſchon im 
folcher Lage au den Ihrem zu bringen, daß Seine Majeflät in ber Stand ges 
fegt fei, die definitive Enticheibung auszuſprechen. 

In Grwäguug kam bierbei: 

daß vie beſonderen Verhältniſſe des prenßifchen Staats es erforbern, bems 
felben für Kriegszeiten die hoͤchſtmoͤglichſte Spannkraft zu Achern, 
daß 06 nicht für unbedingt gewiß gehalten. wird, wie fich bie Noth⸗ 
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wendigleit ſtreugſter Geheimhaltung bis zum letzten Augenblicke mit 
der Möglichkeit, den Vereinigten Laudtag zu jeber Zeit verfammeln 
zu können, unter allen Umfländen vereinigen lafien werke, — baf, 
wenn «6 ber Krone erfchwert ifl, in Kriegszeiten Schulden zu wmaden, 
dies leicht zu einer übergroßen Steigerung des Kriegeihapes während 
bes Friedens führen kann, welche vie Juduſtrie braden würde, — daß 
die Nothwendigkeit nachträglicher ſtaͤndiſcher Genehmigung ber durch 
bie Krone fontrahirten Kriegsſchulden, wenn auch nit ben Krebit 
des Staates gefährden, doch dahin führen könne, ungünftige Bedin⸗ 
gungen der Kriegsanleihe herbeizuführen. 

Uns allen diefen Gründen wird vie befle Bereinigung ber Kraft und echte 
ber Krane und des Wohles des Landes darin gefunden, 

daß ausdrücklich ansgeſprochen werde, daß Seine Majckät das unbes 
Rreitbare Recht der Krone behalten möge, in allen Bällen, in welchen 
die @inberufung bes Dereinigten Landtags unausführbar iſt, ohme 
Anziehung fländifcher Organe, Anleihen zu Tontrafiren. 

Für die Annahme dieſes Zuſatzes bat ſich die Majorität mit 7 gegen 5 
Stimmen ansgelprochen. . 

Der Vorſchlag der Abtheilung geht alfo dahin: 

dem Autrage der Kurie der drei Stände bei IV. a. in ber Art beigutreten: 

Seine Rajeſtaͤt den König allerunterthaͤnigſt zu bitten, Allergnäbig 
anerfennen zu wollen, daß nur mit Zuſtimmung bed Vereinigten Laubs 
tages Laudeoſchulden rechtskräftig kontrahirt werben können; 

und babei anszuſprechen, daß Ge. Majeflät das unbeftreitbare Medht 
ber Krone behalten möge, im allem Bällen, in welden bie Ginbes 
rufung des Vereinigten Landtages unausführbar iR, ohne Zuge 
bung Ränbifcher Organe Anleihen zu kontrahiren. 

Hierbei wird, als ſich von ſelbſt verfichenn voransgefeht, daß Die im $. 7 
der Verordnung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten Laub» 
tages angeorhnete Rachweiſung bes Sweden und der Berwendung ſolcher Aulei⸗ 
vn unverändert beftehen bleibe. 

(Bu IV. b) 

Der andere Antrag betrifft die Beflimmung bes $. 4 der Bersrbuung yom 
& Februar 1847 über die Bildung des Bereinigten Landtages, welche dahin 
lautet: 
daß nene Darlehne, für welche das geſammte Dermögen ober Cigen⸗ 
thum des Staate® zur Sicherheit beſtellt wird, fortan nicht aubers 
als mit Zuziehung und unter Mitgarantie bes Vereinigten Landtages 
aufgenommen werben follen. 

Rab dem gewöhnlichen Wortfinne würbe ber Ausdruck: 

„für weldye das gefammte Bermögen ze.” 
zu dem Gegenfage führen, daß andere Darlehne, für welche nicht das gefammie 





Staatsvermoͤgen ald Sicherheit beftellt wird, ohne Suziehang und Mitgarantie 
der Heichekände aufgenommen werben können. 

. Der hierauf begügliche Antrag der Kurie ber drei Stände IR dahin ber 

f&loffen: 

b) Seine Majekät den König allerunterthänigſt zu bitten, Allerguävigfl 

auerlenuen zum wollen, daß nach der Verordnung vom 17. Sannar 1820 

( Staatsfchulden betreffend) überhaupt fein Staatsfchulden » Dokument 

irgend einer Art, daß weder verzinsliche noch unverzinsliche nud des⸗ 

halb and; feine Erklärungen von Schuldgaranticen ohne Zuzichung 

und Mitgarantie des Vereinigten Landtages ausgeflellt werden dürfen. 

Im Fall aber die unbebingte Anwendung diefes Geſetzes bedenklich 

erachtet würde, dem Bereinigten Lanbtage dieſerhalb eine Allerhoͤchſte 
Bropofition Allergnaͤdigſt vorlegen zu lafen. 

Zur Befeitigung der offen zu Tage liegenden Zweifel bat die Majvrität ber 

Abtheiluug ſich: 

für den Beitritt zu dem erſten Satze mit 11 Stimmen, 

für die Aunahme des zweiten Sapes mit 9 Stimmen 
erklaͤrt; die Minoritäten von 1 nnd 3 Stimmen haben theilo den ganzen Petis 
tions Antrag, teile die Dorlegung einer weitern Allerhoͤchſten Propofition wes 
gen dieſes Gegenſtandes nicht für möthig gehalten. . 

V. Der fünfte Auteag der Kurie der drei Stände lautet vabin: 

Seine Majeftät den Rönig allerunterthänigft zu bitten, eine Dellaras 
tion tefp. Abänderung des $. 9 des Geſetzes vom 3. Yebruar c, über 
bie Bildung des Vereinigten Landtages Allergnäbigfl zu erlafien, welche 
außer Zweifel febe, daß das Hecht des fländifchen Beiraths über alle 
Stenergeſetze überhaupt dem Bereinigten Landtage zuflche. 
Der erwähnte $. 9 nimmt die Eingangs⸗ Durchgangs⸗ und Ansgangs-Bälle, fo 
wie viejenigen invirefien Steuern, deren Säge auf VMebereinfommen mit andern 
Staaten beruhen, von der flänpifchen Zufimmung aus, ohne ſich darüber auss 
zufprechen, ob ver ganz allgemeine Beirath der Stände ſich auf dieſelben erſtrecke. 

Es liegt nichts vor, was zu der Auficht führen Fönnte, als hätten Seine 
Majeät Hierbei eine Binfchränfung ſtaͤndiſcher Rechte beabfichtigt. 

Der Beiteitt zu dem Antrage auf eine Allerhöchfte Deklaration zur Befeis 
tiguug der Zweifel der Auslegung hat der Majorität von 11 Stimmen unbes 
denklich gefchlenen, zumal auch in ven Brfahrungen anderer Länder und der Ders 
faſſung des Zollverein Bedenken hiergegen nicht aufznfinden find. 

Sine diſſentirende Stimme will deu ſtändiſchen Beirath bei indirekten Steuern 
mit Rüdficdht auf ven Zollverein nicht eingeholt willen. 

VI Der fehsten Bitte der Kurke der drei Stände, daß: 

Seine Majeftät der König eine Deklaration der Derorbnung vom 
3. Vebrnar Allergnädigſt erlaffen möchten, durch welche außer Zwei⸗ 
fel geßellt werde, daß mit üdficht anf die frühere Gefepgebung in 








den rechtlichen MWerhältuiffien der Domainen und Sogelien widhte 

geändert fei, fo daß die Mitwirkung Per Stände, welche ans ber die 

Domainen betreffenden Geſezgebung zu begründen, ungefgmälert fei, 
iM die Abtheilung mit 10 Stimmen gegen 1 beigetreten. 

Es handelt fich Hierbei lediglich um eine Deklaration des Allerhochſten Ge⸗ 
fepgebers zur Beteiligung jedes Zweifels, da eine Aenderung in dem Derhält: 
wife der Domainen und Megalien nicht beabfichtigt Verben. 

VIEL Die Kurie der drei Stände hat ferner ich dahin geeinigt: 

Se. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, au den Berfafs 
fung&s@efehen ohne Zufimmung der Stände Allerguärigft michts 
ändern zu wollen. 

Die Abtbeilung hat diefe Petition dahin verſtanden, hab Se. Majeflät nur 
gebeten werde, an den Berfaffungs:Befegen ohne Bufimmung der Gtänbe nichts 
ändern zu wollen, daß «aber nicht die Bitte auf Allerhoöͤchſten Erlaß eines dies⸗ 
fälligen gefeglichen Ansipruche gerichtet werde. 

Die Majorität von 7 Stimmen bat fiih für den Beltritt zn dieſer Bitte 
ertlärt, zum Theil der Anficht folgend, daß einem Fuudamental⸗Deſetze, welches 
feinem Begriffe und feiner Ratur nach auf eine ſehr lange Dauer hinaus zu 
wirken beflimmt fei, möglichſt bie Ucherzeugung bes Volkes von ver Feſtigkeit 
and Unabänderlichkeit defielben zugeführt werbe. 

Die Minorität von 3 Stimmen bat fi gegen ben Beitritt erflärt, von 
einer Seite deshalb, weil nur der Beirath ber Stände zu den Aenderungen ber 
von Sr. Majeftät Allerhoͤchſt Selbſt für bilpungsfähig erklärten Gefepgebung 
vom 3. Februar 1847 wünfchenewerth erfcheine, bamit bie Krone mehr freie 
Sand für vie Beflimmung der Modalitäten folder Veränderungen behalte. 

Bon anderer Seite if der Beitritt ans dem Grunde abgelehnt worben, 
weil eo nicht allſeitig anerfannt worben fei, daß das Geſetz vom 2. Februar d. 3. 
lediglich aus freier Machtvollkommenheit des Königligen Entſchluſſes hervor 
gegangen fei. | 

VII. Der achte Antrag der Kurie der drei Staͤnde enthält die Bitte: 

daß Se. Majeſtaͤt mit Kückſicht auf die bereits formirten allerumiers 
thänigften Anträge, und namentlich auf die zugeſtcherie Wieder⸗ECin⸗ 
berufung bes Bereinigten Landtages innerhalb vier Jahren, die Wahr 
len zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der ſtändiſchen Deputation 
flr das Stantsfchulpenweien für jegt ausſegen zu leſen, Alerga⸗ 
digſt gernhen mögen. 

Die Maforität mit 9 Stimmen Hat ſich für ben Beitritt zu dieſer Witte 
erflärt, die fie al& eine nothwendige Konfequenz der fohhern Befchküffe betrach⸗ 
tet, für welche fie ſich ausſprechen zu mirffen geglaubt Hat. 

Segen den Beitritt Hat ſich die Minorität mit 3 Gtimmen ansgefprodgen, 
gleichfalls in Konſequenz der früheren Abſſtimmungen. 

Die Abtheilnug Tann dieſes Gutachten nicht fchließen, ohne durch ihre Me: 
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joritäten auszuſprechen, daß fle weit davon entfernt ſei, durch den Beitritt zu 
denjenigen Bitten, für welche fie ſich erklärt bat, Seine Majeſtät irgendwie zu 
einer baldigen Entſchließnug darüber drängen zu wollen, vielmehr ganz und gar 
es ber Weisheit Sr. Majeftät zu ermeflen anheimgebe, wann und wie Allerhöchſt 
Diefelben den Bereinigten Landtag zu beſcheiden geruhen wollen. 

Mit Benupung der reichen Srfahrungen, welche fi in der Zeit des jetzigen 
Berelnigten Landtages zufammengedrängt haben, und da ihr bis zu dem De 
fammentritt ber verheißenen nächften Derfammlung feine Gelegenheit geboten 
wird, dieſe Srfahrung zu ergänzen, betrachtet fie Diefe Bitten aus dem Gtands 
punkte eines ehrfurchtsvollen Rathes, welchen Sr. Königlihen Majeftät nad 
beſter Ueberzengung anf das Gewiſſenhafteſte auszufprechen fie ſich durch das les 
bendige Bewußtſein heiligſter Verpflichtung gedrungen gefühlt Bat. 

Berlin, ven 17. Juni 1847. 

Die vierte Abtheilung der Herren: Kurie. 


Adolph Prinz gu Hohenlohe. von Keltſch. (eferent,) 
Graf Arnim. Graf zu Dohna⸗Lauck. C. Graf zu 
Stolberg. Graf Itzenplitz. v. Quaſt. Fürf B. Rad⸗ 
ziwill. E. Graf Schaffgotſch-Maywaldan. Fürſt 
Lichnowsky. Graf Keyſerling. von Kroſigk. 
von Sierſtorpff. 


Nachdem das Gutachten bis zu den Worten vorgeleſen war: 
„Demgemaͤß wurde zuvoͤrderſt der Vorſchlag zur Berathung geſtellt: 
Ob der Bitte nur dahin beizutreten ſei: 
Se. Majeſtaͤt allerunterthänigft zu bitten, bie periodiſche Cinberufung 
des Vereinigten Landtages Allergnädigſt ausſprechen zu wollen.” 
(&. oben ©. 580) 

Ich halte Dafür, daß die Disfuffion über den erflen Punkt, we 
es ſich nur darum handelt, ob überhaupt eine Bitte wegen regel 
mäßiger Wiederkehr des Bereinigten Landtags an Se. Majeflät den 
König zu dringen fei, file fich erfolgen möge. 

Zürft Pogaslaw Nadziwill: Ich würde mir die Bitte erlauben, 
daß vor der Berathung der einzelnen Punkte das ganze Gutachten 
In feinem Zuſammenhange durchgeleſen werde, damit die Berfamm: 
Iung ein Bild des Ganzen bat, und daß erft nachher auf vie Be- 
rathung der einzelnen Punkte eingegangen werbe. 
| Meferent son Keltſch: Als Referent würde ich mich Dagegen 
erflären. Ih glaube, daß eine Borlefung bed Ganzen, abgeichen 
Daven, daß fie eiwas ermüdend iſt, nicht gerade bie Marheit ver 


Ueberſicht befördert, und glaube, es if viel richtiger, jeben Bunft 
für ſich abgefonvert zu beiprechen und zu behandeln. 
andtags-Marſchall: Das halte ich auch für das Zweckmäßigſte. 

Fürſt Poguslaw Radziwil; Ich erlaube mir den Antrag blos 
aus der Erfahrung, die ich gemacht habe, daß mehreren Der Herren 
das Gutachten fo fpät zugefommen ift, daß fle es nicht haben voll 
ffändig durchlefen Fünnen. 

Sandtags- Marfhall: Da es aber doch jet gedrudt vorliegt, 
fo fann man durch eigenes Lefen antizipiren, und es wird doch das 
Befte fein, daß man die Verlefung des Berichte über bie einzelnen 
Bunfte bis dahin hinausfchiebt, bis wir zu ihrer Berathung kommen. 

Graf von Sandsberg-Gehmen: Wenn zuerft ein Antrag auf Abän- 
derung der Geſetze vom 3. Februar in der HerrensKurie zur Bera⸗ 
hung gefommen wäre, fo würde ich mir erlaubt haben, den Bor: 
flag zu machen, diefen Antrag auf fi) beruhen zu laflen, weil vie 
Harften, mit innigftem Danfe anzuerfennenden Beweife vorliegen, daß 
des Könige Majeftät Allerhöchſtihre Aufmerkfamfeit dahin gerichtet 
haben, daß die Verfaffung möglichft vervollftändigt werde. Es ift 
jedoch von feinem Mitgliede der Herren: Kurie ein folder Antrag 
geftellt worden, vielmehr Tiegen der Herren: Kurie Befchlüffe vor, 
welche die Kurie der drei Stände auf desfalfige Anträge, welche 
ihr eingereicht wurben, gefaßt hat. 

Unter dieſen obwaltenden Berhäftniffen fcheint ed mir Pflicht 
der HerrensKurie zu fein, dieſe Beichlüfle näher zu berathen, frei 
muͤthig und geziemend fich darüber zu Außern und Weiteres zu bes 
Schließen. Dieſes vorausgeſchickt erlaube ich mir meine Anficht dahin 
auszufprechen, daß es, nachdem des Königs Majeftät bereits in ber 
hödken Verordnung vom 3. Februar c. eine periopifche Wiederkehr 
ber Bereinigten Ausſchüſſe auszufprechen gerubt haben, viel ent 
fpeechenter fein: daͤrfte, ſtatt deſſen die Wiederkehr eines Bereinigten 
Landtages zu wunſchen. Es find dafür fo viele und verfchlenenar: 
tige Gründe fowohl in dem früheren Gutachten der Drei⸗Staͤnde⸗Kurie 
als in dem Gutachten der Herren-Kurie vorgetragen worben, daß 
ich mich füglich enthalten kann, hierauf zurückzugehen ober weitere 
Gründe zu entwideln. Ich Halte nicht Dafür, daß es eniſprechend 








MR, Se. Mafeflät den König mit näheren Bitten zu behelligen. Es 
wird genügen, wenn die Herrens Kurie ihre Anficht ausſpricht. 
Bon diefer Anficht ausgehend, erlaube ich mir für den Fall, daß 
der Borfchlag des Ausfchulles, welcher dahin lantet: 

„Die Abtheilung fhlägt hiernach ber Herren-Rurie vor: Dem Beſchluſſe 

der Kurie der drei Stände mit der Mobififation beizutreten: 
Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, die periodiſche Einberufung 
des DBerrinigten Landtages in einer von Allerhöchftvemfelben zu bes 
flimmenden Friſt Allergnädigſt ausfprechen zu wollen. . 
Ah nicht follte der nöthigen Majorität zu erfreuen haben, folgendes 
Amendement vorzufchlagen: 

„Die Herren⸗Kurie it der Anſicht, daß es zur Erreichung ber weiſen und 
weälthätigen Abfichten, weldde Se. Majchät den König bei Eriaflung der Ber: 
grdnung vom 3. Februar c. geleitet haben, entfprechend fein dürfte, wenn Reit 
der periodifchen Wiederkehr der Dereinigten Ausſchüſſe vielmehr die periodiſche 
. &inberufung eines Bereinigten Landtages in einer von des Könige Majekät zu 
Veftimmenden Fri angeorbnet werben möchte. Sie glaubt, vie Erledigung bies 
fer widgtigen Angelegenheit mit Bertranen Sr. Majeflät dem König anheimſtek— 
len zu durfen.“ 

Aaudtags -Marſchall: Es iſt vorerſt zu ermitteln, ob dieſer 
Antrag die erforderliche Unterſtützung findet. 

(Mehr als die nöthige Anzahl von Mitgliedern erheben ſich.) 

Graf son Siethen: Darf ich mir erlauben, zu bitten, daß ber 
Herr Antragfteller das fo eben gefprochene Amendement noch einmal 
verlefen möge, damit man fieht, ob es richtig zu Papier gebracht 
worden ft? 

Sanbtags- Marihall: Es wird gebeten, daß der Antrag noch- 
mals vorgelefen werde. Ich erſuche den Herrn Antragfteller, dieſes 
zu thun. 

Graf von Sandsberg-Gchmen verlieft hierauf fein obiges Amen⸗ 
dement nochmals. 

Graf von Bieten: Seit den 10 Wochen unferes Beifanımen- 
feins iſt die fogenannte Periodizitäts⸗Frage fo erfchöpfend, fo gründ- 
Wh, ich möchte beinahe jagen, ermüdend beleuchtet worden, daß ich 
glaube, daß Jedermann bis jebt darüber diejenige Anſicht ſich for: 
wirt hat, die er ſich zu formiren gehabt hat. Die Periodiziidts⸗ 
Trage iR nicht nur ein Eigenthum des preußiſchen Vaterlandes, 








Deutiehlands, fie iR Cigenthum von Europe, ia, ich fage der gan⸗ 
sen Welt geworben. Sie it eined der wichtigſten Momente, die 
vorgefommen find. Sie iR, fo zu fagen, der Uebergang von ber 
alten zur neuen preußifchen Geſchichte. Ich geftehe frei, daß ich 
von meinem Standpunkte aus auch für bie Periopizität ſtimme. Sch 
vergleiche das hochſte Patent vom 3. Februar d. I. mit einem Ge⸗ 
bäude, in weldhem Se. Majeftät der König mit Hülfe Seiner ge 
treuen von Ihm geliebten Stände das Wohl, nidyt nur der Krone, 
fondern ded ganzen Bolfed vor Augen hat. Ich vergleiche ferner 
das Allerhöchfte Patent vom 3. Februar d. I. mit dem Grundſtein 
dieſes Gebäudes. Es fehlt ihm aber der Weiterbau und das Dach. 
Ich flelle mir einfach vie Frage fo vor: was ein Gebäude nüpen 
foll, welches wohl einen feſten Grundſtein bat, dem aber der Weis 
terbau und das Dach fehlen? Dies if das Gleichniß, das ich mir 
zur Beantwortung diefer Frage vorgelegt habe. Ich beantworte fie 
kurz. Ein Gebäude, dem der Weiterbau und das Dach fehlen, ſtürzt 
mit der Zeit gufammen. Sch glaube, der hochherzige Wille Sr. Ma 
jeät des Könige if der edelſte Wille, der je in Europa, ja, ber 
je über dem Weltall gewaltet bat. Ich glaube aber, bemerfen zu 
müflen, daß dieſer bochherzige Wille des Königs allein nicht das 
Wohl ded Baterlandes bezweden faun, fondern daß das Zuthun 
feiner getreuen Stände, feiner Bafallen dazu gehört. Ich glaube 
darum nicht, daß Se. Majeftät der König irgendwie glauben fünute, 
daß wir Die ihm fchuldige Treue und Gehorfam verlegen, wenn wir 
mit geziemender Bitte: die ‘Periodizitäts - Trage in gnädigſte Erwä⸗ 
gung ziehen zu wollen, und an Ihn werten. Vom Rechtsſtand⸗ 
punfte aus dürfen wir die Sache nicht berathen. Nicht Juriſten 
bat Se. Majeftät der König um ſich gefihaart, die mit äͤngſtlicher 
Gewiſſenhaftigkeit jedes Work erwägen und pro et contra bie und 
ber debuzixen, fondern Seine geireuen Stände, die nach ihrem beften 
Willen und Gewilfen Ihm rathen follen. Ich verlafie daher Dex 
Rechtsboden und bewege mi auf dem der Bitte, und hiernach kaun 
ih mir unmöglich die Bitte verfagen: die hohe Kurie wolle Dem 
Antrage der Aten Abtheilung unferer Kurie und deren Schlußfaflung 
beitreten, welche heißt: 
( Berlieft diefelbe S. oben S. 580.) 
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Graf son ierſterytt: Ich Halte Das Gefeh von 1830 für 
einen Gnaden⸗Aklt Sr. Majeftät des verfiorbenen Könige, weil der⸗ 
felbe anerfannt hat, daß Ströme von Blut um feinen Thron ger 
flofien find; ich halte das Geſetz vom 3. Februar c. für einen Gna⸗ 
den-Aft Sr. Majeftät des jept lebenden Könige, weil Selbe erkannt 
haben, Daß eine gewiſſe Selbftftändigfeit in einem tapferen und ehren: 
haften Bolfe wohnen müfle und Se. Majeftät ver König nur über 
ein ſolches regieren wolle. Es flieht mir demnach nicht zu, mit einem 
Königlichen Gnadenſpender zu rechten. Wenn ich aber gefragt werde, 
was ich für recht halte, fo ift es unfere Pflicht, offen zu reden. Wenn 
das Prinzip bei Zufammenfegung diefer Kurie im Publikum oft 
angegriffen worden ift, fo frage ich, warum iſt ber Grund 
und Boden gewählt worden, der nicht ſchwankt? — damit die Rechte 
der Krone eben jo wenig fchwanfen, ald die Rechte des Bolfes, 
welches ſich daran ketiet. Diefe Rechte ſtehen nur da feft, wo fein 
Zweifel in der Auslegung der wichtigften fländifchen Geſetze waliet. 
Der Zweifel liegt vor. Glauben wir nun, denfelben zu löfen, wenn 
wir mit möglichfter Zurädhaltung diefe Petition abweifen? Ich 
glaube wein. Dur die Zurüdweilung wird nicht die Partei ges 
ſtaͤrkt, welche voll Vertrauen ihre Zukunft in die Hände Sr. Ma⸗ 
jeſtaͤt legt, ſondern vielmehr die Partei, welche aus einmal emanir- 
ten Geſetzen ein feſtes Recht berleitet. So lange verichiedene In⸗ 
tereflen in einem Staate vertreten werben, wird ed Parteien ge 
deu, und es muß der Krone ganz gleichgültig fein, welche ‘Partei 
fiegt, ob die liberale oder die fonfervative. Die Krone ift mächtig 
genug, jede von beiden in ihr Gleis zurüdzumeifen, wenn eine 
daſſelbe überfchreiten follte. Um aber fo mädhtig zu bleiben, muß 
jeve dieſer Parteien ihren gefonderten Boden behalten. Hier tritt 
aber Die liberale auf den Boden der Fonfervativen, auf den hifori- 
schen Beben von 1820, und das ift die Gefahr. 

Was um die Periodizität betrifft, jo behalte ich mir fernere 
Gründe für die fpätere Debatte üser diefelben vor und hebe nur 
einen heraus: Werden, wenn die Krone willfürlid) die Stände ein⸗ 
beruft, nicht jederzeit Gerüchte wienerfehren, wie fie diesmal ſchon 
ſchwer zu berichtigen waren, als: bie Krone will ein Darlehn aufs 
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nehmen, fie braucht Geld, die Krone will eine Eiſenbahn bauen zu 
bloßen Gouvernementözweden u. dgl. m. Wahrlich, dieſe Gerüchte 
werden leicht zu einem Apfel des Zwielpaltes, der raſch audgewor- 
fen, aber nicht fo fehnell wieder aufgehoben wird. Die Krone wird 
alfe durch die Periodizitaͤt, nach meiner Anſicht, geftärkt. Und 
am Ende, was fol fie beforgen? Ein Eingriff in den Königlichen 
Willen it unmöglih. Durch die Beriobizität werden die Rechte des 
Landes gelichert. Wo dieſe gefichert find, da fliehen auch die Rechte 
der Krone feit, und dafür haftet dann, wie ich hoffe, das Blut von 
uns Allen. 

Fürft zu Wied: ch nehme ein ſchönes Gleichniß auf, was 
der zweite geehrte Redner vor mir gebraucht hat. Ge. Majefalt der 
König habe einen fchönen, prachtvollen Königlichen Bau in der Ber- 
faffung vom 3. Februar aufführen laſſen. Ich ſtimme aber darin nicht 
ganz mit ihm überein, daß er fagt, die Bedachung fehle. Ich fage: 
Der Grundftein fehlt. Der Grundſtein, der dem Verfaffungswerke ge- 
geben werden muß, ift eben die Periodizitaͤt. Darauf werben alle ande⸗ 
. ren Rechte gebaut werden. Ich habe mich fchon bei Gelegenheit ber 
Adreßberathung über ven Gegenftand kurz ausgefprochen, und ich fehe 
e8 daher für nöthig an, dieſes Votum näher zu erläutern. Es liegt 
uns ein Beſchluß der Kurie der drei Stände vor, welcher ſich theils 
auf Rechtsgründe, theild auf Gründe der Nüslichfeit und inneren 
Nothwendigkeit frügt, wie oft ſchon erwähnt worden ik. ch mödhte 
nicht weiter darauf eingehen, dieſe Frage näher zu entwideln, ſondern 
mir nur eine Zufammenftellung mit bem Inhalte der Adreſſe erlauben. 
Die Rechtögründe kann ich nicht in dem vollen Maße anerfennen, 
wie dies eine Fraktion der anderen Kurie gethan hat. Ich wage 
auch nicht, darüber zu urtheilen, nachdem die Rechtsgelehrten unferer 
Berfammlung in einen ungelöften Kampf darüber verwickelt find, und 
bis jept fich noch eine klare Meinung darüber gebildet Hat. Allein 
diejenigen, die aus dem Gefege vom 17. Januar 1820 einen Rechts⸗ 
Anfpruch auf die alljährliche Einberufung des Vereinigten Landtages 
zu begründen glauben, hätten der Aorefie, wie fie gefaßt iR, nicht 
beiftiinmen können, fondern Se. Majefät bitten müffen, das Geſeh 
vom 3. Februar zurückzunehmen. Das hat Niemand gethan, das 
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fonnte auch Riemand thun; im Gegentheil, es iſt eine Adreſſe von der 
großen überwiegenden Mehrheit berathen worden, worin zu allererſt 
Sr. Majeſtät dem Könige der allerunterthänigſte Dank von Seiten des 
ganzen Landes für die verlichenen fländifchen Inſtitutionen dargebradjt 
wird. Man ift daranf weiter gegangen, und es heißt: „Nachdem 
Ew. Königliche Majeflät den in dem Gefege vom 5. Juni 1823 
ansgedrüdten Vorbehalt verwirflicht und der VBerfammlung, welche in 
jenem Geſetze eine allgemeine ftändifche, in demjenigen vom 17. Ja⸗ 
nuar eine reichöftänpifhe Verfammlung genannt wird, den Namen 
des Vereinigten Landtages beigelegt haben, find dadurch dem letzteren 
vie in den angeführten und in früheren Gefeben begründeten Rechte 
erworben.” Weiter unten heißt ed: „Gehorſam dem Rufe Ew. 
Majeftät und im Begriff, unfere Wirkſamkeit zu beginnen, fühlen wir 
und in unferem Gewiſſen gebrungen, zur Wahrung der ftändifchen 
Mechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Grflärung am Throne nies 
detzulegen.“ Diefer Adreſſe hat eine große Majorität beigeſtimmt, 
und ich glaube, es iſt auch die Majorität dieſer Berfammlung, die 
derfelben beigefiimmt hat. Diejenigen nun, welche dieſe Adreſſe vo- 
tirt haben, haben zugleid mit dem allerunterthänigften Danfe bie 
Rützlichkeit derjenigen Rechte anerkannt, die dem Vereinigten Landtage 
durdy die Gnade Sr. Majehät des Königs beigelegt find. Die Aus⸗ 
übung diefer Rechte iſt indeſſen an die Zufälligkeit der Einberufung 
gebunden, und es fönnte der denkbare Fall eintreten, daß der Ver⸗ 
einigte Landtag nicht wieder einberufen würde. Deshalb haben die, 
die für die Nüplichfeit der Rechte ſich ausgeiprochen haben, noth⸗ 
wenbigerweife auch die Periodizität als unumgänglices Bedürfniß 
-anerfannt. Sie würden Iudireft im Widerſpruch mit ihrer früheren 
Abftimmung ftehen, wenn fie died Teugnen wollten. Es liegt uns 
nım der Beichluß der Kurie der drei Stände vor; ed haben 500 
Männer, die von allen Theifen des ganzen Landes zufammenbernfen 
find, um das Intereſſe des Vaterlandes zu vertreten, mit umgeheurer 
Majorität den Beſchluß gefaßt; und ich frage, meine Herren, mit 
welchem Rechte wollen wir diefer impofanten Majorität entgegen- 
testen und fagen:- She habt Unrecht? — Ich glaube, man würde ein 
trauriges Beifpiel einer Ariſtokratie in uns erbliden, welche bie ger 
IX. 38 
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heiligien Intereſſen des Vaterlandes nicht kennt und wicht achtet, die 
den Thron nicht ſtützt, ſondern untergräbt, weil ſie nicht in dem Volle 
wurzelt. Was die Schichſale einer ſolchen Ariſtokratie fein würden, 
das ift in der neueften franzöfifchen Gefchichte zu Lefen. Ic könnte 
wiele Gründe zur Unterſtützung des Antrages anführen, doch ich be: 
fränfe mich darauf, nur noch einen hervorzuheben, der nad; meiner 
Meinung durchaus nicht überfehen werben darf. Es ift der Hinblid 
anf die deutſchen Bundesſtaaten. Diefe eng verbrüberien deutſchen 
Stämme haben mit Äängftlidyer Spannung auf die Entwidelung un: 
ſerer Verfaſſungsfrage hingeblidt, fie haben darin ihr eigenes Schic⸗ 
ſal vor Augen gefehen. Ich glaube nun nicht, daß diefe deutſchen 
Bolker irgend ein Vertrauen auf die Solidität unferer ſtaatsrechtli⸗ 
chen Zukände haben würden, wenn fie fähen, baß die Haupt⸗Ele⸗ 
mente der fändifchen Gewalt unter fid+ über die Grunb-Prinzipien 
ihred Beſtehens uneinig wären. Ich glaube, fie würden dieſes Ber: 
feauen nicht haben, fie würden fich trennen von Preußen und feinem 
Wege und allein gehen, und es ift Riemand in der Verſammlung, 
der 28 nicht für ein großes Unglüd halten würde, wenn Preußen 
ohne Deutſchland und Deutſchland ohne Preußen ginge. Endlich 
liegt mir der Gedanke fern, dag Se, Majeſtät durch einen ſolchen 
Antrag Sic irgendwie verlegt fühlen fönnten. Se. Majeftät ber 
König hat durch Erlaß vom 22. April uns jebt aufgefordert, die⸗ 
jenigen Bunfte hevorzuheben, die wir nicht im Ginklange mit ver 
früheren fiändifchen Geſetzgebung finden würden. Diefe Aufgabe find 
wir zu erfüllen im Begriffe, und wenn wie nicht darüber ſchweigen 
köanen, wenn wir fprechen müſſen, fo können wir nur unfere pflicht- 
mäßige Ueberzeugung vor ven Stufen des Thrones niederlegen. 
Darum fordere ich Sie auf, ein deutſches Wort an einen deutſchen 
König zu richten und mit vollem Bertrauen ihm die Wahrheit zu 
fügen; Er mag enticheiden, was demnächſt unfer Schidfal fein wird. 
Ich trete dem Antrage der Abtheilung mit vollem Herzen bei. 
Referent von Keltſch: Yc glaube, daß es jetzt an der Zeit 
if, die Hohe Verfammlung darauf aufmerffam zu marken, baf ber 
von dem durchlauchtigen Rebner zulegt berührte Gegenſtand auch 
bei der Berathung bee Ahiheilung zur Sprache gelommen if. Es 
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iR. namenilich der Majorität mehrehacd) eingewendet worden, man Enge 
ſich feiner Betition der Art anfchliegen, weil darin ein Drängen läge. 
Die Majorität. der Abtheilimg bat daher geglaubt, ſich über diefen 
Gegenſtand bereitö in dem Gutachten ausfpredgen zu müflen, und 
hat ed durch den Schluß des Gutachtens gethan, ven ich in biefem 
Augenblicde verliefen werbe: 

„Die Abtheilung faun dieſes Gutachten nicht fchließen, ohne burch ihre Mas 
jorität anszuſprechen, daß fie weit davon entfernt ſei, durch den Beitritt zu 
denjenigen Bitten, für welche fie fich erflärt hat, Se. Majeftät irgendwie zu 
einer &aldigen Ertſchließung darüber drängen zu wollen, vielmehr ganz und 
gar es der Weisheit Er. Majeſtät zu ermeflen anbeimgebe, wann und wie 
Allerhẽchſtdieſelben den Vereinigten Landteg zu beſcheiden geruhen wollen, 

Mit Benupung der reichen Crfahrnngen, welche ſich in die Zeit des jetzi⸗ 
gen Bereinigten Landtages zufammengebrängt haben, und da ihr bie zu dem 
Zufammentritt der verheißenen naͤchſten Verſammlung feine Gelegenheit gebos 
ten wird, dieſe Erfahrungen zu ergänzen, betrachtet fie diefe Bitten aus bem 
Standpunkte eines ehrfurchtsvollen Rathes, welchen Sr. Königlichen Majeſtät 
nach beſter Ueberzeugnng auf das Gewiſſenhafteſte auszufpreigen ſie ſich durch 
das lebendige Bewußtſein Heiligher Verpflichtung gedrungen gefühlt bat.‘ 

Graf Poths zu Stolberg: Ich muß ſagen, Daß ich mich gerade 
durch dieſen Umſtand, Daß das Anfchließen an den Antrag der ans 
deren Kurie als ein Drängen gedeutet werben könne, hauptſaͤchlich 
bewogen finde, gegen den Antrag der anderen Kurie zu ſtimmen. 
Denn wenn wir uns in die Berhandlungen der Bereinigten Kurien, 
die wir erlebt haben, zurückverſezen, fo ſehen wir, welche Koſequen⸗ 
sen ian die Erfüllung dieſer eben vorgetragenen Bitte gehängt wor⸗ 
den find. Nach meiner Ueberzeugung Tann das nicht in anberer 
Weiſe gedeutet werben, ale ein Drängen, ein Kompelle, was dadurch 
bewirtt werben ſollte. Es kann mich dabei nicht leiten, daß ver an⸗ 
deren Kurrie ſich nicht anzuſchließen eine Unmoͤglichkeit fei. Ich gebe 
m, daß man es nur mit Widerfireben thun kann. Das thue ich 
and; denn ich wänfche unter allen Umftänben die Einigkeit unter 
den beiden Kurien; aber es giebt Momente, Momente, die für und 
alte hoͤchſt wichtig find. Gerade für einen felchen Moment halte ich 
diefen Augenblick, wo ich mich verpflichtet halte, Sr. Majefät nicht 
gegenhberzutveten. Ich kann daher nur wünfcen, daß wir uns in 
einer Urt mit Wünfdien Se. Maieflät nahen, wie hier in dem ent- 
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wickelten Amendement dargeftellt worden, aber nid in unbepingtem 
Beitritt zu der Erflärung der anderen Kurie. Ich thne bied um fo 
mehr, als ich auch nicht dem Antrage der Abtheilung beitreten fann, 
weil daraus die Anficht hervorgehen könnte, als wenn wir baupt- 
ſachlich durch den Rechtspunkt zu viefem Antrage fämen; benn es 
heißt, daß wir dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände beitreten 
follen, welche bei ihrer Bitte die Beziehung anf die frühere Geſetz⸗ 
gebung in den Vordergrund geftellt hat, und dieſen Grund in Bezug 
auf die frühere Gefebgebung finde ich aud in dem Gutachten ver 
Abteilung wieder in den Vordergrund gefegt, und Dies iſt ewas 
was meinen Gefühlen widerſpricht. . 

Fürſt Aynar: Ich verzichte für den Augenblick noch auf das 
Wort. 

Sandtegs-Marfhall: Ich werde Eie fpäter notiren, fobald Eie 
fih von .neuem melden. 

Graf York: Diejenigen Gegenſtände, welche der Kurie zur 
Berathung vorliegen, müffen entweder Königliche Bropofttionen, oder 
Metitionen, oder Befchwerden fein; wir können alſo in dem vorlie⸗ 
genden Kalle über den Gegenſtand nur beratiien, weil er eine Peti⸗ 
‘tion If, umd von dieſem Standpunkte ans muß ich in bie weitere 
Berathung eingehen. Diefe Betition, die an Se. Mafeftät den Kö⸗ 
nig gerichtet werden fol, ift eine alferunterthänigfte Bitte. Allein ich 
vermöchte nicht, eine Bitte im Allgemeinen auszufprechen, wenn ich 
fe nicht feſt zu motiviren wüßte, and dabei glaubt vie Minorität der 
Abtheilung berechtigt zu fein, da Se. Majeitdt der König Selb in 
der Thronrede auszuſprechen gerubt haben, daß es in dem Geſetze vom 
17. Januar 1820 in dem noch wnausgeführten Theile dieſes Geſetzes 
Rechte und Pflichten für die Stände giebt; da Se. Majeftat der König 
Selbſt ansgefprochen haben, daß es die edle Verpflichtung der Stände fei, 
ſtaͤndiſche Rechte zu wahren, fo glaube ich in der Bittean Se. Ma: 
jeftät den König um Verleihung der Periodizität, der ich mich ans 
vollem Herzen anfchHeße, die Bezugnahme auf die früßere Geſetzge⸗ 
bung nicht unbeachtet laflen zu dürfen. Ich würde dem VBertramen 
Str. Mafeftät nicht zu entfprechen glauben, ich würde nicht im vollen 
Umfange die ſchuldige Treue und Ehrfurcht Sr. Majeſtüt zu bewei⸗ 
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fen. glauben, wenn ich von meinem Standpunkte aus nicht ausſpraͤche, 
daß mich auch Rechtsgründe zu biefer Bitte. beivegen. Ich muß da⸗ 
bingeftellt fein Iafien, wie weit ein Jever glaubt, diefe Rechte, weldye 
Se. Majeftät der König Selbft für noch beftehend erflärt haben, ver: 
fteben zu müſſen, allein daß fie ganz und gar nicht in Betracht ges 
zogen werben, bem muß ich mich auf das Entſchiedenſte widerſetzen. 

Graf Eberhard Stelberg: Ich habe mich in der Minorität 
der Abtheilung befunden; es ift vorher davon Die Rebe geweſen, und 
zwar von unferem ‚Herrn Referenten, daß die Minorität hervorgeho- 
ben habe, fie glaube eine Art von Drängen in diefer Bitte zu fehen 
und habe ſich auch deswegen dem Ausſprechen verfelben widerfeßt. 
Hierüber ift von dem geehrien Mitglieve aus Sachſen das Nähere 
ſchon gefagt worben, wie das Drängen von Seiten der Minorität 
verflanden wurde, und ich glanbe, ihm in dem Meiften beipflichten 
zu müflen. Es if aber hier noch defien zu erwähnen, was die Mi⸗ 
norität zu ihrem Beſchluſſe beftimmt hat, und es ift dies in bie Faſ⸗ 
fung ded Gutachtens aufgenommen worden, wo es heißt: 

„Die Minorität mit drei Stimmen hat biefelbe verneint, weil fle nicht nur 
feinen Rechtsgrund hierfür erfennt, ſoudern auch diefe Petition nicht für zeits 
gemäß hält, obfchon auch fie es als wünſchenswerth betrachtet, daß dem von 
Sr. Majeſtaͤt eingefehten Bereinigten Landkage regelmäßige Wieberkehr bewil⸗ 
ligt werde.“ 

Das verehrte Mitglied vom Rhein hat vorhin davon geredet, 
wie die Rechtsgründe und der Rechtspunkt zwar erörtert worden, 
wie fle ihm aber nicht gelöſt ſchienen. Ich kann ihm nar erwiedern, 
daß mir der Rechtspunkt vollkommen getöft und erledigt erfcheint. 
Der zweite Punkt ift der, daß die Minorität der Abtheilung diefe 
Betition auch wicht für zeitgemäß hält. Sch will nur einen’ ganz 
kurzen Beweis baräber geben, weshalb die Minorität nicht glaubt, 
daß der jehige Zeitpunft zu der vorliegenden Petition geeignet fei. 
Se. Mojeftät der König hat uns unter dem 22. April d. J. eine 
Zufigrift überfchlets darin leſe ich, ich kann wenigftens nichts An⸗ 
deres herausleſen, und zwar im letzten Paragraphen: 

„Auch wollen Wie, da den von dem erſten Vereinigten Landtage ausgehenden 
Antraͤgen uud Wünfchen ver vorgedachten Art die Gruudlage teiflicher Erfah⸗ 
sung fehlen würbe, für dieſen Zweck aber, nach Vorſchrift des $. 12 ber pus 
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fien Berordnung vom 3. Jebruar d. J., die Tätigkeit des Bereinigten Laub⸗ 
tages erforderlich iſt, Unſeren getrenen Ständen Giermit geru bie Zufldjerung 
erteilen, daß Wir dieſelben das nächftemal innerhalb der Durch $. 2 ber weis 
ten Derorpnung vom 3. Februar d. J. für die periodifche Zufanmenberufung 
eentralftänbifcher VBerfammlungen vorgefehenen Frift von vier Jahren, auch 
wenn feine durch das Geſetz ſelbſt gebotene Beranlafluug dazu vorliegen follte, 
vollzäßlig um Uns verfammeln werben, damit bie Brüche befferer Erfahrung 
nicht unbenupt bleiben. ‘' 

Ich leſe und fehe hieraus ganz deutlich, dag Ge. Majeftät ums 
gefagt hat, daß er diefe Wünfche und Anträge annehmen wolle, daß 
wir dieſe Wünſche aber erft bei dem durch die eben verlefene An⸗ 
ordnung befohlenen innerhalb 4 Jahren zu berufenden Landtag aus⸗ 
fprechen foBlen, da er erwarte, daß wir fie reiflich überlegen würben. 
Se. Majeftät hält alfo dafür, daß wir fie in 10 Wochen noch nicht 
fo reiflih überlegt haben können. Wenn ich auch zugeben will, daß 
wir Erfahrungen gemacht haben, reiche, vieleicht reichere ale man 
geglaubt und Mancher gehofft hat, fo kann ich doch nicht zugeben, 
daß wir in allen denfenigen Fällen, welche in dem Geſetze voraus⸗ 
gefehen find, reifliche Erfahrungen gemacht hätten. Ich felbft kann 
nicht wünſchen, daß die von Sr. Majeflät angeoroneten Ausfchüfie 
fo zuſammentreten und fo organifirt werden, wie es im Geſetze fteht; 
fie find aber bisher noch nicht zufammengetreten, ich fann daher jeßt 
über die Nothwendigkeit oder über das Nichtwanſchenswerthe derfel- 
hen noch fein fo gegründetes Urtheil baben, um hieramf gegründete 
Bitten bauen zu Tönnen. 

Mir ſcheint alfo, um nochmals daranf zurädjufommen, doch 
durch Se. Majeſtäͤt gefagt zu werben: 

‚ „Exfüllt die Gefege, wie Ich fle gegeben babe, und hernach fagt 
Mir, wo Ir glaubt, daß Mbänderuugen zu treffen wänfchend» 
werth iſt.“ 

Ih glaube, das iſt der hauptſaͤchlichſte Grund geweſen, wes⸗ 
halb die Minoritaͤt dem Wunſche nicht beigetreten if; ich wenigſtens 
muß erklaͤren, daß dasjenige, was ich eben verleſen babe, dieſen 
Wunſche zum Grunde gelegen hat und ich dabei auch heute bleibe. 

Graf Purchaus: Ich wollte mir zuvorderſt bie Frage an den 
Heren Referenten erlauben, ob die hohe Abtheitung gemeint iR, daß 





die bier auogeſprochene Bitte, wie fie im Meftsate enthalten if; ohme 
Anführung von Gründen Sr. Majeſtät vorgetragen werden fol? 
& if mir and dem Referate nicht Har geworben, ob eine ſolche 
Bitte ohne Anfüßeung von Gründen vorgetragen werben foll; ſollte 
dies der Fall fein, dann fihließe ich mich dem Vortrage unberingt am. 

Referent. von Keltſch: Die Abtheilung bat fpeziell ſich dieſe 
Frage nicht vorgelegt. Ihrer Anſicht nach, wie ſich dieſe in der 
Vorberathung gezeigt hat, iſt Died erft von dem Beichiuffe der Kurie 
abhängig; ob Grüne gegen Se. Majekät ven König auszuſprechen 
fi; ich halte aber dafür, daß das Meglement bereits. ausſpricht, 
vaß Grände auszuſprechen find. Wenn aber bie an mich geflelite 
Frage vielleicht dahin zweckt, zu erklaͤren, wie die Abtheilung fich ges 
dacht hat, in weicher Weile der Beichluß bes Beitritie® zu forums 
liren fei, fo fann ich das auf das Beſtimmteñe beantworten... Die 
Majvrität der Abtheilung glaubt, daß. ihre poſttive Erklärung, die 
äußere That, jo zu formuliren fei. 

daß wir dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände dahin heitveten 
wollten, Se. Majeftät allerımterthänigft zu bitten, Die periodiſche 
Einberufung des Vereinigten Landtages zu einer von Allerhöchſt⸗ 
demfeiben zu beſtimmenden Friſt Allergnaͤdigſt ausfprechen zu wollen. 

Die Majsrität hat es fich aber wicht jo gedacht, daß fie Aber 
jeden einzelnen Grund, der in ber anderen Kurie aufgeſtellt worden 
it, eine eingeine Erklaͤrung abgebe, ob fie dem einen Grunde oder 
dem anderen Grunde beitrete, ob fie einem nicht beitrete u. f. w. 
Ste hat geglaubt, in ihre poſitiv abzugebende Erklärung über ben 
Beitritt zu dem Befichluffe Der anderen Kurie nichts mit aufzunche 
men, was eben nur Motiv fei. 

Graf Purghanus: Ich glaube vereint mit dem: Herm Refes 
venten, daß nach ver Beſtimmung des Meglements zu jeder Bitte, 
vie Sr. Majeſtaͤt vorgettagen wird, Motive. hinzugefilgt werben 
müſſen. Und ich glaube, daß es für die Abſtimmung hächſt wichtig 
iſt, zu willen, welche Gründe vie Abtheilung vie Abſicht bat, zur 
Motivirung des Antrages vorzuſchlagen. Sind eo bios Gründe ver 
inneren Nothwendigkeit und der Nuͤtlichkeit, fo. ſchließe Ich mich die⸗ 
ſem Antrage volllommen an; wird aber auf frühere Rechte Bezug 


genommen, fo muß ic; meinerfeite mich gänglih Dagegen erilären, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil meine politiiche Stimme 
erſt an dem 3. Februar ins Leben gerufen worden ift, und in dem 
Augenblicke, wo ich hier meinen Sig in diefem Saale eingenommen, 
babe ich die Beflimmung ded 3. Februar anerfannt. Ich wüßte 
wicht, wie meine politische Stimme, die eben erft mit dem 3 Fe⸗ 
brnar gefchaffen worden ift, das Recht haben könnte, fih auf eine 
frühere Gefebgebung zu berufen und Rechte aus jener Belinumung 
berzuleiten. Es ift mir gänzlich umerflärlich, wie bied zu verthei⸗ 
digen wäre, und demnach fchließe ich mich den erſten Gründen, bie 
ich angeführt, nämlidy den Gründen ber innern Nothwendigleit und 
Rützlichkeit, gern an; aber gegen eine Beziehung auf Rechte aus 
einer früheren Gefebgebung muß ich mich von meinem Standpunlie 
aud gänzlich verwahren. | 
Referent von Keltſch: Im Namen der Abtheilung und bezies 
bungsweife der Majorität bin ich in biefem Augenblide nur im 
Stande, zu erflären, daß die Majerität im Gutachten ſelbſt erflärt 
bat, welche Gründe fie bewogen haben, ber Bitte ſich anzufchließen, 
die eben vorangeftellt find; inwieweit jedes einzelne Mitglied alle 
dieſe Gründe oder einige davon, andere aber nicht zu den feinigen 
gemacht hat, durch welche es fich hier beitimmen läßt, den Beitritt 
zu erflären, ift eben freies Eigenthum jedes Ginzeluen. Ich für 
meine Perſon werde im fpäteren Berlaufe der Debatte auf den Ge- 
genftand nochmals zurüdfommen. Es fcheint mir geeignet, daß idy 
erſt fpäter, vieleicht gegen Ende der Debatte, dies thue, und bes 
merke, daß ich auf diefen Punkt für meine Berfon ausdrücklich fpä- 
ter zurüdfommen werde. 
Graf von Dyhrn: Ich muß in dieſer hochwichtigen Sadye ...- 
. (Graf von Arnim bittet um's Wort zu einer Bemerkung hin⸗ 
ſichtlich des Geſchäfts⸗Reglements, umb der Sprecher verzichtet u 
deſſen Gunſten einfiweilen auf pas Wort.) u 
- Graf von Arnim: Ich glaube, dag die Krage: ob und weldye 
Gründe anzuführen find, eine ſolche iſt, die lebiglich die Kurie be⸗ 
teifft; die Abtheilung hat darüber Fein Urtheil zu fällen und bt 
auch Teines gefällt. Es Tann immer nur. Sache der Kurie fein, 
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zu entſcheiden, ob und weiche Gründe fie angeben will. Dieſe Auf⸗ 
Aaͤrung wollte ich nur als meine Anficht über die Frage geben, 
die das geehrte Mitglied aus Schleſien geftellt Hat, 

Graf von Yurghens: Ich habe auch nur die Abtheilung ges 
fragt, welche Gründe fie gemeint hätte, der Kurie vorzufchlagen. 

Graf von Pyhra: Mich auf die eben beendete Debatte bezie⸗ 
hend, beginne ich fo. Auch ich bin der Meinung des geehrten 
Mitgliedes aus der Mark, daß die offiziell anguführenden Grünbe 
Sache der Kurie ud, daß bie Kurie über biefelben Fünftig zu ent⸗ 
ſcheiden haben wird. Darin aber ftimme ich mit dem Referenten 
vollfommen überein, daß die Beweggründe das innere Eigenthum 
jedes Einzelnen find, daß jedem Einzelnen erlaubt fein muß, dieſe 
feine Gründe hier anszufprechen, und daß es mid durchaus nicht 
abhalten wird, meine Gründe offen bier auszuſprechen, wenn ich 
auch vielleicht nicht die Freude habe, mit Allen, vie mit mir ſtim⸗ 
men werben, auch in den Gründen übereinzuftimmen. Zu biefer ofs 
fenen Ausſprache muß ich das Recht haben, fo mie ich es jebem 
Anderen lafle, und gewiß auch bie meinen entgegenfichenden auf das 
Allerhochſte achte. Was diefe meine Gründe nun anbetrifft, fo muß 
ich zwoͤrderſt in Bezug auf das, was mein verehrter Freund aus 
Schleſien, der vorlet geſprochen, gejagt hat, dagegen erwiedern, 
daß allerbings auch meine Stimme erſt mit dem 3. Februar geſchaf⸗ 
. fen worben il. Es giebt gewiß fein Mitglied in der. ganzen Ver⸗ 
fammiung, welches fo bucchgläht von Dank für Se. Majetät if, 
daß Sie mich berufen hat, hier in diefem Königsſaale meine Stimme 
erfihallen zu laſſen. Meine Herren! Ich befinde mich bier inmitten 
ber größten Grundbeſitzer meines Vaterlandes, ja vielleicht Deutſch⸗ 
lands, ich befinde mich inmitten von Käuptern, welche in ber frü- 
heren deutſchen Gefchichte eine ganz andere Stellung einnahmen, ala 
meine Ahnen fie je rühmen konnten; aber, meine Herren, je mehr 
ich mir bewußt bin, daß die Größe meines Beſitzthums mir viel 
leicht dieſen ehrenwollen Siß nicht gefchafft hätte, fonbern allein bie 
Gnadr Sr. Majeftät, und diefe, wie ich flolz fprechen barf, im 
Andenken an meinen Baier, im Andenfen an die Berbienfte feines 
mie heiligen: Hauptes, fo koͤnnen Sie überzeugt fein, und ich fa 
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Ihnen verſichern, daß gewiß Niemand tiefer und inniger von Dank 
durchgluͤht iR für die Gnade, daß mir die Ehre geworben ift, heut 
bier fprechen zu dürfen, aber eben weil ich von dieſem Danfe fo 
durchgluͤht bin, weil ich es für eine heilige Pflicht halte, das zu 
erfüllen, um was ich hierher berufen worben bin, darnm glaube 
ty, nicht herzlicher, nicht Imniger, nicht wahrer danfen zu können, 
als mit der vollfommenften Wahrheit, der vollften öffentlichen 
Darlegung meiner Gefühle, meiner Anſichten. Ob fie die rech⸗ 
ten find, das wird Die Zeit entfchelden. Und wenn ich Diele 
Gefühle, wenn ich dieſe Anfichten nun hier darlegen fol, fo 
muß ich mich ganz einverftanden mit dem erflären, was mein 
edler Freund, Graf Dort aus Schlefien, über die Rechtsébe⸗ 
gründung audgefprochen hat. Ich wüßte nidt, wenn ich Alles 
überdente, wenn mir Alles vor die Seele tritt, was darüber ſchon 
gefagt worden iſt, was ich dem noch Hinzufügen könnte; und ich 
bin fo durchglüht von dieſen Gründen, daß, wenn ich bios meinen 
politiſchen Anfichten ſtarr folgen, wenn ich allein dem folgen wollte, 
was mir im Innern lebt, ohne rechts und links zu fehen, ich vielleicht 
gezwungen würde, ſelbſt gegen den Antrag der Abtheilung zu films 
men. Meine Herren! Reben der Wahrheit, glaube ich, find wir 
ader auch bier ſchuldig, uns in der Gefchichte, im gegenwärtigen 
Standpunkte umzufehen, und darum, meine Herren, ſpreche ich hier 
von den Rechtsgründen nicht ferner, ich ſtelle mich heute auf einen 
höheren Standpunft. An biefen höheren Standpunft mahnt mich der 
beutige Tag, und ich verlaffe daher ven juriftifchen Grund und flefle 
mich anf den welthiftorifchen. Denn fchen einmal, meine Herren, 
waren alle Blicke Europa’ am 18. Juni auf Preußen gerichtet. 
Damals war es das Preußen in den Ebenen von Belgien, heute 
meine Herren, it e8 das Preußen im goldenen Königefaale, es find 
He preußifchen Ritter im Ritterſaale; damals waren es Tauſende 
von Rittern, heute find wir eine Feinere Geſellſchaft; aber fo hoch 
ich Auch die Entſcheidung halte, die damals am 18. Juni erfochten 
wurde, fo fann ich doch Wen heutigen Augenblid nur für die Erfül⸗ 
fung diefer Entſcheidung halten. reine Herrn! Ich darf nicht weis 
ter darauf eingehen; es find fehr viele unter Ihnen, benen ganz ans 
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pere Gefühle, denen die lebendige Gegenwart enigegentreien wird, 
wenn ich die Uhr herausnehme und fage, es iſt jebt 1 Uhr am 
18. Iuni. We waren Sie da, meine Herren, vor 32 Jahren? 
Weiher Entfiheldung eilten Sie damals entgegen? Meine Gerren! 
Laffen Ste unfere heutige Entfcheidung nicht ganz unwürdig ber fein, 
weiche Preußen heute vor 32 Jahren im Angeſichte von Europa 
gab. Es iſt ver Tag des fchönen Bundes! Laſſen Sie und biefen 
fhönen Bund Heute um und und unfere Mitbrüder in der anderen 
Kurie, um das ganze Volk ſchlingen. Darum, meine Herten, beuge 
ich meine eigenften politifchen Anfichten, die ich fonk gewiß immer 
and überall aufrecht erhalten werbe, inſoweit und fofern, als diefe® 
nothwendig wird, mich mit der Mehrheit viefer hohen Verſammlung 
in Ginflang zn fehen, und ich glaube nicht, meine Herren, daß Sie 
mich deswegen einer Feigheit zeihen werden. Um eben den Tag 
des ſchönen Bundes zu feiern, werde ich mit dem Antrage der Abs 
theilung flimmen. 

Prinz zu Gohenishe: Ich glaube, wir find über die Noth⸗ 
wendigkeit der Periopizität des Vereinigten Landtages in unferem 
Inneren beinahe Ale einig; ed bewegt uns aber Etwas, das iſt die 
Frage: fellen wir viefen Wunſch ausfprechen? Es ift nicht zu leug⸗ 
nen, daß dieſe Frage uns auf Schwierigkeiten geführt hat, die wir er⸗ 
gründen, die wir prüfen mußten, und fie find zum Theil von einem 
geehrten Mitglieve mie gegenüber fchon angeführt worden. Ich habe 
die Schwierigkeiten darin gefirhden, weil Se. Majeftät in der Thron⸗ 
rede vom 11. April jede ſofortige Mitwirkung zu einer Aenderung 
des Geſedes vom 3. Februar verfagt haben. Berlangen wir eine 
fofortige Mitwirkung? Ich glaube nein; ich glaube, es if fogar 
am Schluffe des Gutachtens der Abtheilung ausgeſprochen worden, 
wir überlaffen e8 Sr. Majſeſtät dem Könige; die fofortige Mit 
Wirkung fpreihen wir gar nicht an. inen zweiten Grund habe ich 
darin gefunden, weil Se. Majeftät in der Allerhöchften Boiſchaft 
vom 22. April erflärt haben, nur von Zeit und Erfahrung die Mo⸗ 
tive zit einer Aenderung annehmen zu wollen. Ich frage, fann eine 
Zeit in diefer Hinficht Iehrreicher für uns geweien fein, als wie bie 
tepten zehn Wochen? Ich fräge ferner, wenn biefe zehn Wochen 
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wos nicht lehrreich waren, weiche Werden bis zum nädken Berei⸗ 
nigten Lendtage ſolſen uns belehren? Ich muß ſagen, ich finde mich 
darin beruhigt, indem die Erfahrung in dieſen zehn Wochen geſpro⸗ 
chen bat und nicht auf eine andere Weiſe wird ſprechen lönnen, 
bis wir wieder vereinigt find. Ein dritter Grund iſt der, weil bin- 
nen vier Jahren wenigſtens Se. Majeſtät den Landtag wieder be 
zufen wollen. Wir könnten nun fagen: Bis babin fei es audges 
ſeht; ich geftche aber, wenn biefe Bitte ‚heute yicht ausgeinrochen 
wird, fo ruht fie bis zum mächften Landtage, das wären vier- Jahre ; 
wir könnten fie dann ausſprechen, aber fie ruhte dann möglicher 
weife noch länger, und bie Periobizität wäre vielleicht am dritten 
Jaudbtage noch nicht ausgeſprochen. Ich Halte mich daher verpflid- 
tet, mich jetzt der Bitte um Periodizität anzuschließen. Aber ich 
finde auch felbft in der Thronrede Widerlegung. Des Königs Ma- 
jenät fagt: „Wie im Feldlager ohne die allerdringendſte Gefahr 
und größte Thorheit nur Ein Wille gebieten darf, fo fünnen biefes 
Landes Geſchicke, ſoll es nicht augenblidiich von feiner Höhe fallen, 
nur von Einem Willen geleitet werben. Das ift aus bem 
Grunde meines Herzens geiprodhen, und ich werde mid dem an 
fhliegen, fo lange wie id; lebe, denn in dieſem Grundſatze bin ich 
auferzogen, bin 50 Jahre darin alt geworden. Damit aber ber 
König dieſen Willen ausfprechen faun, muß er auch als Feloherr 
und König von Allem benachrichtigt fein, von allen Verhältniſ⸗ 
fen, die ihn beftimmen können, feinen Willen zu leiten, zu regieren. 
Meine Herren! Ich wende mich au die haben Yührer, wenn fie 
im Feldlager ſtehen und befommen nicht die gehörigen Nachrichten 
von denen, bie verpflichtet find, ihnen Nachrichten zu geben, was 
würde dann geicheben? Ich frage, meine Herren, find wir ver 
plichtet, dem Könige Nachricht zu geben von dem, was wir über 
zeugt find, das Alle durchdringt, von dem wir überzengt find, «6 
jft der. allgemeine Wunfh? Der König fagt weiter unten: Zwi⸗ 
ſchen uns fei Waheheit.‘” Ic halte mid) dechalb verpflichtet, gam 
dem Gutachten beizutreten, wie es von ber vierten Abtbeilung aus 
gefprochen worden ift. 

Hirt Signemshy: Ich danke den beiden vereieien Rednern, 





— aos — 


welche zuletzt das Wort ergriffen haben; fie haben dieſe große Di- 
batte auf den hohen Standpunkt geführt, fie haben ihr jene Wich⸗ 
tigfeit beigemefien, die unbezweifelt und Alle durchdringt. 

Ich habe bei Gelegenheit einer anderen Debatte geglaubt, auf 
die leeren Räume in dieſem Saale aufmerkſfam machen zu müſſen; 
wie vollzäͤhlig find wie dagen heute hier verſammelt! Ein Beweis, 
daß ed und Alle volllommen durchdringt, wie wichtig der heutige 
Tag ik. Es ift nicht. dieſe Tribüne, nicht die zweite Kurie, es MM 
das ganze Fand, das anf dieſes Votum blickt, und dieſes Votum 
iſt um fo wichtiger in dieſer Verſammlung, als dieſe Verſammluug 
bier nicht in alten Snfitutionen wurzelt, nicht auf dem ſtändiſchen 
Prinzip, das von unferem behngegangenen Heldenkoͤnig feſtgeſtellt 
worsen if. Es iſt eine Enanation unferes jegigen Königlichen Ge⸗ 
fepgebers. Sein ſouverainer Wie allein hat uns hier berufen, 
nick ein altes Recht; und, bei Gott, Jeder wird Died im Gedächt⸗ 
niß behalten. Ich habe ſehr oft die Ehre gehabt, in dieſer heben 
Berfammlung das Wort zu ergreifen; ich bin oft mit Aufmerkfam- 
feit gehört worden; ich habe ‘aber nie mit fo innigem Bewußtſein 
der Bebeutung des Moments, nie fo ergriffen wie heute gefprochen, 
und ich ‚biite die hohe Kurie, meine Bewegung mir zu Gute zu 
halten. 

Gs liegt uns eine Petition der Kurie der drei Stände vor; Re 
seit fich in verichiedene Abfihnitte. Einer ift es, der uns: in dieſem 
Augenblicke beihäftigt; doch alle anderen fommen auf biefen emen 
zuruͤck er if die Lebensfrage unferer parkamentarifchen Criftenz, die 
Srundlage der Berfaffung, die und hier vereinigt. Man fage mir 
wit — ich wiederhole, was von mehreren verehrten MitgHepern 
‚geäußert worden, — man füge. mir nicht, daß unfere Erfahrung gu 
gering, daß die Zeit zu kurz if. Seit dem 3. Februar und dem 
11. Aprit bie heute hat Preußen ein politiiches Jahrhundert durch⸗ 
lebt, und es if nicht der lebte Grund der und zur Bewunderung 
des weiſen Blickes unſeres großem Königs hinreißt, daß er es ein⸗ 
gefehen hat, ſein Bott ſei für eine politiſche Entwickelung reif und 
enpfanglich. Es find dies Worte, deren Wahrheit ganz eben fo 
auf der Mitſterbant gefühlt wird, als fie in dieſer und in dee un 





deren Kurie jeben Vertreler des. preußifehen Beil durchdringen, umb 
als die gefpannte Aufmerkſamkeit, das aͤngſtliche Lauſchen und fehn- 
liche Harren Dafür Bürge if, das von der Weichſel bis zum Rhein 
jedem Wort in dieſen Hallen folgt. Aber eben, je mehr wir von 
der Wichtigkeit unſeres politiſchen Lebens durchdrungen find, deſto 
mehe müflen wir auf jene Bunfte zuekdfemmen, die in der Aller 
hoͤchſten Botichaft vom 22. April - fo herrlich und treffend als bil⸗ 
Bungsfäbhig und unantaftbar bezeichnet werben find. Jeder von uns 
kann in feinem Gewiſſen vor Bott und feinem Könlg ſich das Zeug- 
wi geben, daß er im dieſem Willen bes Königlichen Gefehgebers 
durch dieſe Denfwürbigen zehn Waren fortgeicht bat. Keiner von 
uns hat daran gedacht, es zu wagen, eine frevelsde Hand an. biefen 
Grundſtein umjerer Berfaffung augniegen. Piungsfählg hat ber 
Königliche Geſetzgeber fie genannt, nid abgefchlefien, wicht durchaus 
ansgebildet, und fo wollen wir denn in biefem Sinne des König: 
Uchen Wortes zu bilden trackten; wir wollen in biefem Sinne vnthen, 
daß gebildet werbe, Damit dasjenige, was bilsungsfühig war, auch 
mmantaſtbar bleibe durch alle Stürme der Zeit. 

Es ift son meinem ehrenwerähen Freunde, dem Referenken, vor: 
trefftich entwichelt worden, weshalb wir in der Wötheilung auf bie 
Sründe, welche die zweite Kurie geleitet haben, nicht eingegangen 
And. Dis Gründe find unbedingt das innere Eigenthum jedes Ein⸗ 
zelnen; bie gemeinfame Bitte, wo ſich Alle in demfelben Wunſche, mit 
denſelben Worten vereinigen, das ift daß Bemeingut Aller. Deſſen⸗ 
ungeachtet möge es mir gefattet fein, auf dasjenige zurüdgufonmen, 
was unter den Namen Nechtögründe bezeichnet worden ik, nad 
ich thue dies hauptfäcklich deshalb, weil ed chen dieſe Rechtogründe 
ind, welche die Abtheilung bewogen haben, die Werte alle zwei 
Jahre” zum Wegfall bier vorzuſchlagen. Sch habe wicht Die Abſtcht 
aäßer erörtern oder beleuchten gu wollen, was von großen Antoriti- 
tem amd bedeutenden Männern in der anderen Kurie in langen De- 
batten bereitö zur Gemüge verhaudelt und erſchöpft worden if. IM 
fo wenig, als irgend ein Anderer Bönnte dieſen Bcchtäpunft, Diele 
Juriſuſche Streüfrage bereichern. Es will wir eher betrünfen, ala wenn 
dieſer Rechteyunit der Grund gu Meinungen gemein: wine, ae ſich 
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über deſſen Citation gebilbet haben, als ob bie. Anführung dieſes 
Rehtspuufies vor Sr. Majeſtät dem König — ich will nicht jagen, 
als verlegen, aber als eime Art unehrerbietiges Pochen bezeichnet 
werben wäre, ein Etwas in ſich bedinge, das über die Form eimer 
ehrfurchtsuglien Bitte hinausgeht: Ich muß geſtehen, daß ich für 
dieſe Anficht keine Antnüpfungspunfte gefunden habe. Wenn Er. 
Majeftät, anderen Königen gleich, als ſouverainer Machtvollkom⸗ 
menheit, als Erbe einer ungaſchwaͤchten Krone, das ‘Patent vom 
3. Februar erlgfien hätte, ohne fid) in diefem Patent auf eine 
frühere ©efehgebung zu beziehen, wenn Se. Majeftät in dieſen Pa⸗ 
tete unfere Rechte und Pflichten Far ausgefprochen und uns befoh⸗ 
ken hätte, in Folge diefes Patents und hier zu vereinigen, — wir 
hätten, meine Herren, weder in diefer noch in der. anderen Kurie in 
das Königliche Wort einen Sinn hineingelegt, den der Königlicke 
Gefehgeber nicht ſelbſt dieſem Worte gegeben hat; wir wären bier 
her gelommen in Folge diefes Königlichen Patents, ohne Bezug auf 
eine frühere Gefepgehung zu nehmen. Dies hat aber unfer König, 
licher Geſetzgeber nicht gewollt; er hat ein hohes Werf ver :Pietät 
gegen den dqhingeſchiedenen „Herrn erfüllt, indem er feine Geſetz⸗ 
sebung augereiht bat am Die großen geſetzgebenden Momente des 
erklärten Königs. (Es- heißt Deutlich im Patente vom 3. Februar: 
„im Hinblid hierauf haben Wir fortbauend.” 

Se. Mojspät haben alfo bie jehige Gefehgehung als dem Fori⸗ 
pas der früheren Geſeze, und zwar als den Fortbau von Geſetzen ey: 
Elärt, die ansdrücklich und namentlich in diefem Königlichen Patente 
angeführt find. Wenn nun in Zolge diefed Königlichen Pateuts mit 
Hiublick auf die Känigliche Botfchaft vom 22. April, in der die von 
wir bereits erwähnten Worte „nntafbar, - aber bildungsfähig” cn 
halten find, wenn nun in Folge deſſen den Weg, den der Koͤnigliche 
Geſehgeber uns ſelbſt vorgezeichnet Bat, verfolgend, nicht antaflend, 
ſendern fortbildend, d. h. in Einklang briugenn, wo biefer Einfinng 
nicht Kar erfiheint, wenn, ſage dh, Mancher von uns in dieſer ober 
jenge Verſemmlung geglaubt hat, in. feinem Gewiffen aufrichtig und 
ehrlich zu Buben, daß Diele früheren Gelege mit dem ‚neueren Ge⸗ 
Sehe in einzelnen. Punlien Bch nicht vereinigen Legen, fo iht.eh.much 


meiner Anuſicht feine Micht, als treuer Unterthan und Ioyaler Sand 
dem Königlichen Gefehgeber vorsutragen, wie dieſe ‘Punfte in Ein- 
Hang zu bringen wären, und auszuſprechen, was fein Gewiſſen drůckt. 
Ich gehe — und ich bitte um bie Erlaubniß, hierauf einen Accent 
au legen — ich gehe nicht auf die Rechtsgründe felbft ein, fondern 
ich erwähne nur, daß ich die Bezugnahme als einen volllommen 
lohalen Aft, und nicht als einen Mangel an Ehrfurcht bezeidme. 
Wir haben auch diefe Bezugnahme auf frühere Gefehe infofern auf⸗ 
genommen, als wie aus dieſer Bezugnahme das Recht für vie Ab- 
theilung vindizirt haben, der Hohen Kurie vorzuſchlagen, die Worte 
zwei Jahre aus dieſer Betition wegzulaflen; denn in allen frübe- 
ren Geſetzen und felbft nach der Anficht derer unferer Kollegen in 
der anderen, Kurie, welche nur auf dem Rechtsboden fußen, iſt für 
bie Worte ‚zwei Jahre” Teine rechisgältige Andeutung enibalten. 
Wenn alfo anf der einen Seite ihr Gewiſſen in viefer Beziehung 
verwahrt if, und wenn auf der anderen Seite wir hierdurch eine 
Berftändigung herbeiführen können, fo hat keiner von -und gezwei- 
felt, diefe zwei Jahre zu ſtreichen, und wir waren der Ueberzeugung, 
daß eine Verſtaͤndigung, die nad) unſerer Anſicht eine Haupt⸗Auf⸗ 
gabe der Herren⸗Kurie iſt, dadurch erzielt und dies nicht als ein 
Opfer, ſondern als eine Gabe im der andern Kurie interpretirt 
werden wird. Wir haben ferner, unferem Gewiflen folgend, er: 
wogen, was ehrfurchtsvoll erſcheinen kann, und wir haben und fagen 
miüflen, daß ein feed Beſtimmen der Friſt auf feinen Fall fo ehr⸗ 
furchtsvoll erfcheinen kann, ald wenn die Friſt weggelaffen und blos 
das Wort ,periodiſch“ ausgeſprochen wird. Das -if der Grund, 
weshalb das Wort periodifdy hier fleht; denn wir begen bie imnere 
Weberzeugung, daß Ge. Mujeftät fiber unferen Wunſch auf eine in 
kurzen Briten beftehende Beriobizität Teinen Zweifel mehr bogen kann, 
daß wie alfo viele Friſten ſelbſt nicht noch auszufpredhen brachen, 
indem Se. Majeſtaͤt ſehr Flar fehen, was wir durch den aAlgemein 


gehaltenen Auserud haben fügen- wollen. ber gerade weil wir 


diefen Wunſch Sr. Majeftdt in dem Antrage ausgeſprochen haben, 
den wir bier: der hohen Kurie vorlegen, muß-icd; mid) Högen das 
Amendement meines ‚verehrten Kollegen aus Weſtphalen erklären. 





I we in dieſem Amendement zuerft einen ‚formellen Fehler, eine 
Neberfreiting des Geſetzes. Der 8. 13 der erſten Berorbnung 
nach dem Patent vom 3. Kebruae fagt: ‚Dem Vereinigten Land: 
tage ſteht das Recht. zu, uns Bitten und Beſchwerden vorzutragen.” 
Was ums :Hier vorgtfihlagen wird, ift feine Bitte und feine Ber 
ſchwerde. Ich kann nicht lengnen und habe es mit großer Freude 
bemerkt, daß ſich beinahe jeves Wort, wenn audy nicht wörtlich, doch 
dem Sinne nad, weldjes wir in unferem Borfchlage aufgenommen 
haben, in dem genannten Amendement wieberfindet; ich fehe dieſes 
als ein Jeichen der Verfänbigung am und :vermifle nur das Eine 
sige, das Nothwendigfte, naͤmlich die gehorfime Erfüllung deſſen, 
wo mid: Se. Majeftät hierhergerufen bat. Wir haben in Bitten 
und Beſchwerden einzufleiven, was wir Er. Majefkät dem Könige 
amterthänigft vortragen, nicht aber Im Gutachten Anſichten, ober wie 
ich diefe Erklärung bezeichnen‘ fol. Das ir ver Fehler, „ven ich 
dem Amendement vorwerfe. 

34 Habe mir erlaubt, auf die Wichtigkei dieſer heutigen De⸗ 
batte die hohe Kurie, ich darf nicht fagen, aufmerkſam au machen, 
fondern war darauf hinzubeuten. Es fei mir geftattet, auf bie hobe 
Mihtiglkeit unſeres Votumo hier noch einmal einen Accent zu legen. 
Die Herren-Rurie iſt ein ariftofratifcher Körper; fle beraubt auf dem 
Peinzip der Erblihfet, und auf diefe Art ſteht die Herren» Kurie 
zwifchen ber Krone und ber andern Kurie, welche auf einem Wahl- 
Prinzip beruht und die drei Stände repräfentirt, in welche nach uns 
fever Gefetzgebung das preußiſche Voll getheilt wird. 

Der Königliche Geſetzgeber, ver, ohne dazu weder verpflichtet m 
fein, noch in irgend einem Alte der Gefehgebung einen Anlaß dazu 
zu fingen, biefe Herren⸗urie ind Leben gerufen bat, bat fle ohne 
Zweifel ‚at ein vereinigendes verkännigende® Band zwiſchen ber 
Krome und der underen Sammer bingeftellt. Das iR, nach unferer 
Anficht, unſere wahre Aufgabe; und das. Mes, was ums nie fo 
deutlich vorſchweben muß, als gerade am heutigen Tage. Ich habe 
mir bereits anzaführen erlaubt, daß ich mir nicht venfen farm, vaß 
der König im Zweifel: fein Töne barüber, um was wir bitten. 
Mer wenn wir un durch unfere Bitte dev Krone etwas Nnerwar⸗ 
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tetes vortragen: ſollten, fo. wäre es doch unfere Plücht, nach dem 
Ausdrud eines berühmten Mannes, den unfer König auf die Uni⸗ 
verfität Bonn berief: Unſere Treue eben fo gut durch Wein, ale 
durch Ia zu bewähren. Ich fehe wie Treue in der Wahrheit um 
fimme darin meinem verehrten Kollegen aus Schieflen bei. Die 
Wahrheit zu fagen, find wir dem Könige ſchuldig. Ich ſchließe 
deſen Bortrag, indem ich auf Die Worte meines verehrten fürfilichen 
Kollegen aus der Rhein» Provinz zurüdfomme Ih wi nicht zu 
weit zurüdgeben in der Geſchichte, ſondern nur auf eine Periode, 
Die wir Alle erlebt haben, auf die Zeit von dem Jahre 1815-30. 
Ich frage Sie, meine Herren, hat damals der hohe framzöfifche Adel 
feine wahren ‘Pflichten gegen das Könietuum erfüt? Er hatte es 
fich gewiſſermaßen zur Aufgabe .geftellt, ner. Krone gegenüber hie 
Wünſche und die Rage des Laudes wegzuleugnen. — Wir wollen 
gewiß nicht, Daß man auch auf die preußiſche Herren.Kurie anwen⸗ 
den könne — fte hat nichts gelernt und nichts vergeffen. 

Graf son Sandsberg: Wollen mir Ew. Durchlaudt nicht er⸗ 
lauben, mit einer kurzen Bemerkung auf dieſe Nebe zu erwibern. 

Sandiegs- Marſchall: Wenn durch biefe Erwiterung auf bie 
Sache eingegangen werden fol, ſo werke. ih das Anmelden zum 
Wort notiren. Jetzt hat Der Fürß zu Lynar das Wort. 

Fürk zu Iynar: Wie es im Privatichen. Augenblicke giebt, 
worin fich gleichſon der ganze Inhalt deſſelben zuſammendruͤngt, 
fo erfcheinen auch im Staatsleben Momente, welche, in ihrer Be 
deutung, ein Jahrhundert "aufwiegen, Gin felcher Moment iſt der 
gegenwärtige für dieſe hohe Kurie. 

In tiefem Ernſte betrete ich die Höhe. deſſelben, eine . Höhe, 
von der hinab alle andern Lebens» Beziehungen ‚meinen Ange ent 
ſchwinden, und, fo geflellt, (anf dem erhabehen Stanbpınslie ber. po- 
litiſchen Bedeutung und des Pfiichtgefühls, greife ich in meine 
Bruſt, und gebe aus dee tiefften Tiefe des Gewiſſens mein Votum ab. 
Ich gebe ed dahin ab, daß ich mit vrller Mebergeugung dem Aus 
trage der Maijorität unferer Abtheilung beiſtimme. 

Es fei mir vergönnt, dieſes Botum zu motiviren. 

. Auf deu Rebtapun werde ich nicht eingehen, ich wünſche 
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micht, daß es von biefer erfauchten Kurie gefchehen möge. Witt bie 
einfhlagenden ragen find Bereits -in der hohen Drei Stände, Sas 
tie mit demjenigen Scharffinne erörtert worden, welcher derfelben fo 
eigenthümlich iſt; mit demfelben Scharffinne bat man von der Br 
niſterbank darauf geantwortet; ich vermöchte nicht, dieſen dialektiſchen 
Deductionen zu folgen, und würde foldhes Beſtreben in viefem Au⸗ 
genbide auch für überfiäffig halten. Die Aften feheinen fchlußreif, 
and ih glaube, daß wir fie für gefehloffen erachten mäffen. ME 
gen Re num abgehen an ven erhabenen Nichterftuhl, vor den fir 
gehören, ich meinerfeits fehe dem Nichterfprucdhe mit Vertrauen, 
und hoffnungsvoll entgegen, denn — meine Herren! — biefer hoͤchſte 
Richter iſt das große Herz des beiten Königs! 

Ich werde mir dagegen erlauben, die Bitte um Periodicität 
der ‚allgemeinen Stände Berfammlung aus Gründen einer innern 
Nothwendigkeit und der Näplichkeit zu unterfiägen. Es fel mir aber 
geflattet, meinen Betrachtungen eine kurze hiftorifche Einleitung boran 
zu ſchicken. 

Ste fennen, meine Herren, die Fleinen Anfänge unferer- gro— 
Ben Monarchie. Die Megenten dieſes Landes waren anfänglich 
nur in dem Befige vereinzeller Provinzen, in denen ftänbifche Ber; 
faffungen beſtanden, welche den verfchiedenen ftändifchen Korporatio⸗ 
nen ausgedehnte Rechte verbürgten. Nirgends war Einheit und 
Kraft, Fleine Fehden und innere Zerwürfniffe befchäftigten und ahm⸗ 
ten die Thatkraft der Regenten. 

Aber die Vorſehung hatte Preuſſen erfehen zu einer welthiſto⸗ 
riſchen Beſtimmung. Es follte inmitten der europälfcken Staats⸗ 
Syſteme auch eine edle Mitte halten zwiſchen widerſprechenden polls 
tiſchen, geifligen und fozialen Richtungen, es follte Yührer werben 
einer eigenthümlichen Richtung: der einer kraftvollen, aber friebs 
lichen und vernunftgemäßen Fortbildung. Deshalb fchenfte fie die⸗ 
fen Lande eine Dynaſtie, wie fie Fein anderes Land der Welt aufs 
zuweiſen bat, das glorreiche Haus der Hohenzollern, aus dem 
ein jeder Descendent ein Königreich aufwiegt. — In diefer Dynas 
ftie Iebte in fortvauernder Tradition der unerfehätterlicdhe Wille, einen 
großen und wahrhaft chriſtlichen Staat zu bilden, ver die höchften 
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GStantozwecde füllen. follte: „Rechtebegruͤndung uns Wohlfehrt dee 
Baites im Junern, Unabhaͤngigkeit und politiſche Groͤße nach Außen. 

Die Rieſen dieſes Geſchlechts wollten den mächtigen Arm nicht 
Wöuger gebunden wiflen durch Beinliche Faͤden Känbifcher Beſchrän⸗ 
ung, und der große Kurfürft und fein erhabener Nachfolger zer: 
fprengien dieſe Feſſeln, inden fie die ſtaͤndiſchen Rechte unterbrüdten. 
Sie thaten Recht daran; denn Pändifche Korporationen, welche in 
Heiglichem Egoismus befangen, ſich nicht erheben fünnen über deu 
hefchränften Horizont provinzieller Intereſſen, weldye fih nicht aufs 
zuldpeingen vermögen auf die Hoͤhe der Staats⸗Idee, welche ſich 
für. das Ganze nicht aufzuopfern weiflen, meine Herren! ſolche 
Stände find unwerth, Rechte zu befigen! 

Run. waren die Herrſcher frei, und bildeten um fi, uud ihre 
großen Perfönlichfeiten den preußiſchen Staat. Umgeben von einer 
vortrefflichen Verwaltung, regierten fir unumfchräuit nad) ſyſtemati⸗ 
ſchen, unghänderlichen Regeln, und fo werd der Staat nach mad 
nad ein mehanifcher. Im Mittelpunfte dieſes Mechanismus wals 
tete, alö bewegende Kraft, der unumfchränfte, unerſchüͤtterliche Wille 
und die Intelligenz der Monarchen, und anf ſolche Weiſe eniwidelte 
dieſes Iunkwolle Raͤderwerk in feinem Unſchwunge eine Kraft, die 
Curopa in Erſtaunen fehle. Die glorreiche Zeit Friedrichs des Gros 
Sen und der Anfang dieſes Jahrhunderts waren Die Höhepunkte je: 
er wellkifiersichen Zeit. 

Da bildete fi im Weften von Enropa, gegenfiber dieſem mes 
chaniſchen Staate, ein anderer Staat organiſch aus, durchdrun⸗ 
gen von einer neuen gewaltigen Lehensidee, welche jeden Einzelnen 
und fowid das Ganze durchglühte; es wre anfänglid Die Idee der 
Menfchenrechte und der Freiheit, und ſwater die des Rihmes und 
der National⸗ Größe. 

Ein Konflikt beider Syſteme war undetneidiich mb das Reſal⸗ 
tat nicht zweifelhaft; denn ein Mechanismus wird einem lebendigen 
HOrganismus niemals zu widerſtehen vermögen! — Der fürdpterliche 
Zufanımenftioß veranlaßte die Kalaſtrophe van 1806 und fdbleuberte 
Preußen an ven Abgrund des Verderbens. 

Mer erinnert ſich nicht ber trauerpollen Jechre, Die Danauf folg- 


mn? Allein die aättikhe Borfehung wollte bad preußifche Well nur 
präfen, nicht. verberben, denn fe Hatte ihm einen Metter vorbahals 
ten, und diefer Erreiter war fein König! 

Friedrich Wilhelm der Dritte, — mit dankbarer Rübhrung, wit. 
inniger Pietät nenne ich dieſen gebeiligten Namen, — Friedrich Wil⸗ 
beim der “Dritte blieb unerihätterfih im Unglück, fein großes He’ 
verlor nicht ven Muth, vertor nicht Das Vertrauen auf Gott, zu 
ſich ſelbſt und zu feinem Bulfe. Mit Haren Berfiande erfamtie ex. 
die Bedurfniſſe der Zeit, er fühlte daß er feinen Staat neu fchafa: 
fen, daß er ihn organifch lebendig umbilden mäfle, wenn er 
wieder groß und lebenskraͤſtig werben ſollte. 

Da erließ er vie bewanderungewärbigen agratiſchen Eeſehe, 
die das platte Land aufrättelten aus feiner Lethargie; ba’gab er 
uns die Stäbteordnung, und fenfte den Funken des Leben&:in- das 
Korporations s Wefen, dw gründete er das Landworhr⸗Syſtem, wels 
ches jeden Preußen das edle Recht verleiht, wenn es wit, fein 
Blut zu vergießen für die geheiligte Sache des Königs und des 

Sp gerüftet, wartete er den günftigen Zeitpunft ab, und ale 
er gelommen war, als über die ſchneebedeckten Gefilde Rußlands 
ver erſte Fruͤhlingohauch dev Freiheit zu uns herüber wehte, ba rief 
er fein harrendes VBoll zum Kampfe auf mit dem allmachtigen 
Worte dos Entſchluſſes. Auo Hütten und Paltäften frbme es zu⸗ 
ſanmen, es fchwarte fich um feinen vitterfichen König, und, vdii 
ihm geführt, ſchlug es nieder den. übermüthigen Unterdruͤcker. 

Run äüthmete Preußen, nun athmete Deutſchland auf. aus ont⸗ 
laſteter Bruft In dem Gefühlt errungener Freiheit; aber die Flamme. 
eines neu erwachten Daſeins war allerwaͤrts angefacht und manis 
feſtirte ſich In einem jugendlichen Freiheiternuſche, und in eittem mädhs' 
tigen Drange nach politiſcher Entwickelumng. Der König erkannte; 
daß: dieſes vereinzälte Beben, dieſts Bildungaſtreben, follte es in fiz- 
chere Bahnen geleitet werben, zu einem organiſchen Stacusle⸗ 
ben vereinigt werben muͤſſe. In biefer Mbit erlleß er div belann⸗ 
ten: Edilte von 1815 und 1890; und gab, um ſtüfenweis ſottzu⸗ 
ſchreuen, die yrouiugiaflänbilipe: Geſchzebung von 1883. 1: 7°. 


WE aber die Vorſchung dieſen großen Monarchen abberief von 
dee treubewachten Stelle feines Königlichen Berufes, als er die ir- 
difche Krone mit der himmliſchen vertanfdgte, da hinterließ ex fein 
begonnene® großes Werk unbeendet. Sein weiler Rachfolger, un: 
fer jebiger erhabener Königlicher Herr, der das fändifche Leben 
fhen immer gepflegt hatte, erfannte mit feinem Adlerblick, daß bie 
Zeit reif fei, es zum Schluß zu bringen, und daß feiner Gcho- 
wfung.ber Stempel der Vollendung aufgehrüdt werben müfle: Die ger 
niale centralifirende Geſetzgebung vom 3. Februar wurde er: 
laſſen. 

So ſteht nun die deutſche Eiche unſerer Verfaſſung vor une, 
ihre Burgen tief im Lande verbreiten, und ihre Gipfel erhebend 
bis in dieſes Königliche Schloß, we er ausläuft in bie Spitzen der 

Diefer Schöpfung, fo großartig fie ik, fehlt aber noch eine 
Bebingung, um fie zu einem vollendeten, felbfihereußten Organismus 
zu. erheben: die Bedingung ihrer Fortdauer! 

Hier muß ich mir erlauben, auf das Weſen des Organiomus 
zueüdyagehen. 

Feder Organiemus ift ein Inbegriff von Werkzeugen, vie ſich 
gegenfeitig Zweck und Mittel find, und der in feiner Totalität von 
einer Lebens⸗Idee durchdrungen wird, mit dem Streben nad Er: 
haltung and Fortbildung. — Die unermübliche Ihätigfeit der 
Natur fiheint nur darauf gerichtel, Organiſationen hervorzubrin⸗ 
gen, immer edlere und edlere, und an der Spitze dieſer Pyramide 
ſteht der Menſch, das Ebenbild Gottes, begabt wit dem göttlichen 
Zunfen des Selbftbewußtfeins. In demſelben liegt aber einmal pas 
Gottbewußtſein, als Duelle der Religion, nud ferner der Anſpruch 
und bie Hoffnung auf Fortdauer, als der mächtigſte Antrieb zur 
Sittlichkeit. Was würde; wenigftens für die Maſſen, aus ber 
Eittlicpleit werden, wenn ber Menfch nicht die Uebezeugung Yälte, 
daß er. das, was er ſich im dieſem Bereiche mihſam erkämpft hat, 
als ein wsiverlepbires Eigenthum mit fi Himauflongen werde durch 
Die Nacht des Todes? — Nun aber fol unfer xentralkändifcher 
Körper ebenfalls‘ Die Spipe zines großen Drgmeiöuns fein; er iſt 
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gebiſdet ans ven. bebentendſten: Iutelligenzen des Bandes, Begabt mie 
einer; Serle voll edlen Selbſtbewußtſeins wıb fomit darf ihm bie 
Gewißheit feiner Fortdauer nicht miangeln, wenn er ſich fühlen folk 
ats eine geiftig vollendete Organifation, 

Meine Herren! Wir haben bier zwar eine ehrenvolle Stel- 
fung, wir bilven eine glänzende Erſcheinung am politifchen Hori⸗ 
zonte, aber leider bie jebt nur eine kometenartige, deren regel- 
mäßige ‚Wiederkehr nicht zu berechnen iſt. 

: Wie: fol Die Freudigkeit in unferen Wirken, die Freudigkeit 
bei; perſobalicher Aufopſerung, das Bewußtſein unferer dauernden 
Mttzlichleit 'm. und lebendig - werben, wenn wir fürchten müflen, 
anfere Thaͤtigkeit durch den tobtartigen Schlaf einiger Decennien 
unterbrochen zu fehen, wenn das, was wir hier :gepflanzt haben, 
vurch und nicht fortgepflanzt werden kann, wenn wir unfere Er⸗ 
fabruugen nicht ‚benugen ‚dürfen, und nad) A Jahren, bis wohin 
nufere Rüuͤcklehr geſichert it, aus dieſen Räumen ſcheiden müßten, 
mit Dein Gebanlen, daß auf dem folgenden Landtage vielleicht eine 
andere Generation unſere Plaͤtze einnehmen duͤrfte? 

a; mine Herren, ſollen wir einen centralſtaändiſchen, 
vollendeten, ſeldſtbewußten Organismas bifsen, mit Allem ausgeſtat⸗ 
we zur fegensvollen GErreichung feiner ſittlichen Zwecke, foll die 
Thätigfeit des Yanbtages fortvauernd eine organifche Ratur be- 
Halten, und vor: det vulfawifchen gefchüßt- bleiben, fo würde un⸗ 
fer Allergnͤdigfter Königlicher Herr die Gnade haben müſſen, feinen 
koſtbaren -Berfafiinigögefienle noch das vollendende Geſchenk der 
Berlonizieät hinzufügen. Die chefurchtsvolle Bitte um dieſelbt ſcheint 
daher aus dem Grund einer innen Nothwendiglkeit gerechtfertigt. 

Aber auch ſchon die Nütxlichkeit ber Perlobigkät ift unver⸗ 
fenubar ! 

Wir weiten und darüber nicht tönen, meine Herren! Die 
Peribdizitaͤtsfrage iſt in ihrer gehofften Köfung bereits in bei 
Rechtsbewußtfein des DVolfed übergegangen. Was aber einmal 
varin lebendig if, ſucht ſich immer Geltung zu verfbaffen, wäre es 
auch nur in dem hrißen Wunſche darnach in eitter der dadurch ers 
zeugten :fieberhafen: Aufregung; die ſo bedenklich ſein würde. Ich 


habe die Ueberzeugung, daß dab Bolt Die gegemsärtige Berfaflung 
nur dann als eine abgeichloffene und befriedigende erachten werde, 
wenn es mit Gewißheit weiß, daß feine Bertreier in regelmäßi- 
gen Zeitabfchnitten von ihrem Könige beſchieden werben, um vor 
feinem erbabenen Blide das lebendige Bild des Landes zu ent: 
rollen, und ihm bie MWünfche und Bebürfniife deſſelben mit cher 
farhtövoller Offenheit vorzutragen. 

Sollte viefe regelmäßige Wiederkehr nicht in die Rändifche 
Verfaſſung gelegt werben, fo dürfte das Volk ſich won ihr ab- und 
im feinen Wünfchen einem audern naheliegenden Syſteme zuwenden, 
nämlich den Syfieme ber ſogenanmen Bollörepräfentation. 
Dieſes, auf den Genfus bafirt, führt immer das Kapital und feine 
Beſtger an die Siufen des Throned; dns Kapital aber iſt mebil, 
und gewährt nicht Die Garanticen der Stabilität, wie die Bertretung 
bes Grundbeſthes. Die Grundbeſitzer fühlen es tief und innig, wie 
fie nicht mur wit ihren traditionellen Sympathieen, ſondern auch mit 
allen ihren materiellen Interefien dem Throne angehören, daß fie 
mit demfelben fichen und fallen, und wem ſie ber Irene gegenüber 
quf die ihnen verlichenen Rechte einen fo hoben Werth legen, fo ges 
ben fie dadurch Bürgſchaft, daß ihnen aud die Rechte der Arane 
heilig find, und daß alles Blut in ihren Adern. ber Bertheipigung 
berfelben, wenn es erforderlich, gewihmet fein mürbe - 

Um nun bei und auch für die Zukunft ſchon den ofen Wunfd 
nach einer anderem Landesvertretung, ld die ſtändiſche, auf ven 
Grundbeſih bafirte, fern zu halten, müßte diefelbe durch die. Perio⸗ 
Disisät‘ des Landtages zur Vollendung gebracht werben. Periodiſche 
Wiederkehr und Unabhängigkeit der Vertreier werden dem Molke für 
alle Zeiten verbürgen, daß «8 feiner medernen Verfaſſung bedarf, 
um feine Intereſſen wahrzunehmen. 

Die Bitte um Perisbigiskt ſcheint mir mithin auch aus Grün⸗ 
ber Rüplidgleit, ſelbſt aus dem konſervativen Geſichts⸗ 
punkte, gerechtfertigi. 

Graf Adnigsmach: Die fo beredten und begeißerten Rercer 
aus Schleſten haben und aufgefordert, unſere Gründe witzutheilen 
welche die Motive zu unſerer Abſtimmmg ober unherem Bates ge⸗ 
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ben. Des Abnige Majefikt Hat uns Allergnäpigſt willen lüſſen, 
daß er umfere Anträge als Ionale entgegennehmen werde. Ich Ta 
«ifo danach feinen Anſtand nehmen, mid dieſer Bitte der Abthei⸗ 
bmg, die insd bier vorllegt, wnzufchließen, in ber feflen Zuwverſicht 
daß eine hohe Kurie den Allerhöchften Beſcheid hierauf, möge er ge> 
nehmigenb ober ablehnend auoſallen, in tiefftem unterthänigften Dan 
und Ergebenheit vernehmen werke. Ein geehrter Redner bat ns 


an den 18. Juni und unfere glorreichen Regenten erinnert. Fa die 


Erfuhrung lehrt uns, daß wir unter unſeren Regenten groß une 
mächtig‘ geworden And und unſer Vaterland als ein ‚gefegnetes zu 
betrachten iſt. Bertrauen wir alfo umferem Könige wwb Heren, mi 
lerhöchſt Er wird uns and) fernerhin führen. 

von Queſt: Ich glanbe, daß jedes hohe Mitglieb vieler hehe 
Verſammlung, che es dieſen Baal heute betreten hat, fein Vorum 
ehem bei ſich hatte, daß es ſchon genan wußte, wie es votiren müßte 
und daß felh Die. berebteſten Renner wicht im Stande fein wilden; 
ben ſchon gefupten Entſchiuß zu aͤndern. Ich kamn daher in keinen 
Weiſe weiter darauf einguwirken fuchen, irgend ein hehes Mitglier 
zu derjenigen Meinung himüberziehen zu wollen, vie ich ſelbſt habez 
ich glaube aber, daß der Moment ein ſolcher ſei, wo ehr offenes Be⸗ 
lenniniß nothwendig iſt, und ich bekenne daher, daß ich zur Mindti⸗ 
tät Der Abtheilung gehoͤrt, und daß bie im Ablheilungogutachten 
niedergelegten Minvritũtsgründe mich bewogen haben, der Bitte nicht 
beizuſtimmen. Aus dieſen Gründen glaube ich jedoch einen befows 
ders hervorheben zu vürſen, ben Rechtsgrund. Der Rechtsgruud 
iſt war in der Bitte unſerer Wötheilung nicht ausgeſprochen, aber er 
hängt ſich an eine aubere Bitte an, welche auf ben Fundamente des 
Rechtsgrundes ſteht, und ich kann es wicht über mein Herz "bringen, 
mid) einem derartigen Antenge anzufthließen, weicher ſich an dieſen 
fogenannten Nechtsboden auch nur Anlehut, wenn biefer auch nicht 
mehr ſichabar if. Es hat ein geehuter Nedner aus Gchleflen new 
18. Juni genannt. Es iſt dies flst einer ver verhaͤngnißvollſtri 
Tage für Preußen geweien, aber ex iſt nicht bios ein Tag ws 
Glanzges geweſen, ſondern auch der Tag, au weichen Preußen zum 
erſtenmale . gefibiagen ‚wurbe, zum erſtenmale eine Mederlage veiilt, 
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es if: auch der Tag der Schlacht bei Kellin. Zwar iſt es eine Nie 
derlage geweien, ans der Preußen fpäter um fe glänzenber hervor⸗ 
ging, und deshalb bin id) weit entfernt, ein enguͤnſtiges Prognoſtikon 
ms dem heutigen Tage für unfer Vaterland ſtellen zu wollen. Es 
it noch ein anderer Tag, der Schlachttag bei Fehchellin, we Bran- 
denburg vor zweihundert Jahren zum erſtenmale in ber Weltgeſchichte 
feime hohe Stellung eroberte und. wie ein Blig: glänzend hervortrat. 
Es fcheint das -Schidfal unfered Vaterlandes zu fein, daß feine Siege 
allemal erſt nach tiefen Niederlagen erfolgen, Der breißigiährige 
Krieg hatte und erſt miedergetreten, die Schlacht bei Kollin hatte 
une niebergewerfen, die: wälfche Fremdherrſchaft Hatte. ung Ichre 
lang niedergebrüdt, und erſt dann erfolgte der Sieg. Go mag audı 
ans der Niederlage, die bier vielleicht dem, was ich file Recht halte, 
beſchirden ift, einft dennoch der Sieg folgen. Und fo vertraue ich 
ferner zu unferem hohen König in voller Zuverſicht; aber noch mehr 
vertraue ich einem Könige und Herrn, ber über uns Allen if, ber 
uns fchirmt und fehäst und mein und unfer Alber chenres Baterland 
nicht wird zu Grunde gehen. Iniien, vielmehr bereiuft deſſelbe neu 
kwaͤftigen und erheben. 

Graf von Schalligotſch (Warmbraum): Ich Relle dem Yeutigen 
Tage nur günftige, erfreuliche Prognoftiie. Au bie ſchon angefühe- 
ven Fam ich die Bedeutung wohl amweihen, daß wir au biefem Tage 
das Geburtsfeſt einer Brinyefiin des. Königlichen Haufes feiern, 
einer Prinzeſſin, die als ein erlauchtes Mufler dev Frauen des Ba- 
teriandes ſich darſtellt. Auch ich feiere Heute meine geiflige Wie⸗ 
dergeburt als treuer Unterihan, ale Bafall, als Patviot. Hercus⸗ 
getreten aus den  heimatlichen Thälern, wo ich, fern von Staates 
gefihäften, für das Volf und mit dem Volfe Tele, fiche ich Hier, um 
eine große Aufgabe zu Löfen, die Aufgabe, an dee Bilpfamfeit ver 
Bändifchen Verfaſſung mitzuwirken. Se: Wiejeftät ber König reicht 
in ‚überfchwenglicher Huld und Gnade mir die Hand mb fat: 
Komm uud folge mir mit deinem Beirath anf dem Wege, der zum 
großen Ziele führt; was Wunder, wenn ich wir erlaube, die Hand 
Bärfer. zu drüden, ale ich es mir. font wohl zu thun:'enkanbi "haben 
märde; was Wunder, wenn: ich mic) 'unterfannge, den Arm des Kö⸗ 








wiglichen Herrn zu faflen, um bei ben Hinderniſſen auf diefem Mege 
quch meine ſchwachen Kräfte ihm anzubieten. — In. diefen Stans 
werde ich ſtets nach meiner Pflicht und nach meinem Gewiſſen han⸗ 
Dein und flimsme zumächit für Die Periobigiskt der Wiederkehr dee 
daudtags. 

Graf von ſondeberg Vehmen: Ein hochverehrtes Mitglied aus 
Schleſien bat gegen wein Amendement ich erklaͤrt und dabei zunächſt 
bemerklich gemacht, daß es an uns ſei, die Wahrheit zu reden. Eben 
das glaube ich ſowohl in den wenigen Worten, womit ich mein 
Amendement eingeleitet habe, als auch in dem Amendement felbft im 
vollfiem Maße geihan zu haben. Ich babe darin nur der Wunſch 
auogeſprochen, daß die verehrte Berfammiung der hohen Kurie ſich 
dahin ausfprechen möge, daß fie ſtatt der periobifchen Wiederkehr der 
Auoſchůſſe vielmehr eine yeriodifche Wiederkehr des Vereinigten Laud⸗ 
tages für entſprechend halte. Ich glaube, daß ich dam der Wahr⸗ 
beit fo nahe gekommen bin, wie es mögkich if, indem alle verehrten 
Herren Renner, welche ich bis jeht gehört, in diefer Weile ſich ge⸗ 
äußert habes. in anderer Borwurf ift dehin gegangen, ba ka 
Amendement feine Bitte enthalte. In dieſer Begiehung möchte ich 
mir erlauben, dem gechrten Mitgliede zu bewmerfen, daß die Ant, wie 
man Bitten flellt, doch verfchienen fein Tann, und daß Bitten in ſol⸗ 
her Art geſtellt werden künuen, daß fie, ohne Witten zu heißen, ned 
mehr als Bitten ſind. 

Fürft Fachneweky: Dagegen babe idy nur bie einzige One 
mag zu machen .-... 

Sandtage- Sarah: Ich werde in der Reihe fortfahren, 
Redner aufzurufen, wie ich fie notiert habe, und da if ber nie 
Graf von Arnim. 

Graf son Arnim: Ich habe bereitö in der erſten Sitzung bed 
Landiags meine Auficht dahin ausgeſprochen, das ich eime Periodi⸗ 
it des Vereinigten Landiags für wünichenämerth, halte, Ich habe: 
bie Erfüllung wiefes Wunfihes von ‚ganzem Herzen erfehi, und ih. 
glaube, es wird feiner ausbrädlidhen Erklärung meinerfeiss mehr be⸗ 
bärfen, um meine Auſicht dahin befannt werden zu laſſen, daß ich 
nach: wie vor Das Gedeihan unferer fländiicken Inſtitutzonen, wie ſie 
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gegenwärtig einmal Legen, nut in der Periedizitaͤt ves Bereinigien 
Yandiags erfennen kann. Es iſt von den Grunden vie Rede geweſen, 
die Hierfür ſprechen, und es will mie faſt fiheinen, als wenn man 
Waſſer in das Meer trüge, wenn man bie Gründe, bie daſür ſpre⸗ 
den wieberholen oder durch Darlegung neuer Gründe vermehren 
wellte. Ich gebe aber vollleumen zu, daß man fie finden koͤnne in 
ven älteren Geſetzen, ich sehe ya, duß man ſir finden fönne in ber 
Rüsfichteit. 

Die Ältere Gefehgebung and das Geſetz von 1828, als Das zu⸗ 
nachſtliegende, ſtellt die Bildung allgemeiner Laadſtaͤnde in Ausſicht. 
©. Majeſtt der jept regierende Koͤnig bat die periodiſche Wieder⸗ 
Kr ver Provinzial⸗Landtage verfügt, es beſtehen alſo, es beſtanden 
bis zu den Verordnungen vom 3. Februar periediſche Gtänse-Bers 
fammlungen. Se. Majeſtaͤt hat jetzt die periodiſche Wiederkehr ver 
Veveinigten Aucſchuſſe verfügt, und es kann daher allechings mir Bes 
zagnahme anf die Ältere Geſetzgebung fi, fragen, ob der Wunſch ge⸗ 
rechtfertigt ſei, die periodiſche Wiederkehr der Provizial⸗Landtage 
nicht durch Die periodiſche Wiederklehtr der Ausſchuſſe in Beziehung 
auf vie eigentlichen allgemeinen landſtaͤndiſchen Redyte erfegt zu ſe⸗ 
ben; es kann fi, fragen, ob ver Wunſth nicht gevechtfertigt fei, mit 
Bequg: auf die Altere Geſetzgebung die Verfügung Gr. Majeſtät 
über vie periodiſche Wiederkehr ullgemeiner flänifcher Berfammiungen 
in dem Bereinigten Landtage verwirklicht zu fehen. Ich glaube, 
daß dieſe Deugnuhme eine ſolche iſt, die volllommen begründet ers 
fheint; ich hege wenigftens die Anſicht, daß in ˖ ver. periebifdgen 
Mederbehr ver Ausſchuͤfſe allen ein Erſatz: für pie periodiſche Beru⸗ 
fang ver Provinzial⸗Kundtage nicht zu finden iſt. Sch wuͤrde, wenn 
nicht der Vereinigte Landtag da wäre, in der periodiſchen Wiederkehr 
ver Yusfchäffe keinen Erſatz finden, id) würde dann vorziehen, eine 
periobifdhe Wicherfehr der Provinzial⸗Lanotage in ver. biaherigen Weiſe 
beizubehalten. Bei dem Hinzutvitt des Vereinigten Laratags aber wird 
man Freilig die periodiſche Wiederbeht ver Provinziul⸗Landtuge in Hin⸗ 
ſicht ihrer bisherigen laudſtaͤnbiſchen Wirkſamkeit, wie ſte ihnen vwecd; 
von Beirat; zu allen allgemeinen Geſrhen, durch die, wenn auch nicht 
ſDemlich and ausrrudlich gewaͤhrte, bach materiell db fektiſch nicht 
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beſchtaͤnlte Befugniß, allgemeine ‘Petitionen vorzutragen, gegcban 
war, gern dahin geben, Ich glaube .alfe, e&-if der Hinzutriit des 
Baeretnigten Landtages eigentlich dasjenige, was die bisher beftchen- 
den peripbiichen ‚‚Berfammlungen der Provinziai⸗Landiage in dieſer 
Desichung (Henn in anderer follen fie ja. fortbsfiehen) erfeßt. Da 
Hinutritt. des Dereinigten Landtages kann aber felbftrebend von Gin 
wirfung hierauf nur dann fein, wenn feine Eriſtenz eine geficherte if, 
Nach der Verordnung vom 3. Februar ift fie aber von Ereigniffen, 
von Umfläupen abhängig, deren Kinhrit wir nicht einmal wünfden 
Hönsen. Esg iſt zwar nicht ausgeſchloſſen, Daß auch in anderen Fäl⸗ 
ken die Zufammenberufung erfolgt, aber geſichert, verheißen ift fie 
nicht. Eine Berfowmiung alfo, deren Zufammentritt nur von Um⸗ 
Rönden abhängig it, die wir nicht einmal wünſchen follen, lann je⸗ 
nen Erſatz nicht gemäheen. Wenn alſo dieſe jetzt beſtehende perios 
diſche Einberufung einer ſtäͤndiſchen Verſammlung, ber Provinzial⸗ 
Landtage, Die das Recht des vollſtaͤndigen Beiraths in allen Geſetzen 
hatten, die eine materiell nicht beſchränkte Petuions⸗VBefugniß übten, 
wenn dieſes, füge ich, erſetzt werben ſoll, ſo kann fie meiner. Mei⸗ 
nung nach nur durch, Die periobifche Wiederlehr einer Verſammlung 
erſetzt werben, Die, wie der Vereinigte Landtag alle jene Befuguifle 
in füch begreift, und infofern einen vollftaͤndigen Erfah biete. Des 
ift der Gefichtöpunft, weswegen ganz im Sinne, den Se Majekät 
felbft in dem Patent niedergelegt haben, indem Cie dieſes an die 
Ältere Gefeßgebung anfnüpfen, die Abtheilung den Wurſch in dieſer 
Beriehung wohl begründet ernchtete, Ob man weiter gehen, ob man 
fagen.:will, es feien dem Laube Verheißungen gegeben, die ſich nach 
der Anſicht Einzelner nicht vollſtaͤndig in dem Patente erfuüllt finden, 
— worüber, bei dem ums belaunnten erſten Entwurfe Der Adreſſe, 
vielfach debattirt wurde, — ober ob man dieſe Anficht nicht gelteg 
laffen und lediglich fagen will, daß Die periodiſche Wiederkehr Des 
Wereinigten Landtages nügtich fei: das find ragen, deren Veant⸗ 
wortung, wie ſehr richtig. bemerlt worden iſt, Eigenthum jedes Eins 
zelnen. iſt. Es fanu:nicht darauf ankommen, daß man, indem man 
ſich zu einer Bitte vereinigt, fih auch in allen Punkten über deren 
Grande werelnige: Am wenigſten iß dies vorliegenden Falls fig 


unfere Kurie noͤrhig, denn es ift wicht erforderlich daß dieſelbe 
Gründe in dieſer Beziehung anführe. — Hier komme ich auf das, 
was von einer Seite ſchon hersorgehoben worden if, ob naͤmlich 
die Kurie überhaupt Gründe anzufähren habe. Gefepticd, liegt nach 
Meiner Meinung die Sache fo, daß die Kurie, von der die Bitte 
ausgeht, nad 9. 26 des Reglemente Gründe hierfür anzuführen 
hat; dies find die ausbrüdtichen Worte des Reglemente. Die ans 
dere Kurie aber, an welche diefe Bitte zur Erftärung gelangt, hat 
ihrerſeits — das find wiederum die Worte des Reglemente — ſich 
nur Aber den Befchluß der anderen Kurie dahin zu erklären, ob fie 
ihrer Bitte beitritt ober nicht, oder ob fie ihr mit Mobififationen 
beiteitt; über die Gründe hat fie nur eine Weußerung abzugeben. 
Ich glaube alfo, daß wir nady dem Geſetze in Beriehung auf die 
Gründe, die in der Petition der Kurie der drei Stände für ihre 
Bitten angegeben find, vollfommen in der Lage find, zu fagen: Wir 
befchränfen wie und vorgefchriebene Aeußerung in dieſer Beriehung 
daranf, daß wir ohne näheres Eingehen in die Gründe, da dort die 
Zuftimmung zu der zu ftellenden Bitte aus verfchiedenen Motiven 
erfolgt ift, vollfonmmen vertrauen, daß Se. Majeftät am beflen dies 
jenigen Gründe erwägen und erfennen werben, aus denen Sie die 
von und verhoffte Gewährung der Bitte eintreten zu laſſen Sid; be: 
wogen finden. 
(Bravoruf.) 

Ben aber die hohe Kurie in der Rage fein ſollte, der jenfei- 
tigen Bitte nur mit Modiſtkationen beizutreten, ‘fo glaube ich, ift fie 
gereiffermäßen verbunden, dieſe Mobdififationen, und weshalb fie die: 
ſelben für angemefien hätt, zu begründen, nnd das wird auch, glaube 
ih, wie es fich bereits im Gutachten findet, fehr füglich geſchehen 
fonnen. Es ift bereitö von mehreren geehrien Rednern, Die ſich für 
das Abtheilungs⸗Gutachten ausgefprochen haben, in dieſer Hinficht 
gefagt, man finde Feine Veranlaffung, Se. Majeſtät gerade um die 
Einberufung in ein oder zwei Jahren zu bitten, weder in ven früs 
heren Geſetzen, noch fei die Nüplichfeit einer zweijährigen Einberu⸗ 
fung unzweifelhaft. Deshalb vereinigen wir uns bahin, unferen 
Beitritt -an die Mobififation zu fmüpfen, Daß es Sr. Majeftät über: 


laſſen Bleibe, zu. beſtimmen, melde Friſt Ihaen bie gerignetiie:fcheike, 
Ob die in der: zwriten Verordnung vom 3. Februar, auf welche Se 
Majeſtuͤt in der Botſchaft ſeibfſt Bezug nimmt, vorgefehriebene. Bes 
riobizität. der: Bereinigten Autſchüſſe von 4 zu 4 Jahren angeorbhet 
werden fol; oder ob.. die Zuſammenberufung alle 2 ober 3 Jahre 
die zweckmaͤßigſte ſein wird,. ons iſt eine. Frage, über bie fa ver⸗ 
ſchiedene Anfschten in der Berfammlung laut geworden find, weiche 
einer fo forgfältigen und reiflichen Erwägung bedarf, daß bie Ent 
fheidung über dieſe Frage füglich dem Gefshgeber anheimzuſtellen 
fein wird. Das item Grund und, wie ich weine, ein vollwichtiger 
rund. für die Mokififation, weldye die Abtheilung ber haben Kurle 
vorgeſchlagen ‚hat, und ich glaube, Daß dieſes wohl ein folcher waͤre 
ver Diejenigen Herren, wolche dem Antrage der Abtheilung in Ber 
siehung auf die Bitte ich anſchließen, auch beſtimmen könnte, ſich 
dem Antrage in Beziehung auf bie Grabe anzuſchließen. 

Ich wende mic; nun zu ber Frage,’ die. chen, wie. mir ſcheint 
fireilig, ja, vieleicht. allein ſtreitig iſt, weil, wie bereits ein gechrtes 
Mitglied ans Schleſien mir gegenüber erklaͤrt bat, wohl Keiner umter 
uns ift, ‚ver, wenn er fh in das Herz greift, nicht fagte: ich bin auch 
überzeugt, eine gedeihliche Eruwickiung, ein geveihliches Fortgehen it, 
wie die: Sache Tiegt, nur von der periodiſchen Wiederkehr des Ber 
einigten Landtages zu hoffen. Ich wende mid) alfo zu der. Frage: 
sb. e8 an der Zeit, ob es angem.effen fei, eine Bitte an Se 
Mapftät deshalb zu richten? Es Liegt diefe Frage zunächſt fo, ob 
ed angemeflen. fe, einer Bitte, die deshalb von der Kurie der Dec 
Stände. geſtellt i,. ſich anzufchließen. Gin verehrtes Mitglicd, 
von dieſen Sitanppımite die Frage richtig auffaffend, hat ausgeführt 
es würde dagegen geſtimmt haben, weun die Bitte von dieſer Kurit 
ausgegangen wäre; etwas Anderes wäre es aber, ba bie Bitte von 
der Autie.dex. drei Stäride herübengelommen fei und es ſich alfo nur 
you dem Beitritt handle. Ein verehrte Mitglied aus der Rheim⸗ 
Provinz bat. dagegen auf die große, ja Aberaus große Majowisät im 
jener Kurie hingewielen. Es Fönnte dieſe letztere Aeußerung fo gedeu⸗ 
zet werden; — obwohl ich fie nicht fo deute — daß dadurch gleich⸗ 
ſam der Sebfifländigfeit der Herrenstürie zu nahe getreten ‚werde 
Ich glaube, dieſe Rüdficht wird nicht für unferen Befchluß leitend 





fein, mag ve autfallen, wie er will. Ich nehme Fr die Herren⸗Kurie 
bie Stellung in Aufpeuch, daß fie and jedes Mitglied in ihr bie 
vollfte Unabhaͤngigkeit behaupte, die fick in .Ränbifchen und bürger- 
lichen Beziehungen überhaupt behaupten läßt; das halte ich für wie 
rechte Stellang, die jedes Mitglied hier einzunehmen bat. Ich fee 
voraud, daß jedes Mitglied jeder Kurie als ſolches die perfönliche 
Unabhängigkeit im Herzen trägt; aber allerdings haben die Mitglie⸗ 
der einer Verfammlung, die gewählt wird, ſich in einem gewiſſen 
Ginlange mit einem engeren oder iveiteren Kreife von Perſonen zu 
erhalten, die fe als .Werireter .in dieſe Verſammlung gefenbet Haben. 
Fedes Mitglied jeder Kurie hat ferner die Rückſicht zu nehmen, 
welche die Ehrfurdt, wie Unterthauentreue gegen Se. Maichtät ben 
König. gebietet. — Judem aber jene Rädficht auf die Suurmittenten 
bei den Mitgkiebern unſerer Kurie nicht obwaltet, ift ihre Stellung 
eine eigenthümliche, dadurch, daß fie nur jene Iehiere Ruͤckſicht zu 
nehmen Hat, jene Rüdficht der Ehrfurcht gegen Se. Majehät und 
ber Unterthanentrene, daß fie übrigens Niemunvem Rechenfchaft ſchul⸗ 
vig:.ift, als dem eigenen Gewiſſen, daß ihre Mitglieber and eigenem 
Rechte hier find, daß fie auch nicht zunächft als Vertreter einer Kör⸗ 
perſchaft, fondern nur als Vertreter des Landes, als eines Ganzen 
bier. ſichen. Wir haben all vorzugsweiſe vie Bflicht, "hier Das, 
was das. Rand wünfcht, in der Weiſe ausswfprerhen, wie jeber Gin⸗ 
jene von und ed aufgefaßt hat, und dabei und von feinem Äußeren 
Einfluß leiten zu. laſſen, Feine Rüdficht weder auf andere Verſamm⸗ 
lungen noch auf Kommittenten zu nehmen, fexbern nur und allein 
unferem. unabhängigen, ehrlichen .Bewiflen zu folgen, und wir ha⸗ 
ben in. dieſen Aeußerungen aux die Rüdficht zu beobachten, daß wir 
die surgefiummte, bie eingewargelte Ehrſurcht gegen Se, Majeſtät ven 
König nidyt verlegen. 

Es fragt ſich alfe, veriekt Denn eine Bälte, wie. die Abtheilnng 
fie vorſchlaͤgt, dieſe Ehrfurcht? Ich brauche wohl wicht erſt Nein 
ww fagen. Ich frage Jeden won. ven Herren, die anweſend finb, wo 
derin ehond Unehrerbietiges liegt? Ich frage, ob Jemand fagen 
fanu,. wenn wir Se. Majeſtüt unserthänigft bitten, das Prinzip, 
welchas Sie ausgefprechen haben, für bie Praniminldiunbtage, für 
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bie Muöfchäfle, das Prinzip der Periobizität auch auf. biefen central 
ftändifchen Körper zu übertragen, den Sie, — ich glanbe nicht un- 
beicheiden zu fein, wenn ich Died vermute — ald die Schöpfung 
betrachtet haben, die aus Ihrem felbfteigenften Willen hervorgegans 
gen ift; ich frage, ob Jemand jagen fann, daß es etwas Unehrer⸗ 
bietigeö if, wenn wir darum bitten und bie Frage, ob die perios 
diſche Wiederfehr in zwei, drei oder vier Jahren ftattfinden folle, 
verirauensroll Sr. Majeftät überlafien. — Wenn Jemand ganz un⸗ 
befangen und unverbereitet in diefe Verſammlung träte und man 
legte ihm Die Frage vor: if dies wohl eine ehrerbietige Bitte? 
Wenn Jemand füme und fähe, daß darüber noch eine große Spal- 
tung zwiſchen Mitgliedern der Verſammlung befteht, wie wir heute 
vernommen haben, daß Ginige eine Art Inehrerbietigfeit in dieſer 
Bitte fehen: ich glaube faſt, es wäre ihm unbegreiflich. 
(Eine Stimme: Sehr gut, fehr richtig.) 

Ich frage nun ferner, ob denn die Gründe, mit benen man 
das Unzeitgemäße ſolcher Petition behauptet hat, ſtichhaltig . find, 
und ob nicht viele Gründe dafür fpredjen, daß es gerade im Juter⸗ 
efie der Krone hoͤchſt wünfchenewerth ift, daß die Petition ausge 
fprachen werde. Man bat davon gefpeochen, es Fönnte darin eine 
Art Kompelle gefunden werben; es liege namentlich nad) den Erfah⸗ 
rungen, die wir auf diefem Landtage gemacht hätten, in biefer Bitte 
ein Kompelle. Aber gerade, wenn man auf die Erfahrungen dieſes 
Landiages hinweiſt, möchte darin eine Unterſtützung dafür liegen, 
daß wir dieſe Bitte offen ausſprechen. Im ihr liegt das Kompelle 
gewiß nicht. Iſt ferner die Grfahrung als eine foldye hingeſtellt wor⸗ 
den, die erfi nach vier Zahren eintreten könne, weil in ver Aller 
höchflen Botſchaft dies als Motiv dafür angedeutet fei, daß in vier 
Jahren der Vereinigte Landtag wieder. einberufen werben folle, fo 
frage ich, ob es denn noch eines Landtages bebürfen wird, um bie 
Erfahrung in uns feflguftellen, daß die Periopizität nothwendig fei? 
Ich glaube wahrlich nicht, daß es hierzu der Erfahrung eines neuen 
Landiage& bedarf. Ich glaube, der diedmalige Landtag hat un 
diefe Erfahrung in vollem Maaße gegeben, ja, ich möchte fogar ſa⸗ 
gen, es bedurfte kaum dieſes Landtages dazu, denn ehe er zuſam⸗ 
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mentrat, war fihon in allen Mitgliedern der Wunf rege, daß bie 
periodifche Wiederkehr ausgefprochen werden mödhte, und ich zweifle 
nicht, wenn die Regierung fle für nüglich und rathſam Hält, daß 
fe eben fo wenig die Erfahrung eines zweiten Landiages bedürfen 
wird, um ſich über die Frage der Periopizität beſtimmen zu laſſen. 
Ih glaube, wenn Se. Majefät die Periodizität an fih näglich hal⸗ 
ten und gewähren wollen, daß Se. Majeſtät dann nicht erſt die Er: 
fahrung eines zweiten Landtages bebürfen werben; wenn Sie aber 
die Periopizität an ſich nicht gewähren wollen, glaube ih, daß Sie 
eben fo wenig werben abmarten wollen, welche Erfahrungen ber 
zweite Landtag in diefer Beriehung biete. — Deshalb glaube ich, 
dag wir mit vollem Grunde ſchon jest fagen fünmen,- die Pertobi- 
zität des Landtages halten wir für höchft wünfchenswerth und noth⸗ 
wendig zum Gedeihen der fländifchen Inſtitutionen. 

Es fragt fh nun, Fönnte denn anf einem Wege, ber vorhin 
von einem geehrten Bitgliede aus Weſtphalen vorgeicdhlagen worden 
iſt, derſelbe Zweck erreicht werden? Könnte die Sache anders, als 
Betition behandelt werden? Mir ſcheint außer Zweifel, daß «6 
nur zweierlei giebt, entweber eine Bitte an Ge. Majeſtät zu richten, 
oder überhaupt feine Aeußerung hierüber an Se. Majeſtät zu rich⸗ 
tem; ein Drittes giebt e8 nicht. Ob es num im ZIntereſſe liegt, biefe 
Bitte in, ich möchte fagen, undentliche Formen zu Melden, oder in 
Deutliche, das iſt eine Frage, vie ich der Beurtheilung der hoben 
Berfammlung anheimgebe. Ic kann in dem, was dort vorgefchla- 
gen worden, der Form nadı feine Bitte erfennen; es iſt die Aeuße⸗ 
rung einer Anſicht, aber kein Antrag, feine Bitte. Es if aber, wie 
ih vorhin bemerfte, nach meiner Meinung im Intereſſe der Regie: 
tung, daß eine Bitte in diefer Beziehung an fle gelange, weil Se. 
Majeſtaͤt gefagt haben, das ſtaͤndiſche Infitut fei Sifdumgsfähig, weil 
Se. Majeflät und auf den Weg der Petition verwiefen haben, weil 
wir gefehen haben, daß von verfchiedenen Seiten man von dem er: 
fen Tage an die Anficht gefaßt hat, es handle ſich hier nicht von 
Petitionen, fondern von Verwahrungen, von Inanfpruchnahmen ber 
Rechte, und weil die Bemühung derer, die, wenn ich fo fagen foll, 
gemaͤßigtere Anfichten hegen, derjenigen, bie bei jedem Punkte fid 





and) das Möglide vor Augen halten, dahin gerichtet geweſen finb, 
die Wünfche und Anfichten, die fich in jener Form geltend machen 
wellten, in Den. Weg der Petition zu lenken. Und Se. Majeſtaͤt 
haben fie durch die Allerhoͤchſte Botichaft in den Weg der Petition 
gewieien, und Sr. Majeſtät Kommiſſarius hat in den Berhand- 
lungen der Drei-Stände-Rurie fie wieberheit in den Weg ver Ber 
tition gewiefen und erflärt, daß Petitionen der Weg fei, den ber- 
jelbe als den der Berfländigung angerathen habe; ja, der Her 
Landtags⸗Kommiſſar bat ſelbſt eine Bitte für loyal erflärt, welche 
dahin gerichtet wahtde, daß jene echte nicht gegeben, fonvern aus 
erfannt werben möchten. Cr. Majeſtaͤt Lommiflarius haben alfo 
eviennt, daß felbh in einer Bitte dieſer Art nichts Illoyales liege. 
Ih frage alfo, ob nad dieſem Borgange in der anderen Kurie 
das Berfahren der Herren⸗Kurie für ein illoyales gehalten werben 
konnte, welches dieſe Bitte redazirt auf die chrerbistigfte, Seiner 
Majehät Ermeſſen am wenigſten vorgreifenne Form! Ich glaube 
hiermit, eins für allemal jede Möglichkeit der Beſchuldigung eine 
Illoyalitͤt jzurüdweifen zu koͤnnen. — Cine ſolche Bitte if 
aber in einer Weiſe zu ſſtellen, die zu ver Entwickelung und 
Hortbildung, die von Er. Majeftät in Ausſicht geſtellt iſt, fuührt, 
und was ich bier fage, gilt von allen ven Bitten, bie ihren 
Grundgedanken nad in der vorliegenden SBelition auszufprechen find. 
Es ift nad meiner Meinung von hoher Wichtigkeit für die Krone, 
daß fie bei dem Geſchaͤfte der Fortbildung dieſer Inſtitution, wenn . 
ih fo fügen foll, flare, bimbige Erklärungen des Landtags vor ſich 
liegen babe, wodurch fie in der Lage if, ohne weitere neue Diekufs 
fionen über dieſen Gegenſtand einfach dasjenige zu wählen, dasjenige 
zu thun, badjenige zu entſcheiden, was fie für heilſam hält, um fort 
zubilden. Ich halte die Sicherheit der ſtaͤndiſchen Inſtitutionen, Die 
Fehfteflung derſelben, fo daß nicht fortwährend baran gerättelt mb 
wieberum umgeworfen und wiederum veränbert werde, für ein Ziel, 
Das je cher, je lieber erreicht werben muß. Se. Majeſtät haben 
eine Fortbildung in Ausſicht geftellt, haben son ferneren Rechten ge- 
ſprochen, die Deu Landtage im verfafluugsmäßigen Wege gegeben 
werben könnten, und ed iſt alſo nach meiner Ueberzengung im ‚Bis 
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terefie der Krone, wenn die Sünde ihre Bilten in dieſer Begichung 
in einer .offenen, deutlichen, beftimimten Erklärung ausſprechen, wo 
nun Se. Majeftät entſcheiden faan, was Sie thun und enticheiden 
mögen. Dans wird das bald vollendet fein, was fonft erft durch 
weittäufige Erörterungen uud Diskufitonen vielleicht in weiter, weis 
ter Ferne könnte feftgefieilt werben. Und wenn ein gechried Mit- 
glien gegenüber ven Rechtsboden als etwas betrachtet hat, was es 
vperhorreszirt, wovon ed meint, daß dies nicht der Grund wäre, auf 
dem wir uns zu bevegen hätten, jo hat Se. Majeſtät Selbft gerade 
ven Ader des Rechts als den der Könige bezeichnet, und ich glaube, 
ich taͤnſche mich nicht, wenn ich füge, daß bei der ganzen vorliegen 
ven LRegislation Ihnen der Gebanle vorgeſchwebt hat, daß es gerade 
darauf andomme, der Ungewißheit. ein Ende zu machen, bie feit 23 
Sahren in Bezug auf die Bildung ımferer ſrͤndiſchen Juſtitutionen 
bad Land bewegt. Seht gilt es num eine neue, lehte Phaſe, näm- 
Ach diejenigen Wünſche aut werben zu: lafien, bie auf die Bollen- 
bung diefer Bildung gerichtet find, und bazı halte ich es für ben 
nützlichſten Weg, wenn die Stäbe mit beſtimmten Binträgen vwors 
treten, damit die Krone nicht erft ihrerſeits mit Borichlägen zu 
fommen babe, über die fie den Beirath ver Stände vernimmt. — 
Denn, taͤuſche ich mich nicht, wemn es auch das Patent nicht Bar aus⸗ 
ſpricht, fo wird doch feine weientliche Aenderung Seitens ber Krone in 
der ſtaͤndiſchen Gefepgebung vorgenommen werben, ohne ben Beirath 
ber Stände zu hören, abgeſehen von der Bitte, die fpäter von uns 
darauf gerichtet werden foll; das wirb nicht gefchehen, den Glauben 
babe id. Und nimmt man das an, fo frage ich, iſt es vortheilhafter 
für den Entwidlungdgang, für die raſche Beendigung des unficheren 
Zuſtandes, daß Die Krone am nächſten Bandinge mit Vorſchlägen und 
am übernächften Landtage mit ihrer Entſcheidung hervortrilt, ober 
daß gegemwärtig beftimmte Antraͤge formuliet werden? Ich muß 
mich entichieden für Das. Letztere erflären, und das iſt ber rund, 
den ich ſtets geltend gemacht habe, daß eine Petition über biefe 
Punkte nicht wur nicht unehrerbietig, nicht nur nicht unzeitgemäß, 
ſondern daß fie eine wahre Rothwenbigfeit unter ‚den gegenwärtigen 
Umfohnden fei. Die Annahme des Abtheilungs⸗Gutachtens alſo habe 





ih aus dieſem Gefichtöpunfte gerade befürwortet, weil fie Diefen letz⸗ 
ten Punkt fo deutlich ind Auge faßt, „Se. Majeät allerunierthä- 
nigft zu bitten, die periodifche Einberufung des Vereinigten Land⸗ 
tags in einer von Allerhoͤchſtdemſelben zu beftimmenden Friſt Aller 
gnädigft ansfprechen zu wollen.” Gerade dieſer Punkt dient dazu, 
um diefe wichtige Frage durch eine Beftimmung Sr. Majeſtaͤt zur 
Sicherheit, zur definitiven Entfcheidung zu bringen, und deshalb muß 
id mid) dem Amendement, welches eingebracht wurde, entgegen er⸗ 
fären. Daffelbe würde babin führen, daß feine Bitte ausgefpros 
chen würde; es bewegt fich auf dem Gebiete deſſen, was bie: Kurie 
für wünſchenswerth, was fte für müglich häft, aber nicht auf dem 
Gebiete einer Bitte. Es fagt, die Kurie flelle die Erledigung an- 
beim; das nenne ich Feine Bitte, das ift nach meiner Meinung etwas, 
was ſich von felbft verfeht. Denn daß die Frage wichtig ift, ob 
der Bereinigte Landtag oder die Ausſchüſſe periodiſch zuſammen kom⸗ 
men, darüber bedarf es feiner Erörterung. Indem alfo diefer wid 
tige Gegenſtand Sr. Majeflät zur Erledigung anheiingeftellt wird, 
wird etwas angeregt, was Se. Majeltät von felbft shun werben. — 
Gerade an das, was hierin von felbft gefchehen wird, fei mir ſchließ⸗ 
Hd erlaubt, noch eine Bemerkung zu fnüpfen. Es if gewiß bei 
Manchen, die Bedenken tragen, der Petition beizuſtimmen, die An- 
ficht vorwaltend: es wird ja von felbft gefchehen, es ift ja der als 
gemeine Wunſch des Landes, es wird gefchehen, ohne daß wir darum 
bitten. Run, da frage ich dann, follen wir denn etwa nur Bitten 
an Se. Majeftät richten, von denen wir bezweifeln, daß fie erfüllt 
werben, von denen wir nidyt gewiß wiſſen, ob ihnen ber allgemeine 
Wunſch ded Landes zur Seite fieht? Ich glaube, daß es gerade 
fehr ſchön tft, dann eine Bitte an Se. Majeflät zu richten, wenn 
wir wiffen, daß wir fie richten im Ramen des ganzen Landes, und 
daß wir faft die Zuverficht hegen fönnen, daß. Se. Majefiki fie er- 
füllen werbe. i 

Graf von Sandsberg: Ich erlaube mir, kurz zu berichtigen, daß 
ich weder von einem Kompelle, noch von einer Illoyalität der Faſ⸗ 
fung des Ausfchuffes gefprochen habe, wie man leicht aus ben Wor⸗ 
ten des legten geehrten Redners fihließen koͤnnte. 

EEs melden fi einige Mitglieder zum Wort.) 
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Seubtags- Merſchall: Wir werben in der Orbmung fortfahren. 

Fürft zu Win: Ich bin dem gechrten Mitgliede, das eben 
geendet hat, fehr dankbar dafür, daß es mic anf eine Stelle im 
meinem Bortrage aufmerkfam gemacht hat, die verfcyiebener Deutung 
fähig iſt; ich bin ihm dankbar dafür, daß es diefer Stelle diejenige 
Deutung gegeben hat, die fie haben fol. Ich fürchte mich aller- 
Dinge nicht vor dem numerifchen Uebergewicht in jener Kammer, 
fondern ich beuge mich nur vor den überzeugenden Gründen, bie fie 
‚vorgetragen bat. 

son Ausft: Bon dem vorigen geehrien Heren Redner ans der 
Maut iR bemerkt worben, daß ein Mitglied gefagt hätte, es per⸗ 
horreszire den Rechtsboden. Wenn fi das auf meine Worte be 
ziehen follte, fo glaube ich dies nicht ausgeſprochen zu haben, indem 
ich im Gegentheil den Redytöboden für den ficherften halte, der eriflirt. 
Ich perhorresjire nur, daß eine Belition an Se. WMajeflät in dieſer 
Angelegenheit zu richten fei anf Grund eines vermeinten Rechtsbo⸗ 
dend. Ich kann nicht zugeben, daß in biefer beregten Angelegenheit 
irgend ein Rechtsboden eriftirt, um daraufhin eine Bitte an Ge. 
Majeſtät richten zu dürfen. Sch befcheide mich in jeder Weite, vie 
Gruͤnde anzuführen, welche ich anführen Mönnte; ich glaube, daß es 
vielfach und hinreichend von allen Seiten gefchehen if, und wenn 
felbft der höchſte Gerichtohof in der Welt einen ſolchen Ausſpruch 
thun möchte, fo glaube idy, könnte man feinen beſſern Gegenbeweis 
anführen, ald daß derjenige Mann, der als Rechtslehrer die höchfte 
Stelle in Europa einnimmt, bereits ein gerabe entgegengefebtes Ur⸗ 
theil ausgefprochen bat, was für ale diejenigen vollig maßgebend 
iſt, die meiner Anficht beiſtimmen. 

Zürft Sihnswehy: Die Gründe, weldye mein verehrter Kollege 
aus der Mark Brandenburg gegen den verehrten Rebner aus Weſi⸗ 
phalen eniwidelt hat, überheben wich aller weiteren Bemerkungen. 
Ich finde Alles darin, was ich dem verehrten Rebner ans Weſt⸗ 
phalen gegen fein Amendement bemerten wollte. 

Graf son Sandsberg: Ich babe mich vorhin ſchon ausgefpro: 
dyen und glaube, das nicht wiederholen zu follen. 

Fürft Sihuswsky: Und die Antwort iſt Darauf gegeben worden. 


— 1 — 


Graf won Yerk: Ich wollte dem verehrten Mitgliebe, wel⸗ 
ches in Bertretung des Fürften von Rheina-Wolbed gegen dad Gut⸗ 
achten der Abtheilung gefprochen hat, eutgegnen: daß er ſich in fei- 
ner Rede allerdings der Aeußerung beviente, er habe ſich darum der 
Minorität angefchloijen, weil er glaube, daß, wenn aud) nur verftedt, 
etwas von dem Rechtsboden dieſer Bitte inhärire. Ich glaube, das 
ſiud die Worte geweien. Er hat mit fo fichtbarer Bewegung ges 
fprechen, daß ich mich habe fragen müſſen, was denn der Grund Dies 
. fer Bewegung fein fann, und ich glaube, ihn darin gefunden zu has 
ben, daß eben das Wort Rechtsboden jetzt aus der allgemeinen Gel⸗ 
tung berausgetreten und eine befondere Bedeutung erhalten bat. Ich 
erkläre ed mir fo, daß unter dem Rechtsboden verftanden wird ein 
feſtes Beharren auf gewiſſen Ausfprüchen gewiſſer Gefehe, aus denen 
man Rechte folgert, und daß dies unter dem Ausbrude „Rechtsboden“ 
verftanden fei; denn warum ich eine Bitte an Se. Majeftät den Kös 
nig nicht in aller Unterihänigfeit richten fol, wenn ich fie für recht 
lid) begründet eradyte, das vermag ich nicht einzufehen. Es find bei 
einer früheren Gelegenheit, bei der Moreß-Debatte, allerdings ſolche 
einzelne beftimmte Punkte und Geſetze berorgehoben worden, aus des 
nen man Kolgerungen gezogen bat. Ich laffe für jetzt ganz babingeftellt, 
inwieweit man biefe anerkennen oder nicht anerfennen will, inwiefern 
ich dieſer Anficht beiftimme ober nicht; es liegt für mich eben in dem 
allgemeinen Ausſpruch, in Beziehung auf die frühere Geſetzgebung, der 
Vortheil, daß Niemand in feinem Gewiſſen bebrängt oder befchränft 
wird, ſich zu den einen ober dem anderen oder zu allen Bunften zu 
befennen; daß aber eine Beziehung auf die frühere Geſetzgebung ſtati⸗ 
findet, das hat, wie ein hochverehrter Redner aus der Provinz 
Brandenburg bemerft hat, Se. Majeltät der König felbft ausge, 
fprochen; ih kann alfo darin weder eine Unehrerbietung noch eine 
Illoyalitaͤt erbliden, und ich möchte gerade deshalb auf dieſen Aus- 
druck ein befonderes Gewicht legen, weil id) dadurch überhoben werde, 
auf eine ausführliche Darftelung von Gründen einzugehen. Ich 
felbR bin der Meinung, daß man es nicht thun fol. Wenn übri- - 
‘ gend die Nothivendigfeit ausgeſprochen wird, fo muß fie doch quch 
eine rechtliche Begründung haben; denn fonft wäre fie feine Noth⸗ 


wenbigfeit, ſondern eine blinde Zufälfigfeit, und ich glaube, die hohe 
Kurie, welche die rechtliche Begründung einer foldyen Bitte ganz 
außer Augen ſetzt, würde viel mehr auf eine fehr beftimmte Weiſe 
vor Se. Majeftät den König treten, als gerade dann, wenn fie ſich 
in einer alferımterthänigiten Bitte naht, welche auf von Sr. Majeftät 
dem Könige felbft im Allgemeinen auögefprodyenen Grundlagen Des 
Rechts beruht. Wenn nun in die Berathung ein anderer Punkt 
fchon hineingegogen worden iſt, von dem ich der. Meinung war, er 
würde befonders berathen werden, nämlich bie zweijährige Periodi⸗ 
zität, die erbeten werden foll, fo muß ich allerdings Dagegen mid 
entſchieden erflären. Der berühmte Redytögelehrte, deſſen vorhin ein 
Mitglied diefer Verfammlung erwähnt hat, hat gefagt, man könne 
allerdings aus früheren Geſetzen, wenn überhaupt, mur eine jähr- 
liche Einberufung des Landtages erbitten. 

Es ift alfo noch in einen gewiflen Zweifel geftellt, ob das mög; 
ich ift over nicht. Es handelt fidy hier aber nicht um die juriftifche 
Entfcheidung der Frage; zu der jwriflifchen Entſcheidung einer Frage 
find wir, glaube ich, von Sr. Majeftät dem König nicht hierher be- 
rufen. Wenn alfo Biele in diefer Berfammlung troß einer, wie mir 
erinnerlidy, nicht vollſtaͤndigen Entfcheidung um fo mehr fidy verpflidh- 
tet erachten, eine im Recht begründete Bitte vor Se. Majeftät den 
König in aller Unterthänigfeit zu bringen, fo muß ich fagen, daß ich 
darum für die zwei Jahre nicht flimmen fann, weil, wenn ich auf 
den wie oben bezeichneten Rechtsboden trete, alſo mich auf die ein- 
zelnen Rechtspunfte aus früheren Geſetzen beziehe, ich nur um eine 
jährlidhe Einberufung des Landtages unterthänigft bitten fönnte. Es 
iſt aber nicht meine Meinung, weder irgend wie bie Gründe bes 
Rechts fpeziell anzuführen, noch ſolche Folgerungen daraus zu ziehen, 
daß ich jährliche Einberufung erbitten kann; idy habe aber gar feis 
nen Grund, um die Einberufung alle zwei Jahre zu bitten, und dies 
würde mir beinahe ein der Entſcheidung Sr. Majeftät des Könige 
sorgreifender Ausfpruch fcheinen. Ich Tann mich daher nur babin 
etflären, daß man um eine ganz allgemein gefaßte Periobizttät peti⸗ 
tionire und Sr. Majeftät dem König die Entſcheidung überlaffe, denn 
ich glaube, mich nicht zu täufchen, daß im der Berſammlimg nur 
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Benige fein werben, bie fo beflimmt von dem juriſtiſchen Rechte 
überzengt wären, welches bei einer früheren Debatte erwähnt wor⸗ 
ben ift, daß fie darum fich verpflichtet erachteten, auf alljährliche 
Einberufung des Landtags anzutragen. Ich habe auch, wenn ich 
früher erflärt habe, daß ich von dem Ausſpruche des Rechts nicht 
laſſen könnte, nur den allgemeinen Grundſatz ausfpredhen, keines⸗ 
weges mich auf jene eittzelnen früheren Punkte beziehen wollen, Ich 
mag dieſe Anficht theilen oder nicht. Ich finde im Gegenſatz gegen 
mehrere frühere Redner, daß es Pflicht des Landtages ift, Die er 
gegen Se. Majeftät den König zu erfüllen hat, daß er nur um Be 
riodizität bitte. Allerdings kann ich hier nur vorausfehungstweife 
fprehen, da mir die hohe Intention Sr. Majeftät des Königs voll- 
ſtändig unbefannt ift, ich glaube aber, Se. Majeſtät haben das Pa⸗ 
tent nicht als eim vollendetes, abgeſchloffenes hingeben wollen, Er 
hat ed als bildungsfähig den Ständen verleihen wollen, damit Er 
die Meinung der Stände hören und nach Seiner Allerhöchſten Weis⸗ 
heit entfheiden fönne, was denn num noch an dem gegebenen Ges 
feße zu modifiziren fei. Weil Se. Majeftät nicht ein neues Geſetz 
auf das erft gegebene gleich hat wollen folgen laſſen, darum hat Er 
gerade die Stimmen feiner Stände hören wollen, und ich glaube, 
es ift auch in diefer Beziehung eine Pflicht, dag wir Sr. Majeftät 
allerunterthänigft unfere Ueberzeugung vortragen. 
Für W. von Nadziwill: Nach ven trefflichen Reden, welche 
fi hier haben vernehmen laffen, muß ich die Nachſicht der haben 
Berfammlung eine kurze Zeit in Anſpruch nehmen. Ich bin fein Mann 
der Worte, nicht gewöhnt, meine Gedanfen in lange Reden einzu- 
kleiden, ich muß indeſſen doch meine Anficht theils über einzelne Gegen» 
fände der vorliegenden Tages⸗Ordnung, theild über Aeußerungen ein- 
zeiner geehrter Redner ausfprechen. In einem Punkte hat ſchon mein 
verehrter Kollege aus der Mark die Beantwortung übernommen, «6 
wear der Punkt, den ein fürftlicher Redner aus der Rheinprovinz im 
Beriehung auf das Verhältniß der Herren-Kurie zu der mit fo großer 
Mehrheit der DreisStänvesfturie befchloffenen Betttion anführte. Ich 
will mich nicht weiter darauf einlaffen, fondern nur wiederholen, daß, 
je wichtiger die Frage If, weldye der Herren-Kurie vorliegt, deſto mehr 
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muß fie nach meiner Anſicht von der Unabhängigkeit durchdrungen fein, 
welche ihre Geltung in den Augen des Königs, in den Augen bed 
Velles, in ihrem eigenen Bewußtſein zu fihern allein gerigmet if. 
Der Autrag, ber ihr vorliegt, mag nun fommen von der Krone, aus 
ber anderen Kurie ober ans ihrem eigenen Kreife, ſo ift es nach mei⸗ 
wer liebergengung unfere Pflicht, ihn fo objeftie als möglich zu be- 
trachten und und mır von unferer Uebergeugung von dem Wohle des 
Staates leiten gu laſſen. Es ift von dem geehrten fürſtlichen Rebuer 
ans der Rheinprovinz und von dem fürftlidden Rebuer ans Schle⸗ 
fen uns das Beifpiel der NAriflofratie eines benachbarten Landes 
angeführt worden. 

Ich kann das Beifpiel hier nicht ganz zutreffend finden. Diele 
Ariftofratie hat in einer welthiſtoriſchen Kriſe fich ſelbſt verlaffen, 
fie hat daher aufgehört, als politiſche Korporation weiter forizubes. 
ſtehen, fo ehrenvoll auch die Zubividuen find, die biefelbe belebt has 
. ben. Das ift eine Gefahr, die und bier nicht bevorficht, denn ge: 
rade, daß wir jo volzählig hier find, ift, wie von einem fuͤrſtlichen 
Nedner der Rheinproving gefagt wurbe, ein Beweis, daß wir nicht 
Willens find, und felbft zu verlaſſen. 

Ich verkenne keinesweges die Wichtigfeit, weiche die Sympa⸗ 
thieen Deutſchlands für uns haben, dieſe werben uns aber in dem 
Maaße zufallen, ald Breußen auf dem Wege ver Entwidelung fei- 
ner ſtaͤndiſchen Inſtitutionen gefehlich und befonnen vorfchreiten wird. 
Eine Gleichartigkeit dieſer Entwidelung mit den Verfaſſungen an- 
anderer Länder ift aber dazu nicht von nöthen, Preußen if ftarf 
genug, feinen eigenen Weg zu gehen. Ich verkenne durchaus nicht 
die Wichtigkeit ver Frage, die ums vorliegt, und wie bedeutend das 
Faltum ift, daß die Bitten, welche fie. enthält, von einer großen 
Mehrheit der Drei⸗Staͤnde⸗Kurie auödgegangen ift, weldye die höch⸗ 
fen Stantöbenmien, die ihren Familientraditionen und ihrer Geſin⸗ 
nung nach Tonferwatioften Mitglieder in fich fchließt. Ich glaube, 
daß in diefem Faltum allein, wie bereits fchon von einem ehrenwer⸗ 
then Mitglieve angefähet worden ift, eine widtige Erfahrung Liegt. 
Unfere Pflicht iſt es, dieſe Erfahrung gewiflenhaft zu erwägen, jeden 
Pantt diefer Bitten auf das Genaueſte zu berasken und, wenn es 





möglich iR, daß wir uns ihnen anfchließen können, bie vermitteinde 
Hand dazu anzubieten, daß fie an die Stufen des Throned gelan⸗ 
gen. Weber den Rechtspunkt iſt fchon fo viel gefprochen worden, 
daß ich ihm nur kurz berühren will. Für und gegen venfelben finb 
gerwwichtige Anfichten ausgeführt worden. Ich glaube, es if dies ein 
Punkt, über welchen eine Bereinigung der Meimıngen nicht zu er⸗ 
zielen ift. Ich ehre die Gewifienhaftigfeit dieſer Meinungen voll 
fommen. Ich möchte aber in Beziehung auf den vorliegenden Fall 
auf eine Aeußerung zurüdfommen, die von einem geehrten Nenner 
mir gegenüber gemacht worden ifl. Die Zweifel über den Rechts-⸗ 
punkt für und gegen find in der Weife geltend gemacht worden, baß, 
wenn bier eine Eivilfrage zur Entfcheivung vorläge, es jedenfalls 
darüber zum Prozeß fommen müßte. Der Richter allein fönnte dar⸗ 
über entſcheiden. Wenn nun im Givilrechte fo oft der Fall vor 
fommt, "wo das summum jus summa injuria wird, fo fiheint mie 
dies bei politifchen Fragen noch in weit höherem Maaße der Fall 
zu fein, in welchen die Rechtsgründe nicht allein enticheiden, fondern 
die moraliſchen Gründe und Begriffe die Rechtögründe meiner pers 
fönlihen Anficht nad) überwiegen. Wir haben über die Frage ſchon 
in der Adreßdebatte von den Näthen der Krone gehört, daß fie 
bona fide geglaubt haben, daß das Allerhöchfte Patent vom 3. es 
bruar mit der Älteren ftänbifchen Gefepgebung in Uebereinftimmung 
ſei. — Das it auch ein Faktum, welches eine ernfte Betrachtung 
verdient, und in diefem Faktum Liegt für mich ein Grund, bei ber 
Berathung über die Bitte, die wir jetzt zu formuliren haben, mid 
nicht auf den Rechtspunft, fondern. allein auf die Nothwendigkeit 
und Nüslichfeit zu beziehen. Wenn ich fehon früher bemerft habe, 
daß eine Meinungsverfchiedenheit über diefen Punkt zwifchen Krone 
und Ständen fo groß fei, daß nur. ein Richter Darüber entfcheiden 
könnte, fo folgt daraus mit Konfequenz, daß, wenn wir mit bem 
Rechtspunkte dem höchſten irdiſchen Ridyter entgegentreten, ein Jer⸗ 
würfniß herbeigefüßtt werden Fünnte, was doch gewiß von feinem 
Mitgliede des Bereinigten Landtages gewünſcht wird. Wer würbe 
aus einem ſolchen Vortheil ziehen? Ich, für mich, muß mich darum 
aus Nuͤtzlichkeits⸗ und Nothwendigkeitsgruͤnden aus voller Lebergeus 


gung der Fornmlirung ber Abtheilung anfchliefen. Die Gründe des 
fürftlichen Redners zu meiner Rechten find es, die midy dabei leiten 
werben. ch theite Re ganz. Der Unterfchied, welcher zwiſchen Die: 
fer Yormulirung und dem Antrage eines geehrten Redners aus 
Weftphalen befteht, bezieht ſich mehr auf die Faſſung. Ich ziehe Die 
Feflung der Mbtheilung vor. 


son Maſſenbach: Je Heiner die Zahl der Mitglieder if, mit 
weichen ich flimme, defto mehr halte ich es für meine Pflicht, meine 
Meinung über die Sache gründlich auszufprechen. Es find Drei 
Punkte, welche in Erwägung gezogen worden find. Ginmal der 
Rechtspunkt. Ich kann mich nicht Damit einverftanden erklären, daß 
wir berechtigt find, im Zufammenhange mit den früheren Geſetzen 
eine Periodizität zu verlangen. Ich erkläre, daß ich feinen Rechte: 
punft finde. Was den Punft der Nüplichfeit betrifft, fo find ſchon 
viele Dinge in der Welt gewefen, die in einer Zeit von den klüg— 
ſten Leuten für nütlidy gehalten worden find, deren Schäblichfeit 
man aber erft fpäter eingefehen hat. Mir will fcheinen, daß es mit 
der Periopizität des Vereinigten Landtages auch fo kommen könnte. 
Ich fehe die Nüslichkeit davon nicht ein und erffäre mich alfo gegen 
die Bitte. Der dritte Punkt iſt eigentlich der, ob der Zeitpunft zu 
einer folchen Bitte der paſſende fei. Diefer Bunft ift eben fo viel 
erwogen worden, und ich fihliege mich der Anficht derjenigen an, 
weldye den Zeitpunft nicht für paſſend halten, fondern daß wir jpä- 
tee erſt eine foldhe Bitte anzubringen haben. Sch finde in ven 
Worten Sr. Majeftät des Königs, die Er in der Thron-Rede zu 
und gefprochen hat, die Betätigung meiner Anfiht. Dort heißt es: 
„Diele wichtige Verſammlung wird nun fünftig wichtige Abfchnitte im Leben 
Unferes Staates bezeichnen, welche in Meinem Patente von 3. Februar d. J. 
vorgefehen find. Treten diefelben ein, fo will Ich die Landtage jederzeit um 
Meinen Thron vereinigen, das Beſte Meiner Länder mit ihnen berathen und 
ihnen zur Uebung ifrer Mechte die Beranlaffung bieten. Ich habe Bir ober 
die ausdrückliche Befugniß vorbehalten, auch ohne die gefeglichen Beranlaffun; 
gen, diefe großen Berfammlungen dann zufammenzuberufen, wenn Ich es für 
gut und nützlich halte, und ich werde es gern und oͤfter thun, wenn biefer 


Landtag Mir den Beweis giebt, daß Ich es könne, ohne höhere Regentenpflich 
. ten zu verlegen.” XBergi. Br. I. ©. 58.) 


Hier haben wir die Berficderung, daß Se. Majekät ber RE 
nig gern den Bereinigten Landtag verfammeln wird, fobald er es für 
räthlih Bält. Se. Majeftät bat ferner am 22. vd. 9. erflärt, ber 
nächfte Landtag folle ſich nach vier Jahren wieder verfammelm, 
Damit, glaube ih, find alle Bitten, die wir in Diefem Augen⸗ 
blide an Seine Majeſtät zu. richten hätten, vollfommen  befeitigt. 
Wenn nun einer der eriien Herren Redner heute bemerkt hat, bie 
Petition um Periobizität des Vereinigten Landtages fei gewiſſer⸗ 
maaßen eine Brüde zwifchen der alten und neuen Geſchichte Preu⸗ 
Bens und infofern von großer Wichtigkeit, fo bin ich weit entfernt, 
diefem zu widerſprechen. Ich bemerfe, daß ich ihm darin beis 
flimme. Aber ich Tenne die alte Gefchichte Preußens und weiß, 
wodurch Preußen groß und mächtig geworden if. Wohin es uns 
führen wird, wenn wir auf diefe Brücke treten und zur neuen 
Geſchichte übergehen, weiß ich nicht. Zum Schluffe erlaube ich 
mir noch eine Bemerkung auf die Aeußerung des geehrten Rebners 
aus der Udermarf. Ich weiß nicht, ob ich ihn richtig verftanden 
habe. Wenn dies der Fall ift, fo glaube ich nicht, das feine Bes 
hauptung die richtige if. Es wurde nämlidy bemerkt, daß wir 
feine Gründe anzuführen brauchten, wenn wir eine Bitte an ben 
Thron gelangen ließen. Diefer Anftcht bin ich nicht, fonbern Ich 
glaube im Gegentheil, wir müſſen Gründe anführen. Es ift z. 2. 
Beſtimmuug, daß Petitionen, die einmal zurücdgewiefen find, nicht 
wieder aufgenonmen werben bürfen, wenn nicht neue Gründe vors 
gebracht werden. Darum ſcheint mir, daß Feine Petition an den 
Thron abgehen darf, wenn die Bitte nicht begründet if. Zum 
Schluſſe wiederhole ich, daß ich mich gegen jede Betition erfläre, 
welche auf Periopizität des Landtags anträgt. 

Graf von Arnim: 8. 26 Litt. c. des Regiments fagt: 

„IR ein BetitionsAntrag In einer der beiden Rurien — in der Herten⸗Kurle 
oder in der Kurie ber drei Stände — durch eine Majerität von minveſtens 
‚zwei Drittel der Stimmen angenommen worden, fo wird er Baſchlaß, daß 
bie beantragte Petition an Uns zu richten fei, unter Angabe der Gründe, im 
einer nach 6. 22 zu vollziehenden Ausfertigung unmittelbav dem Marfchall 


der anderen Kurie mitgetheilt, welcher die Sache in der vorgefchriebenen Weiſe 
zur Plenar⸗Berathung vorbereiten läßt.“ 


Das iſt der Bang, den die Sache zu nehmen. Ferner heißt es 

vr id der Antrag auch hierbei buch eine Majorktät von mindeſtens zwei 
Dritteln der Stimmen angenommen, fo if die Arflärung des Beitritts zu dem 

Beſchluß derjenigen Rurie, von welcher der Petitions-Antrag. ausgegangen if, 
nehft einer Aeußerung über die Gründe, in der $. 22 vorgefchriebenen Form 
auszufertigen, worauf Uns beide Ausfertigungen, mittel eines von ben Mar: 
fhäffen beider Kurlen zu unterzeichnenden Praͤſentations⸗Berichts, durch Ber: 
wittelung Unferes Rommiflerius zu überreichen Bub.“ 

Die hohe Kurie iſt alfo nur in der Lage, ſich über die Gründe 
gu äußern, auf welche der Antrag bafirt if. Ob fie Died durch 
ein fpezielled Eingehen thun wolle, ob fie fagt, fie fände ſich nicht 
in der Lage, näher auf die Gründe einzugehen, von der Lleberzeu- 
gung ausgehend, daß Se. Majeftät Selbft am beften die Gründe er- 
fennen würden, aus denen Sie die Bitte erfüllen möchten, das ift 
bie Frage, welche die hohe Kurie zu erwägen haben wird, aber fic 
iſt nicht verpflichtet, ihrerſeits Gründe für die Anträge anzuführen, 
die aus jener Kurie herübergefommen und von ihr angenommen find. 
Es heißt nicht: fie bat den Beichluß unter Angabe der Gründe zu 
fallen, fondern es heißt: fie hat dem Beſchluſſe beizutreten und über 
die Gründe ſich zu äußern. Ich habe mir erlaubt, Dies anzuführen, 
num zu zeigen, daß wir nur die Gründe anzugeben haben, die unfe- 
ren etwaigen Mobififationen zu Grunde liegen, denn dies find Die 
Motive unferes Antrages, während jene Gründe nur dazu dienen, 
den Beichluß der jenfeitigen Kurie zu motiviren. 

Zürft zu Wied: Ich befinde wid) abermals in dem unange⸗ 
nehmen Falle, eine perſönliche Aeußerung machen zu müflen. Ein 
fürftliher Redner aus Polen hat meine Worte fo ausgelegt, als wenn 
ih daraus, daß die übrigen deutſchen Bundesſtaaten Repräfeutatie 
- Berfaflungen haben, den Schluß ziehen wollte, daß. Preußen, um 
gleichen Schritt mit ihnen zu halten, denſelben verfaffungsmäßigen 
MWeg gehen müßte. Das babe ich nicht vor Augen gehabt, fondern 
ich babe nur gejagt, daß die Vereinsſtauten wicht Bertrauen auf bie 
Solidität unferer flantörechtlichen Einrichtungen haben würden, wenn 
fte fähen, daß gerade die Grund-Elemente unferes ftändifihen Inſti⸗ 
tutö über ihr Beftehen unter einander im Kampfe fein. Das wa: 








ren meine Worte, fo viel ich mich erinnere, und ich gliaube nicht 
dag man fie fo verftehen könne, daß Breußen venfelben Gang gehen 
folle, den diefe Staaten gegangen find. 

Graf KSolms-Paruth: Bin ich der Diskuffion richtig gefolgk 
fo hat fih nur die Anficht in der Verſammlung und faft einfiims 
mig ausgefprochen, daß die Periobizität für das Gebeihen ber von 
Sr. Majeftät durch das Patent vom 3. Februar gegebenen. Inſtitu⸗ 
tion nüßlich, und daß fie für die Kortentwidelung derſelben unerläßs 
lich fei. Ueber die Art und Weiſe, wie dieſe Beriobizktät jebt ers 
beten werden foll, äußert man abweichende Anfichten. Es ift aber, fo 
viel mir erinnerlih it, ein Hauptgrund noch nicht hervorgehoben 
worben, weicher :mir gerade fchemt für das von dem geehrten Mit⸗ 
glieve aus Weſphalen eingebrachte Amendement ganz befonbers zu 
fprechen, und diefer if: Das Vertrauen zu Sr. Majeftät dem König. 
Se. Majeſtaͤt find dem ganzen Vereinigten Landtage mit Berirauen 
entgegen gefommen. Es ift fo. oft erwähnt, man könne, man ımäfle 
Bertrauen zu Sr. Majeiät haben; nun denn, fo glaube ich, wir 
fönnen diefes Vertrauen auf feine ſchönere Weife bethätigen, als 
wenn wir Sr. Majeſtät überlafien, die Weife zu wäßlen, in weldher 
ee ven Wunſch befriedigen wolle, und aus dem Grunde fchließe ich 
mich dem Amendement, welches geſtellt worben ift, an, weil es Dad 
Bertrauen entſchiedener ansſpricht, welches ich im volliten Maße hege, 
al8 es in dem Vorſchlage der Abtheilung liegt. 

(Graſ von Arnim erflärt bei feinem RNamens⸗Aufrufe, auf 
das Wort zu verzichten.) 

Graf von Zytzenptitz: Ich glaube, daß es der Weisheit Se, 
Majeſtät, den Abfichten vefielben und dem Wohle des Vaterlaudes 
entfpricht, wern Die Inftitutionen vom 3. Februar ſich befefligen und 
wenn die Fortbildung derfelben, von welcher Se. Majefikt Selbſt ge- 
ſprochen Haben, anf dem Wege unterthäniger Bitten erfolgt und 
wenn diesfalifige Petitionen fo eingereidyt werben, daß Se. Majeſtaͤt 
der König eine beflimmte und entſcheidende Antwort darauf geben 
kann. Ich würbe nicht aufgeftanden fein, um Dies zu fügen, ich 
. hörte aber von einem Redner bier in meiner Nähe, daß es mehr 
Bertrauen zeige, nicht zu bitten, als eine beſtimmte Bitte anszufere- 
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den. Dem muß ich wid entichiehen widerſehen. Was iſt natür⸗ 
lidyer, al den Bater, was vertrauensvoller, als den König ehrer⸗ 
bietig und beftimmt um das zu bitten, was mau wünſcht? Ich er- 
Märe mid) gegen das Amendement bed Herrn Grafen von Lande: 
berg. Es ſcheint mir daſſelbe in die Kategorie der halben Maßre⸗ 
geln zu gehören. Es will Sr. Majeftät die Sache anheimgeben, 
aber nicht als Bitte den Wunſch ausfprechen, ver als ein fo allges 
meiner fo klar zu Tage liegt. 

Se. Königl. Hoheit Der Prinz von Preußen: Ich trete dem 
Amendement des Grafen von Landsberg aus voller Seele bei. Mir 
kommt es vor Allem darauf an, daß die Art und Weile, wie Die 
Anträge zu den Stufen des Thrones gelangen, eine folhe fei, bie 
Ge. Majekät den König ale hoͤchſten Gefepgeber nicht in die Noth⸗ 
wendigkeit verfeht, in Widerſpruch mit einer chen nur erlaflenen 
Geſehgebung zu treten. Die Summa der uns vorliegenden Betitio- 
nen der DreisStändes Kurie läßt aber nichts von den Haupt = Intis 
tiuionen der Gefehgebung vom 3. Februar Übrig. Die Annahme 
berfelben in dieſer Kurie wärbe aber gerade zu dem zu vermeiden, 
ben Widerſpruch des Geſeßgebers mit feiner früberen Gefehgebung 
Führen. Bon diefer Anſicht ausgehend, komme ich zur Periodizitäte- 
age ſelbſt. Daß die Periodizitit fländifcher Eentral - Berfanmiun; 
gen bei Smflitutionen, wie fie die Gefehgebung vom 3. Yebruar 
gefchaffen hat, eine Nothwendigkeit fei, iſt durch das Gefep felbft an- 
erfannt. Sie ift dem Bereinigten Ausſchuſſe zugewiefen. Die Noth⸗ 
wendigkeitsfrage ift fomit erledigt. Es fragt ſich alfo nur: iſt es 
befier, daß die Ausfchäfle eine foldye Periodizitaͤt erleben ober ber 
Bereinigte Landtag? Wird für den Vereinigten Landtag entfchieben, 
fo fallen die Ausichüfle von ſelbſt. Somit fallen alfo fihon zwei 
Hauptbedingungen der Gefebgebung vom 3. Februar. Die Dreis 
Staͤnde⸗Kurie hat diefe Frage der Periobifirung des allgemeinen 
Randtages bejaht. In diefem Ja liegt die höchſte Anerkennung für 
bie Inſtitution der Herren⸗Kurie, da bei Berneinung dieſer Frage Die 
Herren⸗Kurie nur felten in ven Fall gefummen fein wuͤrde, ihren 
hohen und fchönen Beruf gegen König und Baterlanp zu erfüllen. 
And diefem legteren runde ſcheint es ungmeifelhaft, dag auch 
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die Herren⸗Kurie vieles Ja ausfprechen werbe. Indeſſen fir fehl 
bewegt ſich die Beantwortung biefer Frage mit den dafür angefähr; 
ten anderweitigen Gründen, für mid) auf dem Felde der Theorie; 
denn wir haben erft die praftifche Erfahrung eines Bereinigten 
Landtages. Die Ausfchüfle, wie fie feit dem 3. Februar d. I. ges 
fhaffen find, find noch gar nicht zufammen geweſen, alſo fehlt des 
ren Erfahrung ganz. Es fcheint mir voreilig, über die Unzwedmäs 
figfeit der Ausſchüſſe fofort abzuſprechen. Die Erfahrung aber 
walten zu laſſen, ift eine goldene Regel. Zu zweien Malen bat 
des Königs Majekät diefe goldene Regel uns ins Gedächtniß gern» 
fen, in der ThronsRede und in der Allerhöchften Botfchaft vom 23%: 
April, ale Se. Majeflät die junge Gefehgebung vom 3. Yebruät 
Allerhoͤchſtſelbſt für bilbungsfähig erflärten und unferen Wünſchen 
zuvorfamen, indem und die Wiedereinberufung des Vereinigten Lands 
tages nad vier Jahren verheißen wurde, gerade um Erfahrungen 
zu fammeln. Diefe Verheißung verlangt eben fo unterthänige, als 
dankbare Anerkennung. Wie können wir diefe fchöner beweiſen, 
als wenn wir befchließen, mit unferem Könige den Weg der Er; 
fahrung zu beireten: Dieſer Weg ift der Weg der Vorſicht, alfe 
auch der Weg der Weisheit. Aus diefen Gründen, ımd weil ich 
eine beftimmte Bitte an Se. Majeflät zu richten nicht für zeitgemäß 
halte, fehließe ich mich der Anfiht an, daß die Herren-Kurie zwar 
ihre Wünfche Aber Periodiſirung des Allgemeinen Landtages vor den 
Stufen des Thrones ausfpreche, aber die Erledigung diefer Frage 
der Erfahrung und Weisheit Sr. Majeftät völlig anheimftelle, und 
daß wir dem Könige mit Vertrauen lohnen, durch deſſen Vertrauen 
wir allein hier find. Bezeichnen wir ven heutigen Tag eines ewig 
glorreichen Sieges, wo Taufende von Baterlandsföhnen für König 
und Baterland flritten und ihre Leben zum Opfer brachten; und 
But in Steömen floß; bezeichnen wir diefen Tag, fage ich, durch 
einen zweiten Sieg, durch einen Sieg über uns jelbft, indem wir 
die Art und Weite wohl erwägen, in der wir Sr. Majeflät unfere 
Münfche vortragen, indem wir den Drang nad) zu rafchem Hans 
dein in uns befämpfen und dem Gefühle Raum geben, daß wir 
Ge. Majeftät bei einer fo jungen Gefehgebung nicht drängen dür⸗ 
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fen, die Gr ja ſelbſt als bilpungsfähig bezeichnet hat. Richt Worte 
noch Gefühle tollen unfere Berathungen und Beſchlüſſe leiten; wenn 
aber Worte und Gefühle eine tiefe Gefinnung im fi fchließen, 
daun laſſen Sie biefelben bei uns Eingang finden und auf uns 
einwirken, damit wir dur Handlungen und Thaten und bed Ber- 
trauens St. Majeflät des Königs würdig zeigen. Ich ſtimme für 
den Autrag ded Grafen Landböberg. 

Graf von Arnim: Ich glaube, es ift faft überflüflig, wenn ic 
ausſpreche, wie ſchmerzlich ich es fühle, einer anderen Anficht fein 
zu müſſen, ale das durchlauchtigſte Mitglied, auf defien Gegenwart 
und Theilnahme an den Verhandlungen die hohe Kurie gewiß flo; 
iſt. Wenn ich eine andere Anſicht in dieſer Beziehung ausfpredhe, 
wenn ich glaube, daß der Aufbluß an das Amendement bed Grafen 
von Landeberg, was ber durchlauchtigſte Redner fo eben empfohlen 
bat, zu bedenklicheren Folgen führen fönne, als die Annahme ber 
einfachen Bitte, wie wir fie vorichlagen, fo noͤthigt mich, Diele 
meine Anficht abermals auszuſprechen, der Umfland, weil es fid 
hier nicht um bie Verfechtung einer einzelnen Anficht, nicht um per: 
fünliche Wünſche, fonbern weil es fi nach meiner Meinung um 
das Wohl der Krone, um das Wohl des Laudes handelt und wir 
in diefer Beziehung jene Unabhängigleit, die ic) früherhin nach einer 
anderen Seite bin in Anſpruch genommen habe, bier gegen Jeder⸗ 
mann feflzubalten einmal genäthigt find. Es ift darauf hingewieſen 
werben, daß wir durch diefe Bitte geyiflermaßen Se. Majeftät in 
Widerſpruch mit der von Ihm gegebenen Geſetzgebung feßen, daß 
wir bitten würden, Se. Majeftät möge einen Widerſpruch mit Sei: 
per Geiehgebung eintreten laſſen. Ich glaube nicht, ba eo fo auf: 
gefaßt werben koͤnne, ich glaube, daß Se. Majelät die Periodizi⸗ 
tät in die Geſetzgebung hineingelegt, zunaͤchſt aber die Auoſchüſſe 
hierzu bezeichnet und ber Erfahrung vorbehalten babe, bereinft die 
Bereinigten Landtage periodisch zu machen. Betrachtet man ben 
Aueſpruch, daß man die Wiederkehr des Bereinigten Landtags er 
fprießlich und exfprießlicher halte, als die der Ausfchüße, betradıtet 
man diefen Ausſpruch als einen Widerſpruch gegen die Königliche 
Gefepgebung, fo liegt Das nach meiner Meinung eben fo gut auch 
in dem Amendement des Grafen von Landsberg. 
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Dieſes Amendement fagt: 
„Die Herren⸗Kerie iR Der Auficht, daß es zur Erreihung ver weiſen und 
wohifbätigen Mpfichten, welche Ge. Mejcfiät den Konig bei Erlaſtang her Wer 
ordnung vom 3. Februar o. geleitet haben, entfprechend fein dürfte, wenn ſtatt 
der periodifchen Wieberkehr der Vereinigten Ausſchüſſe vielmehr die periodifche 
Ginberufung eines Pereinigten Landtages in einer von des Köuigs Majeſtät 
zu beftimmenden Friſt angeordnet werden möchte. Sie glaubt vie Erledigung 
biefer wichtigen Angelegengeit mit Bertrauen Cr. Majeflät dem Könige ans 
heimſtellen zu derfen. 

Prinz von Preuſſen, Königl. Hoheit (erſucht den Grafen non 
Arnim, den Schluß des Amendements des Grafen von Landsberg 
vorzuleſen): Das ift das, womit ich meine Rebe angefangen habe; 
nämlich, daß mir Alles auf die Art und Weile ankommt. 

Graf von Arnim: Diefe Behauptung: die Wiederkehr des Ver⸗ 
einigten Landtags fei Dasienige, was bie heilſamen und wohlihäsigen 
Abſichten Sr. Majekät mehr erfüllen werbe, fagt nur mit anderen 
Worten, fie je das, was nach der Anſicht der Herren⸗Kurie ndge 
lich und heilſam iſt. Imfofern begegnet fich das Amendement voll⸗ 
kommen mit der Bitte, die wir ausſprechen, denn auch uns leitet dieſe 
Anſicht. Es if ferner geſagt worden, es erfcheine vordiig, wenn 
man über die Unzweckmäßigkeit der Periodizität der Ausſchüſſe ſchan 
jegt abſprechen wolle; das Amendement ſpricht ſich aber ebenfalls be⸗ 
reits über Die relative Umwwedmaͤßigkeit der Ausſchuſſe aus, denn «6 
fagt: „Da die periodische Wiederkehr des Vereinigten Landtages nütz⸗ 
licher fein dürfte, als die Wiederkehr der Vereinigten Ausfchüfle”, — 
es fpricht alſo daſſelbe Urtheil Aber die Unpwerkmäßigieit der Aus⸗ 
fälle und ihre periodiſche Wiederkehr aus, wie die Bitte, und in 
diefer Beziehung trifft der Vorwurf der Boreiligfeit fowohl dae 
Amendement, als unfere Bitte. Es ift ferner gejagt worden, es ſei 
norsilig, vie Erfahrung müfle abgewartet werben. Gewiß, glaube ich, 
wird men mich nicht für einen Soldyen halten, der leichtiertig in politi⸗ 
ſchen Dingen anders al& au der Hand der Erfahrung gehen will, Aben 
ich meine, daß hier sine zweifache Erfahrung in Frage fieht; die eine 
iR die, welche die Sande gemacht haben und haben. machen können 
in dem Jeittaum, wo fie verfewmmelt geweien find; Sr. Majeftät der 
Rönig het die Anſicht getzegt, es ji vielleicht zur Eeffellung dieſer 
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Erfahrung noch eines ferneren Laudtages bekürfiig. Ich babe vorhin 
ſchon bewmerft, ich glaube, Die Stände haben aus Dem diesmaligen Land⸗ 
tage die velfeımnene fefte Ueberzeugung in fich, daß dieſes Ausſprechen 
ihrer Anfichten keiner weiteren Erfahrungen bebürfe, fa die Heberzeu- 
gung, daß die Wieberfehr des Landtags ohne Periodizität zu höchft be⸗ 
denklichen, zu höchft traurigen Ergebniijen führen könnte. Dieſe Leber: 
zeugung berechtigt, nacı meiner Meinung, die Stände vollfommen, ja 
verpflichtet fie, dieſe Erfahrung Se. Majeftät vorzutragen. Sie haben 
Beine weitere Zeit dazu; wenn wir biefe Räume verlaflen haben, ift 
Vie Zeit unferer Tätigkeit zu Ende, unfere Erfahrungen finden dann 
feinen Ausſpruch mehr. Es kann fein, daß Se. Majeität in Ihrer 
Stellung fagen: Die Erfahrung diefes einen Landiage genügt Mir 
nicht, um auf Eure Bitte gehörig zu entfcheiden. Se. Majeſtaͤt 
kann fügen: Es mag noch der nächfle Landtag ſtattſinden, und Ich 
will dann fehen, ob die Erfahrung Mir empfiehlt, Eurer Bitte zu 
wiltſahren. Das fteht in Sr. Majeftät Hand. Hält Se. Majeſtät 
der König zu Seiner Entfchliefung auf. Grund der Erfahrung nod) 
einen Landtag nöthis, fo wird dies durch unfere Bitte nicht verhin⸗ 
dert. Das ift ein Gegenftand, über den haben wir und nicht zu 
verbreiten, über den Außert ſich unfere Bitte nicht. Aber ich glaube, 
daß der dieomalige Landtag für die Stände dazu ausgereicht hat, 
wm die Erfahrungen in ihrer Mitte zu fammeln, worauf wir unfere 
Bitte flüden koͤnnen. Was nun den zweiten Sub des Amende⸗ 
menis betrifft, wonach die Herren-Kurie glaubt, die Erledigung dies 
fer wichtigen Angelegenheit mit Vertrauen Sr. Majeit anheim⸗ 
Wellen zu dürfen, fo komme ich auf das zurück, was ich ſchon früs 
ber gejagt habe, daß Se. Mafeftät hietdurch feine Erklärung der 
Stände vor ſich hat, auf die Sie ohne alles Beventen, ohne allen 
Einwand enifcheiden können, wie Sie wollen. Das Amendement 
foricht eine Anficht aus, aber feine Bitte, es ſtellt dieſe Auſicht dem 
Ermeſſen Sr. Majeftät anheim. Wenn auf Grund dieſer Geflärung, 
vorausgefeht, daß fie überhaupt als eine ſolche beſuuden wird, 
Me dazu geeignet PR, Gr. Majeſtaͤt vorgetragen zu werden, weil fie 
weder eine Bitte noch eine Beſchwerde tft; — vorauogeſetzt, deß fie 
zu den Stufen des Zhrones gelangt, Se: Mujekät hieeauf eime 
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Entſcheidung treffen wollten, if der Herr Antragſteller, ſind bie 
geehrten Mitglieder, die dieſe Faflung vorkhlagen, denn ſicher, daß, 
wenn eine Entfcheidung getroffen wird, nicht auf dem nächſten Land⸗ 
tage und vor demfelben vırch allerhand Organe außerbalb des Land- 
tages die Anficht aufgeftellt wird: zu biefer Entſcheidung hätte es 
eine Borlage an die Stände bedurft? ich frage, ob dergleichen 
Aeußerungen durch das Amendement abgefihnitten werben? Ich 
fann diefe Frage nur verneinen. Ich fehe fogar mit Wahrfchein, 
lichfeit voraus, daß Stimmen laut werben und diefen Punkt aufs 
greifen und fagen würden: der König fcheint die Anfict ber Stände 
zu theilen, daß ed wünfchenswerth if, die periodiſche Wiederkehr 
einireten zu laſſen; der König hat die Sache in Erwägung genom⸗ 
men, aber nun mögen Se. Majeflät uns eine Propofition vorlegen 
laſſen. Das wird gefagt werben, unb wenn es gefagt würde, 
möchte es eine Gelegenheit fein, nm wiederum von mandjer Seite 
her Bedenken gegen die Rechtsbeſtaͤndigkeit einer foldyen Maaßregel 
aufzuftellen. Diefer Zuftaud aber, von dem wünfche ich, daß er fi 
in keiner Weife wiederhole. Deshalb Lege ich ein ſolches Gewicht 
auf das Ansfprechen einer Bitte, wo dann: Niemand mehr im Stande 
ift, die Rechtsbeſtaͤndigleit der Allerhoöchſten Eutſcheidung, fie möge 
ausfallen, wie fie weile, zu bezweifeln und anzufechten. Ich muß 
daher, fo ſehr ich es bedaure, dieſer Anficht, die unögefprocden wor⸗ 
den if, entgegenirsien. Sie iſt gewiß von einem und Alle beſee⸗ 
lenden Wunfche geleitet, Sr. Majeſtät unfere Wunſche fo vorzutras 
gen, wie ed nicht irgendwie verlegt. Ich habe aber die fehle Zu- 
verficht, Se. Majeſtaͤt werben bei näherer Erwägung finden, wenn 
wir das Gefuch in der von ums vorgefchlagenen cehrerbietigften 
Weile ausfpreden, daß uns bie innerfte Ueberzengung dabei geleis 
tet hat, daß dies im Intereſſe der Krone, im Intereſſe des Landes 
ltogt. — Ich möchte nicht die Veruntwortung übernehmen, vie uns 
teeffen fann und wird, wenn wir ben nächſten Landtag mit neuen 
Fragen in Bezug auf ımfere ſtändiſche Verfaſſung beginnen müflen; 
dem wunſche id) vorzubeugen, fo weit ich es geſetzlich thun Tamm, 
Daher muß ich mich gegen das Amendement erflären, weil es, nad 
meiner Meinung, alle etwaigen Nachtheile, die aus der Erdrterung 


dieſes Gegenſtandes ich deduziren laſſen könnten, mit fich führt und 
ven wichtigen Bortheil, den die Petition für die Krone gewäht, 
nicht in ſich ſchließt 
Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Der Redner hat 
vie Beantwortung meines Bortraged mit der Bemerfung begonnen, 
Daß er für fi und Jeden in biefer Berfammlung die Ilnabhängig- 
feit feines Urtheils und Botums in Anfpruch nehme. Ich erinnere 
mich nit, daß ich irgend Jemanden in biefem Saale biefe Nuab⸗ 
bängigfeit abgefprochen hätte; wenn ich das nicht gethan habe, fo 
muß ich auch im voraus biefe Unabhängigkeit für mich in Anſpruch 
nehmen, und fo wie Jeder von Ihnen, meine Herren, fein Botum 
anoſpricht, fo ſpreche andy idy ed aus. Wenn der Mebner gefagt 
Sat, die Erfahrung fiche uns bereite zur Seite, fo ift dies eine in, 
dividuelle Anſicht, Die ich wicht theile; ja ſelbſt, wenn ich fie theilte, 
würbe ic) deſſenungeachtet bei meinem vorigen Botum ftehen bleiben, 
daß wir es Sr. Mujekät dem König anheimflellen, wiefen wichtigen 
Beſchluß erft nach weiteren Erfahrungen zu faflen, und Daß der zu 
ſtellende Antrag in einer Form beliebt würde, die nicht verlegte und 
den Geſetzgeber nicht in Widerſpruch mit ſich fetbft braͤchte. Gegen 
biefen Widerſpruch tft bemerlt werben, er beflände micht. Ich habe 
mir erlaubt, den Redner bereit zu unterbrechen und zu jagen, daß, 
wenn er dieſen Widerſpruch nicht fände, es eben daranf anfomme, 
m weldyer Zorm dieſer Autrag geftellt wird, ben wir zu faffen im 
Begriff find. Wenn zuletzt bemerkt worben if, daß, wenn nicht eine 
beſtimmte Bitte ausgeſprochen, fondern nur bie Worte des Amen 
dements gebraucht wuͤrden, nämlich, daß nur ein Wunſch ausge⸗ 
ſprochen wird, fo weiß ich nicht, warum des Könige Majeſtät nicht 
anf diefen auſogeſprochenen Wunſch ebenfowohl einen Erlaß bafiren 
Können, als auf eine ausgefprocdene Bitte. Wenn Se. Maeſtüt al 
höchfter Geſeygeber binmen bier und vier Jahren eine Aenderung in 
Allerhochſtdero Geſetzen vornehmen wollen, fo werden Sie es von 
Selbſt thun, wir mögen darım gebeten oder nur einen Wunſch 
ausgeſprochen haben. Warum Ge. Deajekät aber sine Wenberung 
ſolcher Geſehe nicht vornehmen follen, weiß ich nicht. Das Geſeh 
ſegt muörrädticd, daß Allerhoͤchſidieſelben Sich sorbehalten, ben 
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Rath der Vereinigten Stände über bie Aenderung ſtändiſcher Geſetze 
zu hören, aber dad „Muß“ iſt nicht ausgeſprochen. Sollten alſo 
Se. Majeftät geruhen, auf unfere Bitte, auf unferen Wunſch eine 
Veränderung der Geſetze eintreten zu laffen, fo wird Allerhöchftber- 
felbe befehfen, ob ber Rath der Verfammlung zu hören iſt ober 
nicht. Sie werben dies in dem einen, wie in bem anderen Falle 
thun, der Antrag mag dieferhalb als eine Bitte oder nur als ein 
Wunſch ausgeſprochen worben fein. 

Graf von Nedern: Es fcheint in diefer Frage von hoher 
Wichtigfeit, daB eine möglichft große Majorität in der Kurie erzielt 
werde, und es dürfte vieleicht möglich fein, die verſchiedenen An⸗ 
ſichten, die ſich kundgethan haben, dadurch zu vereinigen, daß: man 
dem Antrage der Abtheilung gemäß fagt: 

„dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände mit der Mobdififation beizutreten, 
&. Mojeftät alleruntertgänigft zu bitten, die periodiſche Einberufung m. f. w. 
ausſprechen zu wollen,“ 

und dann ferner hinzufügt: 
„Die Kurie glaubt die Erfedigung diefer wichtigen Angelegenheit mit Bers 
franen Seiner Majeſtüt anheimfehen zu dürfen.“ 

Datin wird das ausgeſprochen, worauf ein erlaudhter Redner 
einen befunderen Werth legte, und das, was ber andere Theil der 
Berfammlung als wunſchenswerth beantragt bat, bliebe ſtehen. 

Aandtags Marſchall: Es fragt Mich, ob diefer Vorſchlag die 
geſehzlich nothwendige Unterſtützung von ſechs Mitgliedern findet. 

(Wird ausreichend unterſtützt.) 

ſoendtags -Kommiſſar: Ein geehrter Redner der hohen Ver⸗ 
ſammlung bat viejenigen Aeußerungen citirt, welche ich in der Aus 
tie der drei Stände in Beziehung auf den vorliegenden Gegenſtand 
gemadt Habe. Es waren zwei Aeußerungen, die eine, daß ich 
ven Weg der Petitionen für den richtigen der Verſtaͤndigung halte, 
die andere, daß ich ſelbſt eine Petition, welche auf Anerkennung früs 
herer Rechte ziele, nicht fire eine illoyale erftären Tönne. Ich habe 
diefe Aeußerungen allerdings gemacht, bie erftere im Gegenfag zu 
dem, meines Erachtens völlig unfruchtbaren Wege der Proteflas 
tion oder, wie ed mit einem nrilderen Ausdrucke genannt wurde, 


dieſes Gegenſtandes ſich deduziren lafien könnten, mit fich führt und 
ven wichtigen Bortheil, den vie Petition für bie Krone gewährt, 
nicht in ſich ſchließt. 
Se. Königi. Hoheit der Prinz von Yreufen: Der Renner hai 
Die Beantwortung meine® Bortraged mit der Bemerkung begonnen, 
daß er für ſich und Jeden in dieſer Berfammlung bie Unabhängig: 
feit feines Urtheils und Botums in Anfpruch nehme. Ich erinnere 
mich nicht, daß ich irgend Jemanden in biefem Saale dieſe Ilnab- 
hängigleit abgeſprochen hätte; wenn ich das nicht gethan habe, fo 
muß ich auch im voraus biefe Unabhängigkeit für mich in Anſpruch 
nehmen, und fo wie Jeder von Ihnen, meine Herren, fein Bolım 
auoſpricht, fo ſpreche auch ich es aus. Wenn der Redner geſagt 
Sat, die Erfahrung ſtehe uns bereit® zur Seite, fo iſt dies eine in 
dividuelle Anficht, die ich micht theile; ja ſelbſt, wenn ich fie theilke, 
wärbe id) deſſenungeachtet bei meinem vorigen Botum fliehen bleiben, 
daß wir es Sr. Mujekät dem König anheimſtellen, viefen wichtigen 
Veſchiuß erft nad) weiteren Erfahrungen zu falen, und daß der zu 
ſtellende Antrag in einer Form beliebt würde, die nicht verlegte und 
den Geſetgeber nicht in Widerſpruch mit ſich ſelbſt braͤchte. Gegen 
wiefen Widerſpruch ift bemerft werben, er befämbe nicht. Ich habe 
wir erlaubt, ven Redner bereits zu unterbrechen und zu fagen, daß, 
wenn er dieſen Widerſpruch nicht fände, es eben darauf anfomme, 
in welcher Form biefer Autrag geftellt wirb, ben wie zu faflen im 
Begriff find. Wenn zuletzt bemerkt worben ift, daß, wenn nicht eine 
beſtimmte Bitte andgefprochen, fondern nur die Worte des Amen⸗ 
vements gebraucht würden, nämlich, daß nur ein Wunſch andge: 
fpeocdyen wirb, fo weiß ich nicht, warum des Könige Majerät nicht 
anf viefen auögefprodyenen Wunſch ebenfowohl einen Erlaß baſiren 
Können, als auf eine ausgefprochene Bitte. Wenn Se. Majeftät als 
hachſter Gefehgeber binnen hier und vier Jahren eime Aenderung in 
Allerhochſitdero Geſetzen vornehmen wollen, fo werden Sie ed von 
Selbſt thun, wir mögen darum gebeten oder nur einen Wunfd 
ausgeſprochen haben. Warum Ge. Mujekät aber eine Menberm 
ſolcher Geſehe nicht vornehmen follen, weiß ich nicht. Das eich 
fagt mörrädtich, daß Allerhoͤchſidieſelben Sch vorbehalten, MM 


= 61 — 


Rath der Bereinigten Stände über bie Aenderung ſtändiſcher Gefepe 
zu hören, aber das „Muß“ ift nicht ausgefprochen. Sollten alfo 
Se. Majeflät gernhen, auf unfere Bitte, auf unferen Wunfch eine 
Veränderung der Geſetze eintreten zu Iaffen, fo wird Allerhöchfiber- 
felbe befehlen, ob ber Rath der Verfammlung zu hören iſt ober 
nicht. Sie werben dies in dem einen, wie in dem anderen Falle 
thun, der Antrag mag dieferhalb als eine Bitte oder nım als em 
Wunſch ausgefprocdyen worden fein. 

Graf von Aedern: Es ſcheint in diefer Trage von hoher 
Wichtigkeit, daß eine möglichft große Majorität in der Kurie erzielt 
werde, und es dürfte vielleicht möglich fein, bie verfehledenen An⸗ 
fechten, die ſich kundgethan haben, dadurch zu vereinigen, daß: man 
dem Antrage der Abtheilung gemäß fagt: 

„dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände mit der Mobdififation beizutreten, 
&. Majeſtaͤt allerunterthänigft zu bitten, wie periodiſche Einberufung m. f. w. 
ansfprechen zu wollen,“ 

und dann ferner hinzufügt: 
„Die Kurie glaubt die Crledigung dieſer wichtigen Angelegenheit mit Bers 
franen Seiner Najeſtät anheimfellen zu büxfen.‘ 

Darin wird das ausgeſprochen, worauf ein erlauchter Redner 
einen befünderen Werth Iegte, und das, was der andere Theil ber 
Berfammlung als wünfchenswerth beantragt hat, Wiebe ftehen. 

Sandtags- Marſchall: Es fragt fih, ob dieſer Vorfchlag die 
gefeblich nothwenvige Unterſtüßgung von ſechs Mitgliedern findet. 

(Wird ausreichend unterflüßt.) 

Iandtags- Kommiſſar: Ein geehrter Redner der hohen Ber 
kunmlung hat diejenigen Aeußerungen citirt, welche ich in der Aus 
tie der drei Stände in Bertehung auf den vorliegenden Gegenftand 
gemadit Habe. Es vonren zwei Aeußerungen, die eine, daß ich 
ven Weg der Petitionen für den richtigen der Berfländigung halte, 
die andere, daß ich ſelbſt eine Petition, welche auf Anerkennung früs 
herer Rechte ziele, nicht fire eine illonale erflären Tonne. Ich habe 
diefe Aeußerungen allerdings gemacht, Pie erftere im Gegenfap zu 
bem, meines Eradptend, völlig unfrnchibaren Wege der Proteflas 
tion oder, wie es mit einem milderen Ansbrude genannt wurde, 
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der Wahrung; die andere im Gegeuſatze zu dem verſuchten ge> 
fährlichen Wege, vie ältere Gefehgebung, foweit fie mit derjenigen 
des 3. Februar vermeintlich nicht übereinftimme, als vehtsbeitän- 
dig, dadurch implicite die letztere theilweile als nicht redhtäbeftändig 
erflären und damit den alleinigen Boden, auf welchen ver Bereinigte 
Landtag fteht, fich felbft unter den Füßen hinwegnehmen zu wollen. 
Diefen beiden Verfuchen babe ich meine Aeußerungen enigegengeftellt; 
unbedenklich befenne ich mich noch heute zu denſelben und bitte nur, 
daraus nicht die Folgerung ziehen zu wollen, als ob ich jede Pe— 
tition für den richtigen Weg ber Berflänbigung halte oder als ob 
jede Bitte nun als eine zeitgemäße erfcheine. Ich wünfche aber auch, 
daß biefe meine Bemerkung nicht negativ, als gegen bie Petition, 
welche die hohe Kurie in dieſem Wugenblid vielleicht befchließen 
möchte, gerichtet, angefehen werden möge; ed würde mir nicht zu⸗ 
ftehen, in dieſer Beziehung Ihrem eigenen trefflichen Urtheile vor- 
zugreifen. 

Die Rechtsgründe, aus weldyen die Anerkennung der Periodi⸗ 
zität des Vereinigten Landtags beantragt werben könnte, find in die⸗ 
fer hohen Kurie nur beiläufig berührt, von feinem einzigen ber ge⸗ 
ehrien Redner ift tiefer darauf eingegangen; felbit die Stände-Kurie 
bat einen eigeutlihen Rechts anſpruch nicht geltend gemacht. “Der 
Verſuch, eine Pgition auf die Anerkennung früherer Rechte zu 
erbitien, bat dort nicht Die geſetzliche Majorität erhalten. Die bloße 
Derufung auf die Hoffnungen aber, weldye aus ber älteren Geſetz⸗ 
gebung auf Erweiterung der Rechte des Bereinigten Landtags ges 
fhöpft werben fönnten, kann gewiß nicht als illoyal bezeichnet wer: 
den, und nur auf biefe ift in den Reben einiger geehrten Mitglieder 
ber Herren⸗Kurie bingewiefen. Ich glaube deshalb nicht, daß bie 
Käthe der Krone in dem Kalle find, noch einmal auf eine Wider 
legung dieſer vermeintlichen Rechtöanfprüche, die in der StäubesKurie 
auf das Vollſtaͤndigſte ftatigefunden hat, eingeben zu dürfen. Nur 
die eine Bemerkung muß ich mir einem geehrten Rebner aus Schles 
fien gegenüber erlauben, daß der berühmte Rechtögelehrte, deſſen 
Kollegen wir zu fein bie Ehre. haben, keinesweges unerleuat bat, 
dag aus dem Geſetze von 1820 das Recht einer jährlichen, periodi⸗ 
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fehen Wiederkehr dead Vereinigten Landtags irgendwie gefolgert wer⸗ 
den könne; er hat nur gefagt, daß die für einen ſolchen Anſpruch 
aufgeftellten, wiewohl unhaltbaren Gründe nur auf eine jährlide 
Wiederfehr bezogen werben Fönnten, der Schluß aufeine andere, ale 
bie jährliche periodiſche Wiederlehr aber jeder Baſis entbehre. 
Was die Gründe für die Nüslichfeit einer periopifchen Wieder⸗ 
fehr betrifft, fo babe ich mich in ber Stände⸗Kurie über die Idee, 
welche ‚der Gefepgebung. vom 3. Februar in diefer Beziehung zum 
Grunde liegt, ausführlich ausgefprochen, und, da in der gegenwärtis 
gen Berfammiung auch auf dieſe Materie nicht tiefer eingegangen 
ift, fo glaube ich mich enthalten zu müflen, das gu wiederholen, was 
ich dort gefprochen und was, wie ich wohl vorausfeßen darf, dem 
größten Theile der verehrten Verfammlung aus den gebrudten Dex 
batten befannt geworden ift. Ich glaube nur kurz daran erinnern zu 
dürfen, ‘daß allerdings bie Nothwendigkeit einer Periodizitaͤt der cen⸗ 
tralftändifchen Berfammlungen auch der Gefebgebung vom 3. Februar 
vorgefchiwebt hat, und daß fie, wie bereit yon einem erlauchten 
Redner der hohen Verſammlung bemerkt worden, durch bie Periodi⸗ 
zitis der Bereinigten Ausichüfle verwirklicht worben if. Die Ger 
feßgebung vom 3. Februar hat unterfchienen zwiſchen ſolchen Funk⸗ 
tionen der Stände, welche der Natur der Sache nad) periodiſch 
wieberfehren, und ſolchen, weldye an feine regelmäßige Zeitfolge ges 
bunden find. Für erfiere hat fie eine ſtändiſche Verfammlung ges 
fyaffen, welcher die Periodizität gegeben ift, leßtere bat fie an eine 
Berfammlung gewiefen, welcher feine regelmäßige Wiederkehr zuge⸗ 
fichert if. Ob nun diefe Unterſcheidung zwedmäßig, - ob überhaupt 
bie Bertheilung der centralftändifchen Befugniſſe in zwei verfchienene 
Körperſchaften nüglich fei, dieſe Fragen haben zu den weitläufigen Erör- 
terungen geführt, die auch in biefer hohen Berfammlung, wie «6 
fheint, die Majorktät für Die Anficht gewonnen haben, daß eine 
ſolche Trennung nicht vortheilhaft fei, und gerabe hierüber wird 
fi) diefelbe in ihrem Voto, befonbers in vem Voto über die zweite 
jest vorliegende Frage, auszuſprechen haben. Nur damit nicht aus 
meinem Schweigen auf ein Zugeftänpniß gefchlofien werden könne, 
glaube ich noch zwei Punkte berühren zu müflen. In dem Gut 
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achten der Abtheilung Ift hervorgehoben, wie des Könige Majeſtät 
in der Thronrede audgefprodyen hätten, daß das Gefeg vom 17. 
Januar 1820 in feinem unausgeführten Theile den Ständen Rechte 
und Pflichten gebe, die weder von den provinzialfländifchen Ber: 
fümmlungen noch von den Yusfchüffen geübt werben Fönnten, und 
daß Alferhöchftviefelben der geſetzlich gebotenen Berfammlung alle aus 
jenem Geſetze fließenden Rechte zuerkannt hätten; in dem darauf fol: 
genden Sage aber ift darauf hingeriefen, daß hierin bereite indirekt 
die Rothwenbigfeit der Pertobizität anerkannt fei. Die Worte ber 
Allerhöchften Thronreve find richtig citirt, aber aus zwei verſchiede⸗ 
nen Saͤtzen zufammengeftellt und ſchon bieferhafb mit Vorſicht zu 
beurtheifen. Indeſſen würde allerdings ein Wiberfprucdy mit der 
Geſetzgebung vom 3. Februar vorhanden fein, wenn darin gefagt 
wäre, daß diefenigen Rechte, welche aus dem Gefehe von 1820 ent: 
fpringen, allein den Vereinigten Ständen übertragen werben fünn- 
ten oder follten. Das ift aber in der Thronrene nicht ausgefprocen, 
fondern nur die Andeutung darin enthalten, daß der Geſammtheit 
der Provimial-Stände der Vollgenuß jener Rechte übertragen fei. 
Daraus ift aber nicht zu folgern, daß dieſer Vollgenn ihr allein zu 
geben befchlofien fei, und hierin Tiegt eben ber Unterſchied. Derje⸗ 
nige Theil diefer Rechte, welcher der Natur der Sache nach periodiſch 
wiederfehrt, umd zwar der unbebeutendere, mehr mechaniſche Theil, 
ift den Vereinigten Ausfchäflen in Konkurrenz mit dem Vereinigten 
Landtage überwieſen, nnd nur die wichtigeren Rechte die an Feine 
Beriopizität gebunden, fonvern nur von zufälligen ungewöhnlichen 
Ereigniſſen abhängig find, hat der Gefebgeber ausſchließlich dem 
Vereinigten Landtage übertragen. Weil aber dieſe Befugniffe nur 
ſolche find, die nicht in beftimmten Zeitabfchnitten wieberfehren, war 
eine Periobizität des Vereinigten Landtags nidyt notwendig md iR 
deshalb in der Gefehgebung vom 3. Februar nicht vorgefehen. 
Außerdem hat ein geehrter Herr Redner hevorgehoben, daß 
in Beziehung auf die Periobigikäit durch das Geſetz vom 3. 
Februar gleihfam ein Rückſchritt gemacht fei; des Könige 
Majeftät Hätten die Beriopizität der Brovmzial » Stände anerfannt, 
viefe hätten ein ansgedehnte®, oder, wenn ich reiht gehört, ein 
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materiell unbefchränftes Pelltionsrecht gehabt; es ſeien nun zwei 
centralitänvifche Körperfchaften gefchaffen, die WBereinigten Lands 
tage mit unbeftimmter Wiederkehr und die Bereinigten Ausſchüſſe 
mit beflimmter Wieberfehr. Den Lepieren fei zwar auch das Pe⸗ 
titionsrecht gegeben; dieſes Petitionsrecht ver Vereinigten Ausichüfle 
koͤnne aber bad regelmäßige Petitionsrecht der Provinzial Stände 
nicht erſetzen. Hierauf habe ich zu bemerken, daß eine geſetz⸗ 
che Periodizitaͤt der Provinzial Stände nicht ausgefprocdhen, was 
aber in dieſer Beziehung angeordnet, bis dahin nicht widerrufen iR. 
Des Könige Majeſtäͤt haben in den Landtags⸗Abſchieden allerdings 
erklaͤrt, daß die Abſicht fei, die Provinzial⸗Staͤnde von zwei zu zwei 
Jahren, fofern nicht überwiegende Hinderniſſe entgegentreten, einzu⸗ 
berufen, und dieſe Abſicht ift bis jetzt nicht widerrufen. Das Per 
titionsrecht, welches vie Provinzial⸗Staͤnde befaßen, beſthen fie noch 
und zwar genau in demfelben Umfange, wie es ihnen urfprünglidh 
verliehen iR. Es bericht fich bekanntlich lediglich auf prowinzielle 
Gegenflände. Das Petitionsrecht, welches Se. Majeflät dem Ber: 
einigten Landtage nud den Bereinigten Ausſchüͤſſen gegeben Haben, 
ift ein durchaus neues, weil es fich auf Gegenſtaͤnde bezieht, welche 
die Gefammt » Intereffen des Staates umfaflen. Es iſt alfo durch 
die nene Geſeggebung das Petitionsrecht eben fo wenig befchränft, 
abs die Periodizitüͤt, weil, wie ich wieberhele, in beiden Beziehungen 
die provinzialſtaͤndiſchen Befugnifle feine Menderung erlitten haben. 

Wenn Übrigens, wie ich aus den Reben der hohen Berfamms 
ung entnehmen zu müflen glaube, der größte Theil der verehrten 
Mitglieder zu ver Ueberzeugung gelommen iſt, daß die Periodizitc 
des Vereinigten Landtages eine Verbeſſerung der Gefehgebung vom 
3. Kebruar fei, fo kann ich nur dasjenige wiederholen, wozu ich 
mich in der Staͤnde⸗Kurie bekannt habe, nämlich zu der Erklärung, 
daß, wenn die hohe Berfammlung zu dieſer Anficht gelangt iſt, wenn 
fte zugleich Die Ueberzeugnng gewonnen hat, daß die Stellung 
einer dahin gerichteten Bitte ſchon jeht zeitgemäß, daß 
fie nothwendig fei, daß fie, aber auch nur unter biefen 
Boransfegungen, vertraumsvoll vie Bitte an den Thron Gr. 
Majeftät des Kuigs niederlegen möge in ber Zuverſicht, daß bert, 


wo alle das Wohl des Vaterlandes beswedende Bitten eine gute 
Stätte finden, auch dieſer Antrag ber reiflichſſen Erwägung unter: 
liegen werde. Ich wiederhole aber auch die in ber anderen Kurie 
ausgeſprochene Erwartung, daß die hohe Kurie jede Emtfcheibung 
St. Majeftät ded Könige im der Liebergeugung und mit dem Ber- 
trauen aufnehmen werde, daß foldhe von dem erhabenen Staudpuukt 
des hohen Königlichen Berufs geprüft, nach beftem Wien uud Ge⸗ 
wiflen erlaflen fei. 
(Einige Stimmen: Bravo!) 

Referent won Keltſch: Die Debatte bewegt fh meiner Unficht 
nach ſchon feit langer Zeit hauptſaͤchlich darum, welche Form der 
Motivirung des Autrages zu geben fein werde, falls eine Majorität 
fih für einen Beitritt zu der Bitte der Kurie der drei Stände vers 
einigen follte. Es ift dabei mehrfadh darauf hingedeutet worben, 
baß man eine weitere Yeußerung barüber erwarte, was das Gut⸗ 
achten gemeint habe, wenn es im Eingange beilelben fogleih auf 
den Rechtspunkt bingewielen habe. Ic habe mir vorhin vorbehal- 
ten, über dieſen Gegenfiand weine perfönliche Anſicht noch zu ent⸗ 
wideln. Ich werde mid) bemühen, fie ſo ſurz wie möglich zuſam⸗ 
wenzudrängen. 

186 find Rechtiögrüude für, Rechiägrände wider vielfach auf- 
geßellt worden. Ich werde mich nicht in des Feld juriſtiſcher De⸗ 
duftionen verlieren; ich glaube, auf dieſem Felde wird die Löſung 
nicht zu finden fein. Wenn ein Uebergewicht ver Gründe auf irgend 
einer Seite klar vorhanden wäre, fo wären bie Zweifel der Mei⸗ 
gungen längft gelöft. Aber gerade daraus, daß bis jest fich eine 
Bereinigung der Meinungen noch nicht herausgeſtellt hat, glaube ich 
Har entuchmen zu können, daß eben ein Uebergewicht noch auf kei⸗ 
ner Seite vorhanden iſt. Ich felbft bin ans ver hiſtoriſchen Rechtes 
ſchule hervongegangen, welcher das ſchon mehrfüc, genannte Mitglied 
des Rathes der Krone als leuchtender Stern vorgeſtunden hai. Aus 
dieſer Schule babe ich zwei Säße in meine Seele tief eingeprägt. 
Der erfte ift der, daß ein Recht ſich bildet, mie die Sprache, un- 
ſichtbar und allmaͤlig. Wir finden bie Erfcheimmg, daß irgend ein 
Gegenſtaud mit einem Wort bezeichnet wird; Niemand fan fagen, 





wie ſich das geſtaltet bat; aber Die Thatſache tritt mıf einmal auf, 
weil die Ueberzeugungen fidy dahin vereinigen, daß man bie Suchen 
fo nennen fol. Der zweite Gap if der, daß jedes Recht ner 
dann wirfliches inneres Leben hat, went es mit der volldänbigen 
Üeberzeugung der Gefammiheit zufammentrifft. ine poſitive Form 
fann zwar ein Recht erzwingbar machen, aber wahres Leben wird 
es nicht haben, wenn die Meinuugen nicht damit zuſammentreffen. 
Einen ganz kurzen Blick will ich in das Verhältniß unferer ein⸗ 
zelnen Provinzen in der Vorzeit werfen. Der größere Theil unferer 
Provinzen hat ganz pofitive Rormen gehabt, die das Verhäͤltniß ver 
Kegenten zu der Provinz, die Steuer: Berhältnifie u. vergl. feſige⸗ 
Felt haben, und doch iR in jeder Provinz beinahe bie Ericheinung 
hervorgetreten, dab dieſe Rechtögnflände untergegangen, baß fle ver 
ſchwunden find, und zwar meift, ohne daß poſitiv die Aufhebung 
der früheren Normen ansgefsrochen .war. Worin hat Dies feinen 
Grund? Die allgemeine Ueberzeugung hatte fh davon abgewendet 
und erkannie an, daß fie nicht mehr gelten, unb hatte ſich anderen 
Normen zugewendet. Es fällt mir nicht ein, irgend Wünſche yerüds 
rufen zu wollen, daß folche Verhaͤltniſſe wieberauffeben fellen, das 
wäre ein Unglück für unfer Land; ich glaube aber ein Verfiänuniß 
unferer jebigen Lage barin zu finden. — Run zu dieſer. 
Die frühere Gefepgebung von 1815, 1820 unb 1823, unächk 
aber die beiven erften, haben vie Rechts⸗Idee einer centralſtaͤndiſchen 
Köryerihaft gepflamt; diefe Idee hat damals Wurzel geſchlagen; 
fie hat, wie ich es auffafie, feitbem überall diefe Wurzeln feRler ges 
trieben. Ich nehme an, mich wicht zu irren, wenn ich glaube, bie 
allgemeine Meinung hat ſich mit derſelben vollſtaͤndig jetzt verwehh 
Richt will ich. darauf weiter eingehen, daß man ſagt, jene früheren 
Befeugebungen feien weiter nichts, als Verheißſungen. Mir Icheinen 
fie mehr zu fein, denn fie tragen den Stengel Allerhöchfer Könige 
licher @efehe, einen heiligen Stempel, der, meines Daflichaltens, 
hoch noch etwas mehr enthält, als blos eine Verheißung, din Bew 
fpredyen. Aber ich bin auch nicht einen Augenblit zweiſelhaft, daß 
jene frühere Geſehgebung noch keinesweges dad Recht hinreichend 
poſttiv formell fo auagefprochen bat, daß das Land, daß die CAAy 


zuuntweunben darauf feßen Tännien, aus biefen Geſehen ein Flores 
Recht herzuleiten. Denn das Bann? ımb Wie? der weiteren 
UAnsbiſdung ver ceniralftäwbiichen Körperſchaft ift eben damals aus: 
druͤcklich vorbehalten worden. Juſofern bin ich volkänbig davon 
Wurdjdrungen, daß das jebige Schaffen unterer centralſtaͤndiſchen 
Berfammiung ans vollfommen freier Macht⸗Vollkommenheit Sr. 
Majeftät des Könige hervorgegangen ift, aber, wie das Se. Ma 
zeſtaͤt uns ſelbſt gefagt haben, foribanend auf jene Geſetzgebung und 
fribſt vielfach darauf hinweiſend. 

Eine beftimmte Zahl für die periobifche Wiederkehr ber central: 
Ränpifchen Berfammlung iſt in der feiheren Geſetzgebung nach mei 
wer Ueberzeugung nicht enthalten, Rur mit einem Wort will id 
darauf hinweiſen, daß ich die Angabe eines Jahres, Die in bem 
Geſetz von 1820 fteht, meines Dafichaltens nicht fo verſtehen fanı, 
als fei Dadurch irgend ein Recht in Ausficht geftellt, daß Die central 
ſandiſche Verſammlung alle Jahre wiederkehren foll. 

Gs iR vorhin darauf aufmerkſam gemacht worden, dag das Gut 
achten in der Thronrede einen Sap. enthält, der in einem anderen 
Sinn hier aufgenommen fei, als in der Thronrebe. Ich glaube, daß 
das nicht behauptet werben Tann. Das Gutachten Bat allerkings auf 
die Thronrede Bezug genommen, hat das aber chen uur hinweiſend 
getban, es -hat keinesweges aus ben angeführten Siäben ber Thron: 
rede eine poſitive Folgerung gezogen, auch gar nicht ziehen wollen. 
(56 fommt mm darauf an, ob es ſtatthaft fein wird, auf wie früher 
Geſetzgebung binzumeifen in den Motiven. Meines Erachtens if es 
Ratihaft, denn die Art und Weile, wie ein folches Hinweiſen in dem 
Gutachten angedeutet worden it, bat nicht ein fogenanntes Boden 
auf Rechte fein ſollen; ich glaube, das liegt nicht darin, die Hin 
weifung hat mehr einen hiſtoriſchen Charalter, fie lehnt fach am bie 
eigenen Worte Er. Weieftät, fie ift meines Dafkehaltens völlz 
loyal. ine Beziehung auf die frühere Befehgebung verfkößt babr 
meiites Erachtens, in Teiner Weiſe gegen den Rehesbegrif aber auch 
aicht gegen vie Loyalitaͤt. 
bh werde nicht weitee md) dariiber aubiehen, inwiefern be 
Mangel poſuiver Fermen feine Ergänzung finse in ber höheren, in 
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der Sache liegenden Nothwendigkrit; aber das (ine glauhe ich au- 
führen zu müflen: Eben fo, wie in dem thieriſchen Organismus ber 
regelmäßige Pulsfchlag das Lebensprinzip ift, fo glaube ich, ift nach 
der Erfahrung aller Zeiten, aller ſtaͤndiſchen Körperichaften die regel: 
mäßige Wiederkehr die Lebensbedingung aller ftändifchen Körpers 
fehaften. Ueber die Nüplichfeit werde ich mich gar nicht verbreiten, 
fie ift von allen Seiten hinlänglich erfchöpft worden. 

Meiner Auffaffung nach ftehen alle drei Gründe, wenn ich fie 
fo nennen kann, nämlidy die Hinweifung auf die frühere Geſetzge⸗ 
bung, die in der Sache liegenden Nothwendigkeitsgründe, die Nüß- 
lichkeitsgründe, in einer Linie. Der Weisheit Sr. Majeftät des 
Königs ift es anheimgegeben, welchen diefer Gründe Hoͤchſtdieſelben 
werden ſo viel Gewicht beilegen wollen, um daraus eine veweguns 
zu finden, einer Bitte ſtattzugeben. 

Ich halte dafür, daß es nicht räthlich ift, dem Vorſchlage als 
Amendement beizutreten." Es ift, meiner Meinung nach, vollfommen 
entwidelt, daß ed der Form und dem Inhalte nach nieht fo geſtellt 
iſt, daß ed unter den Begriff eined Amendements zu ſtellen if. Es 
iſt nun noch ein Amendement des Grafen von. Redern aufgeflell. 
Allein ich glaube, daß and) dieſes wieder feine Bitte iſt, ſondern die 
Begründung einer Bitte. Ich muß mich gegen dad Amenbement 
des Grafen von Redern erklären, habe aber fein Bedenlen babei, 
ganz diefeiben Worte in die Begründung mit aufzunehmen, aber ger 
trennt vom Beſchluſſe felbit. 

Graf von Sterfterpl: Ich pflichte dem Herrn Referenten beis 
‚Hätte ich nicht daB Vertrauen, fo würde ich ger nicht bitten. Das 
Bertrauen gehört alfo unter die Gründe. Die befagte Phrafe aber 
ohne viefed Wort hieße dem Recht Sr. Majeftät vargreifen, denn 
die Erkebigung dieſer Angelegenheit iſt und bleiht Sr. Majenät im⸗ 
mer anheimgeſtellt. 

andtags - Maxſchall· Wenn Feine weitere Bemerlung ef 
jo kommen wir zur Abſtimmung. 

Graf son Sandsberg: Ich erlaube mir die Frage, ob jetzt * 
über das Amendement abgeſtimmt werben ſoll, oder ob ic) noch et⸗ 
was darüber bemerken darf? 
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Aandtags -Marſchall: Zu Allen, was noch über den Bericht 
der Abtheilung und über bie in der Berathung gemachten Borfchläge 
beigebracht werden foll, ift es jetzt an der Zeit. 
Graf von Sandsberg: Es ift die Behauptung aufgeftellt wor- 
den, daß meinem Amendement feine Bitte zu Grunde läge. Man 
-Fönnte die Faſſung fo formuliren, daß flatt der Worte: 
nGie glaubt, die Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit mit Bertrauen 
Sr. Majeflät dem Könige anheimftellen zu dürfen“, 

e8 vielmehr heiße: 
„Und erbittet die Erledigung biefer wichtigen Angelegenheit im Vertrauen auf 
die Weisheit Sr. Majeſtät.“ 

Graf zu Dolms-Paruih: Ich ſchließe wich dieſer Faffung ba- 
rum an, weil vorhin dem Grafen von Landöberg der Vorwurf 
gemacht worden ift, in feinem Amendement fei keine Bitte enthalten. 
Wenn alfo das Wort „Bitte hineinfommt, fo wird ber Zweifel 
befeitigt fein. 

Graf sen Araim: Ich muß bemerken, daß ber Borwurf cin 
zweifacher iſt. Erfiend enthalte das Amendement feine Bitte, und 
ſei darum nicht formell zum Bortrage an Se. Majeflät geeignet. 
Der zweite Vorwurf, der gemacht worden it, bezieht ſich darauf, 
daß Die in dem Amendement enthaltene Anficht Se. Majeſtät nicht 
in die Lage febt, eine fo beftimmie Entſcheidung über das zu fäl- 
lien, was man erbittet. Es iſt eine Anſicht ausgeſprochen, was an 
und für ſich zur Erreichung der heilfamen Zwecke ober ber Abficht 
entſprechend fein dürfte. Sodann wird Se. Majeſtüt gebeten, in 
Gowägung zu nehmen ıc. Er wird aber nicht gebeten um einen be- 
fimmten Ausſpruch, und das ift Der Bunft, der vorzugsweiſe in's 
Ange gefaßt worden iſt von benjenigen, bie eine Erledigung biefer 
Angelegenheit wünfchen. 

Jürſt von Sichnowoky: Der 8. 13, den ich ſchon citirt habe, 
fpricht nur von Bitten und Befchwerven; ein Weiteres, was nicht 
darin enthalten iſt, iſt micht geſetzlich zuläflig, und wir haben nur 
über eine Belition gu berathen, die von ber Kurie der drei Stände 
an und gefommen if. Diefe haben wir anzunehmen ober zu ver: 





_ 67 — 


werfen. ebenfalls bleibt e8 eine Bitte. Wir bewegen uns fonft 
auf vollkommen ungeſetzlichem Gebiete. J 

Graf von Sandsberg:; Ich habe bemerft, daß es verfchiedene 
Arten des Ausdrucks einer Bitte giebt, und wenn bie Bitte klar 
ausgefprochen iſt, fo fehe ich nicht ein, daß wir uns auf ungefepli- 
chem @ebiete befinden, fondern auf dem fogenannten Rechtsboden. 

Graf son Redern: Ich will mir erlauben, das Amendement, 
wie es jebt formnlirt iſt, vorzulefen: 

„Se. Majeſtät allerunterthänigk zu bitten, die periobifche Binberufung des 
Bereinigten Landtages in einer von Allerhöchſtdemſelben zu beſtimmenden Friſt 
Allergnäpigft ausſprechen zu wollen. 

Die HerrensKurie übergiebt ehrfurchtövoll die Erlebigung biefer wichtigen 

Angelegenheit mit unberingtem Bertrauen Er. Majeät dem Könige." 

Graf zu Pohna-AMauch: Ich wollte auf das Amendement des 
Grafen von Landsberg nochmals zurüdfommen. Wenn ich daf- 
felbe recht verftanden habe, fo enthält e8 einen verborgenen Antrag 
auf eine vierjährige Periodizität des Vereinigten Landtages, indem 
es die Bitte ftellt, die periodiſche Einberufung der ftändifchen Aus⸗ 
(hüffe auf den Vereinigten Landtag zu übertragen. Der Antrag 
der Abtheilung geht aber dahin, fich jeder Bitte um eine genaue 
Friftbefiimmung zu enthalten. Hierauf wollte ih nur aufmerffam 
machen, daß mir jene Bitte in dem Amendement entfchieven ausge⸗ 
ſprochen ſcheint, weshalb ich mich dagegen erfläre. j 

Graf von Sandsberg: Wenn mir etwas zur Laſt zu flellen 
geweſen wäre, fo wäre es das gewefen, daß ich zwei Säge kom⸗ 
binirt habe. Zu meiner Verwunderung ift mir aber dieſer Vor⸗ 
wurf nody nicht gemacht worden. Ich muß befennen, ich habe der 
Sache vorgegriffen, indem ich vom Ausſchuß gefprochen habe. Ich 
habe geglaubt, daß beide Gegenftände fo nahe mit einander ver- 
wandt find, daß der eine ſich nicht füglich vom anderen fcheiven 
laſſe. Es würde nad) meiner Anficht eigenthümlich fein, wenn 
wir die Periodizität des Vereinigten Landtages beantragen und bie 
Ausſchüſſe gleichfalls mit Periobizität beftehen Tafien wollten. In 
dieſer Hinſicht habe ich für zwechnäßig erachtet, der hohen Kurie 
vorzufchlagen, daß fie über beide Sätze ſich zugleich und in ver 
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Art ausfprechen möge, wie in dem Amendement angegeben if, näm: 
lich dahin, daß man von den Yusfchüffen abfähe und den Wunſch 
ausfpräche, baß es eutjprechender wäre, ftatt derſelben den Landtag 
ſelbſt eintreten zu laſſen. Diefes habe ich dabei beabfichtigt, und das 
iR der erſte Sag meines Antrages, den ich glaube hierdurch auf das 
Klarfte auseinandergefegt zu haben, und gegen defien Inhalt um 
fo weniger etwas zu erinnern fein bürfte, als alle Mitglieder, vie 
ich gehört habe, fich mit diefer Anficht volftändig einverftanden aus 
gefprochen haben. Alfo von dem erften Sage meines Antrags, ver 
auf das Materielle der Sache eingeht, glaube ich nicht, Daß er irgend: 
wie unrichtig geftellt wäre. Dagegen habe ich den zweiten Sap mei 
ned Antrags in der Art geftellt, wie ich geglaubt habe, daß er Sr. 
Majeftät dem Könige gegenüber eutfprechenber fein voirbe. Dan 
‚hat mir den Vorwurf gemacht, daß ich Feine Bitte ausgeſprochen 
hätte. Ich habe mich fchon dahin erflärt, daß eine Bitte auf man: 
nigfache Weife ausgeſprochen werden könne, ja fo, daß oft noch 
mehr darin enthalten fei, als ſelbſt das Wort „Bitte“ beſagen 
Tonne. ber wenn die hohe Kurie fid) daran ſtoßen möchte, fo 
babe ich mich bereit erklärt, das Wort „Bitte“ einzufchalten. 

Sendtags - Marſchall: Wollen Sie den Vorſchlag mir überge: 
ben, fo wie er zulett von Ihnen gefaßt worden ift? 

‚Se. Königlihe Hoheit der Prinz nen Preuſſen: Ich wollte mir 
eine Berichtigung erlauben. Sie haben gemeint, bie Faffung in Be⸗ 
treff der Ausſchüſſe ſtehe mit der Cinberufuug auf alle vier Jahre 
in. Verbindung; aber es fommen bier die Worte vor: „in einer 
yon Sr. Majeftät dem Könige zu beflimmenden Frift, womit alje 
bie 4 Jahre nit pure übernommen fein können. 

Fürft Sihnomshy; Wenn der verehrte Redner aus Weſtphalen 
zu dem, was bisher nad) feine Bitte war, indem ich außerbem, 
wenn ed eine Bitte geweien wäre, nicht einfehe, warum das ſchoͤne, 
deoote, vertrauensvolle Wort nicht gebraucht werben follte, bad 
Wort „Bitte Hinzufügt und fein Amendement alfo in eine Bitte 
umftempelt, fo werben wir demnach einen neuen Borfchlag hören. 
Daun wird aber feine Bitte dem legten Amendement ſehr ähnlich 
‚werben, und ich kann nur, wie viele Mitglieder und erlauchte Dit 
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glieder der Verſammlung gethan haben, dem Amendement des Gra⸗ 
fen von Redern beiftimmen. 

Sandtags- Marfdall: Mir werben bie Faſſung vernehmen, wie 
ſie jetzt aufgeſtellt worden iſt. 

Graf von Landsberg: Das Amendement würde jetzt fo 
lauten: | | 

„Die HerrensRurie iſt der Anficht, daß es zur Erreichung der weiſen und wohl⸗ 
thätigen Abſichten, welche Se. Majeſtät den Koͤnig bei Erlaſſung der Verord⸗ 
nungen vom 3. Februar d. J. geleitet haben, entſprechend fein dürfte, wenn 
ſtatt ber periodiſchen Viederkehr der Vereinigken Ausſchüſſe vielmehr bie pe⸗ 
riodiſche Cinbernfung eines Bereinigten Landtages in einer von des Koͤnige 
Majeſtaͤt zu beſtimmenden Friſt angeorbuet werden moͤchte, und erbittet bie Ers 
ledigung dieſer Angelegenheit im Vertrauen auf die Weisheit Sr, Majeſtät“ 
(Mehrere Stimmen: Daoas ſcheint doch daſſelbe zu fein! Und 
mehrere Mitglieder melden fih um das Wert) 

Iandiags- Marihel: Wir. müflen in der Ordnung bleiben, in 
welcher ſich gemeldet worden ift, und was die Brageftellung betrifft, 
fo erfemte ich doch gax. fein Bedenken, warum biefer Vorſchlag nicht 
zur Abſtimmung zu bringen wäre. 

Graf von Aruim: Zunähft dem Vorſchlage der Wbtheilung 
fteht das Amenbement des Grafen von Redern, und biefes woärbe 
zuerft zur Abſtimmung kommen müſſen. j 

andtags -Marſchall: Darüber befteht Feine -Beitimamung, fon, 
bern die Beſtimmung, welche bie Herren- Kurie beantragt hat, ift 
gerade die, daß die Amendements in der Neihefolge, wie fle einger 
bracht worden find, zur Abſtimmung kommen möchten. 

Zürft Sihemwuchy: Das Amendement des Grafen von Re⸗ 
dern ift alfo früher; als das von dem Mitglieve aus Weftphalen 
zur Abſtimmung gu bringen, nachdem das Amendement des Grafen 
von Landsberg in feiner bermaligen Form erſt jet vorgelegt 
worben ifl. 

(Mehrere Stimmen bezeigen ihre Zaſtimmung durch den Aus: 
ruf: Ja wohl.) 

Sandtegs- Marſchall: Ganz unbeftritten iſt aber doch, daß jes 
dem Mitgliede das Recht zufteht, feinem Vorſchlage diejenige Abän⸗ 
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derung zu geben, die es für zwedmäßig erachtet, und son biefem 
Mechte hat Graf Landsberg Gebrauch gemacht. 5 

‚Graf son Arnim: Der Her Graf Landsberg bat das 
Amendement nicht blos in der Faſſung verändert, fondern in einem 
wefentlichen materiellen Punkte, indem er der Anheimgabe eine Bitte 
hinzugefügt bat. Entweder ift die Veränderung weſentlich, und dann 
ift e8 ein neues Amendement und fommt hinter dem des Grafen 
Redern, oder die Veränderung iſt unwefentlih, und dann follte 
fie nicht Gegenſtand einer weitläuftigen Erörterung fein. Ich glaube, 
daß das Amendement des Grafen von Redern viele Anfichten in 
fi vereinigt, und daß es nad) dem Gutachten ber Abtheilung, dem 
ich zunächft beitrete, zur Abſtimmung fommen müßte. 

Graf Purghaus: Ich erlaube mir zu bemerken, daß meiner 
Uebergeugung nad) die beiden geftellten Amendements ſich ihrem we: 
fentlichen Inhalt nad fehr nahe flehen und nur eigentlich in ber 
Form von einander abweichen. Wenn es jedenfalls nun wuͤnſchens⸗ 
werih erfcheint, daß die Abſtimmung der hohen Kurie ſich nicht ber 
Form wegen zerfplittere, fo flelle ich anbeim, ob beide Antragfielle 
fi nicht über ihre Amendements vereinigen wollten, fo baß eine 
möglich umfangreiche Ginigfeit ber Abſtimmung fich beramaftelit. Es 
it nichts betrübender, als eine Zerfplitterung da eintreten zu fe 
ben, wo die Meinungen dem Weſen nad) einig und nur der Form 
nach verſchieden find. 

Saubiags- Marſchall: Es iſt vorhin erwähnt worben, daß in 
dem Vorſchlage ded Grafen Redern eigentlich nichts "Neues liege. 
Graf Redern teitt im Wefentlihen dem Antrage der Abtheilung 
bei und fügt mur den Zuſatz binzu: „pie Herren⸗Kurie übergiebt 
die Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit mit unbedingtem Ber: 
trauen Sr. Majeftät dem Könige‘, und wenn vorhin bemerkt wor: 
den ift, daß bierin nichts Neues Liege, fo if dieſe Bemerkung im 
Allgemeinen als begründet anzufehen. Wenn aber gefagt wird, daß 
zu dem Vorſchlag des Grafen Landsberg eine weſentliche Abaͤn⸗ 
derung binzugetreten fei, fo ift darauf zurückzukommen, was frühe 
gefagt worden ift, daß es im Weſentlichen doch daſſelbe fei, ob die 
Gründe angeführt werben, weshalb man der Anficht fei, daß über 
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haupt eine yerladifche Wiecderkehr wünfchenswerth erfiheine, und daß 
man ben Gegenfland bios dem Ermeilen Sr. Majeftät dem Könige 
anheimfiellen wolle, ober ob man fich dahin äußert, man bitte Se. 
Majeftät, ven Gegenſtand in reifliche Crwägung ziehen zu wollen. 
Es iſt von vielen Seiten früher bemerft worden, es liege hierin 
fein Unterſchied, und ich muß bemerfen, daß der Graf Landsberg 
nur erfärt hat, er made aus dem Grumbe diefen Zuſatz, den er 
an fich nicht für erforberlich halte, weit ihm das formelle Bedenken 
entgegengehalten worden fei, daß ihm der Ausdruck der Bitte mangle. 
Das ift der Grund geweien, welcher den Brafen Landsberg be- 
Kimmt dat, dieſen Jufap zu machen, in welchem eine wefentliche 
Abänderung des Vorſchlages zu erkennen ich nicht im Stande bin. 

Graf Itzenplig: Der Graf Landsberg hat noch einen ander 
ren PBunft geändert, der wefentlih if. Er hat dem Schluſſe hin- 
zugefügt, daß Se. Majeflät ausdrücklich gebeten werben follen, bie 
MWiederfehe in einer von Allerhöchſtdemſelben zu beftimmenden Friſt 
auszufpredden. Das ift, wie ich bei der lebten Verleſung vernom- 
men babe, er bineingefommen. 

andia ge··Marſchall: Diefe Stelle war im urfpränglichen Vor⸗ 
ſchlage enthalten. Es handelte fich weiter darum, ob der Antrag» 
fteller dem Borfchlage beitritt, daß der Eingang feines Amendements 
dahin abgeändert werde, daß er heiße: „Die Kurie tritt dem An⸗ 
trage der Kurie der drei Stände mit der Mobiftfation bei u. ſ. w.“ 

Graf Sandsberg: Damit Bin ich ganz einverflanden. 

Graf Pothe zu Stolberg: Hierin finde ich einen wefentlichen 
Unterſchied des Amendements mit dem Antrage der Abtheilung. 

andtags · Marſchall: Das ift ein neuer Borfchlag von dem 
Grafen von Itzenplitz, der urfprünglich in dem Borfchlage des 
Grafen Landsberg nicht enthalten war. 

Graf Ztzenplitz: Es if kein Vorſchlag von mir, ich bleibe 
bei dem Borfchlage der Majorität und fage nur, daß, wenn dieſes 
Amendement fo verändert werben foll, daß es überhaupt in den ge 
feblichen Weg ver Bitte fommt, im Anfange deſſelben ſtehen muß: 
„Die Kurie tritt dem Autrage bei’, ober; „fie tritt ihm nicht bei 
und verwirft jhn“, fonft Tann die Kurie der drei Stände feinen weis 
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teren Beſchluß darüber fallen. Der Biſchauß muß mit dieſer Me⸗ 
dififation an die andere Kurie kommen, damit bie Drei-StändesKurie 
eine Berathung einkeiten bann; ich kaun bei dem beiten Willen kei⸗ 
nen anderen gefeglihen Weg finden, ſondern es kann nur gefagt 
werden: „Man tritt bei mit Mobififstiouen oder man verwirft ibn.“ 
Alſo in diefe Form muß das Amendement gebracht werden, Damit 
ein Beſchluß dariiber gefaßt werben kann. 

Graf Sandsberg: Ich erlaube mir u bemerien, daß dies reine 
Formſache ift. Ä 

Fuͤrſt Fynar: Wir find aber an Formen gebunden. 

Graf Dahn: Es muß ein ſbormlicher Autrag fein, denn bie 
Sadje muß wieder zurück an die andere Kurie, und diefe muß wil- 
fen, woran fie ift; denn über Auſichten hat die Kurie nicht zu be⸗ 
rathen. 

Sandtegs- Marſchall: Dem Vorſchlage würde bei ber Frage 
ftellung etwa die Faſſung zu geben fein: „Beſchließt die Krrie, die 
in dem Borfchlage des Grafen von Landsberg enthaktene Bitte 
an Se. Majeftät den König zu richten?‘ Und hierin wäre eine 
Anſicht der Kurie ſo vollſtaͤndig ausgeſprochen, wie fie . überhaupt 
nuc dur; einen Beſchluß  ansgefprochen werden kann. 

Graf Byhra: Ich eriambe mir, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß ver Beſchluß eines Wunſches nicht puſſend fein durfie, ſondern 
die Worte: „Die Herren⸗Kurie beſchließt“ entſprechender fein werben. 

Sandtegs- Sarah: Was ich ſagte, bezieht ſich anf die Yal- 
fung, weiche der Vorſchlag jest erhalten Hat. Die Kurie beſchließt, 
an Se. Majeftät ven König die Bitte zu richten u. f. w. Das if 
der Beſchluß, auf den dee Graf von Landsberg angelwagen hat. 

Graf York: Die Kurke muß voch einen Beſchluß auf- die vor 
liegende Petition faflen. 

Sauvtags-Mlarfäull: Nun, quisque verborum suorum opti- 
mus interpres. Wir werben vernehmen, wie ber Graf von Lands⸗ 
berg fein Amendement eben geftellt Hat. Cr exflärte vorhin, er 
wäre mit der Abänderung feines Worfchlags nach der Anficht bes 
Grafen von Arnim einverfianden, und ich moͤchte entnehmen, in weis 
her Weife. Ich habe auch nichts dagegen zu’ bemerken, daß dieſer 








u ı 563 — 


Eingang gewählt würde; ich möchte aber vernehmen, welcher Ein 
gang nun gewählt worben iſt? 

Graf Dyhen: Ic bemerfe, daB. unfere Anftcht feine Modiñ⸗ 
kation der Anſicht der anderem Kurie iſt. Das müſſen wir beſtimmt 
und ſtark ſagen. 

Graf Arnim: In Beziehung auf bie Geſchäͤftsordnung wollte 
ich mir die Bemerfung erlauben, dag ed nicht augemeſſen erfcyeint, 
im Wege der Unterhaltung ein Amendement zu formuliren; ein 
Amendement einer fo wichtigen Sache muß vorher ſchon formulirt 
niedergelegt werben, und an dieſes muß fich die Disfuffion anfnüp- 
fen. Alles weitere Kormuliren mag im Uebrigen unter einzelnen 
Mitgliedern ftattfinden, ‚aber es kann nicht Aufgabe der hohen Kurie 
fein, in eine vorläufige Disfuffion darüber zu freien. Ih muß 
dringend bitten, daß, wenn ‚die Materie erfchöpft ift, zur Abftimmung 
über den Vorfchlag der Abtheilung geirhritten werde, ver, wie ich 
nach wie vor glaube, der einfachfte, eben fo ehrerbietig gefaßte umd 
derjenige ift, welcher auch im der. anderen Kurie am einfachften zum 
Ziele führen wird. Demnädft aber können die Amendements zur 
Abſtimmung gebracht werden, die bereits feft formulirt und Gegen⸗ 
ftand der Diskuffton geweſen find. 

. Sr. Königl. Hoheit Prinz von Preußen: Ich muß dem wider: 
fprechen, daß der Vorſchlag der Abtheilung der befte iſt. Ich habe 
vorhin ſchon ausgefprochen, Daß. das Umendement des Grafen Land e- 
berg das befte ift, und ich wiederhole es hiermit. 

Sandtags-Marfhal: Das würde zur Diskuſſion gurüdführen. 
Ich habe vorhin erkfärt, daß ich, bereit fei, die Berathung zu ſchlie⸗ 
Ben und zur Abftimmung überzugehen. Die erite Stage. wird ge- 
richtet fein auf den Antrag der Abtheilung; es ijt aber vollftändig 
in der Ordnung, daß biejenigen Amendements, welche ſogleich zu 
Anfang einee Sitzung beigebradjt ‚worden find, wenn fie nachher 
nach der Anficht des Antragftellerd eine Abänderung erfahren, auch 
mit diefer Abänderung vorgenommen, berathen und feitgeftellt wer: 
den, und wenn bied auf leichtem und einfachem Wege nicht gelingt, 
fa hleibt eben nichts Anderes übrig, als den langen und unbequemen 
Bey einzufihlagen. € bleibt alfo wohl das Zwecmaͤßigſte, "die 


Abſtimmung über dad Amendement, wie es urfprünglidh gefaßt war, 
in Ausfiht zu ſtellen und vorläufig die Abſtimmung vorzuneh- 
men über den Antrag der Abtheilung. Ich fage, in Aus—⸗ 
fiht zu fielen die Abſtimmung Über den Borfchlag, wie er 
von dem Grafen von Landsberg urfprünglich geftellt worben it, 
d. 5. immer mit Einſchluß der Mbänderung am Schluß deflelben, 
über welchen fchon vollftändig berathen iſt; 

(Einige Stimmen erklären, noch nicht hinreichend befannt damit 

zu fein.) 

blos über die Abänderung am Cingange bed Vorſchlags iſt eine 
Feftftellung noch nicht erfolgt. 

Graf Syaar: Bevor Ew. Durchlaucht zur Abſtimmung fchrei- 
ten laſſen, muß ich bitten, daß die Amendements nochmals volfftän- 
dig verlefen werben, wie fie nun lauten. Es ift von Seiten meh⸗ 
rerer Mitglieder ausgeſprochen worden, daß man nicht mehr wiſſe 
wie das Amendement des Grafen von Landöberg Taute, und ehe 
wir und enticheiben, ob wir für den Borfchlag der Abtheilung, over 
für das Amendement des Grafen von Landsberg, oder für bad 
des Grafen von Redern flinmen, muß ich bitten, die Amendements 
nochmals vollſtändigſt verlefen zu laſſen. 

Sandtags- Serial: Diefer Berlefung fteht nichts entgegen. 

Fürft Sihnswskg: Dem muß ich mid) um fo mehr anfchlies 
Ben, als ich aus den lebten Worten Sr. Durdjlaucht nicht verſtan⸗ 
den Babe, welcher Antrag zuerft zur Abftimmung gebracht werben fol. 

Jandtags-Marſchall: Der Antrag der Abtheilung. 

Fürft Sihuswehy: Ohne weitere Mobififationen? 

andiags ⸗Marſchall: Wie er dafteht, und event. der Vorſchlag, 
welcher von dem Grafen von Landsberg gemacht ifl, und wel⸗ 
‚her jegt noch einmal zu vernehmen fein wird. 

Fir Sihuowskg: Und wann fommt dad Amendement des 
Grafen von Redern zur Abſtimmung? Ä 

(Eine Stimme: Unmittelbar darauf.) 

Graf von ſandeberg: Das Amendement würde fo lauten: 
„Die HerrensKurie tritt dem Antrage ber Dreis Stindes Kurie dahin bei, daß 
zur Grreichung der weiſen und wohltgätigen Abſichten, welche Se. Mejeikt 
den König bei Erlaflung der Verorduung vom 3. Februar d. 3. geleitet Has 





ben, entſyrechend fein vinfhe, -ugmn- Raft der periodiſchen Diederkehr der Bers 

einigten Auoſchüſſe vielmehr Die periobifche Binberufung des Dereinigten Laud⸗ 

tages in einer von des Königs Majeftät zu beſtimmenden Friſt angeorhuet 

werden möchte, und erbittef bie Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit im 
. Bertrauen auf die Weisheit Sr. Majeftät.” 

andtags ⸗ Marſchall: Run ift es alfo in eine ganz weſtand⸗ 
liche Faſſung gebracht worden. 

(Eine Stimme: Und das Amendement des Grafen von Nebern 
würde das dritte fein.) 

Wenn überhaupt nad) der Abftimmung über den Antrag ber 
Abtheilung es noch erforderlich ift, wird zunaͤchſt die Abſtimmung 
über den Vorſchlag des Grafen von Landéberg und dann Über 
den des Grafen von Redern folgen. Wenn der Antrag der Ab⸗ 
theilung angenommen ift, fällt jede weitere Frageſtellung fort. 

(Ruf zur Abſtimmung.) 

Wir werden nun zur Abftimmung kommen. 

Graf von Arnim: Ich glaube, daß das Amendement des Gra⸗ 
fen von Landsberg jebt mit dem Amenvement des Grafen von 
Redern im Wefentlichen zufammenfältt, daß daher, obgleich ich für 
meine Perfon für die Abtheilung ſtimmen werbe, eine zweifache Wo 
ftimmung über beide Amendements nicht nothwendig If. 

andtags·Marſchall: Nur eventuell, wenn nach dem Erfolg ber 
erſten Abſtimmung die Nothwendigkeit einer zweiten fi} zeigt. “Die 
erſte Frage wird alſo gerichtet auf den Antrag der Abtheilung. 

(Derſelbe wird nochmals verleſen.) 

Für Fichnswoky: ch begehre den namenilichen Aufruf. 

andtags·Marſchall: Es hat ſich bisher immer vollſtaͤndig ge⸗ 


nüuͤgend gezeigt, daß die Abſtimmung durch Zählen erfolgt iſt, wenn 


überhaupt das Bedürfniß einer vollfländigeren Ermittelung ſich her⸗ 
ausgeſtellt hat, und es wird auch in dieſem Falle genügen können, 
befonders da bie Zahl der Mitglieder von dem Secretair ſchon feſt⸗ 
geftellt if. Diejenigen aljo, welche dem Antrage der Abtheilung 
beiftimmen, würden das durch Aufftchen zu erfennen geben. 
(Da trog mehrmaliger Abzählung das Stimmenverhältniß nicht 
genau ermittelt werden fonnte, findet auf nochmaliges Bes 
gehren des Fürſten Lichnowsky, welches durch eine ge⸗ 


nägende Anzahl Diitglieber unterſtücct ward Wie nament 
liche Abſtimmung Statt, welche das Refultat ergab, daß 
die Frage mit 41 Stimmen bejaht und mit 26 verneint 

wurde. #) 
Aanstage - Marge: Die weitere Frage if gerichtet auf den 
Antrag des Grafen von Landsberg, der alfo noch einmal zu ver- 


leſen iR. 
Geſchiehi.) 

Es wird wohl moͤglich ſein, auf dem kürzeren Wege durch Auf⸗ 
‚Reben und Sitzenbleiben dieſe Frage zur Abſtimmung zu bringen, 
and es werden alfo biejenigen, welche dem Untrage, wie er chen 
verliefen worben if, beitreten, das durch Aufftehen zu erfennen geben. 

Dee Antrag bat die erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln 
nicht gefunden, und die Abſtimmung ift alfo num gerichtet auf ben 
noch weiter im Laufe der Berathung gemachten Vorſchlag des Gra⸗ 
‚sen von Redern, der ebenfalls nochmals zu verlefen ift. 

Geſchieht |. S. 657.) 
Der Antrag iſt hinreichend verflanden, wir fünnen alfe zur 
fimmung fchreiten. Diejenigen, welche dem Antrage beitreten 
wollen, würden dies durch Aufſtehen au erkennen zu geben haben. 
Geſchieht.) 
Der Antrag iſt mit geſetlich nöshiger Majorität von zwei Drit⸗ 
teln angenommen. 
Fürft von Sihuewehy: Welches iſt das Stimmenverhäftniß? 
. Sindtnge- Maexrſchall: 49 Stimmen find für, 18 gegen ben 
Antreg. 
Die nädfle Sißzung wird auf Morgen Vormittag um 10 Uhr 
waberaumt, und. Die heutige erkläre ich für gefihloflen. 
(Schluß der Siäung um 4%, Uhr.) 
*) Die Namen fiehe in der Abflimmungs s Tabelle am Schluß unfers 
Wartet. | 


Zuhaltis-Derzeihniß 
' des 


Kenuten Bandes. 
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